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VORWORT. 

Mit  dem  vorliegenden  Bande  beginne  ich  ein  Versprechen 
einzulösen,  dessen  Erfüllung  —  vor  Längerem  von  mir  in 
Aussicht  gestellt  —  bis  zur  Vollendung  des  neuen  deutschen 
Handelsgesetzbuches  hinausgeschoben  werden  musste.  Meine 
Absicht  war,  ein  der  rechtshistorischen  und  rechtsvergleichenden 
Seite  des  Aktiengesellschaftsrechts  gerecht  werdendes  Buch  im 
Style  von  Renaud's  Werk  zu  schreiben.  Das  Bedlirfniss 
nach  einem  derartigen  Werke  wird  Niemand  bestreiten,  der 
auch  nur  die  gesetzgeberischen  Leistungen  der  letzten 
zwanzig  Jahi^e  aufmerksam  verfolgt  hat;  noch  stärker 
empfindet  es,  wer  die  seit  Ren aud  erzielten  wissenschaftlichen 
Fortschritte  überblickt.  So  reich  auch  die  Litteratur  an 
kommentirenden  Arbeiten  über  Aktienrecht  ist,  so  sehr 
gebricht  es  an  umfassenden  systematischen  Darstellungen 
dieser  Materie,  Selbst  das  treffliche  Lehrbuch  Behrendts 
schränkt  gerade  hier  seine  Aus-  und  Umblicke  mehr  als 
wünschenswerth  ein.  Möge  es  mir  gelungen  sein,  die  Lücke 
einigermaassen  auszufüllen ! 

Meine  ursprüngliche  Absicht,  das  ganze  Werk  einheitlich 
erscheinen  zu  lassen,  habe  ich  in  Folge  Uebernahme  anderer 
Arbeiten  aufgeben  müssen.  Dem  ersten  Bande,  den  ich  jetzt 
herausgebe,  soll  der  zweite  baldmöglichst  nachfolgen. 


IV  Vorwort. 

War  mein  Streben  auf  die  Darlegung  der  grossen  Ge- 
sichtspunkte gerichtet,  so  ergab  sich,  dass  ich  auf  eine  liebe- 
volle Behandlung  von  Einzelheiten  verzichten  musste.  Ein 
Wettlauf  mit  Kommentaren  ist  für  denjenigen  ausgeschlossen, 
der  auf  Rechtsgeschichte,  Rechtsvergleichung  und  konstruk- 
tiven Aufbau  das  Hauptgewicht  legt.  So  ist  denn  auch  mit 
Absicht  die  Judikatur  nur  mit  Auswahl  berücksichtigt  worden. 
Wesentliches  ist  —  hoffe  ich  —  nicht  übersehen. 

Herrn  Referendar  Jorges  hierselbst  bin  ich  für  bei  der 
Korrektur  geleistete  Beihülfe  zu  Dank  verpflichtet. 

Rostock,  im  Januar  1898. 

Karl  Lehmann. 
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§  1. 

Einleitung. 

Die  Aktiengesellschaft  stellt  die  ausgeprägteste  Form  der 
Kapitalgesellschaften  dar.  In  der  grossen  Stufenleiter  des 
heutigen,  zumal  deutschen,  Gesellschaftsrechts  ist  ihr,  wenn 
man  von  den  Personal-  zu  den  Kapitalgenossenschaften  auf- 
steigt, die  höchste  Stufe  zugewiesen.  Nirgends  tritt  in  diesem 
Maasse  die  Person  mit  ihren  Eigenschaften,  ihren  Kenntnissen, 
ihrer  Leistungsfähigkeit  und  ihrem  Verstände  so  sehr  zurück 
gegenüber  der  Einlage  an  Vermögenswerthen,  nirgends  ist  der 
Einfluss  und  die  Bedeutung  des  todten  Kapitals  gegenüber  der 
lebenden  Persönlichkeit  mit  Bezug  auf  die  Handhabung  der 
Verwaltung  so  gross  als  hier.  Wie  im  Einzelnen  diese  Form 
in  den  verschiedenen  Gesetzgebungen  der  Neuzeit  geordnet 
sein  mag.  dieser  Grundgedanke  begegnet  überall,  und  die  fort- 
schreitende Ordnung  dieser  Associationsform  hat  ihn  eher 
verschärft  als  gemildert. 

Jede  rückblickende  Betrachtung  über  die  Entstehung  und 
allmähliche  Ausbildung  eines  ßechtsinstitutes  muss  von  einem 
bestimmten  Begriff  ausgehen,  den  sie  sich  als  festen  Pol  in 
der  Flucht  der  Erscheinungen  setzt,  an  dem  sie  das  Verhältniss 
älterer  Gestaltungen  misst,  um  das  ürtheil  darüber  zu  fällen, 
wieweit  früheren  Zeiten  diese  Rechtsbildung  bekannt  oder 
unbekannt  war.  So  müssen  auch  wir  einen  bestimmten  Begrifif 
der  Aktiengesellschaft  als  festen  hinnehmen,  wollen  wir  über 
verschwommene  und  uns  in  der  Hand  zerrinnende  Vorstellungen 
zu  einer  dem  Juristen  unentbehrlichen  Abgrenzung  gelangen. 
Dieser  Begriff  kann  uns  nur  der  französische  des  Code  de 
commerce    sein,     dessen    Schwerpunkt    in    der    beschränkten 

Lehmann,  Recht  der  Aktiengesellschaften.  1 


2  Einleitung. 

Haftung^)  der  Mitglieder  auf  den  Betrag  ihrer  Vermögens- 
einlage liegt.  Denn  das  Prinzip,  welches  der  Code  de  commerce 
als  erstes  Gesetzbuch  aufstellte,  ist  im  Laufe  der  Zeit  von 
den  Gesetzgebungen  der  anderen  Länder  übernommen  worden. 
Die  beschränkte  Haftung  der  Aktionäre  ist  dem  geltenden 
Recht  das  maassgebende  Kennzeichen  der  Aktiengesellschaft, 
neben  dem  die  anderen  Erfordernisse  eine  nur  sekundäre 
Rolle  spielen. 

Freilich,  betrachten  wir  das  Wort  „Aktiengesellschaft", 
so  lässt  sich  aus  ihm  zunächst  nicht  das  entnehmen,  was  wir 
als  das  Haupterforderniss  hinstellten.  Die  zwei  Worte,  aus 
denen  es  sich  zusammensetzt,  weisen  an  sich  auf  die  beschränkte 
Haftung  nicht  hin.  Der  „Gesellschafts "begriff  vereinigt  die 
verschiedensten  Arten,  und  die  „Aktie"  enthält  nichts  weiter 
als  den  Hinweis  auf  einen  Anspruch  (actio),  den  das  Mitglied 
gegen  die  Gesellschaft  hat.  Aus  dem  Umstand,  dass  dieser 
Anspruch  ein  vermögensrechtlicher  ist,  folgt  nur,  dass  es  sich 
um  eine  Kapitalgesellschaft  handelt,  ohne  dass  wir  aus  dem 
Worte  ein  Näheres  über  die  Formation  der  Kapitalgesellschaft 
erfahren.  Aber  sehen  wir  näher  zu,  so  hatte  dieses  Wort 
„Aktie",  als  es  vom  Code  de  commerce  aufgenommen  wurde, 
bereits  einen  technischen  Sinn,  es  war  mehr  als  ein  gewöhn- 
licher Anspruch,  es  schloss  bereits  jenes  Merkmal,  das  wir 
als  das  entscheidende  bezeichneten,  in  sich,  es  war  der  An- 
spruch des  Mitgliedes  einer  Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftung  als  solchen,  — 

Insofern  ist  es  richtig,  zu  sagen,  dass  der  Code  de  commerce 
diese  Gesellschaftsform  nicht  neu  erfunden,  sondern  dass  er 
sie  nur  anerkannt  hat.  Das  Leben  hat  hier,  wie  so  häufig, 
dem  Gesetzgeber  vorgearbeitet,  nicht  erzeugend,  sondern  be- 
stätigend hat  das  Gesetzbuch  sich  verhalten.  Aber  nichts- 
destoweniger bleibt  die  That  des  Gesetzgebers  auch  so  eine 
grosse.  Aus  dem  unsicheren  und  schwankenden  Zustand  der 
thatsächlichen  Uebung  hat  er  die  feste  Norm  geschaffen  und 

^)  Ich  gebrauche  diesen  Ausdruck  ein  für  alle  Male,  obwohl  ich 
mir  der  Bedenken,  welche  gegen  ihn  sprechen,  wohl  bewusst  bin,  da  er 
der  kürzeste  und  in  der  Gesetzgebung  rezipirte  ist. 
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SO  für  die  weitere  Entwicklung  eine  Eichtschnur  gegeben. 
Die  wenigen  Artikel  des  Code  de  commerce  über  die  Aktien- 
gesellschaft sind  der  Kern  des  modernen  Aktienrechts.  Um 
sie  haben  sich  die  im  Laufe  der  Zeit  immer  ausiührlicher 
und  detaillirter  das  Aktienrecht  regelnden  Normen  anderer 
Gesetzgebungen  gelegt.  Durch  den  Code  de  commerce  hat 
die  Aktiengesellschaft  Eingang  in  das  Haus  der  Gesetzgebung 
erhalten.  Zunächst  einen  bescheidenen  Platz  einnehmend, 
hat  sie  in  ihm  jetzt  bereits  einen  ansehnlichen  Raum  sich 
erobert. 

Bildet  so  der  Code  de  commerce  die  wichtigste  Etappe 
in  der  Entwicklung  des  Aktienrechts,  so  muss  eine  geschicht- 
liche Darstellung  zwei  Hauptperioden  unterscheiden,  die  Zeit 
vor  und  die  Zeit  nach  dem  Code  de  commerce.  In  die  Zait 
vor  dem  Code  de  commerce  reichen  die  Wurzeln  des  später 
sich  so  üppig  entfaltenden  Institutes.  Diese  Wurzeln  muss 
die  wissenschaftliche  Forschung  dem  Blicke  klar  legen.  Wo 
die  neue  Gestaltung  anknüpft,  wieweit  ihre  Anfänge  zurück- 
reichen und  von  welchem  Rechtsinstitut  sie  sich  nach  dem  in 
der  Rechtsgeschichte  maassgebenden  Gesetze  der  Differenzirung 
abgezweigt  hat,  das  muss  untersucht  werden,  nicht  minder 
wieweit  nicht  blos  die  aktienrechtliche  Idee  überhaupt,  sondern 
gerade  die  Ausprägung,  die  sie  im  Code  de  commerce  erfuhr, 
auf  bestimmte  Vorbilder  zurückführt.  Ein  weiter  Weg  wird 
zurückzulegen  und  die  verschiedensten  Typen  von  Associations- 
formen  werden  zu  prüfen  sein,  bevor  die  Frage  gelöst  werden 
kann.  Haben  wir  so  den  Entwickelungsgang  bis  zum  Code 
de  commerce  verfolgt,  so  wird  die  leichtere  Aufgabe  zu  be- 
wältigen sein,  die  Wandlungen  des  Aktienrechts  in  den  ver- 
schiedenen Gesetzgebungen  dieses  Jahrhunderts  zur  Darstellung 
zu  bringen. 

Nach  diesem  geschichtlichen  Theile  unseres  Werkes  wird 
an  die  dogmatische  Behandlung  des  geltenden  Aktienrechts 
herangetreten  werden. 


I.  Buch. 

Geschichte  und  Quellen  des  Aktienrechts» 
I.  Abschnitt.    Die  Geschichte  des  Aktienrechts.^) 

§  2. 

Kap.  I.    Das  Alterthum. 

Von  den  Völkern  des  Alterthums,  die  eine  hohe  Kultur- 
stufe erklommen,  die  zu  umfassenden  Staatsbildungen  und 
gesetzgeberischen  Leistungen  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts 
gelangten,  scheiden  für  uns,  soweit  der  jetzige  Stand  der 
Forschung  es  übersehen  lässt,  dieAegypter,  Phönizier,  Baby- 
lonier,  Assyrer  und  Juden  aus.  Die  letzten  waren  überhaupt 
kein  Handelsvolk,  und  die  anderen  Völker  haben  entweder 
nicht  genügende  Rechtsdenkmäler  hinterlassen,  um  über  die 
Gestaltung  ihres  Gesellschaftsrechts  ein  Urtheil  zu  gestatten, 
oder  die  auf  uns  gekommenen  Zeugnisse  lassen  Spuren  einer 
der  Aktiengesellschaft  ähnKchen  Gesellschaftsform  vermissen.  ^) 


^)  An  einer  eingehenden  Gresammtdarstellung  der  Geschichte  des 
Aktienrechts  fehlt  es.  Verhältnissmässig  am  ausführlichsten  ist  Renaud's 
Recht  der  Actiengesellschaften  §  1 — 3 ;  ausserdem  kommen  in  Frage :  Fi  ck  in 
Z.  f.  Handelsrecht  VI  ff.  Gierke,  Genossenschaftsrecht  I  991  ff.  Primker 
in  Endemanns  Handbuch  I  §  107ff.  Behrend,  Lehrbuch  §  97.  Nur 
für  die  italienische  Zeit  Goldschmidt,  Universalgeschichte  des  Handels- 
rechts S.  290 ff.  Für  die  ganze  mittelalterliche  Zeit  meine  „Geschicht- 
liche Entwicklung  des  Aktienrechts  bis  zum  Code  de  Commerce"  1895, 
sowie  mein  Vortrag  über  „Kolonialgesellschaftsrecht  in  Vergangenheit  und 
Gegenwart"  in  den  Jahrbüchern  der  Intern.  Vereinig,  für  vergl.  Rechts- 
wissenschaft II  20  ff.  (auch  separat,  Berlin  1896). 

'^)  Ueber  Gesellschaftsverhältnisse  bei  den  alten  Babyloniern  Kohler- 
und  P eiser.  Aus  dem  babylonischen  Rechtsleben  II  56 — 62,  III  46 ff. 
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Wie  es  bei  Indern,  Chinesen  ^)  und  Japanern  gestanden  haben 
mag,  kann  hier  unerörtert  bleiben,  da  ein  Zusammenhang  des 
europäischen  Rechtes  mit  dem  Rechte  jener  Völkergruppe 
für  das  Alterthum  ausgeschlossen  ist. 

Bei  den  Griechen  und  Römern  hat  somit  die  historische 
Betrachtung  einzusetzen.  Das  griechische  Recht,  das  in  den 
bisherigen  Darstellungen  des  Aktienrechts  so  gut  wie  keine 
Beachtung  gefunden  hat,  soll  nach  einer  Behauptung  Rö  sler's  ^) 
Kolonialgesellschaften  auf  Aktien  gekannt  haben.  Allein  die 
dafür  in  Bezug  genommene  Stelle  aus  Thukydides  besagt 
nichts  weiter,  als  dass  man  sich  das  öffentliche  Recht  der 
Zugehörigkeit  zur  griechischen  Kolonie  Thurü  durch  Erlegung 
einer  bestimmten  Gebühr  (60  Drachmen)  an  den  athenischen 
Staat  auch  ohne  sofortige  Mitfahrt  nach  Italien  sichern  konnte, 
so  dass  die  Annahme  einer  aktiengesellschaftlichen  Gestaltung 
auch  dann  nicht  begründet  wäre,  wenn  der  Anspruch  auf 
Zugehörigkeit  übertragbar  gewesen  wäre,  worüber  uns 
sichere  Zeugnisse  nicht  vorliegen.  Dass  die  in  Griechenland 
zu  den  mannigfachsten  Zwecken  vorkommenden  Gesell- 
schaften^) (xoivoviai),  die  zu  einem  einzelnen  Geschäft  oder 
auf  längere  Dauer,  unter  wenigen  Mitgliedern  oder  in  grösserer 
Organisation  eingegangen  wurden,  eine  aktienrechtliche  Struktur 
trugen,  ist  nach  den  Quellenzeugnissen  nicht  anzunehmen. 
Wohl  aber  sind  die  griechischen  Associationen  von  Pächtern 
öffentlicher  Einkünfte  einer  etwas  genaueren  Betrachtung 
werth,  da  sie  mit  den  später  zu  erörternden  Publikanengesell- 
schaften  der  Römer,  bei  denen  die  historische  Betrachtung 
der  Aktiengesellschaften  gewöhnlich  beginnt,   nicht   blos   eine 


*)  Der  von  Friedrichs,  Universales  Obligationenrecht  1896  S.  196 
aus  Globus  65,  132  citirte  Fall  von  Aktiengesellschaften  bei  den  Chinesen 
ist  modernen  Ursprungs. 

2)  Zeitschrift  für  Handelsrecht  IV  298  n.  100. 

*)  Vergl.  dazu  V.  Brants:  Les  societes  commerciales  a  Athfenes 
(Revue  de  l'instruction  publique  en  Belgique  tom.  XXV  1882  pag.  109 — 
125,  Hermann — TJhalheim,  Lehrbuch  der  griechischen  Antiquitäten 
II,  1  3.  Aufl.,  S.  96  N.  1,  Beauchet,  Histoire  du  droit  prive  de  la 
republique  Athenienne  tome  IV  1897  p.  367—371. 
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grosse  Aehnlichkeit  haben,    sondern    möglicherweise  geradezu 
vojbildlich  für  diese  gewesen  sind. 

"^m  ganzen  Griechenland  ^)  —  nicht  blos  in  Athen,  sondern 
auch  z.  B.  in  Makedonien,  in  Aegypten  unter  der  Herrschaft 
der  Ptolemäer  —  wurden  die  regelmässigen  öffentlichen  Ein- 
künfte, z.  B.  das  Fünfzigstel  (TrsvTTjxoaTYj),  der  Zehnt,  die  Huren- 
steuer (TTopvtxÄv  riXo?),  in  Athen  das  Theater  vom  Staate  an 
einzelne  Personen  oder  an  Gesellschaften  meistbietend  öffent- 
lich verpachtet,  oder,  wie  man  es  bezeichnete,  verkauft  (xik-q 
£x8i8dvai,  mupdoxstv,  dTrofiiaöoöv).  Die  Verpachtung  geschah 
nur  auf  gewisse  Zeit,  regelmässig  wohl  ein  Jahr  ^),  wenngleich 
thatsächlich  der  Pächter  möglichst  die  Pacht  ftir  die  Zu- 
kunft sich  zu  erhalten  suchte,  wie  uns  eine  Anekdote  des 
Plutarch  in  seiner  Biographie  des  Alkibiades  lehrt.  Die 
Pächter  (teXiovai,  upidfisvoi,  (ovoüfisvoi  to  tsXo?)  schlössen  mit 
dem  Staate  einen  auf  Stein  geschriebenen  Zollpachtvertrag 
(vdfioi  TsXovixol),  welcher  die  näheren  Modalitäten  der  Über- 
einkunft und  muthmaasslich  auch  Bestimmungen  öffentlich- 
rechtlicher Natur,  z.  B.  Strafsatzungen  enthielt.  Zur  Sicher- 
stellung mussten  sie  dem  Staate  Bürgen  stellen  (sy^üoi,  iY-y^TjTaf), 
deren  Namen  in  die  vdp-oi  xeXwvixol  aufgenommen  wurden,  und 
die  muthmaasslich  als  Theilhaber  am  Gewinn  partizipirten. 
Die  prompte  Einzahlung  der  Pachtgelder  (xaraß^XT]  tsXou?) 
war  durch  strenge  Vorschriften  gewährleistet,  wie  andererseits 
den  Zollpächtern  Freiheit  vom  Kriegsdienste  zugestanden  war, 
damit  sie  die  ihnen  verpachteten  Zölle  unbehindert  eintreiben 
könnten.  Bei  der  Bevölkerung  waren  sie,  scheint  es,  nicht 
besser  beleumundet,  als  die  Publicani  im  späteren  Rom. 
/  Die  Verpachtung  konnte  an  einen  Eia^lnen  und  konnte 

/^  ^  an  mohrere  geschehen,  wie  z.  B.  die  Verpachtung  des  Theaters 

^)  Siehe  Böckh,  Die  Staatshaushaltung  der  Athener,  3.  Aufl.,  besorgt 
vonM.Fraenkel  18861  376,  384,  386,  405— 414;  Lumbroso,  Recherches 
sur  l'economie  politique  de  l'Egypte  sous  les  Lagides,  Turin  1870,  pag. 
320 — 329;  Dietrich,  Beiträge  zur  Kenntniss  des  römischen  Staatspächter- 
systems 1877  S.  5,  6.  Populär  gehalten  der  Artikel  in  den  Grenzboten 
1860  S.  387  ff. 

*)  So  wenigstens  in  Ägypten  unter  den  Ptolemäern,  Lumbroso 
pag.  321.     Auch  in  Athen,  Böckh  385—387. 
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im  Piräus  an  4  (ovTjTat  erfolgt,  ^)   in  welchem  Falle  die  socii    \ 
dem    Staate    gegenüber    nach    allgemeinen    Grundsätzen    des 
Societätrechtes    hafteten.      Die    Pächter    konnten    ihrerseits 
nicht  frei  afterverpachten,  sondern  es  bedurfte  der  Genehmigung 
des   Staates    dazu,    und  der  Afterpächter  übernahm  mit  der 
Afterpacht   eine  Haftung   gegen   den  Staat.  ^)     Wichtiger  ist,  \ 
dass  die  Zollpächter,    die  nicht  stets  die  nöthigen  Mittel  be-  / 
Sassen,  mit  Kapitalisten  ihrerseits^  Verträge  schlössen,  wonach/ 
diese  ihnen  die  eifoxderlidien  Kftpitalien  beisteuerten  und  An-," 
theil  am  Ertrage  erhielten.    Diese  letzteren  Personen  wurden' 
aTs"  fxsToj^öt',    [X£Taa;(dvT£;,    fisti/ovre?   bezeichnet,    was  unserem . 
Worte  Theilhaber   entsprechen   würde.     Dass   ihre  Zahl  eine 
grosse  seiQ  konnte,   geht  aus   einer  Stelle  bei  AndokidesI, 
133  hervor,  wo  es  heisst:  'A^üf^pto«;  ydcp  oüxoat,  6  xoXo«;  x'  aya&cx;, 
dp;(tt)V7](;  i'^ivsTO  tt^c  irsvxr^xoaTr^?  tprov  eroc,   xal  i7rp(aT0  Tpiaxovxa 
ToXavTov,  [X£Tsa;(o.v  S'aüTo)  outot  iravTs?  ol  TrapaaüXXsYSVTe? 
i)7r6  TT]v  XsüXTjv.  ^)  /  In  solchem  Falle  erscheint  der  Pächter  als 
der  eigentliche  Chef,   apxtt)V7](;,  TsXovap/Tjc,  wie  er  dem  Staate 
gegenüber  allein  in  Betracht  kam,  während  die  [istsxovts;  mit 
dem  Staate  nichts  zu  thun  hatten.     Der  dp^^wvT]?  hatte  unter 
sich  Einnehmer,    sei  es    Sklaven,   gemiethete    Menschen  oder 
auch  solche  Personen,  die  zu  geringen  Theilen  betheiligt  waren 
(eXXifisviaTat,  hexa-zr^ko^oi,  ehooroXö^otj   ttsvtt^xootoXcJyoi),    die    die 
gehörigen  Bücher  führten.  — 

Dass  die  [xeti^^ovTs?  nur  dem  Pächter  gegenüber  hafteten, 
beweist  auch  die  Stellung  der  [xeTS/ovTs?  beim  vaütixov 
Savsiafxa,  indem  der  Bodmereigläubiger  seinerseits  Theilhaber 
heranzog,  die  nur  ihm  gegenüber  in  Betracht  kamen,  während 
sie  mit  dem  Darlehnsschuldner  selbst  nicht  kontrahirten  *). 

Sehr  wahrscheinlich  ist  die  beschränkte  Haftung  der 
[isTi/ovTs;  gegenüber  dem  Pächter.    Sie  ergiebt  sich  aus  dem 


0  Corp.  insc.  Attic.  II,  1  Nr.  573. 
®)  Lumbroso  pag.  324. 
8)  Böckh  S.  385. 

*)  iZ^^^v,    näml.   ausserhalb   des  Bodmereivertrages,   jj.€T€iyov   auxtjj, 
ßrants  pag.  116. 
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Zweck  des  Vertrages,  der  auf  Beschaffung  der  nöthigen  Mittel, 
um  den  Staat  zu  befriedigen,  gegen  Einräumung  eines  An- 
theiles  am  Gewinne  gerichtet  war.  Der  [i.sTi/ü>v  war  danach, 
wie  auch  allgemein  angenommen  wird,  stiller  Theilhaber  des 
Steuerpächters,  und  bei  der  grossen  Anzahl  solcher  [istsj^ovtsc 
musste  das  Verhältniss  unserer  Aktieji^ommanditgesellschaft 
^üh^-annähfirn.  Aber  dass  die  Antheile  der  [xsts^^ovts«;  über- 
tragbar oder  gar  durch  eine  negotiable  Aktie  verkörpert 
waren,  ist  kaum  anzunehmen,  von  einem  Mehrheitsverbande 
der  fisTe/ovTs;  hören  wir  nichts,  ebensowenig,  dass  sie  einen 
Antheil  an  der  Verwaltung  der  Gesellschaft  besassen.  Es 
scheint  vielmehr  für  das  Verhältniss  des  einzelnen  [leTs/wv  zum 
Pächter  die  besondere  Vertragsberedung  maassgebend  gewesen 
zu  sein.  Für  das  Verhältniss  der  Erben  eines  sterbenden 
Pächters  zu  den  Mitpächtern  ist  eine  Notiz  aus  Ägypten  von 
Interesse,  welche  zu  ergeben  scheint,  dass  der  Tod  die  Sozietät 
nicht  auflöste^);  um  so  weniger  dürfte  eine  solche  Auflösung 
bei  dem  Tode  eines  p-sTe/tov  stattgefunden  haben. 

Danach  lässt  sich  von  einer  Aktiengesellschaft  hier  auf 
keinen  Fall  reden.  Weder  ist  eine  korporative  Struktur  der 
Gesellschaft  erwiesen  oder  auch  nur  wahrscheinlich,  noch  ist 
die  beschränkte  Haftung  aller  Gesellschafter  vorhanden,  noch 
ist  von  einem  festen  Grundkapital  und  einer  Zerlegung  desselben 
in  übertragbare  Antheile  die  Rede.  Die  einfachen  Typen  von 
Verträgen  finden  sich  hier  nur  in  dem  Rahmen  eines  Gesammt- 
unternehmens  verbunden,  um  Zwecke  durchzuführen,  die  heute 
grosse  Kapitalgesellschaften  nach  Art  der  Aktiengesellschaften 
verwirklichen. 

Das  flir  Griechenland  gewonnene  Resultat  ist  somit  ein 
H  negatives. //Nicht  anders  aber  scheint  es  im  römischen  Reich 

und  Recht  zu  stehen.  Hier  ist  es  dieselbe  Gestaltung,  die 
uns  in  Griechenland  begegnet  ist,  die  Staatspächter-  oder 
Publikanengesellschaft,  mit  der  sich  eine  Untersuchung  über 
die  Geschichte  des  Aktienrechts  auseinanderzusetzen  hat. 
Wenngleich    die    Quellen    über    die    Publikanengesellschaften 


*)  Lumbroso  p.  324. 
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ungleich  reichhaltiger  sind,  als  die  griechischen  Ueberlieferungen, 
so  geben  sie  doch  leider  gerade  über  die  wichtigsten  Punkte 
nicht  sicheren  Aufschluss.  So  ist  denn  die  Frage,  ob  die 
römischen  Publikanengesellschaften  moderne  Aktiengesell- 
schaften waren,  seit  längerer  Zeit  Gegenstand  zahlreicher 
Untersuchungen.  Mehr  und  mehr  aber  gewinnt  die  Auffassung 
Boden,  dass  an  eine  Vergleichung  mit  den  modernen  Aktien- 
gesellschaften nur  in  wirthschaftlicher,  nicht  aber  in  rechtlicher 
Hinsicht  gedacht  werden  dar£i)— • 

Wie  in  Griechenland  wurden   in  Rom  ^   öflfentliche  Ein- 
künfte,  sei  es   aus  Steuern,    sei  es  aus  fiskalischen  Betrieben 


^)  Litteratur  über  die  römischen  Publikanengesellschaften:  Petri 
Burmanni,  De  vectigalibus  populi  ßomani  Dissertatio  Leiden  1734, 
insbes.  S.  126 ff. ;  ßouchaud,  Memoire  sur  les  societes  que  formferent  les 
publicains  pour  la  levee  des  impots  (Memoires  de  litterature  tires'  des 
registres  de  l'academie  royale  des  inscriptions  Paris  tome.  XXXVII  pag. 
241  ff.);  C.  Salkowski,  Quaestiones  de  jure  societatis  praeeipue  Publi- 
canorum  Diss.  1859;  Derselbe,  Bemerkungen  zur  Lehre  von  den  juristischen 
Personen  1863  S.  29 ff.;  M.  Cohn,  De  natura  societatum  juris  romani 
quae  vocantur  publicae  Diss.  1870;  Derselbe,  Zum  römischen  Vereinsrecht 
1873  S.  170ff.;  R.  Schmid  im  Archiv  für  civilist.  Praxis  36  S.  166 ff.; 
H.  Rösler,  Die  rechtliche  Natur  des  Vermögens  der  Handelsgesellschaften 
nach  römischem  Recht  in  Z.  für  Handelsr.  IV  252 ff.;  A.  D.  Xenopolus, 
De  societatum  Publicanorum  Romanorum  historia  ac  natura  juridiciali 
Diss.  1871;  Renaud,  Recht  der  Actiengesellschaften  1875  S.  2ff.; 
C.  G.  Dietrich,  Beiträge  zur  Kenntniss  des  römischen  Staatspächter- 
systems Diss.  1877  und  Die  rechtlichen  Grundlagen  der  Genossenschaften 
der  römischen  Staatspächter  I,  Die  rechtliche  Natur  der  societas  publi- 
canorum (Jahresber.  der  Fürsten-  und  Landesschule  St.  Afra  in  Meissen) 
1889;  Pernice,  Labeo  I  295 ff.  und  in  Savigny-Zeitschrift,  rom.  Abth.  V 
105;  Kariowa,  Römische  Rechtsgeschichte  LC  S.  21ff.;  Kniep,  Societas 
Publicanorum  I  1896,  insbes.  S.  105  ff.,  235  ff.  —  Sehr  zahlreich,  aber 
meist  nichtswerthig  sind  französische  Dissertationen  über  diesen  Gegen- 
stand. Aufzählung  bei  Merkel  in  Conrads  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften n  856,  857  und  bei  Voigt  in  Müllers  Handb.  d.  klass. 
Alterthumswissenschaften  IV  892.  Weitere  Dissertationen  von  Durandy 
(1893  Aix),  Garrouste  (1894  Poitiers),  Silvy  (1894  Grenoble),  Colin 
(1895  Caen). 

^)  Auf  die  technischen  Einzelheiten  ist  hier  nicht  einzugehen.  Vergl. 
über  alle  diese  Punkte  Dietrich,  Beiträge  etc.,  und  das  Buch  von 
Kniep. 
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zur  grösseren  Bequemlichkeit  des  Staates  wie  zur  grösseren 
Uebersichtlichkeit  des  Budgets  an  Einzelunternehmer  oder 
Gesellschaften  verpachtet  oder,  wie  man  sich  auch  ausdrückte, 
„verkauft'^,  ^)  wie  solchen  auch  die  Ausführung  von  Staats- 
bauten und  Staatslieferungen  übertragen  wurde.  Ist  nicht 
unwahrscheinlich,  dass  die  Äemer  diese  üebung  den 
Gr^ecloßö  entlehnt  haben,  mit  denen  sie  durch  die  griechischen 
Kolonien  Unteritaliens  in  Berührung  kamen,  -)  so  muss 
solche  Entlehnung  sehr  früh  stattgefunden  haben,  da  die 
Verpachtung  öffentlicher  Einkünfte  in  die  ältesten  Zeiten  der 
Eepublik  zurückzureichen  scheint.^)  Durch  die  kurze  Dauer 
der  römischen  Aemter  begünstigt  nahm  sie  bei  der  Aus- 
dehnung des  römischen  Staatswesens  schnell  an  Bedeutung 
zu.  Eine  besondere  Klasse  von  Publicani  ^)  erwuchs,  welche  zu 
den  reichsten  römischen  Kapitalisten  zählten  und  einen  be- 
deutenden Einfluss  besassen.  Die  Verpachtung  der  Steuern 
erhielt  sich  bis  in  die  spätere  Kaiserzeit,  um  dann  der  Ein- 
treibung durch  Beamte  Platz  zu  machen,  ^)  die  Verpachtung 
der  Einkünfte  aus  fiskalischen  Betrieben,  wie  die  Verdingung 
von  Lieferungen  und  Staatsbauten  mögen  sich  auch  in  der 
Folgezeit  erhalten  haben,  wenngleich  sie  bei  den  veränderten 
Verhältnissen  wohl  in  den  Hintergrund  traten.  ®)  Die  Ver- 
pachtung geschah  seitens  des  Staates  gewöhnlich  durch  die 
Censoren  auf  kürzere  oder  längere  Zeit,  durchschnittlich  auf 
5  Jahre  auf  Grund  vorher  bekannt  gemachter  Vertrags- 
bedingungen (lex  censoria)  in  öffentlicher  Versteigerung  (sub 
hasta).  Der  Zuschlag  erfolgte  an  den  Meistbietenden,  bei 
Lieferungen  an  den  Mindestfordemden,  wobei  jedoch  die 
Censoren  das  Recht  hatten.  Diesen  oder  Jenen  wegen  seines 
Verhaltens  zurückzuweisen. ')    Der  Pächter  (conductor,  redemp- 

0  wV^^tigalia^ublica-fruenda  locare  veniiereYe".     Hierüber  Knie  p 
93—100,  siehe  auch  unten  S.  33"  nTST"^ 
«)  Dietrich,  Beiträge  S.  8. 

*)  Mommsen,  Rom.  Geschichte,  7.  Aufl.  I  265,  Kniep  S.  86. 
*)  Ueber  den  Begriff  Kniep  S.  1—11. 
«*)  Kniep  S.  90. 

ö)  Vergl.  im  Ganzen  Kniep  S.  11—92. 
')  üeber  alles  Kniep  S.  100 ff. 
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tor)  zahlte  die  Pachtsumme,  wie  es  scheint,  nicht  auf  einmal 
aus,  sondern  in  jährlichen  Raten  ab.  Pächter  konnte  eine 
einzelne  Person  sein,  wie  dies  mehrere  Stellen  der  Pandekten 
und  des  Codex  ^)  lehren,  und  wahrscheinlich  bildete  in  den 
älteren  Zeiten,  wo  die  Verhältnisse  kleine  waren,  dies  den 
gewöhnlichen  Fall.  In  der  Zeit  der  klassischen  Juristen 
dagegen  ist  der  typische  Fall,  von  dem  die  Rechts-  und  Ge- 
schichtsquellen ausgehftn^  (\9Tj  flass  aip.h  aftRPillsfih^.ftftn  _  zur 
Pachtung  der  vectigaha  zusammenschliessen^  um  a^is  gemein- 
^men  Mitteln  die  Pachtsummen  aufzubringen. 

Diese  Gesellschaften  mögen  wiederum  ein  verschiedenes 
Aussehen  getragen  haben.  War  der  Zweck  nur  der,  eine  Art 
Ring  durch  Zusammenschluss  Mehrerer  im  Bietungstermin  zu 
bilden,  um  die  durch  gegenseitiges  Ueberbieten  sich  ergebende 
Preissteigerung  zu  vermeiden,  während  nach  erfolgtem  Zu- 
schlag jeder  eine  besondere  Verwaltung  und  Ausnutzung  seiner 
pars  erliielt,  so  nahmen  die  römischen  Juristen  nur  ein  com- 
muniter  gerere  an,  verneinten  dagegen  das  Vorhandensein 
einer  societas.  Von  diesem  Falle  spricht  Ulpian  in  1.  33  D. 
17,2:  nam  qui  nolunt  inter  se  contendere,  solent  per  nuntium 
rem  emere  in  commune,  quod  a  societate  longe  remotum  est, 
und  es  ist  möglich,  dass  auf  ihn  1.  9  §  4  D.  39,4  Bezug  nimmt, 
wo  von  einem  separatim  partes  administrare  die  Rede  ist. 
Dass  diese  Form  die  zeitlich  ältere  gewesen  sei,  wie  Viele 
annehmen,  wird  sich  nicht  gerade  erweisen  lassen,  wenngleich 
es  nicht  unwahrscheinlich  ist.  Sie  passte  wenigstens  für 
kleinere  Verhältnisse,  während  bei  den  grossen  Steuerpacht- 
gesellschaften sie  kaum  in  Anwendung  gekommen  sein  dürfte. 
Die  Ansicht,  dass  sie  vorbildlich  für  die  grossen  societates 
Publicanorum  gewesen  sei,  ist  nicht  zu  billigen,  da  die  Struktur 
der  grösseren  societates  sich  aus  ganz  anderen  Grundelementen 
entwickelt  zu  haben  scheint. 

Während  nämlich  in  dem  obigen  Falle  die  Mehreren 
durch  das  blosse  Werkzeug  des  nuntius  mit  dem  Staate  ge- 
meinsam   kontrahirten    und    aus    dem    Kontrakt     als     socii 


0  1.  13  §  1  D.  39.  4.,  1.  4  C.  4.  61,  1.  7  C.  4,  65. 
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hafteten,  nach  innen  dagegen  jeder  für  sich  selbständig 
blieb,  ist  umgekehii;  bei  den  grossen  Gesellschaften  zu  beob- 
achten, dass  der  Staat  nur  mit  einem  oder  einzelnen  be- 
stimmten Bietern  kontrahirte  und  sich  von  diesem  für  die 
Erfüllung  seiner  Verbindlichkeiten  Bürgen  stellen  liess,  während 
die  grosse  Menge  der  Theilhaber  mit  dem  Staate  gar  nicht  in 
Berührung,  sondern  lediglich  nach  innen  in  ein  Gesellschafts- 
verhältniss  zu  dem  Ersteher  trat  Dem  Verpächter  gegen- 
über handelte  es  sich  also  hier  formell  um  Einzelpächter,  die 
Gesellschaft  als  solche  ging  den  Staat  nichts  an.  üerJEinzel- 
pächter,  maMßps  oder  auctor^^mtionis,  rief  als  Gründer 
^-^einerseita-.difi^Gp.sdlscbiift  igg  Leben^  um^die  grossen^Pächt- 
summen  durch  Heranziehung  einer  grösseren  Anzahl  von 
kapitalkräftigen  Personen  aufzubringen.  Das  besagt  aber  nichts 
anderes,  als  dass  'im  Wege  der  stillen  Vergesellschaftung  die 
Entwicklung  vom  Einzelpächter  zur  societas  Publicanorum 
stattgefunden  haben  muss,  ein  durch  die  Natürlichkeit  sich 
von  selbst  aufdrängender  Prozess,  der  nicht  blos  durch  die 
bereits  berührten  griechischen,  sondern  auch  durch  die  später 
zu  besprechenden  mittelalterlichen  Verhältnisse  bestätigt  wird, 
und  aus  dem  sich  wichtige  Schlüsse  für  die  Gestaltung  der 
societas  ergeben. 

Es  ergab  sich  nämlich  daraus  eine  dreifache  Seite  der 
societas  Publicanorum.  Dem  verpachtenden  Staate  gegenüber 
kamen,  gleichgültig  wie  im  Uebrigen  die  Gestaltung  war,  die 
mancipes  und  die  von  ihnen  gestellten  praedes  allein  in  Frage ; 
waren  die  letzteren,  was  nicht  zu  bezweifeln  ist,  zugleich 
socii,^)  so  war  diese  ihre  Eigenschaft  dem  Staate  gegenüber 
ganz  ohne  Bedeutung,  nicht  als  socii,  sondern  als  praedes 
haften  sie  dem  Verpächter,  die  societas  ging  den  Staat 
nichts  an.^)  Nach  innen  standen  die  sämmtlichen  Theil- 
haber, der  manceps  und  seine  Mitgesellschafter,  in  einem, 
allerdings  eigenthümlich  gearteten,  Societätsverhältnisse  zu 
einander,  von  dem  noch  genauer  zu  handeln  sein  wird.     Und 


1)  Kariowa  U,  31. 
«)  Kniep  S.  488. 
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endlich  kam  das  Verhältniss  zu  Dritten,  mit  denen  die  societas 
in  rechtliche  Beziehungen,  sei  es  aus  Kontrakt,  sei  es  aus 
DeKkt,  trat,  in  Betracht. 

Für  die  Zwecke  unserer  Untersuchung  interessiren  uns 
nur  die  beiden  letzteren  Seiten.  Es  wird  sich  darum  handeln, 
festzustellen,  wie  sich  die  so  gebildete  societas  Publicanorum 
mit  Bezug  auf  ihre  innere  Struktur  und  auf  die  Haftung  ihrer 
Mitglieder  gegenüber  dem  Publikum  zur  modernen  Aktien- 
gesellschaft verhält. 

Beiden  gemeinsam  ist  zweifellos  die  Vielheit  der  Mit- 
glieder^) und  die  Eigenschaft  einer  hochgradigen  Erwerbs- 
gesellschaft. Die  societas  Publicanorum  war  häufig  eine  grosse 
Kompagnie  mit  zahlreichem  Beamtenpersonal  (magistri,  pro- 
magistri)  und  einer  Schaar  von  unfreien  Bediensteten  (familia, 
villicus,  arcarius,  contrascriptor,  portitor),  kontrolirt  von  der 
Kegierung  (procuratores).  ^)  Der  Typus  der  Kapitalassociation 
prägt  sich  in  der  römischen  societas  Publicanomm  unter  den 
antiken  Gesellschaftsformen  am  schärfsten  aus.  Auch  dürfte 
die  Ansicht  den  Vorzug  verdienen,  dass  die  jocietas__Publi- 
canorum  zwar  nicht  nothwendig  Korporation  war,  aber  eine 
wahre  Korporation  darstellen  konnte.'^)  So  erklärt  es  sich 
wohl,  dass  einerseits  von  actores  oder  syndici  der  Gesellschaft 
gesprochen  wird,  die  sie  vertreten,  andererseits  der  manceps 
und  dessen  socii  als  Vertreter  klagen.*)  Freilich  ist  ja  der 
Streit,  ob  der  Satz  der  1. 1  D.  3,  4:  „ut  ecce  vectigalium  publi- 
corum  sociis  permissum  est  corpus  habere"  sich  auf  die 
juristische  Persönlichkeit  der  Erwerbsgesellschaft  selbst  oder 
auf  das  Kecht  der  Publikanen,  sich  zu  Gilden  zu  vereinigen, 


^)  Auf  Publikanengesellschaften  mag  sich  1.  60  D.  17,  2  beziehen: 
Quid  enim  si  Nerva  constituisset,  ut  alter  ex  millesima  parte,  alter  eK 
duo  millesimis  partibus  socius  esset?  Yon  Interesse  ist  auch  eine  Stelle 
bei  Lucian  (ßi(uv  Tipaai;),  die  eine  öfiFentliche  Versteigerung  betrifft.  Hier 
tritt  als  Käufer  einer  auf,  hinter  ihm  stehen  aber  Dreihundert,  die  par- 
tizipiren:  Ttaixoi  o-iy^  el;  oXKol  Tpeaxöaioi  ay eool  diuvr^vTai  TtaTcx  xoivov  auTOv 
(ed.  Lehmann  tom.  III  pag.  97). 

2)  Uebcr  alles  Kniep  S.  21  ff.. 

3)  Kniep  S.  243,  297 ff. 

*)  1.  1  §  1  D.  3,  4,  1.  1  pr.  §  2  D.  43,  9;  Kniep  S.  250. 
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bezieht,  noch  nicht  erloschen.  Aber  eine  unbefangene  Be- 
trachtung muss  sich  so  lange  für  die  naheliegende  erstere 
Alternative  entscheiden,  bis  der  Beweis  für  die  letztere  ge- 
führt ist.  In  Wirklichkeit  ist  für  unsere  Untersuchung  die 
Bedeutung  dieser  Frage  eine  geringe.  Es  wird  sich  weniger 
darum  handeln,  ob  Korporation  oder  Sozietät  vorlag,  als 
darum,  ob  die  Abweichungen  vom  gewöhnlichen  Sozietäts- 
charakter  in  der  Kichtung  lagen,  dass  ein  Vergleich  mit  der 
modernen  Aktiengesellschaft  —  über  deren  juristische  Natur 
die  Ansichten  noch  heute  getheilt  sind  —  gerechtfertigt  er- 
scheint. 

Dass  einzelne  wichtige  und  bedeutsame  Abweichungen 
von  der  gewöhnlichen  Sozietät  bei  der  Publikanenkompagnie 
vorlagen,  lehren  Aussprüche  der  Quellen.  Die  der  gewöhn- 
lichen societas  innewohnende  Betonung  der  Persönlichkeit  des 
socius  war  hier  erheblich  abgeschwächt.  Die  bei  Tod  eines 
socius  nothwendig  erfolgende  Auflösung  der  societas  konnte 
hier  von  Anfang  an  ausgeschlossen  werden  durch  die  Ver- 
einbarung, dass  der  Erbe  in  die  Sozietät  succediren  sollte. 
Aber  auch  nachträglich  konnte  der  Erbe  in  die  Sozietät  auf- 
genommen werden,  wenn  ihn  seine  persönlichen  Eigenschaften 
dazu  befähigten.^)  Wurde  er  nicht  aufgenommen,  wurde  der 
Antheil  des  Erblassers  ihm  nicht  „zugeschrieben",  so  scheint 
nach  einer  anderen  Stelle^)  er  doch  nicht  das  Eecht  auf 
sofortige  Auseinandersetzung  gehabt  zu  haben.  Vielmehr  war 
er,  wie  es  scheint,  gezwungen,  auf  Gredeih  und  Verderb  mit 
den  socii  seines  Erblassers  bis  zum  Ablauf  der  Pachtperiode 
sitzen  zu  bleiben,  und  bei  der  Liquidation  wurde  die  Schluss- 
bilanz  seinem  Antheile  zu  Grunde  gelegt.  Ist  damit  der  Satz 
gegeben,  dass  die  societas  trotz  Todes  eines  socius  unter  den 
Ueberlebenden  bis  zum  Ablauf  der  Pachtperiode  einfach  fort- 
bestand, so  ist  der  Schluss  nothgedrungen,  dass  die  jeder- 
zeitige Kündigung  seitens  eines  socius  mit  der  Wirkung  der 
Auflösung  hier  ausgeschlossen  war,  worüber  freilich  Aussprüche 
der  Quellen  ermangeln,    eine    sich  aber  aus  der   grossen  Mit- 

1)  1.  59  pr.  D.  17,  2. 

2)  1.  63  §  8  D.  17,  2. 
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gliederzahl  naturgemäss  ergebende  Folge.  Und  auch  der 
Schluss  dürfte  erlaubt  sein,  dass  mit  Einwilligung  der  Gesell- 
schaft an  Stelle  eines  früheren  socius  ein  anderer  treten  konnte. 
So  ist  freilich  ein  Hinübergleiten  zum  Kapitalgesellschafts- 
typus zu  bemerken,  aber  es  sind  doch  nur  die  ersten  Schritte, 
die  wir  wahrgenommen  haben.  Es  ergiebt  sich  aus  den  obigen 
Sätzen  vielmehr,  dass  man  prinzipiell  an  den  Sätzen  des  ge- 
meinen Rechts  festhaltend  nur  insoweit,  als  es  die  Noth- 
wendigkeit  erheischte,  den  wirthschaftlichen  Verhältnissen  recht- 
liche Konzessionen  machte.  Insbesondere  sind  in  den  zwei 
wichtigsten  Punkten,  welche  die  heutige  Aktiengesellschaft  charak- 
terisiren,  in  der  Haftungsfrage  und  mit  Bezug  auf  die  üebertrag- 
barkeit  des  Antheiles,  die  gewöhnlichen  Grundsätze  beibehalten. 

Was  zunächst  die  Haftung  betrifft,  so  findet  sich  keine  O 
Stelle,  welche  darauf  schliessen  Hesse,  dass  die_sodi^_niir  be- 
schränkt mit  ihrer  Einlage  hafteten.  Umgekehrt  besagt  1.  6 
D.  39,  4  für  einen  einzelnen,  aber  den  wichtigsten  Fall :  Si 
multi  publicani  sint,  qui  illicite  quid  exegerunt,  non  multi- 
plicatur  dupli  actio,  sed  omnes  partes  praestabunt  et  quod  ab 
alio  praestari  non  potest,  ab  altero  exigetur,  und  dem  ent- 
sprechend bestimmt  1.  46  §  ult.  Dig.  49,  14  augenscheinlich  mit 
Hinsicht  auf  socii  Publicani:  Si  multi  fisco  fraudem  fecerint, 
non  ut  in  actione  furti  singuli  solidum,  sed  omnes  semel 
quadrupli  poenam  pro  vicili  portione  debent,  sane  pro  non 
idoneis  qui  sunt  idonei  conveniuntur.  Diese  Sätze  galten 
also  sogar  dann,  wenn  die  Gesellschaft  korporativ  gestaltet  war. 
Wie  sonst  die  Haftung  beschaffen  war,  wird  sich  nach  all- 
gemeinen Grundsätzen  bestimmt  haben. 

Dass  eine  Uebertragbarkeit  des  Antheiles  nicht^schlecht-  (  -^j 
hJD  gestattet  war,  lehren  schon  die  Bestimmungen,  welche  die 
Aufnahme  eines  Erben  in  die  Sozietät  nicht  ohne  Weiteres  zu- 
lassen (l.  59  D.  17,  2,  quod  ipsum  ex  causa  aestimandum  est. 
Quid  enim  si  is  mortuus  sit,  propter  cuius  operam  maxime 
societas  coita  sit  aut  sine  quo  societas  administrari  non  possit?). 
Wie  sollte  man  von  diesem  ängstlich  einschränkenden  Stand- 
punkte für  die  Geschäftsantheile  der  socii  zur  negotiablen 
Aktie  gelangt  sein? 
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Aber  andererseits  beziehen  sich  diese  Stellen  auch  nur 
auf  die  wirklichen  socii,  auf  diejenigen  also,  denen  die  „ad- 
ministratio"  der  societas  zustand.  Unzweifelhaft  ist,  dass  es 
neben  diesen  socii  auch  stillfi_Ibeilhaber  gab,^)  über  deren 
rechtliche  Beziehungen  zu  den  socii  wir  freilich  aus  dem  cor- 
pus juris  schlechterdings  nichts  erfahren.  Gerade  diese 
müssen  die  Hauptmasse  der  Mitglieder  gebildet  haben.  Wenn 
die  Stellen  des  corpus  juris  sich  mit  ihnen  nicht  befassen,  so 
lässt  sich  der  Schluss  daraus  ziehen,  dass  sie  nach  aussen 
nicht  als  Publicani  in  Betracht  kamen,  dass  sie  ausserhalb 
desjenigen  Publikanenrechts  standen,  von  dem  die  Quellen- 
stellen handeln.^)  Der  Name  des  stillen  Gesellschafters  war 
affinis,  wie  eine  bei  Livius  wie  es  scheint  wortgetreue  Wieder- 
gabe eines  Censorenediktes  vom  Jahre  586/169  ergiebt: 

ne  quis  eorum,  qui  Q.  Fulvio  A.  Postumio  censoribus 

publica  vectigalia  aut  nitro  tributa  conduxissent,    ad 

hastam  suam  accederet  sociusve  aut  adfinis  eins 

conductionis  esset. 

Es  war  also  ein  adfinig^^onductionis,  ein  Mitinteressent  ^) 

an  der  Steuerpacht.    Wie  er  hier  scharf  vom  ^güjs^jpeschieden 

wird,  so  wird  bei  Cicero  in  Verrem  I,  54  der  Wortlaut  einer 

lex  operi  faciundo  dahin  formulirt: 

„Qui  de  L.  Marcio,  M.  Perpema  censoribus  redemerit, 
eum  socium  ne  admittito,  neve  ei  partem  dato, 
neve  ei  redimito"*) 
und  Ps.  Asconius  führt  zu  dieser  Stelle  aus: 

„Aliud  est  socius,  aliud  particeps.  Namparticeps 

certam  habet  partem,  et  non  indivise  agit  ut  socius." 

Dass   particeps   und   adfinis   verschiedene   Bezeichnungen 

für  dieselbe  Persönlichkeit  sind,  ist  allgemein  anerkannt.    Auch 

darüber   herrscht   Uebereinstimmung,    dass    ihre   Haftung    im 


1)  Kniep  S.  15,  107,  235ff. 

2)  Vergl.  Kniep  S.  11. 

3)  Auf  die   adfines  bezieht   sich  wohl   auch  die  Stelle  des  Polybius 
bei  Kniep  S.  106:  oi  (xsv  Y'xp  diopd^ouQi  Trapd  täv  Ti(j.r|Ttt)v  auTol  tä?  dxoocei;, 

Oi    Ö£    TtOlVCUVOOai    TOÜTOi;. 

*)  Vergl.  zu  dieser  Stelle  Kniep  S.  107 ff. 
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Gegensatz  zu  der  der  socii  auf  einen  bestimmten^  Betrag  ^  j^ 
beschränkt  war.  Ja,  man  hat  weiter  zu  gehen  und  anzu- 
nehmen, dass  nach  aussen  eine  Haftung  des  adfinis  überhaupt 
nicht  bestand,  dass  er  vielmehr  nur  demjenigen  gegenüber, 
bei  dem  er  sich  betheiligte,  zur  Einlage  in  die  Gesellschafts- 
kasse verpflichtet  war.  Wer  war  nun  derjenige,  dem  gegen- 
über er  sich  betheiligte?  Sicher  war  es  in  erster  Linie  der 
manceps  selbst,  wenngleich  nicht  ausgeschlossen  war,  dass 
jeder  der  anderen  socii  stille  Theilhaber  werben  konnte.  Denn 
der  manceps  hatte  die  erforderliche  Summe  aufzubringen  und 
er  fand  praedes  wohl  auch  nur  dann,  wenn  die  Beschaffung 
des  Kapitales  gesichert  war.  Nur  so  erklärt  es  sich,  dass 
die  censorischen  Edikte  auf  die  adfines  Bezug  nahmen.  War 
es  aber  der  manceps,  so  konnte  nach  innen  der  adfinis  als 
Mitglied  der  ganzen  Gesellschaft  in  Frage  kommen,  der  manceps, 
der  „Gründer"  (auctor)  der  Gesellschaft  schloss  mit  socii  und 
adfines  den  Gesellschaftskontrakt,  der  beide  Kategorien  zwar 
verschieden  in  Kochten  und  Pflichten  stellte,  sie  sämmtlich 
aber  zu  Mitgliedern  der  Sozietät  machte,  um  den  manceps 
gruppirte  sich  die  Publikanengesellschaft.  Insoweit  ist  es 
richtig,  dass  der  adfinis  unserem  Kommanditisten,  nicht 
unserem  stillen  Gesellschafter  vergleichbar  ist,  denn  die  stille 
Gesellschaft  unseres  Eechts  ist  nur  ein  Verhältniss  zwischen 
zwei  Personen,  während  hier  die  Gesammtheit  der  adfines  und 
socii  eine  Gesellschaft  darstellten.  Auch  wurden  wohl  die 
Namen  der  sämmtlichen  Mitglieder  in  einer  Gesellschaftsliste 
geführt,  so  dass  eine  gewisse  Oeffentlichkeit  mit  Bezug  auch 
auf  die  adfines  erzielt  wurde.  ^)  Dies  war  schon  aus  dem 
Grunde  nöthig,  um  die  Dividenden  an  die  Einzelnen  abzu- 
führen. — 

Ein  Vergleich  der  Publikanengesellschaft  mit  der  Aktien- 
gesellschaft kann  nach  dem  Obigen  nur  mit  Bezug  auf  die 
adfines  angestellt  werden,  oder  anders  ausgedrückt,  ein  Ver- 
gleich der  Publikanengesellschaft   wäre   nur  zulässig  mit  der 

^)  Dass  der  Censor  selbst  eine  Liste  führte,  wie  Manche  annehmen, 
ist  nicht  zu  erweisen. 

Lehmann,  Recht  der  AktiengeseUschaften.  2 
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heutigen  Kommanditgesellschaft  auf .  Aktien.  Leider  sind 
unsere  Quellenzeugnisse  zu  unsicher,  um  über  die  Schlüssigkeit 
eines  solchen  Vergleiches  ein  Urtheil  zu  gestatten.  Selbst- 
verständlich ist,  dass  der  adfinis  seinen  Anspruch  (actio)  auf 
den  Gewinn  wie  auf  die  Liquidationsquote  einseitig  cediren 
konnte,  aber  nicht  sicher  ist,  ob  er  seinen  Antheil  (pars)  und 
damit  seine  Mitgliedschaft  einseitig  übertragen  und  den 
Erwerber  ohne  Weiteres  an  seiner  Stelle  zum  Mitglied  der 
Gesellschaft  machen  konnte,  ferner  ob  diese  Antheile  einen 
Börsenkurs  hatten.  Die  Aeusserungen  der  Schriftsteller,  zumal 
die  vielfach  erörterte  Stelle  bei  Cicero  (in  Vatin.  XII,  29)  sind 
nicht  nothwendig  in  diesem  Sinne  zu  deuten,  und  jedenfalls 
ist  von  einer  dispositiven  Aktienurkunde  keine  Kede  gewesen. 
Vielmehr  lässt  1.  59  D.  17,  2:  „si  pars  defuncti  ad  personam 
heredis  eius  adscripta  sit"  darauf  schliessen,  dass  jede  Ueber- 
tragung  des  Antheiles  der  Umschreibung  im  Buche  bedurfte. 

Ebensowenig  wissen  wir  etwas  Genaueres  über  die  innere 
Verfassung  der  Gesellschaft,  insbesondere  darüber,  ob  es 
Generalversammlungen  nach  Art  derjenigen  unserer  Aktien- 
gesellschaft gab,  oder  ob  die  Geschäftsführung  nur  den  socii 
zustand,  während  die  adfines  blos  den  Anspruch  auf  Rechnungs- 
legimg hatt-en.  Die  Stelle  der  Pandekten,  welche  von  der 
Aufnahme  des  Erben  als  socius  spricht  („ut  heres  socius  non 
sit,  nisi  fuerit  adscitus")  deutet  freilich  auf  solche  General- 
versammlungen von  socii  und  adfines  hin,  wie  denn  auch  eine 
Stelle  bei  Cicero  einer  Versammlung  der  socii  im  weiteren 
Sinne  des  Wortes  gedenkt.  ^)  Aber  über  die  Kompetenz  dieser 
Generalversammlung  lassen  uns  die  Quellen  im  Stich. 

Die  Pachtgesellschaften  der  Römer  erreichten  ihre  Blüthe 
in  den  ersten  Jahrhunderten  der  römischen  Kaiserzeit,  um 
sodann  mehr  und  mehr  zurückzugehen.  Dass  sie  für  die 
Steuern  durch  Aenderung  des  Steuereinziehungssystems  über- 
flüssig wurden,  ist  bereits  hervorgehoben.  Für  andere  Staats- 
einnahmen erhielten  sie  sich,  aber  in  bescheidenerem  Maass- 
stabe,   als  Vergesellschaftungen  kleinerer  Leute.  ^)     So    sind 

1)  Primker  S.  478  N.  8. 

2)  Kniep  S.  91. 
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denn  die  späteren  Kaisergesetze  über  sie  äusserst  dürftig. 
Und  vielleicht  ist  gerade  hierauf  die  Thatsache  zurückzuführen, 
dass  Justinian  bei  seinem  grossen  Sammelwerk  nur  so  wenige  und 
unvollkommene  Stellen  aus  den  Schriften  der  alten  Juristen  über 
sie  mit  aufnehmen  Hess.  Sehr  wahrscheinlich  ist,  dass  sie  auch 
in  der  Folgezeit  nicht  ganz  untergegangen  sind.  Das  breviarium 
Alaricianum  ^)  hat  ein  auf  Steuerpachtgesellschaften  bezügliches 
Reskript  Constantins  aus  dem  Codex  Theodosianus  aufgenommen, 
und  in  die  Basiliken  wie  deren  Schollen  sind  die  Stellen  der 
Digesten  wie  des  Codex  übertragen  worden.^)  Es  lässt  dies 
den  Schluss  zu,  dass  im  Westen  wie  im  Osten  des  ehemaligen 
Weltreiches  diese  Form  der  Vergesellschaftung  nicht  unter- 
gegangen ist.  Sehr  wohl  möglich,  wenngleich  kaum  nach- 
weisbar, ist  somit  ein  Zusammenhang  der  später  in  Italien 
wie  den  griechischen  Kolonien  der  italienischen  Handelsstädte 
auftauchenden  Gesellschaften  von  Staatseiaaahmepächtern  mit 
den  altrömischen  Gestaltungen.  Auf  "jene  werden  wir  im 
nächsten  Kapitel  zu  kommen  haben. 


Kap.  II.    Das  Mittelalter  und  die  Neuzeit  bis  zum 
Code  de  Commerce.^) 

a.  Vorstufen  der  Aktiengesellschaften.  "*^^y/ 

Wenn  die  Aktiengesellschaft  für  das  klassische  Alterthum 
^icht nachweisbar  ist,  so  müssen  ihre  Anfänge  im  Mittelalter 
oder    in    der   Neuzeit    aufzudecken    sein.     Bei    dem    reichen 


1)  ed.  Hänel  IV  Tit.  XI. 

2)  lib.  LVI,  lib.  XII,  üb.  VIII,  2. 

')  Litteratur  im  Allgemeinen :  Fick,  Ueber  Begriff  und  Geschichte 
der  Aktiengesellschaften  in  Z.  für  Handelsrecht  V  Iff.  Gierke,  Das 
deutsche  Genossenschaftsrecht  Bd.  I  965 ff.  Renaud,  Das  Becht  der 
Actiengesellschaften,  2.  Aufl.  S. 8—32.  Goldschmidt,  Universalgeschichte 
S.  290 — 298;  Schmoller,  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Unter- 
nehmung in  seinen  Jahrb.,  insbes.  Bd.  XV  635 ff.,  963 ff.;  XVII  359ff., 
959ff.;  Behrend,  Lehrbuch  S.  702— 708;  K.  Lehmann,  Die  geschicht- 
liche Entwicklung  des  Aktienrechts  bis  zum  Code  de  Commerce  1895. 
Auf  andere  Arbeiten  ist  bei  den  einzelnen  Punkten  zu  verweisen. 
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Associationsleben  des  Mittelalters,  das  die  Neuzeit  nicht  blos 
übernommen,  sondern  vermehrt  hat,  wird  die  Untersuchung 
vor  allem  diejenigen  Typen  aus^jifißheiden  haben,  die  die  An- 
knüpfung an  die  Aktiengesellschaft  ihrer  Natur  nach  un- 
möglich gewähren  konnten.  Vor  allem  gehören  hierhin  die- 
jenigen Vereinigungen,  welche  nicht  gemeinsamen  G-eschäfts- 
betrieb  bezwecken  und  ein  dem  Erwerb  dienendes  Gesell- 
schaftsvermögen besitzen,  sondern  welche  nur  die  Förderung 
gewerblicher  Zwecke  durch  Unterstützung  in  Noth,  Regulirung 
der  Preisverhältnisse,  Monopolisirung  des  Gewerbes  etc.  er- 
streben. Hierhin  sind  die  Gilden,  Zünfte,  Hansen  des  Mittel- 
alters zu  zählen.  Der  Engländer  begreift  sie  unter  dem  Namen 
der  regulirten  Konapagnien  und  stellt  sie  den  JointzStock 
Companies  gcgenuFer.  Sie  bilden  den  Gegensatz  der  Aktien- 
gesellschaften und  haben  in  der  Geschichte  der  englischen 
Aktiengesellschaften  einen  langen  Kampf  mit  letzteren  geführt. 
Weiter  scheiden  aus  die  auf  der  Basis  der  Hausgemein- 
schaft erwachsenen  Vergesellschaftungen  Weniger,  die  die 
offene  Handelsgesellschaft  unmittelbar  oder  mittelbar  erzeugt 
haben.  ^)  In  der  geringen  Anzahl  der  Mitglieder,  in  deren  soli- 
darischer und  unbeschränkter  Haftung,  in  deren  meist  unmittel- 
barer Handhabung  der  Geschäftsführung,  in  dem  Hervortreten 
der  Namen  in  der  Firma,  in  der  Unübertragbarkeit  der  Mit- 
gliedschaft prägt  sich  der  Charakter  der  Personalgenossen- 
schaft so  scharf  aus,  dass  an  eine  Entwicklung  zu  dem  Typus 
der  Kapitalgenossenschaft,  wie  ihn  die  Aktiengesellschaft  dar- 
stellt, nicht  gedacht  werden  kann.  Freilich  lehren  neuere 
Untersuchungen,  dass  die  offene  Handelsgesellschaft  die  ihr 
heute  charakteristischen  Eigenschaften  erst  in  späterer  Zeit 
deutlich  zeigt,  dass  insbesondere  die  unbeschränkte  Haftung 
aller  socii  nach  aussen  erst  langsam  zum  Ausdruck  und  zur 
Anerkennung  in  der  Doktrin  gelangt  ist,  ^)  immerhin  bleiben 
ihr  auch  in  der  minder  scharfen  Gestaltung  des  älteren  Rechts 


1)  Goldsclimidt  S.  254,  271ff.;  Schmidt,  Handelsgesellschaf tea 
in  den  deutschen  Stadtrechtsquellen  des  Mittelalters  1883.  Dann  die 
Untersuchungen  von  Last  ig,  M.  Weber  u.  a. 

2)  Goldschmidt  S.  284. 
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SO  viel  persönliche  Elemente,  dass  sie  den  Boden  zum  Auf- 
wachsen des  Aktienvereins  nicht  abgeben  konnte.  Ohnehin 
beginnt  die  Geschichte  des  Aktienvereins  in  einer  Zeit,  in 
der  die  Entwicklung  der  oflfenen  Handelsgesellschaft  voll- 
endet war. 

Auszuscheiden  sind  auch  die  zwar  auf  einer  Vielheit 
von  Mitgliedern  beruhenden,  aber  historisch  erwachsenen  und 
mehr  oder  minder  öflfentlichrechtliche  Zwecke  verfolgenden 
agrarischen  Genossenschaften.  Voran  stehen  die  Mark- 
genossenschaften. Allerdings  tritt  hier  in  den  Eigenthums- 
verhältnissen  an  Almende  und  Ackerland  der  Charakter 
einer  Realassociation  in  hohem  Grade  hervor,  wie  denn 
die  Existenz  von  mitgliedschaftlichen  Sonderrechten  lehr- 
reiche Seitenbilder  zur  modernen  Aktiengesellschaft  liefert. 
Weiter  gehend  kann  man  sagen,  dass  die  agrarisch -natural- 
wirthschaftliche,  im  Wesentlichen  auf  Produktion  behufs 
Konsumtion  arbeitende  frühere  Epoche  des  Mittelalters  in 
der  Markgenossenschaft  ebenso  ihre  schärfste  Ausprägung 
erhalten  hat,  wie  die  kapitalistische,  auf  Umsatz,  Handel 
und  Erwerb  ausgehende  Neuzeit  in  der  Aktiengesellschaft. 
Aber  wenn  die  Aktiengesellschaft  eben  als  Kind  kapi- 
talistischer Zeitauffassung  die  Zugehörigkeit  zur  Korporation 
nur  auf  dem  Kapital  aufbaut,  so  zeigt  die  Markgenossenschaft 
in  ihrer  echten,  ursprünglichen  Gestaltung  eine  Berücksichti- 
gung verschiedener,  öffentlichrechtlicher  und  privatrechtlicher, 
Momente  in  der  Mitgliedschaft.  Wurzelt  das  staatliche  Leben 
des  mittelalterlichen  Menschen  in  dem  Grundbesitz,  so  lag 
umgekehrt  in  der  Zugehörigkeit  zur  Markgenossenschaft  die 
letzte  Basis  seiner  ganzen  Existenz.  Und  war  die  Mark- 
genossenschaft für  den  Markgenossen  Vermögensgenossenschaft, 
so  war  sie  es  in  ihrer  echten  Gestalt  doch  nicht  allein.  Rück- 
sichten verschiedener  Art  hielten  ihn  auf  der  Hufe,  das 
Affektionsinteresse  spielte  eine  nicht  geringere  Rolle,  als  das 
reine  Vermögensinteresse.  Die  Realgenossenschaffc,  der  er 
angehört,  ist  für  ihn  die  Welt,  in  der  er  lebt.  So  sehr  über- 
wog hier  also  die  öffentlichrechtliche  Seite  des  Organismus 
die  privatrechtliche,  dass  eine  Herausbildung  der  ausgeprägte- 
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sten  kapitalistischen  Vereinigung  aus  der  primitivsten  agrarischen, 
bei  dem  Gesetze  stetiger  Entwicklung  und  allmählicher  Ab- 
zweigung, das  die  ßechtsgeschichte  beherrscht,  geradezu 
undenkbar  erscheint.  Ja  diese  Vielseitigkeit  hat  die  Mark- 
genossenschaft selbst  da  meist  bewahrt,  wo  sie  im  Laufe  der 
Zeit  entartet  und  zu  einer  überwiegend  oder  ausschliesslich 
privatrechtlichen  Gestaltung  geworden  ist,  wie  bei  den  Keal- 
gemeinden,  Gehöferschaften,  Alpengenossenschaften  u.  a.  m.^) 
In  die  Aktiengesellschaft  ist  auch  diese  verstümmelte  Gestaltung 
niemals  ausgemündet,  die  Aktiengesellschaft  hat  sie  vielleicht 
ersetzt,  aber  sich  nicht  an  sie  angesetzt. 

Nicht  ganz  so  liegt  die  Sache  bei  denjenigen  landwirth- 
schaftlichen  Genossenschaften,  welche  einen  einzelnen  Betrieb, 
z.  B.  den  Mühlenbetrieb,  die  Bewirthschaftung  von  Wald- 
grundstücken verfolgten  und  die  Persönlichkeit  ihrer  Mit- 
glieder nicht  ganz  mit  Beschlag  belegten.  In  der  That  sind 
derartige  Genossenschaften  von  einzelnen  Schriftstellern  als 
die  frühesten  Erscheinungen  von  Aktiengesellschaften  angesehen 
worden.  Tjanlojig  berichtet  in  seiner  Vorrede  zum  Com- 
mentaire  du  contrat  de  societe^)  von  einer  Mühle  zu  Basacle 
bei  Toulouse,  die  im  12.  Jahrhundert  einer  Gesellschaft  ab- 
getreten worden  sei,  deren  Mitglieder  in  alten  Urkunden 
„pairiers"  oder  „pariers"  genannt  seien,  was  den  partionarii 
entsprechen  würde.  Der  Werth  der  Mühle  sei  in  eine 
Anzahl  von  Antheilen  zerlegt  worden,  die  man  an  die 
Gesellschafter  nach  dem  Betrage  ihres  Geschäftsantheiles 
vertheilt  habe.  Der  Name  dieser  Theile  sei  „uchaux"  ^)  oder 
„saches"  (Säcke)  gewesen,  Namen,  die  Troplong  von  dem 
Ertrag,  den  jeder  Antheil  abwarf,  herleitet.  ^)  Die  Verwaltung 
hatten  ursprünglich  bajuli,  später  ein  Syndicus,   12  Vorsteher 

^)  Gierke  I,  §  55,  69,  Heusler,  Institutionen  des  deutschen 
Privatrechts  I,  §  58. 

8)  1843,  p.  XXym,  XXTK. 

^)  Uchau  ist  offenbar  dasselbe  wie  huchau.  Vergl.  über  buche,  hucheau 
(Mehlkasten)   die  Wörterbücher  von  Sainte-Palaye   und    Godefroy. 

*)  „Mesure  de  capacite  usitee  k  Toulouse,  et  qui  probablement 
representait  primitivement  le  produit  en  nature  et  en  monture  de  chaque 
part.« 
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und  ein  Schatzmeister  „nommes  par  les  pariers  en  assemblee 
generale"  gehabt.  Der  Gewinn  sei  nach  der  Zahl  der  uchaux 
vertheilt  worden.  Karl  V.  sei  Mitglied  der  societ6  geworden 
und  habe  als  Geschenk  einen  uchau  erhalten.  Troplong 
hält  diese  uchaux  für  Aktien.  Die  Organisation,  erzählt 
Troplong,  bestände  in  Basacle  noch  jetzt  unverändert  fort 
und  man  betrachte  den  uchau  wie  eine  Aktie  in  einem  In- 
dustrieunternehmen. Schaffe  man  ähnliche  Genossenschaften 
in  jener  Gegend,  so  wende  man  das  Wort  „Aktie"  direkt  an. 
Die  uchaux  seien  cessibel,  wer  aus  der  Gesellschaft  ausscheiden 
wolle,  verkaufe  seinen  uchau  ganz  oder  zum  Theil  (demi- 
uchau,  quart  d'uchau),  der  uchau  sei  nach  Belieben  des  Eigen- 
thümers  unbegrenzt  theilbar.  Troplong  führt  als  weitere 
Mühlengenossenschaften  die  des  Schlosses  Narbonnais,  zu 
Moissac  und  zu  Montauban  an.  Die  Theile  hätten  hier  meules 
(Mühlsteine)  und  rases^)  geheissen.  Von  solchen  „partionarii" 
von  Mühlen  erfahren  wir  auch  sonst  noch,  nicht  blos  mit 
Bezug  auf  südfranzösische,  ^)  sondern  auch  mit  Bezug  auf 
deutsche  Gegenden.  Gierke  weist  auf  eine  Kölner  Mühlen- 
genossenschaft hin.^)  Aber  er  zeigt  zugleich  bei  der  letzteren, 
wie  wenig  gerechtfertigt  ein  Vergleich  mit  der  Aktiengesellschaft 
wäre.  Das  unzweifelhaft  Gemeinsame  ist  die  pars  an  der  Mühle. 
Alles  Uebrige  steht  nicht  fest  oder  ist  anders  geformt.  Dass  die 
Haftung  eine  beschränkte  ist,  geht  nicht  mit  Nothwendigkeit  aus 
dem  Berichte  Troplong's  hervor,  auch  die  Nachschusspflicht 
verträgt  sich  mit  der  Uebertragbarkeit  des  Antheiles.  Ueber- 
haupt  aber  ist  nicht  sicher,  dass  eine  gesellschaftliche  Organi- 
sation und  Betriebsweise  vorhanden  war,  bei  der  der  Antheil 
die  Basis  der  Mitwirkung  abgab,  eine  „ Joint-Stock  Company" 
nach  englischer  Bezeichnung.  Auch  die  Gildegestaltung  konnte 
über  dem  Miteigenthum  schweben  und  hat  auch  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  darüber  geschwebt. 


^)  Darüber  Godefroy  s.  v.  rase  Nr.  2. 

®)  Vergl.  Mery  et  Guindon,  Histoire  analytique  et  chronologique 
des  actes  et  des  deüberations  du  corps  et  du  conseil  de  la  Municipalite 
de  Marseille  V  p.  318. 

•^)  Genossenschaftsrecht  I^  968 — 971. 
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Wenden  wir  uns  vielmehr  denjenigen  rechtlichen  Gestal- 
tungen zu,  welche  im  Mittelalter  bestimmt  waren,  der  spekulativen 
Unternehmung  einerseits,  der  Zusammenfassung  grösserer  Kapi- 
talien durch  Zuschüsse  Vieler  andererseits  zu  dienen,  so  treten 
drei  Institute  uns  entgegen,  die  Gewerkschaft,  die  commenda 
und  die  Rhederei.  Alle  drei  haben  ein  hoch  hinaufgehendes 
Alter  und  jedes  von  ihnen  konnte  den  Anknüpfungspunkt  für 
die  Aktiengesellschaft  bieten. 

Die  Gewerkschaft^)  zunächst  in  derjenigen  Gestaltung, 
die  das  spätere  Recht  bietet,  ist  auf  den  ersten  Blick  der 
Aktiengesellschaft  durch  ihren  genossenschaftlichen  Aufbau 
am  nächsten  verwandt.  Freilich  hat  sich  dieser  Aufbau 
langsam  vollzogen.  Reicht  die  Gewerkschaft  bis  in  den 
Anfang  des  dreizehnten  Jahrhunderts  hinauf,  -)  so  ist  die 
Struktur  der  ältesten  Gewerkschaft  von  der  der  späteren  merk- 
lich unterschieden.  Zu  thun  haben  wir  es  schon  im  drei- 
zehnten Jahrhundert  mit  einer  als  Mehrheitsverband  gelten- 
ten^)  Association,  aber  diese  Vereinigung  ist  überwiegend 
Personalverband.*)  Die  Auffassung,  dass  das  Eigenthum 
am  Bergwerk  der  Gesammtheit  zusteht,  ist  noch  nicht  vor- 
handen. Vielmehr  erhält  jeder  der  ursprünglich  an  Zahl 
wohl  geringen  ^)  Gewerken  (partionarii)  einen  realen  Theil  des 
Grubenfeldes  zu  eigenem  Abbau  zugewiesen,  sei  es  dass  er 
ihn  selbst  bearbeitete,  sei  es  dass  er  ihn  durch  von  ihm  be- 
zahlte Arbeiter  bearbeiten  Hess.  ®)    Ueber  diesen  Antheil  kann 


1)  Gierke,  .Genossenschaftsrecht  I  971—980,  Stobbe.  flandb.  1 
§  59,  Opet,  Das  Gewerkschaftsrecht  nach  den  deutschen  Bergrechtsquellen 
des  Mittelalters  in  Zeitschrift  für  Bergrecht  XXXIV,  vergl.  auch  des- 
selben Aufsatz  „Die  älteste  venetianische  Bergordnung  und  das  sächsische 
Bergrecht"  im  Neuen  Archiv  für  Sachs.  Gesch.  und  Alterthumskunde 
XVI,  1,  2. 

2)  Opet  233,  234. 
8)  Opet  338,  339. 
*)  Opet  370. 

*)  Opet  nimmt  4  als  ursprüngliche  Zahl  an  S.  315.  Ueber  die 
Zertheilungen  ebenda. 

ö)  Die  Erträgnisse  scheint  er  freilich  schon  in  ältester  Zeit  in  die 
gemeinsame  Kasse  abgeliefert  zu  haben  Opet  297. 
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nur  er,  nicht  die  Genossenschaft  verfügen,  ^)  letztere  war  auf  das 
Vorkaufsrecht  am  Antheil  beschränkt.^)  Von  genossenschaft- 
lichen Beiträgen  war  in  diesem  Stadium  kaum  noch  die  Rede. 
Ei'st  allmählich  nimmt  die  Genossenschaft  als  Ganzes  den 
Betrieb  des  Bergbaues  durch  von  ihr  angestellte  Arbeiter  in 
die  Hand,  deren  Löhnung  nebst  den  Kosten  des  Betriebes 
überhaupt  seitdem  durch  Zubussen  (Samkost,  expensa)  seitens 
der  Mitglieder  erfolgte,  und  erst  allmählich  tritt  an  Stelle  des 
realen  Theiles  der  ideelle  Antheil  an  dem  der  Genossen- 
schaft als  Gesammtheit  zustehenden  Bergwerke.  Damit  bildete 
sich  der  Begriff  der  kapitalistischen  Korporation  aus.  Die 
Grundlage  der  Mitgliedschaft  bilden  nun  die  durch  immer 
weiter  gehende  Zerlegung  an  Zahl  erheblich  gewachsenen 
Kuxe,  die  der  Veräusserung  unterliegen  und  einen  wechselnden 
Kurs  besitzen,  ^)  so  dass  die  Person  der  Mitglieder  keine 
Rolle  spielt.  Stimmberechtigung  wie  Gewinnantheil  ^)  be- 
stimmen sich  nach  dem  Kux,  desgleichen  auf  der  anderen 
Seite  die  Zubusspflicht,  ^)  Aufgabe  des  Kuxes  befreit  jedenfalls 
für  die  Zukunft  von  weiterer  Zubusse,  während  die  fällig  ge- 
wordenen Zubussen  persönliche  Schulden  des  Gewerken  ge- 
worden sind.®)  Wird  die  Zubusse  „versessen",  so  verfällt  der 
Kux,  sei  es  zu  Gunsten  der  Gewerkschaft,  sei  es  zu  Gunsten 
des  Verleihers, ')  sei  es  zu  Gunsten  eines  dritten  Intervenienten. 
Die  Gewerkschaft  ist  nun  zur  wirklichen  Korporation  ge- 
worden, der  das  Recht  zusteht,  Schulden  auf  das  Grubenfeld 
aufzunehmen,  ®)  die  bestimmte  Organe  besitzt,  vornehmlich  die 
Gewerkenversammlung  ®)    und    den    Gewerkschaftsvorstand.  ^^) 


0  Opet  334. 
2)  Opet  308,  334. 

^)  Interessante  Angaben  bei  Opet  308. 

*)  Die   Ausbeute  wird  ursprünglich  in  Natur  vertheUt   Opet  324. 
lieber  Spuren  eines  Reservefonds  ebenda. 
»)  Opet  317ff. 
ö)  Opet  320,  332,  333. 
')  Opet  329,  330. 
8)  Opet  335. 

ö)  Näheres  bei  Opet  336  ff. 
10)  Opet  357ff. 
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Die  letzte  Konsequenz,  dass  der  Antheil  der  Gewerken  nun 
auch  blosses  Mitgliedschaftsrecht  und  damit  mobiliaren 
Charakters  sei,  ist  freilich  nicht  gezogen  worden.  Mit  der 
Beibehaltung  der  Immobiliarqualität  des  Kuxes  ist  die  Ge- 
werkschaft wenigstens  in  den  germanischen  Ländern  ^)  in  ihrer 
Entwicklung  zur  reinen  Kapitalassociation  stecken  geblieben. 
Dies  mehr,  als  die  Zubusspflicht  hinderte  die  an  sich  wohl 
mögliche  Entfaltung  zur  Aktiengesellschaft,  hinzu  kam  der 
produktive  Charakter  des  .auf  bestimmte  Gegenden  beschränkten 
Unternehmens,  der  der  Durchführung  des  reinen  Kapitalgesell- 
schaftstypus im  Wege  stand.  So  hat  sich  historisch  die  Aktien- 
gesellschaft trotz  der  nahen  Verwandtschaft,  die  die  Gewerk- 
schaft mit  ihr  besitzt,  aus  der  Gewerkschaft  nicht  entwickelt. 
Die  commenda^)  ist  der  wichtigste  Vertrag  des  früheren 
Mittelalters,  der  der  Anlage  von  Geld  in  spekulativen  Unter- 
nehmungen mit  beschränktem  Risiko  dienen  sollte.  Aelter 
und  praktisch  bedeutsamer,  wie  eingehende  Untersuchungen 
gelehrt  haben,  als  die  offene  Handelsgesellschaft,  hat  die 
commenda  im  Laufe  der  Zeit  Veränderungen  durchgemacht, 
die  im  Einzelnen  die  Stellung  der  betheiligten  Personen  und 
ihre  Leistungen  betrafen,  ohne  dass  der  Gesammtcharakter  im 
Wesentlichen  umgestaltet  wurde.  Bei  der  älteren  dem  Kom- 
missionsgeschäft nahe  verwandten  Gestaltung  der  einseitigen 
Kapitalbetheiligung  seitens  des  socius  stans  mit  dem  mittel- 
losen tractator,  wie  bei  der  jüngeren  coUegantia  oder  societas 
maris  liegt  in  den  uns  interessirenden  Punkten  dieselbe  Er- 
scheinung eines  nach  aussen  Handelnden  und  eines  mit  einer 
Einlage  Betheiligten  vor.     Für  die  Aktiengesellschaft  könnte 

*)  lieber  französische  Gewerkschaften  mit  ihren  parts  ä  fosse  oder 
parQons  de  fosse,  sols,  deniers  Vavasseur  in  Revue  des  societes  I  p.  393 ff. 
Ein  besonderer  Typus  ist  im  französischen  Recht  nicht  ausgebildet,  die 
Haftung  ist  verschieden  geordnet.     Vergl.  auch  unten  §  21. 

^)  Litteratur  bei  Renaud,  Das  Recht  der  Commanditgesellschaften 
1881  S.  Iff.;  seitdem  Silberschmidt.  Die  commenda  1883;  Gold- 
schmidt, Universalgeschichte  S.  255 ff.;  Rehme  in  Z.  für  Handelsrecht 
XLII  367—410;  M.  Pappenheim  ebenda  XXXYI  91ff.;  v.  Amira, 
Nordgermanisches  Obligationenrecht  1678—680,  11820—822;  Saleilles 
in  Annales  de  droit  commercial  IX,  10  ff.,  49  ff. 
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nur  der  letztere,  der  stille  Gesellschafter,  in  Frage  kommen. 
Die  Entwicklung  der  Aktiengesellschaft  aus  der  commenda 
wäre  demnach  nur  möglich  durch  das  Zwischenglied  der 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien.  Solche  Entwicklung  wäre 
eine  durchaus  naturgemässe.  Sie  schwebte  französischen  wie 
deutschen  Autoren  vor.  Fremery/)  Laband,^)  Fick^) 
dachten  sich  den  Entwicklungsgang  in  der  Art,  dass  die 
wachsende  Zahl  der  Kommanditisten  bei  ein  und  demselben 
Unternehmen  zu  einer  mehr  oder  minder  korporativen  Gestaltung 
des  Kommanditistenverbandes  einerseits,  zu  einem  Zurücktreten 
des  Komplementars  andererseits  fuhren  musste.  War  der  Letz- 
tere in  Wahrheit  nur  der  Strohmann  geworden,  so  war  der 
Schritt  zur  reinen  Aktiengesellschaft  naheliegend.  Aber  die 
geschichtliche  Entwicklung  entspricht  dieser  gedanklichen  Ope- 
ration nicht.  Zweifellos  ist,  dass  die  commenda  auf  die  Aus- 
bildung von  Aktiengesellschaften  mittelbar  gewirkt  hat,  denn 
sie  verkörperte  das  Prinzip  der  beschränkten  Haftung.  Auch 
ist  kein  Gewicht  auf  die  Veräusserlichkeit  des  Aktienrechts 
gegenüber  dem  „ obligatorischen Verhältniss  des  Kommanditisten" 
zu  Jegen,*)  denn,  dass  auch  die  Einlage  des  Kommanditisten 
übertragbar  war,  dürfte  feststehen.  Aber  die  commenda 
an  sich  konnte  die  Aktiengesellschaft  schon  aus  dem 
Grunde  nicht  unmittelbar  erzeugen,  weil  sie  in  der  maass- 
gebenden  älteren  Zeit  ein  Verhältniss  lediglich  zwischen  dem 
stillen  Gesellschafter  und  dem  tractator  darstellte.  Empfing 
der  tractator,  hebt  Goldschmidt  hervor,  Commenden  von 
verschiedenen  Kapitalisten,  so  stand  er  zu  den  Einzelnen 
in  strenggesonderten  Rechtsverhältnissen.  Die  korporative 
Verfassung  war  hier  also  ausgeschlossen.  So  erklärt  es  sich, 
dass  die  grossen  Gesellschaften  des  Mittelalters,  welche  mit 
unzähligen    stillen    Theilhabern "arbeiteten,^)    den   Charakter 


1)  Etudes  de  droit  commercial  pag.  55. 
«)  Z.  f.  H.R.  VII  619,  620. 
»)  a.  a.  0.  S.  43. 
*)  ßenaud  S.  20. 

**)  Vergl.  die   in   meiner  Abh.  S.  13  N.  2  citirten  und  R.  Ehren- 
berg,  Das  Zeitalter  der  Fugger  I  1896  S.  380ff.,  H  S.  55ff.  224ff. 
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von  Aktiengesellschaften  niemals  angenommen  haben.  Auch 
wird  die  Behauptung,  dass  die  Aktienkommanditgesellschaft 
älter  als  die  Aktiengesellschaft  ist,  durch  die  Quellen  nicht 
erwiesen.  Als  erste  grosse  Aktienkommanditgesellschaft  lässt 
sich  die  Ambrosiusbank  zu  Mailand  ansehen,  die  in  Wahrheit 
eine  Imitation  der  Georgsbank  sein  sollte,  eine  Imitation  also 
einer  Aktiengesellschaft.  —  Nichtsdestoweniger  darf  die  grosse 
Bedeutung  der  commenda  für  die  Entstehung  der  Aktiengesell- 
schaft nicht  übersehen  werden.  In  Verbindung  mit  anderen 
Gestaltungen  konnte  die  Commenda  sehr  wohl  in  die  Aktien- 
gesellschaft auslaufen.  Wie  dies  in  späterer  Zeit  beobachtet 
werden  wird,  so  tritt  uns  in  Italien  schon  sehr  früh  ein  solches 
In  einander  arbeiten  der  commenda  und  einer  anderen  Gestal- 
tung entgegen,  der  Ehederei.  Die  der  Aktiengesellschaft  nahe 
kommende  colonna  der  Tabula  von  Amalfi  ist  Kombination 
von  commenda  und  Eh  ed  er  ei,  welch*  letzterer  wir  uns  jetzt 
zuwenden. 

Die  Rhederei,  ^)  societas  navalis,  als  Vergesellschaftung 
zum  Zwecke  des  Erwerbes  durch  die  Seeschifffahrt,  hatte  als 
vermögensrechtliche  Basis  das  Seeschiff,  welches  in  eine  An- 
zahl von  Antheilen,  partes,  zerlegt  war.  ^)  Die  Mitrheder 
waren  Antheilhaber,  partionarii,  am  Seeschiffe.  Die  Antheile 
waren  veräusserlich  und  vererblich,  wenngleich  vielfach  Vorkaufs- 
rechte der  Mitrheder  bestanden.  Auf  dem  Antheil  beruhte  die 
Mitgliedschaft  in  der  ßhederei,  nach  den  Antheilen  wurde  der 
Gewinn  aus  der  Rhederei  repartirt  und  die  Zuschusspflicht 
bemessen.  Wenngleich  die  Rhederei  keine  Korporation  war, 
so  enthielt  sie  doch  korporative  Elemente,  die  Majorität  ent- 
schied in  minder  wichtigen  Fällen.  Seiner  Zuschusspflicht 
konnte  sich  der  partionarius  durch  Abandonnirung  seiner  Part 
entziehen.  Die  Haftung  der  Mitrheder  war  im  Rechte  des 
Mittelmeeres   nach   aussen  regelmässig   eine  beschränkte  „tot 


^).Litteratur:  Gierke  I966ff.,  und  die  dort  Citirten,  Goldschmidt 
Universalgeschichte  S.  340,  Wagner  Seereoht  I  18£P.,  meine  geschicht- 
liche Entwicklung  S.  49—56. 

^)  U  eher  die  Zahlen  Goldschmidt  a.a.O.;  vergl.  meine  Abhandl. 
S.  20. 
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ho  paga  la  nau^^,  „las  personers  no  sien  tenguts  sino  tant 
solament  d'acö  que  la  part  valea  que  hauran  en  la  Ilau^^^) 
Insofern  barg  die  Rhederei  Keime  der  Aktiengesellschaft  in 
sich,  wenngleich  sie  nicht  mit  der  Aktiengesellschaft  zu  identi- 
fiziren  ist.  ^)  Gegenüber  der  Gewerkschaft  bot  der  mobiliare 
Charakter  und  die  ausgeprägtere  spekulative  Natur  der  Schiffs- 
part die  Möglichkeit  zu  reicherer  Entfaltung  der  vorhandenen 
Keime.  —  Der  praktisch  heute  in  Frage  kommende  Zweck 
der  Rhederei  ist  das  Frachtgeschäft.  Den  Rhedern  stehen 
gegenüber  die  Ladungsinteressenten.  Aber  für  den  Begriff 
der  Rhederei  ist  dieser  Zweck  nicht  wesentlich  und  diese 
Gegenüberstellung  nicht  nothwendig.  Wie  die  Rhederei  auch 
anderen  Erwerb  (durch  Fischfang,  Taucherthätigkeit)  bezwecken 
kann,  so  können  die  Rheder  zugleich  Ladungsinteressenten 
sein,  ohne  dass  die  sachenrechtliche  Basis  ihrer  Vergesell- 
schaftung damit  verlassen  wird.^)  Die  Rhederei  kann  sich 
auch  durch  Hineinziehung  der  Schiffsmannschaft  in  das  Unter- 
nehmen unter  Betheiligung  am  Ertrage  erweitern.  Im  Auge 
zu  behalten  ist  immer,  dass  wir  es  mit  wandelbaren  geschicht- 
lichen Kategorien  zu  thun  haben. 

Solch*  Fall  begegnet  uns  in  der  colonna  des  Rechtes  von 
Amalfi,  ^)  einer  höchst  interessanten  Vergesellschaftungsform, 
deren  nahe  Verwandtschaft  mit  der  Aktiengesellschaft  mit 
Recht  von  verschiedenen  Seiten  betont  worden  ist.  ^) 


1)  Meine  Abh.  S.  53,  54  und  die  dort  Citirten. 

2)  Dies  thun  die  französischen  Autoren  vielfach. 

^)  Vergl.  Wagner,  Seerecht  S.  151.  So  sagt  vom  magister  navis 
schon  1.  1  §  3  D.  14,  1 :  Magistri  autem  imponuntur  locandis  navibus  vel 
ad  merces  vel  vectoribus  conducendis  armamentisve  emendis:  sed  etiamsi 
mercibus  emendis  vel  vendendis  fuerit  praepositus,  etiam  hoc  nomine 
obligat  exercitorem. 

*)  Ueber  die  Ansichten  betreiBfs  des  Alters  der  tabula  Amalfitana 
Schupf  er,  Manuale  di  storia  del  diritto  italiano  2  ed.  1895  p.  434—440. 

'^)  Litteratur:  Laband  in  Z.  für  Handelsr.  VII  296—337,  XXXI 
45,  Renaud,  Recht  der  Actiengesellschaft  13—19,  Commanditgesell- 
Schaft  16—19,  Wagner  Seerecht  8ff.,  Goldschmidt  270,  271,  Eehme, 
Geschichtl.  Entwicklung  der  Haftung  des  Reeders  1891  S.  22ff.  Renaud 
geht  nicht  richtig  von  der  commenda  aus. 
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Bei  der  colonna^)  handelt  es  sich,  wie  Wagner-)  mit 
Recht  hervorhebt,  ursprünglich  um  ein  gemeinsames  See- 
handelsunternehmen von  Rhedem  und  Seeleuten.  Die  Schiflfs- 
eigenthümer  (socii)  und  die  Besatzung  (nautae)  erscheinen 
als  Theilhaber  (partionarii)  am  Unternehmen.  Jene  inferiren 
das  Schiff,  nicht  blos  dem  Gebrauch  nach,  wie  Holtius'^) 
und  Renaud*)  annehmen,  sondern  direkt  der  Substanz  nach, 
wie  die  Tabula  ausdrücklich  sagt,  *)  diese  inferiren  ihre  Dienste. 
Beide  brachten  ursprünglich  wohl  auch  die  Ladung  auf.  An 
dem  Gewinne,  der  sich  aus  der  Reise  ergab,  partizipirten  sie 
nach  einem  gesetzlich  vorgeschriebenen  Theilungsmodus,  eine 
Haftung  über  den  Antheil  in  der  colonna  lag  den  Theilhabern 
nicht  ob.  Nur  der  von  den  Rliedern  bestellte  Schiffsführer 
(patronus)  als  solcher  haftete  persönlich,®)  aber  dieser  Satz 
ist  nicht  der  colonna  eigenthümlich,  sondern  ergiebt  sich  aus 
der  Stellung  der  Schiffsführer  und  findet  sich  bei  der  gewöhn- 
lichen Rhederei  wie  beim  Einzelrheder  ebenfalls. ')  Er  be- 
rechtigt nicht  zur  Auffassung,  dass  der  Schiffsführer  als  der 
eine  Kontrahent  des  Vertrages  mit  den  socii  und  nautae  die 
successiven  Verträge  schloss  und  Inhaber  des  Geschäftes, 
Komplementär,  war,  ®)  vielmehr  ist  der  Schiffsführer  nur  Ver- 
treter der  colonna.  Die  colonna  erscheint  als  eine  „societas'^ 
oder  „communitas^^  der  Mitrheder  und  nautae  für  die  See- 
reise,   wobei  Ein-  und  Austritt   einzelner   partionarii   am  Be- 

^)  Ueber  den  Sinn  des  Wortes  Goldschmidt  271  N.  128,  Laband 
in  Z.  f.  H.  R.  XXXI  45.  Interessant  ist,  dass  dasselbe  Wort  gebraucht 
wird,  welches  bei  den  Staatsanleihen  auftritt,  genau  so  wie  die  loca  sich 
bei  der  Rhederei  und  den  montes  finden. 

*)  Seerecht  S.  9,  vergl.  auch  Silberschmidt,  Commenda  S.  27,  28. 

^)  Abb.  civilistischen  und  handelsrechtl.  Inhalts,  übers,  von  Sutro 
Nr.  VJII  S.  230. 

*)  Recht  der  Actiengesellschaft  S.  15  N.  63. 

^)  Art.  6:  Item  statim  quod  viagium  incipitur  ....  tam  de  navigio 
quam  de  pecunia  sit  una  massa  et  unum  corpus.  Das  Schiff  ist  ja  auch 
in  den  Contract  der  colonna  mit  aufgenommen.  Wie  soll  sich  die  Haf- 
tung mit  dem  Schiffe  erklären,  wenn  dieses  nur  quoad  usum  inferirt  wird  ? 

6)  Art.  17  der  Tabula. 

^  Meine,  Abh.  S.  53  N.  2. 

8)  Renaud,  Recht  der  Actienges.  S.  17,   Laband   S.  312   X.  28. 
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Stande  nichts  änderte,  Mehrheitsbeschlüsse  zulässig  waren, 
und  das  Gesellschaftsvermögen  durante  societate  dem  Zugriffe 
der  Privatgläubiger  der  Einzelnen  entzogen  war.  Zugeschnitten 
ist  die  Struktur  der  colonna  nach  dem  Vorbilde  der  Ehederei, 
wenngleich  die  rein  sachenrechtliche  Basis  der  letzteren  bereits 
verlassen  ist. 

In  dieser  ursprünglichen  Gestalt  bringt  die  Tabula  von 
Amalfi  uns  freilich  die  colonna  nicht  mehr.  Da  es  den  See- 
leuten an  den  nöthigen  Mitteln  zur  Aufbringung  der  Ladung 
fehlte,  schritt  man  zur  Heranziehung  von  Kapitalisten.  Die 
von  diesen  gegebenen,  „commendirten",  Waaren,  bez.  Gelder 
flössen  nun  in  die  gemeinschaftliche  Masse  und  bildeten  mit 
dem  Schiffe  „una  massa  et  unum  corpus",  üeber  den  Ver- 
kauf der  Waaren,  die  Anlage  des  Geldes  beschloss  die  Gesammt- 
heit  der  Gesellschafter.^)  Die  Kapitalisten  traten  in  das 
Gesellschaftsverhältniss  der  colonna  als  partionarii  mit  ein,  es 
gab  nun  also  drei  Arten  von  partionarii,  die  Rheder,  die 
Schiffsleute,  die  Kapitalisten,  oder,  da  die  Kapitalisten  gleich 
den  Rhedem  Vermögenseinlagen  machten,  die  Kapitalisten 
vermehrten  die  Zahl  der  Kapital  spendenden  socii  gegenüber 
den  Arbeit  spendenden  nautae.  Das  Rechtsverhältniss,  welches 
die  Kapitalisten  eingingen,  wird  in  der  Tabula  als  „accoman- 
dum",  also  als  Commenda  bezeichnet,  sie  selbst  heissen 
partionarii,  „compagni",  in  späteren  Urkunden  „colonnisti". 
Aber  es  lag,  wie  Renaud  mit  Recht  betont,^  in  Wahrheit 
keine  gewöhnliche  commenda  vor.  Die  Kapitalisten  sind  weder 
Kommendatoren  des  Schiffers,  denn  dieser  ist  ja  nur  Vertreter 
der  colonna,  noch  Kommendatoren  der  Rheder,  denn  diese 
schliessen  mit  ihnen  den  Vertrag  gar  nicht  ab,  noch  Kommen- 
datoren der  colonna,  denn  diese  umfasst  sie  mit,  vielmehr 
treten  sie  als  socii  in  das  Unternehmen  mit  ein,  nehmen  sie, 
sofern  sie,  was  der  Fall  gewesen  zu  sein  scheint,  die  Reise 
mitmachen,^)  an  den  Abstimmungen  Theil,  partizipiren  sie  am 
Gewinn  und  haften  sie  bis  zum  Betrage  ihrer  Einlage  für  den 


1)  Wagner  S.  9. 

2)  Recht  der  Actiengesellschaft  S.  18. 
»)  Tab.  Art.  15,  16. 
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Verlust.  Sie  sind  partionarii  der  colonna  gleich  den  anderen. 
Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  durch  das  Hinzutreten  dieser 
Kapitalisten  der  colonna  eine  grosse  Verwandtschaft  mit  der 
Aktiengesellschaft  aufgedrückt  wurde.  Eine  stärkere  Betonung 
der  kapitalistischen  Betheiligung,  eine  konsequentere  Durch- 
bildung des  korporativen  Charakters  musste  zur  Aktiengesell- 
schaft hinführen.  Aber  dieser  Schritt  scheint,  trotzdem  die 
colonna  sich  bis  in  die  Gegenwart  erhalten  hat,^)  nicht  gemacht 
zu  sein.  Die  Betheiligung  vor  Allem  der  nautae  an  der  colonna 
bewahrte  dieser  den  Charakter  einer  halben  Arbeitsgenossen- 
schaft. 2) 

^*' 

b.    Steuerpachtgesellschaften.    Maonae.    Montes.    Georgsbank. 
Ambrosiusbank.^) 

Bereits  oben  ist  auf  den  wahrscheinlichen  Zusammenhang 
der  antiken  societates  vectigalium  mit  den  späteren  Staats- 
pächtergesellschaften' Italiens  hingewiesen  worden.  Der  Be- 
weis für  das  Fortleben  der  antiken  Gestaltung  lässt  sich  frei- 
lich zur  Zeit  kaum  führen.  Es  darf  nicht  vergessen  werden, 
dass  zu  Justinians  Zeit  die  Pachtgesellschaften  ihre  einstige 
Bedeutung    längst    eingebüsst    hatten,    dass    es    nicht    mehr 

1)  Litteratur  bei  Wagner  S.  16  N.  31,  32.  An  der  Ostküste 
Spaniens  ist  unter  dem  Namen  madera  y  mota  noch  heute  ein  ähnliches 
Gesellschaftsverhältniss  in  Uebung.  Siehe  die  interessante  ausführliche  Dar- 
legung bei  Estasen,  Instituciones  de  derecho  mercantillll  p.  101 — 113. 

'■')  Weit  stärker  tritt  jener  Gesichtspunkt  in  der  grande  bourse  der 
US  et  coutumes  d'  Olonne  bei  Pardessus  VI  570 ff.  hervor,  welche  im 
Uebrigen,  wie  Goldschmidt  mit  ßecht  bemerkt,  grosse  Verwandtschaft 
mit  der  colonna  hat.  Vergl.  auch  R.  Ehrenberg,  Das  Zeitalter  der 
Fugger  I  p.  78,  II  p.  327.  Ueber  der  colonna  angeblich  verwandte  Ver- 
hältnisse ßehme  S.  22 ff. 

3)  Litteratur:  Goldschmidt  a.  a.  0.  S.  290—298,  Hopf  „Giusti- 
niani"  (Er  seh  und  Grub  er  s  Encyklopädie  Sect.  I  Bd.  68),  Rota,  Storia 
delle  banche  1874,  Lobero,  Memorie  storiche  della  Banca  di  S.  Giorgio 
1832,  Cuneo,  Memorie  sopra  Tantico  Debito  Pubblico,  Mutui,  Compere 
e  Banca  di  S.  Giorgio  in  Genova  1842,  Wiszniewski  Le  prince,  Histoire 
de  la  banque  de  St.  Georges  de  Genes  1865,  Greppi  in  Archivio  storico 
Lombardo  anno  X  514 ff.  Meine  geschieh tl.  Entwickelung  etc.  insbes. 
S.  6—22. 
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Kapitalmächte  von  politischer  Bedeutung,  sondern  Vereini- 
gungen kleinerer,  meist  wohl  sozial  niederen  Kreisen  ange- 
hörender Leute  waren.  Immerhin  war  durch  Beibehaltung 
des  juristischen  Rahmens  die  Möglichkeit  der  Wiederausfiillung 
und  Annäherung  an  die  einstige  Bedeutung  gegeben.  Die 
üebernahme  der  römischen  Sätze  in  die  Basiliken  zeigt,  dass 
man  die  Gestaltung  nicht  für  ganz  obsolet  hielt.  Das  System 
der  indirekten  Abgabenerhebung  ist  zwar  nicht  in  den  germani- 
schen, aber  doch  in  den  romanischen  und  orientalischen 
Ländern,  wie  das  Beispiel  von  Genua  lehrt,  bald  wieder  auf- 
gelebt. Die  Glosse  freilich  hat  die  Stellen  des  corpus  juris, 
welche  sich  auf  die  Steuerpachtgesellschaften  beziehen,  er- 
läutert, ohne  über  die  praktische  Geltung  etwas  zu  bemerken. 
Und  ebenso  steht  es  in  der  späteren  Litteratur,  auch  nach- 
dem die  montes  längst  aufgekommen  waren.  Wohl  aber  treten 
in  den  städtischen  Quellen  sowie  in  den  Entscheidungen 
der  Gerichtshöfe  Pachtgesellschaften  theils  kleineren,  theils 
grösseren  Umfanges  auf. 

In  Genua  stossen  bereits  im  zwölften  Jahrhundert  Pacht- 
gesellschaften ^)  verschiedener  Staatseinkünfte  auf,  für  welche 
zuerst  der  der  antiken  Bezeichnung  entsprechende  Name 
comperae,  ^    später    der  Name   maonae    üblich    wurde.      Die 

^)  Angaben  bei  Goldschmidt  S.  294  n.  190. 

^)  Dass  der  Name  „compera"  absichtlich  gewählt  war,  lehren  die 
Leggi  der  Georgsbank  III,  7 :  Volendo  troncare  ogni  difficoltä,  e  qualunque 
pretensione,  che  havere  potessero  i  comperatori  delle  gabeile  inqual  si 
voglia  modo,  per  cagione  delle  vendite,  e  Compere  di  dette  gabelle,  e 
del  pretio,  assicuratione,  e  pagamento  di  quelle;  si  ordina  e  statuisce 
ad  abbondante  cautela,  e  ä  maggiore  intelligentia  di  ciascuno,  che  le 
predette  gabelle,  e  quäle  si  sia  di  esse,  saranno  e  s'intenderanno  sempre 
comperate  ä  sorte,  risico,  pericolo,  e  interesse  del  comperatore:  di  cui 
si  come  sarä  il  commodo,  utile,  e  beneficio,  cosi  anche  sarä  il  danno, 
caso  che  ve  ne  segua:  quantunque  egli  fosse  grandissimo,  e  impensato; 
e  tale  che  la  vendita,  in  tutto  si  perdesse,  e  che  di  quella  i  comperatori 
non  imborsassero,  nh  riscuotessero  cosa  alcuna.  Li  quali  nou  potranno 
etiamdio,  nh  li  sarä  lecito  allegare,  n6  dire  essere  conduttori, 
e  non  comperatori,  nh  che  la  possessione  non  se  li  sia  data. 
Jedenfalls  sind  die  alten  Römer  von  denselben  Beweggründen  geleitet 
w^orden,  wenn  sie  von  Steuerkauf  sprachen. 

Lehmann,  Recht  der  AktiengeseUschaften.  3 
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Zahl  der  Theilnehmer,  consortes,  ist  nicht  allzu  gross  und 
deckt  sich  nicht  immer  mit  der  der  Gesellschaftsquoten.  Bald 
sind  die  Antheile  der  Einzelnen  verschieden  hoch,  hald  ist 
das  Unternehmen  in  eine  Anzahl  von  Hauptbruchtheilen  zer- 
legt, von  denen  einzelne  wieder  in  Untertheile  zerfallen.^) 
Es  ist  nicht  sicher,  ob  im  letzteren  Falle  die  ünterkonsorten 
stille  oder  offene  Theilhaber  sind;  ihre  Aufführung  in  der 
Urkunde  spricht  für  das  Letztere,^)  jedenfalls  weist  die  Er- 
scheinung darauf  hin,  dass  durch  Zerlegung  von  Haupttheilen 
in  kleinere  Theile  das  Publikum  zur  Betheiligung  herangezogen 
wurde.  Im  Uebrigen  besitzen  diese  comperae  keine  korporative 
Struktur  und  ein  Vergleich  mit  der  Aktiengesellschaft  würde 
jedes  Anhaltes  entbehren. 

Grösseren  Styles  war  die  Pachtgesellschaffc  aus  dem 
16.  Jahrhundert,  welche  in  der  bekannten  decisio  XIV  der 
rota  Genuae  vorkommt.  Ein  gewisser  Saulius  hatte  von  der 
päpstlichen  Kammer  gewisse  Einkünfte  für  eine  hohe  Summe 
gepachtet.  An  dem  Unternehmen  betheiligten  sich,  wie  aus 
der  Entscheidung  ersichtlich  ist,  zahlreiche  Personen,  darunter 
solche  vom  hohen  Adel.  Die  verschieden  grossen  Antheile 
„portiones"  der  „participes",  über  welche  Scheine  (instru- 
menta) ausgegeben  wurden,  waren  übertragbar.  Die  einzelnen 
Theilhaber  hatten,  wie  es  in  der  Entscheidung  heisst,  von 
einander    gar    keine   Kenntniss,    „quoniam    se    invicem  .igno- 

rabant et  profecto  insanum  esset  dicere,  Grimaldos, 

Farnesios,  Montes,  Negronos  et  alios  participes  in  appaltu 
fuisse  socios  invicem,  cum  nunquam  inter  se  nee  tacite, 
nee  expresse  convenerint,  et  sie  socii  non  sunt  effecti". 
Von  einer  korporativen  Gestaltung  war  danach  offenbar 
keine  Rede.  Die  Handhabung  der  Geschäfte  hatte  allein 
der  Saulius.  Als  dieser  Wechselschulden  einzulösen  nicht  fähig 
war,  verklagten  die  Gläubiger  einige  von   den  Participanten, 


^)  So  z.  B.  liber  iurium  rei  publicae  Genuensis  I  Nr.  88,  164 — 166. 

2)  Nicht  stets  werden  aber  alle  consortes  in  der  Urkunde  aufgeführt. 
In  manchen  Urkunden  wird  nach  namentlicher  Aufführung  Einzelner 
hinzugefügt:  et  illorum  consortes,  so  liber  iurium  I  Nr.  178,  154  u.  a. 
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indem  sie  sich  darauf  stützten,  Saulius  sei  deren  institor 
gewesen.  Allein  die  rota  erklärte,  Saulius  sei  nicht  institor, 
sondern  dominus  appaltus,  die  Beklagten  seien  lediglich  stille 
Theilhaber  des  Saulius,  die  eine  societas  particularis  restricta 
et  limitata  mit  dem  Saulius  geschlossen  hätten,  weshalb  sie 
nur  nach  innen  und  auch  hier  nur  bis  zum  Betrage  der  ver- 
sprochenen Einlage  verhaftet  seien.  Darnach  ist  es  offenbar 
die  gewöhnliche  stille  Gesellschaft,  welche  die  Form  der  Be- 
theiligung bei  der  Pachtgesellschaft  bildete,  und  es  ist  durch- 
aus irrig,  von  einer  Aktien-  oder  Aktienkommanditgesellschaft 
in  diesem  Falle  zu  reden. 

Nicht  anders  scheint  die  Struktur  derjenigen  Gesellschaften 
gewesen  zu  sein,  welche  in  Genua  von  der  Georgsbank  die 
dieser  seitens  der  Stadt  Genua  überlassenen  „gabeile"  pachte- 
ten. Die  Statuten  der  Georgsbank  beschäftigen  sich  mit  solchen 
„compagnie"  oder,  wie  man  in  Genua  sagte  „mobbe"  (III,  4) 
zwar  nur  vom  Standpunkte  der  Auktionsbedingungen  und  er- 
lassen Bestimmimgen  gegen  Missbräuche  durch  ßingbildung. 
Aber  ihre  Sätze  lassen  doch  auch  Schlüsse  auf  die  Struktur 
dieser  „mobbe"  zu.  Danach  ergiebt  sich,  dass  wir  zwischen 
offenen  und  stillen  Theilhabern  der  mobbe  zu  scheiden  haben. 
Die  offenen  unterzeichneten  die  „poliza"  der  Kompagnie  mit, 
d.  h.  das  Angebot  der  Pachtsumme,  welches  die  mobba  der 
Georgsbank  machte,  und  gaben  den  Theil  an,  mit  dem  sie  sich 
betheiligten,  daneben  gab  es,  wie  es  scheint,  stille  Partizipanten 
(il  quäle  non  fosse  sottoscritto  nella  poliza  di  alcuna  mobba, 
benche  in  quella  havesse  participatione).  Auf  die  offenen 
scheint  sich  ein  späterer  Zusatz  zu  beziehen,  der  solidarische 
Haftung  sämmtlicher  Theilhaber  bis  zur  genügend  erfolgten 
Verbürgung  anordnet.^)  Von  den  stillen  Theilhabern  thut 
Erwähnung  cap.  XXII  des  zweiten  Buches  der  Leggi,  welches 
den  Beamten  der  Georgsbank  verbietet,  „participare,  occulta, 
n^  palesemente,  ne  per  diretto,  ö  indiretto,  in  che  modo, 
ö  sotto  che  colore,  ö  pretesto  si  voglia,  in  alcuna  gabella, 
ö  gabeile  pertinenti  alle  dette  Compere". 


1)  Leggi  von  1698  pag.  185  nr.  1512. 
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Ist  es  in  solchen  Fällen  die  stille  Partnerschaft,  welche 
die  Form  der  Betheiligung  des  grossen  Publikums  darstellt, 
so  liegt  die  Sache  verwickelter  bei  jenen  grossen  Kolonial- 
gesellschaften, welche  die  neuere  Forschung  als  wahre  Aktien- 
gesellschaften betrachtet,  insbesondere  der  maona  von  Chios 
(der  Giustiniani). 

Maona,  ein  Wort  arabischen  Ursprungs,  bezeichnet  in  der 
Muttersprache  soviel  wie  coUecta,  Zusammenschuss  von  Geld- 
summen, wobei  der  Zweck  und  die  Form  der  Betheiligung 
dahingestellt  sind.^)  Im  genuesischen  Gebiet  rezipirt  fand 
der  Ausdruck  Anwendung  auf  Vereinigungen  von  Kapitalisten, 
welche  dem  in  Finanznoth  befindlichen  Staate  in  Kriegszeiten 
beisprangen,  um  eine  Flotte  gegen  den  Feind  auszurüsten. 
Besassen,  wie  wir  sahen,  die  älteren  Gestaltungen  einen  ein- 
fachen sozietätsmässigen  Charakter,  so  hat  die  maona  der 
Giustiniani,  deren  Entstehung  in  die  Mitte  des  14.  Jahr- 
hunderts fällt,  eine  komplizirtere  Struktur.  Bei  der  Betrachtung 
dieser  maona  haben  wir  drei  aufeinander  folgende  Gesell- 
schaften auseinander  zu  halten,  die  alte  maona,  die  neue  maona, 
und  die  konsolidirte  maona  oder  maofia  der  Giustiniani.  Ein 
Genueser,  Simon  V^ignosi,  hatte  im  Jahre  1346  mit  einer  An- 
zahl von  Bürgern  eine  Flotte  von  29  Galeeren  ausgerüstet. 
Auf  Aufforderung  des  Staates,  sich  zur  Armirung  von  Galeeren 
zu  melden,  waren  29  Bürger  von  Genua  vor  der  Behörde  der 
quatuor  officiales  erschienen,  welche  sich  bereit  erklärten  „de 
peccunia  eorum  et  suorum  participum^^  je  eine  Galeere  zu 
übernehmen.  Von  Anfang  an  treten  also  den  29  namentlich 
aufgeführten  patroni  „participes"  zur  Seite,  die  sich  bei  den 
patroni  der  einzelnen  galeae  betheiligten,  und  so  werden  in 
der  Folgezeit  die  patroni  und  participes  immer  auseinander 
gehalten.  Den  patroni,  die  sich  gemeldet  hatten,  wurde  von 
der  Stadt  Genua  volle  Schadloshaltung  für  die  aufzuwenden- 
den Summen  zugesichert,  es  wurde  vereinbart,  dass  „usque  ad 
integram    satisfactionem    indempnitatis    eorum    ipsi    patroni 


^)  Ueber  maona  Golds chmidt  S.  292   N.  186,  meine   geschicht- 
liche Entwicklung  S.  22,  23. 
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dictarum  gallearum  et  participes  ipsarum  et .  armate  prefate 
habere  omnia  commoda  et  utilitates,  quorumcunque  locoruin 

et  terrarum  que  per  amiratum  et  patronos acquire- 

rentur".  Als  Simon  Vignosi,  Admiral  der  Flotte,  den  Feldzug 
glücklich  beendet,  Chios  sowie  Alt-  und  Neu-Phokäa  erobert 
hatte  und  zurückgekehrt  war,  forderten  die  patconi  ,jpro  se 
et  aliis  participibus  dicte  armate",  Ersatz  ihrer  Auslagen  in 
Gemässheit  der  früheren  Zusicherung.  Es  wurden  Verhand- 
lungen geführt  zwischen  den  patroni  et  participes,  die  als 
maona  bezeichnet  sind,  einerseits,  der  Stadt  Genua  andrerseits. 
Der  Vergleich,  der  schliesslich  zwischen  dieser  sogenannten 
alten  maona  und  der  Stadt  Genua  zu  Stande  kam  und  der 
der  maona  diedrei  Inseln  zu  Eigenthum  überwies,  ist  im  liber 
iurium  11  Nr.  193enthalten.  Er  gibt  über  die  Struktur  der 
Gesellschaft  keinen  genügenden  Aufschluss.  Es  erhellt  freilich, 
dass  die  participes  an  der  Verwaltung  der  Einkünfte  mit  An- 
theil  hatten,  dass  sie  ferner  officiales  und  massarii  zur  Ein- 
treibung der  Einkünfte  wählten,  aber  über  die  Haftung  nach 
aussen,  über  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  zur  Insel,  die 
im  Eigenthum  der  Gesellschaft  stand,  ^)  und  über  die  Organi- 
sation der  Gesellschaft  ist  nichts  deutliches  zu  ersehen.  Nur 
soviel  scheint  sich  zu  ergeben,  dass  eine  korporative  Ge- 
staltung dieser  sogenannten  alten  maona  nicht  vorhanden  war, 
sondern  dass  der  Ausdruck  maona  nur  Kollektivbezeichnung 
für  die  patroni  et  participes  war,  wie  er  denn  neben  „armata*^ 
gestellt  wird.  Denn  die  Vertreter  der  maona  handeln  „nomi- 
nibus  eorum  et  nomine  et  vice  omnium  et  singulorum  partici- 
pum"  (col.  661,  62),  die  Insel  soll  gehören  den  „patroni  et 
participes"  (col.  566),  die  Reinerträge  sollen  fallen  „ad  ipsos 
participes  pro  eorum  dampnis  et  Interesse  et  remuneracione 
personarum  suarum"  (col.  567),  bei  Aenderung  der  Verfassung 


^)  item  quod  proprietas  et  dominium  utile  et  directum  dicte  insuUe 
syi  territorü  folie  nove  et  veteris  sint  et  esse  inteligantur  et  pertineant 

•  .  .  ad  dictos  patronos  et  participes  dicte  armate  (col.  566).    Nur 

an  den  Befestigungen  sollte  das  Eigenthum  der  Stadt  Genua  verbleiben 
(col.  567),  aber  auch  diese  der  maona  verfallen,  ,wenn  die  Schuld  nicht 
binnen  zwanzig  Jahren  bezahlt  würde  (col.  569). 
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von  Genua  sollen  die  potestates  et  rectores  das  Regiment 
führen  „nomine  patronorum  et  participum  dicte  mahone",  und 
soll  „dominium  et  iurisdictio  ad  dictos  participes^'  fallen. 
Alles  dies  deutet  auf  sozietätsmässige,  nicht  auf  korporative 
Gestaltung. 

Neben  dieser  alten  maona  bildet  sich  nach  Hopf  eine 
neue  maona  im  Jahre  1349  zur  Ausbeutung  des  Mastixhandels 
ilufder  Insel  (apaltatores  seu  mahona  nova  seu  participes 
eiusdem).  Die  Haupt -apaltatores  dieser  neuen  maona  waren 
Pasquales  de  Furneto  und  Johannes  de  Oliverio,  deren  Erben 
in  der  Urkunde  von  1362  als  „protectores"  der  maona  nova 
auftreten.  Die  nova  maona  lag  in  Streitigkeiten  mit  der  auf 
acht  Mitglieder  bis  zum  Jahre  1362  zusammengeschmolzenen 
alten  maona.  Auf  Intervention  der  Stadt  Genua  wird  1362 
das  Verhältniss  für  die  Zukunft  urkundlich  dahin  geordnet, 
dass  die  Insel  von  der  alten  maona  für  zwölf  Jahre  an  zwölf 
Pächter  verpachtet  werden  sollte,  die  aus  participes  der  neuen 
maona  zu  bestehen  hätten,  von  denen  jeder  ein  Zwölftel  in  ipso 
apalto  haben  sollte,  und  dass  an  dieser  Zwölfzahl  nichts  geändert 
werden  dürfte  „ita  quod  dicta  apaltatio  seu  conductio  dicte 
insulle  semper  remaneat  in  duodecim  personis  semper  populari- 
bus  ad  minus".  Diese  zwölf  apaltatores  bilden  zweifellos  den 
Kern  der  neuen  maona.  Im  Uebrigen  sind  wir  über  die 
Struktur  auch  der  neuen  maona  nicht  genügend  unterrichtet. 
Dass  wir  es  mit  einer  Aktiengesellschaft  zu  thun  haben,  lässt 
das  Material  nicht  ersehen. 

Beide  maonae  sind  dann  verschmolzen^)  und  über  die 
Struktur  der  konsolidirten  maona,  der  maona  der  Giustiniani, 
unterrichten  vor  allem  die  beiden  Urkunden  von  1373  (Nr.  246, 
247),  die  die  Rückzahlung  der  Kapitalschuld  seitens  der  Stadt 
Genua  an  die  maona  einerseits,  den  Verkauf  der  Insel  an  die 
maona  wegen  Vorschusses  der  Summe  andererseits  behandeln. 
In  diesen  Urkunden  tritt  uns  nicht  eine  Korporation  als  Ganzes, 
sondern  treten  uns  Einzelpersonen  entgegen,  die  bestimmte 
Theile  der  Insel  veräussern,  bezw.  erhalten. 


^)  N.  287:  participes  et  apaltatores  mahone  veteris  et  nove. 
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Die  Insel  war  in  12,  später  13  Theile  zerlegt,  sogenannte 
duodena,  von  denen  jedes  duodenum  wieder  in  Untertheile 
zerfiel.  In  der  Urkunde  Nr.  246  sind  es  12  Personen,  die 
die  vendicio  der  Insel  an  die  Stadt  gegen  Abfindung  für  die 
loca  vornehmen,  aber  Jeder  der  12  erscheint  isolirt  für  sich, 
nimmt  die  venditio  seiner  pars  vor,  quittirt  besonders,  tradirt 
besonders,  verspricht  besonders  Gewährleistung.  Die  12  er- 
scheinen als  die  wahren  Eigenthümer,  als  die  vendentes,  wenn- 
gleich klar  erhellt,  dass  es  neben  ihnen  noch  andre  participes 
gab.  In  der  Urkunde  Nr.  247  ist  die  Zahl  etwas  grösser, 
aber  jene  individualisirende  Auffassung  begegnet  wieder,  es 
werden  genau  die  einzelnen  Personen  angegeben,  die  Summen 
vorschiessen,  nebst  den  Bruchtheilen  der  Insel,  die  sie  erhalten. 
Die  einzelnen  Personen  sind  emptores  zu  ihren  Theilen,  be- 
kennen den  Besitz  erhalten  zu  haben,  die  Stadt  verspricht 
den  einzelnen  emptores  Gewährleistung,  cedirt  den  einzelnen 
emptores  alle  Rechte,  es  wird  sogar  ein  zusammenfassender 
Name  vermieden,  von  korporativer  Gestaltung  ist  nirgends  die 
Eede.  Ausdrücklich  wird  in  der  Urkunde  auch  für  die  Zu- 
kunft angeordnet  „quod  semper  sint  et  remaneant  tresdecim 
emptores  seu  domini  ad  minus  populäres"  der  Insel.  Aehnlich 
in  der  Urkunde  vom  28.  Juni  1385  (Nr.  287),  wo  jeder  der 
auftretenden  Theilhaber  (infra  scripti  cives)  gegenüber  der  Stadt 
sich  einzeln  verpflichtet,  nicht  ein  Vertreter  namens  der  maona 
auftritt,  und  wo  die  Theilhaber  bekennen  zu  wissen,  „quod 
debent  esse  tresdecim  populäres  et  non  pauciores  quibus  com- 
petant  dicta  jura  in  dictis  insulla  syi  foliis  nova  et  veteri  et 
aliis  locis  adiacentibus,  quorum  quilibet  sit  pro  una  decima 
tertia  parte"  (col.  1023),  wo  am  Schlüsse  „dicti  emptores  et 
quilibet  eorum  obligaverunt  prefatis  magnifico  domino  duci 
et  consilio  .  .  .  omnia  bona  ipsorum  et  cuiuslibet  eorum  tarn 
praesentia  quam  futura"  (col.  1024). 

Somit  lässt  sich  nach  dem  Urkundenmaterial  des  über 
jurium  von  einer  korporativen  Verfassung  der  maona  der 
Giustiniani  nicht  reden.  Die  Insel  gehört  12,  bezw.  13 
populäres  zu  Bruchtheilen  (duodena).  Jedes  dieser  duodena 
zerfiel  freilich  in   kleinere  Bruchtheile,    carati,    die   wfederüm 
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theilbar  waren,  aber  nach  aussen  erscheinen  lediglich  jene  12, 
bezw.  13  und  zwar  „quilibet  pro  una  decima  tertia  parte"  als 
domini  der  Insel.  Man  kann  diese  12  als  Hauptpartizipanten 
bezeichnen,  nur  darf  man  damit  nicht  den  Sinn  verbinden, 
der  den  Hauptpartizipanten  der  holländischen  Kompagnien 
zukommt.  Sie  sind  vielmehr  Miteigenthümer  im  römisch- 
rechtlichen Sinne.  Die  Untertheilung  in  carati  geht  nur  das 
betr.  duodenum  an,  hat  also  lediglich  interne  Bedeutung.  Der 
betr.  Inhaber  des  duodenum  nimmt  sich  Unterkonsorten  an, 
er  selbst  bleibt  aber  Miteigenthümer  zu  seinem  Dreizehntel. 
Hopf  berichtet,  dass  auch  in  der  Folgezeit  bei  Abstimmungen 
nur  jene  13  Stimmen  in  Betracht  kamen,  trotzdem  durch 
immer  weitere  Theilungen  bis  600  Bruchstücke  entstanden 
waren.  ^)  Nach  den  13  Duodena  trat  man  zusammen  und  mit 
13  Stimmen  entschied  man.''^)  Mit  anderen  Worten,  wir 
haben  es  im  Grunde  mit  einem  Konsortium  von  13  Per- 
sonen zu  thun,  welche  aber  sich  zahlreiche  Unterkonsorten 
geschaffen  haben  und  ich  habe  an  anderer  Stelle^)  auf  die 
Analogie  mit  der  Compagnie  de  St.  Domingue  von  1698  hin- 
gewiesen, die  eine  ähnliche  Struktur  aufweist. 

Ist  das  Vorausgesagte  zutreffend,  so  lässt  sich  auch  hin- 
sichtlich der  Haftung  nicht  annehmen,  dass  eine  Aktiengesell- 
schaft vorlag.  Hopf  bezeichnet  die  13  Inhaber  als  Aktionäre. 
In  der  That  sahen  wir  aber,  wie  in  der  Urkunde  von  1385 
die  13  emptores  sich  dem  Gegenkontrahenten  gegenüber  un- 
begrenzt verpflichteten.  Wir  dürfen  annehmen,  dass  es 
wiederum  jene  13  Inhaber  der  Haupttheile  waren,  die  nach 
aussen  die  maona  in  Kontrakten  darstellten  und  nach  all- 
gemeinen Sozietätsgrundsätzen  haftbar  waren,  während  die 
Inhaber  der  kleineren  Theile  natürlich  nach  aussen  nicht  in 
Betracht  kamen. 

Wenn  danach  die  Struktur  der  maona  der  Giustiniani 
sich  prinzipiell  von  der  der  älteren  maonae  nicht  unterscheidet. 


^)  Die  Gewinnvertheilung  erfolgte  auch  in  der  Folgezeit  an  die  13  Duo- 
dena, welche  dann  wieder  an  die  Karatisten  repartirten  (H  op  f  S.  330,  333). 
«)  S.  327. 
^)  Geschichtliche  Entwicklung  S.  19. 
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SO  war  es  freilich  möglich,  dass  im  Laufe  der  Zeit  die 
korporative  Organisation  immer  mehr  durchdrang.  Die  Haupt- 
antheile  waren  veräusserlich,  sofern  der  Erwerber  nur  dem 
Herzog  von  Genua  genehm  war^)  („possit  tamen  vendere 
quilibet  ipsorum  emptorum  partem  suam  per  se  cuilibet  alii 
populari  surrogando  scilicet  unum  alium  qui  placeat  dicto 
domino  dominico  duci  tantum"  col.  804),  die  Abgabe  von 
Bruchtheilen  bei  Beibehaltung  der  Haupttheile  war  ohnehin 
jederzeit  ebenso  frei,  wie  die  Abtretung  der  loca  gegen  die 
Stadt  Genua.  So  konnte  die  Eintheilung  in  die  Hauptantheile 
schliesslich  eine  blos  formelle  Bedeutung  erhalten,  während 
in  Wahrheit  nach  innen  wenigstens  die  Gesammtheit  der 
Theilhaber  entschied.  In  der  That  ist  im  16.  Jahrhundert 
nach  Hopfs  Darstellung  ein  grosser  und  ein  kleiner  ßath 
der  maona  vorhanden,  von  denen  sich  jener  aus  allen  Maonesen 
zusammensetzt,  dieser  einen  Ausschuss  darstellt.  Aber  dies 
ist  eine  so  späte  Zeit,  dass  sie  für  uns  nicht  weiter  in  Betracht 
kommt.  Die  Georgsbank'  war  im  16.  Jahrhundert  bereits  eine 
alte  Institution  und  es  lässt  sich  nicht  ermessen,  wie  weit 
deren  Verfassung  eingewirkt  hat.  Charakteristisch  ist,  dass 
noch  in  jener  Zeit  die  Stimmgebung  nach  den  13  Haupt- 
theilen  erfolgt,  innerhalb  jedes  Haupttheiles  also  besondere 
Abstimmung  vorgenommen  wird. 

Sprechen  somit  vom  privatrechtlichen  Standpunkt  aus  die 
Umstände  gegen  die  Auffassung,  dass  wir  es  mit  einer  Aktien- 
gesellschaft zu  thun  haben,  so  geht  aus  Hopfs  Ausführungen 
andererseits  hervor,  dass  die  maona  der  Giustiniani  selbst  in 
späterer  Zeit  von  zahlreichen  öffentlichrechtlichen  Gesichts- 
punkten beherrscht  wird,  dass  demnach  die  Idee  der  Kapital- 
association  nicht  allein  in  ihr  obwaltet.  Die  Maonesen  setzten 
sich  aus  bestimmten  Familien  zusammen,  die  ineinander 
heiratheten,  betrachteten  sich  mit  ihren  Blutsverwandten  als 
ersten  Stand  auf  Chios^  nahmen  Personen  und  Familien  in 
ihren  „albergo"  aiifjoie  nicht  antheilsberechtigt  an  der  Insel 
wurden.^   Wenn  demnach  die  maona  der  Giustiniani  sich  einer 

^)  Vergl.  über  die  späteren  Verhältnisse  Hopf  S.  340. 
2)  Hopf  S.  338. 
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Aktiengesellschaft  annähern  mochte,  so  war  sie  doch  keine  wahre 
Aktiengesellschaft,  nicht  einmal  eine  wahre  Kapitalgenossen- 
schaft, sondern  eher  eine  Art  Zeche.  ^) 

Auch  von  der  von  Goldschmidt  allegirten  maona  della 
marina  zu  Lucca  lässt  sich  nicht  mit  Sicherheit  behaupten, 
dass  es  eine  Aktiengesellschaft  war,  da  die  von  Bongi  gemach- 
ten Mittheilungen  sich  auch  mit  einer  anderen  Gestaltung  ver- 
einbaren lassen. 

Als  erste^si>,]TereA.ktieTigese]L<i^^  jtp.tt-  ^[^j^jj^ 
St.  Georgsoank  zu  Genua  auf,  „il  monte  oder  la  societä  delle 
compere  e  de  banchi  di  S.  Giorgio^^,  entstanden  durch  eine 
Konsolidirung  verschiedener  Gruppen  von  Gläubigern  der  Stadt 
Genua.  Die  wachsende  Finanznoth  der  italienischen  Städte 
rief  schon  früh  ein  ausgebildetes  System  öffentlicher  Anleihen 
hervor.  Der  vom  Staate  aufgenommene,  von  Privaten  zusammen- 
gebrachte Fonds  wurde  Mons  genannt,  ein  Wort,  welches  über- 
haupt zur  Bezeichnung  von  zusammengebrachten  Geldsummen 
verwandt,  seine  besondere  Anwendung  auf  solche  Anleihe- 
fonds erhielt.  Schon  früh  theilte  man  den  projektirten 
Fonds  in  eine  Anzahl  dem  Betrage  nach  gleicher  Antheile, 
„Partialobligationen",  und  führte  über  die  Inhaber  der  einzelnen 


^)  lieber  die  beiden  maonae  von  Cypern  sind  wir  nicht  genügend 
unterrichtet,  um  ein  definitives  Urtheil  zu  fällen.  Die  die  alte  maona 
betreffende  Urkunde  vom  21.  Oktober  1374  (lib.  jur.  II  Nr.  248)  lässt 
nur  ersehen,  dass  wir  es.  ebenso  wie  im  Falle  der  maona  von  Chios, 
mit  einer  Vereinigung,  „societas"  von  patroni  et  participes  einer  armata 
zu  thun  haben,  die  sich  als  mahona  forterhielt.  Wie  weit  eine  aktien- 
gesellschaftliche Struktur  bei  ihr  vorhanden  war,  ergiebt  sich  weder  aus 
dieser  Urkunde  noch  aus  dem  Material  bei  Mas-Latrie  mit  Sicherheit. 
Dass  massarii  und  protectores  da  sind  (Mas-Latrie  II  368),  beweist  für 
die  aktiengesellschaftliche  Gestaltung  nichts.  Die  korporative  Verfassung 
scheint  freilich  nach  der  Urkunde  vom  15.  Oktober  1408  (Mas-Latrie  II 
483  ff.)  hier  ziemlich  entwickelt  zu  sein.  Aus  ihr  geht  hervor,  dass,  wie 
bei  den  comperae  in  Genua,  ein  officium  von  8  protectores  Mahonae 
veteris  Cipri  bestand,  die  als  „sindici,  actores  et  procuratores  dicte  Mahone 
et  participum  et  Mahonensium  ejusdem"  bezeichnet  werden  und  auf 
Grund  einer  Vollmacht  von  „viginti  quatuor  variis  gubernatoribus  dicte 
Mahone  et  ceteris  participibus  ejus"  handeln.  Die  Mahona  wurde  damals 
auf  3884  loca  gegen  die  Stadt  Genua  geschätzt. 
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Antheile  ein  Staatsschuldbuch  (Cartulario),  nach  dem  Eintrag 
in  das  Buch  wurden  die  Antheile  loca  ,Juoghü^  genannt.  Die 
von  den  Gläubigern  nicht  kündbaren  AöBleire  gewährten  dem 
Inhaber  (luogatarius)  in  Höhe  des  Nominalbetrages  eine  Forde- 
rung gegen -tten*Staat  auf  Kapital  und  hohe  Zinsen.  Da,  wie 
heutzutage,  der  Erwerb  solches  Titels  sich  in  der  Form  des 
Kaufes  vollzog,  wurde  das  Geschäft  als  Kauf  (compera)  behandelt 
und  bezeichnet,  die  Judikatur  und  die  Litteratur  rubrizirte 
es  bei  der  mangelnden  Kündbarkeit  von  Seiten  des  Gläubigers 
unter  den  Rentenkauf.  Da  der  Staat  meist  nicht  in  der  Lage 
war,  die  hohen  Zinsen  zu  zahlen,  wies  er  den  Staatsgläubigern 
als  Sicherung.smittel  gewisse  Staatseinkünfte  zu,  deren  Ver- 
werthung  ganze  oder  theilweise  Deckung  der  Zinsforderung 
gewähren  sollte.  Auch  von  hier  aus  erhielt  das  Geschäft  den 
Namen  „compera^^,  insofern  die  Gläubigergemeinschaft  gegen 
Zahlung  der  Anleihesumme  vom  Staate  die  Abgaben  gewisser- 
maassen  ,, kaufte",  hiessen  die  Antheile  „loca  comperarum". 

Treten  diese  montes  oder  comperae  schon  früh  auf,  so 
sind  sie  zu  einer  korporativen  Gestalt  der  Staatsgläubiger- 
verbände bis  in  den  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  nirgends 
gelangt,  auch  nicht  in  Genua,  trotzdem  im  Laufe  des  13. 
und  14.  Jahrhunderts  ^)  Konsolidationen  von  comperae  dort  statt- 
fanden. Zwar  ist  von  „protectores"  und  „participes"  der  ein- 
zelnen comperae  schon  im  14.  Jahrhundert  die  Rede,  (so  z.  B. 
von  den  protectores  der  compere  del  capitolo,  der  compere  de 
Mutui  novi,  ^)  aber  dass  wir  es  mit  einer  wirklichen  Korporation 
zu  thun  haben,  ist  kaum  anzunehmen.  Erst  die  grosse  Kon- 
solidation des  Jahres  1407  führte  zu  einer  dauernden  korpo- 
rativen Gestaltung,  der  Bank  des  heiligen  Georg. 

In  diesem  Jahre  wurden  fast  sämmtliche  compere  im 
Gesammtbetrage  von  476706  loca  ä  100  Lire  zu  einer  grossen 
zu  8%  verzinslichen  Schuld  vereinigt.  An  Stelle  der  ver- 
schiedenen „protettori"  der  einzelnen  compere  traten  einheit- 
liche  Protettori   delle    compere   di   S.  Giorgio.     Der  Ausbau 


^)  1346  siehe  Lobero  pag.  17. 
«)  Lobero  p.  32. 
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der  korporativen  Gestaltung  erfolgte  schrittweise.  1411  wurde 
der  jährliche  Wechsel  des  Vorstandes  (protettori)  und  die 
Art  der  Wahl  dieses  Organes  festgesetzt,  ^)  etwas  später  scheint, 
ohne  dass  Genaueres  aus  der  Litteratur  ersichtlich  ist,  das  „gran 
consiglio",  d.  h.  die  mit  %,  in  einzelnen  Fällen  ^/^  Majorität 
entscheidende  Generalversammlung  der  stärkßrbetheiligten  par- 
tecipi,  deren  Zahl  später  480  betrug,  geschaffen  zu  sein.  Weitere 
Organe  traten  in  den  procuratori,  (ünterdirektoren),  sindicatori 
(Kontroibeamte,  Revisoren),  dem  officio  von  1444,  einer  auf 
8  Jahre  gewählten  Behörde,  welche  die  unerledigt  gebliebenen 
Geschäfte  jedes  Jahres  abzuwickeln  hatte  u.  a.  hinzu.  Alle 
Organe  bestanden  nothwendig  aus  partecipi,  die  je  nach  der 
Wichtigkeit  des  Postens  eine  bestimmte  Anzahl  von  als  Dienst- 
kaution figurirenden  luoghi  besitzen  mussten.  Der  Charakter 
der  Verfassung  war  ein  aristokratischer,  insofern  ein  Minimal- 
besitz von  luoghi  nöthig  war,  um  an  der  Generalversammlung 
theilzunehmen.  Auch  war  die  Idee  der  reinen  Kapitalgenossen- 
schaft nicht  völlig  durchgeführt,  insofern  für  gewisse  Organe 
die  Eigenschaft  als  Bürger  von  Genua,  zum  Theil  Nobili  der 
28  alberghi  verlangt  wurde,  während  der  gewöhnliche  luoga- 
tarius  zwar  Ausländer  sein  durfte,  aber  wenigstens  buchmässig 
einem  der  8  Quartiere  von  Genua  angehören  musste. 

(War  damit  eine  Korporation  von  Staatsgläubigern 
geschaffen,  so  nahm  diese  den  Charakter  einer  Aktiengesell- 
schaft dadurch  an,  dass  seit  1419  die  Zinszahlung  aufhörte 
und  an  deren  Stelle  eine  Dividende  trat.  Bereits  vor  Gründung 
der  Georgsbank  gestattete  eine  Verordnung  von  1346  aus- 
/  nahmsweise,  an  Stelle  fester  Zinsen  den  Gläubigem  den  Er- 
trag von  Einkünften  zu  überlassen.^)  Die  Finanznoth  per- 
|,  petuirte  seit  1418  den  Zustand.  Damit  wurden  die  luoga- 
tarii  nothgedrungen  Aktionäre.  Der  Staatsgläubigerverband 
war  schon  Korporation  vorher  geworden,  jetzt  wurde  er 
Aktiengesellschaft.  Der  locus  war  vorher  Staatsobligation, 
jetzt   erhielt   er   einen   gewissen   spekulativen   Charakter,    aus 


1)  Lobero  p.  47,  48,  Ouneo  p.  84,  85. 

2)  Cuneo  p.  312. 
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dem  Rentenpapier  wurde  ein  Dividendenpapier.  Aber  es 
ist  wohl  zu  beachten,  dass  die  Dividenden  aus  den  Erträgen 
der  der  Georgsbank  überlassenen  Einkünfte,  sowie  den  von 
ihr  betriebenen  Geschäften,  insbesondere  den  Geschäften  als 
Girobank,  nie  den  Betrag  des  Zinses  von  7^0  erreicht  haben 
und  dass  die  Idee  des  ßentenpapieres  nie  ganz  gewichen  ist. 
Stets  ist  man  sich  klar  gewesen,  dass  man  es  nicht  mit 
einer  spekulativen  Handelsgesellschaft,  sondern  mit  einem 
öffentlichen  Institut  von  Staatsgläubigern  zu  thun  hatte,  dessen 
ängstlich  bureaukratische  Verwaltung  und  vorsichtige  Geschäfts- 
handhabung von  diesem  Gesichtspunkte  aus  zu  leiten  und 
durchzuführen  sei.  Und  wenn  dies  an  der  Thatsache,  dass 
die  Georgsbank  juristisch  eine  Aktiengesellschaft  bildete,  auch 
nichts  ändert,  so  erklärt  es  die  auffällige  Erscheinung,  dass, 
die  Georgsbank  so  gut  wie  keine  Schule  gemacht  hat,  dass 
selbst  in  Italien  sie  fast  isolirt  geblieben  ist. 

Das  Grundkapital  dieser  ersten  grossen  AktiengeseUschaft 
bestand  in  einer  Forderung  von  urspiünglich  47  670600  Lire, 
eingetheilt  in  476706  loca,  gegen  den  Staat.  Im  Laufe  der 
Zeit  hat  dieses  Grundkapital  Schwankungen  erlitten,  sei  es, 
dass  es  sich  durch  neue  Anleihen  des  Staates  vermehrte,  sei  es, 
dass  es  sich  durch  Amortisationen  des  Staates  verminderte. 
Zu  Scaccias  Zeiten  war  es  auf  42000000  Lire  gesunken, 
später  stieg  es  dann  wieder,  im  Jahre  1805  gab  es  737000  loca. 

Die  Aktie  trug,  ihrer  eigentlichen  Natur  als  Staats- 
obligation entsprechend,  den  Namen  locus.  Jeder  locus 
lautete  auf  100  Lire.  Eingetragen  waren  die  loca  in  die  8, 
später  9  cartulari,  die  nach  den  Quartieren  von  Genua  an- 
gelegt waren,  und  die  jedes  Jahr  auf's  neue  formirt  wurden, 
so  dass  wir  es  nicht  mit  Büchern,  sondern  Registern  zu  thun 
haben.  Die  loca  waren  mehrfach  privilegirt,  vor  allem  der 
Exekution,  von  gewissen  Ausnahmefällen  abgesehen,  entzogen. 
Sie  waren  frei  cessibel,  auch  bedurfte  es  der  Umschreibung 
im  Cartularium  nicht  zur  Uebertragung  des  Rechtes,  sondern 
lediglich  zu  Beweiszwecken.  Bescheinigungen  über  die  Ein- 
tragungen dürften  ertheilt  worden  sein,  an  eine  Aktienurkunde 
im  modernen  Sinne  ist  aber  nicht  zu  denken. 
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Die  Zinsen  der  luoghi  waren  ursprünglich  vierteljährlich 
zu  zahlen  und  das  erEielt  sich  zunächst  auch  für  die  Divi- 
denden (proventi,  paghe).  Aher  seit  1456  trat  hierin  eine 
Aenderung  ein.  An  Stelle  der  vierteljährlichen  trat  jährliche 
Dividende.  Auch  brachte  man  die  Auszahlung  der  Dividenden 
in  Verbindung  mit  der  Zahlung  der  für  die  gabelle  zu  ent- 
richtenden Pachtzinsen.  Da  diese  in  3  jährlichen  Raten  zu 
entrichten  waren,  wurde  die  volle  Dividende  erst  „reif"  mit 
Ablauf  der  drei  Jahre,  vorher  jedoch  konnte  jeder  luoga- 
tarius  die  einzelne  Rate  mit  einem  Diskontabzug  sich  aus- 
zahlen lassen  (paghe  acerbe).  Zur  Erhebung  der  Dividende 
wurden  Anweisungen  auf  die  Kasse  (biglietti  di  cartulario) 
ertheilt. 

Die  Georgsbank  erhielt  sich  bis  zum  Jahre  1805,  freilich 
mit  sinkender  Bedeutung.  Im  Jahre  1805  wurde  sie  durch 
die  französische  Regierung  aufgehoben.  1814  wurde  ein 
Versuch  zur  Wiederherstellung  gemacht,  der  aber  erfolglos 
bheb. 

Die  Statuten  (Leggi)  der  Georgsbank  erschienen  zum 
ersten  Male  im  Jahre  1568  im  Druck,  und  zwar  als  authen- 
tische und  offizielle  Ausgabe  bereits  in  italienischer  Sprache. 
Sie  zerfallen  nach  dieser  Ausgabe,  welche  bei  Antonio  Bellone 
in  Genua  gedruckt  und  vorzüglich  ausgeführt  ist  (ich  besitze  sie), 
in  Vorrede  und  3  Bücher,  von  denen  das  erste  Buch  45,  das  zweite 
35,  das  dritte  25  Kapitel  enthält.  Nur  die  beiden  ersten 
Bücher  haben  für  die  Verfassung  der  Bank  Bedeutung,  das 
dritte  beschäftigt  sich  mit  den  Modalitäten  der  Verpachtung 
der  gabelle.  Spätere  Ausgaben  sind  von  1593,  1602,  1634, 
1672,  1698,  1720.  Sie  behalten  —  wenigstens  nach  denen 
von  1634  und  1698  zu  schliessen,  welche  ich  besitze  —  zwar 
die  alte  Eintheilung  bei  und  fügen  nur  die  Zusätze  (ginnte) 
den  betreffenden  Stellen  an,  aber  seit  wie  es  scheint  1634 
ist  ein  viertes  Buch,  das  verschiedene  Materien  enthält, 
angereiht. 

Nach  dem  Vorbild  der  Georgsbank  in  Genua  rief  am  Ende 
des  16.  Jahrhunderts  der  Mailänder  Giovanni  Antonio  Zerbi 
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die  A.mbrosiusbankJj)  (banco  di  S.  Ambrogio)  ins  Leben. 
Der  viel  in  der  Weli  nerumgekommene  Mann  versuchte  zuerst 
in  Spanien,  aber  ohne  Erfolg,  eine  Bank  nach  Art  der  Georgs- 
bank zu  gründen.  1592  nach  seiner  Vaterstadt  zurückgekehrt, 
welche  damals  gleich  vielen  italienischen  Städten  von  einer 
Schuldenlast  bedrückt  war,  machte  er  der  Stadt  den  Vor- 
schlag, eine  grosse  Bank  zu  gründen,  die  die  zur  Tilgung  der 
Schulden  nöthigen  Summen  der  Stadt  vorstrecken  und  dafür 
.durch  Ausnutzung  städtischer  Einnahmequellen  die  Garantie 
für  Rückzahlung  der  Summen,  sowie  für  gehörige  Verzinsung 
des  geliehenen  Geldes  erhalten  sollte.  In  zweiter  Linie  sollte 
die  Bank  sodann  eine  Depositen-  und  Girobank  sein,  die  den 
Geldumlauf  vermitteln  und  die  Sicherheit  der  Kapitalisten 
erhöhen  sollte.  Der  Vorschlag  wurde  nach  und  nach  acceptirt. 
Im  Jahre  1592  erst  als  Stadtkasse  geschaffen,  wurde  die 
Bank  1598  zur  Aktienbank  umgewandelt. 

Zerbi  erstrebte  von  vornherein  die  Gründung  einer  Art 
Aktienbank.  Ihm  schwebte  die  Georgsbank  als  das  Vorbild 
vor,  wie  er  in  seinen  Diskursen®)  ausdrücklich  hervorhebt, 
und  wie  die  von  ihm  entworfenen  Statuten  der  Ambrosiusbank 
mit  dürren  Worten  besagen.  Aber  in  Wahrheit  unterschied 
sich  die  Ambrosiusbank  doch  von  der  Georgsbank.  Letztere 
war  eine  reine  Aktienbank,  hervorgegangen  aus  einer  Kon- 
solidation von  Gläubigergruppen  der  Stadt,  das  Vermögen  der 
Georgsbank   war  das   alleinige  Haftungsobjekt  der  Gläubiger. 


^)  üeber  die  Ambrosiusbank  ist  in  der  deutschen  Rechtslitteratur 
wenig  bekannt.  E.  L.  Jäger  hat  in  seiner  Abhandlung  „Die  ältesten 
Banken  und  der  Ursprung  des  Wechsels  1879"  anhangsweise  einen  Aus- 
zug aus  den  Statuten  übersetzt,  nicht  ohne  manche  Fehler  und  in  seinem 
„Supplement  zu  der  Schrift:  Die  ältesten  Banken  etc."  1881  S.  48 ff. 
einige  Notizen  über  die  Litteratur  der  Ambrosiusbank  gegeben.  Gold- 
schmidt  erwähnt  sie  nur  gelegentlich  unter  den  Depositen-  und  Giro- 
banken. Einiges  findet  sich  bei  U.  Gobbi,  1'  economia  politica  negli 
scrittori  italiani  defsecolo  XVI— XVII  1889  .p.  258 ff.,  Rota,  Storia 
delle  bauche  p.  146 ff.,  am  besten  E.  Greppi  „11  banco  di  S.  Ambrogio" 
im  Archivio  Storico  Lombardo  Ann.  X  (1883). 

^)  Insbesondere  in  dem  Discorso  in  forma  di  Dialogo  intorno  al  Banco 
S.  Ambrosio  della  cittä  di  Milano  1599,  den  ich  besitze. 
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Die  Stadt  Genua  kam  nur  insofern  in  Frage,  als  der  haupt- 
sächlichste ßestandtheil  dieses  Vermögens  in  den  loca  der 
Bank  gegen  die  Stadt  Genua  bestand,  aber  darüber  hinaus 
existirte  eine  weitere  Haftung  der  Stadt  Genua  nicht.  Dagegen 
war  bei  der  Ambrosiusbank  von  vornherein  eine  Solidarhaft 
der  Stadt  Mailand  für  alle  Ansprüche  gegen  die  Bank,  selbst 
die  der  Aktionäre,  in  Aussicht  genommen.  Zerbi  hatte  drei 
Einrichtungen  der  Bank  vorgeschlagen,  das  cartularium,  die 
luoghi  und  die  multiplici.  Das  cartularium  sollte  die  Zwecke 
der  sonstigen  Stadtbanken  erfüllen,  d.  h.  eine  grosse  Stadt- 
kasse nach  Art  der  Banken  zu  Barcelona,  Messina  etc.  sein, 
mit  gehöriger  Bucheinrichtung,  in  welche  Gelder  deponirt  und 
im  Wege  des  Giros  oder  Ohecks  herausgezogen  werden  sollten, 
die  luoghi  und  die  multiplici  sollten  die  aktienrechtliche  Be- 
theiligung des  Publikums  am  Unternehmen  zur  Darstellung 
bringen.  Aber  für  alle  drei  Einrichtungen  galt,  dass  die  Stadt 
Mailand  dahinter  stand  und  mit  ihrem  ganzen  Vermögen 
haftete.^) 

Die  Ambrosiusbank  war  danach  von  Anfang  an  als  ein 
Kompromiss  zwischen  der  herrschenden  Gestalt  des  städtischen 
banco  und  der  eigenthümlichen  Gestalt  der  Georgsbank  ge- 
dacht. Dabei  lag  das  juristische  Schwergewicht  nicht  in  den 
luoghi  und  multiplici,  sondern  im  cartularium,  die  Inhaber 
der  luoghi  und  multiplici  waren  stille  Theilhaber  und  nichts 
weiter.  Man  könnte  die  Ambrosmsb^nk  demnach  eher  als 
eine  Aktienkommanditgesellschaft  bezeichnen.^) 

Die  Namen  „luoghi"  und  „multiglici"  waren  der  Georgs- 
bank entlehnt,  wie  denn  auch  der  Betrag  des  „luogho"  auf 
100  Lire  beziffert  wurde.  Aber  das  Verhältniss  zwischen  dem 
luogatario  und  der  Bank  war  als^,>eör*N^;uf_beschränkte  Zeit 
eingfigangenes^gßdacht.     Der  gewöhnliche  luogatarius  sollte  an 

^)  Bankordnung,  bestätigt  von  Juan  Fernandez  de  Velasco  1593 
„Unter  den  drei  Bankformen,  welche  Gio.  Antonio  Zerbi  vorschlug,  Cartu- 
larium, Luoghi  und  Multiplici,  durch  die  Regenten  der  Stadt  Mailand 
im  Namen  und  unter  Verhaftung  aller  Güter  der  Stadt  errichten 
zu  lassen". 

2)  Insofern  ist  die  vielfach  aufgestellte  Behauptung,  dass  die  Law 'sehe 
Bank  die  erste  Aktienkommanditgesellschaft  war,  unrichtig. 
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jedem  Quartal,  der  miiltiplice  am  Ende  einer  fün§ ährigen 
Frist  ausscheiden,  wie  umgekehrt  an  jenen  Terminen  die  Bank 
das  Verhältniss  mit  ihnen  lösen  können.  Bei  der  Georgsbank 
hing  die  Rückzahlung  der  loca  von  der  Stadt  Genua  ab  und  da 
diese  nur  durch  Ankauf  seitens  der  Stadt  aus  einem  Amorti- 
sationsfonds (Code  di  redenzione)  erfolgte,  waren  die  luoghi 
thatsächlich  ewige  Anlagen,  die  nur  im  Wege  der  Veräusserung 
für  den  Anlegenden  wieder  in  Geld  verwandelt  wurden.  Bei  der 
Ambrosiusbank  lag  dagegea  ein  Vertrags  verhältniss  zwischen 
dem  luogatarius  und  der  Bank  vor;  der  luogatarius  machte  der 
Bank,  nicht  der  Stadt  die  Einlage.  Demgemäss  trat  bei  der 
Ambrosiusbank  auch  das  spekulative  Element  stärker  in  den 
Vordergrund,  als  bei  der  Georgsbank.  Betheiligte  sich  der 
luogatario  nur  vorübergehend,  so  blieb  er  der  Bank  auch  nur 
dann  treu,  wenn  der  Gewinn  für  ihn  sich  als  ein  erheblich 
grösserer  darstellte,  als  bei  anderen  Geschäften,  andernfalls 
zog  er  sein  Geld  wieder  heraus.  Bei  der  Georgsbank  kam 
es  dagegen  in  erster  Linie  auf  dauernde  sichere  Kapitalsanlage 
an.  In  der  That  ist  das  Erträgniss  der  Ambrosiusbank  für 
den  luogatarius  zu  Zeiten  ungleich  höher,  als  je  bei  der  Georgs- 
bank gewesen. 

Andererseits  hat  der  luogatario  bei  der  Ambrosiusbank 
eine  andere  Stellung  zur  Bank  als  der  luogatario  der  Georgs- 
bank. Letzterer  ward  Mitglied  der  Bank,  nahm,  wenn  er  sich 
mit  einem  gewissen  Minimalbetrag  betheiligte,  Theil  an  der 
Verwaltung,  ihm  war  innerhalb  der  korporativen  Organisation 
ein  festes  Maass  von  Rechten  zugestanden.  Der  luogatario 
der  Ambrosiusbank  steht  dagegen  der  Ambrosiusbank  als  selb- 
ständiger Kontrahent  gegenüber,  weder  tritt  hier  die  Gesammt- 
heit  der  luogatarii  ak  ein  Mehrheits verband  auf  noch  sind 
die  luogatarii  die  Träger^  der  Korporation.  Sie  haben'  nicht 
-  den  geringsten  Einfluss  auf  die  Verwaltung,  sie  sind  weder 
l>^i  der  Wahl  der  Organe  mitbetheiligt,  noch  stellen  sie  eine 
Generalversammlung  dar,  noch  deputiren  sie  Aufsichtsraths- 
mitglieder.  Vielmehr  ist  es  die  von  der  Stadtobrigkeit  geschaffene 
und  mit  den  nöthigen  Organen  von  der  Stadt  versehene  Kasse, 
deren  stille  Theilhaber  sie  sind. 

Lehmann,  Recht  der  Aktiengesellschaften.  4 
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Die  luoghi  waren  von  Anfang  an  auf  Namen  lautend,  der 
luogatario  erhielt  eine  Quittung  (ricevuta,  recapito)  über  Zah- 
lung seiner  Einlage  auf  der  von  ihm  gemachten  Offerte  zurück, 
eine  Kopie  dieser  Quittung  wurde  in  ein  Buch  eingetragen. 
Aktienurkunden  als  solche  existiren  zunächst  noch  nicht,  die 
„ricevuta"  hat  die  blosse  Bedeutung  einer  Bescheinigung  über 
das  Guthaben.  lieber  die  Uebertragung  der  luoghi  speziell 
durch  Umschreibung  im  Buche  finden  sich  später  ausführliche 
Vorschriften.  Auch  tritt  die  Bedeutung  der  Aktienurkunde 
im  Laufe  der  Zeit  hervor,  seit  1676,  vielleicht  schon  früher 
begegnet  eine  „cartella,  che  conteneva  la  conditione  di  pagarsi 
capitale  al  Presentatore",  freilich  nur  mit  Widerstreben  an- 
erkannt, desgleichen  finden  sich  „cartelle  al  presentatore" 
über  die  „utili",  in  Wahrheit  Koupons,  nicht .  Dividenden- 
scheine, da  an  Stelle  der  Dividende  feste  Zinsen  getreten 
waren. 

Die  Bank  prosperirte  nämlich  zunächst  zwar  ausgezeichnet, 
die  Zahl  der  luogatarii  und  multiplici  wuchs  ungeheuer.  In  den 
ersten  beiden  Jahren  stieg  sie  auf  14000  und  im  Jahre  1642 
betrug  das  Guthaben  derselben  bei  der  Bank  mehr  als  38  Mil- 
lionen. Aber  da  die  Bank  wesentlich  zu  Zwecken  des  Staats- 
kredits geschaffen  war,  musste  mit  der  sich  verschlechternden 
Lage  der  Stadt  ihre  Finanzlage  ungünstiger  werden.  Die  Stadt 
konnte  die  Zinsen  nicht  pünktlich  zahlen  und  ihre  Schulden- 
last gegenüber  der  Bank  schwoll  bis  zum  Jahre  1658  auf  über 
43  Millionen  Lire  an.  Der  Ertrag  der  luoghi  ging  in  Folge 
dessen  zurück,  schliesslich  wurden  seit  1662  den  luogatarii 
'  feste  Zinsen  an  Stelle  der  Dividenden  zugesichert,  so  dass  sie 
zu  einfachen  Gläubigem  wurden.  Neue  luogatarii  wurden  nicht 
mehr  aufgenommen,  die  Bank  wurde  in  einen  Staatsschuldfonds 
umgewandelt,  der  sich  als  solcher  bis  zum  Jahre  1786  erhielt. 

Die  Statuten  (Leggi)  der  Ambrosiusbank  stammen  aus 
dem  Jahre  1601,  sie  sind  unter  dem  Titel  „Delle  Leggi,  Con- 
tratti  et  Governo  del  Banco  Santo  Ambrosio  della  Cittä  di 
Milano"  in  der  königlichen  imd  städtischen  Druckerei  von 
MaJatesta  in  Quartformat  auf  36  Seiten  erschienen.  Angereiht 
ist   die   ursprüngliche  Bankordnung   von  1593.     Sie   zerfallen 
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in  zwei  Theile,  von  denen  der  erste  die  Grundlagen  der  Bank 
in  13,  der  zweite  die  Verwaltung  der  Bank  in  25  Kapiteln 
darlegt.  Wichtige  Ergänzungen  zu  ihnen  liefert  der  oben  citirte 
Discorso  Zerbi's,  welcher  das  Dekret  vom  7.  März  1598,  das  die 
luoghi  und  mxdtiplici  schuf,  im  Wortlaut  bringt  und  kommentirt. 

Die  alten  Statuten  wurden  1698  revidirt,  zu  einer  Zeit 
also,  wo  die  Bank  ausgelebt  hatte  und  nur  noch  ein  Schein- 
dasein führte.  Die  Revision  fügt  dem  alten  Text  nur  in  anderem 
Drucke  die  Zusätze  bei  und  hängt  ßegesten  der  im  17.  Jahr- 
hundert in  Sachen  der  Ambrosiusbank  erlassenen  Verordnungen 
sowie  andere  Aktenstücke  an.  Ein  ziemlich  unveränderter 
Abdruck  der  Revision  von  1698  ist  die  Revision  von  1750, 
nur  dass  sie  im  Anhang  Verordnungen  und  Sentenzen  aus  der 
Zeit  von  1699  bis  1730  und  einige  Curiosa  anreiht. 

Dass  in  Italien  noch  weitere  Aktienbanken  nach  dem 
Vorbild  der  Georgsbank  entstanden  sind,  ist  nach  dem  bis- 
herigen Stand  der  Forschung  nicht  bekannt.^) 

c)  Die  grossen  Kompagnien  und  die  Bildung  der  modernen 
Aktiengesellschaft.^) 

§5. 
Allgemeine  Gesichtspunkte. 
Ist  in  Italien  zweifellos  die  erste  grosse  Aktiengesellschaft 
zu  suchen^  welche  die  Geschichte  aufzuweisen  hat,  so  ist  damit 


^)  Wenn  Zerbi  nach  Ablauf  von  fast  zwei  Jahrhunderten  allein 
auf  die  Greorgsbank  exemplifizirt,  ist  auch  kaum  anzunehmen,  dass  weitere 
Aktienbanken  bestanden.  I>as  Material  bei  Rota,  wie  bei  anderen  Schrift- 
stellern lässt  davon  nichts  erkennen.  Vivante  meint  in  seinem  Trattato, 
dass  1588  in  Italien  eine  „compagnia  assicuratrice  per  azioni"  gebildet 
worden  sei.  Allein  die  von  ihm  in  Bezug  genommene  Stelle  aus  Bian- 
chini,  Della  storia  delle  finanze  del  Regno  di  Napoli  1839  Lib.  V 
cap.  m  sez.  m  lässt  nicht  ersehen,  dass  die  1558  (sie)  gebildete  Assekuranz- 
kompagnie eine  Aktiengesellschaft  war.  Die  von  Pertile  IV  S.  686,  687 
erwähnten,  aas  dem  siebzehnten  und  achtzehnten  Jahrhundert  stammenden 
Kompagnien  haben  offenbar  mit  der  Georgsbank  nichts  zu  thun.  Nicht 
einmal  der  Name  luoghi  tritt  bei  ihnen  nach  einer  mir  von  Herrn 
Alberto  Vighi  in  Camerino  gemachten  Mittheilung  auf. 

2)  Bezüglich  der  Litterat ur  und  des  Materials  meine  Abh.  über 
die  geschichtliche  Entwicklung  etc.,  sowie  mein  Vortrag  über  Koloniat- 

4* 
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die  Frage  noch  nicht  beantwortet,  ob  auf  di^/GßocgsbaAk-öie 
heutige  Aktiengesellschaft  zurückzuführen  ist.  Die  geringe 
Nachahmung,  die  dieses  Institut  in  seinem  Stammland  erfulir, 
muss  von  vornherein  Bedenken  gegen  die  Annahme  erregen, 
dass  von  hier  aus  der  neue  Typus  sich  ausbreitete.  Solche 
Annahme  würde  auch  von  der  Voraussetzung  ausgehen  müssen, 
dass  es  Staatsbanken  oder  doch  dem  Staatskredit  dienende 
Institute  waren,  die  in  anderen  Ländern  das  Aktienprinzip 
zuerst  verwirklichten.  Aber  diese  Voraussetzung  trifft  nicht 
zu.  Wenn  in  Italien  es  nur  die  Ambrosiusbank  ist,  die  an 
die  Georgsbank  sich  anlehnt,  so  sind  Fälle  von  Aktienbanken 
aus  Frankreich,  dem  deutschen  ßeich  ^)  und  England  vor  dem 
Ende  des  siebzehnten  Jahrhunderts  überhaupt  nicht  zu  ver- 
zeichnen.  Die  erste  grosse  ^^ag^,  die  ausserhalb  Italiens  das 
,  ^"^^  /  Aktienprinzip  zur  Geltung  brachte,  ist  jie  Bank  von  England 
^  '  aus   dem ,  Jahre  1694.     Inzwischen   waren   aber  zahllose,   mit 

dem  Staatskredit  gar  nicht  in  Verbindung  stehende  Handels- 
kompagnien entstanden,  die  das  Aktienprinzip  längst  ver- 
allgemeinert und  popularisirt  hatten.  Die  Frage  wird  sich 
also  dahin  zuzuspitzen  haben,  ob  zwischen  jenen  grossen 
Handelskompagnien,  die  nach  der  Georgs-  und  Ambrosiusbank 
die  ersten  Aktiengesellschaften  sind,  und  der  Georgsbank  ein 
irgendwie  nachweisbarer  Zusammenhang  besteht,  ob  jene  die 
Georgsbank  bewusst  oder  unbewusst  kopirt  haben. 

Die  Aera  der  grossen  Handelskompagnien  setzt  mit  dem 
siebzehnten  Jahrhundert  ein.  Die  grosse  koloniale  Bewegung, 
welche  die  wichtigsten  europäischen  Nationen  —  das  durch 
den  dreissigjährigen  Krieg  gelähmte  deutsche  Reich  aus- 
genommen —  ergriff,  erzeugte  zahlreiche  Kompagnien.  In 
der   Struktur   dieser   Kompagnien    besteht    eine    innere   Ver- 

geselischaftsrecht  etc.;  ferner  R.  Ehrenberg,  Das  Zeitalter  der  Fagger 
1896  II  S.  325 ff.  Besonders  verwiesen  sei  noch  auf  die  von  Hamm ar- 
skj  öld  verfasste  Beilage  zu  „Förslag  tili  Lagar  om  enkla  bolag  etc.  Stock- 
holm 1890  S.  57 — 80.  Für  Dänemark-Norwegen  auch  Betaenkning  angaaende 
Udarbeidelse .  af  Lov  om  Aktieselskaber,  Christiania  1883  p.  6  ff. 
^  ^)  Dass  im  14.  Jahrhundert  sich  in  Deutschland  Vereinigungen  von 

Staatsgläubigern  finden,  kann  für  Aktienbanken  nichts  beweisen  (gegen 
Rehme  in  Z.  f.  H.  R.  46,  340). 
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wandtschaft.  Sieht  man  von  den  englis^ien  Kompagnien  ab, 
die  eine  selbständige  Stellung  einnehmen,  so  sind  sie  nach 
einem  Vorbild  zuge^cnnitten.  Die  französischen,  portugiesischen, 
dänischen,  schwedischen,  kurbrandenburgischen  Kompagnien 
führen,  wenngleich  ihre  Verfassung  im  Laufe  der  Zeit  sich 
allmählich  umbildet,  im  Ganzen  auf  das  niederländische  Muster 
zurück,  wie  schon  der  niederländische  Name  „Aktie"  verräth. 
und  von  den  niederländischen  Kompagnien  ist  wiederum  die  .  ^  ^ 
erste,  die  Niederländisch-Ostindische  des  Jahres  1602,  maass-  ^  ^ 
gebend,  da  die  Niederländisch- Westindische  ihr  nachgebildet 
ist.  unter  diesen  umständen  konzentrirt  sich  das  Haupt- 
interesse auf  die  Frage,  hatte  die  Verfassung  der  Nieder- 
ländisch-Ostindischen Kompagnie  einen  inneren  Zusammenhang 
mit  der  Georgsbank  oder  nicht?  Ist  die  Idee  der  Aktien- 
gesellschaft 'von  der  Georgsbank  auf  die  Niederländisch- Ost- 
indische Kompagnie  übertragen  worden,  oder  setzt  sie  bei  dieser 
fipisch  und  ursprünglich  ein? 

Sehen  wir  zunächst  auf  äussere  Dinge,  Terminologie, 
Zweck,  Struktur  der  Niederländisch-Ostindischen  Kompagnie, 
so  wird  Niemand  behaupten  können,  dass  eine  Anlehnung  an 
die  Georgsbank  vorlag.  Jene  Adoption  italienischer  Ausdrücke, 
die  doch  sonst  für  die  Wanderung  der  mittelalterlichen  Handels- 
institute charakteristisch  ist,  ist  hier  nicht  nachweisbar.  Nicht 
der  „luogho",  sondern  die  „Aktie",  nicht  der  „luogatario",  sondern 
der  „ Aktionnist",  später  „Aktionär"  sind  die  technischen  Aus- 
drücke für  die  Antheile  und  Antheilhaber  in  der  Kompagnie. 
Ist  die  Georgsbank  eine  Korporation  von  Staatsgläubi^ern, 
welche  nothgedrungen  Aktionäre  geworden  sind,  so  ist  die 
Niederländisch- Ostindische  Kompagnie  eine  Fusion  kleinerer 
Seehandelsgesellschaften,  welche  von  vornherein  einen  stark 
spekulativen  Charakter  trugen.  Liegt  demnach  im  locus  das 
Schwergewicht  in  der  Kapitalsforderung  gegen  den  Staat,  so 
liegt  in  der  Aktie  das  Schwergewicht  in  der  Dividende, 
ßesultirt  aus  der  Konsolidation  der  Staatsgläubigergruppen 
Genuas  der  Aufbau  der  sich  an  die  Eintragung  der  luoghi 
in  die  colonne  anlehnenden  Verfassung  der  Georgsbank,  so 
zeigt   die  Theilung  in  Kammern  bei  der  Niederländisch-Ost^ 
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indischen  Kompagnie  noch  deutlich  die  Entstehung  aus  jenen 
kleineren  Seehandelsgesellschaften. 

Aber  wenn  man  selbst  diesen  Momenten  kein  ausschlag- 
gebendes Gewicht  beimessen^),  wenn  man  lediglich  auf  die 
Frage  der  beschränkten  Haftung  Gewicht  legen  wollte,  so 
wäre  es  im  hohen  Grade  auffällig,  wenn,  nachdem  seit  Gründung 
der  Georgsbank  an  zwei  Jahrhunderte  verflossen  waren,  ohne.dass 
die  Georgsbank  nachweislich  ausserhalb  Italiens  Nachahmung 
gefunden,  nun  die  Niederländisch-Ostindische  Kompagnie  auf 
die  Georgsbank  zurückgegriffen,  ihr  die  beschränkte  Haftung 
bewusst  entlehnt  hätte.  In  der  That  lagen  ja  auch  die  Ver- 
hältnisse ganz  verschieden.  Bei  der  Georgsbank  ergab  sich 
aus  der  Natur  des  locus  die  beschränkte  Haftung  von  selbst, 
bei  den  Handelskompagnien  war  sie  nicht  ohne  Weiteres  zu 
rechtfertigen.  Die  Niederländisch  -  Ostindische  Kompagnie 
konnte  nicht  auf  ein  ihr  homogenes  Vorbild  zurückgreifen, 
wenn  sie  die  beschränkte  Haftung  der  Georgsbank  entlehnte, 
sondern  in  solcher  Entlehnung  hätte  zum  grossen  Theile  eine 
eigene  schöpferische  That  gelegen.  Sehen  wir  aber  weiter  zu, 
so  fällt  auf,  dass  auf  diesen  Punkt  nirgends  Gewicht  gelegt 
wird.  Die  beschränkte  Haftung  erscheint  in  der  Litteratur 
und  Praxis  der  Zeit  der  Kompagnien  keineswegs  als  das 
Novum.  Sie  ist  nicht  einmal  bei  allen  Kompagnien  zu  kon- 
statiren.  Der  Ausdruck  „Aktionär"  begegnet  charakteristisch 
genug  zum  ersten  Male  bei  einer  Versicherungsgesellschaft 
mit  Nachschusspflicht  und  Abandonnirungsrecht,  also  bei  einer 
Vereinigung,  der  wir  heute  den  Namen  Aktiengesellschaft 
versagen  würden,  und  der  Ausdruck  Aktie  wird  auch  auf  den 
Antheil  an  Kompagnien  angewendet,  denen  das  Requisit  der 
beschränkten  Haftung  abgeht.  Nichtsdestoweniger  soll  nicht 
geleugnet  werden,  dass  die  beschränkte  Haftung  von  Anfang 
an  die  regelmässige  Erscheinung  ist,  dass  sie  nach  und  nach 
in  den  'Vordergrund  tritt  und  schliesslich  ein  wesentliches 
Merkmal  der  Aktiengesellschaft  wird;  den  Abschluss  bildet 
ja   bekanntlich  der  Code  de  commerce.     Nur   ist  sie  es  nicht 

^)  Sie  unterschätzt  entschieden  Rehme  in  der  Besprechung  meiner 
Abhandlung  (Z.  f.  H.  R.  46  S.  341). 
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in  Folge  bewusster  Uebernahme  von  einem  fremden  Vorbilde, 
sondern  in  Folge  der  genetischen  Entwicklung  der  grossen 
Kompagnien  aus  einheimischen  älteren  Erscheinungen.  Unter 
diesen  Voraussetzungen  fragt  es  sich,  welches  die  älteren  Er- 
scheinungen sein  mochten,  an  die  man  anknüpfte. 

Dass  in  der  Gewerkschaft,  der  commenda  und  der  Rhederei 
Keime  zur  Entwicklung  der  Aktiengesellschaft  lagen,  ist  in 
einem  früheren  Paragraphen  dargelegt  worden.  Wenn  die 
erste  grosse  Kompagnie  auf  einheimische  Vorbilder  zurück- 
führt, so  ist  bei  ihrer  Natur  als  Seehandelsunternehmen  die 
Gewerkschaft  von  vornherein  auszuscheiden.  Es  fragt  sich 
vielmehr,  wieweit  die  commenda  und  die  Rhederei  in  Betracht 
kommen.  j^^^  ^    j  f 

Die  Entstehungsgeschichte  der  Niederländisch- Ostin di- 
schenj^ompagnie  muss,  wie  betont,  bei  der  Bedeutung  dieser 
Schöpfung  hier  in  erster  Linie  einen  Fingerzeig  geben.  Und 
hier  scheint  Alles  auf  den  maassgebenden  Einfluss  der  Rhederei 
hinzuweisen.  Die  Niederländisch-Ostindische  Kompagnie  (und 
ähnlich  die  Niederländisch -Westindische  Kompagnie)  ist  aus 
einer  Verschmelzung  von  nicht  weniger  als  8  kl^in^rPTi  Knin- 
pagnien  hervorgegangen,  die  seit  1593  entstanden  waren,  um 
die  Schifffalirt  nach  Ostindien  zu  betrefben,  und  die  schon  vor 
Gründung  "der  grossen  Kompagnie  zum  Theil  mit  einander  ver- 
schmolzen waren.  Wenn  diese  Kompagnien  von  den  Historikern 
als  Rhedereien  bezeichnet  werden,  so  mag  dieser  Terminologie 
keine  grosse  Bedeutung  beigemessen  werden,  da  dabei  nicht 
an  Rhedereien  im  technisch-juristischen  Sinne  gedacht  sein 
mochte.  Wichtiger  schon  ist,  dass  betreffs  ihrer  auch  in  den 
offiziellen  Aktenstücken  der  Ausdruck  Rhederei  begegnet, 
dass  die  Unternehmer  als  Rheder,  Schiffseigenthümer,  Haupt- 
rheder  bezeichnet  werden,  welche  mit  Partizipanten  die  Kom- 
pagnie bilden.  Zu  erwägen  ist  weiter,  dass  es  sich  bei  jenen 
kleinen  Kompagnien  nicht  um  korporative  Verbände,  sondern 
um  Vergesellschaftungen  nicht  korporativer  Art  handelte,  welche 
lediglich  zu  dem  Zwecke  der  Expedition  dieser  Schiffe  in  die 
fernen  Lande  zu  Stande  kamen.  Das  von  ^en  Kompagnien 
aufgebrachte  Kapital  diente  zum  Erwerb  und  zur  Ausrüstung 


>< 
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der  ^filuffiö,  der  Antheil  der  Einzelnen  in  der  Kompagnie  löste 
sich  somit  in  dem  Antheil  am  Schiffe,  bez.  den  Schiffen  auf. 
Als  Mitglied  der  Kompagnie  war  der  Einzelne  somit  Mitglied 
der  in  der  Kompagnie  sich  darstellenden  Rhedereien.  Die 
Betriebsweise  dieser  Kompagnien  war  die  von  Rhedereien,  die 
Seereise  bildete  die  Grundlage  der  Berechnung  für  Gewinn 
und  Verlust.  Vor  allem  aber  ist  im  Auge  zu  behalten,  dass 
bei  dem  seetreibenden  friesischen  Volke  die  ßhederei  gerade 
mit  Bezug  auf  die  Haftungsfrage  das  maassgebende  Vorbild 
für  kaufmännische  Unternehmungen  gewesen  ist.  Die  Aus- 
sprüche der  holländischen  Juristen  sind  in  dieser  Hinsicht  lehr- 
reich genug.  Hugo  Grotius  bemerkt  in  seiner  Inley dinge 
tot  de  HoUantsche  Eegts-geleertheyt  (HI/^  Nr.  37  bis  39): 

Na  de  Eoomse  regten  plagen  veel  mede-reeders  van 
een  schip,  ofte  andere  t'samen  koop-handel  drijvende, 
elk  uyt  de  daet  van  hare  bewinthebbers  in't  geheel  aenge- 
sproken  te  werden:  maer  by  ons  is  sulv  niet  aengenomen,  als 
den  koop-handel  zijnde  schadelijk.  Over-sulx  werden  de  koop- 
luyden  alleen  verbonden  elk  voor  haer  aendeel  in  de  koop- 
handel.  Van  Leeuwen  in  seinen  Paratitula  juris  novissimi 
(IV/i  §'3)  schliesst  sich  dem  mit  folgenden  Worten  an:  nochte 
is  dat  in  Hollandt  (alwaer  de  Koopmanschap  altans  ende  over 
langh  in  fleur  is  gheweest)  gebruyckelijck,  dat  in  veele  Mede- 
Reeders  ofte  Vennet-genooten,  elcx  een  voor  al  soude 
verbonden  zijn:  Maer  in  tegendeel  in  gevoert  dat  oock  veele 
Mede-Reders  van  een  schip  te  samen  niet  verder  en  mögen 
werden  aengesproocken  als  de  waerde  van  het  schip  ende  het 
goedt  dat  daer  in  is  bedraeght,  ende  elck  alleen  niet  verder 
als  voor  haer  aendeel  inde  Koophandel.  Wie  bei  beiden  die 
Rhederei  voransteht,  so  zieht  Vo et  in  seinem  Kommentar  ad 
XVII,  2  Nr.  15  geradezu,  nachdem  er  im  Tit.  de  exercitoria 
actione  (XIV,  1  Nr.  5)  auf  den  vom  römischen  Rechte  ab- 
weichenden Standpunkt  des  holländischen  Rhedereirechtes 
mit  beschränkter  Haftung  und  Abandonnirungsrecht  hingewiesen 
hat,  für  die  Handelsgesellschaften  von  der  Rhederei  aus  die- 
selbe Schlussfolgerung:  „idque  propter  rationes  easdem,  ob 
quas  usu  obtinuit,  exercitores  liberari  ob  obligatione  ex  magistri 
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contractu  natä,  si  partes  suas,  quas  in  navi  habent,  derelinquere 
parati  sint."  Unter  diesen  Umständen  wäre  selbst,  wenn  man 
die  Eigenschaft  der  der  Niederländisch-Ostindischeü  Kompagnie 
voraufgehenden  Kompagnien  als  ßhedereien  negiren  wollte,  für 
die  Haftungsfrage,  die  doch  voransteht,  unerheblich,  ob  man 
in  jenen  Seehandelsgesellschaften  Ehedereien  im  technischen 
Sinne  oder  kaufinännische  Vereinigungen  anderer  Art  erblickt. 
Die  Rhederei  bildet  jedenfalls  den  Typus,  an  den  mit  Bezug 
auf  die  Haftung  jene  kleinen  Kompagnien  sich  anschlössen. 
Insofern  ist  jedenfalls  der  Satz  unbestreitbar,  dass  die  ßhederei 
die  maassgebende  Rechtsgestaltung  in  den  Niederlanden  für  See- 
handelsunternehmungen bildete,  dass  eine  Entwicklung  zur 
Aktiengesellschaft  aus  ihr  am  wahrscheinlichsten  war. 

Diese  Erwägung  wird  durch  die  Heranziehung  der  fran- 
zösischen und  englischen  Kompagnien  nur  gestützt.  In  Frank- 
reich lässt  sich  bei  mehreren  Kompagnien  auch  in  Einzelheiten 
die  Rhedereiidee  nachweisen.  Die  compagnie  du  corail  von 
Marseille,  von  derFagniez^)  berichtet,  setzte  sich  zusammen 
aus  „24  quaratz",  d.  h.  zerfiel  in  jene  24  carati,  welche  während 
des  ganzen  Mittelalters  bis  zur  Neuzeit  die  übliche  Theilung 
des  Schiffsvermögens  darstellen,  dasselbe  gilt  von  der  vom 
älteren  Savary  (Le  parfait  negociant  Livre  II  Chap.  IX)  er- 
wähnten Kompagnie  von  24  particuliers  für  die  Ostküste  von 
Afrika  und  einigen  anderen  französischen  Kompagnien.^)  In 
den  Statuten  der  Compagnie  des  Antilles  von  1635,  wie  in 
denen  der  Compagnie  pour  le  voyage  de  la  Chine  von  1660 
wird  Zuschusspflicht  und  Abandonnirungsrecht  ausdrücklich 
festgehalten.  ^)        / 

In/England/entwickelt  sich  die  „Joint  Stock  Company*^ 
langsam  aus  Einzelunternehmungen,  die  sich  als  Gelegenheits- 

^)  Revue  historique  Mai-Aoüt  1881  pag.  8. 

'^)  Die  Eintheilung  in  100  Theile  z.  B.  der  Compagnie  de  Morbihan 
und  der  Compagnie  de  la  nouvelle  France  (meine  Abb.  S.  46)  lehnt 
sich  an  die  bei  den  Rhedereien  neben  der  Karateneintheilung  vorkommende 
Centesimaleintheilung  an.  ßoistel,  Cours  de  droit  comm.  ed.  3  Nr.  1174, 
Lewis  in  Endemann's  Handb.  IV  S.  53. 

^)  Meine  Abb.  S.  47.  Auch  das  hin  und  wieder  bei  Veräusserung 
des  Antheils  vorkommende  Vorkaufsrecht  erinnert  an  die  Rhederei. 
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gesellschaften  für  eine  oder  mehrere  Seereisen  darstellen.  Es 
sind  Schiffspartnerschaften  und  damit  verbundene  Konsortien,  ^) 
die  schliesslich  zum  „united  Joint  stock"  führen.  Der  Antheil 
„share"  des  Einzelnen  ist  lange  Zeit  nach  Gründung  der 
Englisch-Ostindischen  Kompagnie  nicht  Antheil  an  der  Kom- 
pagnie, sondern  Antheil  an  der  speziellen  Schiffspartnerschaft. 
Von  den  zwei  unleugbaren  Unterschieden  zwischen  Rhederei 
und  Aktiengesellschaft  in  ihrer  heutigen  Form  —  Rhederei 
Sozietät,  Aktiengesellschaft  Korporation  —  bei  der  Rhederei 
Nachschusspflicht  und,  soweit  mit  fortune  de  terre  gehaftet 
wird,  ratenweise  Haftung  gegenüber  den  Gläubigern,  bei  der 
Aktiengesellschaft  beschränkte  Haftung  nach  aussen  und  nach 
innen  —  macht  für  die  Herleitung  der  Aktiengesellschaft  aus 
der  Rhederei  der  erste  keine  Schwierigkeit.  Die  Niederländisch- 
Ostindische  Kompagnie  ist  zur  .Korporation  erhoben  worden 
und  ebenso  steht  es  mit  den  anderen  grossen  Kompagnien. 
Es  ist  ein  bewusster  Gesetzgebungsakt,  der  diesen  Rhedereien 
korporative  Gestaltung  gab.  Damit  war  die  weitere  Folge,  dass 
im  Zweifel  nur  das  Korporationsvermögen  den  Gläubigern 
haftete,  verbunden.  Die  beschränkte  Haftung  nach  aussen 
resultirte  somit  aus  dem  Korporationstypus.  Wohl  aber  blieb 
die  interne  Zuschusspflicht  im  Prinzip  auch  bei  der  Korporation 
bestehen.  Ihre  Beseitigung  bedurfte  besonderer  Festsetzung. 
Nicht  überall  ist  diese  erfolgt.  Aber  wenn  die  beschränkte 
Haftung  auch  nach  innen  die  Regel  ist,  insbesondere  bei  der 
Niederländisch  -  Ostindischen  Kompagnie  bereits  vorausgesetzt 
und  in  Frankreich  häufig  ausdrücklich  hervorgekehrt  wird, 
so  wirkte  auf  ihre  Ausbildung  muthmaasslich  die  commenda 
ein,   die  sich  mit  der  Rhederei  von  Alters  her  verband.     Bei 


^)  lieber  Konsortien  R.  Ehrenberg,  Zeitalter  der  Fugger  I  395 ff., 
II  327.  Wenn  freüich  Ehrenberg  den  Konsortien  einen  Einfluss  auf 
die  Entwicklung  der  Aktiengesellschaft  einräumt,  so  verkennt  er,  dass 
die  Konsortien  als  solche  überhaupt  keine  besondere  Rechtsform  waren, 
sich  bald  in  diese,  bald  in  jene  Gestalt  kleideten.  Das  gewöhnliche  Ge- 
wand war  das  der  stillen  Gesellschaft,  von  der  der  Code  die  Bezeich- 
nung societe  anonyme  für  die  A.-G.  entlehnt  hat.  Vergl.  Last  ig  in 
Endemanns  Handb.  I  S.  762.  Damit  kommt  man  aber  wieder  auf  die 
commenda. 
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jenen  Kompagnien,  welche  der  Niederländisch  -  Ostindischen 
Kompagnie  voraufgingen,  sind  nachweislich  stille  Theilhaber 
neben  den  Mitrhedem  vorhanden.  Sie  tauchen  in  den  Aktion- 
nisten der  grossen  Kompagnie  auf,  während  die  Mitrheder  die 
„Bewinthebbers*'  derselben  werden.  Der  Anspruch,  die  actio, 
der  stillen  Theilhaber  auf  Einlage,  Dividende  und  das  damit 
verbundene  Recht  auf  Rechnungslegung  sind  denn  auch  zu- 
nächst die  einzigen  Rechte  des  Aktionnisten  in  den  Niederlanden, 
während  die  Verwaltung  des  Ganzen  in  den  Händen  der 
früheren  Mitrheder  und  jetzige^i  Bewinthebbers  liegt.  Erst 
allmählich  hat  sich,  wie  zu  zeigen  ist,  die  Idee  der  Mitglied- 
schaft in  der  Korporation  zur  Geltung  gebracht.  Es  ist  dem- 
nach ein  richtiger  Gedanke  in  der  älteren,  von  den  Franzosen 
vertretenen,  Auffassung,  dass  die  commenda  für  die  Entstehung 
der  Aktiengesellschaft  die  Bahn  brach,  nicht  zu  leugnen. 
Nur  bedurfte  es  der  Verbindung  von  commenda  und  Rhederei, 
um  die  Aktiengesellschaft  zu  erzeugen. 

§6. 
Die  Verfassung  der  Kompagnien.^) 

Die  erste  grosse  Aktienkompagnie,  die  Niederländisch- 
Ostindische,  erhielt  ihr  Oktroi  am  20.  März  1602.^)  In  den 
Niederlanden  hat  sie  im  siebzehnten  Jahrhundert  nur  eine 
Nachfolgerin  gehabt,  die  Niederländisch -Westindische  Kom-*''  ^^ 
pagnie  vom  3.  Juni  1621.  Eine  Assekuranzkompagnie  kam 
nicht  über  einen  Entwurf  von  1629  hinaus^)  und  die  sogenannte 
Noordsche  Kompagnie*)  scheint  keine  Aktienkompagnie  ge- 
wesen zu  sein.  Dagegen  Kgj^  sip.  iüiAr  die  Grenzen  Hollands 
hinaus  eine  nachhaltige  Wirkung  geübt.     In  Dänemark  wurde 


')  Näheres  in  meiner  geschichtl.  Entwickl.  S.  57-  -88. 

^)  Im  Original  in  Groot  Placcatboek,  inhoudende  de  Placaten  ende 
Ordonnantien  van  de  Hoogh-Meg.  Heeren  Staaten  -  Generaal  der  Ver- 
eenighde  Nederlande  etc.  I  529  ff.,  vergl.  meine  geschichtl.  Entwicklung 
S.  29  ff. 

•)  Bei  "Weskett,   Theorie   und   Praxis   der  Assekuranzen  III  25 ff. 

*)  Vergl.  meine  geschichtl.  Entwickl.   S.  35  N.  3. 
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am  17.  März  1616  eine  Dänisch-Ostindische  Kompagnie,^)  in 
Schweden  1615  von  Gustav  Adolf  eine  Handelskompagnie 
oktroiirt,  der  zahlreiche  andere  Kompagnien  folgten.^)  Portugal 
oktroürt  1628  eine  Ostindische  Kompagnie,  um  1649  auf's 
Neue  eine  solche  zu  gründen/^)  Frankreich  macht  die  ganze 
erste  Hälfte  des  siebzehnten  Jahrhunderts  verschiedene,  wenig 
erfolgreiche  Versuche,  bis  es  im  Jahre  1664  zur  Gründung 
der  beiden  grossen  indischen  Kompagnien  gelangt.*)  Kur- 
brandenburg beginnt  sich  unter  dem  grossen  Kurfürsten  um 
die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  zu  regen.*)  England  hatte 
1600  die  Englisch-Ostindische  Kompagnie  als  regulirte  Kom- 
pagnie geschaffen.  Aber  1612  •  ging  diese  zum  Prinzipe  des 
„joint-stock"  über.  Zwei  andere  englische  Joint-Stock  Kom- 
pagnien, die  Afrikanische  und  die  Hudsonsbai-Kompagnie,  ge- 
hören ebenfalls  dem  siebzehnten  Jahrhundert  an.®)  Das 
deutsche  Reich  hat  erst  im  18.  Jahrhundert  eine  überseeische 
Kompagnie  zu  gründen  versucht.') 

In  der  ersten  Hälfte  des  siebzehnten  Jahrhunderts  sind 
es  fast  ausschliesslich  überseeischen  Handel  treibende  Kom- 
pagnien, die  für  das  Aktienrecht  in'  Frage  kommen.  Am 
Schlüsse  des  siebzehnten  Jahrhunderts  tauchen  als  Aktien- 
gesellschaften Assekuranzkompagnien  und  Banken  auf  Seit 
dem  Ende  des  siebzehnten  Jahrhunderts  beginnt  der  Staat, 
die  Kompagnien,  die  er  vorher  unterstützt  hatte,  seinem 
Kredit  dienstbar  zu  machen.  Diese,  dem  italienischen  mons 
entsprechende  Bewegung  ist  bis  zum  Jahre  1719  im  Steigen 
begriffen.  Der  Schwindel  der  Law 'sehen  Gründung  in 
Frankreich    und    die    zur    Seite    gehenden    Erscheinungen    in 


1)  Oktroi  in  meiner  Abh.  S.  89  ff. 

^)  Zusammenstellung  bei  Hammarskjöld  a.  a.  0. 

3)  Mein  Vortrag  S.  33  N.  1,  meine  Abhandlung  S.  10. 

^)  Meine  Abh.  45 ff.;  P.  Bonnassieux,  Les  grandes  Compagnies 
de  Commerce  1892  p.  165  ff. 

'^)  Schuck,  Brande nburg-Preussens  Kolonialpolitik  unter  dem  grossen 
Kurfürsten  1889. 

«)  Meine  Abh.  38ff. 

')  Blankenheijm,  Geschiedenis  van  de  Oompagnie  von  Ostende 
1861. 
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Holland  und  England  lassen  dann  eine  längere  Stille  eintreten. 
Die  Aktiengesellschaft  verbreitet  sich  nun  langsam  über  das 
ganze  gewerbliche  Leben.  Das  achtzehnte  Jahrhundert  zeigt 
sie  als  allgemein  rezipirte  ßechtsform,  wenngleich  erst  das 
neunzehnte  Jahrhundert  zu  generellen  Satzungen  sich  auf- 
schwingt. 

Gemeinsam  ist  fast  allen  diesen  Aktienkompagnien  der 
Charakter  als  juristische  Person.  Wie  die  Niederländisch- 
Ostindische  Kompagnie  durch  Inkorporirung  der  verschiedenen 
kleinen,  fusionirten  Kompagnien  entstand,  so  sind  auch  in  der 
Folgezeit  „ordentliche"  Kompagnien  die  inkorporirten.  ^)  Der 
Ausdruck  „oktroiirte"  Kompagnien  trifft  nicht  den  Kernpunkt, 
denn  das  Oktroi  als  solches  betraf  nur  die  Privilegien  und 
war  auch  mit  dem  Begriffe  der  einfachen  societas  verträglich. 
Regelmässig  freilich  enthielt  das  Oktroi  zugleich  die  constitutio 
personalis,  welche  der  Kompagnie  Korporationsrechte  verlieh, 
ja  regelmässig  ordnete  es  sogar  deren  Verfassung.  So  erklärt 
es  sich,  dass  der  Sprachgebrauch  beides  durcheinander  warf 
und  dass  wir  von  einer  Periode  des  Oktroisystems  reden. 
Juristisch  jedoch  ist  beides  zu  trennen. 

Alle  diese  Kompagnien  sind  ferner  obrigkeitlich  konzes- 
sionirte  und  obrigkeitlich  kontrolirte  Korporationen  oder  gar 
Anstalten.  Zum  Theil  führt  diese  Erscheinung  auf  die  be- 
vormundende Auffassung  der  Praxis  von  der  Stellung  des 
Staates  zu  den  Korporationen,  zum  Theil  auf  die  öffentlich- 
rechtlichen Zwecke  der  Kompagnien  zurück.  Die  Beaufsich- 
tigung des  Staates  äussert  sich  (freilich  in  den  verschiedenen 
Staaten  in  verschiedenem  Umfange)  in  der  Ueberwachung  der 
Zeichnung,  in  der  Ernennung  des  ganzen  Vorstandes  oder 
eines  Theiles  desselben,  in  der  Kontrole  der  Rechnungslegung 


*)  Begriffswesentlich  war  dies  freilich  nicht,  so  ist  die  Chambre 
d'  assurances  de  Paris  von  1750  keine  Korporation  gewesen.  Aber  die 
strenge  aktienrechtliche  Gestaltung  nach  aussen  war  schwer  ohne  Korpo- 
rirung  herzustellen  und  hierzu  bedurfte  es  nach  der  Auffassung  der 
meisten  Gesetzgebungen  der  Verleihung  von  Korporationsrechten  seitens 
der  Staatsgewalt.  In  England  verbot  1719  die  bubble-act  nichtinkorporirte 
Aktiengesellschaften  für  die  Zukunft. 
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und  Dividendenvertheilung,  in  der  Zustimmung  zu  Abänderung 
der  Statuten  u.  a.  m. 

Fast  alle  Kompagnien  dienen  weiter  dem  Handel.  Hin 
und  wieder  kommen  auch  landwirthschaftliche  oder  doch  mit 
dem  Grund  und  Boden  in  Verbindung  stehende  Aktiengesell- 
schaften vor,  aber  die  Hauptmasse  bewegte  sich  auf  dem 
Gebiete  des  Handels. 

Als  Korporation  erhielt  die  Kompagnie  eine  Verfassung, 
welche  entweder  das  Oktroi  von  vornherein  gab  oder  deren 
nähere  Ausgestaltung  der  Autonomie  der  Betheiligten  über- 
lassen wurde.  Für  die  Ausbildung  dieser  Verfassung  ist 
der  Umstand  entscheidend,  dass  das  Centrum  der  Ausstrahlung 
im  17.  Jahrhundert  in  Holland  lag. 

Der  holländische  Typus  ist  es  demgemäss,  der  von  den 
anderen  Ländern,  sieht  man  von  England  ab,  das  sich  seine 
Selbständigkeit  gewahrt  hat,  imitirt  wird.  Dies  prägt  sich 
nicht  bloss  in  Aeusserlichkeiten,  wie  den  Worten  Aktie,  Bewint- 
hebbers,  Hauptpartizipanten,  sondern  auch  in  der  ganzen  Ge- 
staltung der  Verfassung  aus.  Dieser  holländische  Typus  hat 
zunächst  mehr  den  Charakter  einer  Anstalt,  als  den  einer 
Korporation.^)  Die  Verwaltung  liegt  in  denHänden  der  Vor- 
steher, welche  Anfangs  nicht  von  den  Aktionären  gewählt, 
sondern  von  der  Regierung  ernannt  werden  oder  sich  kooptiren. 
Von  einer  Generalversammlung  ist  zunächst  nicht  die  Rede, 
nur  am  Schlüsse  der  für  die  Seeuntemehmung  aufgestellten 
Periode  findet  eine  öfiFentliche  Rechnungslegung  statt,  zu  der 
jeder  Aktionär  sich  einfinden  kann.  Wohl  aber  erlangen  bald 
die  meistbetheiligten  Aktionäre,  die  Hauptpartizipanten,  ein  Mit- 
aufsichtsrecht über  die  Geschäftsführung  und  ein  Mitbeschluss- 
fassungsrecht  in  wichtigen  Angelegenheiten,  insbesondere 
mit  Bezug  auf  die  Vertheilung  der  Dividende.  Sie  vereinigen 
insoweit  Befugnisse,  welche  in  späterer  Zeit  der  General- 
versammlung und  dem  Aufsichtsrath  zustehen.  Erst  langsam 
bildet  sich,  zumal  unter  romanischem  Einfluss,  das  Institut 
der  Generalvepeftmmlung   aus,    an   der   aber   nur   den  Gross- 

^)  Wie  dies  an  die  Genueser  Bank  erinnern  soll  (Kehme  341)  ist 
unerfindlich,  da  hier  die  korporative  Idee  ausgebildet  war. 
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aktionären  die  Betheiligung  zusteht.  Die  mit  Stimmenmehrheit 
entscheidende  Generalversammlung  nimmt  dann  die  jährliche 
Abrechnung,,  die  nach  und  nach  üblich  wird,  entgegen,  gewinnt 
Einfluss  auf  die  Besetzung  der  Vorstandsstellen,  beschliesst 
über  die  Dividende,  erlangt  die  Beschlussfassung  über  Ab- 
änderung der  Statuten,  sowie  über  vorzeitige  Auflösung. 
Stufenweise  vollzieht  sich  dieser  Entwicklungsgang.  Während 
in  den  Niederlanden  und  in  Schweden  sich  noch  bis  in  das 
achtzehnte  Jahrhundert  der  ältere  Verfassungszuschnitt,  nach 
dem  in  der  Hand  von  Vorstand  und  Hauptpartizipanten  das 
Schwergewicht  liegt,  erhalten  hat,  ist  in  Frankreich  bereits  im 
siebzehnten  Jahrhundert  die  aus  Grossaktionären  bestehende 
Generalversammlung  in  den  Vordergrund  getreten.  Hier  wird 
denn  auch  der  früher  mehr  oder  minder  unabhängige  Vorstand 
zu  einem  von  der  Generalversammlung  abhängigen  Organ,  ohne 
dass  freilich  die  vollen  Konsequenzen  dieser  Auffassung  gezogen 
werden.  Aus  den  ehemaligen  Hauptpartizipanten  entwickelt 
sich  der  als  reines  Kontrolorgan  fimgirende  Aufeichtsrath.^) 
Als  Korporation  besitzt  die  Kompagnie  ein  eigenes  Ver- 
mögen, das  sich  zunächst  aus  den  Einlagen  der  Aktionäre 
zusammensetzt,  dem  „Fonds".  Ein  festes  Grundkapital  im 
heutigen  Sinne  ist  dabei  anfänglich  nicht  vorhanden.  Vielmehr 
wird  soviel  zusammengebracht,  als  die  geplanten  Unter- 
nehmungen, die  anfangs  immer  nur  für  eine  gewisse  Zeit  be- 
stimmt sind,  erfordern.  Ja  es  deckt  sich  sogar  nicht  einmal 
Unternehmung  und  korporative  Dauer.  Die  Korporation  kann 
mehrere  aufeinander  folgende  Unternehmungen  umfassen,  so 
dass  nach  Abwicklung  der  einen  Expedition  eine  neue  Zeich- 
nung für  die  folgende  Expedition  stattfindet  Erst  lang- 
sam bildet  sich  der  „Fonds  perpetuel"  aus.  Ebensowenig 
giebt  es  zunächst  rechnerisch  gleiche  Antheile  am  „Fonds". 
Nur  Minimalbeträge  für  die  Betheiligung  bürgern  sich  bald 
ein.  Erst  allmählich  dringt  die  Theilung  des  Fonds  in  gleiche 
Antheile  durch.  Die  Antheile  sind  meist  in  vielfachen  Be- 
ziehungen privilegirt. 

^)  Ereilich  nicht  direkt,  sondern  in  mehreren  Etappen,  wie  Platou. 
Tidsskr.  for  Retsvidensk.  1895,  S.  447  zuzugeben  ist. 
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Das  Aktienrecht  als  Vermögensrecht  enthielt  ein  Zwei- 
faches, das  Recht  auf  die  Dividende  und  das  Recht  auf  Heraus- 
gabe der  Einlage  nach  Ablauf  der  vorgesehenen  Zeit.  Die 
Dividende  wurde  ursprünglich  in  toto  ausgekehrt,  erst  seit 
Herausbildung  des  festen  Grundkapitals  werden  Kautelen  ge- 
schaffen, um  dasselbe  bei  Bestand  zu  erhalten,  vor  allem  durch 
Schaffung  von  Reservefonds.  Wie  bei  der  Rhederei  wurden 
die  Dividenden  ursprünglich  nicht  jährlich,  sondern  nach  Rück- 
kehr der  ausgesandten  Flotten  gezahlt,  später  tritt  jährliche 
Dividendenzahlung  an  deren  Stelle.  Daneben  finden  sich  auch 
Semestral-  und  Quartaldividenden.  Die  Dividende  ist  zunächst 
hin  und  wieder  noch  Naturaldividende,  später  überall  Geld- 
dividende. Neben  den  Dividenden  begegnen  in  späterer  Zeit 
feste  Zinsen,  auch  Bauzinsen. 

Das  Recht  auf  die  Einlage  gilt  nicht,  wie  der  Kux,  als 
Miteigenthumsrecht  am  Fonds,  der  sich  aus  den  Einlagen  zu- 
sammensetzt, sondern  entsprechend  der  korporativen  Natur  der 
Aktiengesellschaft  als  „meuble",  auch  dann,  wenn  der  Fonds 
aus  Immobilien  besteht.  Demgemäss  haben  die  Gläubiger  des 
Aktionärs  keinen  Zugriff  in  das  Gesellschaftsvermögen,  sondern 
nur  das  Recht,  die  Liquidationsquote  zu  arrestiren.  — 

Entsprechend  der  Natur  der  Kapitalassoziation  wird  die 
Fähigkeit,  in  die  Kompagnie  einzutreten,  selten  von  bestimmten 
Voraussetzungen  abhängig  gemacht.  Meist  wird  alle  Welt  zu- 
gelassen. Der  Eintritt  in  die  Kompagnie  erfolgt  fast  stets  im 
Wege  der  Successivgründung  auf  Grund  einer  schriftlichen 
Zeichnung,  zu  der  öffentliche  Aufforderungen  ergehen.  Die 
Zeichnung  geschieht  in  einem  an  Zeichenstellen  geführten  Buche 
oder  in  besonderen  Zeichnungsscheinen.  Juristisch  erscheint 
dabei  die  Zeichnung  als  „Angebot",  das  acceptirt  werden 
muss,  soll  die  Mitgliedschaft  entstehen.  Aus  der  Zeichnung 
erwächst  die  Verpflichtung  zur  Leistung  der  Einlage,  welche 
gewöhnlich  in  mehreren  Raten  zu  geschehen  hat.  Ueber  die 
erste  Rate  wird  ein  Recepisse  ertheilt,  die  Aktienurkunde  wird 
erst  nach  Leistung  mehrerer  Raten  ausgehändigt.  Nichtleistung 
fälliger  Raten  führt  zur  Kaduzirung. 

Die  AktienuAunde   geht  auf  das  Buch  zurück,  in  welches 
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die  Antheile  der  einzelnen  Aktionäre  eingetragen  werden  nach 
Betrag  der  Einlage  und  Namen  der  Einlegenden,  üeber  den 
Eintrag  wurde  eine  Bescheinigung  ertheilt.  Aus  dieser  ist  die 
Aktienurkunde  (billet  d'action,  Aktie-Brief,  Obligation,  Lott- 
Sedel)  erwachsen.     Sie  hat  zunächst  nur  beweisende  Kraft. 

Das  Aktienrecht  ist  fast  stets  übertragbar,  nur  wird  häufig 
die  Einschränkung  gemacht,  dass  der  Aktionär  die  volle  Ein- 
zahlung gemacht  hat.  An  sich  konnte  die  Ilebertragung  formlos 
geschehen,  doch  wurde  bald  Eintragung  des  Erwerbers  in  das 
Aktienbuch  verlangt.  In  diesem  Falle  erhielt  dann  der  Er- 
werber an  Stelle  der  alten  Aktienurkunde,  die  zurückgegeben 
wurde,  eine  neue.  Später  wurde  auf  der  Aktienurkunde  selbst 
der  Transport  vermerkt. 

Die  Inhaberaktie  tritt  im  siebzehnten  Jahrhundert  nur  ganz 
sporadisch  auf,  die  Namensaktie  ist  die  Regel.  Selbst  im  acht- 
zehnten Jahrhundert  erscheint  die  Inhaberaktie  als  Ausnahme. 

Bei  der  Inhaberaktie  bedarf  es  naturgemäss  keiner  Um- 
schreibung im  Buche.  Aber  auch  bei  der  Namensaktie  er- 
langt die  Urkunde  im  Laufe  der  Zeit  dispositive  Kraft,  die 
Uebertragung  geschieht  dann  durch  Indossament,  sei  es  Namens-, 
sei  es  Blanko-Indossament.  Dividendenscheine  kommen  erst 
im  achtzehnten  Jahrhundert  vor. 

Bildet  sich  so  im  Laufe  des  siebzehnten  und  achtzehnten 
Jahrhunderts  der  moderne  Typus  der  Aktiengesellschaft  heraus, 
so  fehlt  es  an  einer  allgemeinen  gesetzlichen  Normirung  für 
die  neue  Form.  Wie  der  Ausdruck  „Kompagnie"  ein  viel- 
deutiger war  und  nicht  blos  Aktiengesellschaften  im  tech- 
nischen Sinne  umfasste,  so  war  nicht  einmal  die  be- 
schränkte Haftung  dasjenige  Moment,  das  die  Aktiengesell- 
schaft von  vornherein  bewusst  von  anderen  Gestaltungen 
unterschied.  Die  in  den  Oktrois  und  den  Statuten  nieder- 
gelegten Sätze  waren  theils  Sonderrecht  kraft  Privilegs,  theils 
—  und  dies  gilt  insbesondere  von  der  beschränkten  Haftung 
nach  innen  —  vertragsmässige,  durch  das  dispositive  Recht 
gestattete,  Festsetzungen.  Durch  ihre  stete  Wiederkehr  füliren 
sie  schliesslich  zu  einer  Art  festem  Niederschlag  aktiengesell- 
schaftlicher Normen.  Aber  weder  die  Ordonnance  siir  le  commerce 
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vom  Jahre  1673  noch  ein  sonstiges  Gesetzbuch  des  siebzehnten 
und  achtzehnten  Jahrhunderts,  nicht  einmal  das  preussische 
Landrecht,  das  die  Aktien  als  bekannte  Erscheinungen  vor- 
aussetzt, hat  die  Aktiengesellschaft  generell  geregelt.  Und 
ebenso  beschäftigt  sich  die  französische  Jurisprudenz  nur  mit 
den  drei  alten  Gestaltungen,  der  societe  coUective,  der  societe 
en  commandite  und  der  societe  en  participation  oder  societe 
anonyme.  ^)  Weder  der  ältere  noch  der  jüngere  Savary  heben 
die  Aktiengesellschaft  als  besonderen  Typus  hervor,  so  sehr 
wenigstens  der  Letztere  Veranlassung  gehabt  hätte,  bei  seiner 
grossen  Sammlung  von  Statuten  der  Kompagnien  die  Besonder- 
heit des  Institutes  anzuerkennen.  Der  chancelier  d'Aguesseau 
in  seinem  Memoire  sur  le  commerce  des  actions  de  la  com- 
pagnie  des  Indes ^)  definirt  action  dahin:  üne  action  dans 
une  compagnie  de  commerce  est  la  meme  chose  qu'une 
part  dans  une  societe  qui  donne  le  droit  de  partager, 
ä  Proportion  du  fonds,  qu'on  y  met,  les  profits  certains 
ou  incertains  de  la  compagnie  ä  condition  de  supporter  aussi 
dans  la  meme  proportion  les  depenses  et  les  pertes  qu'elle 
peut  faire",  eine  Definition  also,  welche  auf  die  beschränkte 
Haftung  gar  nicht  hinweist.  Mit  keinem  Worte  erwähnt  der 
von  Jousse  verfasste  „nouveau Commentaire  sur  les  ordonnances 
des  mois  d'Aoüt  1669  et  Mars  1673"  der  Aktiengesellschaften 
und  ebensowenig  kommen  Kogue,  Jurisprudence  consulaire 
et  Instruction  des  negocians  Tome  II  1773,  Toubeau,  Les 
Institutes  du  droit  consulaire  Tome  II  1700  p.  72ff.,  Boucher, 
Institutions  commerciales  Paris  An  X — 1801  auf  sie  zu  sprechen. 
Indessen  kann  diese  Ignorirung  seitens  der  Jurisprudenz  nichts 
an  der  Thatsache  ändern,  dass  die  Aktiengesellschaft  sich  mehr 
und  mehr  ausbreitete.  In  Frankreich  führte  diese  Ausbreitung 
zu  Gefahren,  als  mit  dem  Gesetze  vom  2.  März  1791  die 
Gewerbefreiheit  proklamirt  wurde.  ^)  Die  Wirkung  war,  dass 
zahlreiche    Kompagnien,    darunter   Aktiengesellschaften,    ent- 


^)  Siehe  darüber  Lastig  in  Endemann's  Handb.  I  §  143. 
»)  Oeuvres  X  1777  p.  176. 

•)  Lyon-Caen   et  Renault,   Traite  de  droit   commercial  2  ed.  I 
N.  41. 
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standen  und  dass  das  Börsenspiel  weite  Kreise  ergriff.  In  Folge 
dieser  Missstände  unterdrückte  ein  Dekret  vom  26 — 29  germinal 
an  n  (1793)  die  bestehenden  Kompagnien  und  verbot  für  die  Zu- 
kunft die  Gründung  neuer.  ^)  Zwei  Jahre  später  wurde  die  freie 
Errichtung  der  Aktiengesellschaft  wieder  zugelassen,  ohne  dass 
eine  nähere  Regelung  über  das  von  der  Gesetzgebung  anerkannte 
Institut  erfolgte.  In  Folge  dessen  traten  in  der  Judikatur 
die  grössten  Schwankungen,  vor  allem  mit  Bezug  auf  die 
Beuiiheilung  der  Haftungsfrage  ein*)  und  der  Code  de  com- 
merce sah  sich  schliesslich  zu  einer  generellen  Regelung  dieser 
Materie  genöthigt. 


^)  Lyon-Caen  et  Renault  II  N.  667.  Der  Wortlaut  ist:  Les 
compagnies  frangaises  sont  et  demeurent  supprimees.  II  est  defendu  ä 
tous  banquiers,  negociants  et  autres  personnes  quelconques,  de  former 
auciin  etablissement  de  ce  genre,  sous  aucun  pretexte  et  sous  qaelque 
denomination  que  ce  soit. 

*)  Vincens,  Exposition  raisonnee  de  la  Legislation  commerciale  et 
Examen  critique  du  code  de  commerce  Paris  1821  Tome  I  p.  327  sqq.: 
Ces  principes  (nämlich  des  Code  über  die  Aktiengesellschaft)  n'etaient 
pas  nouveaux;  mais  ils  n'  etaient  ecrits  nulle  part  avant  le  Code  de  com- 
merce. Des  entreprises  dont  le  gouvernement  avant  1879  se  croyait  en 
droit  d'accorder  le  privilege  exclusif,  etaient  ordinairement  Celles  qui  etaient 
gerees  par  des  societes  en  actions ;  et  la  meme  pleine  puissance  les  creait, 
et  limitait  la  responsabilite  des  actionnaires ;  mais  en  supprimant  les  Privi- 
leges, ou  ne  pensa  pas  a  donner  des  r^gles  aux  compagnies  qu'on  avait 
toujours  vues  les  exercer.  On  les  abolit,  on  les  pröscrivit  elles-memes 
(Decret  du  26  germinal  an  11).  Quand  il  fut  permis  de  nouveau  d'en 
former  (Loi  du  30  brumaire  an  lY),  on  ne  prescrivit  rien  sur  leurs  effets, 
ni  entre  les  associes,  ni  envers  les  tiers.  Le  public  ne  sut  au  juste  com- 
ment  eUes  contractaient.  Leurs  formes  variferent :  tantot  on  supposa  que 
dans  une  societe  d'actionnaires,  la  majorite  peut  obliger  la  minorite  ä 
augmenter  la  mise  convenue,  pour  agrandir  les  affaires,  ou  pour  achever 
l'entreprise  sociale,  ä  peine,  contre  les  refusans,  d'avoir  leurs  actions 
vendues,  ou  meme  de  perdre  leurs  premiers  debours  (Cour  de  Nimes, 
3  fructidor  an  XU  S.  4,  2,  549).  Quelquefois  une  entreprise  constituee 
dans  les  formes  d'une  societe  anonyme,  se  trouvait  faite  au  profit  de  quel- 
ques gerans  qui  s*en  reservaient  la  propriete  et  Fadministration  absolue, 
d'oü  ne  tardaient  pas  ä  resulter  des  contestations  entre  eux  et  les  bail- 
leurs  de  fonds,  entre  eux  tous  et  les  creanciei*s  qui  reclamaient  la  soli- 
darite,  et  eile  a  ete  plus  d'une  fois  prononcee.  Vergl.  dazu  Troplong 
contrat  de  societe,  Nr.  182,  448. 

5* 
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Kap.  III. 

§  7. 

Die  Aktiengesellschaft  in   der  Gesetzgebung   der 

einzelnen  Länder.^) 

Nachdem  in  grossen  Zügen  die  Entwickelung  des  Aktien- 
rechts bis  zum  ersten  Gesetzbuche,  welches  die  Aktiengesell- 
schaft generell  regelte,  dargestellt  ist,  wird  es  sich  nunmehr 
darum  handeln,  ihre  Ausbildung  in  der  Gesetzgebung  der 
einzelnen  Länder  zu  schildern.  Da  der  Code  de  commerce 
bereits  dem  19.  Jahrhundert  angehört,  kommt  vornehmlich 
dieses  Jahrhundert  in  Frage.  Indessen  soll  bei  Betrachtung 
des  Rechtszustandes  der  einzelnen  Staaten  zur  Ergänzung  des 
obigen  allgemeinen  Bildes  auf  die  ältere  Zeit  gelegentlich 
zurückgegriffen  werden. 

1.  Voran  hat  Frankreich^)  zu  stehen,  weil  ihm  das 
VeMi^Dst  ^^ejbühjlj  ^uerstdie  Aktiengej^ellschaft  als  Institut 
gesetzgeberisch  geregelt  zu  haben.  Die  wenigen  Artikel  des 
"Code  de  commerce  (19,  29 — 38,  40,  45)  zeichnen  in  kräftigen 
Umrissen  die  neue  Gestaltung  ab.  Die  societe  anonyme  tritt 
unter  den  Handelsgesellschaften  auf.  Ebenbürtig  wird  im 
Art.  19  die  societe  anonyme  der  societe  coUective  und  der 
societe  en  commandite  angereiht.  Die  societe  „anonyme"  hat 
keine  Firma,  sondern  nur  einen  Etablissementsnamen  (art.  29, 
30).  Ihre  Vertreter  und  Verwalter  sind  in  einem  wider- 
ruflichen   Mandatsverhältniss    zur    Gesellschaft    stehend    und 


^)  Litteratur:  Renaud  (S.  32 — 55,  zum  Theil  nicht  mehr  zutreffende 
Angaben).  Primker  (S.  501 — 520),  V.Ring  in  Conrads  Handwörterb. 
I  101—107,  Supplementband  I  23-25,  floupin,  Traite  U  1895  Nr.  1037  — 
1071  (viele  Litteraturangaben),  Guillery,  Des  societes  commerciales  en 
Belgique  1882  p.  LXVI--CXIX,  Riesen feld.  Die  Versicherungsaktien- 
gesellschaft im  Lichte  der  modernen  Gesetzgebung  1897  (Sonderabdr. 
aus  Baumgartners  Z.  für  Versicherungsrecht  Bd.  11  477 ff.,  III  Iff.) 
S.  13  ff,  eine  treffliche  Arbeit.  Sehr  werthvoU  ist  die  Anlage  A  zum  Entw. 
eines  Gesetzes  betr.  die  K.G.  auf  Aktien  und  die  Aktiengesellschaften, 
Berlin  1883  (auch  als  Bd.  44  in  Busch's  Archiv),  wo  über  den  damaligen 
Rechtszustand  ausführliche  Mittheilungen  sich  finden. 

2)  lieber  Frankreich  Lyon-Caen  et  Renault,  Traite  de  droit 
comnjercial  2  ed.  1892  tom.  II,  no.  667  ff. 
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haften  persönlich  nicht  für  die  Verbindlichkeiten  der  Gesell- 
schaft (art.  31,  32).  Die  Aktionäre  haften  nur  bis  zum  Be- 
trage des  Antheils  an  der  Gesellschaft  (art.  33).  Das  Gesell- 
schaftskapital wird  in  gleichwerthige  Aktien  oder  Aktienantheile 
zerlegt,  die  auf  Inhaber  oder  Namen  lauten  (art.  34,  36). 
Die  Aktiengesellschaft  ist  konzessionsbedürftig  und  bedarf 
öffentlicher  Entstehung  (art.  37,  40,  45).  Dagegen  ist  die 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  frei  und  untersteht  einfach 
den  Regeln  von  der  Kommanditgesellschaft  (art.  38).  —  So 
düiftig  diese  Sätze  sind,  so  lassen  sie  im  Gegensatz  zum 
holländischen  Typus  eine  prinzipielle  Demokratisirung  des 
Institutes  erkennen.  Von  Hauptpartizipanten,  von  Vertretern 
kraft  eigenen  Rechtes,  von  Grossaktionären  ist  keine  Rede. 
Der  Vorstand  ist  Mandatar  und  frei  absetzbar,  ein  Aufsichts- 
rath  ist  nicht  vorgeschrieben,  freilich  geschieht  auch  keiner 
Generalversammlung  Erwähnung.  Ueber  den  rechtlichen 
Charakter  der  Aktiengesellschaft  wird  nichts  gesagt,  nicht 
einmal  das  Majoritätsprinzip  wird  hervorgehoben.  Die  „autori- 
sation  du  Gouvernement"  ist  lediglich  aus  gewerbepolizeilichem 
Gesichtspunkt  erfordert  und  hat  für  die  Auffassung  der  recht- 
lichen Natur  keine  Bedeutung.  Die  nähere  Ausgestaltung 
des  Rahmens  war  der  Praxis  überlassen,  die  Regierung  bei 
der  Konzessionsbedürftigkeit  auch  in  die  Lage  gesetzt,  eine 
Einwirkung  auf  die  Statuten  zu  üben,  welche  sie  in  gewisser 
Gleichmässigkeit  auch  thatsächlich  übte.^) 

Bei  der  Bedeutung  gerade  des  Code  für  unsere  Materie 
ist  die  Beurtheilung,  welche  die  Sätze  des  Entwurfs  zum  Code 
de  commerce  bei  den  zur  Begutachtung  aufgeforderten  Be- 
hörden gefunden  hatten,  von  Interesse.  Der  projet  de 
Code  hatte  mit  dem  Code  übereingestimmt,  nur  mit  Bezug 
auf  die  Konzessionsbedürftigkeit  war  die  Kommanditgesell- 
schaft auf  Aktien  der  Aktiengesellschaft  gleichgestellt  worden. 
Die  Bemerkungen  der  verschiedenen  Behörden  (tribunaux  de 
Cassation  et  d'Appel,  Tribunaux  et  Conseils  de  Commerce  etc.) 

1)  Instruktionen  des  Ministre  de  l'Interieur  vom  23.  Dezember  1807, 
vom  22.  Oktober  1817,  vom  11.  JuU  1818,  Lyon-Caen  U,  Nr.  669, 
Primker  S.  501,  N.  6). 
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über  den  Entwurf*  liegen  in  einem  zu  Paris  An  XI  erschienenen 
Bande  vor.  Sie  richten  sich  vor  allem  gegen  die  generelle 
Konzessionsbedürftigkeit  der  Aktiengesellschaft.  Solche  passe 
zwar  für  „grands  etablissements"  nach  Art  der  „anciennes 
compagnies  de  commerce",  aber  im  allgemeinen  gehe  sie  zu 
weit,  vor  allem  würde  dadurch  der  Seehandel  geschädigt 
werden.  Denn  gerade  die  Kaufmannschaft  der  Seeplätze  ginge 
„associations  par  actions"  ein,  „soit  pour  des  expeditions  mari- 
times, soit  pour  des  assurances".  Aber  auch  die  „entrepreneurs 
d'une  manufacture,  d'une  usine"  würden  mit  Unrecht  der 
Konzession  unterworfen.  Genf  schlug  deshalb  vor,  man  solle 
nach  Zahl  und  Betrag  der  Aktien  eine  Grenze  ziehen, 
Autorisation  sei  nicht  nöthig,  wenn  die  Aktien  unter  200 
sänken  und  das  Kapital  eine  Million  nicht  übersteige.  Andere 
z.  B.  Havre,  Saint  Brieuc  wollten  nach  dem  Gegenstand 
unterscheiden,  insbesondere  monopolisirte  Gesellschaften  und 
Banken  der  Autorisation  unterwerfen.  Gegen  die  gesetzliche 
Anerkennung  einer  besonderen  Form  der  Aktiengesellschaft 
überhaupt  sprachen  sich  aus  Toulouse,  weil  sie  keine  Sicher- 
heit den  Gläubigem  böte,  und  Havre  sowie  Nantes,  weil  sie 
durch  die  Kommanditgesellschaft  bereits  dargestellt  würde. 
Auf  die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  machen  Lyon, 
Strassburg  und  Metz  ausdrücklich  aufmerksam.  Die  beschränkte 
Haftbarkeit  als  Essentiale  wird  fast  nirgends  beanstandet,  nur 
Brüssel  will  sie  lediglich  als  Naturale  behandelt  wissen. 

Im  Ganzen  ergiebt  sich  aus  der  Lektüre  der  obser- 
vations,  dass  zumal  im  Seehandel  die  Aktiengesellschaft  wie 
die  AktienkommanditgeseUschaft  ein  längst  eingebürgertes 
Institut  war,  dessen  Regelung  im  Code  ziemlich  treu  dem 
Leben  entsprach.  Durch  die  Wirren  der  Revolution  war, 
worauf  Saint-Brieuc  und  Dijon  aufmerksam  machen,  die 
Kapitalgesellschaft  zurückgegangen,  man  erhoflfte  mit  An- 
erkennung der  Aktiengesellschaft  eine  Wiederbelebung  des 
Handels.  Ob  gerade  die  Aktienkommanditgesellschaft  für 
kleinere  und  solidere,  die  Aktiengesellschaft  für  grössere  Unter- 
nehmungen bevorzugt  wurde,  wie  manche  Aeusserungen  an- 
deuten, wird  sich  schwer  entscheiden  lassen. 
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Jedenfalls  erblickte  die  Gesetzgebung  in  diesen  Aeusse- 
rangen  den  Ausweg,  um  der  Polemik  gegen  die  allgemeine 
Autorisation  gerecht  zu  werden.  Der  Code  gab  die  Kom- 
manditgesellschaft auf  Aktien  frei  in  der  Annahme,  dass  die 
solidere  Vergesellschaftung  in  ihr  dargestellt  würde. 

In  dieser  Annahme  täuschte  er  sich  jedoch.  Die  Speku- 
lation warf  sich  auf  die  freigelassene  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien.  Als  Komplementär  wurde  ein  Strohmann  vor- 
geschoben, während  in  Wahrheit  eine  Aktiengesellschaft 
beabsichtigt  wurde.  Die  dadurch  entstandenen  Missstände 
veranlassten  1838^)  die  Regierung,  einen  die  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  ganz  unterdrückenden  Entwurf  vor- 
zulegen, der  aber  nicht  angenommen  wurde.  Dagegen  schritt 
man  bei  den  fortgesetzten  Missbräuchen,  zu  denen  die  Frei- 
gabe der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien,  zumal  nach 
dem  Staatsstreich  von  1851  führte,  schliesslich  zu  einem 
besonderen  Gesetze  vom  17.  Juli.1856,  welches  die  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  einer  strengen  Reglementirung  unter- 
warf. So  galt  für  die  beiden  wirthschaftlich  so  nahe  ver- 
wandten Gesellschaftsformen,  Aktiengesellschaft  und  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien,  ein  verschiedener  Rechtszustand.  Die 
Verwirrung  wurde  noch  erhöht,  seitdem  ein  unter  dem  Ein- 
flüsse der  englischen  Kompagnieakte  von  1862  stehendes  Gesetz 
vom  23.  Mai  1863  die  Aktiengesellschaft,  wenngleich  nicht 
unter  diesem,  sondern  unter  dem  Namen  der  societe  ä  respon- 
sabilite  limitee  unter  gewissen  Voraussetzungen,  vor  allem 
einem  Maximalbetrag  des  Grundkapitales,  freigab  und  an  Stelle 
der  Konzession  allgemeine  Normen  juris  publici  setzte. 

Das  Gesetz  vom  24.  Juli  1867  (sur  les  societes  en  com- 
mandite  par  actions,  anonymes  et  cooperatives)  hat  endlich  unter 
Aufhebung  des  Gesetzes  von  1863  für  beide  Formen  ein  neues 
Recht  geschaffen.  Es  handelt  zwar  in  getrennten  Titeln  von 
jeder  Gesellschaftsform,  behandelt  sie  aber  sachlich  in  wichtigen 
Punkten  gleichmässig.     Das  System   der  Konzessionirung  hat 


^)  1838  bestanden  in  Frankreich  über  1000  Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien  mit  einem  Kapital  von  über  einer  Milliarde  Francs. 
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das  Gesetz  verlassen,^)  wohl  aber  eine  Reihe  strenger  Vor- 
schriften, welche  Missbräuchen  vorbeugen  sollen,  an  deren 
Stelle  gesetzt.  Durch  Anfügung  der  societes  k  capital  variable 
hat  dieses  Gesetz  weiter  zwar  keinen  neuen  Typus  geschaffen, 
aber  die  Aktiengesellschaft  gleich  den  anderen  Handelsgesell- 
schaften den  Zwecken  unserer  Erwerbs-  und  Wirthschafts- 
genossenschaften  dienstbar  zu  machen  gesucht,  indem  es  eine 
Reihe  von  Abweichungen  vom  gemeinen  Aktienrecht  für  solche 
Fälle  theils  vorschreibt,  theils  zulässt.  Auf  diesem  Gesetze 
beruht  im  wesentlichen  noch  der  heutige  Rechtszustand.  Eine 
Revision  des  Gesetzes  von  1867,  seit  1875  geplant,  führte  zu 
verschiedenen  Entwürfen  (vor  allem  Entwurf  von  1884,  den 
der  Senat  annahm  ^),  die  indessen  nicht  verabschiedet  wurden. 
Nur  in  wenigen  Punkten  hat  ein  Gesetz  vom  1.  August  1893'^) 
den  Rechtszustand  des  Gesetzes  von  1867  abgeändert,  deren 
wichtigster  ist,  dass  jede  societe  anonyme,  ohne  Rücksicht  auf 
ihren  Zweck  als  Handelsgesellschaft  anzusehen  ist. 

2.  Mit  der  Rezeption  des  Code  de  commerce  in  einer 
Reihe  europäischer  Staaten  wurden  auch  dessen  Sätze  über  die 
societe  anonyme  übernommen,  um  jedoch  meist  in  der  Folgezeit 
durch  andere  Normen  ersetzt  zu  werden.  In  den  Niederlanden 
trat  an  Stelle  des  Code  de  commerce  das  Wetboek  van  Koop- 
handel  vom  10.  April  1838,  noch  heute  die  Quelle  des  hollän- 
dischen Aktienrechts.*)  Es  handelt  in  den  Artikeln  36 — 56 
von  der  „naamlooze  Vennootschap".  Im  Ganzen  steht  es  unter 
dem  Einflüsse  des  Code,  vom  alten  holländischen  Rechtszustande 
zeigen  sich  nur  wenige  Spuren.^)  Von  einer  eingehenden 
Regelung  ist  keine  Rede.     Nur  zerstreute  Bestimmungen  über- 


1)  Abgesehen  von  Versicherungsgesellschaften  wegen  des  Gegen- 
standes des  Unternehmens. 

*)  Abgedr.  bei  Houpinllp.  276-  -302,  darüber  Ja  cqu  and,  Examen 
critique  du  pro j  et  de  loi  sur  les  societes  par  actions.    Paris  1886. 

3)  Abgedr.  in  Z.  f.  H.  R.  XLH,  485    -488. 

'*)  Entwürfe  von  1871  sowie  von  1890  sind  nicht  weiter  gediehen, 
vergl.  B ehrend  S.  715  Anm.  53,  Riesenfeld  S.  32,  33.  lieber  die  Ent- 
stehungsgeschichte der  hierher  gehörigen  Artikel  Voorduin,  Geschiedenis 
en  Beginselen  der  Nederlandsche  Wetboeken  VIII  1840  p.  86  ff. 

•'^)  So  Artikel  52. 
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wiegend  polizeilichen  Charakters  sind  denen  des  Code  hinzu- 
gefügt. Das  Konzessionssystem  ist  im  Prinzip  beibehalten, 
aber  eine  Verpflichtung  zur  Konzessionirung  ausgesprochen, 
falls  die  Gesellschaft  nicht  mit  den  guten  Sitten  oder  der  öffent- 
lichen Ordnung  in  Widerspruch  steht  und  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  der  aufgezählten  Artikel  entspricht.^)  —  Im 
Grossherzogthum  Luxemburg  gilt  noch  heute  das  Recht  des 
Code.  Ein  im  Jahre  1884  vorgelegter  Entwurf  über  Aktien- 
gesellschaften ist  nicht  zum  Gesetze  erhoben  worden.^)  —  In 
Belgien,  wo  der  Code  nach  langen  Vorbereitungen  seit  1872 
derart  reformirt  wurde,  dass  vom  ursprünglichen  Werk  nur 
wenig  übrig  blieb,  hat  das  Gesetz  vom  18.  Mai  1873,  welches 
die  sämmtlichen  Handelsgesellschaften  regelt,  eine  umfangreiche, 
auf  den  Erfahrungen  des  ganzen  Jahrhunderts  beruhende  Nor- 
mirung  des  Aktienrechts  vorgenommen  (Art.  26 — 84  des  Ge- 
setzes). Einige  Ergänzungen  und  Abänderungen  erfuhr  es 
durch  die  Gesetze  vom  26.  Dezember  1881  und  22.  Mai  1886.  — 
In  Italien,  wo  das  in  der  Hauptsache  an  das  sardinische  Gesetz- 
buch (Codice  di  commercio  Albertino)  vom  30.  Dezember  1842 
sich  anlehnende  italienische  Handelsgesetzbuch  (Codice  di  com- 
mercio del  regno  d'Italia)  vom  25.  Juni  1865  den  Code  formell 
beseitigte,  hat  das  auf  Grund  langer  Vorarbeiten  ^)  entstandene 
neue  Handelsgesetzbuch  vom  31.  Oktober  1882  in  zum  Theil 
origineller  und  bedeutenderReform  das  Aktienrecht  umgestaltet.*) 
—  Soweit  der  Code  in  Theilen  Deutschlands,  der  Schweiz  und 
Oesterreichs  galt,  ist  er  durch  spätere  Gesetzgebungen  beseitigt. 
Das  Recht  des  Code  gilt  noch  heute  ganz  oder  im  Grossen 


^)  Das  holländische  Aktienrecht  gilt  im  wesentlichen  unverändert 
in  den  niederländischen  Kolonien  (Borchardt  IIL  794 ff.). 

^)  Vergl.  über  ihn  Kays  er  in  Zeitschrift  für  Handelsrecht  XXXI 
145ff.  u.  Simon  in  Busch's  Archiv  47,  214ff. 

»)  Siehe  darüber  Riesenfeld  S.  14—16. 

^)  Eine  Reform  wird  geplant,  Vi v ante  in  Monatsschrift  f.  Aktien- 
recht V  54  ff.,  86  ff.,  111  ff.  Auf  dem  italienischen  Gesetzbuch  beruht  das 
rumänische  vom  16./28.  April  1887.  Vergl.  darüber  Riesenfeld  S.  17 — 19. 
Französische  Uebersetzung  des  letzteren  von  Bohl  1895  (CoUection  de 
Codes  etrangferes  XII)  und  J.  Blumenthal  (1889).  Deutsche  von  C.  v. 
Boroschnay  Bukarest  1887. 
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unverändert  in  der  Türkei,^)  Serbien,^)  Griechenland,^)  im 
ehemaligen  Königreich  Polen,  ausserhalb  Europas  in  der  Republik 
Santo  Domingo,  inHaiti.  Das  französische  Aktienrecht,  nicht 
blos  das  des  Code,  ist  rezipirt  in  Aegypten.*)  —  Im  Pürstenthum 
Monaco  ist  am  5.  März  1895  ein  Aktiengesetz  ergangen.*^) 
3.  Mit  dem  Code  de  commerce  mehr  oder  minder  starke 
Berührung  haben  mehrfache  Gesetze  europäischer  Länder,  die 
jedoch  theilweise  später  abgeändert  wurden.  Dahin  gehörte 
der  spanische  Cödigo  de  comercio  vom  30.  Mai  1829,®)  an 
dessen  Stelle  das  Handelsgesetzbuch  vom  22.  August  1885 
trat.')  Letzteres  handelt  in  Buch  11  Tit.  I  von  den  Handels- 
gesellschaften ®)  (Companias  mercantiles),  und  zwar  speziell  in 
Abschnitt  IV,  V'(Art.  151 — 169)  von  Aktiengesellschaften  und 
Aktien,  wobei  ausserdem  die  zahlreichen  speziellen  Bestimmungen 
über  Kreditgesellschaften,  Banken  etc.,  die  angereiht  werden, 
Berücksichtigung  erheischen.  —  Der  portugiesische  Codigo 
commercial,  publizirt  am  18.  September  1833,  ist,  nachdem 
für  Aktiengesellschaften  ein  Gesetz  vom  22.  Juni  1867  ergangen 
war®),  durch  das  Handelsgesetzbuch  vom  28.  Juni  1888  ersetzt 
worden.  Die  Aktiengesellschaft  wird  nach  allgemeiner  Normirung 
der  den  Gesellschaften  gemeinschaftlichen  Grundsätze  (Art.  104 — 
150)  in  eingehendster  Weise  in  den  Art.  162—198  regulirt.  Im 
Kapitel  von  den  Kommanditgesellschaften  wird  auch  der  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien  gedacht  (Art.  205,  206).^^') 

^)  Borchardt  V  185ff. 

«)  Borchardt  IV  782. 

3)  Borchardt  II  642. 

^)  Borchardt  I  S.  5. 

*)  Jahrbuch  der  International.  Vereinig,  für  vergl.  Rechtswissen- 
schaft n  337. 

®)  Nach  seinem  Muster  ist  redigirt  das  Gesetzbuch  von  Bolivia 
(Borchardt  I  417ff.),  Peru  (Borchardt  IV  Iff.)  Columbien 
Borchardt  11  32ff.),  Costa  Rica  (Borchardt  11  184). 

')  Borchardt  V  Iff.  Vergl.  dazu  Mittermaier  in  Z.  f.  H.  R. 
XXXai  291  ff.     Ueber  Vorarbeiten  Riesenfeld  16,  17. 

^)  Diesem  Titel  liegt  ein  Gesetz  von  1869  zu  Grunde. 

ö)  Borchardt  IV  352—365. 

^^)  Deutsche  Uebersetzung  bei  Borchardt,  Nachtrag  I,  französische 
von  Lehr,  1889;  vergl.  zum  Ganzen  Riesenfeld  S.  19-  -21. 


Die  Aktiengesellschaft  in  der  Gesetzgebung  der  einzelnen  Länder.     75 

4.  In  Deutschland  sind  die  Aktiengesellschaften  erst 
spät  aufgetaucht.  Die  grossen  deutschen  Gesellschaften  des 
15.  Jahrhunderts,  gegen  die  sich  wiederholte  Reichsschlüsse 
kehren,  beruhten  auf  den  Fundamenten  der  offenen  Handels- 
gesellschaft und  der  stillen  Partnerschaft.  Sie  hatten  im  letzteren 
Falle  eine  gewisse  Annäherung  an  die  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien,  indem  die  Antheile  der  stillen  Theilhaber  veräusser- 
lich  waren,  aber  eine  korporative  Zusammenfassung  der  Ein^ 
leger  ist  nicht  wahrzunehmen.  Ötaatsgläubigerverbände  nach 
Art  der  montes  kommen  auch  in  Deutschland  vor  ^),  dass  aber 
Aktienbanken  aus  ihnen  entstanden  sind,  ist  nicht  nachweisbar 
und  kaum  wahrscheinlich,  da  ja  selbst  die  städtischen  Banken 
des  17.  Jahrhunderts  keine  Aktiengesellschaften  darstellen. 
Mindestens  zweifelhaft  ist,  ob  die  von  einigen  Autoren  als 
Aktiengesellschaften  aufgefasste  Gesellschaft  des  Zinnhandels 
zu  Meissen  aus  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  und  die  Iglauer 
Tuchkompagnie  von  1592  Aktiengesellschaften  waren,  die  erstere 
scheint  vielmehr  nach  gewöhnlichen  Sozietätsgrundsätzen  kon- 
struirt,  die  letztere  aber  innungsmässig  organisirt  gewesen  zu 
sein.  An  der  grossen  kolonialen  Bewegung  des  17.  Jahrhunderts 
nahm  das  durch  innere  Kämpfe  zerrissene  deutsche  Reich  keinen 
Antheil,  nur  Kurbrandenburg  versuchte  sich  seit  dem  grossen 
Kurfürsten  in  Kolonialplänen,  welche  im  Jahre  1647  zu  einem 
dem  holländischen  Vorbild  nachgeahmten  Oktroi  für  eine  Kur- 
brandenburgisch-Ostindische  Kompagnie  und  im  Jahre  1651 
zu  einem  neuen  Oktroi  für  eine  solche  führten,  ohne  dass  die 
Errichtung  der  geplanten  Kompagnie  gelang.  Wohl  aber  kam 
eine  Brandenburgisch- Afrikanische  Kompagnie  1682  zu  Stande, 
die  aber  erst  im  Jahre  1692  korporative  Gestaltung  erhalten 
zu  haben  scheint,  und  sich  unter  vielen  Fährlichkeiten  bis  in 
die  Regierungszeit  König  Friedrich  Wilhelms  I.  erhielt.  Auch 
ihre  Verfassung  war  nach  holländischem  Vorbild  zugeschnitten.^) 
Der  Kaiser  rief  1719  eine  Orientalische  Kompagnie  zu  Wien 
und  1722  eine  Ostindische  Kompagnie  von  Ostende  in's  Leben, 


^)  Vergl.  meine  geschichtl.  Entw.  S.  12  N.  4. 
«)  Näheres  bei  Schuck  I  354-371. 
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ohne  dass  diese  Schöpfungen  dauernden  Bestand  hatten.  ^)  Unter 
Friedrich  dem  Grossen  wurde  die  Kolonialpolitik  seitens  Preussens 
wieder  aufgenommen  und  es  wurden  mehrere  Kompagnien,  deren 
nennenswertheste  die  Asiatische  Handlungs-Kompagnie  und  die 
Bengalische  Handlungs  -  Kompagnie  zu  Emden  sind,  die  aber 
kläglich  endeten,  geschaflfen.^)  Im  Ganzen  hat  bis  in  die 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts  die  Aktiengesellschaft  in  Deutsch- 
land wenig  Boden  gefunden.  Zumal  in  den  Hansestädten  er- 
hielt sich  die  alte  gildemässige  Betriebsweise,  wie  sie  die  Hansa 
dargestellt  hatte,  trotz  der  glänzenden  Erfolge  der  niederländischen 
Kolonialgesellschaften.  Auf  die  Aufforderung  des  Kaisers  an 
den  Hansebund  im  Jahre  1627,  eine  grosse  Kompagnie  als 
Konkurrenzunternehmen  gegen  die  niederländischen  Kompagnien 
zu  etabliren,  erwiderte  man  von  Seiten  des  Hansebundes,  „nach 
der  bei  ihnen  üblichen  Handelsart  versuche  ein  Jeder  sein  Glück 
für  sich  und  es  sei  unerhört,  mit  einem  zusammengeschossenen 
Fonds  unter  Aufsicht  und  Leitung  einer  Direktion  Handel  zu 
treiben*',  ja  noch  im  Jahre  1720  verbot  der  Rath  in  Hamburg 
die  Gründung  einer  Assekuranzkompagnie  auf  Aktien,  weil  er 
darin  nur  einen  Vorwand  sah,  den  freilich  damals  hoch  grassiren- 
den  Aktienhandel  zu  betreiben.  So  beginnt  denn  erst  seit  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  in  Deutschland  die  Aktiengesellschaft 
weitere  Verbreitung  zu  finden,  zumal  bei  Assekuranzkompagnien, 
die  sich  in  den  Hansestädten  und  zwar  ohne  eigentliche  Oktroiirung, 
unter  stillschweigender  Gestattung  frei  bilden.  Die  erste  war 
die  Hamburger  Assekuranzkompagnie  von  1765,  deren  47 
Artikel  bei  Klefecker,  Sammlung  der  hamburgischen  Gesetze 
und  Verfassungen  II  591—604  zu  finden  sind,  eine  freilich 
noch  nicht  konsequent  durchgeführte  Kapitalgenossenschaft.*) 
Ihr  folgten  in  Lübeck  und  Bremen,  sowie  in  anderen  deutschen 

*)  Näheres  bei  Blankenheijm,  Geschiedenis  van  de  Compagnie 
van  Ostende  1861. 

*)  V.  Ring,  Asiatische  Handlungskompagnien  Friedrichs  des  Grossen 
1890. 

^)  In  Art.  35  wird  zwar  Veräusserung  der  Aktie  gestattet,  aber  Auf- 
nahme des  Erwerbers  mit  Majoritätsbeschluss  der  Generalversammlung 
verlangt.  Die  Statuten  der  erneuerten  Kompagnien  bringt  Weskett, 
diejenigen  der  Kompagnie  von  1834  Pohls  S.  298 ff. 
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Städten  weitere  Versicherungsgesellschaften,^)  nicht  alle  freilich 
auf  dem  Prinzipe  der  reinen  beschränkten  Haftung  aufgebaut. 
In  Preussen,  wo  jede  Korporation  einer  constitutio  personalis 
bedurfte,  kam  es  zur  Oktroiirung  verschiedener  Kompagnien 
theils  zu  Seehandlungs-,  theils  zu  Versicherungs-  oder  anderen 
Handelszwecken.  Einer  generellen  Regelung  enthielt  sich  in- 
dessen das  AUg.  preuss.  Landrecht.  Die  Litteratur  des  18. 
Jahrhunderts  stand  unter  französischem  Einfluss  und  anerkannte 
die  Aktiengesellschaft  nicht  als  besonderen  Typus. ^) 

Der  Code  de  commerce  hat  auch  für  Deutschland  hierin 
einen  Umschwung  gebracht.  Dadurch,  dass  er  nach  dem  Sturze 
der  Napoleonischen  Herrschaft  in  einem  nicht  unbeträchtlichen^ 
gerade  handeis-  und  verkehrsreichen  Theile  Deutschlands  in 
Geltung  blieb,  bürgerte  sich  der  neue  Typus  der  Handels- 
gesellschaft auch  hier  ein.  Die  begriffsbestimmenden  Sätze  des 
Code  wurden  in  Folge  dessen  vorbildlich  für  die  sei  es  ex 
professo  mit  der  Aktiengesellschaft  sich  befassenden,  sei  es  sie 
bei  genereller  Regelung  des  Handelsrechts  mitumfassenden 
deutschen  Gesetzgebungen.  Freilich  war  es  von  den  deutschen 
Einzelstaaten  nur  Preussen,  welches  durch  Gesetz  vom  3.  November 
1838  zunächst  für  Eisenbahnuntemehmungen,  insbesondere 
auch  Eisenbahnaktiengesellschaften,  später  durch  Gesetz  vom 
8.  November  1843  für  Aktiengesellschaften  allgemeine  Be- 
stimmungen erliess,    während  andere  Glieder  des  Bundes  sich 

^)  Siehe  über  sie  "Weskett,  Theorie  und  Praxis  der  Assecuranzen. 

®)  z.  B.  F.  C.  J.  Fischer,  Lehrbegrif  sämmtlicher  Kameral-  und 
Poüzeyrechte  III  1785  §  297  unterscheidet  nur  offene,  Kommandit-  und 
Partizipationsgesellschaft.  Im  §  298  sind  ihm  die  Handelsgesellschaften  ent« 
weder  Privatgesellschaften  oder  oktroirte  Handelskompagnien,  letztere  seien 
insbesondere  Seehandlungsgesellschaften.  Ebensowenig  erwähnt  Ludwig 
Ch.  0.  Veillodter,  Entwurf  eines  allg.  Handelsrechts  als  Beitrag  zu 
einem  künftigen  Gesetzbuche  für  Kaufleute  1799  der  Aktiengesellschaft. 
Musaeus  in  seinen  Grundsätzen  des  Handlungsrechtes  1785  §  16—20 
stellt  den  eigentlichen  Mitgliedern  solcher  Gesellschaften  die  „blossen 
Actionisten"  gegenüber,  scheint  sie  also  unter  dem  Gesichtspunkte  der 
stülen  Theilhaber  aufzufassen.  Erst  in  der  3.  Auflage  1817  §  27—31  hat 
er  die  Aktiengesellschaft  als  solche  anerkannt.  Auch  von  Martens 
Grundriss  weiss  bei  PrivathandelsgeselLschaften  nichts  von  Aktiengesell« 
Schäften,  2.  Aufl.  1805,  §  20—25. 
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auf  einzelne  Fragen  beschränkten.^)  Aber,  dass  der  vom  Code 
festgelegte,  vom  Begriff  der  beschränkten  Haftung  ausgehende 
Typus  nun  acceptirt  ist,  lehrt  nicht  blos  der  Inhalt  jener,  im 
einzelnen  weit  eingehenderen,  Sätze  des  preussischen  Gesetzes, 
sondern  auch  die  Litteratur,  welche  im  Gegensatz  zu  den 
Schriftstellern  vor  Erlass  des  Code,  nun  eine  feste  Begriffs- 
bestimmung für  die  Aktiengesellschaft  gefunden  hat.^) 

Dasselbe  gilt  von  den  mehrfachen  Entwürfen  eines  Handels- 
gesetzbuches, welche  dem  allgemeinen  deutschen  Handels- 
gesetzbuch voraufgingen.  Der  Entwurf  eines  Handelsgesetz- 
buches für  das  Königreich  Württemberg  nebst  Motiven  1839  ff. 
art.  243 — 273,  der  sogenannte  Frankfurter  Entwurf  (art.  73 
bis  107),  der  österreichische  wie  preussisclie  Entwurf  zum 
Handelsgesetzbuch  gehen  übereinstimmend  von  der  beschränkten 
Haftung  als  dem  charakteristischen  Merkmal  der  Aktiengesell- 
schaft aus,  so  sehr  sie  im  einzelnen  differiren.  Das  auf  der 
Basis  des  preussischen  Entwurfes  zu  Stande  gekommene,  freilich 
erst  mit  Gründung  des  norddeutschen  Bundes  zu  einem  ge- 
meinen Recht  gewordene  Allgemeine  Deutsche  Handelsgesetz- 
buch, welches  in  den  art.  207 — 248  unter  den  Handelsgesell- 
schaften, also  denjenigen  Vereinigungen,  die  gewerbemässig  Han- 
delsgeschäfte betreiben,  die  Aktiengesellschaft  umfassend  regelt, 
nachdem  in  den  art.  173 — 206  die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  nicht  minder  umfassend  geordnet  ist,  stellt  demnach 
zwar  gegenüber  dem  Code  de  commerce  einen  bedeutenden 
Fortschritt  dar,  aber  es  wandelt  den  vom  Code  gewiesenen 
Weg  und  baut  nur  auf  dessen  Grundlage  sein  Gebäude  auf. 

Wie  zur  Zeit  der  Schaffung  des  Code  den  Hauptgegen- 
stand der  Erörterung  die  Frage  gebildet  hatte,  ob  die  Aktien- 
gesellschaft frei  oder  konzessionsbedürftig  sein  solle,  so  drehte 


1)  Oesterreich,  Hamburg,  Sachsen,  Bremen.  Siehe  über  alles  dieses 
Ren  au d  S.  45,  46,  ßehrend  S.  711  A.  43.  Das  Königreich  Sachsen 
beschäftigte  sich  1836/37  mit  einem  Gesetzentwurf  über  Aktienwesen,  der 
aber  nicht  zu  Stande  kam.     Pohls  S.  11. 

*)  Musaeus  in  seiner  3.  Aufl.  1817  §31,  Bender,  Grundsätze  des 
engeren  Handlungs-Rechts  1824  §  154,  Eichhorn,  Einleitung  in  das 
deutsche  Privatrecht,  5.  Ausgabe  S.  913  u.  A. 
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sich  auf  der  Nürnberger  Konferenz  die  Hauptdebatte  um 
diesen  Punkt.  Der  preussische  Entwurf,  den  man  zu  Grunde 
gelegt  hatte,  verlangte  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Code 
und  den  übrigen  Entwürfen  für  die  Aktiengesellschaft  Staats- 
genehmigung, während  er  die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
freigab.  Die  dagegen  seitens  der  Hamburger  Vertreter  mit 
Rücksicht  auf  den  Rechtszustand  der  Hansestädte  erhobenen 
Bedenken  führten  dazu,  einerseits  auf  beide  Gesellschaftsarten 
den  Konzessionszwang  zu  erstrecken,  andererseits  der  Landes- 
gesetzgebung zu  überlassen,  von  der  Konzessionirung  Abstand 
zu  nehmen.^)  Gänzlich  mit  dem  Konzessionssystem  brach  die 
sogenannte  erste  Aktiennovelle  vom  11.  Juni  1870,  welche 
zugleich  jede  Aktiengesellschaft  ohne  Rücksicht  auf  den  Gegen- 
stand des  Unternehmens  für  eine  Handelsgesellschaft  erklärte, 
so  dass  damit  der  Unterschied  zwischen  Civil-  und  Handels- 
aktiengesellschaften beseitigt  wurde.  ^)  An  Stelle  der  Konzessio- 
nirung setzte  die  erste  Aktiennovelle  eine  Reihe  von  Normativ- 
bestimmungen, welche  dem  Zwecke  dienen  sollten,  einerseits 
den  Entstehungshergang  wie  das  Funktioniren  der  nun  auf 
eigenen  Füssen  stehenden  Gesellschaft  rechtlich  zu  ordnen  und 
andererseits  Schutz  gegen  unlautere  Manipulationen  zu  ge- 
währen. 

Das  letztere  Ziel  erreichte  die  Aktiennovelle,  wie  die  Er- 
fahrungen der  bald  hernach  ausgebrochenen  Krise  lehrten, 
nicht.  Die  trüben  Vorgänge  der  sogenannten  Gründungsperiode 
im  Anfange  der  siebziger  Jahre,  an  denen  jedenfalls  die 
Aktiennovelle  nicht  die  Schuld  trug,  die  aber  bei  ängstlicherer 
Gesetzgebung  nicht  in  so  erschreckendem  Umfang  zu  Tage 
getreten  wären,  riefen  bereits  nach  Ablauf  von  drei  Jahren 
seit  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  das  Verlangen  nach  einer 


^)  Grebrauch  davon  machten  für  die  Aktiengesellschaften  die  drei 
Hansestädte,  Oldenburg,  Baden  und  Württemberg  sowie  Sachsen.  Baden 
und  Württemberg  nahmen  jedoch  gewisse  Gesellschafken  aus.  Für  die 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  wurde  reicherer  Gebrauch  davon 
gemacht.     Siehe  Behrend  S.  712  A.  47  und  die  dort  Citirten. 

*)  lieber  die  partikularrechtlichen  Bestimmungen  der  Zwischenzeit 
siehe  Renaud  S.  47,  48. 
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Reform  des  Aktienrechtes  hervor.^)  Der  Bundesrath  vermeinte 
zunächst  mit  Rücksicht  auf  die  Inangriffnahme  der  Herstellung 
eines  bürgerUchen  Gesetzbuches  für  das  Reich,  nach  dessen 
Vollendung  ohnehin  eine  Revision  des  Handelsrechtes  statt- 
finden musste,  von  einer  speziellen  Revision  des  Aktienrechtes 
Abstand  nehmen  zu  sollen.  Indessen  sah  er  sich  in  Folge 
eines  Antrages  der  preussischen  Regierung  vom  Jahre  1876^) 
genöthigt,  im  Jahre  1877  die  Ausarbeitung  eines  gegen  die 
Ausschreitungen  auf  dem  Gebiete  des  Aktienwesens  gerichteten 
Spezialgesetzes  beim  Reichstag  anzuregen.  Man  beschloss 
indess  noch  einige  Jahre  zu  warten,  um  eine  ruhigere  und 
sachlichere  Beurtheilung,  als  sie  zur  Zeit  der  gährenden  Kjrisis 
möglich  war,  zu  gewinnen.  Ein  vom  Reichsjustizamt  aus- 
gearbeiteter Entwurf  wurde  am  7.  September  1883  dem  Bundes- 
rath vorgelegt,  zur  Kritik*^)  veröffentlicht  und,  nach  erfolgter 
Umarbeitung,  am  7.  März  1884  dem  Reichstage  zugestellt."^) 
Am  18.  Juli  1884  wurde  nach  erfolgter  Durchberathung  durch 
den  Reichstag  und  ertheilter  Zustimmung  des  Bundesrathes 
das  Gesetz,  die  sogenannte  zweite  Aktiennovelle,  publizirt.  Der 
Fonn  nach  stellt  es  sich  als  eine  Ueberarbeitung  des  Textes 
des  Handelsgesetzbuches  unter  Einschiebung  zahlreicher  Be- 
stimmungen dar,    so   dass  die  Lektüre   nicht   wenig   erschwert 


^)  (Tutachten  von  Wiener,  Goldschmidt  und  Behrend  in 
Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  I,  Hecht,  Das  Börsen-  und  Aktien- 
wesen der  Gegenwart  und  die  Reform  des  Aktiengesellschaftsrechts  1874. 

*)  Veranlasst  durch  eine  Resolution  des  preussischen  Abgeordneten- 
hauses. Litteratur  betreffend  die  Reform  des  Aktienrechts  aus  dieser  Zeit : 
W.  Oechelhaeuser.  Die  Nachtheile  des  Aktien wesens  und  die  Reform 
der  Aktiengesetzgebung  1878,  Löwen feld,  Recht  der  Aktiengesell- 
schaften 1879,  Hecht,  Zur  Reform  des  Aktiengesellschaftsrechts  1882. 
Weitere  Arbeiten   bei  L.  Weyl    (siehe    unten  §  8  N.  1)  S.  5,  6. 

8)  Er  erschien  im  Buchhandel  1883  (Carl  Heymanns),  dann  als  Bd.  44 
von  Busch's  Archiv.  Kritiken  von  Renaud  und  Ring  in  Buschs 
Archiv  45,  Bahr  in  Iherings  Jahrb.  XXI,  Simon  in  Z.  f.  H.  R.  XXIX, 
Goldschmidt  in  Z.  f.  H.  R.  XXX,  Delbrück,  Bemerkungen  zu  dem 
Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  etc. 
1883.     Vor    Allem  Wiener,  Der  Aktiengesetz-Entwurf  1883. 

*)  Dieser  zweite  Entwurf  erschien  im  Buchhandel  (Berlin,  Carl 
Heymanns  Verlag)  1884. 
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wird,  zumal  die  unzweckmässige  Voranstellung  der  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  im  Aktienrechtstheil  häufige  Ver- 
weisungen auf  die  Nonnen  über  jene  mit  sich  bringt.  Der 
Sache  nach  handelt  es  sich  um  ein  Gelegenheitsgesetz,  welches 
die  zu  Tage  getretenen  Missstände  durch  eine  Reihe  scharfer 
strafrechtlicher,  sowie  ängstlich  reglementirender  civiler  Sätze 
für  die  Zukunft  zu  verhüten  sucht.  Das  Lob,  dass  es  sich 
im  Ganzen  bewährt  hat,  ist  ihm  nicht  zu  versagen. 

Eine  erneute  Revision  des  Handelsgesetzbuches  ist  im 
Anschlüsse  an  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  erfolgt.')  Der  auf 
die  Aktiengesellschaften  bezügliche  Theil  (§  178 — 319)  des 
neuen  Handelsgesetzbuches  (publizirt  am  10.  Mai  1897)  hat 
unter  Beibehaltung  der  grundsätzlichen  Gedanken  des  bisherigen 
Rechts  zahlreiche  Aenderungen  erfahren,  die  sich  insbesondere 
auf  die  Revision  von  Gründungen,  die  Erhöhung  und  Herab- 
setzung des  Grundkapitals,  die  Veräusserung  des  Vermögens 
im  Ganzen  und  die  Nichtigkeitserklärung  von  Aktiengesell- 
schaften beziehen.  Aeusserlich  ist  die  Eintheilung  eine  über- 
sichtlichere durch  organische  Verarbeitung  des  bisherigen  Stoffes 
und  Voranstellung  der  Aktiengesellschaft  vor  die  Aktien- 
kommanditgesellschaft geworden.  ^) 

Die  durch  die  zweite  Aktiennovelle  erzeugte  Formstrenge 
und  Starrheit  auf  dem  Gebiete  des  Aktienrechts  rief  mit  der 
Inaugurirung  einer  deutschen  Kolonialpolitik  und  der  Gründung 

^)  Zwei  Entwürfe  erschienen,  begleitet  von  Denkschriften.  Entwurf  I 
(1896)  behandelt  das  Recht  der  Aktiengesellschaften  und  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  in  den  §§  165 — 305,  Entwurf  II  (Reichstags- 
Vorlage  vom  22.  Januar  1897),  in  den  §§  176—325.  Die  Kommission 
des  Reichstages  hat  eine  Reihe  von  Abänderungen  vorgenommen.  Der 
Gang  der  Verhandlungen  ist  wiedergegeben  in  „Materialien  zum  Handels- 
gesetzbuch für  das  Deutsche  Reich",  Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  1897. 

*)  Die  letztere  (§  320 — 334)  ist  im  Gesetzbuche  nur  zu  einer  Spielart 
der  Aktiengesellschaft  geworden,  worüber  später.  Besprechungen  dieses 
Theiles  des  Entwurfes  zum  neuen  Handelsgesetzbuche  von  mir  im  Archiv 
für  civilistische  Praxis  Bd.  86  S.  316 — 328,  V.  Ring  in  Deutsche  Juristen- 
zeitung, Jahrg.  I,  Nr.  21,  Gierke  in  Z.  f.  Handelsr.,  Bd.  45,  S.  487—506, 
Simon  in:  Beiträge  zur  Beartheilung  des  Entwurfs  eines  H.G.B.  von 
Mako  wer  und  Simon,  1896,  S.  30  fT.  Vergl.  auch  Gutachten  der  Handels- 
kammern von  Hamburg,  Bremen  und  Lübeck  S.  22  ff. 

Lehmann,  Recht  der  Aktiengesellschaften.  Q 
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von  deutschen  Kolonialgesellschaften  das  Bedürfniss  nach  einer 
Sondergesetzgebung  für  die  letzteren  hervor.  Das  Reichs- 
gesetz vom  15.  Juli  1888  kehrte  mit  Bezug  auf  sie  zum 
Oktroisystem  zurück,  indem  es  dem  Bundesrath  gestattete, 
Kolonialgesellschaften,  welche  die  im  Gesetze  bestimmten  Zwecke 
verfolgen,  ein  von  der  Aktiennovelle  abweichendes  Sonderrecht 
auch  dann  zu  gewähren,  wenn  sie  sich  als  Aktiengesellschaften 
im  Sinne  des  Handelsgesetzbuches  darstellten.^) 

Keine  Aktiengesellschaften  im  Sinne  des  deutschen  Rechts, 
aber  eine  der  Aktiengesellschaft  verwandte,  mit  Elementen 
der  G-ewerkschaft  durchsetzte  Rechtsgestaltung  sind  die  durch 
das  Reichsgesetz  vom  20.  April  1892  geschaffenen  Gesellschaften 
mit  beschränkter  Haftung,  die  in  der  folgenden  Darstellung 
unberücksichtigt  bleiben. 

5.  Das  Allgemeine  Deutsche  Handelsgesetzbuch  in  seiner 
ursprünglichen  Gestaltung  gilt  heute  noch  im  cisleithanischen 
Theile  der  österreichischen  Monarchie,  sowie  im  Fürstenthum 
Lichtenstein,  obwohl  in  Oesterreich  seit  dem  Jahre  1869 
wiederholte  Reformbestrebungen  zu  verzeichnen  sind,  die  zu 
Entwürfen  in  den  Jahren  1869,  1873  und  1882  führten.^) 
Für  Ungarn  erging  dagegen  am  16.  Mai  1875  ein  be- 
sonderes Handelsgesetzbuch,  dessen  zehnter  Titel  (§  147 — 222) 
das  Aktienrecht  behandelt,  während  die  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  nicht  in  das  Gesetz  aufgenommen  worden  ist.  Im 
Ganzen  auf  den  Bestimmungen  des  AUg.  Deutschen  Handelsgesetz- 
buches fussend,  hat  das  ungarische  Gesetzbuch  eine  Reihe  von 
Einzelabweichungen,  welche  vor  allem  eine  schärfere  Ver- 
antwortlichkeit der  Gründer  und  Organe,  sowie  den  Schutz 
des  Aktionärs  gegen  Majorisirungen  bezwecken.^)   Für  Bosnien 

^)  Schriften  von  Ring,  Simon,  Esser.  Vergl.  über  sie  und  zum 
Ganzen  meinen  Vortrag  „Kolonialgesellschaftsrecht  in  Vergangenheit 
und  Gegenwart"  1896. 

*)  Der  Entwurf  von  1882  in  seinen  hauptsächlichsten  Bestimmungen 
in  der  Anlage  A  zur  Begründung  des  Entwurfs  der  zweiten  deutschen  Aktien- 
novelle S.  406—420.  Vergl.  im  übrigen  v.  Canstein,  Lehrbuch  S.  466, 
467,  Pollitzer,  Lehrbuch  §  67,  N.  1. 

•'*)  Uebersetzung  bei  Borchardt  III  929 ff.,  vergl.  über  sonstige 
Uebersetzungen  Kiesenfeld,  S.  13,  N.  27. 
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und  die  Herzegowina  wurde  unter  dem  1.  November  1883 
ein  neues,  mit  Bezug  auf  das  Aktienrecht  dem  ungarischen 
Gesetzbuch  im  Ganzen   nachgebildetes  Gesetzbuch   erlassen.^) 

In  der  Schweiz  trat  an  Stelle  der  mannigfachen  Einzel- 
rechte das  im  aktienrechtlichen  Theile  (art.  612—677)  auf 
deutschrechtlicher  Grundlage  aufgebaute  Bundesgesetz  über  das 
Obligationenrecht  vom  14.  Brachmonat  1881.  Ein  Gesetz  be- 
treffend das  Stimmrecht  der  Aktionäre  von  Eisenbahngesell- 
schaften erging  am  28.  Juni  1895. 

In  Schweden  ist  das  an  die  zweite  deutsche  Aktien- 
novelle sich  anlehnende  Aktiengesetz  vom  28.  Juni  1895  ^)  an 
die  Stelle  des  älteren  Gesetzes  von  1848  getreten.  Für  Bank- 
aktiengesellschaffcen  greift  ein  besonderes  Gesetz  von  1886  Platz. 

6.  Das  englische  Aktienrecht^)  hat  mancherlei  Wand- 
lungen durchgemacht  und  nimmt  noch  heute  gegenüber  dem 
kontinentalen  Aktienrecht  eine  Sonderstellung  ein.  Im  sieb- 
zehnten Jahrhundert  erscheinen  die  ersten  Aktiengesellschaften 
in  drei  grossen  Kompagnien,  der  Englisch-Ostindischen,  der 
Afrikanischen  und  der  Hudsonsbai -Kompagnie.  Die  Aktien- 
gesellschaft löste  sich,  wie  die  Geschichte  der  Englisch-Ost- 
indischen Kompagnie  lehrt,  langsam  ab  einerseits  von  der  so- 
genannten regulirten  Kompagnie,  andererseits  von  der  Partner- 
schaft. Am  Schlüsse  des  siebzehnten  Jahrhunderts  beginnt  sie 
sich  weiter  auszubreiten.  Die  Bank  von  England  von  1694, 
die  neue  Englisch-Ostindische  Gesellschaft  von  1698  leiten  eine 
neue  Aera  ein,  in  der  der  Staat  die  Aktiengesellschaft  für 
seinen  Kredit  ausnutzt.  Ihnen  folgen  im  18.  Jahrhundert  die 
South  Sea  Company,   die  Mississipi-Gesellschaft,  die  englische 


1)  Bei  Borchardt  HL  1041  ff. 

2)  Lag  om  Aktiebolag,  sowie  Lag  om  Aktiebolag,  som  drifva  för- 
säkringsrörelse,  und  Lag  om  registrering  af  Bankaktiebolag.  Deutsche 
üebersetzung   von   Riesen feld   in  Monatsschr.  für  Aktienrecht  V  336 ff. 

^)  Vergl.  Blackstone-Kerr,  Commentaries  on  the  Law  of  Eng- 
land 4  ed.  Ip.  475 ff.;  Primker  S.  504^510;  Lyon  Caen  et  Renault 
IlNr.  674ter;  Nierop,  De  Vennootschap  met  beperkte  Aansprakelijkheid 
volgens  het  engelsche  Recht,  1866,  p.  8ff.;  Mittermaier  in  Z.  f.  H.  R. 
VIL  423ff.;  Keyssner  ebenda  533ff.;  Mittermaier  in  Beilageheft  zu 
Z.  f.H.R.  Xll,  40ff 

6* 
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Assekuranzkompagnie  von  1720  u.  a.  War  es  in  diesen  Fällen 
die  Inkorporirung  seitens  der  Krone  oder  seitens  des  Parla- 
mentes, welche  die  beschränkte  Haftung  nach  aussen  zur  Folge 
hatte,  während  die  Stipulirung  der  beschränkten  Haftung  nach 
innen  den  „bylaws"  überlassen  blieb,  so  scheint  in  der  von 
1695  an  eingetretenen  Schwindelperiode  eine  Bildung  durch 
blossen  schriftlichen  Vertrag  praktisch  geworden  zu  sein.  Jeden- 
falls machte  man  die  an  sich  solidare  Haftung  aller  Gesell- 
schafter einer  nichtinkorporirten  Kompagnie  durch  Ausstellung 
von  shares  in  blanco  praktisch  imwirksam.  Die  sogenannte 
Bubble-Act  von  1719  (6  Geo.  I  Chap.  18)  verbot  von  Johanni 
1720  ab  die  einseitige  Uebertragung  von  Antheilen  bei  allen 
Gesellschaften,  welche  nicht  durch  ausdrückliche  Ermächtigung 
der  Krone  oder  des  Parlamentes  inkorporirt  seien,  als  An- 
maassung  korporativer  Rechte,  so  dass  von  nun  ab  jede  nicht- 
inkorporirte  „Joint  Stock  Company"  als  gewöhnliche  Partner- 
schaft ohne  übertragbare  Antheile  behandelt  wurde.  Dieser 
Rechtszustand  hielt  bis  zum  Jahre  1825  an,  in  welchem  die 
in  Widerspruch  mit  den  Zeitverhältnissen  stehende  Bubble- 
Act  wenigstens  mit  Bezug  auf  die  obigen  Bestimmungen  be- 
seitigt und  der  Zustand  des  „common  law"  unter  Verstärkung 
der  königlichen  Rechte  wiederhergestellt  wurde.  Eine  erheb- 
liche Verbesserung  der  Rechtslage  wurde  dadurch  nicht  erzielt. 
Der  Hauptvortheil  war,  dass  die  strengen  Strafbestimmungen 
der  Bubble-Act  gefallen  waren.  Die  Uebertragbarkeit  der 
Antheile,  zu  der  es  nach  dem  common  law  der  Zustimmung 
aller  Theilhaber  bedurfte,  führte  die  Praxis  nun  wieder  ein 
durch  Aufnahme  einer  Bestimmung  in  die  Sozietätsakte,  wo- 
nach die  Antheile  mit  Zustimmung  der  Direktion  übertragen 
werden  konnten.  Im  übrigen  waren  solche  Gesellschaften 
gewöhnliche  Sozietäten  mit  unbeschränkter  Haftung  der  socii. 
Ein  Gesetz  des  Jahres  1844  (7  und  8  Vi  ct.  c.  110)  gewährte 
nach  verschiedenen  Versuchen  der  Zwischenzeit  ^)  Vereinen,  die 
aus   mehr   als   7  Mitgliedern  bestanden,    die  Möglichkeit,    sich 

')  Insbesondere  kommt  in  Betracht  das  Gesetz  von  1834,  welches 
eine  Art  Konzessionssystem  schuf,  indem  der  Krone  zugestanden  wurde, 
in  unfeierlicher  Form  des  Patentes  Gesellschaften  Prozessstandschaft  und 
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unter  Erfüllung  gewisser  Bedingungen,  insbesondere  Registri- 
rung  ihrer  Statuten,  als  Korporation  frei  zu  etabliren,  führte 
also  das  Normativsystem  ein,  versagte  aber  solchen  „Joint  Stock 
Companies"  die  beschränkte  Haftung  und  die  Ausstellung  von 
Inhaberantheilen,  so  dass  im  wesentlichen  nur  der  prozessuale 
Vortheil  des  einheitlichen  Auftretens  damit  erreicht  wurde. 
Elf  Jahre  später  ging  man  indessen,  die  Unhaltbarkeit  dieses 
Zustandes  bei  dem  hochentwickelten  Verkehr  einsehend,  daran, 
wahre  Aktiengesellschaften  zur  Anerkennung  zu  bringen.  Nach- 
dem ein  Gesetz  vom  14.  August  1855  (Limited  Liability  Act, 
18  und  19  Vict.  c.  133)  das  Verbot  der  beschränkten  Haftung 
beseitigt  hatte,  wenn  die  Antheile  mindestens  10  Pfund  betrügen, 
regelten  die  Joint  Stock  Companies  Acte  der  Jahre  1856  und 
1857  (Stat.  19  und  20  Vict.  c.  47,  20  und  21  Vict.  c.  17), 
welche  freilich  ganze  Klassen  von  Gesellschaften,  insbesondere 
Bank-  und  Versicherungsgesellschaften,  nicht  betrafen,  die  Bil- 
dung von  Joint  Stock  Companies  mit  beschränkter  Haftbarkeit 
(with  limited  liability),  nur  wurde  die  Inhaberaktie  bei  solchen 
nicht  zugelassen.  Ein  Gesetz  von  1858  gab  auch  den  Banken  das 
Recht,  für  ihre  Aktionäre  beschränkte  Haftbarkeit  anzunehmen. 
Nur  sollten  die  Aktionäre  für  die  Einlösung  der  Banknoten 
stets  unbeschränkt  haften,  ein  Grundsatz,  der  durch  ein  Gesetz 
von  1879  (siehe  unten)  noch  verschärft  wurde.  Eine  Verschmelzung 
des  Inhaltes  der  verschiedenen  Gesetze  brachte  die  „Companies 
Act"  vom  7.  August  1862  (25  und  26  Vict.  c.  89),  welche 
schliesslich  auch  die  Versicherungsgesellschaft  den  anderen 
Gesellschaften  gleichstellte.  Diese,  aus  9  Theilen  bestehende, 
sich  keineswegs  blos  auf  Handelsgesellschaften,  sondern  auf 
Vereine  überhaupt  (selbst  Wohlthätigkeitsvereine)  beziehende, 
sehr  umfangreiche  Gesetzgebung  —  nicht  weniger  als  212 
Sektionen,  davon  100  allein  für  die  Auflösung  zählend  — 
legte  das  Normativsystem  für  die  Erlangung  korporativer  Ge- 
staltung  zu  Grunde  und  unterschied  speziell  für  „Joint  Stock 


Abweichungen  von  der  Haftpflicht  zu  gewähren  (Verleihung  von  Quasi- 
Korporationsrechten).  Solche  Gesellschaften  mussten  sich  dann  registriren 
lassen.     Korporationen  wurden  sie  nicht. 


86  I.  Geschichte  des  Aktienrechts. 

Companies"  drei  Arten:  die  präsumtiv  Platz  greifende,  aber 
praktisch  wenig  vorkommende^)  „unlimited  Company  having 
a  capital  divided  into  shares'VO  bei  der  alle  Mitglieder  soli- 
darisch haften,  die  hauptsächlich  bei  Versicherungsgesellschaften^) 
vorkommende  „Company  limited  by  guarantee  and  having  a 
capital  divided  into  shares",  bei  welcher  im  Falle  der  In- 
suffizienz der  Gesellschaft  jedes  Mitglied  bis  za  einem  Maximum 
bürgschaffcsartige  Zuschussverpflichtung  ^hat,  und  endlich  die 
„Company  limited  by  shares",  die  der  französischen  Aktien- 
gesellschaft entsprechende  Form.  Die  beiden  letzteren  müssen 
ihrer  Firma  den  Zusatz  „limited"  geben.*)  Vorbehalten  blieb 
der  Krone  ^)  und  dem  Parlament  die  Inkorporirung  von  Kom- 
pagnien in  alter  Weise,  wovon  u.  A.  für  Kolonialkompagnien 


^)  Statistik  bei  Schuster  in  Holdheim's  Wochenschr.  I  122. 

2)  Im  Gegensatz  zu  der  Company,  that  has  not  a  capital  divided 
into  shares. 

«)  Buckley  (siehe  §  8)  p.  10. 

*)  Eine  besondere  Stellung  nehmen  einmal  die  Eisenbahngesell- 
schaften, sodann  die  wirthschaftlich  unseren  Gewerkschaften  entsprechenden 
mining  companies  ein,  die  seit  alter  Zeit  in  den  Grafschaften  Cornwall 
und  Devonshire,  aber  auch  in  anderen  Theilen  von  England,  Wales, 
Irland  und  den  Kolonien  bestehen.  Das  Bergwerk  wird  in  64  oder  128 
Antheile  zerlegt,  von  denen  die  Unternehmer  je  einen  oder  mehrere  über- 
nehmen. Die  veräusserlichen  Antheile  werden  in  das  vom  „Purser" 
geführte  „Cost  Book"  eingetragen.  Es  besteht  unbeschränkte  Haftung, 
doch  verjährt  die  Klage  nach  der  Stannaries  Act  von  1869  in  2  Jahren 
vom  Tage  der  Veräusserung  des  Antheils.  Ueber  das  Abandonnirungs- 
recht  Buckley  p.  464,  352,  353.  Die  mining  Company  steht  unter  be- 
sonderem Recht  (Stannaries  Act  von  1869,  1887)  und  Gericht  (Stannary 
Court).  Vergl.  Nierop  47 — 49,  Destrueis  44,45,  Kempin  im  Archiv 
für  Bürgerl.  Recht  VII,  339,  Companies  Act  1862  sect.  4.  Genaueres 
bei  Mac  Swinney,  Law  of  mines  1884,  p.  442 ff.  Für  Eisenbahngesell- 
schaften erging  1867  ein  besonderes  Gesetz. 

^)  Die  Krone  kann  wahre  Korporationsrechte  verleihen  nur  durch 
einen  feierlichen  Freibrief  (Charter).  In  minder  feierlicher  Form  durch 
ein  Patent  kann  sie  wenigstens  seit  dem  Gesetze  von  1834  gewisse  Rechts- 
vortheile,  vor  allem  die  Prozessstandschaft  ertheilen  und  auch  die  Haft- 
pflicht abweichend  vom  gemeinen  Recht  regeln  (Verleihung  von  Quasi- 
Korporationsrechten).  Doch  bleiben  die  patentirten  Gesellschaften  ein- 
fache Gesellschaften,  werden  nicht  Korporationen.  Das  Parlament  kann 
durch  Spezialbeschluss  ebenfalls  Korporationsrechte  ertheilen. 
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in  letzter  Zeit  wiederholt  Gebrauch  gemacht  ist.  An  dem  Ver- 
bot der  Inhaberaktie  wurde  festgehalten.  Indessen  fiel  auck 
dieses  durch  das  Gesetz  vom  20.  August  1867  (30  und  31 
Vict.  c.  131),  welches  dieliberirte  Aktie  auf  Inhaber  zu  stellen 
(share  Warrants  to  bearer)  gestattete. 

Die  „Companies  Act"  von  1862^)  ist  noch  jetzt  die 
Grundlage  des  englischen  Aktienrechts.  Sie  hat  aber  eine; 
Reihe  von  wichtigen  Ergänzungen,  bezw.  Abänderungen  durch 
Gesetze  aus  den  Jahren  1864,2)  1867,»)  1870,^)  1877,^)  1879,«) 

^)  Titel  der  Companies  Act  von  1862:  An  Act  for  the  incorporation, 
regulation,  and  winding  up  of  Trading  Companies  and  other  Associations. 

*)  Gesetz  von  1864:  The  Companies  Seals  Act  (An  Act  to  enable 
Joint  stock  companies  carrying  on  business  in  foreign  countries  to  have 
official  seals  to  be  used  in  such  countries). 

3)  Titel  der  Companies  Act  von  1867:  An  Act  to  amend  "The 
Companies  Act  1862."  Inhalt  der  letzteren:  Besteht  aus  41  Sektionen. 
Sie  gestattet,  den  Direktoren  unbeschränkte  Haftpflicht  aufzuerlegen, 
womit  die  bis  dahin  unbekannte  Aktienkommanditgesellschaft  eingeführt 
wird  (Sect.  4 — 8,  von  der  allerdings  ein  sehr  geringer  Gebrauch  ge- 
macht wird),  ordnet  die  bis  dahin  unzulässige  Reduktion  des  Grundkapitales 
(Sect.  9 — 20),  erlaubt  die  Aktien  in  kleinere  Beträge  zu  theilen  (Sect. 
21,  22),  gestattet  den  nicht  auf  Gewinn  ausgehenden  Aktiengesellschaften 
von  der  Aufnahme  des  Wortes  „limited"  in  dem  Namen  abzusehen  (Sect.  23), 
enthält  Bestimmungen  über  Einzahlungen  auf  Aktien  (Sect.  24,  25),  Ueber- 
tragung  der  Aktien  (Sect.  26),  Prospekte  (Sect.  38),  Generalversammlungen 
(Sect.  39),  Auflösung  (Sect.  40—46),  führt  Inhaberaktien  ein  (Sect.  27—36). 
Deutsche  Uebersetzung  in  Z.  f.  H.  R.  XIV  453  ff. 

*)  Gesetz  von  1870:  33  und  34  Vict.  c.  104.  The  Joint  Stock  Com- 
panies Arrangement  Act  (An  Act  to  facilitate  Compromises  and  Arrange- 
ments between  Creditors  and  Shareholders  of  Joint  Stock  and  other 
Companies  in  liquidation). 

B)  Gesetz  von  1877:  40  und  41  Vict.  c.  26,  The  Companies  Act  1877 
(An  Act  to  amend  the  Companies  Act  of  1862  and  1867)  erläutert  und 
ergänzt  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1867  über  Reduktion  des 
Grundkapitales. 

ö)  Gesetz  von  1879:  42  und  43  Vict.  c.  76,  The  Companies  Act  1879 
(An  Act  to  amend  the  Law  with  respect  to  the  Liability  of  Members 
of  Banking  and  other  Joint  Stock  Companies;  and  for  other  purposes) 
veranlasst  durch  den  Sturz  der  City  of  Glasgow  Bank,  welche  als  Joint 
Stock  Company  mit  unbegrenzter  Haftung  bestanden  hatte,  erleichtert 
die  Umwandlung  solcher  Gesellschaften  in  Aktiengesellschaften,  schafft 
für   alle  Gesellschaften   die  Möglichkeit   einer  reserve  liability,  wodurch 
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1880,1)  1883,2)  1890,8)  1891,^^)  1892,«^)  1893«),  erhalten. 
Eine  Reform  ist  im  Wege.') 

7.  Nicht  generell  gesetzUch  geregelt  ist  das  Aktienrecht, 
so   weit   es   sich   um   europäische   Staaten    handelt,    bisher  in 

der  Unterschied  zwischen  den  companies  limited  by  guarantee  und  den 
reinen  Aktiengesellschaften  ziemlich  beseitigt  ist,  verschärft  die  Haftung 
•der  Aktionäre  einer  Bank  für  die  ausgegebenen  Noten  und  trifft  Be- 
,stimmungen  über  Kontrole  der  Geschäfte  einer  Bank,  vergl.  Mittermaier 
inZ.  f.  H.R.  XXVI,  66  ff. 

1)  Gesetz  von  1880:  43  Vict.  c.  19,  The  companies  Act  1880  (An 
Act  to  amend  the  Companies  Acts  of  1862,  1867,  1877  and  1879)  ergänzt 
die  Bestimmungen  über  die  Reduktion  und  giebt  der  Registerbehörde 
vdas  Recht,  Gesellschaften,  welche  nicht  fungiren,  zu  streichen. 

^)  Gesetz  von  1883:  46  und  47  Vict.  c.  30,  The  Companies  (Colonial 
Registers)  Act,  1883  (An  Act  to  authorize  Companies  registered  under 
the  Companies  Act,  1862,  to  Keep  Local  Registers  of  their  Members  in 
British  Colonies). 

*)  Gesetze  von  1890:  1)  The  Companies  (Memorandum  of  Association) 
Act  1890,  53  und  54  Vict.  c.  62.  (An  Act  to  give  further  Powers  to 
Companies  with  respect  to  certain  Instruments  under  which  they  may  be 
constituted  or  regulated)  giebt  die  Möglichkeit,  den  Gegenstand  des 
Unternehmens  zu  ändern.  2)  The  Companies  (Winding-up)  Act  1890, 
53  und  54  Vict.  c.  63  (An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  the  winding 
up  of  Companies  in  England  and  Wales)  reformirt  das  Liquidations- 
verfahren. 3)  The  Directors  Liability  Act,  1890,  53  und  54  Vict.  c.  64 
(An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  the  Liability  of  Directors  and 
others  for  Statements  in  Prospectuses  and  other  Documents  soliciting 
applications  for  Shares  orDebentures)  betrifft  die  Haftung  von  Gründern  und 
Direktoren  für  Prospekte,  vergl.  Mittermaier  in  Z. f. H.R.  XXXIX,  545 ff. 

*)  Gesetz  von  1891:  An  Act  for  preserving  Purchasers  of  Stock 
from  losses  by  Forged  Transfers. 

^)  Gesetz  von  1892:  An  Act  to  remove  doubts  as  to  the  meaning 
of  the  Forged  Transfers  act  1891. 

*)  Gesetz  von  1893:  The  act  to  amend  section  ten  of  the  com- 
panies winding  up  act  1890.  — 

')  Der  Entwurf  zu  dem  neuen  Gesetz  führt  den  Titel:  „ABill,  intituled 
An  Act  to  amend  the  Companies  Acts"  und  besteht  aus  49  Paragraphen 
(clauses).  Er  enthält  zerstreute  Bestimmungen  über  den  Inkorporirungsakt, 
die  Bestellung  von  Vorständen,  die  Zutheilung  (allotment)  von  Aktien, 
und  die  Voraussetzungen  des  Geschäftsbeginnes,  Gründer-  und  Vorstands- 
verantwortlichkeit, Prospekte,  die  erste  Generalversammlung  (statutory 
meeting),  Pfandbücher,  Bilanzen  u.  a.  Vergl.  über  ihn  die  Bemerkungen 
von  Holdheim  in  seiner  Monatsschr.  V  152 — 155.  Manson  in  The  law 
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Norwegen,  wo  aber  ein  Entwurf  ausgearbeitet  ist,^)  in  Däne- 
mark^) und  in  Russland.  In  letzterem  Reiche  beruht  der 
Rechtszustand  auf  einem  Ukas  vom  6.  Dezember  1836,  der 
nur  ein  freilich  umfassendes  Reglement  über  Aktiengesell- 
schaften in  57  Artikeln  enthält.  Für  Eisenbahnaktiengesell- 
schaften erging  ein  Gesetz  vom  30.  Mai  1873.  Eine  Reform 
des  Aktienrechts  ist  im  Wege.  In  Finnland  wurde  ein  Gesetz 
vom  2.  Mai  1895  erlassen.^) 

8.  Von  aussereuropäischen  Gesetzgebungen  sind  vornehm- 
lich die  der  amerikanischen  Staaten  hervorzuheben.  Die  mittel- 
und  südamerikanischen  Staaten  besitzen  zum  grossen  Theil 
umfangreiche  Gesetzbücher,  die  auch  die  Aktiengesellschaft 
eingehend  regeln.  Hervorzuheben  sind  das  Chilenische  vom 
23.  November  1865,*)  neu  redigirt  am  20.  September  1889, '^) 
auf  dem  das  der  Republik  Salvador  vom  1.  Mai  1882,*) 
das  der  Republik  Guatemala')  von  1877  und  das  der  Republik 
Honduras   vom   27.   August  1880®)    beruhen;    das    der  Ver- 


quaterly  review  XI  (1895)  p.  346 — 356.  Die  prinzipiellen  Grundlagen  der 
Comp.  Act  1862  sind  beibehalten,  aber  der  Grründungshergang,  die  Ver- 
haftung der  Organe,  die  ßilanzirung  strengeren  Vorschriften,  die  zum 
Theil   vom  Festland  beeinflusst   sind,   unterworfen  worden. 

Besondere  Gesetze  ergingen  in  den  Jahren  1870,  1871,  1872  für  die 
LebensversicherungsgeseUschaften. 

^)  Udkast  til  Lov  om  Aktieselskaber  med  Motiver  1894,  vergl. 
meine  Besprechung  in  Holdheims  Monatsschr.  IV  161,  auch  Kiesen- 
feld  101-129. 

2)  In  Norwegen  und  in  Dänemark  ist  die  freie  Bildung  von  Aktien- 
gesellschaften alten  Datums.  Siehe  Betaenkning  angaaende  Udarbeidelse 
af  Lov  om  Aktieselskaber  1883  p.  8.  Torp,  Den  Danske  Obligationsrets 
specielle  Deel  II  p.  238.  Einige  Bestimmungen  betr.  Aktiengesellschaften 
enthält  das  Gesetz  über  Handelsregister  vom  1.  März  1889  (bezw.  17.  Mai 
1890),  das  inhaltlich  mit  dem  von  Pappenheim  in  Z.  f.  H.  R.  XXXVI 
189  ff.  übersetzten  schwedischen  fast  gleichlautet. 

^)  Jahrb.  der  Internat.  Vereinigung  für  vergl.  Rechtsw.  II  S.  508. 

*)  Bei  Borchardt  I  659ff.,  insbesondere  710ff. 

^)  Vergl.  Riesenfeld  S.  21.  Französ.  Uebersetzung  von  Prud- 
homme  1892  (Collection  de  Codes  etrang^res  V). 

ö)  Bei  Borchardt  IV  461ff.,  insbesondere  499ff. 

')  Bei  Borchardt  H  700ff. 

8)  Bei  Borchardt  UI  Iff. 
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einigten  Staaten  von  Venezuela/)  das  Argentinische  vom 
5.  Oktober  1889 -)  und  das  neue  Mexikanische  vom  15.  Sep- 
tember 1889.^)  Besondere  Aktiengesetze  ergingen  in  Brasilien, 
das  letzte  am  4.  Juli  1891.*)  Was  Nordamerika  betrifft,  so 
sind  in  den  Vereinigten  Staaten  bei  dem  Mangel  einer  Kodi- 
fikation die  Grundsätze  des  common  law  zur  Anwendung  zu 
bringen,  soweit  nicht  in  den  einzelnen  Unionsstaaten  besondere 
Statuten  existiren.*)  Diese  letzteren  sind  allerdings  ausser- 
ordentlich zahlreich.")  DerEinfluss  des  englischen  Rechts  ist 
klar  wahrnehmbar.  Für  British  Canada  und  für  Quebec 
ergingen  Gesetze.') 

Von  den  ostasiatischen  Reichen  hat  Japan  1890  ein 
Handelsgesetzbuch  erhalten,  welches  auf  einem  von  R Osler 
ausgearbeiteten  Entwurf  beruht,  der  sich  in  erster  Linie  an 
deutsches,  in  zweiter  an  englisches,  französisches  und  spanisches 
Recht  anlehnt.^) 

9.  Die  Bedeutung  der  Aktiengesellschaften  für  den  inter- 
nationalen Verkehr,  insbesondere  der  Umstand,  dass  die  Aktien 
negotiabel  sind  und  dass  Zweigniederlassungen  von  Aktien- 
gesellschaften im  Austande  errichtet  werden,  hat,  wie  auf 
anderen  Gebieten  des  modernen  Verkehrsrechts,  so  auch  hier 
den  Wunsch   nach   übereinstimmender  Regelung   des   Aktien- 


1)  Bei  Borchardt  Y  2,  S.  296ff. 

®)  Bei  Borchardt,  Nachtrag  II.  Französ.  Uebersetzung  von  Prud- 
homme  1893  (Collection  VI).     Es  führt  auf  das  portugies.  Gesetz  zurück. 

*)  Vergl.  Riesenfeld  S.  21.  Französ.  Uebersetzung  von  Prud- 
homme  1894  (Collection  X). 

*)  Jahrb.  der  Internat.  Vereinigung  11 183, 184.  Es  geht  im  wesent- 
lichen zurück  auf  das  Gesetz  vom  17.  Januar  1890,  das  letztere  ist  über- 
setzt in  der  belgischen  Revue  pratique  des  societes  IV  338 — 348. 

'*)  Vergl.  zum  Ganzen  Kemp in,  Die  Rechtsquellen  der  Gliedstaaten 
und  Territorien  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  1892. 

*)  Zusammenstellung  der  Statuten  von  50  Unionsstaaten,  bezw. 
Territorien  bei  C  o  o  k  §  935 — 993.  Von  Wichtigkeit  auch  das  Werk  von 
Stimson  (siehe  unten  §  8). 

')  Revue  des  societes  IV  415. 

®)  Inhaltswiedergabe  von  Lönholm  (siehe  unten  §8). 
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reclits  hervorgerufen,  ohne  dass  bisher  praktische  Erfolge  ge- 
zeitigt wurden.  Bei  Gelegenheit  der  französischen  Ausstellung 
des  Jahres  1889  wurde  ein  unvollkommen  beschickter  Kongress 
abgehalten,  welcher  über  eine  Eeihe  von  Fragen  Beschluss 
fasste.  Ein  stenographischer  Bericht  erschien  im  Jahre  1890  ^) 
zu  Paris.  Weiter  hat  sich  das  Institut  international  in  seiner 
Sitzung  zu  Hamburg  (1891)  mit  der  Regelung  der  Statuten- 
kollisionen auf  aktienrechtlichem  Gebiete  befasst. 


IL  Abschnitt. 

§  8. 

Die  Litteratur  des  Aktienrechts. 

Es  kann  sich  an  dieser  Stelle  nur  um  die  Aufzählung 
der  das  ganze  Aktienrecht  eines  Landes  umfassenden,  be- 
deutenderen litterarischen  Erscheinungen  handeln,  während  die 
Speziallitteratur  für  die  betreffenden  Abschnitte  des  Systems 
aufzusparen  ist.^) 

A.  Deutschland  und  das   cisleithanische  Oesterreich: 
Meno    Pohls,    Das  Recht   der  Actiengesellschaften    mit 
besonderer  Rücksicht  auf  Eisenbahngesellschaften,  Hamburg 
1842,  die  erste  zusammenfassende  systematische  Darstellung 
eines  deutschen  Autors. 
W,  Auerbach,   Das   Actienwesen.     Prankfurt  a.  M.  1873. 
A.  Renaud,   Das  Recht  der  Aktiengesellschaften,    1.  Aufl. 
Leipzig  1863,    2.  Aufl.  Leipzig  1875   (bisher  die  bedeut- 
samste systematische  Bearbeitung  des  Aktienrechts  durch 
einen  deutschen   Schriftsteller),    zur  1.  Aufl.    Kuntze   in 


^)  Congrfes  international  des  societes  par  actions.     Paris  1890. 

2)  Eine  fleissige  Zusammenstellung  der  speziell  deutschen  Litteratur 
des  Aktienrechts  vom  Standpunkte  der  Gegenwart  findet  sich  bei  Weyl, 
Handbuch  des  deutschen  Aktiengesellschaftsrechts  für  die  Praxis  bearbeitet 
1896  S.  l-  49.  Zusammenstellungen  der  älteren  sowohl  deutschen  als 
ausländischen  Litteratur  bei  Renaud  S.  55 — 68,  Primker  8.  520-523. 
Vergl.  ferner  V.  Ring  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  I 
101,  106,  107,  Goldschmidt  in  seinem  System  des  Handelsrechts. 
4.  Aufl.  1892. 
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Krit.  Vierteljahrsschr.  VI.  Renaud,  Das  Recht  der 
Commanditgesellschaften  1881  S.  635  flf. 
Primker,  Die  Aktiengesellschaft  in  Endemanns  Handbuch 
des  deutschen  Handels-,  See-  und  Wechselrechts  I,  Leipzig 
1881,  S.  471  bis  685.  Uebersetzt  ins  Italienische  in  Manuale 
di  diritto  commerciale  .  .  .  pubblicato  dal  Dott.  G. 
Endemann  von  Betocchi  Napoli  seit  1892  p.  514  flf., 
(Die  Uebersetzung  bringt  alle  Fehler  das  Originals  ge- 
treulich wieder  und  leidet  an  zahllosen  Druckfehlern). 
J.  Fr.  B  ehrend,    Lehrbuch    des  Handelsrechts  I,  2  1896 

S.  695—958. 
O.   Gierke,    Die  Genossenschaftstheorie    und   die  deutsche 
Rechtsprechung  1887    (behandelt  im  Rahmen  des  ganzen 
Genossenschaftsrechts  insbesondere  auch  das  Aktienrecht). 
Mehr  oder  minder  umfassende  Darstellungen  des  Aktien- 
rechts enthalten  die  Lehrbücher  des  Handelsrechts  von  Thoel 
6.  Aufl.  1879   (jetzt  überwiegend  veraltet),    Oosack,    3.  Aufl. 
1895,    S.  617—712,    Gareis,    5.   Aufl.    1896    S.   202—289, 
Endemann,   4.  Aufl.  1887  S.  191—262,    für  Oesterreich   das 
Lehrbuch  von  Cansteins  I  1895  sowie  Pollitzer,  Das  öster- 
reichische Handelsrecht  §  67—77;  femer  die  Lehrbücher  und 
Handbücher  des  deutschen  Privatrechts  von  B eseler,  4.  Aufl. 
1885,  S.  1050—1065,  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  I,  §62ff. 
(allgemeine  Gesichtspunkte),  Stobbe,  Handbuch  des  deutschen 
Privatrechts,    3.  Aufl.  I  §  58,    die  Lehrbücher    der  Pandekten 
von    Bekker,    Bd.  I    und    Regel sberger,     das    Lehrbuch 
des    preussischen    Privatrechts    von    Dernburg   5.  Aufl.   II, 
§  225—230. 

Eine  kurze  und  übersichtliche  Darstellung  für  Ausländer 
liefert  Felix  Bing,  La  societe  anonyme  en  droit  allemand. 
IJtude  systematique  d'apres  la  loi  du  18  Juillet  1884.  Berlin 
1892.  —  Vorschläge  de  lege  ferenda,  die  zum  Theil  Beachtung 
fanden,  gab  Loewenfeld,  Das  Recht  der  Aktiengesellschaften. 
Kritik  und  Reformvorschläge.     Berlin  1879. 

Die  kommentirende  Litteratur  ist  sehr  reich.  Ausser  den 
Kommentaren  zum  Handelsgesetzbuch  von  F.  von  Hahn 
(3.   Aufl.    1877),    Gareis-Fuchsberger    (1891),     Puchelt- 
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Förtsch  (4.  Aufl.  1893),  Willenbücher  (1891),  Makower, 
(11.  Aufl.  1893),  Staub,  (3.  und  4.  Aufl.  1895/96,  5.  Aufl.  im 
Erscheinen),  für  Oesterreich  Blaschke-Pitreich  1896,  sind 
spezielle  Kommentare  zur  zweiten  Aktiennovelle  erschienen.  Be- 
deutendste Erscheinung  V.  Ring,  2.  Aufl.  1893,  ausserdem  von 
O.  von  Völderndorff  1884/85,  Petersen  und  von  Pechmann 
1890,  Kayser,  2.  Aufl.  1891,  Hergenhahn  (1891),  Keyssner 
und  Simon  (4.  Aufl.  1895),  Esser  II,  5.  Aufl.  1891, 
L.  Weyl  (unter  dem  Titel:  Handbuch  des  Aktiengesellschafts- 
rechts für  die  Praxis  bearbeitet  1896,  bisher  unvollendet). 

Von  Zeitschriften  kommen,  ausser  den  allgemeinen  Zeit- 
schriften, vornehmlich  der  Zeitschrift  für  das  gesammte  Handels- 
recht, dem  Archiv  für  Theorie  und  Praxis  des  allgemeinen 
deutschen  Handels-  und  Wechselrechts,  dem  Archiv  für  bürger- 
liches Recht,  den  Jahrbüchern  für  die  Dogmatik  des  heutigen 
römischen  und  deutschen  Privatrechts,  der  Zeitschrift  für  das 
Privat-  und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart,  (Gruchots)  Bei- 
trägen zur  Erläuterung  des  preussischen  Rechts,  jetzt  von  R  a  s  s  o  w 
und  Küntzel  herausgegebeo,  für  das  Aktienrecht  speziell  in 
Frage,  die  seit  1892  zunächst  als  Wochenschrift,  dann  als 
Monatsschrift  für  Aktienrecht  und  Bankwesen,  Steuer-  und 
Stempelfragen  herausgegebene  Zeitschrift  von  P.  Holdheim, 
seit  1897  als  Monatsschrift  für  Handelsrecht,  während  die 
Zeitschrift  für  das  gesammte  Aktienwesen,  herausgegeben  von 
J.  Bauer  überwiegend  praktischen  Zwecken  dient.  Für  die 
Technik  des  Aktienwesens  werthvolle  Auseinandersetzungen  bei 
Siegfried-Sandheim,  Die  Börse  und  die  Börsengeschäfte 
7.  Aufl.     1897    (Saling's  Börsenpapiere,  erster  Theil). 

B.  Ungarn:  Von  Bausenwein  erschien  eine  kurze,  das 
österreichische  und  ungarische  Recht  vergleichende  Dar- 
stellung 1894;  Kommentar  zum  ungarischen  Handelsges€rt3:- 
buch  von  J.  von  Schnierer  1877;  Nagy,  A  magyar 
Kereskedelmi  jog  Kezikönyve  3.  Aufl.  1895  (über  dieses 
der  Sprache  wegen  mir  unzugängliche  Werk  Reiner  in 
Z.  f.  H.  R.  XL  VI  319  ff.). 

C.  Schweiz:  Die  Bearbeitungen  des  Obligationenrechts  von 
Haberstich  (Handb.  II  1885  S.  432—635),  Schneider 
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undFick  (1893,  2.  Ausg.  im  Erscheinen),  Hafner  (1'883), 
Bucher  (1893).  Jacottet  (Manuel  du  droit  föderal  des 
obligations  1884  p.  346fF.).  Welti,  Die  Organisation  der 
Aktiengesellschaft  nach  dem  Bundesgesetz  1890;  Faas, 
Systematische  Darstellung  des  schweizerischen  Aktienrechts 
1895. 

D.  Belgien:  Namur,  Le  code  de  commerce  beige  2  ed.  1884 
Nr.  939  iF.,  dazu  Supplement  1887;  Guillery,  Des  societes 
commerciales  en  Belgique,  commentaire  de  la  loi  du 
18  mai  1873.  2  ed.  1883;  derselbe,  Des  societes  com- 
merciales en  Belgique.  Commentaire  de  la  loi  du  22  mai 
1886,  1893.  Waelbroeck,  Commentaire  legislatif  et 
doctrinal  de  la  loi  beige  sur  les  societes  du  18  mai  1873, 
1874,  Nyssens  et  Corbiau,  Traite  des  societes  com- 
merciales I  1895;  Biot,  Traite  theorique  et  pratique  de 
droit  commercial  3  ed.  1881  tome  I.  Seit  1889  erscheint 
eine  Revue  pratique  des  societes  civiles  et  commerciales, 
herausgegeben  von  Smets,  Buisseret,  Andre,  seit 
Bd.  III  von  Nyssens  u.  a. 

E.  Frankreich.  Ausser  den  für  die  Entstehungsgeschichte 
des  Code  de  commerce  wichtigen  Werken  von  Locre, 
Esprit  du  code  de  commerce  (Paris  1807—1813  2  ed.  1829) 
tom.  I  und  Vincens,  Exposition  raisonnee  de  la  legis- 
lation  commerciale  Paris  1821/1834  sind  für  die  Grundfragen 
noch  immer  von  Werth  die  allgemeinen  Werke  von 
Troplong,  Commentaire  sur  le  contrat  des  societes  civiles 
et  commerciales  Paris  1843  und  Pardessus,  Cours  de 
droit   commercial  6  ed.  Paris  1856/57. 

Von  Neueren:  Boistel,  Cours  de  droit  commercial  3  ed. 
1884 — 87,  Bravard-Veyriöres,  Traite  de  droit  commercial 
(public  par  Demangeat  2  ed.  1887  ff.).  Das  wichtigste  all- 
gemeine Werk  über  das  französische  Handelsrecht  der  Gegen- 
wart ist  Lyon-Caen  et  Renault,  Traite  de  droit  commercial 
2  ed.  1889  ff.,  dessen  zweiter  Theil  (1892),  auch  selbständig 
erschienen,  von  den  Handelsgesellschaften  handelt,  dazu  ein 
„Appendice",    der   die   Novelle   vom   1.  August   1893   betrifft 
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(1894).    Ein  Manuel  de  droit  commercial  von  denselben  Ver- 
fassern erschien  in  3.  Aufl.  1894. 

Speziell  mit  dem  Rechte  der  Gesellschaften,  beziehungs- 
weise der  Handelsgesellschaften  befassen  sich,  von  älteren 
Werken  abgesehen,  die  systematischen  Darstellungen  von 
Rousseau,  Des  societes  commerciales  fran^aises  et  etrangeres 
Paris  1878,  Pont,  Commentaire-traite  des  societes  civiles  et 
commerciales  1880.  Deloison,  Traite  des  societes  commerciales 
2  vol.  1882,  Vavasseur,  Traite  des  societes  civiles  et  com- 
merciales 5  ed.  1896,  Houpin,  Traite  general  theorique  et 
pratique  des  societes  civiles  et  commerciales  2  Bde.  1895. 
Die  Aktiengesellschaften  allein  betreffen  die  Bücher  von 
A.  de  Courcy,  Les  societes  anonymes.  Examen  de  la  loi 
du  24  juillet  1867  und  Michet,  Code  annote  des  societes 
commerciales  anonymes  1884,  Goirand,  Traite  des  societes 
par  actions  I  1897. 

Sodann  die  Kommentare  des  Gesetzes  von  1867  vonTripier 
2  ed.  1879,  Riviere  1868,  Matthieu  et  Bourguignat  1868, 
Bedarride  1871.  Die  Novelle  von  1893  kommentirten 
Vavasseur  1893,  Rousseau  1893,  Genevois  1894,  Perrin 
1894,  Bouvier-Bangillon  u.  a.  Vergleiche  auch  Oving, 
Jets  over  Vennootschappen  van  Koophandel  in  Frankrijk. 
Amsterdam  1895. 

Wichtige  Zusammenstellungen  der  Judikatur  und  Litteratur, 
nicht  blos  Frankreichs,   in  den  von  Thaller  herausgegebenen 
Annales  de  droit  commercial  frangais,  etranger  et  international 
(seit  1887);  von  Bedeutung  femer  die  von  Vavasseur  heraus- 
gegebene   Revue   des    societes    (seit   1883)    und   das  Journal 
des  societes  civiles  et  commerciales  (seit  1880). 
F.  Niederlande:    de    Wal,     Het    Nederlandsche    Handels- 
regt  I  1869  S.  103  ff.;  Kist,  Beginselen  van  Handelsregt 
volgens    de   Nederlandsche  Wet   3  Th.    1875    S.  301  ff., 
328  ff.;    Diephuis,    Handboek    voor    het    Nederlandsch 
Handelsregt  2  ed.  I  1874  S.  92  ff.;  Asser,  Schets  van  het 
Nederlandsche  Handelsregt  4.  Aufl.  1885  p.  37  ff.     Kom- 
mentare:  J.  A.  Levy,   Het  algemeene  duitsche  Handels- 
wetboek  vergeleken  met  het  Nederlandsch  Wetboek  v.  K. 
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1869;  Leon  (-Levy),  De  Regtspraak  van  den  Hoogen 
Raad,  Deel  II;  Crem  er,  Anteekeningen  op  de  Neder- 
landsche  Wetboeken.  2.  Deel  1873  mit  Fortsetzungen  (1877, 
1879,  1883,  1887,  1893,  1896).  Von  Zeitschriften  sind 
ausser  den  allgemeinen  (Rechtsgeleerd  Magazijn  und  Themis) 
zu  nennen  Magazijn  van  Handelsrecht  seit  1859. 
Nur  eine  Kritik  des  deutschen  Aktienrechts  enthält  Levy, 
Aktienrecht  1884. 

G.  Italien:  Vidari,  Corso  di  diritto  commerciale  4  ed.  1893  ff. 
Bd.  I,   II.     Derselbe:    Le   societä   e  le  associazioni  com- 
merciali  1889. 
Vivante,   Trattato  teorico  pratico   di    diritto    commerciale 

I,  II,  1893/94,  insbesondere  §  35. 
Marghieri,   II  diritto   commerciale   italiano    esposto   siste- 

maticamente  2  ed.  1886  ff.,  insbesondere  Bd.  II,  1887. 
Pateri,   La  societä  anonima  1890    (wesentlich   praktischen 

Zwecken  dienend). 
Bing,  La  societe  anonyme  en  droit  Italien  1887. 
Calamandrei,  Delle  societä  e  delle  associazioni  commerciali 
1883. 

Kurze  Lehrbücher  von  Marghieri,    Manuale   del   diritto 
commerciale  italiano  1894,  Vivante,  Istituzioni  di  diritto  com- 
merciale 1894.    Supino,  Diritto  commerciale  5  ed.  1896. 
Kommentar  zum  Cod.  di  comm.  vonBolaffio,  Marghieri 
Supino  u.  a.  seit  1883;   Ottolenghi,  II  codice  di  com- 
mercio  del  Regno  d'Italia.    Vol.  II  1883. 
Marghieri,  I  motivi  del  Codice  di  commercio  Italiano  etc. 

1885  ff. 
Zeitschriften :    Rassegna   di    diritto    commerciale    eingestellt 
1890;  H  diritto  commerciale,  herausgeg.  von  Supino  und 
Serafini  seit  1883;  Annuario  critico  della  giurisprudenza 
commerciale,  herausgeg.  von  Vidari-Bolaffio  seit  1884. 
H.  Spanien:    Estasen,    Instituciones   de   derecho    mercantil 
tom.  III    1892  p.  1—99.      Carreras  y  Gonzalez,   Ele- 
mentes del  derecho  mercantil  de  Espana  5  ed.  1893  p.  247  ff. 
Kommentare:    Gallostra  y   Frau,    Codigo   de   commercio 
espanol  I  1887.    Vicente  Romero  y  Girön,  El  nuevo 
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cödigo  de  comercio  2  ed.  1886.     Jose  Reus  y  Garcia, 

Oödigo  de  Comercio  de  1885.    2  voll.  1886. 

J.  Skandinavische    Länder:    Hagstroemer,    Om  Aktie- 

bolag  enligt  Svensk  rätt  1872  (veraltet),   sowie  die  Motive 

zum  schwedischen  Gesellschaftsrechtsentwurf  von  1890. 

Hallager-Aubert,  Den  norske  Obligationsret  II  p.  223ff.; 

Motive  zum  Entw.  des  norweg.  Aktiengesetzes  (siehe  oben 

§  7  S.  88,  89). 

Aagesen  in  Ugeskrift  for  Retsvaesen  1877  Nr.  1 — 7. 

Torp,  Om  Interessentskab.  Kopenhagen  1893  §  27 — 33. 

K.  Russland:  Leuthold,  Russ.  Rechtskunde  1889  S.  157fF., 

189  (dürftig). 

Lehr,  Elements  de  droit  civil  russe  II  1890  p.  307,  317  ff. 

L.  Grossbritannien:   Lindley,    A   treatise   on  the  law  of 

companies   5  ed.   1891;   Pulbrook,    The   companies   acts 

1862—83,  11  ed.  1889;   Hurrel  und  Hyde,   The  law    of 

Joint     stock     companies    (Practical    guide)    3    ed.     1890; 

Chadwyck-Healey,   The   law    and    practice   relating   to 

Joint  stock  Companies  3  ed.  1894;   Thring,   The  law  and 

practice    of   Joint    stock    and    other  companies    5   ed.   by 

Rendel  1889;   Manson,   The  law   of  trading   and  other 

companies  2  ed.    1893;   Buckley,   The   law   and   practice 

under   the    Companies    Acts    1862   to  1890.    6  ed.  1891; 

Shelford,  The  law  of  Joint  Stock  companies  2  ed.  1870; 

T.  E.  Smith,  A  summary  of  the  law  of   Companies  6  ed. 

1897.     Für  Schottland    speziell:    Cameron,    Summary   of 

the  Law  of  Joint  stock  companies  2  ed.  1892;  Clark,  On 

Partnership  and  Joint-Stock  Companies  in  Scotland  1866. 

Kurze,    praktischen    Zwecken    dienende    Darstellungen   von 

Bailey,  Les  societes  anglaises  limited  1885,  Destruels, 

Trait6    pratique   de    legislation   anglaise   sur  les   societes 

anonymes  „limited"  1886.    Vergleiche  ferner  v.  Nierop, 

De  vennootschap  met  beperkte  aansprakelijkheid  volgens 

het   engelsche   recht   1866;    Späing,   Französisches   und 

englisches  Handelsrecht  im  Anschlüsse   an  das  Deutsche 

Handelsgesetzbuch    1888;     Schuster,     Die    bürgerliche 

Rechtspflege  in  England  1887. 

Lehmann,  Recht  der  AktiengeseUschaften.  7 
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M.  Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika:  Merrill,  The 

American    and    English  Encyclopaedia    of  Law  Vol.  XI 

(1890)  art:    „Joint  Stock  Oompanies"    (von  Weimer  and 

Nichols),  Vol.  IV  art.  „Corporations"  (von  Verschiedenen), 

Vol.  XXIII    (1893)    art.    „Stock",    „Stockholders"    (von 

Lobingier),  Vol.  V  (1888)  art.  „Dividends"  (von  Eockel), 

Vol.  XXIV  art.  „Subscriptions". 

Taylor,  Law  of  private  corporations  3  ed.  1894,  Morawetz, 

Law   of  private  corporations  2  ed.  1886,  Spelling,  Law 

of   private    corporations   1892,    Beach,    Company  Law, 

Commentaries  on  the   law  of  private   corporations  1891; 

Waterman,    Law  of   corporations  other  than  municipal 

1888;  Angell  and  Arnes,  Treatise  on  the  law  of  private 

corporations  10  ed.  1875;   Thompson,   Commentaries  on 

the  law    of  private   corporations  6  Bde.  1895 — 96;   Vor 

Allem    Cook,    A  Treatise    on   Stock    and   Stockholders 

3  ed.  1894.    Vergleiche  auch  Stimson,  American  Statute 

Law  Vol.  n   1892   (enthält   eine  Zusammenstellung   der 

einzelnen  statutarischen  Bestimmungen  über  Korporationen). 

N.  Südamerika:    Segovia,   Explicacion  y  critica  del  nuovo 

Cödigo  de  Comercio  de  la  Republica  Argentina  1892. 
0.  Japan;  Lönholm,  Das  japanische  Handelsrecht  in:  Mit- 
theilungen der  deutschen  Gesellschaft  für  Natur-  und  Völker- 
kunde Ostasiens,  Heft  55  S.  223  ff. 
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§9. 
Im  Allgemeinen. 

Der  Charakter  der  das  Aktienrecht  beherrschenden  Quellen 
hat  im  Laufe  der  Zeiten  gewechselt.  Während  bis  zum  Be- 
ginn dieses  Jahrhunderts  meist  in  besonderen  Privilegien  das 
Spezialrecht  der  Aktiengesellschaft  niedergelegt  war,  ist  seit 
der  Aufnahme  der  Aktiengesellschaft  in  den  Code  de  commerce 
die  Regelung   des   Institutes   Gegenstand  zahlreicher   Gesetz- 
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gebungen  geworden.^)  Immerhin  sind  noch  Länder  zu  ver- 
zeichnen, in  denen  weder  eine  Kodifikation  noch  überhaupt 
eine  gesetzliche  Ordnung  des  Aktienrechts  stattgefunden,  viel- 
mehr im  Leben  die  neue  Gesellschaftsform  sich  gewohnheits- 
rechtlich Geltung  errungen  hat.^)  So  ist  neben  einem  gesetz- 
lichen Aktienrecht  noch  heute  ein  gewohnheitsrechtliches  vor- 
handen. Da  andererseits  das  gesetzliche  Aktienrecht  nach 
Umfang  und  Inhalt  ein  sehr  verschiedenes  ist,  so  erwächst  die 
Aufgabe,  Bedeutung  und  Rangordnung  der  einzelnen  Rechts- 
quellen näher  zu  würdigen. 

1.  Den  ersten  Platz  in  der  Rangordnung  haben  die  ge- 
setzlichen Aktienrechtsnormen  zu  beanspruchen.  Ihr  Aus- 
sehen kann  ein  verschiedenartiges  sein.  Es  kann  sich  um  ein 
einzelnes  Gesetz  handeln,  welches  nur  das  Aktienrecht,  dieses 
aber  erschöpfend  regeln  will,^)  es  kann  ein  Gesetz  in  Frage 
kommen,  das  alle  Handelsgesellschaften*)  oder  gar  alle  Ver- 
einigungen^) betriflft.  Die  Aktiengesellschaft  kann  ferner  im 
Rahmen  eines  ganzen  Handelsgesetzbuches®)  oder  einer  civil- 
rechtlichen  Kodifikation')  ihre  Normirung  erhalten  haben. 
Möglicherweise  betrifft  das  Gesetz  umgekehrt  nur  gewisse  Arten 
von  Aktiengesellschaften  *)  oder  nur  einzelne  Punkte  des  Aktien- 
rechts*) oder  gar  nur  eine  einzelne  AktiengeseEschaft.^®)  Je 
nach  dem  Umfange  der  Regelung  und  der  Stellung,  die  die 
Aktienrechtsnorm  im  ganzen  Rechtssystem  einnimmt,  wird  sich 
das  Verhältniss  der  Aktiengesellschaft  zu  anderen  GeseEschaften 
verschieden  gestalten.     Im  Einzelnen  gilt: 

a)  Die  Aktienrechtsnorm   kann   absoluten  und   dispo- 


^)  Vergl.  oben  §§  6,  7. 
*)  Z.  B.  Dänemark,  Norwegen.     Oben  §  7. 
«)  Z.  B.  das  schwed.  Gesetz  vom  28.  Juni  1896. 
*)  Z.  B.  das  belgische  Gesetz  vom  18.  Mai  1873. 
*)  So  die  Engl.  Comp.  Act.  von  1862. 
®)  So  vielfach,  insbes.  in  Deutschland. 
')  So  in  der  Schweiz. 

®)  Z.  B.   nur   die  Eisenbahngesellschaften,   so    häufig   in    den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika. 

^  Z.  B.  nur  die  Form  der  Entstehung. 
^^)  Z.  B.  eine  grosse  Bank. 

7* 
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sitiven  Inhaltes  sein.  Die  Mehrzahl  der  Aktienrechtsnormen 
trägt  heutzutage  einen  absoluten  Charakter,  da  der  mit  der 
Aktiengesellschaft  getriebene  Missbrauch  die  Gesetzgebung  zu 
strengen,  die  Privatautonomie  einengenden  Vorschriften  ge- 
zwungen hat.  Soweit  die  Aktienrechtsnorm  dispositiv  ist,  ist 
sie  durch  statutarische  Festsetzung  abänderlich,  sofern  diese 
nicht  gegen  den  WesensbegrifF  der  Aktiengesellschaft  und 
zwingende  Vorschriften  des  objektiven  Rechts  verstösst. 

b)  Aus  der  aktienrechtlichen  Norm  ist  zu  entnehmen,  ob 
sie  alleinige  Quelle  des  gesammten  Aktienrechts  sein  will  oder 
ob  sie  nur  gewisse  Arten  von  Aktiengesellschaften,  z.  B.  nur 
solche,  welche  Handelszwecke,  oder  nur  solche,  welche  Handels- 
zwecke bestimmter  Art  (z.  B.  Betrieb  von  Bankgeschäften) 
verfolgen,  regeln,  die  Regelung  anderer  Arten  dagegen  dem 
allgemeinen  Handels-  oder  bürgerlichen  Recht  überlassen  will. 
Ersterenfalls  ist  Begriff  und  rechtliche  Gestaltung  der  Aktien- 
gesellschaft lediglich  nach  Maassgabe  jener  Norm  zu  be- 
urtheilen,  es  giebt  nur  eine  Rechtsform  der  Aktiengesellschaft, 
über  welche  das  Aktiengesetz  volle  und  alleinige  Entscheidung 
hat.^)  Eine  den  Voraussetzungen  jener  Norm  nicht  ent- 
sprechende Aktiengesellschaft  lässt  sich  als  Aktiengesellschaft 
demnach  unter  keinem  anderen  Gesichtspunkt  aufrechterhalten. 
Letzterenfalls  kann  es  Aktiengesellschaften  anderer  Art  neben 
den  durch  das  Aktiengesetz  geordneten  geben  und  das  sie 
beherrschende  Recht  ist  möglicherweise  das  bürgerliche  Recht. ^) 

c)  Enthält  die  Aktienrechtsnorm  keinen  direkten  Aus- 
spruch, so  ist  aus  Natur  und  Art  derselben  zu  entnehmen,  ob 


^)  So  prinzipiell  (wenn  auch  nicht  ausnahmslos)  in  Deutschland. 
Vergl.  Renaud  S.  93,  94  und  die  dort  citirten,  Primker  S.  524,  Ring, 
Kommentar  149. 

2)  So  in  Frankreich  bis  in  die  neueste  Zeit:  societes  civiles  mit 
forme  commerciale,  z.  B.  die  societes  de  mine,  deren  Kapital  in  Aktien 
getheiltist.  Lyon-Caen  et  Renault  11,  Nr.  1077b;  Vavasseur  in  Revue 
des  societes  I,  393,  470,  567,  632.  Für  die  Schweiz  bestimmt  act.  613 
des  Obligationenrechts,  dass  auf  Aktiengesellschaften,  welche  durch  be- 
sondere kantonale  Gresetze  gegründet,  unter  Mitwirkung  öffentlicher 
Behörden  verwaltet  und  vom  Staate  garantirt  werden,  die  Bestimmungen 
des  Obligationenrechts  nicht  zur  Anwendung  gelangen. 
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die  Entscheidung  der  Frage  aus  ihr  selbst  oder  aus  den  all- 
gemeinen Bestimmungen  des  Handels-  oder  bürgerlichen  Rechts 
zu  schöpfen  ist.  Will  das  Aktiengesetz  die  ganze  Materie 
des  Aktienrechts  beherrschen,  so  ist  nur  insoweit  auf  all- 
gemeine handeis-  und  civilrechtliche  Bestimmungen  zurück- 
zugehen, als  es  sich  um  nicht  aktienrechtliche  Fragen  handelt. 
Spricht  beispielsweise  das  Aktiengesetz  der  Aktiengesellschaft 
die  juristische  Persönlichkeit  zu,  ohne  den  Umfang  der  Rechts- 
und Handlungsfähigkeit  näher  zu  umgrenzen,  so  wird  über 
letztere  das  bürgerliche  Recht  zu  entscheiden  haben.  Misst 
das  Aktiengesetz  der  Aktiengesellschaft  die  Bedeutung  einer 
Handelsgesellschaft  bei,  so  hat  über  die  daraus  entspringenden 
Folgen,  insbesondere  die  Wirkungen  der  Kaufmannseigenschaft, 
das  Handelsrecht  zu  normiren.  Hinsichtlich  der  Entscheidung 
der  Frage,  ob  bei  Kollision  zwischen  Handels-  und  Civilrecht 
das  erstere  oder  letztere  zur  Anwendung  zu  bringen  sei,  wird 
der  historischen  Entwicklung  der  Aktiengesellschaft  entsprechend 
kaum  ein  Zweifel  entstehen.  Ist  die  Aktiengesellschaft  auch 
dem  Handelsrecht  bereits  entwachsen,  so  betrachten  sie  doch 
diejenigen  Gesetzgebungen,  welche  ein  besonderes  Kaufmanns- 
recht anerkennen,  als  Handelsgesellschaft  und  als  Kaufmann. 
Dass  das  Handelsrecht,  insbesondere  das  Handelsgesellschafts- 
recht gegenüber  dem  Civilrecht,  insbesondere  dem  civilen 
Sozietätsrecht  im  Zweifel  den  Vorzug  verdient,  kann  danach 
kaum  bestritten  werden.^) 

Trifft  das  Aktiengesetz  dagegen  nur  einzelne  Bestim- 
mungen, so  ist  je  nach  der  Stellung,  welche  diese  Bestimmungen 
im  Rahmen  des  Rechtssystems  einnehmen,  dem  Charakter  der 
Bestimmungen,  der  Natur  der  Aktiengesellschaft  nach  dem 
Recht  dieses  Landes  und  dem  Zustand  der  ganzen  Gesetz- 
gebung des  betreffenden  Landes  das  Anwendungsgebiet  anderer 
Normen  zu  bestimmen.  Erscheinen  die  Bestimmungen  über 
Aktiengesellschaften,  wie  im  Code  de  commerce,  äusserlich  im 
Rahmen  eines  ganzen  Handelsgesetzbuches  und  als  eingegliederte 
Bestandtheile   des  Handelsgesellschaftsrechts,   so   ergiebt  sich 


^)  Jetzt  auch  art.  2  des  Einf.-Ges.  zum  Rev.  D.  H.  B. 
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die  Skala  vom  Aktienrecht  zum  Handelsgesellschaftsrecht  zum 
sonstigen  Handelsrecht  zum  bürgerlichen  Recht  von  selbst. 
Erweisen  sie  sich,  wie  in  der  englischen  Companies  Act  von  1862, 
äusserlich  als  Bestandtheile  eines  allgemeinen  Vereinsgesetzes, 
so  ist  die  Heranziehung  der  über  Korporationen  herrschenden 
Grundsätze  ohne  Unterscheidung  von  Handelsgesellschaften 
und  anderen  Gesellschaften  geboten.  Aber  auch  ohne  jene 
äussere  Locirung  kann  der  Inhalt  dieser  Bestimmungen  auf 
die  kommerzielle  oder  civile,  korporative  oder  sozietätsmässige 
Gestaltung  der  Aktiengesellschaft  hinweisen  und  damit  den 
Weg  für  die  Heranziehung  der  maassgebenden  Normen  be- 
stimmen. Es  kann  ferner  nach  der  überkommenen  Gestaltung 
der  Aktiengesellschaft  in  einem  Lande  möglicherweise  die 
kommerzielle  Natur  der  Aktiengesellschaft  ausser  Zweifel  stehen. 
Umgekehrt  können  bei  Ermangelung  besonderer  handelsrecht- 
licher Sätze  in  einem  Lande  lediglich  die  allgemeinen  Sätze 
des  bürgerlichen  B,echts  die  Ergänzung  für  die  Bestimmung 
des  Aktiengesetzes  liefern.  Denkbar  ist  endlich,  dass  eine 
zwiefache  Form  von  Aktiengesellschaften  existirt,  eine  solche, 
welche  von  Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts  und  eine  solche, 
welche  von  Grundsätzen  des  Handelsrechts  beherrscht  wird.  So 
bis  vor  kurzem  noch  in  Frankreich.  Aber  auch  in  Deutschland 
und  England  sind  neben  den  durch  die  Aktienrechtsnormen 
geregelten  •  Aktiengesellschaften  in  den  gecharterten  Kom- 
pagnien Aktiengesellschaften,  die  in  Ermangelung  besonderer 
Bestimmung  des  Oktrois  vom  bürgerlichen  Rechte  beherrscht 
werden,  zu  verzeichnen. 

d)  Das  die  aktienrechtlichen  Normen  ergänzende  Recht 
kann  ein  einheitliches  und  ein  verschiedenes  sein.  Wo  die 
Aktiengesetzgebung  Bestandtheil  einer  Kodifikation  ist,  erfährt 
sie  durch  die  einheitlichen  Rechtssätze  dieser  Kodifikation  ihre 
Ergänzung,  z.  B.  im  Rahmen  des  Handelsgesetzbuches  durch 
die  Rechtssätze  über  Handelsgesellschaften,  im  Rahmen  eines 
Vereinsgesetzes  durch  die  Rechtssätze  über  Vereine  überhaupt, 
im  Rahmen  eines  Obligationenrechts  durch  die  Rechtssätze 
über  Erwerbsgesellschaften.  Wo  sie  in  der  Form  eines 
Sondergesetzes  auftritt,  hängt  es  vom  Zustande  des  allgemeinen 
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Handels-  oder  Civikechtes  ab,  ob  das  ergänzende  Recht  ein 
und  dasselbe  für  die  Aktiengesellschaften  des  von  dem  Aktien- 
gesetz beherrschten  Gebietes  oder  ob  es  ein  verschiedenes  ist. 
Möglicherweise  besteht  Mehrheit  von  Rechtsquellen  des  bürger- 
lichen Rechts  bei  Einheit  des  Aktienrechts,  wie  noch  gegen- 
wärtig in  Deutschland.  Soweit  es  sich  solchenfalls  um  die  An- 
wendung von  Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts  handelt, 
kann  danach  je  nach  dem  Rechtsgebiet,  dem  die  begründete 
Aktiengesellschaft  angehört,  eine  Verschiedenheit  der  ftir  die 
Aktiengesellschaft  erzeugten  Rechtswirkungen  hervortreten, 
z.  B.  mit  Bezug* auf  den  Umfang  der  Rechtsfähigkeit  der 
Aktiengesellschaft ,  die  Rechtshandlungen  geschäftsunlähiger 
Mitglieder  oder  Organe.  Ja  auch  das  an  sich  einheitliche 
Handelsrecht  kann  in  Einzelheiten,  z.  B.  mit  Bezug  auf  die 
behördlichen  Einrichtungen,  durch  eine  Vielheit  von  Parti- 
kularrechten ergänzt  werden.  So  ergiebt  sich  möglicherweise 
eine  Fülle  von  Rechtsquellen,  welche  für  die  Aktiengesellschaften 
desselben  Aktienrechtsgebietes  zur  Anwendung  zu  bringen  sind. 

e)  Das  die  aktienrechtlichen  Normen  ergänzende  Recht  kann 
geschriebenes  und  ungeschriebenes  sein.  Ungeschriebenes  Recht 
kann  sich  als  Handelsgewohnheitsrecht  und  als  bürgerliches 
Gewohnheitsrecht  zur  Geltung  bringen.  Nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen wird  zu  beurtheilen  sein,  welches  den  Vorrang  verdient. 

2.  Wo  es  an  gesetzlichen  Aktienrechtsnormen  überhaupt 
fehlt,  ist  die  Austüllung  nach  Maassgabe  der  in  dem  betreffenden 
Rechtsgebiet  herrschenden  Grundprinzipien  zu  bewirken.  Soweit 
gewohnheitsrechtliche  Bildung  überhaupt  anerkannt  ist,  wird 
diese  in  erster  Linie  in  Betracht  kommen.  Negirt  das  objek- 
tive Recht  jegliche  Bedeutung  des  Gewohnheitsrechtes,  so  ist 
die  Frage  der  Zulässigkeit,  wie  überhaupt  die  rechtliche  Be- 
urtheilung  der  Aktiengesellschaft  lediglich  nach  Maassgabe  der 
herrschenden  Gesetze  anzustellen.  Erweisen  diese  sich  als  mit  dem 
Wesen  der  Aktiengesellschaft  schlechthin  unverträglich,  so  ist 
der  Schluss,  dass  die  Aktiengesellschaft  der  rechtlichen  Anerken- 
nung darbt,  unabweislich.  Dabei  kommt  es  indessen  nur  auf 
die  wesentlichen  Momente  des  Aktiengesellschaftsbegriffes,  nicht 
auf  positive  Beschränkungen   mit  Bezug   auf  naturale  Eigen- 
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Schäften^  z.  B.  Uebertragbarkeit  der  Aktien,  an.  Möglich  wäre 
es,  dass  das  positive  Eecht  eines  Landes  die  Aktiengesellschaft 
nur  in  verkrüppelter  Gestalt  zulässt,  ohne  sie  gänzlich  zu  ver- 
bieten. Umgekehrt  kann  trotz  scheinbarer  Zulassung  in  Wahr- 
heit die  Aktiengesellschaft  nicht  anerkannt  sein.  Die  englische 
Rechtsentwickelung  bis  zur  Mitte  dieses  Jahrhunderts  liefert 
hierfür  ein  lehrreiches  Beispiel. 

3.  In  Ermangelung  besonderer  aktienrechtlicher  Gesetze 
bilden  ein  wichtiges  Erkenntnissmittel  für  das  geltende  Aktien- 
recht die  Vereinssatzungen  (Statuten)  der  Aktiengesellschaften.^) 
Aber  die  Statuten  sind  keine  unmittelbaren  Quellen  des  Aktien- 
rechts, sie  haben  nur  die  Bedeutung  von  Privatdispositionen. 
Wie  sie  demnach  wider  absolute  Gesetze  nicht  aufkommen, 
so  liefern  sie  nicht  mehr  als  ein  mit  Vorsicht  zu  benutzendes 
Zeugniss  für  die  Uebung  von  B;echtssätzen.  Wieweit  solche 
Uebung  zum  Gewohnheitsrecht  erstarkt  ist,  hängt  von  der 
Beweiswürdigung  des  Richters  ab.  Wieweit  Gewohnheits- 
recht überhaupt  zugelassen  ist,  ist  nach  den  Grundprinzipien 
des  maassgebenden  Rechtes  zu  beurtheilen. 

4.  Die  Auslegung  bestehender  Aktienrechtssätze  erfolgt 
nach  allgemeinen  Grundsätzen.  Aus  dem  vielfach  strengen 
und  der  Freiheit  der  Aktiengesellschaften  abholden  Charakter 
der  modernen  Aktiengesetze  lässt  sich  keineswegs  folgern,  dass 
im  Zweifel  eine  engherzige  und  am  Buchstaben  des  Gesetzes 
festhaltende  Auslegung  den  Vorzug  verdient.  Vielmehr  ist  bei 
der  hohen  wirthschaftlichen  Bedeutung  des  in  Fluss  begriffenen 
Institutes  und  bei  der  Verschiedenheit  der  Gesichtspunkte, 
welche  für  den  Erlass  der  Aktienrechtsnormen  maassgebend 
waren,  die  logische  Interpretation  gerade  hier  geboten.  Die 
Berücksichtigung  der  dem  Erlass  des  Gesetzes  voraufgegangenen 
wirthschaftlichen  Verhältnisse,  der  gesetzgeberischen  Vorarbeiten, 


^)  Aeltere  Sammlungen  von  Statuten  bei  Renaud  S.  44  N.  6. 
Neuere  Sammlungen  sind  mir  aus  Deutschland  nicht  bekannt.  Wichtige 
Angaben  enthält  das  Handbuch  der  deutschen  Aktiengesellschaften  2.  Aufl. 
1897 — 98.  Viele  Statuten  habe  ich  eingesehen.  Für  Belgien:  Demeur, 
Les  societes  commerciales  en  Belgique  (seit  1874),  für  die  Niederlande: 
Nierop,  Naamlooze  vennootschappen.    (Erscheint  jährlich). 
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der  Entwürfe  nebst  ihren  Motiven,  der  Gutachten  des  Handels- 
standes, der  Kommissionsberathungen  und  der  Verhandlungen 
in  den  gesetzgebenden  Versammlungen  ist  gerade  hier  unerläss- 
lich.  Nicht  minder  ist  die  Rechtsvergleichung  für  das  Aktien- 
recht von  hohem  Werthe,  da  die  Aktiengesellschaft  ein  Kind 
der  modernen,  auf  der  gemeinsamen  Arbeit  der  civilisirten 
Nationen  beruhenden  Rechtsentwicklung  ist  und  die  Rezeption 
ausländischer  Gesetze  im  Ganzen  oder  ausländischer  Satzungen 
im  Einzelnen  gerade  hier  in  besonders  starkem  Grade  in  den 
Gesetzgebungen  zahlreicher  Länder  wahrzunehmen  ist.  —  Eben- 
sowenig ist  es  gerechtfertigt  anzunehmen,  dass  im  Zweifel  die 
strengere  Auslegung  Platz  zu  greifen  habe.^) 

§  10. 
Kollision  verschiedener  Rechtsquellen. 

Eine  Kollision  verschiedener  Rechtsquellen  ist  auf  dem 
Gebiete  des  Aktienrechts  in  vierfacher  Weise  denkbar; 

1.  Es   kann   sich  um  eine  Kollision  zwischen  Spezial- 
recht und  allgemeinem  bürgerlichen  Recht  handeln. 

2.  Es  kollidirt  die  engere  Rechtsquelle  mit  der  weiteren. 

3.  Ein   älteres    und   ein  jüngeres  Aktiengesetz   stehen 
zur  Anwendung. 

4.  Die  Rechtsquellen  verschiedener  Rechtsgebiete  kommen 
in  Frage. 

1.  Handelt  es  sich  um  die  Konkurrenz  eines  Spezialrechts- 
satzes  und  eines  Satzes  des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechts, 
so  geht  der  Spezialrechtssatz  vor.  Dieser  Grundsatz  findet 
seine  Hauptanwendung  in  denjenigen  Gesetzgebungen,  welche 
die  Aktiengesellschaften  innerhalb  des  Rahmens  eines  Handels- 
gesetzbuches ordnen.  Wie  damit  das  Aktienrecht  Bestandtheil 
des  Handelsrechts  wird,  so  ergiebt  sich  für  die  Aktienrechts- 
sätze die  Eigenschaft  von  Spezialrechtssätzen.  Sie  gehen  als 
solche  den  Sätzen  des  bürgerlichen  Rechtes  vor,  nicht  blos 
soweit  sie  jüngeren  oder  gleichen  Datums,  sondern  auch  wenn 

^)  V.  Völderndorff,  Konunentar  S.  26,  Petersen  und  von  Pech- 
mann  Kommentar  S.  57,  dagegen  Simon  in  Z.  f.  H.  R.  XXXVI  S.  354 
und  Staub  zu  art.  207  I  K  ü. 
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sie  älteren  Datums  sind.  Der  Satz  „lex  posterior  derogat 
priori"  findet  demnach  auf  das  Verhältniss  von  jüngerem  Civil- 
recht  zu  älterem  Aktienrecht  solchenfalls  keine  Anwendung. 
Nur  insoweit  als  das  ältere  Aktienrecht  im  Civilrecht  seine 
Ergänzung  suchte,  wird  es  durch  die  Aenderung  des  Oivilrechts 
mittelbar  beeinflusst. 

2.  Für  die  Kollision  von  Rechtsquellen  eines  engeren  und 
weiteren  Gebietes  greifen  die  allgemeinen,  von  der  Verfassung 
des  einzelnen  Staates  abhängigen  Grundsätze  Platz.  Für  die 
meisten  Länder  spielt  diese  Frage  keine  EoUe,  entweder  weil 
(wie  in  Frankreich,  Italien  und  anderen  Ländern)  die  Oentrali- 
sirung  ihres  Rechtes  den  Gegensatz  von  engeren  und  weiteren 
Rechtsgebieten  getilgt  hat,  oder  weil  (wie  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika)  umgekehrt  der  föderative  Charakter 
ihrer  Verfassung  eine  einheitliche  Rechtsquelle  nicht  aufkommen 
lässt.  In  Deutschland  ist  zur  Zeit  wenigstens  die  Frage  von 
Wichtigkeit,  während  mit  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  die  Bedeutung  der  partikulären  Rechte  auf 
den  hier  in  Frage  kommenden  Gebieten  auf  ein  geringes 
Maass  reduzirt  werden  wird.  Da  das  deutsche  Aktienreclit 
durch  die  Reichsgesetzgebung  geregelt  ist,  geht  es  dem  Partikular- 
recht nach  der  Reichsverfassung  vor.  Da  andererseits  die 
Reichsgesetzgebung  das  Aktienrecht  kodifizirt  hat,  bleibt  dem 
Partikularrecht  nur  insoweit  Raum  zur  Bethätigung,  als  das 
Reichsrecht  ihm  diesen  Raum  einräumt,  z.  B.  mit  Bezug  auf 
die  Ordnung  des  Registerwesens.  Grundsätzlich  ist  demnach  dem 
deutschen  Partikularrecht  die  Kompetenz  für  aktienrechtliche 
Normirung  entzogen,  jede  Gesellschaft,  die  sich  vom  Stand- 
punkte des  Reichsrechts  als  Aktiengesellschaft  darstellt,  unter- 
steht dem  Reichsrecht,  eine  Regelung  durch  einen  partikulären 
Gesetzgebungsakt  ist  ausgeschlossen.^) 

^)  Vergl.  oben  S.  100.  Diese  Frage  wurde  bei  Schaffung  der  deutschen 
Kolonialgesellschaften  praktisch,  welche,  um  sich  dem  Zwange  des 
deutschen  Aktienrechts  zu  entziehen,  die  Form  partikularrechtlicher  Kor- 
porationen annahmen.  Soweit  es  sich  bei  ihnen  um  Aktiengesellschaften 
handelte,  war  richtiger  Ansicht  nach  eine  derartige  Rechtsform  unzulässig, 
da  deutsche  Aktiengesellschaften  nur  vom  Reichsrecht  beherrscht  werden. 
Vergl.  V.  Ring,  Deutsche  Kolonialgesellschaften  1887  S.  9ff.;  Derselbe, 
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3.  Bei  Widerstreit  zwischen  älterem  und  jüngerem 
Aktiengesetz  geht  das  jüngere  vor,  soweit  es  sich  um  gleich- 
werthige  Rechtsquellen  handelt.  Das  jüngere  Gesetz  kann  das 
ältere  in  seiner  Totalität  ersetzen,  es  kann  das  ältere  in  einzelnen 
Beziehungen  abändern,  es  kann  endlich  nur  die  Kompetenz 
des  älteren  einschränken  wollen.  Ersetzt  das  jüngere  Gesetz 
das  ältere  in  seiner  Totalität,  wie  z.  ß.  die  zweite  deutsche 
Aktiennovelle  des  Jahres  1884  die  bis  dahin  geltenden  Be- 
stimmungen des  Deutschen  Handelsgesetzbuches,  so  unter- 
fallen die  seit  dem  Inkrafttreten  des  jüngeren  Gesetzes 
zur  Entstehung  gelangenden  Aktiengesellschaften  nur  dem 
jüngeren  B,echt.  Wie  weit  die  bereits  bestehenden  Aktien- 
gesellschaften der  Herrschaft  des  jüngeren  B,echtes  unterstellt 
sind,  ist  in  Ermangelung  ausdrücklicher  Vorschriften  nach  den 
Grundsätzen  über  die  Rückbeziehung  zu  beurtheilen,  wobei 
bei  Wahrung  der  der  Aktiengesellschaft  und  den  Aktionären 
zustehenden  jura  quaesita  der  absolute  Charakter  aktienrecht- 
licher Vorschriften  die  Anwendung  des  jüngeren  Gesetzes  auch 
auf  ältere  Aktiengesellschaften  vielfach  geboten  erscheinen  lassen 
wird.^)  Will  das  jüngere  Gesetz  das  ältere  nur  in  einzelnen 
Beziehungen  abändern,  so  ist  Umfang  und  Wirkung  der  Ab- 
änderung auf  den  ganzen  Organismus  der  Aktiengesellschaft 
zu  untersuchen,  die  mittelbare  Folge,  die  sich  aus  der  Um- 
gestaltung eines  Rechtssatzes  für  andere  Rechtssätze  ergiebt, 
zu  prüfen  und  auch  hier  die  Frage,  wieweit  ältere  Gesellschaften 
von  der  Abänderung  betroffen  werden,  in  Erwägung  zu  ziehen. 
Schränkt  endlich  das  jüngere  Gesetz  das  ältere  in  seiner  Kom- 
petenz ein,  indem  es  gewisse  Unternehmungen  dessen  Kompetenz 
oder    doch    dessen   alleiniger  Kompetenz   entzieht,^)    also   ein 

Kommentar   149.     Simon   in    Z.   f.  H.  R.   XXXIV,    115ff.;    Behrend, 
Lehrb.  S.  700  N.  21;   K.  Lehmann,   Kolonialgesellschaftsrecht  in  Ver-  . 
gangenheit  und  Gegenwart  1896  S.  25;  Ren  au  d  S.  93. 

^)  Weiteres  über  die  Frage  unten  im  Anhang. 

^)  So  das  Reichsgesetz  vom  15.  März  1888  wegen  Abänderung  des 
Gesetzes  betr.  die  Rechtsverhältnisse  der  Deutschen  Schutzgebiete  §  8 
bis  10,  welches  deutsche  Kolonialgesellschaften  auch  in  der  Form  von 
Aktiengesellschaften  dem  Oktroisystem  unterstellt,  sie  demnach  vom  Zwange 
des  gemeinen  Aktienrechts  befreit. 
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zweites  Aktienrecht  neben  dem  ersten  schafft,  so  ist  vor  Allem 
die  Grenzlinie  für  die  beiderseitige  Kompetenz  zu  ziehen,  so- 
dfinn  der  Inhalt  des  jüngeren  Rechtes  genau  zu  prüfen. 
Möglicherweise  handelt  es  sich  um  eine  die  ganze  Materie 
regelnde  Kodifikation,  möglicherweise  um  ein  auf  das  allgemeine 
Handels-  oder  Civilrecht  verweisendes  oder  die  Spezialregelung 
für  jeden  Fall  durch  Oktroi  vorbehaltendes  Gesetz. 

Anhang,  üeber  das  Verhältniss  des  jüngeren  Aktiengesetzes 
zum  älteren^)  enthalten  viele  Gesetze  Vorschriften.  Zwei 
Systeme  lassen  sich  unterscheiden,  das  (germanische)  der 
Anwendung  neuen  Rechts  bei  Schonung  der  jura  quaesita 
und  das  (romanische)  der  Erhaltung  des  alten  Rechts. 

I.  Gesetzesstoff.  In  Deutschland  beschäftigten  sich 
zunächst  die  Einführungsgesetze  zum  Allg.  Deutschen  Handels- 
gesetzbuche mit  einzelnen  Fragen,  ohne  ein  Prinzip  auszu- 
sprechen.^) Der  Inhalt  der  Sätze  ist  gleichmässig.  Stets  kehren 
zwei  Punkte  wieder: 

1.  Es  wird  eine  Pflicht  statuirt  zur  Anmeldung  be- 
stehender Aktiengesellschaften  zum  Handelsregister,  hervor- 
gehoben, dass  die  Eintragung  auch  dann  zu  erfolgen  habe, 
wenn  die  bestehende  Aktiengesellschaft  nicht  nach  Maassgabe 


^)  Litteratur:  Christ  in  Z.  f.  Handelsr.  VI  S.  426 ff.,  Renaud 
S.  889 — 906,  Laue,  Ueber  die  Einwirkung  des  Gesetzes  vom  18.  Juli  1884 
auf  die  Statuten  der  bereits  vor  jenem  Gesetze  bestandenen  Aktien- 
gesellschaften 1885;  Ring,  Kommentar  721  ff.  und  passim;  Staub  zu  art. 
207,  I  und  passim,  für  die  Schweiz:  Lienhard  inZ.  des  berner  Juristen- 
vereins XXIIl  221 — 232;  für  Italien  und  überhaupt  von  Bedeutung 
Danieli,  Le  societa  comerciali  esistenti  e  il  nuovo  Codice  di  comercio 
1884.  Vergl.  ferner  die  Begründung  des  Entw.  zur  deutschen  Aktien- 
novelle von  1884  S.  393 ff.;  auch  die  Motive  zum  norweg.  Entwurf  S.  103 ff. 

2)  Ausnahme  Württemberg  58,  Baiern  38  (vergl.  jedoch  39).  Um- 
gekehrt einige  Einführungsgesetze,  zumal  die  von  Lübeck  24  und  Ham- 
burg, Uebergangsb.  5  im  Sinne  einer  Aufrechterhaltung  älteren  Rechts. 
Vergl.  Goldschmidt,  Handb.  I,  394,  395.  Da  das  Bundeseinführungs- 
gesetz von  1869  die  letzteren  Vorschriften  nicht  vorbehalten  hat,  sind 
sie  insoweit  als  beseitigt  zu  betrachten,  als  nach  allgemeinen  Grundsätzen 
der  Rückwirkung  sich  ergiebt.  A.  A.  Begründung  des  Entw.  zur  deutschen 
Aktiennovelle  von  1884  S.401. 
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der  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches  entstanden  sei;  die 
bestehenden  Aktiengesellschaften  werden  ferner  den  Vorschriften 
über  Anmeldung  ihrer  Vorstände  und  Liquidatoren,  sowie 
Zeichnung  der  Firma  unterworfen. 

2.  Es  wird  erklärt,  dass  nach  bestimmter  Frist  Be- 
schränkungen in  der  Vertretungsbefugniss  von  Vorstand  und 
Liquidatoren  cessiren.^) 

Die  erste  Aktiennovelle  vom  11.  Juli  1870  §  4  wiederholt  im 
wesentlichen  nur  die  oben  unter  1.  aufgeführten  Vorschriften.^) 

Dagegen  enthält  die  zweite  Aktiennovelle  von  1884  in 
den  §§  2 — 7  sehr  detaillirte  Bestimmungen  über  die  Rück- 
wirkung des  Gesetzes,  von  denen  der  eine  Theil  sich  mit  den 
zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes  im  Werden  befind- 
lichen, der  andere  mit  den  bereits  bestehenden  Gesellschaften 
beschäftigt.  Nur  der  letztere  kommt  hier  in  Frage.  Aber 
auch  von  diesen  betrifft  der  weitaus  grössere  Theil  Exemtionen 
der  älteren  Gesellschaften  vom  neuen  Recht,  der  geringere 
Ausdehnungen  des  jüngeren  Rechts  auf  bestehende  Gesell- 
schaften. Grundgedanke  der  Novelle  von  1884  ist,  das 
neue  Recht  auch  „auf  die  beim  Inkrafttreten  des  Ge- 


*)  Vergl.  Württemberg  54 — 59,  Preussen  62 — 67,  Nassau 
21—26,  Baiern  37—40,  Sachsen  13,  Hessen  42—47,  Baden  43,  45, 
Sachsen-Coburg  27,  29,  Sachsen-Meiningen  34,  37 — 39,  Sachsen- 
Gotha  29,  32,  34,  Prankfurt  11,  12,  Schwarzburg-Sondershausen 
40—43,  45,  Oesterreich  50ff.,  57,  Anhalt-Dessau-Cöthen  36—39, 
41,  Braunschweig  44 — 48,  Bremen  50,  51,  Hamburg  Uebergangs- 
best.  2,  5,  Hannover  43,  45,  Landgrafthum  Hessen  39ff.,  K.ur- 
fürstenthum  Hessen  36  38,  40,  Lippe  18,22,  23,  Lübeck  21—24, 
Mecklenburg-Schwerin  78—81,  84,  85,  Mecklenburg-Strelitz 
41—44,  48,  Oldenburg  36,  38,  Eeuss  ältere  Linie  33—36,  38, 
ßeuss  jüngere  Linie  34 — 37,  39,  Sachsen-Altenburg  32 — 35,  37, 
Sachsen- Weimar-Eisenach  38 — 41,  43,  Schwarzburg-Rudol- 
stadt  37-40,  42,  Waldeck  22—26,  27. 

2)  lieber  ihre  prinzipielle  Stellung  herrschte  deshalb  Streit.  Vergl. 
z.  B.  Erk.  des  Appellationsger.  zu  Celle  in  Buschs  Arch.  XXXVIl,  276ff. 
und  die  dortCitirten  Keyssner,  Die  Aktiengesellschaften  1873  S.  72,  201  ff., 
Entsch.  des  R.  0.  H.  G.  VI  440ff.,  Puchelt  Komment.  2.  Aufl.  Anm.  2 
zu  §4  der  Novelle;  dagegen  Sachs  in  Z.  f.  H.  R.  XIX  312,  313,  Nissen 
ebenda  358  ff. 
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setzes  bereits  bestehenden  Gesellschaften  für  anwend- 
bar zu  erklären,  soweit  nicht  deren  Rechtsverhältnisse 
auf  vertragsmässiger  Grundlage  beruhen  und  dadurch 
bereits  begründete  Rechte  verletzt  werden".^)  Den 
gleichen  Standpunkt  nimmt  art.  163  des  Einführungsgesetzes  zum 
Bürgerlichen  Gesetzbuche  für  juristische  Personen  überhaupt  ein. 

Auf  ganz  vereinzelte  Bestimmungen  beschränkt  sich  das 
Einführungsgesetz  zum  revidirten  Deutschen  Handelsgesetzbuch 
art.  22—28. 

Dem  deutschen  Standpunkte  möglichster  Anwendung  des 
neuen  Rechts  schliessen  sich  an:  das  Schweizer  Obligationen- 
recht unter  Gewährung  einer  fünfjährigen  Respektfrist  zur  Ab- 
änderung der  Statuten  im  Sinne  des  Obligationenrechts  art.  898. 
Falls  nach  Ablauf  dieser  RespektMst  die  Statuten  nicht  in  Ein- 
klang mit  dem  neuen  Recht  gebracht  sind,  kann  jeder  un- 
bezahlte Gläubiger  sowie  jeder  Aktionär  die  Auflösung  der 
Gesellschaft  betreiben.  Aehnlich  das  Ungarische  H.G.B. 
art.  557,  558,  559.  Auch  das  schwedische  Gesetz  vom 
28.  Juni  1895  §  81  lässt  prinzipiell  das  neuere  Recht  zur 
Anwendung  gelangen.  Sehr  ausführliche  und  wohlerwogene 
Bestimmungen  enthält  der  norwegische  Entwurf  §  91 — 93, 
die  vom  gleichen  Grundgedanken  ausgehen.  Endlich  liegt  auch 
dem  englischen  Recht  dieselbe  Auffassung  zu  Grunde  (Comp. 
Act  1862  sect.  175  ff.). 

In  einem  gewissen  Gegensatz  zum  deutschen  Standpunkt 
stehen  dagegen  mehrere  romanische  Gesetzgebungen. 

In  Frankreich  erklärt  art.  46  des  Gesetzes  vom  24.  Juli 
1867,  dass  die  bestehenden  Aktiengesellschaften  ihrem  alten 
Recht  weiter  unterliegen,  sich  aber  mit  Genehmigung  der 
Regierung  und  unter  Beobachtung  der  für  Statutenänderungen 
geltenden  Vorschriften  in  Aktiengesellschaften  des  neuen  Rechts 
umwandeln  können.  ^)  Aehnlich  ist  der  Rechtszustand  Spaniens.^) 


*)  Begründung  S.  893. 

2)  Die  Novelle  vom  1.  August  1893  enthält  mehrere  Vorschriften 
über  die  ßückbeziehung  überwiegend  im  Sinne  der  Anwendung  neueren 
Rechts.     Vergl.  Lyon-Caen  et  Renault,   Appendice  zu  tome  ü,  §  6. 

s)  H.G.B.  art.  159.   (Borchardt  V  S.  30). 
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Auch  in  Belgien  gilt  nach  dem  Gesetz  von  1873  art.  139 
der  Grundsatz,  dass  die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Ge- 
setzes bestehenden  Aktiengesellschaften  ihr  altes  Recht  be- 
halten. Indessen  ist  eine  Abänderung  ihrer  Statuten  und  eine 
Verlängerung  der  Gesellschaft  über  die  ursprüngliche  Zeitdauer 
nur  dann  zulässig,  wenn  sie  unter  das  neue  Recht  treten  und 
alle  dem  neuen  Recht  widerstreitenden  Bestimmungen  ihrer 
Statuten  beseitigen. 

Endlich  hat  in  Italien  das  Dekret  vom  14.  Dezember 
1882  art.  4  No.  1  prinzipiell  den  bestehenden  Aktiengesell- 
schaften ihr  Recht  gelassen,  sie  aber  einer  Reihe  von  Artikeln 
des  neueren  Gesetzes  unterworfen  und  im  Falle  der  Statuten- 
änderung allgemeine  Unterwerfung  unter  das  neue  Recht  ver- 
langt. 

Nicht  wenige  Gesetze  schweigen  sich  über  das  Verhältniss 
der  älteren  Rechte  zum  neueren  völlig  aus. 

II.  Die  Beantwortung  der  Frage,  welche  Wirkung  das 
neue  Aktiengesetz  mit  Bezug  auf  die  älteren  Gesellschafben 
hat,  besitzt  natürlich  da  besonderen  Werth,  wo  es  überhaupt 
an  diesbezüglichen  Vorschriften  fehlt.  Aber  auch  dann,  wenn 
das  Gesetz  mit  einem  kurzen  Satze  das  neue  Recht  für  schlecht- 
hin anwendbar  erklärt,  ergiebt  sich  eine  genauere  Untersuchung 
als  nothwendig,  weil  sich  überall  herausstellt,  dass  solche  Sätze 
selbst  der  näheren  Auslegung  bedürftig  sind. 

Will  das  neuere  Recht  nicht  unzählige  Unternehmungen 
vernichten,  dem  Nationalwohlstand  schwere  Schädigung  be- 
reiten und  eine  grosse  Unsicherheit  hervorrufen,  so  ist  es 
gezwungen,  die  unter  der  Herrschaft  des  älteren  Rechts  ent- 
standenen Aktiengesellschaften  als  zu  Recht  bestehend  an- 
zuerkennen. Es  kann  zunächst  unmöglich  verlangen,  dass 
diese  sich  in  ein  Nichts  auflösen,  und  entsprechend  seinen 
Vorschriften  auf's  Neue  konstituiren,  denn  ein  solches  Ver- 
langen wäre  gleichbedeutend  mit  völliger  Beseitigung  der  alten 
Gesellschaften.  Da,  wo  das  neue  Gesetz  Minimalbeträge  für 
die  Aktien  oder   genaue  Vorschriften  für  gewisse  Gründungs- 
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Hergänge  aufstellt,  würde  zudem  die  Neukonstituirung  im  Wider- 
spruch stehen  mit  dem  Prinzip  der  beschränkten  Haftung. 
Der  Aktionär,  der  sich  z.  B.  der  alten  Gesellschaft  anschloss 
mit  einem  nach  dem  neuen  Recht  unzulässigen  Einlagebetrag, 
könnte  unmöglich  gezwungen  werden,  diesen  Einlagebetrag  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  das  neuere  Gesetz  einen  höheren  Be- 
trag verlangt,  zu  ergänzen.  Und  der  Aktionär,  der  Sach- 
einlagen gemacht  hat,  könnte  nicht  nach  Jahrzehnten  den 
Vorschriften  über  Apports,  die  das  neue  Gesetz  aufstellt, 
rückbeziehend  unterworfen  werden.  Was  das  neuere  Recht 
mit  Bezug  auf  die  Entstehungsvorschriften  verlangen  kann,  ist 
einzig,  dass  die  bestehende  Aktiengesellschaft  gewisse  Akte, 
die  es  erfordert,  vor  allem  die  Eintragung  in  das  Handels- 
register oder  die  Einholung  der  Genehmigung^)  nachholt.  An 
sich  wird  solch  Verlangen  aber  nur  die  Bedeutung  einer 
Ordnungsvorschrift  haben.  Besitzt  die  Eintragung  oder  die 
Konzessionirung  für  die  zukünftig  entstehenden  Aktiengesell- 
schaften essentielle,  so  wird  sie  für  bereits  bestehende  im  Zweifel 
nur  deklarative  Bedeutung  haben.  ^)  Droht,  was  möglich,  aber 
kaum  zweckmässig  ist,  eine  Gesetzgebung  bei  Unterlassung 
dieser  Akte  in  bestimmter  Zeit  Nichtigkeit  der  Gesellschaft 
an,  so  kann  dies  nur  besagen,  dass  damit  die  bestehende 
Gesellschaft  aufgelöst  wird.  Für  das  bei  der  Eintragung  zu 
beobachtende  Verfahren  kann  ferner  das  neue  Gesetz  nur 
insoweit  zur  Anwendung  kommen,  als  dies  mit  der  Anerkennung 
der  bestehenden  Gesellschaft  vereinbar  ist;  die  Nachweise  der 
Beobachtung  von  die  Konstituirung  betreffenden  Normen 
können  sich  naturgemäss  nur  auf  diejenigen  Normen  beziehen, 
welche  die  damalige  Konstituirung  beherrschten.  Damit  sind 
drei  allgemein  anerkannte  Sätze  gewonnen: 

1.  Die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  zu  Recht  bestehende 
Aktiengesellschaft  in  ihrer  Totalität  erkennt  das  neuere  Recht 
stets  an. 

2.  Die  Aktiengesellschaft  braucht,    da  sie   besteht,    nicht 


*)  Vergl.  Renaud  S.  891  ff. 
«)  Vergl.  Renaud  S.  894,  895. 
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die  die  Entstehung  betreffenden  Normen  des  neuen  Gesetzes 
nachzuholen.^) 

3.  Hat  sie  nachträglich  gewisse  Publizitätsakte  zu  erfüllen, 
so  ist  das  den  Nachweis  ihrer  legalen  Existenz  betreffende 
Verfahren  dem  neuen  Recht  nur  insoweit  unterworfen,  als 
damit   nicht  eine  nochmalige  Konstituirung  nothwendig   wird. 

Schon  aus  diesen  Sätzen  ergiebt  sich,  dass  eine  Pormu- 
lirung  des  Inhaltes,  dass  das  neuere  Recht  bedingungslos  oder 
doch  wenigstens  dessen  zwingende  Vorschriften  bedingungslos 
auf  bestehende  Aktiengesellschaften  zur  Anwendung  gelangen, 
oder  dass  die  ihnen  widerstreitenden  Bestimmungen  der 
Statuten  ausser  Kraft  treten^)  —  nicht  wörtlich  genommen 
werden  darf.  Zu  den  zwingenden  Vorschriften  gehören  z.  B. 
auch  die  den  Minimalbetrag,  die  Gleichheit  und  Untheilbar- 
keit  der  Aktien,  die  Minimalzahl  der  Aktionäre,  die  Firma 
der  Gesellschaft  betreffenden  Normen  des  neuen  Rechts.  Und 
doch  wird  niemand  daran  zweifeln,  dass  alle  diese  Vorschriften 
auf  bestehende  Aktiengesellschaften  nicht  ohne  weiteres  zur 
Anwendung  gelangen,  und  dass  die  mit  ihnen  in  Widerspruch 
stehenden  Statutenbestimmungen  nicht  ausser  Kraft  treten  können, 
weil  damit  die  Aktiengesellschaft  in  sich  zusammenfallen  würde. 

Von  den  obigen  drei  Sätzen  bedarf  nur  der  erste  einer 
näheren  Betrachtung.     Was  ergiebt  sich  aus  ihm? 

1.  Wenn  das  neuere  Recht  die  zur  Zeit  des  Inkraft- 
tretens bestehende  Aktiengesellschaft  in  ihrer  Totalität  an- 
erkennt, so  folgt  daraus,  dass  jeder  die  Existenz  der  Gesell- 
schaft treffende  Satz  des  neueren  Rechts  auf  die  älteren  Ge- 
sellschaften nicht  angewendet  werden  darf.^)    Als  Vereinigung 


^)  Die  deutsche  Novelle  von  1884  hat  dies  sogar  für  die  noch  nicht 
entstandenen,  aber  bis  zu  einem  gewissen  Stadium  vorbereiteten  Gesell- 
schaften ausgesprochen,  §2,  dazu  Ring  721  ff.  Ebrnso  das  E.G.  zum 
revid.  D.  H.  G,  B.  art.  23. 

2)  Z.  B.  Württemberg  58. 

3)  Ren  au  d  unterscheidet  zwischen  Satzungen,  welche  sich  auf  die 
Organisation  des  Vereins  beziehen  und  den  Bestimmungen  der  Statuten, 
die  das  Gebahren  der  Gesellschaft  zum  Gegenstande  haben  (898).  Allein 
diese  Ausdrücke  sind  zu  unbestimmt,  um  als  Formulirung  gewählt  zu 
werden. 

Lehmann,  Becht  der  Aktiengesellscliaften.  8 
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mit  einein  bestimmten  Grundkapital,  das  in  eine  genau  fixirte 
Anzahl  von  Aktien  mit  festgelegter,  die  Beitragspflicht  be- 
grenzender Höhe  zerlegt  ist,  unter  einem  bestimmten  Namen 
ins  Leben  getreten,  besteht  diese  konkrete  Aktiengesellschaft. 
Die  Anerkennung  der  bestehenden  Aktiengesellschaft  schliesst 
demnach  jedenfalls  die  Nichtanwendung  folgender  Sätze  des 
neuen  Rechts  in  sich: 

a)  Derjenigen,  welche  eine  Minimalzahl  von  Mitgliedern 
gebieten,  während  die  bestehende  Gesellschaft  diese  Minimal- 
zahl nicht  erreicht.  Würde  z.  B.  das  neue  Gesetz  sieben  Mit- 
glieder verlangen  und  die  Auflösung  der  Gesellschaft  bei 
Sinken  der  Mitgliederzahl  unter  sieben  anordnen,  so  könnte 
dieser  Satz  keine  Anwendung  auf  Aktiengesellschaften  finden, 
die  unter  der  Herrschaft  des  älteren  Rechts  mit  nur  fünf 
Mitgliedern  entstanden  sind.  Denn  ob  die  mit  fünf  Mitgliedern 
entstandene  Aktiengesellschaft  als  nicht  zu  Recht  bestehend  zur 
Auflösung  verurtheilt  oder  ob  sie  überhaupt  als  Aktiengesell- 
schaft nicht  anerkannt  wird,  kommt  dem  Grundgedanken  nach 
auf  das  Gleiche  hinaus.  In  beiden  Fällen  ist  an  dem  Prinzip, 
dass  die  bestehende  Aktiengesellschaft  als  solche  anzuerkennen 
ist,  gerüttelt. 

b)  Derjenigen,  welche  einen  Minimalnennbetrag  für 
Aktien  vorschreiben,  während  die  Aktien  der  bestehenden  Ge- 
sellschaft diesen  Betrag  nicht  erreichen.  Dieser  Fall  ist 
zumal  für  Deutschland  von  praktischem  Werth.  Das  All- 
gemeine Deutsche  Handelsgesetzbuch  weiss  von  einem  Minimal- 
betrag nichts,  die  erste  Aktiennovelle  hat  einen  geringen,  die 
zweite  Aktiennovelle  einen  höheren  Nennbetrag  vorgeschrieben. 
Unzweifelhaft  blieben  die  unter  der  Herrschaft  des  Allgemeinen 
Deutschen  Handelsgesetzbuches  mit  Aktien  von  niedrigerem  Be- 
trage, als  dem  von  der  ersten  Aktiennovelle  geforderten,  und 
die  unter  der  Herrschaft  der  ersten  Aktiennovelle  mit  Aktien 
von  niedrigerem  Betrage,  als  dem  von  der  zweiten  Aktien- 
novelle geforderten,  gültig  entstandenen  Aktiengesellschaften  zu 
Recht  bestehen,  eine  Pflicht,  ihre  Aktien  dem  neuen  Recht 
anzupassen,  besteht  für  sie  nicht.  Das  Gleiche  würde  zu  gelten 
haben,  wenn  das  neuere  Gesetz  einen  Minimalbetrag  des  Grund- 
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kapitals  verlangen,  nur  Namensaktien  anerkennen,  die  Gleich- 
heit oder  Untheilbarkeit  der  Aktien  fordern  würde.  Eine 
Aktiengesellschaft  mit  einem  geringeren  Grundkapital,  mit  In- 
haberaktien, mit  ungleichen  oder  in  Theile  zerlegten  Aktien, 
würde  zu  Recht  bestehen  und  brauchte  sich  dem  neuen  Recht 
im  Zweifel  nicht  anzupassen. 

c)  Derjenigen,  welche  die  Verpflichtungen  der  Aktionäre 
erweitern  oder  verschärfen,  z.  B.  gestatten,  Nachschüsse  auf- 
zuerlegen. Denn  damit  nimmt  die  bestehende  Gesellschaft 
eine  andere  rechtliche  Gestaltung  an. 

d)  Derjenigen,  welche  dem  Namen  eine  bestimmte  Form 
vorschi'eiben,  der  der  alte  Name  nicht  genügt.  Denn  damit 
wird  nach  aussen  im  Leben  die  Aktiengesellschaft  zu  einer 
anderen.^)  Dagegen  würden  blosse  Zusätze,  die  das  neue 
Recht  vorschreibt,  z.  B.  der  Zusatz  „Aktiengesellschaft",  eine 
solche  Namensänderung  nicht  involviren,  unter  Umständen  also 
auch  auf  bestehende  Gesellschaften  anwendbar  sein.-) 

Im  Auge  zu  behalten  ist  aber,  dass  alle  diese  Sätze  nur 
auf  in  widersprechender  Gestaltung  aus  dem  alten  Rechte  her 
bestehende  Aktiengesellschaften  keine  Anwendung  finden. 
Keineswegs  darf  behauptet  werden,  dass  eine  von  früher  her 
bestehende  Aktiengesellschaft  schlechthin  mit  Bezug  auf  der- 
artige Sätze  dem  alten  Recht  weiter  untersteht.  Genügt  die 
bestehende  Aktiengesellschaft  vielmehr  dem  neuen  Recht,  so 
darf  sie  nicht  zum  alten  zurückkehren,  z.  B.  den  Nennbetrag 
ihrer  Aktien  nicht  in  Widerstreit  mit  dem  neuen  Recht  herab- 
setzen oder  ihre  Mitgliederzahl  auf  eine  unzulässige  Zahl  redu- 
ziren  oder  nach  neuem  Recht  unzulässige  Aktienantheile  aus- 
geben. Denn  es  giebt  überhaupt  in  abstracto  keine  abgeschlossene 
Rechtsdomäne  des  alten  Rechts,  welche  der  bestehenden  Aktien- 
gesellschaft zur  Bethätigung  verbleibt,  es  giebt  nur  unter  dem 
alten  Recht  erworbene  konkrete  Rechte,  an  denen  nicht  ge- 
rührt werden  soU.^) 


^)  Anerkannt  von  der  deutschen  Aktiennovelle  von  1870,  §  4  N.  2. 
2)  Vermittelnd  E.  G.  zum  Kev.  D.  H.  G.  B.  art.  22. 
^)  Demgemäss   darf  richtiger  Ansicht  nach   eine  Aktiengesellschaft 
auch  dann,  wenn  ihre  Aktien  auf  einen  niedrigeren  Betrag  lauten,  als  das 

8* 
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2,  Dagegen  steht  nichts  im  Wege,  dass  auf  die  bereits 
bestehenden  Gesellschaften  alle  Bestimmungen  des  neuen  Rechts 
zur  Anwendung  gelangen,  welche  die  Gesellschaft  als  solche 
bei  Bestand  lassend,  nur  deren  Ausgestaltung  im  Einzelnen 
betreffen.  Dahin  gehören  zunächst  die  sämmtlichen  Bestim- 
mungen über  die  Organe.  Vorstand,  Aufsichtsrath,  General- 
versammlung können  vom  neuen  Recht  in  anderer  Weise 
organisirt  werden,  als  vom  alten  Recht.  Der  Vorstand  erhält 
z.  B.  vom  neuen  Recht  absolute  Vollmacht,  während  das  alte 
Recht  Einschränkungen  der  Vollmacht  zuliess,^)  der  Aufsichts- 
rath wird  vom  neuen  Recht  für  obligatorisch  erklärt,  während 
das  alte  Recht  ihn  nur  zuliess,^)  die  Generalversammlung  wird 
vom  neuen  Recht  auf  dem  Prinzip  des  Minimalstimmrechts 
jedes  Aktionärs  aufgebaut,  während  das  alte  Recht  den  Aus- 
schluss der  Kleinaktionäre  gestattete.*)  Das  Gleiche  gilt  von 
Vorschriften,  welche  das  Funktioniren*)  der  Gesellschaft  be- 
treffen.  Dahin  gehören  Vorschriften  über  Statutenänderungen,^) 


neue  Recht  gestattet,  sie  nicht  nachträglich  im  Falle  der  Reduktion  auf 
einen  nach  dem  neuen  Gesetz  unstatthaften  Betrag  reduziren  oder  um- 
wandeln, denn  dieser  Hergang  steht  unter  dem  neuen  Recht.  Vergl. 
Renaud  899f.,  Ring  160,  167—169  (daselbst  Litteraturangaben)  721, 
Staub,  zu  art.  207,  I  N.  3,  H  §  9,  zu  art.  207a,  §  7,  Behrend  789  n.  5, 
Bendixen  in  Wochenschr.  für  Aktienr.  I,  428,  a.  A.  Dispeker  ebenda 
1,  360.  Ausdrückliches  Verbot  im  norweg.  Entw.  §  93.  Vergl.  jetzt  auch 
E.  G.  zum  Rev.  D.  H.  G.  B.  art.  24,  das  im  Interesse  der  Billigkeit  einzelne 
Abweichungen  gestattet. 

^)  Betreffs  der  über  den  Vorstand  und  Aufsichtsrath  geltenden 
Bestimmungen  wahrt  die  deutsche  Aktiennovelle  von  1884  §  6  dem  älteren 
Recht  Einiges.  Dazu  Ring  727,  728,  vergl.  auch  E.  G.  zum  Revid. 
D.  H.  G.  B.  art.  27. 

*)  Ueber  die  Streitfrage,  ob  die  Vorschrift  der  Novelle  von  1884 
auf  ältere  Gesellschaften  auszudehnen  sei  Laue  18 — 22,  Ring  232 — 234 
(daselbst  Litteratur)  Esser  in  Busch's  Archiv  46,  286 ff.  und  Staub  §3 
zu  art.  209 f.,  sonst  betr.  des  Aufsichtsrathes  Ring  502,  508,  521,  Staub 
zu  art.  191,  225,  226. 

^)  Die  Novelle  von  1884  §  4  hat  diesen  Fall  entgegengesetzt  ge- 
ordnet Ring  724,  725. 

*)  Renaud  „Gebahren  der  Gesellschaft  (898). 

5)  Ring  352,  Staub  zu  art.  214  (§3),  215  (§  12),  Laue  7—10. 
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Erhöhungen  und  Reduktionen  des  Grundkapitales,  ^)  Amorti- 
sation von  Aktien,^)  Auflösung  der  Gesellschaft,  Fassung,  Be- 
urkundung und  Anfechtung  von  Beschlüssen,^)  Anmeldungen 
zum  Register,  Bekanntmachungen  der  Gesellschaft,*)  Berufung 
der  Generalversammlungen,  ^)  Bilanzaufstellungen,  ®)  Ausgabe 
von  Aktien. ')  Im  Zweifel  ist  sogar  mit  dem  deutschen  System 
anzunehmen,  dass  alle  diese  Vorschriften  auf  bestehende  Ge- 
sellschaften schlechthin  zur  Anwendung  gelangen  sollen,  weil 
sie  von  Rücksichten  des  öffentlichen  Wohls  diktirt  sind,  eine 
Einheitlichkeit  des  Rechtszustandes  im  höchsten  Grade  er- 
wünscht ist  und  ein  jus  quaesitum  weder  der  Gesellschaft 
noch  der  Aktionäre  in  Frage  steht.*) 

3.  Nicht  anders  kann  die  Beantwortung  der  Frage,  wie 
es  mit  den  Sonderrechten  der  Aktionäre  in  abstracto  steht, 
lauten.  Verbietet  z.  B.  ein  neues  Gesetz  Bauzinsen,  wo  das 
alte  sie  gestattete,  ordnet  das  neue  Recht  einen  Reservefonds 
an,  wo  das  alte  davon  absah,  verwandelt  das  neue  Recht  das 
Dividendenrecht  aus  einem  Sonderrecht  in  eine  blosse  Reflex- 
wirkung der  Körperschaft,  so  lässt  sich  ein  Recht  der  einzelnen 
Aktionäre  auf  Beibehaltung  des  älteren  Rechtszustandes  auch 
hier  nicht  anerkennen.  Besitzt  die  neue  Norm  einen  zwingenden 
Charakter,  so  kann  der  Umstand,  dass  nach  früherer  Auf- 
fassung ein  abstraktes  Sonderrecht  vorlag,  nicht  entscheiden. 
Nur  gegen  Beseitigung  durch  die  Korporationsorgane,  nicht 
durch  den  Staat  ist  das  Sonderrecht  geschützt. 

4.  Selbstverständlich  ist  dagegen,    dass  bereits    gefasste 

0  Staub  zu  art.  215a  (§  10),  248  (§  U),  Laue  12. 

')  R.  Gr.  E.  Civ.  XXII  No.  1  (selbst  wenn  vor  der  Geltung  des  neuen 
Gesetzes  die  vertragsmässige  Verpflichtung  von  Einlösung  der  Aktien 
übernommen  ist).     Ring  389,  a.  a.  Renaud  901. 

»)  Ring  471,  480,  491,  586;  R.  G.  E.  Civ.  XIV  S.  142,  XVDI  S.  61. 

^)  Ring  193,  Staub  zu  art.  209  (§  17),  Laue  35. 

»)  Ring  576,  582,  Laue  28. 

«)  Laue  34,  35. 

0  Ring  726. 

®)  Die  deutsche  Aktiennovelle  von  1884  hat  gewisse  mit  der  Gründung 
in  Zusammenhang  stehende  Vorschriften  auf  ältere  Gesellschaften  nicht 
erstreckt,  so  die  art.  213  b     213  f. 
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Beschlüsse,  vollzogene  Thatsachen  und  erworbene  Rechte 
des  Einzelnen  *)  nicht  durch  das  neue  Gesetz  tangirt 
werden.  Ist  z.  B.  der  Anspruch  auf  die  konkrete  Dividende 
fällig,  so  wird  er  durch  eine  Gesetzgebung,  welche  solchen 
Anspruch  nicht  entstehen  lässt,  nicht  berührt;  ist  eine  Aktie 
kaduzirt,  so  ist  das  Aktienrecht  dem  Aktionär  verloren,  trotz 
der  vom  neuen  Recht  für  die  Kaduzirung  aufgestellten  Aen- 
deruugen ;  ist  ein  Aktionär  durch  Einzahlung  eines  bestinunten 
Prozentsatzes  liberirt,  so  bleibt  er  frei,  auch  wenn  solche 
Liberirung  für  die  Zukunft  unstatthaft  ist;^)  ist  die  Ausstellung 
von  Interimsscheinen  auf  Inhaber  für  die  Zukunft  untersagt,  so 
bleiben  die  auf  Inhaber  bereits  ausgestellten  Interirasscheine 
gültig;'*)  wird  für  Aktienurkunden  ein  bestimmter  Inhalt  vor- 
geschrieben, so  bewahren  die  unter  der  Herrschaft  des  älteren 
Rechts  ausgestelUen  Urkunden  die  Gültigkeit,  auch  wenn  sie 
diesen  Inhalt  nicht  haben;  die  aus  der  Zeichnung  erworbene 
Verpflichtung  regelt  sich  nach  dem  zur  Zeit  der  Aktienzeichnung 
maassgebenden  Recht*)  und  kann  eineVerschärfung  nicht  erhalten. 
5.  Juristische  Qualifikationen,  welche  die  Aktiengesellschaft 
mit  dem  neuen  Recht  erwirbt,  z.  B.  die  Eigenschaft  als  Handels- 
gesellschaft, als  Kaufmann,  finden  auf  bestehende  Aktiengesell- 
schaften Anwendung.^)  Desgleichen  Gebote  oder  Verbote, 
welche  die  Geschäftsfähigkeit  betreffen,  z.  B.  das  Verbot,  eigene 
Aktien  zu  erwerben.®) 

1)  Renaud  900,  King  352. 

-)  §  5  der  zweiten  deutschen  Aktiennovelle. 

•^)  Vergl.  Begründung  des  Entw.  zur  Aktiennovelle  von  1884  S.  399. 
lieber  die  Streitfrage  wegen  früher  zugesicherter  Bezugsrechte  Ring  363, 
364,  Stanb  zu  art.  215a  (§  10).  Für  die  Zukunft  vergl.  E.G.  zum  Rev. 
D.  H.  G.  B.  art.  28. 

^)  Begründung  des  Entw.  zur  Aktiennovelle  von  1884  S.  399.  Dem- 
gemäss  vollzieht  sich  auch  die  Erhöhung  und  Reduktion  des  Urund- 
kapitales  nach  altem  Recht,  wenn  der  Beschluss  auf  Erhöhung  bezw.  Re- 
duktion rechtsförmÜch  nach  altem  Recht  gefasst  ist;  bei  der  Erhöhung 
geht  weiter  die  zweite  deutsche  Aktiennovelle,  indem  sie  verlangt,  dass 
der  auf  die  neu  auszugebenden  Aktien  eingeforderte  Betrag  geleistet  ist. 
§  3.     Vergl.  dazu  Ring  723. 

ö)  Renaud  902. 

ö)  Ring  389,  Renaud  901. 
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§  10  a. 
Insbesondere  Statuten-Kollision.  ^) 

Die  Grundsätze  des  internationalen  Privatrechts,  welche 
bei  Kollision  von  Rechtsquellen  verschiedener 
Rechtsgebiete  auf  dem  Gebiete  des  Aktienrechts  Platz 
greifen,  sind  trotz  zahlreicher  Schwankungen  im  einzelnen  in 
der  europäischen  Jurisprudenz  mit  Bezug  auf  die  Grundfragen 
übereinstimmend  ausgebildet  worden.^)  Indem  die  nachfolgende 
Darstellung  sich  nur  auf  die  Betrachtung  der  für  das  Aktien- 
recht bedeutsamen  Statutenkollisionen  beschränkt,  scheiden  alle 
diejenigen  Fälle  aus,  in  denen  zwar  Subjekt  des  Rechtsver- 
hältnisses eine  Aktiengesellschaft  ist,  das  Rechtsverhaltniss 
aber  selbst  ausserhalb  der  aktienrechtlichen  Sphäre  steht, 
z.  B.  die  Beurtheilung  des  von  einer  Aktiengesellschaft  im 
Auslande  oder  mit  einem  Ausländer  abgeschlossenen  Kauf- 
vertrages oder  des  von  einer  Aktiengesellschaft  im  Auslande 
erhobenen  Wechselprotestes.  Auch  vermeidet  es  die  nachfolgende 
Darstellung,  auf  die  rechtliche  Stellung  ausländischer  Aktien- 
gesellschaften in  den  einzelnen  Gesetzgebungen  (das  Fremden- 
recht) einzugehen,  die  späterer  Erörterung  vorbehalten  bleibt.*^) 

1.  Die  für  die  Rollenvertheilung  so  wichtige  Vorfrage 
zunächst,  ob  eine  Aktiengesellschaft  vorliegt,  hat  der  Richter 
nach  seinem  Recht  zu  entscheiden.  Dieses  hat  die  Grund- 
elemente für  den  Aktiengesellschaftsbegriflf  zu  liefern.  Ergiebt 
sich  daraus,  dass  trotz  gleicher  Bezeichnung  die  ausländische 
Gesellschaft  dem  einheimischen  Aktiengesellschaftsbegriff  un- 
möglich  entspricht,    so   hat   der  Richter   die  für   ausländische 


^)  Dieser  Abschnitt  war  bereits  mit  wenigen  Abweichungen  in 
Holdheims  Monatssohr.  für  Aktienrecht  V  S.  2ff.  erschienen. 

2)  Litteratur:  v.  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  internat.  Privatrechts, 
2  Ausg.  I,  337 ff.,  373ff.,  II,  129ff.,  312ff.;  Regelsberger,  Pandekten  I, 
§  41ff.;  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  l,  222ff.;  Lyon-Caen  et 
Kenault,  Traite  de  droit  commercial  II,  Nr.  1117ff.;  Crouvfes  in  Hold- 
heims Wochenschr.  für  Aktienr.  II,  331  ff.,  einschlägige  Erörterungen  auch 
bei  von  Streit,  Die  Rechtsstellung  der  auswärtigen  Aktiengesellschaften 
in  Griechenland  in  Böhm's  Z.  für  internat.  Privatr.  VI,  193Ö.,  314ff, 

3)  Vergl.  unten  §  19. 
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Aktiengesellschafteu  etwa  aufgestellten  Grundsätze  des  ein- 
heimischen Rechts  nicht  zur  Anwendung  zu  bringen.  In 
Wahrheit  wii'd  eine  erhebliche  Schwierigkeit  bei  Beantwortung 
dieser  Frage  für  den  Richter  kaum  erwachsen.  Der  Aktien- 
gesellschaftsbegriff ist  in  den  Gesetzgebungen  der  verschiedenen 
Länder  im  wesentlichen  der  gleiche.  Und  andererseits  kommt 
es  nicht  darauf  an/  dass  die  einheimische  Begriffsausprägung 
in  allen  Einzelheiten  mit  der  ausländischen  sich  deckt,  es 
genügt,  dass  im  grossen  die  Erscheinungen  sich  decken.^) 
In  der  englisch-nordamerikanischen  Gesetzgebung,  welche  eine 
scharfe  Abgrenzung  des  Aktiengesellschaftsbegriffes  wenigstens 
der  Terminologie  nach  vermissen  lässt,  wird  nur  diejenige 
Abart  der  Joint  stock  Company  als  Aktiengesellschaft  anzusehen 
sein,  bei  der  eine  Beschränkung  der  Haftung  der  Mitglieder 
statuirt  ist,  wobei  es  andererseits  unerheblich  ist,  ob  diese 
Haftung  lediglich  auf  den  Betrag  der  Einlagen  beschränkt 
(limited  by  shares)  oder  ob  eine  Nachschusspflicht  in  bestimmtem 
Betrage  statuirt  ist  (limited  by  guarantee).  Auch  die  letztere 
Form,  wiewohl  sie  dem  kontinentalen  Aktienrecht  nicht  streng 
entspricht,  ist  unter  die  Aktiengesellschaften  zu  ziehen.  Noch 
unerheblicher  ist,  wenn  die  Gesetzgebungen  einiger  Länder 
von  der  beschränkten  Haftung  für  einzelne  Fälle  Ausnahmen 
machen  ^)  oder  wenn  sie  eine  Haftung  der  Aktionäre  nach 
aussen  gegenüber  den  Gläubigem  statuiren,  während  das  Recht 
des  Richters  nur  interne  Haftung  anerkennt,  oder  wenn  sie 
neben  den  Geldeinlagen  Nebenleistungen  der  Aktionäre  zulassen. 
Ja  selbst  die  den  kontinentalen  Aktienkommanditgesellschaften 
entsprechenden  Gestaltungen  des  englischen  Aktienrechts, 
wonach  den  Direktoren  die  unbeschränkte  Haftung  auferlegt 
werden  kann,  sind  unter  die  Aktiengesellschaften  zu  zählen, 
da  sie  sich  nicht  als  besondere  Gesellschaftsformen,  sondern 
als  Aktiengesellschaften  mit  accidentellen  Eigenschaften  dar- 
stellen. Noch  gleichgültiger  ist  es,  ob  die  positiven  Erfordernisse 
für  das  Zustandekommen  der  Aktiengesellschaft,  die  das  Recht 

0  0.  L.G.  Dresden  vom  6.  Sept.  1888  in  Z.  f.  Ha^delsr.  XXXVn,  549. 
*)  Siehe  unten  §  15. 
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des  Richters  aufstellt,  im  ausländischen  Recht  anerkannt  sind, 
z.  B.  die  Minimalzahl  von  Mitgliedern,  der  Minimalbetrag  der 
Aktie,  das  Erforderniss  der  Sachfirma,  die  Verfolgung  kommer- 
zieller Zwecke.  Und  gar  nicht  hierher  gehört  die  Frage,  ob 
die  Regelung  des  Aktienrechts  im  Auslande  dem  Grundgedanken 
der  Aktiengesellschaft  völlig  gerecht  wird,  z.  B.  ob  das  Prinzip 
des  festen  Grundkapitals  anerkannt  ist.^)  Wie  für  die  Aktien- 
gesellschaft im  ganzen,  ist  die  Vorfrage  für  die  einzelnen 
aktienrechtlichen  Begrifi'e  zu  beantworten,  z.  B.  den  Begriff 
der  Aktie,  des  Interimsscheines,  der  Gründer,  der  Bauzinsen, 
der  Dividende  u.  s.  w. 

2.  Mit  Bezug  auf  die  Rechtsfähigkeit  untersteht  die 
Aktiengesellschaft  dem  Rechte  desjenigen  Landes,  in  dem 
sie  ihren  Sitz  hat.^)  Wie  demnach  dieses  Recht  über  die 
Voraussetzungen  entscheidet,  unter  welchen  eine  Aktien- 
gesellschaft Rechtsfähigkeit  erwirbt,  wie  insbesondere  die 
bei  der  Konstituirung  erforderlichen  Akte,^)  die  die  Ent- 
stehung bedingenden  Publizitätsakte,*)  die  Nothwendigkeit  der 
Konzessionirung,  die  Folgen  ungültiger  oder  ordnungswidriger 
Errichtung*)  sich  nach  dem  Rechte  ihres  Sitzes  richten,  so 
ist  auch  der  Umfang  der  ihr  beigelegten  Rechtsfähigkeit  nach 
ihrem  Personalstatut  zu   beurtheilen.®)     Beschränkungen    der 


^)  Französ.  societe  anonyme  ä  capital  variable,  vergl.  Urtheil  des 
Brüsseler  Gerichtshofes  von  1885  in  Kevue  des  societes  VI,  495 ;  schwed. 
Aktiengesetz  von  1895,  §  3. 

^)  Vergl.  internationaler  Vertrag  der  südamerikanischen  Staaten,  Art.  5 
in  Z.  für  Handelsr.  XXXIX,  505. 

^)  Also  Form  und  Inhalt  der  Statutsfeststellung,  Minimalzahl  der 
Gründer,  Minimalbetrag  der  Aktien,  Zeichnung  und  Aufbringung  des 
Grundkapitals,  Abhalten  der  konstituirenden  Generalversammlung,  Grün- 
dungsprüfung. 

*)  Anmeldung  zum  Handelsregister,  Eintragung,  Veröffentlichung 
gewisser  Thatsachen. 

^)  Also  Nullitätsklage,  Haftung  der  Gründer  aus  ungültiger  Er- 
richtung (Annales  de  droit  commeroial  11,  198),  Haftung  der  Organe  für 
nicht  gehörige  Prüfung.  Vor  allem  aber  die  Frage,  ob  die  ßechts- 
widrigkeit  eine  essentielle  oder  reglementarische  Vorschrift  betrifft. 

^)  Demnach  auch  die,  praktisch  wenig  bedeutsame,  Frage,  ob  sie 
juristische  Persönlichkeit  besitzt. 
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Rechtsfähigkeit,  die  ihr  Personalstatut  ihr  auferlegt,  würden 
demnach  auch  in  demjenigen  Rechtsgebiet  ihr  anhaften,  welchem 
solche  Schranken  fremd  sind,  wie  umgekehrt  die  den  Aktien- 
gesellschaften des  fremden  Rechtsgebietes  anhaftenden  Be- 
schränkungen der  Rechtsfähigkeit  ihr  an  sich  fern  bleiben 
würden.  Indessen  bedarf  der  letztere  Satz  der  Einschränkung, 
dass  die  ausländische  Aktiengesellschaft  nicht  besser  gestellt 
werden  darf  als  die  einheimische.  Soweit  es  sich  demnach 
um  den  Erwerb  oder  die  Ausübung  von  Rechten  handelt, 
die  in  dem  betr.  Territorium  zur  Geltung  gelangen,  ist  die 
ausländische  Aktiengesellschaft  den  gleichen  Beschränkungen 
unterworfen,  denen  die  einheimischen  unterliegen.^)  Rechts- 
wohlthaten,  die  das  Personalstatut  ihr  gewährt,  kann  sie  in 
einem  fremden  Territorium  nicht  ohne  weiteres  geltend  machen, 
wie  umgekehrt  der  den  einheimischen  Aktiengesellschaften  ge- 
währten Rechtswohlthaten  die  ausländische  nicht  ohne  weiteres 
theilhaftig  ist.  Auch  entscheidet  das  Personalstatut  nicht  über 
den  ganzen  Umfang  ihrer  Rechtsfähigkeit.  Soweit  es  sich  um 
Rechte  an  Grundstücken  handelt,  entscheidet  die  lex  rei  sitae, ^) 
soweit  es  sich  um  Erbrechte  handelt,  das  Personalstatut  des 
Erblassers.^)  Ueber  publizistische  Rechte  und  Pflichten  ent- 
scheidet das  Recht  desjenigen  Staates,  in  dem  sie  aus- 
geübt, bezw.  auferlegt  werden,  über  prozessuale  Rechte  die 
lex  fori. 

Wieweit  nach  dem  Personalstatut  die  der  Aktiengesell- 
schaft zustehenden  Persönlichkeitsrechte,  z.  B.  Recht  auf 
Namen  und  Marke,  sowie  die  ihr  verliehenen  Qualitäten,  z.  B. 
die  Kaufmannseigenschaft,  zu  beurtheilen  sind,  lässt  sich  nicht 
mit  einem  Worte  entscheiden.  Ob  z.  B.  eine  Aktiengesell- 
schaft, der  das  einheimische  Recht  Kaufmannsqualität  verleiht, 
im  Auslande  als  Kaufmann  auch  dann  zu  gelten  hat,  wenn 
sie  wegen  der  nicht  kommerziellen  Natur  ihres  Gegenstandes 
nach    dortigem    Recht    der    Kaufmannsqualität    entbehrt,     ist 


'»)  V.  Bar  I,  313. 

*)  V.  Bar  I,  313,  anders  Gierke  I,  227. 

6)  Jetzt  Einf.  Gesetz  zum  B.  G.  B.,  Art.  24,  25. 
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zweifelhaft.  ^)  Dagegen  wird  der  Name,  bezw.  die  Firma  einer 
Aktiengesellschaft  für  Zweigniederlassungen  im  Auslande  auch 
dann  geführt  werden  dürfen,  wenn  er  den  dortigen  Vorschriften 
nicht  entspricht,  es  sei  denn,  dass  ein  Prohibitivgesetz  eingreift.^) 
3.  Nicht  minder  entscheidet  wenigstens  nach  kontinentaler 
Auffassung^)  über  ihre  Handlungsfähigkeit  ihr  Personal- 
statut. ^)  Wie  demnach  eine  in  ihrer  Handlungsfähigkeit  vom 
Personalstatute,  z.  B.  dem  englischen  Recht,  beschränkte 
Aktiengesellschaft  auch  in  Ländern  diesen  Schranken  unter- 
liegt, deren  Recht  eine  unbeschränkte  Handlungsfähigkeit 
statuirt,  so  bleibt  die  nach  ihrem  Personalstatut  mit  un- 
beschränkter Handlungsfähigkeit  ausgestattete  Aktiengesell- 
schaft im  Auslande  von  den  Schranken  frei,  welche  das  dortige 
Recht  seinen  Aktiengesellschaften  auferlegt.  Ausflüsse  dieses 
Grundgedankens  sind,  dass  das  Personalstatut  entscheidet,  ob 
die  Aktiengesellschaft  jfrei  Schuldverschreibungen  emittiren,  ob 
sie  ihr  Grundkapital  frei  erhöhen,  ob  sie  Verzichte  oder  Ver- 
gleiche frei  vornehmen  darf.^)  Indessen  ergeben  sich  auch 
hier  Modifikationen.  Zwar  wird  der  Satz,  dass  das  von  einem 
Ausländer  im  Inland  vorgenommene  Rechtsgeschäft  den  Aus- 
länder verbindet,  wenn  er  zwar  nicht  nach  ausländischem,  aber 
doch  nach  inländischem  Rechte  handlungsfähig  ist,®)  auf 
Aktiengesellschaften  nicht  Anwendung  finden  können,  da  er 
nur  auf  physische  Personen  zugeschnitten  ist.  Umgekehrt  aber 
kann  die  Beschränkung  einheimischer  Aktiengesellschaften  in 
der  Vertragsfähigkeit  Ausfluss  eines  allgemeinen  Prohibitiv- 
gesetzes  sein,  dem  ausländische  Aktiengesellschaften  in  gleicher 
Weise    unterliegen,    z.  B.   mit    Bezug    auf   die   Emission    von 

^)  öierke  lässt  das  Personalstatut  entscheiden  I,  223,  a  18;  korrekter 
und  eingehender  von  Bar  II,  130.  Lyon-Caen  et  Renault,  Traite  I, 
Nr.  211,  183;  v.  Streit  a.  a.  0.,  S.  321,  322. 

2)  (iierke  I,  223a,  18;  v.  Bar  I,  290,  II,  287,  288;  vergl.  King,  S.  293; 
a.  A.  Staub,  zu  art.  212  (§  10).    Unentschieden  R.  G.  E.  in  Civ.  XXI  S.  3. 

•^)  Ueber  engl.-amerikan.  Recht,  v.  Bar  I,  397. 

*)  Vergl.  Span.  Handelsgesetzb.,  Art.  15,  Portugies.  Handelsgesetzb., 
Art.  109. 

»)  FaU  des  D.  H.  G.  B.,  Art.  213  d  («  Rev.  D.  H.  G.  B.  §205). 

^)  Einf.-Ges.  zum  Bürgerl.  G.B.,  Art.  7,  Deutsche Wechselordn.  Art.  48. 
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Aktien  und  Obligationen.^)  Zwar  nicht  mit  der  Vertrags- 
fähigkeit an  sich,  aber  mit  der  Bethätigung  der  Vertrags- 
fähigkeit hat  es  zu  thun,  wenn  mannigfache  Gesetze  die  Er- 
richtung von  Zweigniederlassungen  oder  Agenturen  ausländischer 
Aktiengesellschaften  nur  bei  Beobachtung  bestimmter  Vor- 
schriften gestatten,  Vorschriften,  welche  im  einzelnen  ver- 
schieden bald  nur  eine  gehörige  Publikmachung  der  Gründungs- 
hergänge, ^)  bald  auch  eine  Klarstellung  der  Thatsache,  dass 
die  Gesellschaft  eine  ausländische  ist,^)  eine  geordnete  Buch- 
führung,*) und  Bilanzirung,*)  eine  genügende  Verhaftung  der 
Vorstände  gegenüber  Dritten®)  bezwecken.  Die  Unterlassung 
solcher  Vorschriften  zieht  dieselben  Folgen  nach  sich,  welche 
sie  bei  einheimischen  Gesellschaften  haben  würde,')  abgesehen 
davon,  dass  die  Vorsteher  solidarisch  für  den  Dritten  ent- 
stehenden Schaden  haften.*)  Wie  deshalb  zwar  nicht  die 
Vertragsfähigkeit  der  Gesellschaft  selbst  durch  die  Unter- 
lassung beseitigt,  ja  nicht  einmal  bei  dem  Charakter  dieser 
Vorschriften  als  Ordnungsvorschriften  die  Rechtsbeständigkeit 
der  Zweigniederlassung  in  Frage  gestellt  würde,*)  so  könnte 
andererseits  die  Ausübung  des  Geschäftsbetriebes  so  lange 
inhibirt  werden,   bis  die  Vorschrift   erfüllt  wird,   und  die  Ge- 


^)  Der  französ.  Entw.  eines  Aktiengesetzes  von  1883  enthielt  hier- 
über Bestimmungen  (Art.  92,  93).  Siehe  Revue  des  societes  I,  284,  11, 
335,  831. 

«)  Ital.  Cod.  di  Oomm.,  Art.  230,  231,  Ungar.  H.  (I.  B.,  Art.  211. 
Portugies.  H.  (j.  B.,  Art.  111,  Argentin.  H.  Gr.  B.,  Art.  287,  Deutsches 
H.  G.  B.,  Art.  212  (vergl.  K.  D.  H.  G.  B.  §  201). 

*)  Entw.  eines  norweg.  Aktiengesetzes  von  1894,  §  98. 

^)  Ungar.  H.  G.  B.,  Art.  213. 

'^)  Ungar.  H.  G.  B.,  Art.  214,  Belg.  Gesetz  von  1873,  Art.  130,  Ital. 
Cod.  di  Comm.,  Art.  230. 

*»)  Ital.  Cod.  di  Comm.,  Art.  230,  Belg.  Gesetz,  Art.  130,  Portugies. 
H.  G.  B.,  Art.  111. 

')  Ital.  Cod.  di  Comm.,  Art.  231,  Portugies.  H.  G.  B.,  Art.  112. 

»)  Ungar.  H.  G.  B.,  Art.  215,  Ital.  Cod.  di  Comm.,  Art.  231. 

'*)  Thesen  des  Institut  international  in  der  Hamburger  Sitzung 
(1891)  Art.  3.  Entsch.  des  Oesterr.  Obersten  Gerichtshofes  vom  10.  Oktober 
1888  in  Böhm's  Z.  für  intern.  Privatr.  I,  385.  Reichsger.  Entsch.  in 
Civilsachen  VI,  137. 
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Seilschaft  würde  für  Dritten  entstehenden  Schaden  aufzukommen 
haben.  Auch  würden  die  an  die  ünteriassung  der  Publik- 
machung  geknüpften  Folgen,  die  das  betr.  Recht  aufstellt,  mit 
Bezug  auf  die  Zweigniederlassung  für  die  ausländische  Ge- 
sellschaft eintreten.^) 

4.  Das  Personalstatut  beherrscht  aber  die  Aktiengesellschaft 
nicht  blos  als  isolirtes  Rechtssubjekt,  sondern  auch  mit  Bezug 
auf  die  Gesammtheit  der  aus  ihrer  Verbandsnatur  entspringenden 
Rechtsverhältnisse.'^)  Demgemäss  richten  sich  zunächst  die 
mitgliedschaftlichen  Rechte  und  Pflichten  nach  dem  Personal- 
statut der  Aktiengesellschaft  und  nicht  nach  dem  Rechte  des 
betr.  Mitgliedes  oder  dem  Rechte  des  Zeichnungsortes,  bezw.  Ortes 
des  Aktienerwerbes.  Dem  Personalstatut  der  Aktiengesellschaft 
sind  deshalb  unterworfen  einerseits  die  vermögensrechtlichen 
Ansprüche,  welche  die  Aktionäre  kraft  ihrer  Mitgliedschaft 
haben,  das  Recht  auf  Dividende,  Bauzinsen,  der  Antheil  am 
Vermögen  der  Gesellschaft,  desgl.  das  Stimmrecht  und  die 
sonstigen  Verwaltungsrechte  der  Aktionäre,  andererseits  die 
Verpflichtungen  der  Aktionäre  zur  Liberirung  ihrer  Aktien, 
die  bei  Nichterfüllung  eintretenden  Rechtsfolgen  (Zahlung  von 
Verzugszinsen,  Kaduzirung),  die  Dauer  der  Haftung  nach 
Veräusserung  der  Aktie,  die  Ausschliessung  von  Einreden 
gegenüber  der  Gesellschaft.  Wie  demgemäss  der  Anspruch 
ausländischer  Aktionäre  auf  statutarische  Bauzinsen  auch  dann 
anzuerkennen  ist,  wenn  das  inländische  Recht  solche  Bauzinsen 
verbietet,  sofern  nur  das  Personalstatut  der  Aktiengesellschaft 
sie  gestattet,  so  würde  umgekehrt  der  Ausschluss  der  Klein- 
aktionäre von  der  Generalversammlung  dann  unstatthaft  sein, 
wenn  das  Personalstatut  der  Aktiengesellschaft  jedem  Aktionär 
mindestens  eine  Stimme  gewährt,  obwohl  nach  dem  Recht 
seines  Landes  der  Aktionär  auf  ein  solches  Recht  sich  nicht 
berufen  kann.  Voraussetzung  ist  natürlich,  dass  die  Mitglied- 
schaft erworben  ist.  lieber  den  Erwerb  und  Verlust  der 
Mitgliedschaft  hat  aber  wiederum  prinzipiell  das  Personalstatut 

^)    Portugies.  H.  G.  B.,    Art.  112    u.  a.  ürtheil   des   Brüsseler  Oour 
d'appel  in  Revue  des  societes  VIII  p.  98. 
«)  V.  Bar  n,  133,  Gierke  I,  226. 
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der  Aktiengesellschaft  zu  entscheiden.  Demgemäss  würde  allein 
das  Personalstatut  der  Aktiengesellschaft  über  die  Voraus- 
setzungen und  rechtlichen  Wirkungen  der  Uebernahme  und 
Zeichnung  von  Aktien  mit  Bezug  auf  den  Erwerb  der  Mit- 
gliedschaft, über  die  Zulässigkeit  von  Namens-  und  Inhaber- 
aktien und  über  deren  Umwandlung,  *)  über  die  Uebertragung 
und  den  Verlust  der  Mitgliedschaft  normiren.  Knüpft  das 
Personalstatut  freilich  lediglich  an  den  Uebergang  des  Eigen- 
thums  an  der  Aktienurkunde  den  Uebergang  der  Mitgliedschaft, 
so  würde  die  Frage,  ob  das  Eigeuthum  an  der  Aktie  übertragen 
ist,  sich  nach  dem  Rechte  des  Uebertragungsortes  richten. 
Galt  z.  B.  an  letzterem  der  Grundsatz  „Hand  muss  Hand 
wahren",  während  dem  Personalstatut  der  Aktiengesellschaft 
dieser  Grundsatz  fremd  ist,  so  wäre  bei  Uebertragung  der 
Aktie  in  jenem  Eechtsgebiet  die  Mitgliedschaft  von  dem  gut- 
gläubigen Erwerber  die  Aktie  seitens  eines  Nichteigenthümers 
erworben.  Indem  die  Mitgliedschaft  in  das  sachenrechtliche 
Gewand  der  Inhaberaktie  gehüllt  wird,  ist  damit  der  Wechsel 
der  Mitgliedschaft  den  Schicksalen,  welcher  die  durch  mehrere 
Rechtsgebiete  wandernde  Sache  unterliegt,  mit  unterworfen.  ^'^) 
5.  Das  Persoualstatut  der  Aktiengesellschaft  beherrscht 
weiter  den  Organismus  der  Aktiengesellschaft,  es  bestimmt  die 
Zahl  und  Gestaltung  der  einzelnen  Organe,  ihre  Befugnisse 
und  Pflichten  nach  innen  und  nach  aussen,  den  Umfang  ihrer 
Vertretung  und  Haftung  gegenüber  den  Aktionären  ^)  und 
Gläubigern  der  Gesellschaft.  Demgemäss  würde  beispielsweise 
die  Vollmacht  des  Vorstandes,  wenn  das  Personalstatut  eine 
Einschränkung  verbietet,  auch  im  Auslande  den  absoluten 
Charakter  bewahren,   wie   umgekehrt  die  nach  dem  Personal- 


')  Wahl,  Titres  au  porteur,  I,  p.  406 ff. 

')  Ueber  diese  sehr  schwierige  Frage  Wahl  in  Annales  de  droit 
commercial,  IV,  225  ff. ;  derselbe,  Titres  II,  340  ff.  Vergl.  auch  Reichsger. 
Entsch.  in  Civils.,  XI,  S.  55. 

ä)  Darum  erscheint  recht  bedenklich  das  Urtheil  des  Brüsseler 
Gerichtshofes  vom  29.  Dezember  1886,  wonach  das  belgische  Vorstands- 
mitglied einer  fremden,  in  Belgien  nicht  einmal  eine  Zweigniederlassung 
besitzenden  Gesellschaft  sich  auf  die  fünfjährige  Verjährung  des  belg.  Ge- 
setzes berufen  darf  (Annales  de  droit  comm.  II,  282.) 
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Statute  zulässige  Einschränkung  der  Vollmacht  auch  in  den- 
jenigen Gebieten  ihre  Wirkung  äussern  würde,  deren  Gesetze 
an  dem  absoluten  Charakter  festhalten,^)  es  würde  die  Noth- 
wendigkeit  eines  Aufsichtsrathes  sich  allein  nach  dem  Personal- 
statut richten,  die  Kompetenz  der  Generalversammlung  zu 
Statutenänderungen  und  die  Grösse  der  erforderlichen  Majorität 
würde  das  Personalstatut  bestimmen  u.  a.  m.  Freilich  kann  es 
gerade  mit  Bezug  auf  diese  Punkte  zweckmässig  sein,  zwingende 
Vorschriften  aufzustellen,  welche  auch  ausländische  Aktien- 
gesellschaften betreffen,  um  die  Benachtheiligung  des  inländischen 
Publikums  durch  diejenigen  ausländischen  Gesellschaften  zu 
verhüten,  welche  ihren  Geschäftsbetrieb  auf  das  Inland  aus- 
dehnen, wie  denn  sich  derartige  Vorschriften  in  manchen 
Gesetzgebungen  für  ausländische  Aktiengesellschaften,  die  eine 
Agentur  oder  Zweigniederlassung  im  Inlande  errichten,  nach- 
weisen lassen.  Auch  ist  es  selbstverständlich,  dass  soweit  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  des  Deliktsrechts  eine  Haftung  der 
Organe  besteht,  das  Recht  des  Deliktsortes  zu  entscheiden  hat. 
6.  Das  Personalstatut  der  Aktiengesellschaft  bestimmt 
endlich  die  Auflösung  der  Aktiengesellschaft  sowohl  mit  Bezug 
auf  die  Auf  lösungsgründe  als  mit  Bezug  auf  das  bei  der  Auf- 
lösung zu  beobachtende  Verfahren  -)  und  die  rechtlichen 
Schicksale  des  Gesellschaftsvermögens.  Demgemäss  würde 
nach  dem  Personalstatut  die  Frage,  ob  das  Sinken  der  Mit- 
gliederzahl unter  eine  bestimmte  Anzahl,  der  Verlust  eines 
Theiles  des  Grundkapitals,  der  Ablauf  einer  gewissen  Frist 
Auflösungsgrund  ist,  desgl.  welche  Majorität  der  General- 
versammlung füi'  einen  Auflösungsbeschluss  erforderlich  ist, 
welche  Vollmachten  die  Liquidatoren  haben,  nach  Ablauf 
welcher  Frist  (Sperrjahr)  die  Vertheilung  des  Vermögens  unter 
die  Aktionäre  erfolgen  darf,  beantwortet  werden.  Nicht  minder 
würde  die  Reduktion  des  Grundkapitals  sowie  die  Amortisation 


^)  Vorschläge  des  Institut  international  in  der  Hamburger  Sitzung, 
Art.  2. 

^)  Vergl.  Urtheil  des  Pariser  Appellhofes  vom  23.  Januar  1889  in 
Kevue  des  societes  VII,  193,  des  Civiltribunals  der  Seine  vom  22.  März 
1889,  ebenda  336  f. 
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der  Aktien  dem  Personalstatut  unterstehen.  Eine  Fusion  zweier 
Gesellschaften  mit  inhaltlich  verschiedenem  Personalstatut  wird 
kaum  durchführbar  sein,  da  die  aufnehmende  Gesellschaft  den 
Bestimmungen,  welche  das  Personalstatut  der  aufzunehmenden 
aufstellt,  nicht  unterworfen  ist,  die  aufzunehmende  nach  ihrem 
Personalstatut  zur  Fusion  nur  dann  zu  schreiten  befugt  ist, 
wenn  dessen  Bestimmungen  über  die  Fusion  beobachtet  werden. 
Es  wird  nur  der  Weg  der  Auflösung  und  Uebertragung  des 
Vermögens  an  die  andere  Gesellschaft  übrig  bleiben.  Ob  der 
Konkurs  einer  Aktiengesellschaft  Auflösungsgrund  ist,  bestimmt 
deren  Personalstatut,  bezüglich  des  Konkursverfahrens  greifen 
die  allgemeinen  Bestimmungen  Platz.  ^) 

7.  Für  das  Vorbemerkte  ist  die  natürliche  Einschränkung 
zu  machen,  dass  die  Bestimmungen  des  Personalstatuts  nicht 
über  ihr  Gebiet  hinaus  behördliche  Einrichtungen  und  Publi- 
zitätsakte erzwingen  können.  Wenn  das  Personalstatut  beispiels- 
weise Vorschriften  über  Zweigniederlassungen  trifft,  welche  die 
Errichtung  von  Registerbehörden  voraussetzen,  so  würden  solche 
Vorschriften  für  ausländische  Zweigniederlassungen  nicht  zur 
Anwendung  gelangen  können,  insoweit  es  sich  um  die  Anmeldung 
bei  den  Registerbehörden  und  die  Eintragung  in  das  Handels- 
register handelt ;  wohl  aber  würden  die  vom  Personalstatut  für 
die  Vertretungsbefugnisse  der  Organe  der  Zweigniederlassung 
aufgestellten  Vorschriften  maassgebend  sein. 

8.  Wird  so  die  Gesammtheit  der  aus  der  Verbandsnatur 
der  Aktiengesellschaft  entspringenden  Rechtsverhältnisse  vom 
Personalstatut  der  Aktiengesellschaft  beherrscht,  so  steht  es 
anders  mit  denjenigen  Rechtsverhältnissen,  welche  aus  Anlass 
oder  zum  Zweck  der  Erzeugung  jener  ins  Leben  gerufen  werden, 
während  sie  an  und  für  sich  in  den  sozialrechtlichen  Bereich 
der  Aktiengesellschaft  nicht  hineingehören.  Dahin  gehören  vor 
allem  die  eine  Errichtung  der  Aktien  gesellschaft  vorbereitenden 
Rechtsakte,  wie  die  Eingehung  eines  Gründerkonsortiums,  die 
dem  Projektanten  gemachte  Zusicherung,  eine  bestimmte  An- 
zahl Aktien  zeichnen,   wie  umgekehrt  die  vom  Projektanten 


1)  V.  Bar  II,  553ff.;  Kohler,  Lehrb.  des  Konkursrechtes,  §  118ff. 


Insbesondere  Statuten-Kollision.  129 

Übernommene  Verpflichtung,  die  Acceptirung  der  Zeichnung 
herbeiführen  zu  wollen,  unter  den  Projektanten  oder  zwischen 
Projektanten  und  Zeichnern  getroffene  Vereinbarungen  über 
die  Tragung  der  Gründungskosten  u.  a.  m.  Regelmässig  werden 
auch  diese  dem  Personalstatut  der  Aktiengesellschaft  unter- 
stehen, da  regelmässig  nach  der  Absicht  der  Parteien  das 
Geschäft  an  dem  Sitze  der  Gesellschaft  zur  Erftülung  gelangen 
soll.  Aber  die  Uebereinstimmung  ist  eine  faktisch  zufällige, 
nicht  eine  innerliche. 

Nicht  anders  steht  es  mit  den  Vereinbarungen,  welche  die 
Projektanten  mit  Bankhäusern  behufs  Emission  von  Aktien 
treffen,  sowie  mit  den  von  Bankhäusern  mit  dem  Publikum 
über  die  emittirten  Aktien  geschlossenen  Verträgen,  desgl.  mit 
der  Haftung  der  Emissionshäuser  aus  Ankündigungen,  Prospekten, 
Rathschlägen  sowohl  gegenüber  dem  Publikum  als  gegenüber 
der  Gesellschaft.  Alle  diese  Rechtsverhältnisse  stehen  ausser- 
halb des  Verbandsrechtes  der  Aktiengesellschaft.  Dass  sie 
von  einzelnen  Gesetzgebungen  in  den  Rahmen  des  Aktien- 
gesetzes gezogen  werden,^)  ändert  daran  nichts.  Keineswegs 
lässt  sich  daraus  die  Herrschaft  des  betr.  Aktiengesetzes  auch 
für  im  Auslande  zur  Entstehung  gelangende  und  dorthin  ge- 
hörige Rechtsverhältnisse  dieser  Art  entnehmen.  Vielmehr 
würden  hier  die  allgemeinen  Grundsätze  des  internationalen 
Privatrechts  maassgebend  sein.  Wie  deshalb  die  Haftung  der 
Emissionshäuser  für  unrichtige  oder  unvollständige  Angaben 
in  öffentlichen  Prospekten  sich  regelmässig  nach  dem  Recht 
des  Ortes,  wo  der  Erlass  des  Prospektes  erfolgt  ist,  richten 
wird,  so  würde  bezüglich  der  Vereinbarung  zwischen  Projek- 
tanten und  Bankhäusern  behufs  Emission  von  Aktien  regel- 
mässig das  Recht  des  Bankhauses  zur  Anwendung  gelangen, 
da  im  Zweifel  das  Recht  der  Hauptniederlassung  des  Bank- 
hauses lex  solutionis  für  dieses  ist. 

9.  Unzweifelhaft  ist  ferner,  dass  die  aus  einem  auf  Ueber- 
tragung  der  Aktien  gerichteten  Geschäfte  zwischen  Veräusserer 
und  Erwerber  entstehenden  Obligationen  nicht  dem  Personal- 


1)  Deutsches  H.  G.  B.,  Art.  213b,  d  (R.  D.  H.  G.  B.  §§  203,  205.) 
Lehmann,  Becht  der  Aktiengesellschaften.  9 
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Statut  der  Aktiengesellschaft,  sondern  ihrem  eigenen  für  sie 
maassgebenden  Recht  unterstehen.  Je  nach  dem  Charakter 
dieses  Rechtsgeschäftes,  ob  es  sich  um  Kauf,  Tausch,  Schenkung, 
um  Eigenthumsübertragung  oder  Pfandbestellung  handelt,  wird 
die  Verpflichtung  zur  Gewährleistung,  die  Haftung  wegen  Mängel, 
die  Verpflichtung  zur  Uebertragung  der  Aktienurkunde  und  der 
Dividendenscheine,  zur  Herbeiführung  der  Umschreibung  im 
Aktienbuche,  zur  Leistung  der  Valuta  sich  nach  dem  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  der  Statutenkollision  maassgebenden 
Recht  richten.  Daran  kann  auch  hier  der  Umstand  nichts 
ändern,  dass  ein  Aktiengesetz  über  die  Regelung  dieser  internen 
Beziehungen  Normen  erlassen  hat,  z.  B.  dem  Vorbesitzer  einer 
nichtliberirten  Aktie,  der  nach  Abgabe  der  Aktie  von  der  Ge- 
sellschaft belangt  wird,  den  Regress  gegen  die  Nachmänner 
gewährt.^)  Eine  derartige  Vorschrift  kann  jenseits  der  Grenz- 
piähle  des  betr.  Landes  keine  Bedeutung  beanspruchen,  wenn 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  das  Gesetz  auf  den  vorliegenden 
Fall  nicht  anwendbar  ist.^) 

10.  Weiter  aber  normirt  hinsichtlich  der  Negotia- 
bilität*)  der  ausgegebenen  Aktien  und  Obligationen  der  Ge- 
sellschaft nicht  deren  Personalstatut,  sondern  das  Recht  des- 
jenigen Landes,  in  welchem  diese  Urkunden  Gegenstand  des 
Handelsverkehrs  sind.  Wie  deshalb  die  Börsenfähigkeit  dieser 
Werthpapiere  von  den  jeweiligen  Bestimmungen  des  einzelnen 
Landes,  an  dessen  Börsen  sie  zugelassen  werden  sollen,  ab- 
hängt, so  entscheiden  die  Gesetze  des  Landes,  ob  es  zum  Ab- 
schluss  von  Geschäften  über  solche  Titel  der  Hinzuziehung 
eines  Kursmaklers  und  der  Ausstellung  eines  Schlussscheines 
bedarf,  welchem  Stempel  der  Vertragsabschluss  unterliegt  und 
in  welcher  Weise  die  Kursfeststellung  erfolgt,   desgl.  über  die 


2)  Belg.  Gesetz  über  Gesellschaften  von  1873,  Art.  42. 

8)  V.  Bar  U,  134. 

*)  Nicht  der  blossen  Uebertragbarkeit.  Deshalb  hat  die  französische 
Jurisprudenz  entschieden,  dass  der  Art.  2  des  Gesetzes  von  1867,  welches 
die  Uebertragung  von  Aktien  nach  Einzahlung  von  25  %  des  Nominal- 
betrages gestattet,  nur  auf  französische  Gesellschaften  anwendbar  sei. 
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rechtlichen  Folgen,   welche  die  Nichtbeobachtung   dieser  Vor- 
schrift nach  sich  zieht. 

11.  Endlich  regeln  sich  besondere  Sozietäts vertrage,  welche 
der  einzelne  Aktionär  mit  Dritten  hinsichtlich  seines  Aktien- 
besitzes eingeht,  nach  dem  für  diese  Sozietät  maassgebenden 
Rechte,  während  die  Frage,  wieweit  der  Unterbetheiligte  gegen- 
über der  Gesellschaft  selbst  Rechte  aus  dem  eingegangenen 
Konsortialverhältniss  erwirbt,  nach  dem  Personalstatut  der 
Gesellschaft  zu  beantworten  ist. 


9* 


IL  Bück 
Barstellung  des  geltenden  Aktienrechts. 

§11. 

Begriff  der  Aktiengesellschaft. 

Für  den  Begriff  der  Aktiengesellscliaft  haben  sich  in 
allen  Gesetzgebungen  nach  dem  Vorbilde  des  Code  de  com- 
merce vier  Erfordernisse  ausgebildet; 

1.  Eine  unter  eigenem  Namen  auftretende  Vereinigung, 
„Gesellschaft",  Mehrerer  (Aktionäre)  zu  einem  bestimmten 
Zwecke. 

2.  Ein  von  den  Aktionären  aufzubringender,  zur  Ver- 
wirklichung dieses  Zweckes  bestimmter  und  aus  der  Privat- 
vermögenssphäre der  Aktionäre  ausscheidender  Vermögens- 
fonds (Grundkapital). 

3.  Die  Zerlegung  des  Grundkapitales  in  eine  Anzahl 
von  Antheilen  (Aktien,  shares). 

4.  Die  Beschränkung  der  Verpflichtung  des  einzelnen 
Gesellschafters  auf  den  im  voraus  festgesetzten  Betrag  der 
zu  machenden  Einlage  (beschränkte  Haftung). 

Weitere  Erfordernisse  der  einzelnen  Gesetzgebungen  sind 
durch  Rücksichten  verschiedenster  Art  diktirt.  Sie  haben  im 
gleichen  Staate  nicht  selten  gewechselt.  Sie  berühren  den 
Kern  des  Gebildes  nicht,  können  demnach  bei  der  grund- 
legenden Betrachtung  bei  Seite  gelassen  werden. 

Noth wendig  ist  demnach: 

1.  Eine  unter  eigenem  Namen  auftretende  Ver- 
einigung Mehrerer  zu  einem  bestimmten  Zwecke.  Die 
Gesetzgebungen  verlangen,  dass  eine  „Gesellschaft"  vorhanden 
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ist  (selskab,  societe,  societä,  sociedad,  vennootschapp, 
Company,  coinpania,  kompanü  [russisch],  comit6,  bolag). 
Welcher  Art  diese  „Gesellschaft"  ist,  ob  Korporation  oder 
Sozietät,  wie  hoch  die  Minimalzahl  ihrer  Mitglieder  von  der 
einzelnen  Gesetzgebung  beziflfert  wird,  ob  sie  lediglich  kom- 
merzielle oder  alle  erlaubten  Zwecke  verfolgen  darf,  ob  die 
Zwecke  dauernder  oder  vorübergehender  Art,  eigennützige  oder 
nicht  eigennützige  sein  können,  diese  Fragen  sind  einstweilen  nicht 
zu  beantworten.  Auch  die  Frage,  ob  mit  Fortfall  sämmtlicher 
Mitglieder  oder  bei  Sinken  der  Mitgliederzahl  auf  eine  Person 
die  Gesellschaft  zu  existiren  aufhört,  muss  einstweilen  aus- 
scheiden. Hier  genüge  die  Aufstellung  des  Satzes:  es  muss 
von  Anfang  an  eine  Personenvereinigung  vorliegen. 
Mindestens  bedarf  es  demnach  des  Zusammenschlusses  von 
zwei  Personen.  Mit  einem  Aktionär  kann  eine  Aktiengesell- 
schaft nicht  entstehen.^)  Falls  eine  Gesetzgebung  aus  Zweck- 
mässigkeitsgründen ein  derartiges  Gebilde  als  Aktiengesellschaft 
aufrechterhält,^)  liegt  eine  Ausdehnung  aktiengesellschaftlicher 
Grundsätze  auf  den  Betrieb  einer  Einzelperson  vor.  Noch 
weiter  ab  liegt  der  Fall  der  Zwecksatzung  eines  Vermögens, 
der  Stiftung.  Auch  die  eine  aktiengesellsehaftliche  Struktur  be- 
sitzende Stiftung  ist  nicht  Aktiengesellschaft,  Aktionäre  sind 
Mitglieder  einer  Gesellschaft,  nicht  Destinatare  einer  Stiftung. 
Es  bedarf  des  Zusammenschlusses  Mehrerer.  Die 
Aktiengesellschaft  setzt  zu  ihrer  Entstehung  ein  rechtsgeschäft- 
liches Handeln  der  Urmitglieder  voraus,  welches  gerichtet  ist 
auf  Assoziirung.  Wie  dieses  rechtsgeschäftliche  Handeln  zu 
konstruiren  ist,  bedarf  späterer  Erörterung.^)  Keine  Aktien- 
gesellschaft ist  demnach  die  communio  incidens,  selbst  wenn 
sie  als  Mehrheitsverband  organisirt  ist.  Möglich  ist,  dass  aus 
solcher    sich    eine    Aktiengesellschaft    entwickelt   (Georgsbank 


*)  Nach  englischer  Rechtsterminologie  gehört  die  Aktiengesellschaft 
deshalb  zu  den  corporations  aggregate  im  Gegensatz  zu  den  corporations 
sole,  B lackst one-Kerr  1  448,  für  Nordamerika  Morawetz  §  33, 
Cook  §7. 

2)  Siehe  unten  §§  28,  37. 

»)  Siehe  unten  §  30. 
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von  Genua/)  aber  nur,  weil  das  Element  der  Vergesellschaftung 
nachträglich  hinzutritt.'^) 

Die  Mehreren  können  sein  physische  Personen  und  können 
sein  juristische  Personen.^)  In  letzterem  liegt,  dass  auch 
Gesellschaften,  die  nach  aussen  als  Einheit  auftreten  (offene 
Handelsgesellschaft,  Kommanditgesellschaft),  Mitglieder  sein 
können,  ob  man  in  ihnen  juristische  Personen  erblickt  oder 
nicht  erblickt.  Die  Mitgliedschaft,  welche  das  blutlose  Gebilde 
der  wahren  juristischen  Person  erwerben  kann,  kann  der  als 
Einheit  auftretenden  Sozietät  nicht  versagt  sein. 

Die  Vereinigung  muss  unter  eigenem  Namen  auftreten. 
Sie  muss  sich  auch  nach  aussen  als  Vereinigung  darthun. 
Dadurch  unterscheidet  sich  die  Aktiengesellschaft  von  den 
Fällen,  in  welchen  Mehrere  als  stille  Theilhaber  einem  Dritten 
ein  in  „Aktien"  zerlegtes  Kapital  anvertrauen,  damit  er  in 
eigenem  Namen  damit  geschäftlich  thätig  werde. 

2.  Ein  von  den  Aktionären  aufzubringender, 
zur  Verwirklichung  dieser  Zwecke  bestimmter 
und  aus  derPrivatvermÖgenssphäre  derAktionäre 
ausscheidender  Vermögens fonds  (Grundkapital, 
joint-stock.*)  Die  Aktiengesellschaft  ist  eine  Kapital- 
gesellschaft, zunächst  in  dem  Sinne,  dass  sie  eines  Gesell- 
schaftsfonds von  Anfang  an  bedürftig  ist.  Erwerbsgesell- 
schaften verschiedener  Art  werden  eingegangen  zum  Zwecke 
der  Vermehrung  des  vorhandenen  oder  Beschaffung  des  noch 
nicht  vorhandenen  Gesellschaftskapitals,  bei   der  Aktiengesell- 


0  Siehe  oben  §  4. 

2)  Siehe  unten  §  21  Nr.  8. 

^)  Im  englisch-amerikanischen  Recht  ist  die  Mitgliedschaft  juristi- 
scher Personen  davon  abhängig,  dass  deren  Verfassung  solche  gestattet. 
Vergl.  z.  B.  Buckley  pag.  80,  81,  Spelling§5,  Cook  §64,  Thompson 
§  1102.  Dem  Staat  und  den  Kommunen  ist  die  Betheiligung  an  Aktien- 
gesellschaften vielfach  verboten,  Cook  §  90  und  pag.  1605,  1611,  1628, 
1634,  1643,  1648,  1655,  1660,  1667,  1676,  1685,  1691,  1721,  1740,  1745, 
1755,  1762,  1767,  1783,  1806,  1822,  1828,  1840,  1845,  1867,  1873,  1882, 
1898,  1902,  1909. 

^)  Ueber  die  Terminologie  E.  Ehrenberg,  Zeitalter  der  Fugger 
II  p.  292. 
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Schaft  ist  nur  die  erstere,  nicht  die  letztere  Alternative  zu- 
lässig. Ein  Gesellschaftskapital  muss  von  Anfang  da  sein. 
Wie  gross  es  sein  muss,  bedarf  hier  nicht  der  Erörterung. 
Auch  diejenigen  Gesetzgebungen,  die  das  lächerlichste  Minimum 
für  zulässig  erachten,  halten  an  dem  Prinzipe  fest.^)  Ja 
dieses  Gesellschaftskapital  ist  in  der  überwiegenden  Anzahl 
der  Fälle  praktisch  das  Wichtigere  gegenüber  den  Mitgliedern. 
Die  Aktiengesellschaft  ist  gewöhnlich  eine  Kapitalgesellschaft 
auch  in  dem  Sinne,  dass  die  Person  des  Aktionärs  als 
gleichgültig  zurücktritt  gegenüber  dem  Kapitalantheil,  eine 
Assoziation  eher  von  Aktien  als  von  Aktionären.  Aber  dies 
ist  nur  gewöhnlich  der  Fall.  Mit  dem  Aktiengesellschaftstypus 
verträglich  ist  auch  die  Betonung  der  Persönlichkeit. 

Der  Gesellschaftsfonds  ist  von  den  Aktionären  aufzu- 
bringen, nicht  von  einem  Dritten.  Ein  von  einem  Dritten 
ausgesetztes  Kapital,  welches  einer  Personenvereinigung  zu- 
gewendet wird,  macht  aus  dieser  selbst  dann  nicht  eine  Aktien- 
gesellschaft, wenn  es  ihr  im  Entstehungsstadium  zuiällt.  Wohl 
aber  könnte  der  Dritte  den  Aktionären  das  zur  Beschaffung 
des  Gesellschaftsfonds  nöthige  Kapital  zuwenden  oder  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  ihre  Verpflichtung  auf  Einzahlung 
des  Kapitals  intercedirend  erfüllen. 

Der  Gesellschaftsfonds  ist  von  den  Aktionären  auf- 
zubringen, d.  h.  im  Prinzip  sind  sämmtliche  Mitglieder  an  der 
Aufbringung  betheiligt,  ^)  es  giebt  nur  zahlende  Mitglieder. 
Auch  in  diesem  Sinne  ist  die  Aktiengesellschaft  eine  Kapital- 
gesellschaft. Er  ist  aufzubringen  in  der  regelmässigen  Gestalt 
durch  Baarzahlung,  ausnahmsweise  durch  Einlage  von  Ver- 
mögenswerthen  anderer  Art  (Sacheinlagen,  Apports).  Freiaktien 
(actions  gratuites)  nach  Art  der  Freikuxe  (mit  anderen  Worten 
Mitgliedschaft  ohne  Zahlungspflicht),  widerstreben  dem  Wesen 


^)  Der  von  Renaud  S.  76  angeführte  Grund,  dass  nur  das  Gesell- 
schaftsvermögen, nicht  die  einzelnen  Mitglieder  mit  ihren  Gütern  den 
Gläubigern  haften,  ist  nicht  genügend,  weil  er  für  jede  juristische  Person 
im  Zweifel  zutrifft. 

«)  Vergl.  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  178.  „Die  sämmtlichen  Gesellschafter 
der  Aktiengesellschaft  sind  mit  Einlagen  ....  betheiligt." 
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der  Aktiengesellscliaft  und  sind  nur  von  wenigen  Gesetzgebungen 
zugelassen. 

Der  Gesellschaft sfonds  ist  zur  Verwirklichung  der 
Gesellschaftsz wecke  bestimmt.  Keine  Aktiengesellschaft 
eine  Personenvereinigung,  welche  durch  Sammlungen  unter 
ihren  Mitgliedern  einen  Fonds  aufbringt,  den  sie  für  ihr 
fremde  Zwecke  verwaltet. 

Der  Gesellschaftsfonds  muss  aus  der  Privatsphäre 
der  Aktionäre  ausscheiden,  er  muss  ein  besonderes  Gesell- 
schaftsvermögen darstellen.  Niemals  also  ist  die  Aktiengesell- 
schaft eine  lediglich  obligatorische  Beziehungen  zwischen  den 
Gesellschaftern  erzeugende  sozietätsmässige  Gestaltung.  Niemals 
ist  der  Gesellschaftsfonds  lediglich  Privatvermögen  der  Gesell- 
schafter. Auch  dann,  wenn  man  in  der  Aktiengesellschaft 
eine  Sozietät  erblickt,  ist  sie  nicht  Sozietät  im  römisch- 
rechtlichen  Sinne. 

3.  Die  Zerlegung  dieses  Vermögensfonds  in 
eine  Anzahl  von  Antheilen  „Aktien",  „shares". 
Diese  Zerlegung  macht  der  Terminologie  nach  die  Kapital- 
gesellschaft zur  Aktiengesellschaft  (Joint-stock  Company, 
Joint-stock  Corporation).  Sie  giebt  dem  Gedanken,  dass 
sämmtliche  Mitglieder  den  Gesellschaftsfonds  aufbringen,  nach 
aussen  klaren  Ausdruck,  und  sie  spiegelt  das  Maass  der  Be- 
theiligung des  Einzelnen  deutlich  wieder.  Die  Zerlegung  kann 
an  sich  eine  doppelte  sein;  entweder  wird  das  Grundkapital 
als  Ganzes  gedacht  und  in  Bruchtheile  zerlegt  (Quotenaktie  ent- 
sprechend der  SchifFspart  oder  dem  Kux),  oder  es  wird  der 
von  vornherein  festgesetzte  Betrag  des  Grundkapitals  in 
kleinere  Beträge  aufgetheilt  (Aktie  mit  festem  Nennbetrag). 
Juristisch  ist  die  Operation  die  gleiche.  In  beiden  Fällen 
liegt  ein  in  dem  Verhältniss  des  Theilbetrages  zum  Gesammt- 
betrage  sich  darstellender  Antheil  (Quote)  am  Grundkapital 
vor,  dessen  rechtliche  Struktur  später  zu  besprechen  ist. 

4.  Die  Beschränkung  der  Verpflichtung  des  ein- 
zelnen „Gesellschafters"  auf  den  im  Voraus  fest- 
gesetzten Betrag  der  von  ihm  zu  machenden  Einlage. 
Diese    Beschränkung    der    Verpflichtung    macht    die    „Joint- 
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stock  Company"  zur  Aktiengesellschaft  im  juristischen 
Sinne  (limited)  und  hebt  sie  ab  von  den  verwandten  Gesell- 
schaftsformen der  Gewerkscliaft,  Khederei  und  Gesellschaft 
mit  bescliränkter  Haftung,  bei  denen  sich  die  vorher  besprochenen 
Erfordernisse  mehr  oder  minder  getreu  eifüUt  finden.  Sie 
stellt  das  zeitlich  jüngste,  aber  praktisch  wichtigste  Erforderniss 
dar.  Kein  Aktionär  ohne  Einlageverpflichtung,  dieser  Satz 
ist  oben  aufgestellt,  jeder  Aktionär  nur  beschränkt  verpflichtet, 
dieser  Satz  kommt  jetzt  zur  Aufstellung,  oder  richtiger:  jeder 
Aktionär  als  solcher  nur  den  Betrag  seiner  Einlage  schuldend, 
demnach  nach  Leistung  seiner  Einlage  nichts  weiter  schuldend, 
weder  der  Gesellschaft  noch  den  Gläubigern  der  Gesellschaft 
etwas  schuldend,  weder  prinzipaliter  noch  subsidiär  nach 
Art  eines  Bürgen  etwas  weiteres  schuldend.  Das  wichtigste 
Grundrecht  des  Aktionärs,  ja  mehr  als  dies,  das  wichtigste 
Charakteristikum  der  Aktiengesellschaft,  deshalb  unverzichtbar 
ohne  Aufgabe  der  Aktiengesellschaftsform,  eine  freilich  die 
Verkehrsfreiheit  arg  hemmende  Konsequenz,  die  darum  nicht 
überall  streng  durchgeführt  wird. 

Mit  diesen  vier  Erfordernissen  sind  die  von  allen  Gesetz- 
gebungen anerkannten  BegrifFsmerkmale  der  Aktiengesellschaft 
erschöpft.  Weitere  Erfordernisse,  von  solchen  rein  positiver 
Art  (z.  B.  Eintragung  in  das  Handelsregister)  abgesehen,  sind 
nicht  vorhanden. 

Nicht  zu  den  Begriffsmerkmalen  gehört  (wie  früher  die 
französische  Jurisprudenz  unter  dem  Einflüsse  des  Code  de 
commerce  annahm),  vor  allem  die  Beschaffenheit  des  Namens 
(Firma),  unter  dem  die  Aktiengesellschaft  auftritt.  Freilich 
soll  eine  Aktiengesellschaft  nach  der  Mehrzahl  der  Gesetz- 
gebungen eine  Sachfirma  (Etablissementsnamen)  führen  und  es 
soll  der  Name  von  Aktionären  nicht  in  der  Firma  enthalten 
sein.  Allein,  wie  nicht  alle  Gesetzgebungen  dieses  Erforderniss 
aufstellen,  wie  ferner  ein  Theil  derjenigen,  welche  es  aufstellen, 
es  nur  für  eine  neue  Firma  aufstellt,  so  hat  der  Satz  nur  die 
Bedeutung  einer  Ordnungsvorschrift,  mit  dem  Wesen  der 
Aktiengesellschaft  hat  er  nichts  zu  thun.  Dass  in  einer  An- 
zahl   von   Ländern    die    Aktiengesellschaft   ihren   Namen    als 
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„anonyme  Gesellschaft"  der  Beschaffenheit  der  Firma  entlehnt 
hat,  vermag  die  Behauptung  der  BegrifFswesentlichkeit  nicht 
zu  rechtfertigen,  da  die  Bezeichnung  eines  Bechtsinstitutes 
nicht  stets  dem  Kern  der  Dinge,  sondern  häufig  äusserlichen 
Erscheinungen  entlehnt  ist. 

Nicht  zu  den  Begriffsmerkmalen  gehört  weiter  die  freie 
Uebertragbarkeit  des  AntheilesJ)  Denn  wenngleich  der  An- 
theil  regelmässig  übertragbar  ist,  so  kann  doch  ausnahmsweise 
die  Uebertragung  an  die  Zustimmung  sämmtlicher  Mitaktionäre 
geknüpft  sein,  wie  auch  die  Vererblichkeit  des  Antheils  be- 
schränkt sein  kann. 

Nicht  zu  den  Begriffsmerkmalen  gehört  eine  Vielheit  von 
Mitgliedern.  Denn  obschon  regelmässig  die  Aktiengesellschaft  aus 
einer  grösseren  Anzahl  von  Mitgliedern  besteht,  so  ist  nicht  aus- 
geschlossen, dass  vorübergehend  oder  dauernd  eine  geringe  Anzahl 
von  Personen  sich  zu  einer  Aktiengesellschaft  zusammenschliesst. 

Nicht  zu  den  Begriffsmerkmalen  gehört  die  Ausstellung 
von  Aktienurkunden.  Wie  sie  historisch  jüngeren  Datums  ist, 
indem  Aktiengesellschaften  sich  ohne  Ausgabe  von  Aktien- 
urkunden lange  Zeit  beholfen  haben,  so  ist  auch  heute  der 
Fall  nicht  ausgeschlossen,  dass  eine  Aktiengesellschaft  ohne 
Aktienurkunden  besteht. 

Nicht  zu  den  Begriffsmerkmalen  gehört  die  Eigenschaft 
der  Aktiengesellschaft  als  Handelsgesellschaft,  wenngleich 
historisch  die  Aktiengesellschaft  aus  handelsgesellschaftlicher 
Wurzel  erwachsen  ist. 

Nicht  zu  den  Begriffsmerkmalen  gehört  endlich,  dass 
die  Aktiengesellschaft  die  Natur  einer  juristischen  Person 
besitzt.  Diese  rein  konstruktive  Frage  hat  mit  den  Essen- 
tialien    der    Aktiengesellschaft    nichts    zu    thun.      Die    Selb- 

')  In  der  französischen  Jurisprudenz  wird  dieser  Umstand  regel- 
mässig als  entscheidend  für  die  Abgrenzung  der  Aktie  vom  Geschäfts- 
antheil  (interet)  angesehen.  Vergl.  über  die  ganze  Kontroverse  Lyon- 
Caen  et  Renault,  Traite  II  No.  513 ff.,  der  aber  selbst  den  Standpunkt 
einnimmt,  dass  „une  societe  anonyme  peut  etre  constituee  avec  des  parts 
d'interet"  No.  679 bis,  Vavasseur  in  Revue  des  societes  V,  338 ff.  Auch 
im  englisch-amerikan.  Recht  herrscht  eine  ähnliche  Auffassung.  Vergl. 
Spelling  §23. 
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ständigkeit  des  Gesellschafts  Vermögens  zugegeben,  hat  die  Ent- 
scheidung der  Frage,  ob  eine  Aktiengesellschaft  juristische 
Person  ist,  mehr  theoretische  als  praktische  Bedeutung,  und 
ihre  verschiedene  Beantwortung  ändert  an  dem  Wesen  der 
Aktiengesellschaft  selbst  dann  nichts,  wenn  sich  in  Einzelheiten 
eine  Verschiedenheit  der  praktischen  Konsequenzen  ergiebt. 
Danach  würde  die  Aktiengesellschaft  zu  definiren  sein  als  eine 
unter  eigenem  Namen  auftretende  Vereinigung,  deren 
von  den  Mitgliedern  aufzubringendes  Kapital  in  An- 
theile  zerlegt  ist  und  deren  Mitglieder  nur  bis  zu  dem 
im  Voraus  festgesetzten  Betrage  ihrer  Einlagen  haften. 
Von  den  Gesetzgebungen,  welche  sich  mit  der  Aktien- 
gesellschaft befassen,  sehen  die  meisten  von  einer  eigentlichen 
Begriflfsbestimmung  ab,  und  einzelne  stellen  äusserliche  Momente 
ungebührlich  in  den  Vordergrund.  Der  Code  de  commerce 
art.  29  mit  seinen  Tochtergesetzgebungen  betont,  ohne  eine 
Definition  aufzustellen,  an  erster  Stelle  die  Eigenschaft  der 
Sachfirma,  der  er  die  Bezeichnung  „anonyme"  Gesellschaft 
entlehnt.  Das  schweizerische  Obligationenrecht  art.  612  definirt 
die  Aktiengesellschaft  als  eine  „unter  gemeinsamer,  die 
Personennamen  ihrer  Mitglieder  nicht  enthaltender  Firma  ge- 
bildete Gesellschaft,  deren  zum  voraus  bestimmtes  Kapital  in 
Theilsummen  (Aktien)  zerlegt  ist  und  für  deren  Verbindlich- 
keit nur  das  Gesellschaftsvermögen,  nicht  aber  der  einzelne 
Gesellschafter  persönlich  haftet",  eine  Definition,  die  unnöthiger 
Weise  die  Eigenschaft  der  Firma  als  Sachfirma,  die  Eigen- 
schaft der  Aktien  als  Summenaktien,  und  die  juristische  Persön- 
lichkeit der  Aktiengesellschaft  mit  aufnimmt.  Das  spanische 
Handelsgesetzbuch  art.  122  Nr.  3  lässt  aus  der  Begriffs- 
bestimmung die  beschränkte  Haftung  ganz  heraus  und  betont 
nur  die  Theilung  des  Gesellschaftskapitales  in  Antheile  und 
die  Eigenschaft  der  Firma  als  Sachfirma.  Erst  an  anderer 
Stelle  (ai-t.  153)  wird  der  beschränkten  Haftung  gedacht.  Da- 
gegen legen  andere  Gesetzgebungen  mit  Eecht  das  Schwer- 
gewicht in  die  beschränkte  Haftung,  so  vor  allem  das  Allgemeine 
Deutsche  Handelsgesetzbuch  art.  207,  dem  das  Belgische  Ge- 
setz von  1873  (art.  26),  der  Italienische  Codice   di  commercio 
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von  1882  (art.  76  Nr.  3),  das  Portugiesische  Handelsgesetzbuch 
von  1888  (art.  105  §  2)  und  das  Schwedische  Gesetz  von  1895 
(§  1)  folgen.  Indessen  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  be- 
schränkte Haftung  allein  nicht  genügt,  um  das  begriflfliche 
Wesen  der  Aktiengesellschaft  zu  erschöpfen,  das  Vorhanden- 
sein eines  von  vornherein  in  Antheile  zerlegten  Grundkapitales 
muss  hinzutreten.  Wie  sich  historisch  die  Aktiengesellschaft 
aus  den  in  Partialobligationen  zerlegten  Staatsanleihen  einer- 
seits, der  in  Schiflfspai-ten  getheilten  Ehederei  andererseits  ent- 
wickelt hat  —  so  liegt,  worauf  der  Name  Aktiengesellschaft 
hinweist,  auch  heute  nur  dann  eine  Aktiengesellschaft  vor, 
wenn  das  von  den  Aktionären  aufzubringende  Grundkapital  in 
Antheile  zerlegt  ist.  Mit  Recht  hebt  deshalb  das  Ungarische 
Handelsgesetzbuch  (§  147)  beide  Seiten,  Aktienkapital  und 
beschränkte  Haftung,  in  seiner  Begriflfsbestimmung  hervor,  wie 
denn  auch  das  englische  Recht  in  den  Bezeichnungen  „Joint 
Stock  Company  with  limited  liability"  und  „Company  limited 
by  shares"  beiden  Erfordernissen  gerecht  wird.^)  Auch 
das  revidirte  Deutsche  Handelsgesetzbuch,  das  von  einer 
Definition  der  Aktiengesellschaft  absieht,  hat  im  §  178 
wenigstens  diese  zwei  Hauptmomente  in  den  Vordergrund  ge- 
stellt, indem  es  festsetzt:  „Die  sämmtlichen  Gesellschafter 
der  Aktiengesellschaft  sind  mit  Einlagen  auf  das  in  Aktien 
zerlegte  Grundkapital  der  Gesellschaft  betheiligt,  ohne  persön- 
•  lieh  für  deren  Verbindlichkeiten  zu  haften." 

§  12. 
Insbesondere  der  Gesellschaftsbegriff. 

Die  Aktiengesellschaft  ist  eine  unter  eigenem  Namen  auf- 
tretende „Gesellschaft".  Sind  die  allgemeinen  Schlussfolgerungen 
aus  diesem  Satze  bereits  gezogen  worden,  so  bedarf  es  nun- 
mehr eines  näheren  Eingehens  auf  die  den  Gesellschaftsbegriff 
betreffenden  Normen  der  einzelnen  Aktiengesetze. 


')  Eine  Definition  der  Joint  Stock  Company  in  Compan.  Act  1862 
sect.  181 :  a  Company  liaving  a  permanent  paid-iip  or  nominal  capital 
of  tixed  amount  divided  into  shares,  also  of  fixed  amount  .  .  .  and  formed  on 
the  principle  of  having  for  its  members  the  holders  of  shares  in  such  capital. 
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Die  Form  der  Aktiengesellschaft  ist,  wie  wir  sahen,  ^)  vor- 
nehmlich aus  umfassenden  Vereinigungen  von  überwiegend 
kaufmännischen  Kreisen  angehörigen  Personen  zu  Zwecken 
des  überseeischen  Handels  hervorgegangen.  Zwei  Eigenschaften 
ergeben  sich  hieraus,  sieht  man  von  der  Frage  der  juristischen 
Persönlichkeit  einstweilen  ab;  als  der  Aktiengesellschaft  an- 
fänglich immanente:  eine  grössere  Mitgliederanzahl  (Aktien- 
kompagnie) und  die  Eigenschaft  einer  Handelsgesellschaft 
(H  a  n  d  e  1  s  kompagnie.)  Regelmässig  treflfen  diese  noch  heute 
für  sie  zu.  Regelmässig  ist  noch  heute  die  Aktiengesellschaft 
eine  Vereinigung  von  vielen  Mitgliedern,  regelmässig  sind  ihre 
Zwecke  noch  heute  kommerzielle.  Aber  formell  juristisch  ist 
die  Aktiengesellschaft  heute  meist  ein  Rechtsinstitut  von  all- 
gemeiner Bedeutung  geworden,  hat  sie  in  den  meisten  Gesetz- 
gebungen die  sie  beengenden  Fesseln  ganz  oder  theilweise 
abgestreift. 

1.  Das  Erforderniss  der  Vielheit  der  Mitglieder 
hat  sich  in  einzelnen  Gesetzgebungen  in  dem  Verlangen  einer 
Mindestzahl  von  Aktionären  erhalten,  welche  nicht  blos  die  für 
eine  Sozietät,  sondern  häufig  auch  die  für  eine  Korporation 
noth wendige  Anzahl  übersteigt.  So  verlangt  das  englische,'-*) 
französische,^)  belgische,*)  ungarische,^)  rumänische,®)  brasi- 
lianische ')  imd  japanische  ®)  Recht  7,  das  deutsche  ®)  und 
schwedische ^®)  5,  das  portugiesische^^)  10  Aktionäre,  während 
das  italienische  und  spanische  Handelsgesetzbuch  gleich  dem 
noch  jetzt   in   Oesterreich    geltenden   Allgemeinen  Deutschen 


0  Oben  §§  5,  6. 

2)  Comp.  Act.  1862  sect.  6,  48,  79,  180. 

^)  Gesetz  von  1867  art.  23. 

0  Gresetz  von  1873  und  1886  art.  29. 

'*)  H.  G.  B.  155. 

0)  H.  G.  B.  art.  121. 

')  Jahrb.  der  intern.  Verein.  II  183. 

«)  H.  G.  B.  art.  156. 

•)  Art.  209  ^  R.  D.  H.  G.  §  182. 

10)  Gesetz  von  1895  §  9. 

'^)  Art.  162  Nr.  1,  vergl.  auch  Argentinien  art.  318  Nr.  1. 
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Handelsgesetzbuch    von    einer    Mindestzahl    von    Aktionären 
absehen.^) 

Wo  eine  Mindestzahl  verlangt  wird,  wird  sie  bald  nur 
für  die  Entstehung,  bald  auch  für  den  Fortbestand  der  Ge- 
sellschaft erfordert.  Ersterenfalls  bleibt  die  einmal  entstandene 
Gesellschaft  von  dem  Sinken  der  Zahl  ujiter  das  erforderte 
Minimum  an  und  für  sich  unberührt,  sofern  sie  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  auch  mit  dem  vorhandenen  Kest  von  Mitgliedern 
fortbestehen  kann.  Letzter enfalls  würde  die  Gesellschaft  an 
und  für  sich  mit  dem  Sinken  der  Zahl  unter  das  erforderte 
Minimum  zu  existiren  aufhören,  eine  Folgerung  indessen,  die 
aus  praktischen  Gründen,  wie  zu  zeigen  ist,  von  den  in  Frage 
kommenden  Gesetzgebungen  nicht  schroff  durchgeführt  wird. 
Wo  eine  Minimalzahl  nicht  ausdrücklich  verlangt  wird,  würde 
die  Frage,  aus  wieviel  Mitgliedern  die  Aktiengesellschaft  zu 
bestehen  hat,  nach  allgemeinen  Grundsätzen  des  Gesellschafts- 
bezw.  Korporationsrechts  zu  beantworten  sein,  es  sei  denn, 
dass  aus  einzelnen  Bestimmungen  des  Gesetzes  sich  ergiebt, 
dass  eine  grössere  Anzahl  von  Gesellschaftern  zur  Handhabung 


^)  Nicht  dagegen  gehört  strikt  hierher,  wenn  nordamerikanische 
Gesetze  eine  Mehrheit  von  Gründern  verlangen  (vergl.  unten  §  28).  Höchst 
mannigfaltig  sind  die  Bestimmungen  in  den  Staaten  der  Union  über  die 
Zahl  der  Gründer.  In  einigen  wird  ganz  von  einer  Minimalzahl  ab- 
gesehen (z.  B.  Florida,  Georgia,  Jowa,  Kentucky,  Mississippi,  Nebraska 
Cook  p.  1643,  1648,  1676,  1687,  1741,  1763),  andere  fordern  mindestens 
zwei  (Alabama,  South-Carolina,  Washington  Cook  p.  1606,  1863,  1904), 
oder  drei  (Arkansas,  Colorado,  Connecticut,  Delaware,  Illinois,  Indiana, 
Maine,  Massachusetts,  Michigan,  Missouri,  Montana,  Nevada,  New-Jersey, 
New- York,  North-Carolina,  North-Dakota,  Oregon,  South-Dakota,  Texas, 
Wisconsin,  Wyoming,  New-Mexico  Cook  p.  1613,  1629,  1634,  1640,  1660, 
1667,  1694,  1711,  1722,  1745,  1746,  1756,  1767,  1783,  1806,  1814,  1822, 
1840,  1868,  1882,  1917,  1924,  1931)  oder  fünf  (California,  Idaho,  Kansas, 
Maryland,  Minnesota,  New-Hampshire,  Ohio,  Pennsylvania,  Tennessee, 
Vermont,  Virginia,  West- Virginia  Cook  p.  1620,  1656,  1681,  1705,  1731, 
1773,  1828,  1846,  1873,  1889,  1898,  1910)  oder  sechs  (Louisiana  Cook 
1691).  Höher  sind  die  Zahlen  für  Eisenbahngesellschaften.  Es  begegnen 
sieben,  neun,  zehn,  dreizehn,  fünfzehn,  ja  fünfundzwanzig.  Vergl.  zum 
Ganzen  Stimson  p.  23.  In  Japan  werden  vier  Gründer,  aber  sieben 
Anfangsmitglieder  verlangt.     Lönholm  p.  223,  224. 
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der  Gesellschaftsangelegenheiten  imerlässlich  ist,  dass  z.  B.  ein 
nothwendig  aus  Gesellschaftern  bestehender  Aufsichtsrath  von 
drei  Personen  oder  für  eine  Beschlussfassung  der  Generalver- 
sammlung eine  bestimmte  Anzahl  von  anwesenden  Mitgliedern 
erfordert  wirdJ)  Denn  aus  derartigen  Vorschriften  geht  her- 
vor, dass  die  Entstehung  der  Gesellschaft  durch  Nicht- 
erreichung  der  gebotenen  Zahl  gehindert  wird,  da  unmöglich 
eine  Gesellschaft,  welche  nicht  fungiren  kann,  als  gültig 
entstanden  behandelt  werden  darf.  Möglich  ist  es  danach, 
dass  eine  Aktiengesellschaft,  soweit  nicht  die  oben  erwähnten 
gesetzlichen  Bestimmungen  entgegenstehen,  mit  nur  zwei 
Aktionären  zur  Entstehung  gelangt  und  ordnungsgemäss  funk- 
tionirt;  selbst  der  Grundsatz,  dass  die  Mehrheit  der  in 
der  Generalversammlung  erschienenen  Mitglieder  zu  ent- 
scheiden hat,  würde  nicht  im  Wege  stehen,  da  er  einerseits 
im  Wege  statutarischer  Festsetzung  ausgeschlossen  werden, 
andererseits  auch  bei  Aktiengesellschaften  mit  grösserer  Mit- 
gliederzahl die  Generalversammlung  im  einzelnen  Falle  von 
nur  zwei  Mitgliedern  dargestellt  werden  kann.  Auf  Aktien- 
gesellschaften mit  nur  zwei  Aktionären  hätte,  da  Majorität 
nicht  herzustellen  ist,  das  Einstimmigkeitsprinzip  Anwendung 
zu  finden. 

2.  Der  Charakter  einer  Handelsgesellschaft  ist 
noch  heute  von  vielen  Gesetzgebungen  für  die  Aktiengesellschaft 
festgehalten,  wenngleich  in  verschiedenem  umfange. 

a)  Den  schärfsten  Standpunkt  nehmen  diejenigen  Gesetze 
ein,  welche  in  die  Begriffserfordernisse  der  Aktiengesellschaft 
den  Zweck  des  Betriebes  von  Handelsgeschäften  aufnehmen.^) 
Hier  entsteht,  da  es  unmöglich  civilen  Gesellschaften  versagt 
sein  kann,  sich  mit  einem  in  Antheile  zerlegten  Kapital  und  mit 


^)  Schweizer  Obligationenr.  art.  640  Abs.  2. 

2)  Dahin  gehört  das  niederländische  (Wetb.  v.  K.  art.  36.  14), 
belgische  (dieses  jedoch  nicht  ausnahmslos,  da  es  Bergwerksgesell- 
schaften gestattet,  sich  in  G-emässheit  der  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzes zu  konstituiren  Ges.  von  1873/86  art.  136),  österreichische 
(A.  D.  H.  G.  B.  art.  207),  spanische  Recht  (H.  G.  B.  art.  116,  122  Nr.  3), 
ferner  die  unverändert  gebliebenen  Tochterrechte  des  Code  de  commerce. 
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beschränkter  Haftung  ilirer  Mitglieder  zu  organisiren,  ein 
Gegensatz  zwischen  Aktiengesellschaften  im  technischen  Sinne 
und  aktiengesellschaftlich  organisirten  Civilgesellschaften,  oder, 
wie  man  es  auch  ausdrückt,  Civilaktiengesellschaften.  Wie  weit 
auf  letztere  dieselben  Grundsätze  Anwendung  zu  finden  haben, 
welche  für  eigentliche  Aktiengesellschaften  vom  Gesetze  auf- 
gestellt werden,  lässt  sich  nur  von  Fall  zu  Fall  feststellen.  Zwei 
Gesichtspunkte  sind  dabei  im  Auge  zu  behalten,  einerseits, 
dass  die  eigenthümlichen  Bestimmungen  juris  publici,  welche 
für  Aktiengesellschaften  vom  Handelsgesetz  erlassen  sind, 
z.  B.  die  Bestimmungen  strafrechtlichen  und  prozessualen 
Charakters,  die  Bestimmungen  über  RegistrirungspHicht, 
Bilanzirung.  Gründung,  auf  die  Civilaktiengesellschaften  keine 
Amvendung  finden  -  andererseits,  dass  das  bürgerliche  Recht 
gewissen  Rechtswirkungeu  ablehnend  gegenüber  steht,  also  der 
freien  Normirung  feindlich  sich  da  erweist,  wo  das  Handels- 
gesetz sie  zulässt,  vor  allem  mit  Bezug  auf  die  korporative 
Bildung.  So  ist  eine  völlige  Gleichstellung  beider  Arten  von 
Gesellschaften  überhaupt  nicht  möglich,  soweit  eine  Gleich- 
stellung erzielbar  ist,  ist  sie  vielfach  nur  auf  Umwegen  und 
mit  Zuhülfenahme  eines  künstlichen  Apparates  von  Verträgen 
der  Gesellschafter  untereinander  und  der  Gesellschaft  mit 
dem  jeweiligen  Gegenkontrahenten  erreichbar.^) 

b)  Nicht  so  weit  gehen  diejenigen  Gesetzgebungen,  welche 
zwar  den  Begriff  der  Aktiengesellschaften  nur  auf  Gesellschaften 
mit  Handelszwecken  beschränken,  aber  Civilaktiengesell- 
schaften wenigstens  dem  grösseren  Theile  der  Bestimmungen 
über  die  Aktiengesellschaften  unterwerfen.  Dahin  gehört  das 
italienische^)  und  portugiesische*)  Handelsgesetzbuch. 

c)  Nur  äusserlich  an  dem  Charakter  der  Aktiengesellschaft 
als  Handelsgesellschaft  halten  wichtige  Gesetze  der  neueren 
Zeit  fest.  Sie  stellen  nicht  mehr  die  Verfolgung  von  Handels- 
zwecken als  Vorbedingung  der  Aktiengesellschaft  auf,  aber 
jede  Aktiengesellschaft  ist  nach  ihnen  eine  Handelsgesellschaft 

3)  Vergl.  unten  §  20  Nr.  6. 
»)  Cod.  di  comm.  art.  229. 
*)  Art.  106. 
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und  damit  Kaufmann,^)  auch  wenn  sie  thatsächlich  nicht 
kommerzielle,  sondern  sonstige  erlaubte  Zwecke  verfolgt.^ 
In  Wahrheit  ist  damit  nur  eine  Ausdehnung  ursprünglich 
handelsrechtlicher  Sätze  auf  dem  Handel  entrückte  Gebiete 
vorgenommen.  Die  gewählte  Struktur  einer  Gesellschaft  kann 
sie  unmöglich  zu  einer  Handelsgesellschaft  stempeln.  Der  Satz 
besagt  nur,  dass  alle  aktiengeseUschaftlich  organisirten  Ver- 
einigungen von  einem  und  demselben  Gesetze  zu  beherrschen 
seien  und  dass  die  rechtlichen  Beziehungen  auch  der  nicht- 
kaufmännischen  Aktiengesellschaften  zum  Publikum  dem 
gleichen  Recht  unterstehen,  wie  die  der  kaufmännischen 
Aktiengesellschaften.  Dieses  eine  Gesetz  ist  das  Handelsgesetz, 
entsprechend  der  historischen  Entwicklung.  Dem  Handelsgesetz- 
buch ist  einverleibt,  was  der  inneren  Natur  nach  in  das  all- 
gemeine Recht  gehört. 

d)  Folgerichtig  ist  der  letztere  Standpunkt  vom  schweize- 
rischen, englischen  und  schwedischen  Recht  durchgeführt.  Sie 
lassen  lediglich  die  Form  entscheiden  und  machen  dem  Zweck 
keinerlei,  auch  nicht  einmal  scheinbare  Zugeständnisse.  In 
ihnen  ist  die  Aktiengesellschaft  ein  Institut  des  bürgerlichen 
Rechts.  Dieser  Standpunkt  entspricht  allein  der  Natur  der 
Sache.  Nichts  berechtigt  z.  B.,  Aktiengesellschaften  zum 
Zwecke  des  Betriebes  von  Grundstücksgeschäften  als  Kaufleute 
hinzustellen,  während  Verträge  über  Grundstücke  keine 
Handelsgeschäfte  sein  sollen.^) 

3.  Die  Aktiengesellschaft  ist  eine  unter  eigenem  Namen 
auftretende  Gesellschaft.*)  Dieser  Satz  ist  von  allen  Gesetz- 
gebungen aufgestellt,   ob  sie  die  Auffassung,  die  Gesellschaft 


^)  Und  zwar  Vollkaufmann.  Vergl.  Bing  171  f.  Jetzt  auch  Rev. 
D.  H.  G.  ß.  §  6  Abs.  2. 

«)  So  das  deutsche  Recht  (art.  208  «  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  210  Abs.  2), 
das  französische  seit  der  Novelle  vom  1.  August  1893,  das  japanische 
(art.  155),  argentinische  (art.  8,  282),  ungarische  Recht  (§§  61,  4). 

')  So  jetzt  in  Deutschland,  während  nach  dem  Rev.  D.  H.  G.  ß. 
freilich  dieser  Zwiespalt  fortfällt. 

*)  Zum  folgenden  Renaud  124ff.,  Behrend  256,  257,  Ring  183ff.. 
Gareis-Fuchsberger  55,  Staub  zu  209  §  5,  zu  18,  zu  22  §  7,  Lyon- 
Caen  et  Renault  II  Nr.  679,  Buckley  24, 25,  Spelling  §  2,  C 00k  §  699. 
Lehmann,  Recht  der  Aktiengesellschaften.  10 
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sei  Korporation,  oder  die  Auffassung,  sie  sei  Sozietät,  verrathen. 
Auch  enthalten  die  meisten  Gesetzgebungen  über  die  Gestaltung 
des  Namens  mehr  oder  weniger  ausführliche  Vorschriften. 

Durch  den  Namen,  unter  dem  sie  auftritt,  macht  sich 
die  Aktiengesellschaft  als  solche  kenntlich,  ihre  Eigenschaft 
als  Köntrahentin  oder  Prozesspartei  und  damit  die  rechtlichen 
Polgen  des  Geschäftes  oder  sonstigen  Rechtsaktes  stellt  der 
Name,  unter  dem  sie  handelt,  klar  und  dem  Gegner  deutlich 
vor  Augen.  Indem  der  Gegenkontrahent  sich  durch  den 
Namen  von  der  Qualität  der  Gesellschaft,  mit  der  er  in  rechtliche 
Beziehungen  treten  soll,  überzeugt,  übersieht  er,  oder  soll  er 
übersehen,  welcheVortheile  und  welche  Nachtheile,  welche  Sicher- 
heit und  welche  Gefahren  die  Anknüpfung  rechtlicher  Beziehungen 
mit  einer  derartigen  Gesellschaft  ihm  bieten  wird.  Liegt 
das  Schwergewicht  der  Aktiengesellschaft  in  dem  Aktien- 
kapital und  in  der  beschränkten  Haftung  der  Mitglieder,  so 
soll  vor  allem  der  Name,  unter  dem  die  Aktiengesellschaft 
auftritt,  in  dem  Gegner  die  Gedankenverbindung  hervorrufen, 
dass  er  es  mit  einer  Gesellschaft  zu  thun  hat,  bei  der  er  auf  das 
Aktienkapital  allein  angewiesen  ist  und  die  Mitglieder  weder 
direkt  noch  indirekt,  weder  prinzipaliter  noch  subsidiär  zu 
weiteren  Leistungen  als  den  von  ihnen  übernommenen  Ein- 
lagen zwingen  kann.  Bei  der  Wahl  des  Namens,  unter  dem 
die  Aktiengesellschaft  auftritt,  ist  also,  soll  er  seinen  Zweck 
erfüllen,  einerseits  (negativ)  zu  vermeiden,  dass  im  Publikum 
der  Anschein  erweckt  wird,  es  kontrahire  mit  einem  Einzel- 
kaufmann oder  mit  einer  offenen  Handelsgesellschaft,  anderer- 
seits (positiv)  zu  erzielen,  dass  das  Publikum  zur  Einsicht 
gelangt,  es  habe  mit  einer  Aktiengesellschaft  zu  thun.  In 
fast  allen  Gesetzen  finden  sich  Vorschriften,  welche  die  ge- 
schilderten legislativen  Zwecke  verwirklichen  sollen,  aber  nur 
ein  Theil  der  Gesetze  erreicht  das  erstrebte  Ziel  in  an- 
nähernder Weise. 

Der  Code  de  commerce  eröffnet  seine  Bestimmungen  über 
die  Aktiengesellschaften  mit  den  beiden  Artikeln: 
29.  La  societe  anonyme  n'existe   point  sous  un  nom  social; 
eile  n'est  designee  par  le  nom  d'aucun  des  associes. 
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30.  Elle  est  qualifiee  par  la  designation  de  Tobjet  de  son 
entreprise. 

Diese  Bestimmungen  sind  auf  der  einen  Seite  nicht  ge- 
nügend, auf  der  anderen  Seite  zu  weit  gehend.  Sie  verneinen 
zunächst  freilich  nicht  für  die  Aktiengesellschaft  das  Recht 
zur  Führung  eines  Namens.  Vielmehr  erklärt  sich  die  Ab- 
sprechung des  Rechtes  zur  Führung  des  „nom  social"  lediglich 
aus  der  engen  Auffassung  romanischer  Rechte,  welche  in 
Anknüpfung  an  den  älteren  Rechtszustand  nur  bei  offenen 
Handelsgesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  eine  eigent- 
liche Firma  anerkennen,  während  weder  dem  Einzelkaufmann 
noch  der  Aktiengesellschaft  die  Führung  einer  Handelsfirma 
zusteht.  Die  Aktiengesellschaft  führt  also  auch  nach  ihnen 
einen  Namen,  nur  ist  es  nicht  eine  kaufmännische  Firma, 
sondern  ein  Geschäftsname;  der  Schutz  des  Namens  regelt 
sich  denmach  nicht  nach  den  Grundsätzen  des  Firmenrechts, 
sondern  nach  allgemeinen  Grundsätzen  des  Namensrechts. 
Aber  die  nähere  Ausgestaltung  dieses  Geschäftsnamens  ist 
durch  den  Code  de  commerce  nicht  genügend  präzisirt.  Die 
Forderung,  dass  der  Name  eines  Aktionärs  in  dem  Geschäfts- 
namen der  Aktiengesellschaft  nicht  enthalten  sein  darf,  ist 
insofern  zu  eng,  als  die  Aufa^hme  des  Namens  irgend  einer 
anderen  Person  im  Publikum  die  gleiche  irrige  Vorstellung, 
dass  man  es  mit  einer  andersgestalteten  Form  von  Unter- 
nehmungen zu  thun  habe,  hervorzurufen  geeignet  ist,  es  sei 
denn,  dass  es  sich  um  Namen  handelt,  welche  offenbar  zur 
Ausschmückung  gewählt  sind,  wie  der  Name  von  Regenten, 
Staatsmännern,  Dichtern  oder  mythologische,  historische 
Namen. 

Auf  der  anderen  Seite  ist  die  Beschränkung  des  Namens 
auf  den  Gegenstand  der  Unternehmung  nicht  zu  billigen,  weil 
sie  bei  einer  Vielheit  von  Unternehmungen  schwer  oder  gar 
nicht  durchzuführen,  die  Gefahr  einer  Verwechslung  mit 
anderen,  gleiche  Unternehmungen  betreibenden  Gesellschaften 
kaum  zu  vermeiden,  endlich  weil  die  Angabe  des  Gegenstandes 
das  Publikum  über  die  rechtliche  Gestaltung  der  Gesellschaft 
aufzuklären  nicht   geeignet   ist,    zumal  im  Laufe   dieses  Jahr- 

10* 
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hunderts  die  Mannigfaltigkeit  der  Gesellschaftsformen  eine 
grosse  Steigerung  erfahren  hat. 

Die  dürftigen  Bestimmungen  des  Code  de  commerce  sind 
vom  holländischen  und  spanischen  Handelsgesetzbuch^)  über- 
nommen worden.  Elastischer  ist  dagegen  die  Fassung  des 
belgischen  und  italienischen  Gesetzes,^)  welche  eine  besondere 
Bezeichnung  oder  die  Angabe  des  Gegenstandes  der  Unter- 
nehmung (una  denominazione  particolare  o  designazione  delF 
oggetto  della  sua  impresa)  verlangen,  während  sie  die  An- 
nahme einer  Personenfirma  der  Aktiengesellschaft  ebenfalls 
versagen.^) 

Dem  gegenüber  gewährt  das  AUg.  Deutsche  Handelsgesetz- 
buch ^)  der  Aktiengesellschaft  eine  wahre  Firma,  erweitert  die 
Fassung  des  Code  de  commerce  dahin,  „dass  der  Name  von 
Gesellschaftern  oder  anderen  Personen  in  die  Firma 
nicht  aufgenommen  werden  darf"  und  verlangt  nur  für  die 
Regel,  dass  die  Firma  dem  Gegenstand  der  Unternehmung 
der  Aktiengesellschaft  entlehnt  werde.  Darin  liegt  ein  Drei- 
faches :  einmal  dass  die  Aktiengesellschaft  sich  des  Schutzes  des 
Firmenrechtes  in  vollem  Umfange  zu  erfreuen,  wie  den  Schranken 
des  Firmenrechts  einzufügen  hat,  sodann  dass  die  Firma  niemals 
Personenfirma,  sondern  stets  Sachfirma  zu  sein,  endlich  dass 
die  Sachfirma  regelmässig  dem  Gegenstand  der  Unternehmung 
zu  entsprechen  hat.  Noch  weiter  geht  das  schweizerische 
Obligationenrecht,  welches  freie  Wahl  der  Firma  gestattet 
und  nur  die  Personennamen  von  Mitgliedern  wie  die  Namen 
bestimmter  lebender  Personen  aufzunehmen  verbietet.**) 

Indessen  wii'd  man  auch  diesen  Gesetzgebungen  den  Vor- 
wurf nicht  ersparen  können,  dass  sie  den  Zweck,  das  Publikum 
über  die  rechtliche  Eigenthümlichkeit  der  auftretenden  Gesell- 
schaft aufzuklären,  nicht  voll  erreichen.  Andere  Gesetze  suchen 
diesem    Ziel    dadurch    nahezukommen,     dass    sie    die    Auf- 


1)  Wetb.  V.  K.  art.  36,  span.  H.  G.  ß.  art.  152. 

»)  Belg.  Ges.  von  1873  art.  27,  28,  Ital.  C.  d.  c.  art.  77  Abs.  2. 

3)  Dazu  Vidari  I  Nr.  758. 

*)  A.  D.  H.  G.  B.  art.  18.     Aehnlich  Japan  art.  70,  173. 

»)  Art.  612,  873. 
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nähme  des  Wortes  „Aktiengesellschaft"  in  den  Namen, 
bezw.  die  Firma  der  Gesellschaft  vorschreiben.  Auf  diesem 
Standpunkte  stehen  das  revidirte  deutsche,^)  das  ungarische,^) 
portugiesische/)  mexikanische*)  und  japanische*)  Handels- 
gesetzbuch, sowie  das  skandinavische  *)  und  englische ')  Aktien- 
recht, wobei  entweder  die  Annahme  auch  eines  Personen- 
namens zugelassen,®)  oder,  wie  im  portugiesischen  Handels- 
gesetzbuch, nur  eine  Sachbezeichnung  und  möglichst  die  An- 
passung an  den  Gegenstand  des  Unternehmens  verlangt  wird. 
Die  letzte  Regelung  dürfte  die  zweckmässigste  sein,  da  die 
Vortheüe  dieses  Systems  bei  unbeschränkter  Gestattung  der 
Aufnahme  von  Personennamen  wieder  illusorisch  werden, 
zumal  wenn  die  Beifügung  des  Wortes  „Aktiengesellschaft" 
auch  in  abgekürzter  Form®)  zugelassen  wird,  und  da  durch 
Zulassung  von  Personennamen  die  Gefahr  einer  Verwechslung 
der  Aktiengesellschaft  und  der  Aktienkommanditgesellschaft 
hervorgerufen  wird.  —  Weiter  zu  gehen  und  die  Aufnahme 
des  Grundkapitals  in  die  Firma  zu  verlangen,  ist  nicht  ge- 
rechtfertigt, weil  bei  dem  wechselnden  Stand  des  Vermögens 
die  Angabe  des  ursprünglichen  Grundkapitals  in  der  Firma 
mehr  Nachtheile  als  Vortheile  zu  stiften  geeignet  ist. 

Den  Zwecken,  die  der  Name  der  Aktiengesellschaft  er- 
füllen soll,  entspricht  es  weiter,  dass  die  Gefahr  einer  Ver- 
wechselung mit  den  Namen  bestehender  Gesellschaften  möglichst 

')  §  20. 

«)  §  U. 

3)  Art.  23. 

^)  Art.  165. 

»)  Art.  173,  vergl.  Lönholm  225. 

*)  Dan.  und  norweg.  Gesetz  betr.  Handelsregister,  Firma  und 
Prokura  §  9,  schwedisches  Aktiengesetz  von  1895  §  10. 

')  Comp.  Act  1862  sect.  8.  Nur  Aktiengesellschaften,  welche  nicht 
auf  Gewinn  ausgehen,  können  nach  der  Comp.  Act  1867  sect.  23  davon 
absehen.  Das  nordamerikan.  Recht  verlangt  theilweise  Aufnahme  des 
Wortes  „Corporation"  oder  „Company".  Cook  p.  1634,  1637,  1681; 
Stimson  §8011. 

*)  So  im  Rev.  D.  H.  G.  ß.  §  20,  wonach  nur  „in  der  Regel"  der 
Gegenstand  des  Unternehmens  entscheiden  soll. 

»)  Nicht  im  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  20. 
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ZU  Termeiden  ist,  im  eigenen  Interesse  der  den  Namen  an- 
nehmenden Aktiengesellschaft,  im  Interesse  der  diesen  Namen 
bereits  führenden  Gesellschaft,  im  Interesse  endlich  des 
Publikums.  Diejenigen  Gesetzgebungen,  welche  der  Aktien- 
gesellschaft eine  Firma  zuerkennen  oder  doch  die  Grundsätze 
des  Firmenrechts  auf  ihren  Namen  analog  anwenden,  zwingen 
sie  damit  zugleich,  bestehende  Firmenrechte  zu  respektiren. 
Nach  dem  AUg.  Deutschen  Handelsgesetzbuch  muss  sich  die 
Firma  der  neuen  Aktiengesellschaft  von  allen  an  demselben 
Orte  oder  in  derselben  Gemeinde  bestehenden  und  in  das 
Handelsregister  eingetragenen  Firmen  deutlich  unterscheiden.^) 
Errichtet  die  Aktiengesellschaft  eine  Zweigniederlassung,  so 
muss,  falls  bereits  eine  gleiche  Firma  am  Orte  der  Zweig- 
niederlassung besteht,  ihrer  Firma  ein  Zusatz  beigefügt  werden, 
durch  welchen  sie  sich  von  jeder  bereits  vorhandenen  Firma 
deutlich  unterscheidet.^)  Die  gleichen  Bestimmungen  treffen 
das  ungarische  (§§  17,  18)  und  das  portugiesische  Handels- 
gesetzbuch (art.  27),  sowie  das  dänische  und  norwegische  Gesetz 
über  Handelsregister  (§  10).  Dagegen  gebietet  das  schweizerische 
Obligationenrecht  (art.  873)  und  das  schwedische  Gesetz 
von  1895,  (§  10),  dass  sich  die  Firma  der  Aktiengesell- 
schaft von  jeder  bereits  eingetragenen  Firma  deutlich  unter- 
scheiden muss,  ohne  die  Beschränkung  auf  den  Bezirk  hinzu- 
zufügen. In  der  That  lässt  sich  fragen,  ob  bei  der  Natur 
der  durch  Aktiengesellschaften  verkörperten  Unternehmungen, 
die  zum  grösseren  Theile  über  die  Grenzen  des  Bezirkes 
hinausgehen,  deren  Sitz  häufig  mehr  aus  äusserlichen,  als 
innerlichen  Gründen  nach  einem  bestimmten  Orte  gelegt  ist, 
und  deren  Theilnehmer  den  verschiedensten  Theilen  des  Landes 
angehören,  die  Beschränkung  einer  Unterscheidung  der  Firma 
von  den  im  selben  Bezirke  oder  in  derselben  Gemeinde  be- 
stehenden zu  rechtfertigen  und  nicht  vielmehr  die  Unterscheidung 
von  allen  im  Inlande  eingetragenen  Firmen  wenigstens  von 
Aktiengesellschaften   zu   verlangen  ist.     Darin  würde  zugleich 


1)  Art.  20  =  ßev.  D.  H.  G.  B.  §  30. 

«)  Art.  21  =  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  30  Abs.  3. 
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liegen,  dass  an  Stelle  des  jetzigen  dezentralisirenden  Systems 
der  Eintragungen  in  die  Handelsregister  zahlreicher  Be- 
zirke für  Aktiengesellschaften  ein  zentralisirendes  System 
der  Eintragung  in  ein  Handelsregister  treten  müsste,  wofür 
die  englische  Einrichtung  von  drei  Registerämtern  für  England, 
Schottland  und  Irland  vorbildlich  wäre.  Eine  derartige  Aus- 
dehnung des  Firmenrechtes  empfiehlt  sich  bei  der  Aktien- 
gesellschaft um  so  mehr,  als  die  Firma  Sachfirma  sein  und 
regelmässig  dem  Gegenstand  der  Unternehmung  entlehnt  sein 
soll,  die  Gefahr  geschäftlicher  Konkurrenz  hier  also  un- 
mittelbarer ist,  als  bei  möglicherweise  sehr  häufigen  Personen- 
firmen. 

Diejenigen  Gesetzgebungen,  welche  der  Aktiengesell- 
schaft eine  Firma  nicht  zuerkennen,  haben  zum  Theil  die 
ausdrückliche  Satzung  aufgenommen,  dass  der  Name  der 
Aktiengesellschaft  von  den  bestehenden  Namen  anderer  Ge- 
sellschaften sich  unterscheiden  müsse.  So  bestimmt  das  bel- 
gische Gesetz  von  1873  (art.  28),  und  das  spanische  Handels- 
gesetzbuch (art.  152),  dass  keine  Benennung  adoptirt  werden 
dürfe,  die  mit  derjenigen  einer  anderen,  bereits  existirenden 
Gesellschaft  identisch  ist.  Ebenso  verlangt  der  italienische 
Codice  di  commercio  (art.  77),  dass  die  Benennung  oder 
Bezeichnung  sich  deutlich  von  der  jeder  anderen  Gesellschaft 
unterscheide.  Die  englische  Comp.  Act  1862  verbietet,  eine 
Gesellschaft  unter  dem  Namen  einer  existirenden  und  registrirten 
Gesellschaft  oder  unter  einer  ähnlichen  Bezeichnung,  die 
Täuschungen  hervorrufen  könnte,  zu  registriren.^)  Wo  sich 
solche  Satzungen  nicht  finden,  wird  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen des  Namensrechtes  zu  entscheiden  sein,  wieweit  die  An- 
nahme eines  bereits  existirenden  Namens  statthaft  ist. 

Endlich  darf  der  Name  der  Aktiengesellschaft  nicht 
wahrheitswidrige,  die  Täuschung  des  Publikums  herbeizuführen 
geeignete   Bezeichnungen   enthalten,    wie   z.  B.   Hinweise   auf 


^)  Sect.  20,  dazu  Kasuistik  bei  Buckle y  p.  24,  25.  Auch  nord- 
amerikanische Statuten  stehen  auf  diesem  Standpunkt»  Spelling  §2, 
Cook  p.  1773,  1808,  ebenso  das  Argentin.  Gesetzb.  art.  300. 
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ausschliessliche  Gewerbeberechtigungen,  staatliche  Privilegien, 
Qualitäten,  die  Vorzüge  verleihen  u.  a.^) 

Die  Aktiengesellschaft  führt  nur  einen,  für  ihren  ganzen 
Betrieb  einheitlichen  Namen,  wieviel  Niederlassungen  sie  auch 
besitzt.  Dies  gilt  auch  dann,  wenn  sie  mehrere  Unter- 
nehmungen betreibt.  Erwirbt  demnach  eine  Aktiengesell- 
schaft ein  bestehendes  Geschäft,  so  darf  sie  für  dieses  nicht 
einen  besonderen,  von  ihrem  eigenen  Namen  abweichenden 
Namen  annehmen.  Während  demnach  ein  Einzelkaufmann,  soweit 
nicht  das  strikte  Prinzip  der  Firmenwahrheit  herrscht,  mehrere 
Geschäfte  unter  verschiedenen  Namen  betreiben  kann,  ist  dies 
bei  der  Aktiengesellschaft  ausgeschtossen.  Wenn  die  Aktien- 
gesellschaft ein  bestehendes  Geschäft  mit  der  Firma  erwirbt, 
darf  sie  nicht  die  Firma  dieses  Geschäftes  gesondert  für  die 
Zwecke  dieses  Geschäftes,  und  die  alte  Firma  für  ihre  übrigen 
Geschäfte  führen.^)  Vielmehr  ist  ihr  gestattet,  nur  die  alte 
Firma  auch  für  das  erworbene  Geschäft  zu  verwenden.  Selbst 
die  Hinzufügung  der  erworbenen  Firma  zu  der  alten  Firma 
mit  oder  ohne  einen  das  Nachfolgeverhältniss  andeutenden 
Zusatz  beim  Betrieb  des  erworbenen  Geschäfts  würde  un- 
statthaft sein,  da  darin  die  Annahme  einer  neuen  Firma 
liegen  würde.  Nichts  stände  dagegen  im  Wege,  dass  sie  im 
Verkehr  mit  dem  Publikum  durch  Bemerkungen,  welche  nicht 
in  den  Rahmen  der  Firmirung  fallen,  darauf  hinweist,  dass 
sie  Nachfolgerin  der  alten  Firmeninhaberin  sei.  Legt  sie  er- 
heblichen Werth  auf  die  Fortführung  der  erworbenen  Firma, 
so  bleibt  ihr  nur  der  Ausweg,  den  ursprünglichen  Namen  einer 
Abänderung  zu  unterwerfen,  soweit  solche  Abänderung  vod 
den  Gesetzen  zugelassen  ist.  —  Das  Prinzip  der  Einheitlichkeit 
des  Namens  erleidet  eine  geringe  Modifikation  nur  durch  die 
in  mehrfachen  Gesetzen  auftretende  Vorschrift,  dass  der  Name 
der  Aktiengesellschaft,   die  eine  Zweigniederlassung  errichtet, 


1)  Ring  S.  185,  vergl.  Rev.  Deutsches  H.  C>.  B.  §18  Abs.  2,  der  auf 
Aktiengesellschaften  ebenfalls  zu  beziehen  ist. 

^  Vergl.  ausser  den  oben  Citirten  Keyssner  in  Z.  f.  H.  R.  XXI 
410 ff.;  a.  A.  Hinsberg  in  Holdheims  Monatsschr.  VI  Nr.  9,  woselbst 
ausführliche  Litteraturangaben. 
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bei  Vorhandensein  eines  gleichen  Geschäftsnamens  am  Orte  der 
Zweigniederlassung  für  die  Zwecke  der  Zweigniederlassung  einen 
Zusatz  erhalten  muss,  der  sie  von  den  vorhandenen  Geschäfts- 
namen deutlich  unterscheidet/)  eine,  durch  die  Rücksicht  auf 
bestehende  Firmenrechte  gebotene  Abweichung,  die  eng  zu 
interpretiren  ist  und  nicht  zur  analogen  Ausdehnung  berechtigt. 
Der  Name  wird  von  der  Aktiengesellschaft  bei  ihrer  Ent- 
stehung angenommen.  Der  Name  ist  ein  Stück  der  Aktien- 
gesellschaft, eine  Aktiengesellschaft  ohne  jedweden  Namen 
kann  nicht  in  die  Erscheinung  treten.  Darum  ist  der  Name 
in  diejenigen  Schriftstücke,  Register  und  Publikationen  auf- 
zunehmen, welche  als  für  die  Entstehung  einer  Aktiengesell- 
schaft rechtlich  relevante  in  Betracht  kommen.  Nimmt  die  Aktien- 
gesellschaft einen  unstatthaften  Namen  an,  so  kann  sie  durch 
die  gesetzlichen  Mittel  gezwungen  werden,  den  Namen  ab- 
zulegen und  an  seine  Stelle  einen  zulässigen  Namen  zu  setzen. 
Aber  ihre  Entstehung  wäre  nicht  gehindert,  die  von  ihr  vor- 
genommenen Rechtsgeschäfte  wären  gültige.  Den  Zweck,  nach 
aussen  aufzutreten,  erreicht  die  Aktiengesellschaft  auch  durch 
Annahme  eines  unstatthaften  Namens.*) 

1)  A.  D.  H.  G.  ß.  art.  21  =  R.  D.  H.  G.  B.  §  30,  Schweizer  Obl. 
art.  868  u.  a. 

^)  In  denjenigen  Gesetzgebungen,  welche  den  Namen  der  Aktien- 
gesellschaft als  Firma  behandeln,  erhebt  sich  die  Frage,  ob  die  ent- 
stehende Aktiengesellschaft,  die  ein  Geschäft  überninmit,  auch  die  Firma 
dieses  Geschäftes  übernehmen  und  führen  kann.  Das  Allg.  Deutsche 
(art.  22)  und  ungarische  Handelsgesetzbuch  (12)  gestattet  dem  Erwerber 
eines  Handelsgeschäftes,  dieses  unter  der  bisherigen  Firma  fortzuführen, 
wenn  der  bisherige  Geschäftsinhaber  oder  dessen  Erben  in  die  Fortführung 
der  Firma  ausdrücklich  willigen.  Der  Fall  der  Umgründung  eines 
Einzelgeschäftes  oder  einer  Gesellschaft  in  eine  Aktiengesellschaft  ist 
nicht  selten.  Darf  die  neu  zu  gründende  Aktiengesellschaft,  die  mit  ihrem 
Aktienkapital  das  Geschäft  übernimmt  oder  der  es  als  Sacheinlage  inferirt 
wird,  die  Firma  übernehmen  und  führen?  Die  Ansichten  sind  getheilt 
(vergl.  Ring  183).  Die  Einen  wollen  dem  art.  22  des  A.D.H.G.ß. 
die  Anwendung  versagen,  weil  art.  18  die  Materie  beherrsche  und  weil 
eine  in  der  Entstehung  begriffene  Aktiengesellschaft  noch  keine  Rechts- 
persönlichkeit besitze,  demnach  auch  noch  keine  Firma  erwerben  könne,  mit 
dem  Momente,  wo  sie  die  Rechtspersönlichkeit  erwerbe,  aber  bereits  eine 
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Der  einmal  angenommene  Name  kann  geändert  werden. 
Die  Aendenmg  ist,  da  der  Name  einen  Bestandtheil  der  Ver- 
fassung bildet,  nach  den  für  Verfassungsänderungen  maass- 
gebenden  Grundsätzen  zu  bewirken,  wie  der  neue  Name  zu 
dem  Handelsregister  anzumelden  und  in  den  vorgeschriebenen 
Blättern  zu  publiziren  ist.    In  einzelnen  Gesetzgebungen  gelten 


Firma  trage.  Diese  Firma  könne  sie  dann  nachträglich  in  die  über- 
nommene Firma  umändern,  soweit  dies  zulässig  sei  (also  nicht  bei  Ueber- 
nahme  einer  Personenfirma),  dagegen  könne  sie  nicht  von  Anfang  an  die 
übernommene  Firma  führen.  Die  Anderen  sind  für  die  Zulassung  des 
art.  22,  weil  dieser  ausnahmslos  von  dem  Erwerber  eines  Handelsgeschäfts 
spreche.  Zwei  Fragen  sind  hier  meines  Erachtens  zu  trennen,  einerseits, 
ob  man  der  Aktiengesellschaft  einräumen  darf,  eine  bestehende,  der  Form 
nach  an  sich  zulässige  Firma  anzunehmen,  wenn  feststeht,  dass  sie  das 
Geschäft  mit  der  Firma  übernehmen  wird.  Diese  Frage  ist  zu  bejahen, 
es  würde  auf  eine  blosse  Spitzfindigkeit  hinauslaufen,  ihr  die  Firma  aus 
dem  Grunde  zu  versagen,  weil  einstweilen  diese  Firma  von  einem  Anderen 
geführt  wird,  denn  dieser  Andere  ist  ja  mit  der  Annahme  der  Firma  durch 
die  Aktiengesellschaft  einverstanden  und  entschlossen,  sein  Geschäft  und  seine 
Firma  aufzugeben  (vergl.  R.  G.  E.  Civ.  IX 106).  Die  Aktiengesellschaft  könnte 
auch  sofort  nach  ihrer  Entstehung  ihre  Firma  ändern,  also  den  gleichen 
Zweck  in  kürzester  Zeit  auf  einem  Umwege  erreichen.  Die  andere  Frage  ist, 
ob  die  Aktiengesellschaft  solchenfalls  eine  an  sich  für  sie  unzulässige  Firma, 
insbesondere  eine  Personenfirma,  führen  darf.  Auch  diese  Frage  ist  zu 
bejahen.  Ebensowohl  wie  bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  und 
Kommanditgesellschaft  von  dem  Grundsatz,  dass  die  Namen  anderer  Socii 
als  der  persönlich  haftenden  in  die  Firma  nicht  aufgenommen  werden 
dürfen,  bei  Uebernahme  einer  bestehenden  Firma  eine  Ausnahme  zu- 
gelassen wird  (B ehrend  259,  art.  17,  22),  muss  dies  bei  der  Aktien- 
gesellschaft gelten.  Man  kann  bezweifeln,  ob  die  derzeitige  Regelung 
de  lege  ferenda  genügend  ist  und  der  Ansicht  sein,  dass  jedenfalls  der 
Zusatz  „Aktiengesellschaft"  zu  verlangen  ist.  Vom  Standpunkte  des 
geltenden  deutschen  Rechts  aus  aber  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die 
Aktiengesellschaft  unter  diesen  Voraussetzungen  eine  Personenfirma  führen 
darf.  So  auch  der  Standpunkt  der  Praxis  (vergl.  die  oben  S.  152  A.  2 
angeführten)  und  des  revidirten  deutschen  Handelsgesetzbuchs  §  22.  In 
den  meisten  romanischen  Gesetzgebungen  ist  der  Uebergang  alter  Firmen 
unbekannt,  so  dass  die  Frage  nicht  entstehen  kann.  Im  Schweizer  Obli» 
gationenrecht  ist  es  nur  gestattet,  der  eigenen  Sachfirma  einen  das  Nach* 
folgeverhältniss  andeutenden  Zusatz  zu  machen  (art.  874),  ebenso  im 
Portugiesischen  Handelsgesetzbuch  art.  24.  Und  diese  Lösung  dürfte  die 
empfehlenswertheste  sein. 
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besonders  strenge  Vorschriften  für  die  Aenderung  des  Namens, 
so  nach  der  englischen  Comp.  Act  1862,  die  überein- 
stimmenden Beschluss  zweier  auf  einander  folgender  General- 
versammlungen und  Zustimmung  des  Board  of  Trade  verlangt.^) 
Eine  Aenderung  des  Namens  hat  nach  einzelnen  Gesetzgebungen 
bei  gänzlicher  oder  theilweiser  Auflösung  der  Gesellschaft  ein- 
zutreten. Geräth  die  Gesellschaft  in  Liquidation,  so  hat  sie 
ihrer  Firma  den  Zusatz  „in  Liquidation"  anzufügen,*)  reduzirt 
sie  ihr  Grundkapital,  so  soll  sie  nach  englischem  Recht  für 
eine  gewisse  Zeit  den  Zusatz  „and  reduced"  machen.*) 

Der  Name,  unter  dem  die  Aktiengesellschaft  auftritt,  ist 
das  nothwendige  Erkennungszeichen,  dass  die  Aktiengesell- 
schaft rechtsgeschäftlich  thätig  sein  will.  Er  ist  deshalb,  soll 
die  Aktiengesellschaft  Rechte  und  Pflichten  erwerben,  noth- 
wendig  von  deren  Organen  im  Rechtsverkehr  zu  gebrauchen. 
Während  bei  physischen  Personen  ein  bürgerlicher  und  ein  kauf- 
männischer Name  möglich  ist,  ist  bei  Aktiengesellschaften  nur 
ein  Name  vorhanden,  der  für  alle  rechtlichen  Beziehungen  der 
Aktiengesellschaft,  mögen  sie  kaufinännischer  oder  nichtkauf- 
männischer Art  sein,  der  gleiche  ist.  Bei  schriftKchen  Er- 
klärungen hat  die  Zeichnung  für  die  Gesellschaft  deshalb  noth- 
wendig  den  Namen,  bezw.  die  Firma  der  Aktiengesellschaft  zu 
enthalten,  da  es  sonst  an  der  Angabe  der  Person  fehlt,  die  die 
Erklärung  abgeben  soll.  Dieser  Name  ist  auch  in  derartiger 
Vollständigkeit  anzugeben,  dass  erhellt,  welche  Aktiengesell- 
schaft die  Erklärung  abgiebt.  Nicht  ausgeschlossen  ist,  dass 
im  Verkehr*)  dem  Namen,  bezw.  der  Firma  Zusätze  ge- 
macht werden,  sofern  diese  an  dem  Namen  nichts  ändern. 
Wie  der  Einzelkaufmann  seine  Persönlichkeit  durch  nähere 
Angaben,  z.  B.  über  die  Lage  des  Geschäftslokales,  über  das 
Alter  des  Geschäftes,  über  Spezialitäten  seiner  Branche,  über 


^)  Sect.  13;  so  auch  einzelne  nordamerik.  Statuten,  Cook p.  1774, 1712. 

«)  D.  H.  a  B.  art.  244  a,  139  =  R.  D.  H.  G.  B.  §§  298,  153,  Schwed. 
Aktiengesetz  §  61. 

^)  Comp.  Act  1867sect.  10,  einzelne  Ausnahmen  in  Comp.  Act  1877  sect.  4. 

*)  Zu  scheiden  von  den  Zusätzen  in  der  Firma,  die  BestandtheU 
der  Firma  sind. 
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erhaltene  Auszeichnungen  schärfer  hervortreten  oder  zur 
Geltung  bringen  darf,  so  ist  es  der  Aktiengesellschaft  gestattet, 
ihrem  Namen  Zusätze  zu  machen,  die  ihren  Sitz,  ihre 
Geschäftsbranche,  Vermögensverhältnisse,  die  Zeit  ihrer  Ent- 
stehung u.  a.  m.  betreflfen.  Nur  bei  Formalakten,  wie  Aus- 
stellung eines  Wechsels,  ist  lediglich  der  Name,  bezw.  die 
Firma  der  Aktiengesellschaft  zu  gebrauchen. 

Einzelne  Gesetzgebungen  gehen  weiter.  Sie  enthalten, 
um  dem  Publikum  möglichste  Klarheit  über  die  Verhältnisse 
der  Aktiengesellschaft  zu  verschaffen,  die  Vorschrift,  dass  die 
Aktiengesellschaft  in  ihrer  geschäftlichen  Thätigkeit  ihrem 
Namen  gewisse  Zusätze  beizufügen  habe.  So  schreibt  das 
französische  Gesetz  vom  24.  Juli  1867  art.  64  vor,  dass  auf  allen 
von  ihr  ausgehenden  gedruckten  oder  geschriebenen  Urkunden 
mit  vollen  Buchstaben  das  Wort  „societe  anonyme"  und  der 
Betrag  des  Grundkapitales  anzugeben  sei.  Das  englische 
Aktienrecht  ordnet  an,  dass  der  mit  dem  Zusätze  „limited" 
versehene  Name  in  sichtbarer  Weise  an  der  Aussenseite  des 
Geschäftslokales  in  leicht  lesbaren  Lettern,  femer  auf  dem 
Siegel  der  Kompagnie  angebracht  werde,  und  dass  er  in  allen 
Notizen,  Benachrichtigungen  und  sonstigen  offiziellen  Kund- 
gebungen der  Kompagnie,  ferner  auf  Wechseln,  Cheques, 
Anweisungen,  Kreditbriefen  etc.  angegeben  werde.  ^)  Das 
belgische  Gesetz  vom  18.  Mai  1873  art.  66  verlangt  für  alle 
Schriftstücke  der  Aktiengesellschaft  die  Anfügung  der  Worte 
„societe  anonyme",  während  die  Angabe  des  Aktienkapitals 
zwar  nicht  obligatorisch,  aber  nur  in  der  Weise  zulässig  sein 
soll,  dass  der  Stand  der  letzten  Bilanz  wiedergegeben  werde, 
eine  Bestimmung,  die  nach  art.  130  auch  auf  ausländische 
Aktiengesellschaften  Anwendung  findet.  Das  portugiesische 
Handelsgesetzbuch  art.  117  endlich  steht  auf  dem  strengsten 
Standpunkt,  insofern  es  bei  allen  schriftlichen  Geschäften 
Angabe  des  Sitzes  der  Gesellschaft  und  des  inUebereinstimmung 
mit  der  letzten  genehmigten  Bilanz  realisirten  und  vorhandenen 
Aktienkapitales  erfordert. 


')  Comp.  Act  1862  sect.  41,  42. 
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Der  Werth  derartiger  Vorschriften  ist  ein  zweifelhafter. 
Die  oben  befürwortete  Aufnahme  des  Wortes  „Aktiengesell- 
schaft" in  die  Firma  würde  einen  Theil  dieser  Satzungen 
erübrigen.  Von  den  anderen  ist  nicht  allzu  viel  Vortheil, 
wohl  aber  Nachtheil  zu  befürchten.  Aus  dem  Stande  der 
letzten  Bilanz  lässt  sich  über  den  derzeitigen  Stand  des  Ver- 
mögens ein  sicherer  Schluss  nicht  ziehen,  wie  umgekehrt  die 
Vorschrift  ein  allzu  starkes  Misstrauen  gegen  die  Aktien- 
gesellschaften zeigt.  Wo  periodische  Bilanzen,  wie  in  allen 
Gesetzen  vorgeschrieben  ist,  anzufertigen  und  zu  publiziren 
sind,  ist  dem  Publikum  ohnehin  Gelegenheit  geboten,  sich 
über  den  Stand  des  Vermögens  der  Aktiengesellschaft  zu 
unterrichten,  aus  der  Angabe  des  derzeitigen  Kapitales  der 
Gesellschaft  allein  lässt  sich  nicht  viel  entnehmen,  da  eine 
Vergleichung  mit  früheren  Jahren,  sowie  eine  Untersuchung 
über  die  einzelnen  Bestandtheile  des  Vermögens  allein  volle 
Klarheit  verschaflfen  kann.  Alle  diese  Momente  wird  die 
Geschäftswelt  im  Börsenverkehr  abwägen  und  danach  den 
Kurs  der  Aktien  und  Obligationen  einrichten,  während  der 
Geschäftsunkundige  durch  die  isolirte  Angabe  des  Kapitales  zu 
irrigen  Schlussfolgerungen  verleitet  wird.  Die  fragliche  Vor- 
schrift wirkt  auch  insofern  schädigend,  als  sie  Aktiengesell- 
schaften zu  vortheilhaften  Bilanzen  veranlasst. 

Die  Bedeutung  derartiger  Satzungen  ist  im  übrigen  nur 
die  von  Ordnungsvorschriften.  Die  Gültigkeit  des  Geschäftes 
ist  von  ihrer  Beobachtung  nicht  abhängig.  Ihre  Nichtbeob- 
achtung  kann  dagegen  für  die  zuwiderhandelnden  Organe 
Strafe  oder  civilrechtliche  Nachtheile  oder  beides  zur  Folge 
haben. 

Neben  ihrem  Namen  kann  die  Aktiengesellschaft  gleich 
physischen  Personen  und  gleich  anderen  Gesellschaften  Zeichen 
führen  zur  Unterscheidung  ihrer  Waaren  von  den  Waaren 
anderer  Gewerbetreibender.  Das  Recht  solcher  Zeichen 
regelt  sich  nach  allgemeinen  Grundsätzen.^) 


^)  D.  B,.  G.  vom  12.  Mai  1894  zum  Schutze  der  Waarenbezeichnungen, 
vom  27.  Mai  1896  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes  §  8. 
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§  13. 
Das  Grundkapital.^) 

Die  Aktiengesellschaft  ist  eine  Kapitalgesellschaft  in  dem 
Sinne,  dass  sie  eines  Gesellschaftskapitals  von  vornherein 
bedürftig  ist.  Wir  haben  dieses  Grundkapital  (Einlagekapital, 
Stammkapital,  capital  social,  Aktienkapital,  share-capital, 
capital  stock  ^)  definirt  als  den  von  den  Aktionären  aufzubrin- 
genden, zur  Verwirklichung  der  Gesellschaftszwecke  bestimmten 
und  aus  der  Privatsphäre  der  Aktionäre  ausscheidenden  Ver- 
mögensfonds, und  wir  haben  die  allgemeinen  Schlussfolgerungen 
aus  dieser  BegriflFsbestimmung  gezogen.  Es  wird  sich  nunmehr 
darum  handeln,  auf  die  Natur  des  Grundkapitals  näher 
einzugehen. 

Zwei  Dinge  sind  scharf  auseinanderzuhalten :  Gesellschafts- 
vermögen und  Grundkapital.  Das  Grundkapital  fällt  weder 
begrifflich  noch  auch  regelmässig  thatsächlich  mit  dem  Gesell- 
schaftsvermögen zusammen.  Das  Grundkapital  ist  eine  gedachte, 
das  Gesellschaftsvermögen  eine  reelle  Grösse.^)  Wenngleich  mit 
dem  Grundkapital  die  Gesellschaft  ihre  Geschäfte  beginnen  soll 
und  die  Gesetzgebung  diesen  Zustand  zu  erzwingen  sucht,*)  so 
hängt  es  von  der  konkreten  Sachlage  ab,  ob  der  Werth  der  von 
Anfang  an  der  Gesellschaft  zugefuhrten  Vermögensobjekte  in 
Wahrheit  dem  ziffemmässigen  Betrag  des  Grundkapitals  ent- 
spricht, ob  es  nicht  vielmehr  höher  oder  niedriger  ist.  Vor 
allem  kann  sich  eine  Verschiedenheit  zwischen  ziffernmässigem 
Grundkapital  und  anfänglichem  Gesellschaftsvermögen  dann  er- 
geben, wenn  nicht  Baareinlagen,  sondern  Sacheinlagen  seitens  der 
Aktionäre  erfolgen.  Die  von  der  Gesellschaft  auf  Grund 
voraufgegangener  Abschätzung  übernommenen  Vermögenswerthe 
an  Grundstücken,  Fabrikanlagen,  Patenten  u.  s.  w.  können  in 


1)  Litteratur:  Renaud  §6,  Primker  592ff.,  Behrend  §96,  Ring 
153f.,  195f.,  Staub  zu  207,  §  1,  §8,  Sträuli  in  Z.  für  Schweiz.  Recht 
XXXVI  1—58. 

«)  Cook  p.  13,  14. 

^)  Vergl.  zum  Folgenden  Staub  a.  a.  0. 

'*)  Verbot  der  Unterpariemission. 
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Wahrheit  den  Schätzungswerth  übersteigen,  sie  können  aber  — 
und  dies  ist  die  zu  befürchtende  und  von  den  Gesetzen  durch 
scharfe  Bestimmungen  bekämpfte  Möglichkeit  —  in  Wahrheit 
hinter  der  Schätzung  erheblich  zurückbleiben.  Letzterenfalls 
beginnt  die  Gesellschaft  ihre  Thätigkeit  mit  einem  Minderbetrag 
gegenüber  dem  nominellen  Grundkapital.  Weitere  Möglich- 
keiten sind,  dass  nicht  alle  Baareinlagen  geleistet  werden, 
dass  vielmehr  ein  Theil  der  Aktionäre  mit  der  Baareinlage 
rückständig  bleibt  und  dass  die  Beitreibung  des  rückständigen 
Betrages  fruchtlos  versucht  wird.  Umgekehrt  kann  die  Zeich- 
nung der  Aktien  bei  guter  Meinung  des  Publikums  von 
den  Aussichten  des  Unternehmens  über  Pari  erfolgen,  welchen- 
falls  das  nominelle  Grundkapital  in  dem  Aufgeld  sofort  ein 
Plus  erhält,  der  Stand  des  anfänglichen  Gesellschaftsvermögens 
also  ein  höherer  ist,  als  der  Betrag  des  Grundkapitales. 

Noch  weiter  gehen  Grundkapital  und  Gesellschaftsvermögen 
im  Laufe  der  Zeit  auseinander.  Das  Gesellschaftsvermögen 
wird  bei  günstiger  Geschäftslage  den  Betrag  des  Grundkapitals 
andauernd  übersteigen.  Dieser  Satz  ist  freilich  nicht  selbst- 
verständlich. Klar  ist  zwar,  dass  vortheilhafte  Geschäfte  der 
Gesellschaft  im  Augenblick  derartigen  Vermögenszuwachs 
einbringen  können,  dass  ihr  gegenwärtiges  Vermögen  das  zijBFem- 
mässige  Grundkapital  erheblich  überwiegt.  Es  wäre  aber  nicht 
ausgeschlossen,  dass  der  Zuwachs  sofort  an  die  Aktionäre  heraus- 
zugeben ist.  Dann  würde  das  Bestreben  lediglich  dahin  gehen, 
das  Gesellschaftsvermögen  mit  dem  Grundkapitale  in  dauernder 
Uebereinstimmung  zu  halten.  Solcher  Betrieb  war  auch  bei 
den  ersten  grossen  Aktienkompagnien  vorhanden,  wo  nach  Art 
der  Rhederei  die  vollen  Ergebnisse  der  Seereise  zur  Ver- 
theilung  gelangten,^)  und  er  ist  nach  den  Gesetzgebungen  ein- 
zelner Länder  noch  heute  nicht  ausgeschlossen.  Aber  er  er- 
scheint wenigstens  für  Gesellschaften  von  längerer  Dauer  nicht 
geeignet,  weil  er  die  Erhaltung  des  Grundkapitals  gegenüber 
eintretenden  Verlusten  nicht  verbürgt.  Bei  voller  Auskehrung 
des  augenblicklichen  Gewinnes  an  die  Aktionäre  bedarf  es  im 


1)  Siehe  oben  S.  64. 
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Falle  grösserer  Verluste  langandauernder  Ergänzung  der  durch 
die  Verluste  herbeigeführten  Differenz  zwischen  Gesellschafts- 
vermögen und  Grundkapital,  da  von  Gewinn  erst  dann  ge- 
sprochen werden  kann,  wenn  das  Grundkapital  wieder  hergestellt 
ist.  Damit  ergiebt  sich  für  die  Aktionäre  die  Gefahr,  Jahre 
lang  auf  eine  Dividende  verzichten  zu  müssen,  wodurch  der 
Ruf  des  Unternehmens  erheblich  geschädigt  wird.  Um  dem 
zu  begegnen,  haben  von  früherer  Zeit  her  Gesellschaften  einen 
Theil  des  Gewinnes  zum  anfänglichen  Gesellschaftsvermögen 
geschlagen,  um  mit  dem  dadurch  erzielten  Fonds  etwaige 
Verluste  späterer  Jahre  zur  Ausgleichung  zu  bringen.  Dieser 
sogenannte  Reservefonds  ist  dann  von  vielen  neueren  Gesetzen 
geradezu  vorgeschrieben  worden.  Durch  den  Reservefonds 
erhält  das  Gesellschaftsvermögen  einen  Zuwachs,  der  es  vom 
Grundkapitale  mehr  und  mehr  entfernt.  Weitere  Fonds 
können  statutarisch  vorgeschrieben  sein,  z.  B.  der  Dividenden- 
reservefonds, der  Pensionsfonds  u.  s.  w.  So  wird  bei  regel- 
mässigem Gang  der  Dinge  das  Gesellschafts  vermögen  den 
Betrag  des  Grundkapitales  übersteigen.  —  Eintretende  Verluste 
können  umgekehrt  den  Betrag  des  Gesellschaftsvermögens 
unter  den  des  Grundkapitals  sinken  lassen. 

Ist  das  Grundkapital  somit  nur  eine  gedachte  Grösse, 
so  ist  der  Werth  der  Aufstellung  dieser  Grösse  ein  beträcht- 
licher. Das  Grundkapital  stellt  den  Betrag  dar,  den  die  Ge- 
sellschaft bei  ihrer  Entstehung  als  Minimalgarantiefonds  reinen 
Aktiv -Vermögens  ihren  Gläubigern  zu  reserviren  verspricht. 
Die  Gesellschaft  erklärt  mit  der  Angabe  des  Grundkapitales, 
dass  sie  von  ihrem  jederzeitigen  Vermögen  an  ihre  Aktionäre 
Dividenden  erst  dann  zahlen  wird,  wenn  sich  nach  Abwägung 
von  Aktivis  und  Passivis  mehr  ergiebt,  als  der  Betrag  des 
Grundkapitales  anzeigt.  Dies  ist  der  Sinn  der  von  einzelnen 
Gesetzen  aufgestellten  Vorschrift,  dass  das  Grundkapital  bei 
der  jährlichen  Bilanz  als  Passivum  zu  figuriren  hat.  Erst  der 
nach  Abzug  der  Gesellschaftsschulden  über  den  Grundkapitals- 
betrag sich  ergebende  Ueberschuss  des  Vermögens  ist  Gewinn. 

Der  Grundkapitalsbetrag  besitzt  also  die  wichtige  Aufgabe, 
Gläubiger-   und  Aktionärinteresse   von   einander   zu  scheiden. 
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Er  giebt  den  Gläubigem  an,  welcher  Vermögensbetrag  des  reinen 
Gesellschaftsvermögens  jedenfalls  ihrem  Zugriff  offen  bleiben 
soll,  er  giebt  den  Aktionären  an,  wo  der  von  der  Gesellschaft 
gemachte  Gewinn  beginnt. 

Dem  entspricht  es,  dass  das  Bestreben  dahin  gehen  muss, 
bei  Sinken  des  Gesellschaftsvermögeng  unter  das  Grundkapital 
vor  allem  den  Betrag  des  Grundkapitals  wieder  zu  erreichen. 
Solange  dieser  Betrag  nicht  erreicht  ist,  ist  Gewinn  nicht  vor- 
handen. Wohl  aber  ist  auch  bei  Sinken  des  Gesellschafts- 
vermögens unter  das  Grundkapital  die  Gesellschaft  noch  ver- 
mögend, übersteigen  auch  dann  noch  ihre  Aktiva  die  Passiva. 
Insbesondere  wäre  da,  wo  Ueberschuldung  Konkurseröffnungs- 
grund ist,  das  Sinken  des  Gesellschaftsvermögens  unter  das 
Grundkapital  kein  Grund  zur  Einleitung  des  Konkurses. 

Das  Grundkapital  der  Aktiengesellschaft  ist  auf  einen 
ziffernmässigen  Geldbetrag  zu  stellen,  es  lautet  auf  eine 
Geldsumme.  Hierin  unterscheidet  sich  die  Aktiengesellschaft  von 
der  Gewerkschaft  und  der  Rhederei,  bei  der  eine  bestimmte 
Sache,  das  Bergwerk,  das  Seeschiff,  das  anfängliche  Gesell- 
schaftsvermögen nicht  blos  ausmacht,  sondern  auch  darstellt, 
bei  der  also  die  Theilung  dieses  Bergwerks  in  Kuxe,  dieses 
Seeschiffes  in  Schiffsparten  erfolgt.  Bei  der  Aktiengesell- 
schaft wird  möglicherweise  von  vornherein  auch  eine  bestimmte 
Sache,  z.  B.  ein  Bergwerk,  statt  haaren  Geldes  eingelegt. 
Es  ist  der  Fall  denkbar,  dass  die  sämmtlichen  Gründer 
einer  Aktiengesellschaft  nur  Sacheinlagen  machen  und  dass 
ihre  Sacheinlagen  in  Antheilen  an  einem  Bergwerk  bestehen, 
dass  demnach  das  Grundkapital  durch  Blation  des  Bergwerkes 
aufgebracht  wird.  Aber  Grundkapital  ist  in  letzterem  Falle 
der  ziffernmässige  Geldbetrag,  zu  dem  das  Bergwerk  über- 
nommen wird,  die  Aktien  sind  Theile  dieses  Geldbetrages, 
nicht  Theile  des  Bergwerkes,  sie  sind  es  sogar  dann,  wenn 
sie  als  Quotenaktien,  nicht  als  Summenaktien  ausgegeben  sind. 
Das  Bergwerk  wäre  dagegen  möglicherweise  alleiniger  Be- 
standtheil  des  Gesellschaftsvermögens. 

Das  Grundkapital  der  Aktiengesellschaft  ist  im  Zweifel  auf 
die  Währung   des  Landes   anzusetzen,    in   dem   die    Aktien- 
Lehmann,  Recht  der  AktiengeseUschaften.  11 
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gesellschaft  ihren  Sitz  ei-wählt,  dessen  Recht  sie  sich  also 
unterwirft.^)  Dieser  Satz  ist  zwar  nur  selten  ausdrücklich 
ausgesprochen,  er  ergiebt  sich  jedoch  schon  aus  den  legis- 
lativen Gründen,  von  denen  die  Normen  über  das  Grund- 
kapital beherrscht  sind.  Die  Zulassung  von  ausser  Kurs  ge- 
setzter Währung  würde  die  Klarheit  und  OflFenkundigkeit. 
die  für  das  Grundkapital  verlangt  wird,  ebenso  trüben, 
als  die  Zulassung  ausländischer  Währung.  Ein  Grundkapital 
in  süddeutschen  Gulden  oder  in  chinesischer  oder  indischer 
Währung  ausgedrückt  würde  der  grossen  Menge  eine  un- 
bekannte Grösse  sein,  hinzukommt  die  möglicherweise  er- 
hebliche Kursschwankung,  der  die  ausländische  Münze  unter- 
liegt, weil  sie  nicht  Zwangskurs  hat,  so  dass  das  Grundkapital 
nicht  einmal  nominal  eine  feste  Summe  darstellen  würde.  Die 
Ansetzung  eines  solchen  Grundkapitals  in  der  Bilanz  würde 
mit  Schwierigkeiten  verknüpft  sein.  Zu  demselben  Resultate 
führt  die  Betrachtung  einer  Reihe  von  Sätzen  des  Aktien- 
rechts. Wenn  z.  B.  die  Aktien  auf  einen  bestimmten  Mindest- 
betrag in  inländischer  Währung  lauten  müssen,  so  folgt  daraus, 
dass  auch  das  Grundkapital  auf  inländische  Währung  gestellt 
sein  muss,  und  wenn  die  Einzahlungen  der  Aktionäre  „baar" 
zu  geschehen  haben,  d.  h.  grundsätzlich  in  inländischem  Gelde, 
so  muss  auch  das  Grundkapital  in  inländischem  Gelde  aus- 
gedrückt sein.  Noch  deutlicher  tritt  diese  Auffassung  da  ent- 
gegen, wo  Mindestbeträge  für  das  Grundkapital  aufgestellt  sind. 

Dagegen  würde  nichts  im  Wege  stehen,  dass  das  Statut 
für  das  Grundkapital  neben  dem  Geldbetrag  in  inländischer 
Währung  den  entsprechenden  Geldbetrag  in  ausländischer 
Währung  angiebt.^)  Von  Werth  kann  dies  da  sein,  wo  die 
Gesellschaft  ihren  Betrieb  von  vornherein  auf  mehrere  Länder 
erstrecken  will.  Diesenfalls  würde  bei  Abweichungen  als  Grund- 
kapital indessen  allein  der  in  inländischer  Währung  ausgedrückte 
Betrag  erscheinen,  und  zwar  nicht  blos  mit  Bezug  auf  die 
inländischen,   sondern   auch   mit  Bezug  auf  die  ausländischen 


1)  A.  A.  Behrend  §  98  N.  12. 

')  Vergl.   z.  B.  Statut   der  Bayerischen  Handelsbank  von  1889   §  4. 
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Aktionäre  und  Gläubiger.  Denn  wie  die  Aktiengesellschaft 
nur  einen  Namen  führt,  so  besitzt  sie  auch  nur  ein  Grundkapital. 

Errichtet  umgekehrt  eine  ausländische  Aktiengesellschaft 
eine  Zweigniederlassung  im  Inlande,  so  hat  grundsätzlich  das 
Grundkapital  auf  die  betreffende  ausländische  Währung  zu 
lauten.  Nicht  unzulässig,  ja  sogar  erwünscht  ist  die  Angabe 
des  entsprechenden  Betrages  in  inländischer  Währung.  Maass- 
gebend  wäre  juristisch  auch  hier  der  Betrag  der  ausländischen 
Währung. 

Alles  dies  gilt  an  und  für  sich  nur  für  neu  zu  errichtende 
Aktiengesellschaften.  Aendert  sich  die  Währung  eines  Landes, 
sei  es  durch  freiwilligen  Uebergang  zu  einer  neuen  Währung, 
sei.es  durch  Einverleibung  in  ein  anderes  Land,  so  würde  das 
in  der  alten  Währung  ausgedrückte  Grundkapital  davon  un- 
berührt bleiben,  eine  Verpflichtung  zur  üebertragung  in  die 
neue  Währung  bestände  so  lange  nicht,  als  nicht  eine  Er- 
höhung oder  Herabsetzung  des  Grundkapitals  stattfände.^) 
Indessen  würden  die  unter  der  Herrschaft  der  alten  Währung 
errichtete  Aktiengesellschaft  die  Vorschriften  über  die  Bilan- 
zirung^)  mittelbar  veranlassen,  den  Betrag  des  Grundkapitals 
in  die  neue  Währung  zu  übertragen. 

Das  Grundkapital  ist  von  vornherein  festzusetzen.  Eine 
Aktiengesellschaft  ohne  Grundkapital  würde  eines  wesentlichen 
Erfordernisses  entbehren  und  deshalb  nicht  zur  Entstehung  ge- 
langen können.  Die  Festsetzung  des  Grundkapitals  bildet 
eine  der  für  die  Entstehung  der  Gesellschaft  wesentlichen 
Voraussetzungen.  Indem  wir  die  Formalien  der  Festsetzung 
für  eine  spätere  Stelle  vorbehalten,  haben  wir  hier  über  die 
Höhe  des  Grundkapitals  zu  sprechen,  ein  Punkt,  mit  Bezug 
a-uf  den  die  einzelnen  Gesetzgebungen  auseinandergehen.  An 
und  für  sich  hängt  es  vom  Belieben  der  Gründer  ab,  die  Höhe 
des  Grundkapitals  zu  bestimmen.  Eine  absolute  Beschränkung 
mit   Bezug    auf   das    Maximum   des   Grundkapitals   wird   nur 


*)  Behufs  Erleichterung  solcher  Umwandlung  suspendirte  in  Deutsch- 
land das  R.  ö.  vom  16.  Dezember  1875  §  1  den  damaligen  art.  207  n 
Abs.  3  des  H.  G.  B. 

3)  Vergl.  R.  D.  H.  G.  B.  §  40. 

11* 
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selten  aufgestellt.^)  Hin  und  wieder  gilt  freilich,  dass  Aktien 
von  geringem  Nennbetrag  bei  einem  Grundkapital,  das  ein 
vorgeschriebenes  Maximum  übersteigt,  nicht  zugelassen  werden 
sollen.  So  ordnet  die  französische  Aktiennovelle  vom  1.  August 
1893  an,  dass  Aktien  unter  100  Francs  Nominalbetrag 
bei  Gesellschaften  mit  einem  Grundkapital  von  mehr  als 
200  000  Francs  nicht  gestattet  sein  sollen,  während  das 
schwedische  Gesetz  von  1895  Aktien  unter  50  Kronen 
bei  einem  Grundkapital  von  mehr  als  10000  Kronen  für  un- 
zulässig erklärt  (§  3),  Bestimmungen,  die  den  legislativen 
Zweck  verfolgen,  die  kleinen  Leute  von  Betheiligung  an 
grossen,  naturgemäss  dem  Spiel  der  Agiotage  mehr  ausgesetzten 
Kapitalgesellschaften  abzuhalten,  ohne  eine  Beschränkung  mit 
Bezug   auf  die  Höhe    des  Grundkapitals  aufstellen  zu  wollen. 

Dagegen  finden  sich  nicht  selten  Beschränkungen  mit 
Bezug  auf  das  Minimum  des  Grundkapitals.  Freilich  giebt 
es  nur  wenige  Gesetzgebungen,  die  eine  feste  Summe  als 
Mindestbetrag  des  Grundkapitals  verlangen,-)  wohl  aber  führt 
das  Erforderniss  einer  Minimalzahl  von  Aktionären,  da  zu 
einem  Mindestbetrag  des  Grundkapitales,  wo  zugleich  für  die 
Aktien  Mindestbeträge  festgesetzt  sind. 

So  verlangt  die  zweite  deutsche  Aktiennovelle  eine 
Minimalzahl  von  fünf  Aktionären  und  lässt  Aktien  unter 
1000  Reichsmark  Nennbetrag  nur  ausnahmsweise,  Aktien 
unter  200  Reichsmark  Nennbetrag  niemals  zu.  Regelmässig 
kann  demnach  in  Deutschland  das  Grundkapital  nicht  unter 
5000,  niemals  unter  1000  Reichsmark  betragen.  Das  franzö- 
sische Recht  ^)  erfordert  eine  Minimalzahl  von  sieben  Aktionären 


')  So  in  Frankreich,  wo  für  die  societes  ä  capital  variable  das 
Maximum  auf  200000  frs.  beziffert  ist,  jedoch  unter  Zulassung  der  nach- 
trägliclien  Erhöhung,  Art.  49  des  Ges.  von  1867,  ferner  in  nordamerikanischen 
Statuten,  üook  pag.  1607, 1610, 1694, 1711, 1722,1746, 1814, 1847, 1863, 1910. 

®)  Schwedisches  Gesetz  von  1895  §  3 :  5000  Kronen,  Nordamerika- 
nische Statuten,  Cook  pag.  1635,  1694,  1711,  1714,  1722,  1746,  1773, 
1784,  1792,  1806.  1817,  1851,  vergl.  Stimson  §8015. 

^)  Gesetz  vom  24.  Juli  1867  art.  1  §  1  in  der  Fassung  des  Gesetzes 
vom  1.  August  1893,  über  die  inkorrekte  Fassung  Lyon-Gaen  et 
Renault,  Appendice  zum  Traite  11  p.  9 ff. 
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und  einen  Mindestbetrag  von  26  Francs  für  die  Aktie,  was 
zu  einem  Grundkapital  von  wenigstens  176  Francs  fuhrt. ^) 
Ja  schon  da,  wo  ein  Mindestbetrag  für  die  Aktie  aufgestellt 
wird,  ergiebt  sich  aus  der  Erwägung,  dass  eine  Gesellschaft 
mindestens  zwei  Aktionäre  verlangt,  als  Minimalbetrag  des 
Grundkapitals  der  doppelte  Betrag  des  Aktienmindestbetrages. 
Wo  dagegen  nur  eine  Minimalzahl  von  Aktionären  gefordert 
wird,  ohne  dem  Betrage  der  Aktie  Schranken  zu  ziehen,  wäre 
ein  lächerlich  geringer  Betrag  des  Grundkapitals  nicht  aus- 
geschlossen und  noch  mehr  würde  dies  gelten,  wo  nicht  einmal 
die  Zahl  der  Aktionäre  nach  unten  begrenzt  ist. 

Vom  volkswirthschaftlichen  Standpunkte  ist  indessen  zu 
wünschen,  dass  die  für  grössere  Kapitalansammlungen  berechnete 
und  von  der  Gesetzgebung  mit  einem  sehr  weitläufigen  und 
kunstvollen  Apparat  von  Organen  ausgestattete  Form  der 
Aktiengesellschaft  nur  für  Unternehmungen  mit  einem  be- 
trächtlichen Grundkapitale  zur  Verwendung  gelange,  so  dass 
die  Aufstellung  eines  höheren  Minimalbetrages  für  das  Grund- 
kapital, als  dem  derzeitigen  Stande  der  Gesetzgebung  ent- 
spricht,  mit  Recht   von  verschiedenen  Seiten   gefordert  wird. 

Das  Grundkapital  ist  der  von  den  Aktionären  aufzu- 
bringende Vermögensfonds.  Die  Aufbringung  des  Grundkapitals 
muss  durch  die  Aktionäre  erfolgen.  Das  Grundkapital  wird 
aufgebracht  durch  Zeichnungen,  d.  h.  durch  schriftliche  Ver- 
pflichtungserklärungen, der  Gesellschaft  beitreten  und  einen 
bestimmten  Theil  des  Grundkapitals  einlegen  zu  wollen. 
Sind  sämmtliche  Theile  des  Grundkapitals  übernommen,  so 
ist  das  Grundkapital  voll  gezeichnet.  Das  Grundkapital  muss 
voll  gezeichnet  sein ;  solange  es  nicht  voll  gezeichnet  ist,  ist  es 
geplant  (projektirt),  aber  nicht  vorhanden.  Mit  der  vollen 
Zeichnung  ist  das  Grundkapital  vorhanden,  denn  der  aufgestellte 
Kapitalbetrag  ist  nun  in  Vermögenswerthen,  nämlich  For- 
derungen gegen  die  Zeichner  in  Höhe  jenes  Betrages,  dargestellt. 


*)  Für  Versicherungsgesellschaften  mit  Ausnahme  der  Lebensver- 
sieherungsgesellschaften  bedarf  es  nach  den  Bestimmungen  der  Vo.  vom 
22.  Januar  1868  eines  Kapitals  von  mindestens  50  000  Francs  (Lyon-Caen 
et  Renault  II  Nr.  923). 


166  Darstellung  des  geltenden  Aktienrechts. 

Ob  jene  Forderungen  ganz  oder  theilweise  realisirt,  ob 
also  die  Zeichner  durch  Baarzahlung  oder  Sacheinlagen  ihren 
Verpflichtungen  nachgekommen  sind,  ist  für  die  Frage  der 
Existenz  des  Grundkapitals  gleichgültig.  Gewöhnlich  wird  ein 
bestimmter  Prozentsatz  des  Zeichnungsbetrages  sofort  geleistet, 
die  meisten  Gesetzgebungen  schreiben  sogar  die  Leistung 
eines  grösseren  Bruchtheiles  noch  im  Entstehungsstadium  der 
Gesellschaft  vor.  Der  Rest  wird  je  nach  dem  Gegenstande 
des  Unternehmens  früher  oder  später  eingefordert.  Aber  dies 
sind  für  den  Bestand  des  Grundkapitals  gleichgültige  Fragen. 
Wie  das  auf  einen  Geldbetrag  lautende  Grundkapital  lediglich 
in  Grundstücken  oder  in  durch  Werthpapiere  ausgedrückten 
Forderungen  bestehen  kann,  so  kann  es  lediglich  in  Forderungen 
gegen  die  Aktionäre  aus  der  Zeichnung  bestehen.  Andererseits 
muss  das  Grundkapital  voll  gezeichnet  sein,  d.  h.  es  müssen 
sämmtliche  Quoten  des  Grundkapitals  übernommen  sein.  Es 
genügt  nicht,  dass  etwa  bei  Zeichnungen  über  pari  der  als 
Grundkapital  festgesetzte  Betrag  erreicht  ist,  wenn  Quoten 
des  Grundkapitals  ungezeichnet  bleiben.  Denn  das  Plus, 
das  die  an  und  für  sich  vorhandene  Differenz  deckt, 
gehört  nicht  zum  Grundkapital,  es  ist  ein  Zuwachs  zum 
Gesellschaftsvermögen. 

Damit  ist  bereits  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  es  nicht 
blos  darauf  ankommt,  dass  der  Betrag  des  Grundkapitals 
auf  irgend  eine  Weise  in  das  Vermögen  der  Gesellschaft 
gelangt,  sondern  dass  nothwendig  der  Betrag  des  Grundkapitals 
von  Aktionären  als  solchen  übernommen  wird.^)  Das  Grund- 
kapital verkörpert  zugleich  die  Gesammtheit  der  Mitglied- 
schaften, auf  dem  Antheil  am  Grundkapital  beruht  der  Antheil 
am  Gesellschaftsvermögen,  an  den  Dividenden  und  an  der 
Verwaltung  der  Gesellschaftsangelegenheiten.  Dies  ist  die 
andere  wichtige  Funktion  des  Grundkapitals.  Die  Bedeutung 
des  Grundkapitals  als  Grenzscheiders  von  Gläubiger-  und 
Aktionär-Interesse    haben    wir    früher    kennen    gelernt.     Die 


*)  Vergl.  Entsch.  des  Kammergerichts  vom  27.  September  1888  in 
Johow's  Jahrb.  der  Entsch.  1889  S.  16. 
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Bedeutung  des  Grundkapitals  als  des  die  Mitgliedschaft  zu- 
sammenfassenden Bandes  tritt  uns  jetzt  entgegen. 

Das  Grundkapital  ist  nach  den  meisten  Gesetzgebungen 
von  vornherein  genau  festzusetzen,  d.  h.  es  ist  in  der  Ursatzung, 
die  für  die  Gesellschaft  aufgestellt  wird,  der  feste  Betrag  des 
aufzubringenden  Vermögens  aufs  genaueste  anzugeben,  Prinzip 
des  festen  Grundkapitals.  Das  Erforderniss  des  festen 
Grundkapitals,  das  sich  geschichtlich  langsam  entwickelt 
hat,^)  besagt,  dass  eine  Gesellschaft  nur  mit  diesem  bestimmten 
Grundkapital  ins  Leben  treten,  dass  also,  wenn  dieses  be- 
stimmte Grundkapital  nicht  vorhanden  ist,  die  Gesellschaft 
als  nicht  zu  Stande  gekommen  betrachtet  werden  soll.  Vor- 
handen ist  das  Grundkapital  aber,  wie  wir  sahen,  erst  mit 
der  Zeichnung  des  vollen  Betrages.  Die  Vollzeichnung  des 
Grundkapitals  wird  damit  zur  Voraussetzung  der  Entstehung 
der  Gesellschaft  gemacht.  Logisch  ist  damit  eine  Gesellschaft, 
deren  Grundkapital  nicht  vollgezeichnet  ist,  nicht  entstanden, 
eine  Konsequenz,  die  zu  ziehen  einzelne  Gesetzgebungen  sich 
nicht  weigern.-) 

In  einzelnen  Gesetzgebungen  gilt  das  Prinzip  des  festen 
Grundkapitals  nicht.  Auch  hier  wird  in  der  Ursatzung  zwar 
der  Betrag  angegeben,  der  in  Aktien  zertheilt  und  aufgebracht 
werden  soll.  Aber  dieser  Geldbetrag  stellt  nicht  das  Grund- 
kapital, sondern  das  in  Aussicht  genommene  Maximum  der 
aufzubringenden  Summe  dar.  Die  Gesellschaft  darf  auch 
mit  einem  geringeren  Betrage  entstehen,  um  nach  ihrer  Ent- 
stehung um  weitere  Kapitalsbetheiligung  bis  zu  jenem  Maximum 
zu  werben.  Hier  ist  demnach  ein  von  vornherein  bestimmtes 
festes  Grundkapital  nicht  vorhanden.  So  der  ßechtszustand 
Englands,^)    so   auch   vielfach  in   Nordamerika.*)     Hat  diese 

^)  Meine  geschichtl.  Entwickel.  des  Aktienrechts  §  3. 

2)  Siehe  unten  §  38. 

«)  Comp.  Act  1862  sect.  6—18. 

4  Morawetz  §29,  Spelling  §328.  Vergl.  z.B.  Cook  p.  1606, 
1607,  1643,  1656,  1784,  1863,  1873.  Bei  Eisenbahn-  und  Telegraphen- 
gesellschaften wird  häufig  verlangt,  dass  für  jede  Meile  der  Linie  ein  be- 
stimmter Betrag  gezeichnet  ist  Cook  p.  1620,  1635,  1656,  1668,  1724, 
1748,  1807,  1817. 
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Regelung  vom  praktischen  Standpunkte  den  Vorzug,  die 
Bildung  der  Aktiengesellschaften  zu  erleichtem,  so  ist  die 
Sicherheit  der  Gläubiger  bei  ihr  ungleich  geringer,  als  bei 
dem  System  des  festen  Grundkapitals. 

Mit  dem  Prinzip  des  festen  Grundkapitals  ist  von  selbst 
gegeben  das  Prinzip  der  Beständigkeit  des  Grund- 
kapitals, d.  h.  dass  der  einmal  bestimmte  Betrag  des 
Grundkapitals  nicht  beliebig  geändert  werden  kann.  Dies 
erheischen  vereint  Gläubigerinteresse  und  Aktionärinteresse. 

Das  Gläubigerinteresse  verlangt  Aufrechterhaltung  der 
von  Anfang  an  zu  seinen  Gunsten  gezogenen  Grenze,  also 
jedenfalls  Nichtsinken  des  Grundkapitals  unter  die  ursprüng- 
liche Höhe,  während  eine  Erhöhung  des  Grundkapitals  den 
Gläubigern  nur  nützen,  nicht  schaden  kann.  Das  Aktionär- 
interesse kann  verletzt  werden  durch  Erhöhung  des  Grund- 
kapitals, weil  neue  Aktionäre  hinzutreten,  die  am  Gewinn,  an 
der  Liquidationsquote  und  am  Stimmrecht  konkurrirend  theil- 
nehmen,  es  kann  aber  auch  verletzt  werden  durch  Herab- 
setzung des  Grundkapitals,  besonders  dann,  wenn  diese  sich 
in  der  Form  der  Ausbezahlung  einzelner  Aktionäre  äussert, 
weil  die  abgefundenen  Aktionäre  dann  mit  dem  Ausscheiden 
an  und  für  sich  alle  Rechte  einbüssen. 

Aber  die  Lage  der  Dinge  kann  gebieterisch  eine  Ab- 
weichung von  diesem  Prinzip  der  Beständigkeit  des  Grund- 
kapitals fordern.  Erweist  sich  das  von  vornherein  festgesetzte 
Grundkapital  als  den  Zwecken  der  Gesellschaft  nicht  genügend, 
so  wird  es  nicht  immer  möglich  oder  doch  räthlich  sein,  im 
Wege  der  Anleihe  die  noth wendigen  Mittel  aufzubringen.  Der 
andere  Weg,  das  Grundkapital  zu  erhöhen  und  damit  neue 
Mitglieder  aufzunehmen,  wird  häufig  als  der  vorzuziehende 
erscheinen.  Während  bei  gewöhnlichen  Gesellschaften  solche 
Aufnahme  neuer  Mitglieder  der  Zustimmung  aller  bisherigen 
Mitglieder  bedarf,  sehen  die  Gesetzgebungen  bei  der  Aktien- 
gesellschaft von  der  Einstimmigkeit  ab,  sie  begnügen  sich  mit 
einer  erhöhten  Mehrheit  und  mit  der  Aufstellung  weiterer  die 
Interessen  der  bisherigen  Mitglieder  schützender  Normen, 
während   die   Gläubiger  nicht   gefragt  zu  werden    brauchen; 
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denn  mit  der  Erhöhung  des  Grundkapitals  wird  die  Sicherheit 
der  Gläubiger  erweitert. 

Zu  einer  Herabsetzung  des  Grundkapitals  können  zwei 
verschiedene  Gründe  drängen.  Es  kann  sich  einmal  heraus- 
stellen, dass  die  Grösse  des  zu  den  Gesellschaftszwecken  er- 
forderlichen Fonds  überschätzt  wurde,  dass  die  Gesellschaft 
also  in  Wahrheit  eines  geringeren  Kapitals  bedürftig  ist,  als 
die  Gründer  annahmen.  So  lange  das  Grundkapital  nicht  voll 
eingezahlt  ist,  hat  diese  Erscheinung  keine  weiteren  Folgen, 
als  dass  die  Einforderung  der  restirenden  Beiträge  von  den 
Mitgliedern  unterbleibt.  Die  Gesellschaft  begnügt  sich  mit 
den  durch  die  bereits  geleisteten  Theilzahlungen  ihr  zu- 
geflossenen Mitteln  und  betrachtet  die  ihr  gegen  die  Aktionäre 
zustehenden  Forderungen  auf  den  Restbetrag  als  eine  Art 
Garantiefonds,  der  nur  im  Falle  eintretender  Noth  flüssig 
gemacht  wird.  So  bei  den  Versicherungsgesellschaften.  Zu 
einer  Herabsetzung  des  Grundkapitals  liegt  keine  Veranlassung 
vor.  Anders  dagegen,  wenn  das  Grundkapital  voll  eingezahlt 
ist.  Diesenfalls  ist  die  Gesellschaft  nicht  in  der  Lage,  das 
ihr  zugeflossene  Kapital  in  der  geplanten  Weise  anzulegen,  die 
sichere  Unterbringung  desselben  ist  nicht  ohne  Schwierigkeit 
und  bürdet  der  Gesellschaft  eine  Verantwortlichkeit  auf,  die 
sie  nicht  übernehmen  wollte.  Es  liegt  im  Interesse  der  Ge- 
sellschaft, wie  der  Aktionäre,  das  Grundkapital  dem  Zwecke, 
den  sie  verfolgt,  anzupassen.  Es  erscheint  somit  als  der  ge- 
botene Ausweg,  das  Grundkapital  herabzusetzen. 

Es  kann  andererseits  bei  andauernder  ungünstiger  Ge- 
schäftslage ein  Bruchtheil  des  eingezahlten  Grundkapitals 
verloren  werden,  ohne  dass  Aussicht  vorhanden  ist,  den  Ver- 
lust baldigst  zu  ergänzen.  Nach  den  früher  erörterten  Grund- 
sätzen wäre  die  Folge,  dass  die  Vertheilung  von  Dividenden 
so  lange  ausgeschlossen  ist,  als  nicht  das  Grundkapital  zum 
vollen  Betrage  wiederhergestellt  ist.  Eine  derartige  Periode 
der  Unfruchtbarkeit  des  Gesellschaftskapitals  ist  jedoch  für 
den  Ruf  des  Unternehmens  wie  die  Interessen  der  Aktionäre 
gleich  schädlich,  sie  wird  in  der  starken  Entwerthung  der 
Aktien   der   Gesellschaft  zu  Tage   treten.     Das    offene   Ein- 
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geständniss  der  Unmöglichkeit  ist  der  schleichenden  Krisis 
vorzuziehen.  Durch  Herabsetzung  des  (Jrundkapitals  bringt 
die  Aktiengesellschaft  die  stets  zu  erzielende  Uebereinstimmung 
zwischen  Gesellschaftsvermögen  und  Grundkapital  mit  einem 
Schlage  zu  Stande,  sie  ist  von  nun  ab  bei  regelmässigem  Ge- 
schäftsgange wieder  in  der  Lage,  Gewinn  zu  erzielen  und 
Dividenden  zu  vertheilen. 

Die  Formen  der  Herabsetzung  des  Grundkapitals  können 
an  sich  verschieden  sein.  Da  wo  in  Folge  von  Verlusten  das 
Gesellschaftsvermögen  sich  um  einen  bestimmten  Prozent- 
satz gegenüber  dem  Grundkapital  vermindert  hat,  ist  die 
einfachste  Form  Abschreibung  dieses  Prozentsatzes  und  Um- 
wandlung des  ursprünglichen  Betrages  des  Grundkapitals 
in  den  dem  derzeitigen  Stande  des  Vermögens  entsprechenden. 
Hier  liegt  an  sich  nur  ein  Buchungsakt  vor,  aus  dem  Gesell- 
schaftsvermögen scheidet  nichts  aus  und  an  der  Mitgliederzahl 
wird  an  sich  nichts  geändert,  aber  für  die  Zukunft  wird  erklärt, 
dass  nur  bis  zum  Betrage  des  neuen,  niedriger  bezifferten 
Kapitals  das  Gläubigerinteresse  dem  Aktionärinteresse  vor- 
gehen solle.  Diese  Maassregel  hat  also  für  die  Zukunft  Be- 
deutung, sie  schränkt  für  die  Zukunft  die  Höhe  des  Garantie- 
fonds den  Gläubigern  gegenüber  ein.  Wo  Summenaktien 
existiren,  zwingt  sie  weiter  zur  Herabsetzung  des  Nenn- 
betrages der  Aktien  auf  den  dem  reduzirten  Grundkapital 
entsprechenden  Theilbetrag.  Häufig  ist  mit  ihr  auch  eine 
Zusammenlegung  von  Aktien  verbunden,  wie  später  ausführlicher 
darzulegen  sein  wird. 

Wo  die  Herabsetzung  stattfindet,  weil  überschüssiges 
Kapital  nicht  verwendet  werden  kann,  vollzieht  sie  sich  in 
dem  Erlasse  rückständiger  Einlagen  oder  in  der  JRückzahlung 
von  Theilen  des  Gesellschaftskapitals  an  die  Aktionäre,  sei  es, 
dass  alle  Aktionäre  gleichmässig  davon  betroffen  werden,  sei 
es,  dass  nur  ein  Theil  der  Aktionäre  eine  Quote  des  Betrages 
ihrer  Aktien  zurückerstattet  erhält.  Die  Nennbeträge  der 
Summenaktien  sind  dann  dementsprechend  zu  rektifiziren. 
Mitunter  wird  ein  Theil  der  Aktionäre  ganz  abgefunden,  so- 
genannte   Amortisation    von    Aktien.     Solchenfalls    wird    ge- 
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wohnlich  im  Wege  der  Auslosung  festgestellt,  wen  das  Schicksal 
der  Abfindung  treffen  soll.  Nicht  immer  aber  stellt  diese 
sogenannte  Amortisation  von  Aktien  eine  wirkliche  Reduktion 
des  Grundkapitals  dar.  Häufig  liegt  darin  nur  eine  Abstossung 
von  Mitgliedern,    nicht   eine  Herabsetzung  des  Grundkapitals. 

Stets  sind  von  einer  wirklichen  Herabsetzung  des  Grund- 
kapitals die  Gläubiger  in  Mitleidenschaft  gezogen,  weil  ihre  Sicher- 
heit dadurch  de  jure  verringert  wird.  Häufig  sind  auch  die  Inter- 
essen der  Aktionäre  davon  betroffen.  Die.  einzelnen  Gesetz- 
gebungen enthalten  eingehende,  die  Interessen  der  Gläubiger 
wie  der  Aktionäre  wahrende  Vorschriften  über  die  Herabsetzung 
des  Grundkapitals,  auf  die  an  späterer  Stelle  zurückzukommen  ist. 

Die  durch  das  Prinzip  der  Beständigkeit  des  Grundkapitals 
erzeugte  Schwerfälligkeit  in  der  Bewegung  der  Aktiengesellschaft 
ist  vielfach  Gegenstand  der  Klage  gewesen.  Sie  hindert  die 
Aktiengesellschaft,  nach  Bedürfniss  des  Falles  ihre  Mittel  zu 
vermehren  und  zu  vermindern.^)  Aber  sie  ist  das  kleinere 
Uebel  gegenüber  der  durch  Variabilität  des  Grundkapitals  er- 
zeugten Unsicherheit.  Eine  Aktiengesellschaft  mit  beliebig 
und  ohne  Befragung  der  Interessenten  veränderlichem  Grund- 
kapital würde  auf  Kredit  schwer  rechnen  können.  Auch  würde 
die  Einräumung  freier  Abänderlichkeit  des  Grundkapitals  der 
Spekulation  und  der  Ausbeutung  der  Aktionäre  Thür  und 
Thor  öffnen.  Immerhin  haben  einzelne  Gesetzgebungen  neben 
der  regelmässigen  Form  der  Aktiengesellschaft  mit  beständigem 
Grundkapital  eine  Ausnahmeform  mit  veränderlichem  Grund- 
kapital zugelassen.  Hierher  gehört  vor  allem  die  societe  ä 
capital  variable  des  französischen  Rechts,^)  sofern  sie  sich  in 
das    Gewand    der    Aktiengesellschaft    hüllt. ^)     Erhöhung    wie 

*)  Speziell  für  Kolonialgesellschaften   erwies  sich   die  Beständigkeit 
des  Grundkapitals  als  Hinderniss.     Ring,  Deutsche  Kolonialgesellschaften 
1888,  mein  Vortrag,  Kolonialgesellschaftsrecht  etc.  1896. 
•3)  Lyon-Caen  et  Renault  11  Nr.  1030ff. 

^)  Ihr  nachgebüdet  ist  die  societä  cooperativa  des  italienischen 
Rechts  (Codice  di  commercio  art.  219ff.,  Vidari  II  p.  363 ff.)  und  die 
Kooperativgesellschaft  des  portugies.  H.  G.  B.  (art.  207  ff.)  —  Auch  in 
Schweden  hat  man  neben  der  Aktiengesellschaft  mit  festem  Grundkapital 
eine  solche  mit  veränderlichem  Grundkapital  zugelassen  (Gesetz  von  1895  §  3). 
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Reduktion  des  Grundkapitals  sind  hier  freier  gestattet,  letztere 
insbesondere  ohne  Anhören  der  Gläubiger,  ja  es  ist  sogar  dem 
einzelnen  Aktionär  erlaubt,  seinen  Antheil  aus  dem  Gesell- 
schaftsfonds herauszuziehen.  Zu  verkennen  ist  nicht,  dass  in 
die  Aktiengesellschaft  damit  ein  fremdes  Element  hineingetragen 
wird,  wie  denn  auch  die  sociöte  k  capital  variable  den  einer 
reinen  Kapitalgesellschaft  fern  liegenden  Zwecken  unserer 
Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften  dienen  soll.  In 
Deutschland  hat  man,  um  den  Wünschen  nach  einer  elastischeren 
Gestaltung  des  Gesellschaftsvermögens  zu  genügen,  eine  der 
Aktiengesellschaft  verwandte  Form  in  der  Gesellschaft  mit 
beschränkter  Haftung  geschaffen.^) 

§  14. 
Die  Aktie.') 

Das  Grundkapital  der  Aktiengesellschaft  muss  in  An- 
theile  zerlegt  sein.  Diese  Antheile  tragen  den  Namen  von 
Aktien  (action,  azione,  accion),  eine  Bezeichnung,  die, 
historisch  zuerst  in  den  Niederlanden^)  auftretend,  sich  dann 
über  die  ganze  Erde  erstreckt  hat  und  nur  selten  durch  andere 
Worte  (so  in  England  durch  das  Wort  „share",  in  Nord- 
amerika durch  das  Wort  „stock"  ^)  ersetzt  wird. 

In  dem  Worte  „Aktie"  liegt  ein  Doppeltes:  einmal  die 
Eigenschaft  eines  Grundkapitalstheiles,  sodann  die  durch  die 
üebernahme  dieses  Theiles  erworbene  rechtliche  Stellung  des 
Theilhabers,  das  Aktienrecht  oder  Antheilsrecht  des  Aktionärs. 
Dieses  Aktienrecht,  dem  auch  Pflichten  innewohnen  können, 
wird  im  Leben  meist  durch  eine  Urkunde   verkörpert.     Auch 


^)  Sie  muss  von  dieser  Darstellung  ausgeschlossen  bleiben. 

2)  Litteratur:  Renaud  §  7,  Primker  §126,  Behrend  §  llÖflF., 
Ring  152ff.,  Staub  zu  209a,  Gareis-Fuchsberger  387 £F.,  Lyon-Oaen 
et  Renault  H  Nr.549ff.,  Vidari  H  Nr.  1186 ff. 

•)  Siehe  meine  geschichtl.  Entw.  S.  9;  das  geltende  Niederländ. 
Gesetzb.  spricht  von  actien  of  aandeelen  (art.  40  a),  indem  es  beide  Be- 
zeichnungen synonym  gebraucht.  Diephuis  S.  94  A.  4,  de  Wal  S.  111. 
Unrichtig  Behrend  S.  697  N.  7. 

*)  Cook  §12. 
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diese  Urkunde  wird  mit  dem  Namen  Aktie  bezeichnet.  So 
ergeben  sich  die  schon  von  Renaud^)  hervorgehobenen  drei 
Bedeutungen  des  Wortes  „Aktie"  :  Quote  des  Grundkapitals, 
Aktienrecht,  Aktienurkunde,  Im  juristischen  Mittelpunkt  steht, 
worauf  auch  der  Name  die  Aktie  einseitig  hinweist,  die  recht- 
liche Stellung  des  Aktionärs.  Die  Eigenschaft  einer  Quote  des 
Grundkapitals  ist  nur  vorbereitend,  denn  die  Quote  soll  ja 
übernommen  werden  und  die  üebernahme  erzeugt  das  Aktien- 
recht. Die  Aktienurkunde  andererseits  verbrieft  das  Aktien- 
recht, aber  sie  hat  mit  der  Aktiengesellschaft  unmittelbar 
nichts  zu  thun.  Sie  gehört  in  das  Aktienrecht,  aber  nicht 
in  die  Elemente  der  Aktiengesellschaft. 

Das  Grundkapital  wird  in  Antheile  zerlegt. 

Die  Zerlegung  des  Grundkapitals  in  Antheile  als  iutegri- 
render  Bestandtheil  des  Aktiengeselischaftsbegriffes  ist  noth- 
wendiger  Theil  der  Gesellschaftskonstitution,  sie  ist  somit  stets 
Geseilschaftsakt,  nicht  einseitiger  Akt  des  einzelnen  Aktionärs. 
Daraus  folgt,  dass  der  einzelne  Aktionär  nicht  seinen  Antheil  • 
einseitig  weiter  zerlegen  kann  mit  der  Wirkung,  dass  er  die 
Anzahl  von  Antheilen  damit  vermehrt,  eine  einseitige  Zer- 
legung seitens  des  Aktionärs  wäre  für  die  Gesellschaft  be- 
deutungslos. Die  Gesetze  geben  diesem  Gedanken  entweder 
mit  dem  Satze,  dass  die  Aktien  untheilbar  sind^)  öder  mit 
dem  Gebote  der  Aufnahme  der  Aktienzahl  in  das  Gesell- 
schaftsstatut Ausdruck. 

Die  Zerlegung  des  Grundkapitals  in  Antheile  besagt,  dass 
das  Gesellschaftsvermögen  durch  vereintes  Kapital  (Joint  stock) 
aufgebracht,  dass  aus  Beiträgen  Mehrerer  oder  Vieler  der  Fonds 
hergestellt  werden  soll.  Zu  Grunde  liegt  dabei  ursprünglich 
die  Vorstellung,  dass  der  einzelne  Antheil  in  dem  einzelnen 
Uebernehmer  seinen  Träger  finden  wird,  dass  soviele  Antheil- 
nehmer  da  sein  werden,  als  Antheile  da  sind.  Die  Auffassung 
entspricht  auch  den  historischen  Verhältnissen,  wie  sie  bei  den 
ersten  grossen  Handelskompagnien  mit  ihren  ungleichen  An- 
theilen  hervortraten.     Aber   die   regelmässig  freie  Uebertrag- 

1)  Seite  90. 

«)  Z.  B.  Deutsches  H.  G.  B.  art.  207  (=  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  179). 
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barkeit  des  Antheiles  musste  auch  da,  wo  Antheilnehmer  und 
Antheile  bei  Beginn  der  Gesellschaft  der  Zahl  nach  überein- 
stimmten, während  der  Dauer  der  Gesellschaft  von  selbst  zu 
einer  Verschiedenheit  der  Zahlen  führen.  Durch  Kauf  oder 
durch  Erbgang  konnte  der  Besitzer  einer  Aktie  andere  Aktien 
hinzuerwerben.  Die  Zahl  der  Antheilnehmer  konnte  also 
geringer  werden,  als  die  Zahl  der  Antheile.  Sehr  bald  schritt 
man,  um  der  Negotiabilität  der  Aktie  Vorschub  zu  leisten, 
zu  runden  Theilbeträgen  vor,  man  zerlegte  von  Anfang  an 
das  Grundkapital  in  gleiche  oder  ungleiche,  aber  abgerundete 
Theilbeträge.  Zumal  mit  dem  Aufkommen  des  festen  Grund- 
kapitals ergab  sich  die  Zerlegung  in  abgerundete  Theilbeträge 
von  selbst.  Seitdem  war  die  Möglichkeit,  dass  schon  von  An- 
fang an  Theilnehmer  und  Antheile  den  Zahlen  nach  variirten, 
vorhanden.  Man  konnte  .einen,  man  konnte  mehrere  Antheile 
übernehmen.  Umgekehrt  konnte  durch  Zerlegung  eines  An- 
theiles in  Unterantheile  die  Zahl  der  Theilnehmer  gesteigert 
werden.  Heutzutage  ist  aus  der  Zahl  der  Antheile  ein  Schluss 
auf  die  Menge  der  Theilnehmer  nicht  mehr  zulässig.  Den- 
jenigen Gesetzgebungen,  welche  eine  Minimalanzahl  von  Mit- 
gliedern für  die  Entstehung  der  Aktiengesellschaft  verlangen, 
ist  danach  durch  die  Zerlegung  des  Grundkapitals  in  eine 
entsprechende  Zahl  von  Aktien  noch  nicht  Genüge  geschehen, 
es  muss  der  Nachweis  geführt  werden,  dass  die  Minimalzahl 
von  Aktionären,  nicht  blos  die  Minimalzahl  von  Aktien  vor- 
handen ist. 

Die  Antheile,  in  die  das  Grundkapital  zerlegt  wird, 
müssen  zusammengerechnet  das  Grundkapital  ergeben.  Würde 
die  Zusammenrechnung  zu  einem  höheren  oder  zu  einem 
niedrigeren  Betrage  führen,  so  läge  ein  wesentlicher  Mangel 
vor,  der  Nichtigkeit  der  Gesellschaft  zur  Folge  hätte.  In- 
dessen existiren  von  diesem  Grundsatze  in  einzelnen  Rechten 
Ausnahmen.  Es  giebt  in  ihnen  Antheile,  die  nicht  Quoten 
des  Grundkapitals  darstellen  (actions  gratuites). 

Die  Antheile,  in  die  das  Grundkapital  zerlegt  wird, 
können  an  sich  lauten  auf  eine  bestimmte  Summe  oder  sie 
können   erscheinen   als   blosse  Bruchtheile  des  Grundkapitals. 
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Ein  Grundkapital  von  einer  Million  Mark  kann  beispielsweise 
zerlegt  werden  in  eintausend  Aktien  zu  je  eintausend  Mark 
und  in  eintausend  Aktien,  von  denen  jede  auf  ein  Tausendstel 
lautet.  Im  ersteren  Falle  spricht  man  von  Summenaktie, 
im  zweiten  Falle  von  Quotenaktie.  Die  Quotenaktie  würde 
dann  das  Seitenstück  zu  der  SchifFspart  der  Rhederei, 
zum  Kuxe  des  Bergwerkes,  zum  Geschäftsantheile  der  Ge- 
sellschaft mit  beschränkter  Haftung  bilden.  Eine  sach- 
liche Verschiedenheit  wird  durch  die  Wahl  der  einen  oder 
anderen  Form  nicht  begründet.  In  Wahrheit  soll  mit  der 
Aufstellung  des  Nominalbetrages  der  Summenaktie,  wie  der 
Berechnung  nach  Quoten  nur  das  Verhältniss  des  Antheiles 
zum  Gesammtvermögen  zum  Ausdruck  gelangen,  da  auf  diesem 
Verhältniss  die  Mitgliedschaftsrechte,  insbesondere  die  Ver- 
mögensrechte des  Aktionärs,  beruhen.  Den  Werth  der  Aktie 
soll  der  Nominalbetrag  nicht  verbürgen.  Der  Werth  der 
Summenaktie  kann  ein  höherer  und  ein  niedrigerer  sein,  als  der 
Nominalbetrag  angiebt.  Ist  durch  günstige  Geschäfte  das  im 
Grundkapital  ideell  dargestellte  Anfangsvermögen  verdoppelt 
oder  verdreifacht,  so  wird,  falls  nicht  das  Recht  des  Aktionärs 
auf  die  Liquidationsquote  ausgeschlossen  ist,  der  Werth  der 
Summenaktie  sich  dementsprechend  steigern,  ist  der  Werth 
des  Gesellschaftsvermögens  durch  Verluste  verringert,  so  wird 
er  dementsprechend  sinken.  Aus  dem  Betrag  der  Summen- 
aktie lässt  sich  demnach  kein  Schluss  auf  den  Werth  des 
Antheiles  ziehen,  abweichend  von  den  Partialobligationen  ist 
nicht  einmal  ein  Anspruch  auf  Auskehrung  dieser  Summe  bei 
Auflösung  der  Gesellschaft  vorhanden,  denn  die  Gesellschaft 
ist  nicht  Schuldnerin  in  Höhe  dieses  Betrages  gegenüber  ihren 
Aktionären,  sondern  die  Aktionäre  haben  nur  das  Recht,  von 
dem  bei  Auflösung  nach  Tilgung  der  Schulden  verbleiben- 
den Reinvermögen  der  Gesellschaft  die  auf  sie  fallende 
Quote  zu  verlangen.  Man  hat  wegen  dieser  Inkongruenz  die 
Summenaktie  als  das  Publikum  irreführend  verurtheilt.^)  Der 
Erwerber  einer  Summenaktie  werde  durch  Angabe  des  Nominal- 


»)  Loewenfeld  S.  41  ff. 
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betrages  in  den  Glauben  versetzt,  dass  ihm  ein  Anspruch  auf 
die  angegebene  Summe  im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft 
zustehe,  während  er  in  Wahrheit  nur  eine  Quote  an  dem 
stets  wechselnden  Werthe  des  Gesellschaftsvermögens  habe. 
Im  Leben  werde  Aktie  und  Obligation,  zumal  wenn  es  sich 
um  Prioritätsaktien  handle,  nicht  genügend  auseinandergehalten. 
Die  Summenaktie  sei  deshalb  durch  die  Quotenaktie  zu  er- 
setzen. Allein  auch  die  Quotenaktie  muss,  soll  sie  dem 
Publikum  eine  Vorstellung  von  der  Bedeutung  des  Unter- 
nehmens geben,  auf  das  Grundkapital  der  Gesellschaft  Bezug 
nehmen,  sie  erweckt  somit  gleichfalls  die  irrige  Meinung,  dass 
sie  einen  den  Bruchtheil  dieses  Grundkapitals  ausmachenden 
Werth  darstellt.  Andererseits  wird  durch  die  Quotenaktie 
die  Negotiabilität  des  Antheils  erheblich  erschwert,  die 
Schwankungen  im  Werthe,  die  der  Börsenkurs  durch  Zugrunde- 
legung eines  festen  Nominalbetrages  im  Steigen  über  und 
Sinken  unter  Pari  auf  das  Feinste  und  Klarste  wiederspiegelt, 
würden  bei  der  Quotenaktie  ungleich  schwerer  zu  erkennen 
sein.  Mit  der  Thatsache,  dass  im  Durchschnitt  die  Aktien 
auf  Spekulation  erworben  werden,  ist,  wie  man  vom  volks- 
wirthschaftlichen  Standpunkt  über  sie  denken  mag,  von  der 
Gesetzgebung  zu  rechnen.  Das  Gebot  der  Quotenaktie  würde 
die  Aktiengesellschaft,  die  auf  das  Kapital,  nicht  auf  die 
Person  rechnet,  ungebührlich  hemmen.  Es  widerspricht 
zudem  dem  Verlangen  eines  in  Geld  ausgedrückten  Grund- 
kapitals. Bei  der  ßhederei  und  der  Gewerkschaft  ist  eine 
bestimmte  Sache,  das  Seeschiff,  das  Bergwerk,  in  Quoten 
zerlegt.  Die  Quotennatur  des  Antheils  ergiebt  sich  hier 
folgerichtig  aus  der  Beschaffenheit  des  Vermögens  bei  der 
Aktiengesellschaft  drängt  die  Natur  des  Geldkapitales  logisch 
zu  in  Geld  ausgedrückten  Theilbeträgen.  Schwierigkeiten 
würden  bei  der  Quotenaktie  auch  für  den  Fall  der  Erhöhung 
wie  der  Reduktion  des  Grundkapitals  erwachsen,  insofern  die 
Grösse  des  Bruchtheils  von  solcher  Operation  beeinflusst 
werden  kann.  Auch  historisch  ist  die  Summenaktie  die  ein- 
gebürgerte Form  der  Aktie.  Sieht  man  selbst  von  den  weiter 
zurück  liegenden   und   mit   den  Staatsanleihen  in  Verbindung 
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stehenden  loca  der  Georgsbank  ab,  so  tritt  schon  bei  den 
ältesten  Kompagnien  die  Summenaktie  neben  der  Quotenaktie 
auf.  Im  Laufe  der  Zeit  hat  sie  die  letztere  mehr  und  mehr 
verdrängt  und  erst  die  neuere  Gesetzgebung  hat  die  Quoten- 
aktie wieder  theilweise  zur  Geltung  zu  bringen  gesucht,  ohne 
dass  ein  nennenswerther  Erfolg  damit  erzielt  worden  ist. 
Lässt  sich  somit  der  Meinung  derjenigen  nicht  beipflichten, 
welche  die  Quotenaktie  au  die  Stelle  der  Summenaktie  treten 
lassen  wollen,  so  ist  andererseits  nicht  zu  verkennen,  dass  für 
kleinere  Unternehmungen  die  Quotenaktie  die  angebrachte 
Form  sein  kann,  weil  sie  den  Einzelnen  fester  an  die  Gesell- 
schaft kettet,  als  die  Summenaktie.  Die  Gesetzgebung  wird 
deshalb  gut  thun,  beide  Formen  nebeneinander  zuzulassen. 
Auch  dürfte  es  sich  empfehlen,  die  Aufnahme  des  ßruchtheiles, 
den  der  Nominalbetrag  der  Aktie  gegenüber  dem  Grundkapital 
darstellt,  in  die  Aktienurkunde  mit  vorzuschreiben,  um  Ver- 
wechslungen mit  Obligationen  zu  verhüten.  Dass  der  Nutzen 
solcher  Aufnahme  ein  beträchtlicher  sein  wird,  dürfte  sich 
freilich  kaum  annehmen  lassen. 

Nach  dem  heutigen  Zustande  des  Aktienrechts  ist  die 
Summenaktie  Regel,  die  Quotenaktie  Ausnahme.  Die  Quoten- 
aktie wird  nur  vom  belgischen  und  italienischen  Gesetz^) 
nach  Wahl  der  Interessenten  neben  der  Summenaktie  ge- 
stattet. Die  meisten  Gesetze  setzen  die  Summenaktie  als 
die  allein  zulässige  voraus,  ohne  mit  ausdrücklichen  Worten 
die  Quotenaktie  auszuschliessen,  einige  verlangen  Aufiiahme 
des  Nominalbetrages  der  Aktie  in  die  Aktienurkunde,  womit 
die  Quotenaktie  direkt  für  unzulässig  erklärt  wird.^)  Das  geltende 
deutsche  Handelsgesetzbuch  gehört  zu  denjenigen  Gesetz- 
gebungen, welche  nur  Summenaktien  anerkennen.  Dies  ergiebt 
sich  aus  art.  207  a,^)  wonach  Aktien  auf  einen  Geldbetrag 
gestellt  werden  müssen,  aus  art.  209,  Abs.  2,  Ziff.  3,*)  welcher 
die  Bestimmung  der  Höhe  der  einzelnen  Aktie  im  Statute  an- 


^)  Belg.  Gesetz  von  1873  art.  38,  Italien.  Cod.  di  comm.  art.  76  No.  8. 
2)  Portug.  H.  G.  B.  art.  167. 
8)  R.D.H.G.B.  §180. 
*)  R.  D.  H.  G.  B.  §  182,  Abs.  2  Nr.  3. 
Lehmann,  Recht  der  AktiengeseUschaften.  12 
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ordnet,  und  aus  yielfach  auftretenden  Wendungen,  die  auf  den 
Nennbetrag  der  Aktien  Bezug  nehmen. 

Die  Summenaktie  muss  auf  einen  bestimmten  Geld- 
betrag gestellt  sein,  d.  h.  sie  muss  auf  eine  bestimmte  Summe 
in  einheimischer  Währung^)  lauten.  Dieselben  Grundsätze, 
welche  wir  für  den  Betrag  des  Grundkapitals  kennen  gelernt 
haben,  finden  auf  die  Summenaktie  Anwendung. 

Die  Grösse  des  Geldbetrages  ist  an  sich  dem  freien  Er- 
messen der  Betheiligten  überlassen.  Juristisch  findet  der 
Nominalbetrag,  wenn  das  Gesetz  nicht  einen  Mindestbetrag 
verlangt,  seine  unterste  Grenze  in  dem  geringsten,  durch  die 
einheimische  Währung  darstellbaren  Geldbetrag.  Thatsächlich 
werden  in  Ländern,  deren  Gesetze  von  einem  Minimalbetrage 
absehen,  Summenaktien  mit  geringfügigen  Nominalbeträgen 
geschaffen.^)  Die  Zulassung  derartiger  Aktien  bewirkt, 
dass  weite  Kreise  auch  unbemittelter  Personen  sich  an 
Aktiengesellschaften  betheiligen.  Die  dadurch  erzeugten 
Missstände  liegen  auf  der  Hand.  Das  grosse  Publikum  wird 
leicht  veranlasst,  mühsam  erworbenes  Kapital  in  Unter- 
nehmungen zu  stecken,  deren  Sicherheit  oder  auch  nur 
Ernsthaftigkeit  es  nicht  übersehen  kann,  es  wird  zumal 
bei  günstigem  Kurse  der  Aktien  zur  Agiotage  verleitet, 
indem  es  ohne  die  Absicht  reeller  Betheiligung  nur  zu  dem 
Zwecke  schnellen  Weiterverkaufs  zur  Anschaffung  von  Aktien 
schreitet.  Besonders  wird  dies  dann  zu  befürchten  sein,  wenn 
Inhaberaktien  anerkannt  sind.  Hat  somit  die  Gestattung 
geringer  Aktienbeträge  den  Nachtheil,  die  Spielwuth  in  Kreise 
zu  tragen,  deren  Sparsinn  möglichst  zu  stärken  wäre,  so  zieht 
sie  bei  eintretenden  Krisen  nicht  blos  kapitalkräftige,  sondern 
auch  kapitalschwache  Personen  in  Mitleidenschaft.  Sie  ist  weiter 
der  ßethätigung  korporativen  Lebens  hinderlich,  da  die  grosse 
Masse   der  Aktionäre  weder   die  Absicht  hat,   von   den    dem 


*)  Schwed.  Aktiengesetz  von  1895  §  3. 

*)  So  in  England  Pfandaktien,  ja  Aktien  mit  noch  geringeren  Be- 
trägen. Eine  engüsche  Gesellschaft  theilte  ihr  Kapital  von  10000  Pfand 
in  9  600000  shares,  was  den  Betrag  von  2  Pfennigen  für  die  Aktie  ergiebt. 
Vergl.  Annales  de  droit  commercial  IX  306. 
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Aktionär  zustehenden  Verwaltungsrechten  Gebrauch  zu  machen, 
noch  auch  die  dazu  erforderliche  Sachkenntniss  besitzt.  Die 
ohnehin  bei  Aktiengesellschaften  drohende  Gefahr,  dass  die 
Direktion  die  Geschäfte  allein  besorgt,  ist  hier  in  besonderem 
Maasse  vorhanden.  Diese  Nachtheile  werden  durch  die  Vor- 
theile,  welche  die  Kleinaktie  mit  sich  führt,  nicht  aufgewogen. 
Zweifellos  ist,  dass  durch  Zulassung  unbedeutender  Aktien- 
beträge die  Unternehmungslust  einen  gewaltigen  Ansporn  er- 
hält, dass  damit  dem  allgemeinen  Wohl  nützliche  und  den 
Nationalreichthum  vermehrende  Einrichtungen  befördert  werden 
können,  die  in  Folge  des  zu  hohen  Nennbetrages  der  Aktien 
unterbleiben.  Aber  die  Erfahrung  lehrt,  dass  die  Zahl  der 
prosperirenden  Unternehmungen  die  geringere  ist,  dass  somit 
der  in  weitere  Kreise  getragene  Schaden  die  Vortheile 
überwiegt.  Zweifellos  ist  ferner,  dass  die  Hinstellung 
eines  Minimalbetrages  nicht  aus  der  Natur  der  Sache 
folgt,  sondern  mehr  oder  minder  willkürlich  ist.  Aber 
dieser  Uebelstand  ist  mehr  formaler  als  inhaltlicher  Natur, 
über  die  Grenze  wird  sich  im  einzelnen  streiten  lassen, 
ohne  dass  man  die  Berechtigung  der  Grenzziehung  überhaupt 
zu  leugnen  braucht.  Anzuerkennen  ist  endlich,  dass  der 
freien  Bethätigung  der  Kräfte  durch  diejenigen  Gesetze,  welche 
Minimalbeträge  verlangen,  Schranken  gezogen  werden,  dass  somit 
ein  Ausnahmegesetz  für  Aktiengesellschaften  geschafien  wird,  aber 
die  Gestaltung  der  Aktiengesellschaft  ist  ohnehin  geschichtlich 
durch  Ausnahmegesetze  geregelt  worden  und  hat  zu  allen 
Zeiten  seit  ihrem  Entstehen  einschränkenden  Bestimmungen 
zwingenden  Inhaltes  sich  unterwerfen  müssen.  Bei  der  wirth- 
schaftlichen  Verwandtschaft  der  Aktien  und  Obligationen 
würde  umgekehrt  in  der  schrankenlosen  Zulassung  zumal  von 
Inhaberaktien  ein  Privileg  gegenüber  den  vielfachen  Be- 
schränkungen der  Ausgabe  von  Geldschuldverschreibungen  auf 
den  Inhaber  liegen.  Unter  keinen  Umständen  wird  man  dem- 
nach Gesetzen,  die  für  Inhaberaktien  Minimalbeträge  vor- 
schreiben, den  Vorwurf  einer  ungerechten  Behandlung  der 
Aktiengesellschaften  machen  können,  aber  auch  für  Namens- 
aktien,    die     frei     cirkuliren,    insbesoiidere     in     blanco     ab- 

12* 
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getreten  werden  dürfen,  wird  die  Aufstellung  eines  Minimal- 
betrages eine  volkswirthschaftliche  Berechtigung  haben.  Da- 
gegen dürfte  die  Gestattung  kleiner  Aktienbeträge  da  gerecht- 
fertigt sein,  wo  zur  Abtretung  die  Genehmigung  der  Gesell- 
schaft verlangt  oder  sonst  Fürsorge  getroffen  ist,  dass  das 
Börsenspiel  sich  der  Aktien  nicht  bemächtigt,  z.  B.  durch 
Vorschriften,  die  gerichtliche  oder  notarielle  Form  der  Ab- 
tretung gebieten. 

Von  den  geltenden  Gesetzgebungen  haben  nur  wenige 
das  Erfordemiss  von  Minimalbeträgen  für  die  Aktien  aufgestellt, 
imd  auch  diese  erst  mit  oder  nach  dem  Uebergange  zum 
Normativsystem.  Solange  es  der  Staatsgenehmigung  für  die 
Entstehung  der  Aktiengesellschaft  bedurfte,  war  es  möglich, 
den  zu  befürchtenden  Missbräuchen  im  Verwaltungswege  zu 
begegnen,  erst  nach  Freigabe  der  Aktiengesellschaft  erwies 
sich  die  Aufstellung  genereller  Normen  als  nothwendig.  In 
Frankreich  schritt  für  die  durch  den  Code  de  commerce  im 
Gegensatz  zur  Aktiengesellschaft  freigelassenen  Kommandit- 
gesellschaftenauf Aktien  nach  der  Schwindelperiode  von  1854  —55, 
die  selbst  Aktien  von  einem  Franc  erzeugte,  ein  Gesetz  von 
1856  zu  der  Vorschrift  von  Minimalbeträgen  für  die  Aktien  vor. 
Es  unterschied,  ob  das  Aktienkapital  200  000  Francs  überstieg 
oder  nicht  überstieg.  Im  ersteren  Falle  soUte  sich  der 
Minimalbetrag  der  Aktie  auf  500,  im  zweiten  Falle  auf 
100  Francs  beziffern.  Diese  Bestimmungen  wurden  von  dem 
Gesetze  von  1867  auf  die  Aktiengesellschaften  übertragen, 
nur  ftir  die  societe  ä  capital  variable  wurde  der  Minimalbetrag 
der  Aktien  auf  50  Francs  ermässigt.  Ungeachtet  der  in  der 
Zwischenzeit,  zumal  im  letzten  Jahrzehnt,  in  Frankreich  ein- 
getretenen Katastrophen  hat  die  neueste  französische  Gesetz- 
gebung (Gesetz  von  1893)  eine  erhebliche  Erniedrigung  dieser 
Minimalbeträge  eintreten  lassen.  Bei  Gesellschaften,  ein- 
schliesslich der  societes  k  capital  variable,  mit  einem  Grund- 
kapital bis  zu  200  000  Francs  soll  der  Minimalbetrag  25,  bei 
solcher  mit  höherem  Grundkapital  100  Francs  betragen. 
Damit  sind  wirklich  ernsthafte  Schranken  für  die  Betheiligung 
des    kleinen    Mannes    gefallen    und    die    gezogenen    Grenzen 
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können  nur  noch  den  Zweck  haben,  die  Form  der  Aktien- 
gesellschaften von  der  von  Lotterieunternehmungen  mit  ganz 
kleinen  Einsätzen  abzugrenzen.^)  —  In  Deutschland,  wo  ur- 
sprünglich Minimalbeträge  nur  für  die  Aktien  einer  Aktien- 
kommanditgesellschaft aufgestellt  waren,  ^)  setzte  die  erste 
Novelle  des  Jahres  1870  für  Inhaberaktien  und  Aktien  einer 
Versicherungsgesellschaft  den  Betrag  von  100  Thalern,  für 
Namensaktien  im  übrigen  den  Betrag  von  50  Thalem  als 
Mindestbetrag  fest.  Die  zweite  Aktienno veUe  des  Jahres  1884, 
der  sich  das  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  180  anschliesst,  hat  diesen 
Betrag  erheblich  erhöht,  indem  sie  regelmässig  ein  tausend 
Reichsmark  als  Minimalbetrag  erfordert  und  nur  in  zwei 
Fällen  eine  Ermässigung  dieses  Betrages  bis  auf  zweihundert 
Reichsmark  zulässt.  Der  eine  Fall  betrifft  Aktiengesellschaften, 
deren  auf  Namen  lautende  Aktien  nur  mit  Einwilligung  der 
Gesellschaft  übertragen  werden  können.  Hier  findet  eine 
engere  Kettung  der  Mitglieder  an  die  Gesellschaft  statt;  die 
Gefahr  des  Börsenspiels  ist  nicht  vorhanden.  Das  Gesetz  lässt 
hier  allgemein  geringere  Nominalbeträge  bis  zum  Minimum 
von  200  Reichsmark  zu;  einer  behördlichen  Genehmigung 
bedarf  es  nicht.  Im  anderen  Falle  handelt  es  sich  um  ein 
Spezialprivileg.  Der  Bundesrath  kann  unter  gewissen  Vor- 
aussetzungen Aktiengesellschaften  die  Erlaubniss  ertheilen,  ihre 
Aktien  auf  einen  geringeren,  jedoch  mindestens  zweihundert 
Reichsmark  erreichenden  Betrag  anzusetzen.  Ein  Recht  zur 
Annahme  geringerer  Beträge  existirt  nicht,  die  Gestattung  ist 
lediglich  Gnadenakt.  In  der  Ausübung  dieses  Gnadenaktes 
ist  der  Bundesrath  andererseits  nicht  frei.  Er  darf  gestatten 
nur  Namensaktien  von  geringerem  Betrage,  als  eintausend 
Reichsmark.  Die  Inhaberaktie  muss  unter  allen  Umständen 
auf  den  gesetzlichen  Mindestbetrag  lauten.  "Er  darf  sie  ge- 
statten  nur   bei  Unternehmungen,    die  entweder  gemeinnützig 


^)  Nach  Japan.  Recht  ist  der  Mindestbetrag  der  Aktie  20  Yen 
(^  83^9  Mark)  und  wenn  das  Grundkapital  100000  Yen  und  mehr  beträgt, 
50  Yen  (Lönholm  226). 

*)  A.  D.  H.  Gr.  B.  art.  173  (noch  jetzt  in  Oesterreich  in  Geltung). 
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sind  und  ein  besonderes  örtliches  Bedürfniss  befriedigen^) 
oder  welche  die  unbedingte  und  unbeschränkte  Garantie  ihres 
Ertrages  durch  den  Staat  oder  eine  öffentliche  Korporation 
geniessen.  Dass  die  Aktien  in  der  Uebertragung  beschränkt 
sind,  ist  andererseits  nicht  nöthig.  —  Die  Strenge  der  auf- 
geführten Bestimmungen  wird  nicht  bestritten  werden  können, 
sie  steht  einzig  in  der  Gesetzgebung  da.  Von  den  Aktien- 
gesetzen (bez.  Aktiengesetzentwürfen)  anderer  Länder  hat  keines 
diesen  hohen  Minimalbetrag  aufzuweisen.  Der  österreichische 
Entwurf  des  Jahres  1882  verlangt  nur  für  Aktien  von  Bank- 
gesellschaften ein  annäherndes  Minimum,  während  er  im 
übrigen  je  nach  der  Art  der  Aktien  und  der  Höhe  des 
Grundkapitals  von  50  bis  200  Gulden  schwankt.^)  Der  nor- 
wegische Entwurf  eines  Aktiengesetzes  lässt  bei  voller  Liberirung 
der  Aktie  vor  der  Inkorporirung  100,  andernfalls  400  Kronen 
als  Minimalbetrag  zu,  wovon  der  König  aber  bei  gemein- 
nützigen Gesellschaften  dispensiren  kann.^)  Das  schwedische 
Aktiengesetz  von  1895  §  3  bestimmt  50  Kronen  als  Mindest- 
betrag bei  Aktiengesellschaften  mit  einem  Grundkapital  von 
mehr  als  10  000  Kronen,  während  bei  geringerem  Grundkapital 
10  Kronen  Minimalbetrag  sein  sollen.  Das  rumänische 
Handelsgesetzbuch,  (art.  166),  verlangt  bei  einem  Grundkapital 
unter  einer  Million  Lei  100,  bei  einem  solchen  von  einer 
MiDion  bis  unter  fünf  Millionen  Lei  200,  bei  einem  Grund- 
kapital von  mindestens  fünf  Millionen  Lei  500  Lei  als 
Mindestbetrag.*) 


^)  Aeusserlich  knüpfen  hieran  die  statutarischen  Bestimmungen  der 
oktroirten  Kolonialgesellschaften  an,  bei  denen  Aktien  bis  200  Mark  sich 
finden.     Siehe  mein  Kolonialg^sellschaftsrecht  S.  30. 

*)  Entw.  eines  Gesetzes  betr.  die  K.  Gr.  auf  Aktien  etc.  Berlin 
1883  S.409. 

')  Vergl.  meine  Anzeige  in  Ho  Id  hei  ms  Wochenschrift  für  Aktienr. 
IV  164. 

*)  In  nordamerikan.  Statuten  sind  häufig  entweder  bestimmte 
Beträge  vorgeschrieben  (Cook  p.  1613,  1634,  1635,  1649,  1708,  1722,  1724, 
1742,  1759,  1773,  1891)  oder  Minima  und  Maxima  (Cook  p.  1629,  1661, 
1806)  oder  blos  Minima  (Cook  p.  1643,  1645,  1814)  oder  blos  Maxima 
(Cook  p.  1667,  1847,  1874).     Vergl.  auch  Stimson  §8015. 


Die  Aktie.  183 

Soweit  ein  Mindestbetrag  für  die  Aktie  verlangt  wird, 
sind  geringere  Theilbeträge  als  nicht  zu  Recht  bestehend  an- 
zusehen. Eine  auf  einen  geringeren,  als  den  Mindestbetrag 
lautende  Aktie  ist  keine  Aktie  im  Rechtssinne,  die  so  er- 
folgte Theilung  des  Grundkapitals  ist  nicht  in  gesetzlicher 
Weise  erfolgt,  die  Aktiengesellschaft  ist  somit  nicht  rechts- 
gültig entstanden.  Dies  gilt  nicht  blos  dann,  wenn  sämmt- 
liche  Aktien,  sondern  auch  dann,  wenn  nur  ein  Theil  der 
Aktien  an  dem  Fehler  kranken.  Da  das  Grundkapital  auch 
im  letzteren  Falle  nicht  gesetzlich  geformt  ist,  kann  die  Aktien- 
gesellschaft nicht  entstehen.  Bei  Erhöhung  des  Grundkapitals 
wäre  der  Erhöhungsakt  ungültig  und  wirkungslos. 

Noch  seltener,  als  das  Erforderniss  des  Mindestbetrages 
findet  sich  das  des  Meistbetrages  für  die  Aktie.  Soweit  es 
auftritt,  greift  es  überwiegend  nur  da  Platz,  wo  die  Aktien- 
gesellschaft zu  anderen  als  Kapitalgesellschaftszwecken  ver- 
wendet werden  soll.  So  darf  nach  italienischem  Recht^)  bei 
Kooperativgesellschaften,  welche  die  Form  einer  Aktiengesell- 
schaft annehmen,  der  Nennwerth  der  Aktie  nicht  100  Lire, 
nach   portugiesischem  Recht^)   nicht   100  Milreis   übersteigen. 

Die  Aktien  können  an  sich  auf  verschiedene  Beträge 
lauten  und  die  Beträge  brauchen  nicht  abgerundete  zu  sein. 
Bei  den  ersten  grossen  Handelskompagnien  waren  die  Be- 
träge, mit  denen  sich  die  Einzelnen  betheiligten,  weder  ab- 
gerundet noch  von  gleicher  Grösse.  Aber  die  Abrundung 
der  Beträge  ergab  sich  mit  dem  Aufkommen  des  festen  Grund- 
kapitals und  der  Zerlegung  desselben  in  eine  grössere  Anzahl 
von  Quoten  im  Laufe  der  Zeit  von  selbst  und  ist  heute  die 
Regel.  Auch  die  Verschiedenheit  der  Beträge  ist  heute  eine 
grössere  Seltenheit,  als  in  früheren  Zeiten,  Solange  die  Ver- 
fassung der  Aktiengesellschaft  eine  aristokratische  war  und 
nur  der  Grossaktionär  zur  Theilnahme  an  den  General- 
versammlungen   zugelassen    wurde,    wurden    zwei    Arten    von 


»)  Cod.  di  Comm.  art.  224. 

*)  H.  G.  B.  art.  213.     Betreffs  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
Amerika  siehe  oben  S.  182  N.  4. 
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Aktien  unterschieden,  Grossaktien,  die  zu  allen  Rechten, 
und  Kleinaktien,  die  im  Wesentlichen  nur  zur  Dividende 
befähigten.  Mit  der  wachsenden  Gleichberechtigung  aller 
Aktien  ist  die  Gleichheit  der  Aktienbeträge  die  Regel  ge- 
worden, da  sie  die  Berechnung  des  dem  Einzelnen  zu- 
kommenden Antheils  erleichtert  und  die  Verkehrsfähigkeit 
der  Aktie  erhöht.  Eine  Anzahl  von  Gesetzen  hat  die  Gleich- 
heit der  Aktien  geradezu  vorgeschrieben.^)  Wo  dies  nicht 
der  Fall  ist,  sind  ungleiche  Beträge  noch  heute  zulässig.  Sie 
werden  vor  allem  im  Falle  einer  Neuausgabe  von  Aktien  bei 
Erhöhungen  des  Grundkapitals  praktisch  werden,  sei  es,  weil 
sich  in  der  Zwischenzeit  der  gesetzliche  Mindestbetrag  ge- 
ändert hat,  sei  es,  weil  an  und  für  sich  die  Wahl  eines 
anderen,  als  des  ursprünglichen  Nominalbetrages  zweckmässiger 
erscheint.  Zu  grossen  Unzuträglichkeiten  dürfte  die  Ver- 
schiedenheit der  Beträge  kaum  führen,  ein  genügender  Grund 
zur  gesetzgeberischen  Forderung  gleicher  Aktienbeträge  somit 
nicht  vorliegen. 

Neben  den  Aktien  erkennen  mehrere  Gesetze  Aktien- 
antheile  (coupons,  coupures  d'actions)  an,^)  d.  h.  sie  gestatten 
der  Aktiengesellschaft,  die  Quote  des  Grundkapitals,  welche 
die  Aktie  darstellt,  wieder  in  üntertheile  zu  zerlegen,  ohne 
dass  sie  über  die  Folgen  dieser  Zerlegung  genauere  Bestim- 
mungen enthalten.  Der  Sinn  solcher  Gestattung  kann  im 
Zweifel  nicht  der  sein,  dass  die  Aktienantheile  als  wirkliche 
Bruchtheile  des  Grundkapitals  und  die  daraus  resultirenden 
Rechte  als  volle  Aktienrechte  angesehen  werden,  so  dass  in 
Wahrheit  nur  eine  äusserliche  Rechnungsoperation  vorläge. 
Denn  die  Gesetze  unterscheiden  Aktien  und  Aktienantheile 
ausdrücklich  und  verlangen  genaue  Festsetzung  der  Höhe  und 


^)  So  der  Code  de  commerce  (art.  34);  das  italien.  (art.  164),  das 
ungarische,  (§  147)  das  japanische  (Lönholm  226),  das  argentin.  (art. 
326),  mexikan.  (art.  178),  das  portugiesische  H.  G.  B.  (art.  166). 

*)  So  insbesondere  das  französische  Gesetz  von  1867  Art.  1,  24, 
das  belgische  von  1873  Art.  35,  das  AUg.  Deutsche  H.  G.  B.  Art.  207, 
das  ungarische  H.  G.  B.  §  147.  Vergl.  über  Aktienantheile  Renaud 
91  ff.  471  ff.,  Ring  155. 
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Zahl  der  Aktien.  Es  kann  die  Bestimmung  auch  nicht  dahin 
verstanden  werden,  dass  die  Aktienantheile  nur  als  interne 
Bruchtheile  der  konkreten  Aktie  gedacht  sind,  so  dass  nur 
die  volle  Aktie  Aktie,  nur  der  Besitzer  einer  vollen  Aktie 
Aktionär,  die  Zerlegung  der  Aktie  in  Aktienantheile  für  die 
Aktiengesellschaft  gar  nicht  in  Betracht  käme.  Denn  es 
stehen  nicht  interne  Vereinbarungen  des  Aktionärs  mit 
Dritten,  sondern  offizielle  Festsetzungen  der  Gesellschaft 
in  Frage.  Interne  Theilungen  bleiben  ohnehin  jedem 
Aktionär  unbenommen,  jeder  Aktionär  kann  einen  Dritten 
(croupier)  wie  einen  stillen  Gesellschafter  an  seinem  Aktien- 
recht betheiligen,  und  im  Falle  der  Erbengemeinschaft  oder 
Gütergemeinschaft  tritt  nach  innen  kraft  Gesetzes  eine  Be- 
theiligung Mehrerer  ein.^)  Vielmehr  soll  die  Zulassung  von 
Aktienantheilen  zwei  Klassen  von  Mitgliedern  schaffen,  volle 
und  halbe  Aktionäre.  Die  Theilhaber  sollen  einerseits  in 
direkte  Beziehung  zur  Gesellschaft  treten,  was  schon  daraus 
erhellt,  dass  die  Zahl  der  Aktienantheile  im  Statut  vor- 
gesehen, die  einzelnen  Aktienantheile  numerirt  und  über  die 
Gestaltung  der  Aktienantheile  den  Gesellschaftsorganen  Rechte 
eingeräumt  werden.  Aber  die  Stellung  des  Antheilhabers  soll 
eine  geringere  als  die  des  Aktionärs  sein.  Der  Theilhaber 
hat  zwar  das  Recht,  den  auf  seine  Quote  entfallenden  Ge- 
winnantheil  direkt  von  der  Gesellschaft  einzufordern,  aber 
insoweit  als  die  Ausübung  von  Aktienrechten  an  den  Besitz 
einer  Aktie  geknüpft  ist,  ist  er  nicht  in  der  Lage,  diese 
Rechte  auszuüben.  Vornehmlich  gilt  dies  vom  Stimmrecht, 
das  in  jenen  Gesetzgebungen  nur  dem  vollen  Aktionär 
eingeräumt  wird.  Freilich  wird  es  bei  Zulassung  von  Aktien- 
antheilen  im  Zweifel   erlaubt  sein,   nicht  blos  die  zur  selben 


*)  Nach  aussen  kann  freilich  nur  einer  als  Aktionär  auftreten,  es 
sei  denn,  dass  die  Mehreren  einen  gemeinisamen  Bevollmächtigten  be- 
stellen, Ring  154,  B ehrend  786.  Vergl.  belgisches  Gesetz  von  1873 
Art.  37,  italienischer  Cod.  di  comm.  Art.  170,  Portugal  168  §  2, 
170  §2,  Mexico  182;  Lyon-Caen  et  Renault  11  Nr.  696.  Nachdem 
englischen  Musterstatut  Art.  46  ist  bei  Miteigenthum  Mehrerer  an  einer 
Aktie  der  im  Aktienbuche  zuerst  Aufgeführte  stimmberechtigt. 
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Aktie  gehörigen,  sondern  beliebige  Antheile  zusammenzulegen^) 
und  so  das  volle  Aktienrecht  zu  erwerben.  Aber  erst  mit  dem 
Besitze  von  den  Betrag  einer  Aktie  ausmachenden  Antheilen 
wird  das  volle  Aktienrecht  erworben.  Legislatorisch  bezweckt 
die  Zulassung  von  Aktienantheilen  eine  Scheidung  von  stimm- 
berechtigten und  nicht  stimmberechtigten  Mitgliedern  herbei- 
zuführen, die  Verkehrsfähigkeit  der  Aktie  durch  Zulassung 
kleinerer  Beträge  zu  erhöhen,  wie  andererseits  nur  die  Be- 
sitzer grösserer  Aktien  zur  Betheiligung  an  der  Verwaltung 
zuzulassen.  Wo  das  Stimmrecht  kraft  zwingenden  Rechtssatzes 
jedem  Aktionär  gebührt,  würde  die  Zerlegung  der  Aktie  in 
Aktienantheile  dazu  benutzt  werden,  um  diese  Vorschrift  zu 
umgehen  und  nur  Grossaktionären  die  Theilnahme  an  der 
Generalversammlung  zu  ermöglichen.  Sie  wäre  deshalb  als 
mit  der  ratio  des  Gesetzes  unvereinbar  zu  erklären.  Wie 
demnach  die  zweite  deutsche  Aktiennovelle  von  1884,  der 
sich  das  revidirte  deutsche  Handelsgesetzbuch  §  179  an- 
geschlossen hat,  mit  der  Zubilligung  des  Stimmrechts  an  jeden 
Aktionär  die  Zerlegung  der  Aktien  in  Aktienantheile  folge- 
richtig untersagt  hat,  so  wäre  das  Gleiche  für  andere  Gesetz- 
gebungen anzunehmen,  die  mit  jeder  Aktie  das  Stimmrecht 
verknüpfen,  wie  das  Schweizer  Obligationenrecht  (art.  640). 
Wo  dagegen  das  Minimalstimmrecht  jedes  Aktionärs  nicht  an- 
erkannt ist,  wäre  (mangels  entgegenstehender  Bestimmung) 
die  Zerlegung  von  Aktien  in  Aktienantheile  für  erlaubt  zu 
erachten,  da  der  Privatautonomie  der  Aktiengesellschaft  nur 
insoweit  Schranken  gezogen  sind,  als  das  öffentliche  Interesse 
es  erheischt,  ein  gegen  solche  Zerlegung  sprechender  Grund 
aber  nicht  ersichtlich  ist.  Soweit  Aktienantheile  zugelassen 
sind,  dürfen  sie  indessen  nicht  auf  geringere  Beträge,  als 
den  gesetzlichen  Minimalbetrag  der  Aktie  lauten,  da  sonst 
die  durch  die  Anordnung  von  Minimalbeträgen  erstrebten 
Zwecke  auf  die  leichteste  Weise  umgangen  werden  könnten. 
Dementsprechend  fixirt  sowohl  das  französische  Gesetz  von 
1867  wie   das   Allgemeine   Deutsche   Handelsgesetzbuch    den 


1)  Belgisches  Gesetz  von  1873  Art.  35. 
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Minimalbetrag  für  Aktien  und  Aktienantheile  auf  die  gleiche 
Summe. 

Für  Aktien  und  Aktienantheile  gemeinsam  gilt,  dass 
Zahl  und  Höhe  des  Nominalbetrages  zu  der  gleichen  Zeit 
und  in  dem  gleichen  Akt  festzusetzen  ist,  in  welchem  die 
Festsetzung  des  Grundkapitals  selbst  erfolgt.  Diese  Festsetzung 
gehört  zu  den  wesentlichen  Erfordernissen  der  Aktiengesell- 
schaft, ihre  Unterlassung  würde  die  Nichtigkeit  der  Gesellschaft 
zur  Folge  haben. 

Die  Zahl  und  Höhe  der  Aktien  bezw.  Aktienantheile  ist 
nicht  schlechthin  unabänderlich.  Aber  ihre  Abänderung  be- 
darf regelmässig  der  Statutenänderung.  Ist  die  Abänderung 
der  Zahl  mit  einer  Erhöhung  des  Grundkapitals  durch 
Schaffung  neuer,  zu  den  Stammaktien  tretender  Aktien,  oder 
ist  sie  mit  einer  Reduktion  des  Grundkapitals  verbunden,  so 
ist  sie  den  über  die  Erhöhung  bezw.  Herabsetzung  des  Grund- 
kapitals geltenden  Vorschriften  unterworfen.  Ausserdem  darf 
sie  nicht  an  dem  Grundsatze  der  beschränkten  Haftung  des 
Aktionärs  rütteln,  noch  die  Sonderrechte  der  Aktionäre  ver- 
letzen. In  den  letzteren  Beziehungen  gilt  vor  allem,  dass  eine 
Erhöhung  des  Nominalbetrages  der  einzelnen  Aktien  wider 
den  Einspruch  des  Aktionärs  ausgeschlossen  ist,  und  dass  die 
zwangsweise  Einziehung  von  Aktien  unter  Abfindung  des 
Aktionärs  nur  unter  Wahrung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
über  die  Amortisation  erfolgen  kann.  Wohl  aber  wären 
Abänderungen  zulässig,  die,  das  Grundkapital  unberührt 
lassend,  den  Aktionären  weder  Verpflichtungen  über  den 
ursprünglichen  Maximalbetrag  hinaus  auferlegen,  noch  Sonder- 
rechte nehmen.  Dahin  gehört  bei  Vorhandensein  verschieden 
hoch  bezifferter  Aktien  die  nachträgliche  Zerlegung  von  Gross- 
aktien in  Kleinaktien.  Wenn  z.  B.  eine  Aktiengesellschaft 
100  Aktien  über  je  5000  Mk.  und  500  Aktien  über  je  1000  Mk. 
Nominalbetrag  ausgegeben  hätte,  so  stände  nichts  im  Wege, 
das  Statut  dahin  abzuändern,  dass  jede  Aktie  über  5000  Mk.  in 
5   Aktien    über  je    1000  Mk.    umgewandelt   würde. ^)     Nicht 


^)  Vergl.  Ring  154  und  die  dort  citirten,  Behrend  785  Anm.  11. 
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minder  wäre  zulässig  die  Erhöhung  des  Nominalbetrages  durch 
Zusammenlegen  mehrerer  Aktien  in  eine,  sofern  die  betreflfen- 
den  Aktionäre  damit  einverstanden  sind.  Unter  diesen  Gesichts- 
punkt fällt  auch  die  eigenthümliche  Umwandlung  der  englischen 
shares  in  stock.  Die  auf  einen  bestimmten  Betrag  lautenden 
shares  sind  nur  im  Ganzen  abtretbar.  Will  der  Aktionär 
sich  die  Abtretung  beliebig  hoher  Theile  seines  Aktienbetrages 
ermöglichen,  so  konsoHdirt  er  seine  gesammten  shares  zu  einem 
Totalbetrag,  dem  stock,  von  dem  er  beliebige  Bruchteile  ab- 
treten kann.  Der  stock  bleibt  also  seiner  Natur  nach  Aktie, 
er  stellt  eine  konsoHdirte  Gesammtaktie  dar,  die  beliebig  zer- 
legbar ist.^) 

War  bisher  von  der  Aktie  als  Quote  des  Grundkapitals 
die  Rede,  so  ist  nunmehr  zu  der  zweiten  Bedeutung  der 
Aktie,  dem  sogenannten  Aktienrechte,  überzugehen.  Das 
Aktienrecht  wird  erzeugt  durch  üebernahme  der  Aktie.  Er- 
klärt durch  die  Uebemahme  der  Quote  des  Grundkapitals 
der  üebemehmende  freilich  nur  Mitglied  der  Gesellschaft 
werden  zu  wollen,  erwirbt  er  die  Mitgliedschaft  in  der  Ge- 
sellschaft selbst  erst  dann,  wenn  die  sonstigen,  für  den  Erwerb 
der  Mitgliedschaft  vom  Gesetze  aufgestellten  Voraussetzungen 
erfüllt  sind,  so  sind  diese  sonstigen  Voraussetzungen  doch 
mehr  positiver  Art  und  wechseln  in  den  einzelnen  Gesetz- 
gebungen, den  Kern  der  Sache  berühren  sie  nicht.  Die 
Uebemahme  der  Aktie  ist  vielmehr  der  eigentliche,  die  Mit- 
gliedschaft erzeugende  Rechtsakt.  So  erklärt  sich  sprachlich 
Identität  von  Aktie  als  Quote  des  Grundkapitals  und  Aktie 
als  Aktienrecht. 

Die  Aktie  in  dieser  zweiten  Bedeutung  als  Aktienrecht  oder 
Antheilsrecht  ist  die  Gesammtheit  der  durch  die  Uebemahme 
der  Quote  des  Grundkapitals  erzeugten  rechtlichen  Beziehungen 
des  Uebernehmenden  zur  Gesellschaft,  sie  giebt  dem  Mitglied 
den  Namen  des  Aktionärs  (actionnaire,  azionario,  azionista, 
aandeelhouder,  shareholder,  stockholder).    Die  Aktie  in  diesem 

1)  Comp.  Act  1862  sect.  12,  28,  29,  1867  sect.  21,  Table  A  zur  Comp. 
Act  1862  Art.  25.  Bailey  pag.  71,  72.  In  Nordamerika  hat  stock  nur 
die  Bedeutung  von  Aktie. 
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Sinne  ist  streng  genommen  keineswegs  nur  ein  Recht,  wie 
der  Name  besagt  und  wie  Renaud  annimmt,  sondern  sie  ent- 
hält zwar  nicht  nothwendig,  aber  möglicherweise  auch  Ver- 
pflichtungen. Sie  enthält  vor  allem  für  den  ersten  Ueber- 
nehmer  stets  die  Verpflichtung  zur  Einzahlung  des  der  Quote 
des  Grundkapitals  entsprechenden  Werthbetrages,  erst  mit 
Leistung  dieses  Betrages  wird  die  Aktie,  wie  der  Sprach- 
gebrauch sich  ausdrückt,  zur  liberirten  Aktie.  Nach  einzelnen 
Gesetzgebungen,  die  die  Idee  der  Kapitalgesellschaft  nicht 
rein  durchführen,  können  weitere  Verpflichtungen  hinzukommen. 
Diese  Verpflichtungen  lassen  sich  nicht  als  blosser  Kaufpreis 
der  Vereinsmitgliedschaft  auffassen  und  von  dem  Aktienrecht 
trennen,  sie  wurzeln  in  demselben  Grunde  wie  das  Recht  des 
ersten  Aktionärs,  in  der  durch  die  Uebernahme  der  Quote 
des  Grundkapitals  erzeugten  Mitgliedschaft.  Dass  trotz  Ab- 
tretung der  Aktie  die  Verpflichtung  auf  dem  ersten  üeber- 
nehmer  haften  bleiben  kann,  spricht  nicht  dagegen,  denn 
Niemand  kann  sich  einseitig  von  Verpflichtungen,  die  er  ein- 
mal übernommen  hat,  lossagen.  Dass  umgekehrt  die  Ver- 
pflichtung nicht  stets  auf  den  Erwerber  der  Aktie  übergeht, 
beruht  auf  positiver  Satzung,  welche  den  praktischen  Schwierig- 
keiten, die  sich  insbesondere  bei  Inhaberaktien  ergeben  würden, 
Rechnung  trägt.  Auch  die  Gesetzbücher  geben  der  Auffassung, 
dass  die  Aktie  nicht  blos  Rechte,  sondern  auch  Pflichten  ent- 
halten kann,  Ausdruck.  So  spricht  das  deutsche  Handels- 
gesetzbuch von  Verpflichtungen,  die  der  Aktionär  als  solcher 
erfüllt,^)  stellt  diese  Verpflichtungen  den  Rechten  des  Aktionärs 
gegenüber  und  fasst  Rechte  und  Pflichten  unter  der  Rubrik 
„Rechtsverhältniss  der  Aktionäre"^)  zusammen.  Aehnlich 
das  Ungarische  Handelsgesetzbuch  (163  flf.).  Das  Schweizer 
Obligationenrecht  versieht  noch  präziser  den  von  der  Rechts- 
stellung der  Aktionäre  handelnden  Abschnitt  mit  der  Ueber- 
schrift  „Rechte  und  Pflichten  der  Aktionäre"  (art.  6290".). 


1)  Art.  209  e  Abs.  3,  art.  219,  vergl.  R.  D.  H.  G.  B.  §  189  Abs.  4, 
§211. 

•)  Rev.  D.  H.  G.  B.:  „Rechtsverhältnisse  der  Gesellschaft  und  der 
Gesellschafter". 
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Freilich  tritt  die  Zahl  der  möglichen  Pflichten  des 
Aktionärs  als  solchen  gegenüber  der  Zahl  der  möglichen 
Rechte  erheblich  zurück.  Da  wir  es  mit  einer  reinen  Kapital- 
gesellschaft zu  thun  haben,  so  sind  Verpflichtungen  der  Ge- 
sellschafter zu  körperlicher  oder  geistiger  Arbeit  mit  dem 
Wesen  der  Aktiengesellschaft  nicht  gut  vereinbar,  sie  können 
demnach  nicht  aus  der  Aktie  als  solcher,  sondern  nur  aus 
einem  daneben  gehenden  Vertragsverhältniss  entspringen.  Da 
ferner  die  Verpflichtung,  Vermögenswerthe  zu  inferiren,  hier 
auf  einen  bestimmten  Betrag  beschränkt  ist,  so  ist  die  Auf- 
erlegung sonstiger  vermögensrechtlicher,  sei  es  einmaliger,  sei 
es  wiederkehrender  Verpflichtungen  bei  starrer  Durchführung 
des  Prinzipes  der  beschränkten  Haftung  unzulässig.  Bleibt 
also  die  Verpflichtung  zur  Leistung  des  Aktienbetrages  übrig, 
so  tritt  nach  deren  Erfüllung  das  Aktienrecht  derart  in  den 
Vordergrund,  dass  die  Vorstellung  auf  ihm  haften  bleibt.  So 
erklärt  es  sich,  dass  das  Wort  Aktie  gewöhnlich  lediglich  auf 
die  Aktienrechte  bezogen  wird. 

In  diesem  letzteren  Sinne  lässt  sich  das  Aktienrecht  nur 
als  Gesammtheit  der  in  der  Mitgliedschaft  enthaltenen  Be- 
fugnisse, nicht  einseitig  als  ein  bestimmtes  obligatorisches  oder 
dingliches  Recht  auffassen.  Es  ist  kein  bestimmtes  dingliches 
Recht.  Denn  sprechen  auch  manche  Gesetze  von  einem  ver- 
hältnissmässigen  Antheil  des  Aktionärs  am  Vermögen  der 
Gesellschaft,  so  ist  doch  der  Aktionär  weder  Miteigenthümer 
des  Gesellschaftsvermögens,  noch  hat  er  als  Aktionär  ein  jus 
in  re  aliena  mit  Bezug  auf  das  Gesellschaftsvermögen.  Auch 
erschöpft  sich  das  Aktienrecht  keineswegs  in  dem  Anrecht 
auf  die  Liquidationsquote,  es  umfasst  noch  mancherlei 
andere  Rechte,  vor  allem  das  Recht  auf  die  Dividende,  und 
umgekehrt  kann  das  Recht  auf  die  Liquidationsquote  fehlen. 
Ebensowenig  ist  das  Aktienrecht  als  ein  obligatorisches  Recht 
anzusehen.  Es  ist  kein  obligatorischer  Sozietätsanspruch 
gegen  die  Mitaktionäre,  denn  die  Aktionäre  stehen  nicht  in  dem 
Verhältniss  von  socii  zu  einander.  Es  ist  auch  kein  obligatorischer 
Anspruch  gegen  die  Aktiengesellschaft.  Denn  können  zwar  aus 
dem  Aktienrecht  als  Ganzem  obligatorische  Ansprüche  hervor- 
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gehen,  so  stehen  sich  doch  Aktionär  und  Aktiengesellschaft  nicht 
als  Gläubiger  und  Schuldner  mit  getrennten  Interessen  gegen- 
über, vielmehr  gliedert  sich  der  Aktionär  der  Aktiengesellschaft, 
das  Aktienrecht  der  Gesammtheit  der  Vermögensrechte  der  Ge- 
sellschaft ein.  Das  Aktienrecht  ist  Mitgliedschaftsrecht  und  als 
solches  von  vornherein  von  keinem  bestimmten,  fest  umgrenzten 
Inhalt.  Wie  nämlich  das  Mitglied  zwar  innerhalb  der  Aktiengesell- 
schaft seine  Sonderrechte  besitzt,  aber,  soweit  die  soziale  Sphäre 
reicht,  sich  dem  gesellschaftlichen  Organismus  einfügen  und 
seinen  eigenen  Willen  dem  Gesammtwillen  unterordnen  muss, 
so  ist  das  Aktienrecht  in  grösserem  oder  geringerem  Grade 
nach  Statut  und  Gesetz  der  Beeinflussung  durch  die  Gesammtheit 
fähig.  Der  Inhalt  des  Mitgliedschaftsrechtes  lässt  sich  demnach 
nicht  fest  abgrenzen.  Er  variirt  nach  den  einzelnen  Gesetzen 
insofern,  als  ein  Theil  der  Gesetzgebungen  der  Gesammtheit  ge- 
ringere, ein  anderer  Theil  der  Gesammtheit  grössere  Freiheit 
mit  Bezug  auf  die  Gestaltung  und  Aenderung  des  Mitglied- 
schaffcsrechtes  einräumt.  Er  variirt  nach  den  einzelnen  Gesetzen 
aber  auch  insofern,  als  gewisse  Befugnisse  des  Aktionärs,  die 
ein  Theil  der  Gesetzgebungen  anerkennt,  von  anderen  als  dem 
Interesse  der  Gläubiger  der  Gesellschaft  schädlich  ausgeschlossen 
werden.  Er  variirt  andererseits  nach  den  einzelnen  Statuten, 
insofern  der  Zweck  der  Gesellschaft  in  dem  einen  Falle  Befugnisse 
den  Mitgliedern  werthvoU  erscheinen  lässt,  auf  die  sie  in  anderen 
Fällen  als  werthlos  verzichten.  Bei  dieser  Vielgestaltigkeit  des 
Inhaltes  der  Mitgliedschaft  lässt  sich  nur  der  nach  der  historischen 
Entwicklung  der  Aktiengesellschaft  und  den  übereinstimmenden 
Sätzen  der  geltenden  Gesetzgebungen  gewöhnliche  Inhalt  des 
Aktienrechts  angeben. 

Als  solcher  erscheint  aber  der  Antheil  am  Gesellschafts- 
vermögen (Liquidationsquote),  der  Anspruch  auf  die  Dividende, 
endlich  das  Mitverwaltungsrecht  in  Vereinsangelegenheiten. 
Keines  von  diesen  drei  Eechten  ist  in  dem  Sinne  wesent- 
lich, dass  sein  alleiniger  Fortfall  das  Aktienrecht  aufheben 
würde.  Es  kann  Aktionäre  geben  ohne  Antheil  am  Ge- 
sellschaftsvermögen, solche  ohne  Anspruch  auf  den  Gewinn 
und    solche    ohne    Mitverwaltungsrecht    in    Vereinsangelegen- 
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heiten.^)  Aber  es  giebt  keinen  Aktionär,  dem  alle  drei  Rechte 
abgehen,  und  es  darf  nicht  einmal  sämmtlichen  Aktionären 
das  Verwaltungsrecht  in  Vereinsangelegenheiten  entzogen 
werden.  Eine  Aktiengesellschaft,  deren  Aktionäre  sämmtUch 
von  der  Verwaltung  ausgeschlossen  wären,  wäre  keine  Aktien- 
gesellschaft. Insofern  lässt  sich  sagen,  dass  das  dritte  der 
obigen  drei  Rechte  das  wichtigste  ist.  Aber  auch  dieses  ist, 
wie  betont,  nicht  nothwendig  allen  Aktienrechten  immanent. 
Die  älteren  Gesetze  gewährten  nur  denjenigen  Aktionären, 
welche  mit  einem  grösseren  Betrage  an  der  Gesellschaft  be- 
theiligt waren,  die  Theilnahme  an  der  Verwaltung.  Erst  die 
neueren  Gesetze  stellen  den  wichtigen  Grundsatz  auf,  dass  mit 
jeder  Aktie  die  Theilnahme  an  der  Verwaltung  der  Gesellschaft 
verbunden  ist.  Wo  dieser  Standpunkt  eingenommen  wird 
(noch  nicht  in  England  imd  Nordamerika*),  ist  das  Recht  der 
Theilnahme  an  der  Verwaltung  der  Vereinsangelegenheiten 
der  eigentliche  juristische  Kern  des  Aktienrechts,  oder 
prägnanter  ausgedrückt,  das  Stimmrecht  nebst  seinen  Begleit- 
rechten ist  der  wesentliche  Bestandtheil  des  Aktienrechts,  es 
unterscheidet  den  Aktionär  vom  Obligationär,  der  möglicher- 
weise an  der  Dividende  betheiligt  ist,  der  aber  niemals  an 
der  Verwaltung  der  Gesellschaft  theilnehmen  darf.  Wo  dagegen 
dieser  Standpunkt  nicht  eingenommen  wird,  kann  die  Grenz- 
ziehung zwischen  Aktionär  und  Obligationär  mit  Bezug  auf 
diejenigen  Aktionäre,  welche  des  Mitverwaltungsrechtes  oder 
gar  des  Antheiles  am  Gesellschaftsvermögen  beraubt  und  auf 
die  Dividende  beschränkt  sind,  Schwierigkeiten  bereiten,  deren 
Lösung  für  eine  spätere  Stelle  aufzusparen  ist. 

Der  Inhalt  der  einzelnen  Aktienrechte  kann  ein  gleicher 
und  kann  ein  verschiedener  sein.  Die  Verschiedenheit  kann 
sich  auf  das  Stimmrecht,  auf  die  Liquidationsquote,  auf 
den  Antheil  am  Gewinn  oder  auf  sonstige  Ausstrahlungen 
der  Mitgliedschaft,    z.  B.   das  Recht  auf  Zinsen,   Benutzung 


^)  Nach  dem  Statut  der  Aktiengesellschaft  Allemannia  in  Heidel- 
berg von  1889  §  22  z.  B.  verzichten  die  Aktionäre  auf  allen  Antheil  an 
der  Dividende  und  auf  die  Liquidationsquote. 

«)  Cook  §  621. 
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gewisser  Gesellschaftseinrichtungen ,  Bekleidung  gewisser 
Aemter  beziehen.  Das  Stimmrecht  z.  B.  kann  mit  dem 
wachsenden  Betrage  der  Aktien  wachsen,  oder,  was  regelmässig 
geschieht,  abnehmen,  das  Recht  auf  die  Liquidationsquote 
kann  einem  Theil  der  Aktien  versagt,  einem  anderen  gewährt 
oder  dem  einen  Theile  erst  nach  Ausbezahlung  des  auf  den 
anderen  Theil  entfallenden  Nominalbetrages  zugestanden  sein, 
die  Dividende  kann  der  einen  Gruppe  von  Aktien  bis  zu 
einem  bestimmten  Betrage  vorweg  zukommen  u.  s.  w.  An  und 
für  sich  ist  eine  Fülle  von  Mannigfaltigkeiten  denkbar.  Das 
praktische  Leben  bietet  indessen  gewisse  Regehälle,  die 
technische  Bezeichnungen  der  Einzelgruppen  von  Aktien  aus- 
gebildet haben.  Vor  allem  kommt  in  Frage  die  Unterscheidung 
zwischen  Stammaktien  (common  stock)  undPrioritätsaktien 
(actions  de  priorite,  privilegiees,  azioni  di  prioritä,  aktier  med 
företrädesrätt,  preference  shares,  preferred  stock,  guaranteed 
shares,^)  von  denen  die  letzteren,  welche  regelmässig  im  Falle 
der  Erhöhung  des  Grundkapitals  ausgegeben  werden,  vor  den 
ursprünglichen,  bei  Entstehung  der  Aktiengesellschaft  über- 
nommenen, Vorzüge  mit  Bezug  auf  die  Dividende  und  mitunter 
auch  die  Liquidationsquote  erhalten.  Im  einzelnen  ist  die 
Regelung  eine  sehr  verschiedene,  bald  handelt  es  sich  um 
eine  einseitige  Bevorzugung  der  Prioritätsaktien,  indem  bis  zu 
einem  bestimmten  Prozentsatz,  sei  es  ihres  Nominalbetrages, 
sei  es  des  Reingewinnes,  der  Gewinn  ihnen  vorweg  zu  zahlen, 
der  überschiessende  Betrag  des  Gewinnes  bis  zu  dieser  Höhe 
an  die  Stammaktien  zu  vertheilen  und  der  dann  verbleibende 
Rest  auf  alle  Aktien  zu  repartiren  ist,  bald  steht  dieser  Be- 
vorzugung der  Prioritätsaktien  eine  andersartige  Bevorzugung 
der  Stammaktien  gegenüber,  insofern  diese  von  dem  nach 
Befriedigung  der  Prioritätsaktien  verbleibenden  Ueberschuss 
mehr  erhalten,  als  die  Prioritätsaktien,  bald  ist  die  Vertheilung 
noch  komplizirter,  wenn  mehr  als  zwei  Gruppen  von  Aktien 
vorhanden  sind  und  wenn  die  Bevorzugungen  sich  nicht  blos 
auf  die  Dividende,    sondern   auch  auf  andere  Ausstrahlungen 


^)  Den  Gegensatz  bUdet  in  Nordamerika  deferred  stock.   Cook  §13. 
Lehmann,  Recht  der  AktiengeseUschaften.  13 


194  Darstellung  des  geltenden  Aktienrechts. 

der  Mitgliedschaft  erstrecken.  Es  kann  sich,  was  insbesondere 
bei  Eisenbahngesellschaften  vorkommt,  möglicherweise  auch 
gar  nicht  um  eine  Bevorzugung,  sondern  nur  um  eine  verschiedene 
Ausstattung  des  Aktieninhaltes  handeln,  insofern  der  eine  Theil 
der  Aktien  auf  den  Gewinn  der  einen  Linie,  der  andere  Theil 
auf  den  Gewinn  der  anderen  Linie  Anspruch  haben  soll,  so 
dass  der  wechselnde  Ertrag  das  Resultat  für  die  einzelnen 
Gruppen  von  Jahr  zu  Jahr  ändern  kann  (sogenannte  Zweig- 
aktien). La  allen  derartigen  Fällen,  deren  nähere  Besprechung 
später  zu  erfolgen  hat,  entstehen  Gruppen  von  Aktien  mit 
nicht  stets  gleichen  Literessen,  ein  Umstand,  dem  neuere 
Gesetze  bei  der  Regelung  der  den  Aktionären  zustehenden 
Verwaltungsrechte  Rechnung  getragen  haben. 

Die  Verschiedenheit  der  Rechte  der  einzelnen  Aktien  ist 
die  Ausnahme.  Sie  bedarf  deshalb,  wenn  sie  wirken  soll,  der 
Aufnahme  in  die  Statuten.^) 

Andere  Unterscheidungen,  die  sich  bei  ausländischen 
Schriftstellern  finden,  haben  entweder  für  den  Inhalt  des 
Aktienrechts  keine  Bedeutung  oder  sind  wenigstens  für 
Deutschland  von  geringem  praktischen  Werth.  D'ahin  gehört 
zunächst  die  Unterscheidung  zwischen  „actions  de  capital" 
(azioni  di  capitale)  und  „actions  d'apport",  je  nachdem  die 
Einlage  baar  oder  in  anderen  Vermögenswerthen,  sei  es  Sach- 
einlagen, sei  es,  soweit  dies  zulässig  ist,  Diensten  (actions 
industrielles,  azioni  industriali-)  erfolgt.^)  Diese  Unterscheidung 
bezieht  sich  nicht  auf  den  Inhalt  des  Aktienrechts,  der  im 
Zweifel  bei  beiden  der  gleiche  ist,  sondern  auf  die  Art  der  von 
dem  Aktionär  inferirten  Einlage.  Aus  demselben  Grunde  haben 
die  actions  gratuites  oder  „actions  de  primes"  (azioni  di 
premio),  die  Gründern  oder  Anderen  zur  Belohnung  geleisteter 


1)  Deutsches  H.  G.  B.  art.  209  a  No.  4  (=  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  185). 

3)  Vergl.  ßenaud  756,  Vidari  II  Nr.  1203,  Lyon-Caen  et 
Renault  II  Nr.  560. 

*)  Actions  mixtes  sind  solche,  bei  denen  die  Einlage  zum  Theil 
baar,  zum  Theil  in  Apports  erfolgt.  Lyon-Caen  et  Renault  II 
No.  703.     Die  Gültigkeit  solcher  ist  bestritten. 
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Dienste  gewährt  werden,  soweit  sie  gestattet  sind,^)  keinen 
Anspruch  auf  besondere  Berücksichtigung.  Irreführend  ist  die 
Unterscheidung  von  „actions  de  capital"  und  „actions  de 
jouissance"  (azioni  di  godimento),  „Genussscheinen"  wegen 
der  Unbestimmtheit  des  rechtlichen  Charakters  der  letzteren. 
Genussscheine, ^)  „actions  de  jouissance"  sind  gewöhnlich^) 
Urkunden  über  ausgeloosten  Aktionären  reservirte  Rechte.  Der 
durch  die  Amortisation  betroffene  Aktionär  erhält  einen  Genuss- 
schein, der  verschiedene  Rechte  gewähren  kann,  bald  nur  einen 
Antheil  an  der  Dividende  in  gewissem  Umfange,  bald  auch  ein 
Recht  auf  die  Liquidationsquote  nach  Rückzahlung  der  von  den 
Aktionären  gemachten  Einlage,  bald  auch  Stimmrechte.  Ob 
die  action  de  jouissance  wahres  Aktienrecht  oder  nur  Gläubiger- 
rechte gewährt,  lässt  sich  nicht  einheitlich  entscheiden.  Da, 
wo  das  Stimmrecht  der  Aktie  wesentlich  ist,  ist  die  des 
Stimmrechts  beraubte  action  de  jouissance  jedenfalls  kein 
Aktienrecht  mehr,*)  wo  Aktionäre  ohne  Stimmrecht  anerkannt 
sind,  kann  sie  auch  in  diesem  Falle  Aktienrecht  sein.  Es 
hängt  von  der  Sachlage  ab,  ob  wir  es  mit  einem  wahren 
Aktienrecht  oder  nur  einem  Gläubigerrechte  zu  thun  haben.**) 

^)  Nicht  zulässig  z.  B.  in  Deutschland,  Italien,  Portugal.  Wohl 
aber  z.  B.  in  England.  Der  neueste  engl.  Aktiengesetzentwurf  gestattet 
ausdrücklich  „to  pay  a  commission  ...  in  shares". 

®)  Ueber  Genussscheine  Renaud  761,  B ehrend  784,  889  und  die 
dort  Oitirten,  Holdheim  in  Monatsschr.  für  Aktienr.  III,  99,  YidarilT 
Nr.  1205,  Muysken,  Preferente  aandeelen  en  actions  de  jouissance  1891. 

^)  Sie  kommen  aber  auch  in  anderen  Fällen  vor,  nicht  blos  (siehe  S.  196) 
als  parts  de  fondateurs  (founders  shares,  cedulas  de  fundador).  Bohrend 
890,  Siebert  in  Wochenschr.  für  Aktienr.  I,  92,  Simon,  Staatseinkommen- 
steuer der  Aktiengesellschaften  1892  S.  146,  sondern  als  Genussscheine 
werden  auch  Schuldverschreibungen  eigenthümlichen  Inhalts  hin  und 
wieder  bezeichnet  R.  Ger.  Civ.  XXX  17,  O.  L.  G.  Dresden  in  Holdheims 
Monatsschr.  VI  279  ff.  Vergl.  Fruin,  Oprichtersaandeelen  bij  naamlozo 
Vennootschappen  1892  p.  25. 

*)  KG.  Civ.  XXX  S.  16  ff. 

^)  B ehrend  889  will  wenigstens  nach  deutschem  Recht  in  allen 
Fällen  den  Genussscheinen  die  Eigenschaft  von  Aktien  absprechen,  weil 
die  Aktie  die  Betheiligung  mit  einer  Einlage  am  Grundkapitale  darstelle, 
actions  gratuites  das  deutsche  Recht  nicht  anerkenne,  diese  Betheiligung 
sei  aber  mit  Heimzahlung   der   Einlage   fortgefallen.     Indessen   verlangt 

13* 
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Eine  Abart  der  actions  de  jouissance  sind  die  in  Frankreich, 
den  Niederlanden  und  England  vorkommenden  parts  de 
fondateurs,  (founders  shares,  parts  beneficiaires),  die  nur  An- 
rechte auf  die  Dividende  gewähren,  aber  des  Stimmrechts 
entbehren,  sie  dürften  richtiger  Auffassung  nach  als  Aktien 
nicht  anzusehen  sein.^) 

Der  englische  „stock",  in  den  eine  Aktie  verwandelt 
werden  kann,  stellt  dagegen  eine  wahre  Aktie  im  ßechts- 
sinne  dar. 

Der  Inhalt  des  Aktienrechts  ist  weder  in  seiner  Totalität 
Sonderrecht,  noch  in  seiner  Totalität  von  den  Beschlüssen  der 
G-esellschaftsorgane  abhängig.  Er  ist  nur  bis  zu  einem  gewissen 
Umfange  auch  wider  den  Willen  des  Aktionärs  den  Beschlüssen 
der  Gesellschaftsorgane  unterworfen.  Die  Grenze  zwischen  der 
Sphäre  des  Sonderrechts  und  der  des  Sozialrechts  zu  ziehen, 
ist  freilich  nicht  leicht.  Eine  Eeihe  von  Ausstrahlungen  der 
Mitgliedschaft  haben  neuere  Gesetze  mit  ausdrücklichen  Worten 
für  Sonderrechte  erklärt,  wie  weit  im  übrigen  ünentziehbarkeit 
des  Einzelrechts  anzunehmen  ist,  bedarf  besonderer  Unter- 
suchung. 

Das  Aktienrecht  ist  regelmässig  einseitig  übertragbar. 
Aber  es  wäre  irrig,  die  Uebertragbarkeit  für  ein  wesentliches 
Merkmal  des  Aktienrechts  zu  halten.  Das  Aktienrecht,  dessen 
Uebertragung  an  die  Genehmigung  der  Gesellschaft  geknüpft 
ist,  büsst  damit  nicht  seine  Eigenschaft  als  Aktienrecht  ein. 
Wenn  zumal  von  romanischen  Autoren  der  Unterschied  zwischen 


das  deutsche  Recht  nur  für  das  Aktionärwerden  die  Einlage,  die  andere 
Frage,  ob  mit  Rückzahlung  des  Einlagebetrages  die  Betheiligung  auf- 
höre, ist  damit  noch  nicht  entschieden.  Bei  Besprechung  der  Amorti- 
sation wird  hierauf  zurückzukommen  sein. 

^)  Vergl.  über  sie  ausser  den  S.  195  N.  3  Angeführten  Lyon-Caen 
et  Renault  II  Nr.  560b  und  die  dort  Citirten.  Im  Sinne  des  Textes  Urtheil 
des  Trib.  de  commerce  de  la  Seine  vom  24.  September  1894  in  Revue  des 
societe  XIII  p. 40fif.;  vergl.  Vavasseur  ebenda  p.  126—131,  vor  allen 
Wahl,  Titres  au  porteur  I  Nr.  292,  Houpin  Nr.  269—274,  Fruin, 
Oprichtersaandeelen  1892,  Genevois,  Traite  des  parts  de  fondateur  1895 
p.  41,  Manson,  Law  of  trading  companies  p.  966.  Lecouturier  in 
Revue  critique   de  legislation  et  de  jurisprudence  XXVI,  p.  148 — 179. 
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interet  und  action,  Geschäftsantheil  und  Aktie,  in  der  Nicht- 
übertragbarkeit des  G-eschäftsantheiles,  der  Uebertragbarkeit 
der  Aktie  erblickt  wird,  so  liegt  dieser  Unterscheidung  die 
richtige  Beobachtung  zu  Grunde,  dass  bei  Kapitalgesellschaften 
regelmässig  die  Person  des  Mitgliedes  gleichgültig  ist,  während 
bei  Personalgesellschaften  die  Aufiiahme  eines  socius  der  Zu- 
stimmung der  übrigen  socii  bedarf.  Aber  da  die  Form  der 
Aktiengesellschaft  unter  Umständen  gewählt  wird,  wo  die 
Zwecke  einer  Personalgesellschaft  ins  Auge  gefasst  werden, 
ist  es  mit  dem  Wesen  des  Aktienrechts  verträglich,  die  Ueber- 
tragbarkeit auszuschliessen.  Es  ist  demnach  verkehrt,  in  der 
Uebertragbarkeit  mehr  als  eine  naturale  Eigenschaft  zu  er- 
blicken. Auch  die  nur  mit  Zustimmung  der  Gesellschaft 
übertragbare  Aktie  bleibt  Aktie  und  ist  als  solche  von  den 
Gesetzgebungen  anerkannt. 

Ueber  die  einzelne  Aktie  oder  über  mehrere  Aktien  ge- 
meinsam^) wird  gewöhnlich  eine  Urkunde  ausgefertigt,  der 
Aktienbrief  (Aktientitel,  Aktiendokument,  titre  d'action,  titolo 
della  azione,  aktiebref,  share-certificate,  share-warrant,  stock- 
certificate),  auch  schlechtweg  Aktie  genannt,  welche  zur  Be- 
scheinigung der  Mitgliedschaftsrechte  dienen  soH.*^  Wird  sie 
über  einen  Aktienantheil  ausgefertigt,  so  heisst  sie  coupon 
d'action.  Schon  bei  der  Bank  von  Genua,  dann  bei  der  Am- 
brosiusbank  zu  Mailand  fanden  sich  derartige  Bescheinigungen, 
bei  den  Kompagnien  wurden  sie  die  Eegel  und  die  heutigen 
Gesetzgebungen  setzen  sie  voraus,  einige  schreiben  sie  geradezu 
vor.^)  Wo  sich  die  Vorschrift,  dassAktienurkimden  auszufertigen 
seien,  nicht  findet,*)  kann  von  der  Ausgabe  von  Aktienurkunden 
zwar  abgesehen  werden,  solange  die  sämmtlichen  Aktionäre 
damit   einverstanden  sind,    aber  jeder  Aktionär  hat   das   un- 


»)  Portugal  166,  Comp.  Act  1862  sect.  31.  Weshalb  dies  für 
Deutschland  unzulässig  sein  soll,  wie  Staub  §2  zu  art.  207  behauptet, 
ist  nicht  abzusehen. 

«)  Litteratur  Renaud  105 ff.,  Behrend  §117,  Staub  zu  art.  207, 
Ring  lB3ff.,  Stimson  §8117. 

3)  Schwedisches  Gesetz  von  1895  §4. 

*)  So  in  Deutschland. 
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entziehbare  Recht,  zu  verlangen,  dass  ihm  eine  Aktienurkunde 
ausgefertigt  werde,  ^)  und  das  Statut  muss  auch  bei  Verzicht 
sämmtlicher  Aktionäre  nach  den  meisten  Gesetzgebungen  die 
Beschaflfenheit  der  Aktienurkunden  angeben.  Ein  statutarisches 
Verbot  der  Ausgabe  von  Aktienurkunden  wäre  somit  nicht  blos 
ungültig,  sondern  würde  auch  die  Entstehung  der  Gesellschaft 
hindern.^)  Wo  das  Gesetz  die  Ausstellung  von  Aktienurkunden 
direkt  vorschreibt,  sind  solche  auch  ohne  Antrag  der  Aktionäre 
auszufertigen  und  den  Aktionären  an  dem  zulässigen  Zeitpunkt 
zur  Verfügung  zu  stellen.  In  beiden  Fällen  besteht  indessen  die 
Aktiengesellschaft  im  Ganzen  wie  das  Aktienrecht  im  Einzelnen 
fort,  auch  wenn  die  Ausstellung  der  Aktienurkunde  unter- 
bleibt oder  wenn  sie  in  Folge  eines  Formmangels  sich  als 
nichtig  erweist,  weil  die  Aktienurkunde  für  den  Begriff  der 
Aktie  und  die  Entstehung  des  Aktienrechts  nicht  Vorbedingung 
ist.^)  Die  entgegengesetzte  Ansicht  scheitert  schon  an  der  Er- 
wägung, dass  die  Ausstellung  von  Aktienurkunden  meist  erst 
nach  Vollzahlung  der  Aktie  gestattet  ist,  während  doch  be- 
reits für  die  voraufgehende  Zeit  an  der  Existenz  der  Aktien- 
gesellschaft wie  der  Aktienrechte  nicht  gezweifelt  werden  kann. 
Die  Aktienurkunde  ist  eine  Bescheinigung  der  Gesell- 
schaft über  das  Mitgliedschaftsrecht  des  betreifenden  Aktionärs. 
Dem  entsprechen  die  Erfordernisse,  die  einzelne  Gesetzgebungen 
für  ihren  Inhalt  aufstellen.  Sie  hat  jedenfalls  anzugeben 
den  Namen  der  Gesellschaft  sowie  die  Beträge  des  Grund- 
kapitals und  der  Aktie,  über  die  sie  lautet.  Hinzukommen 
die  zur  Kennzeichnung  dieses  Aktienrechts  nothwendigen 
weiteren  Angaben,  als:  Bezeichnung  der  Nummer,^)  bezw. 
Serie  der  Aktie,  Angabe  ob  die  Aktie  auf  Namen  oder  In- 
haber lautet,  ob  sie  frei  übertragbar  oder  ob  die  Zustimmung 


1)  Staub  §  2  zu  art.  207,  Ring  157,  Behrend  788  A.  4,  so  auch 
für  Nordamerika  Spelling  §312,  Cook  §§61,  14,  12. 

2)  Renaud  124. 

8)  Vergl.  R.  G.  E.  Civ.  XXXIV,  S.  115,  so  auch  für  Nordamerika 
Spelling  §312,  Morawetz§56,  Cook  §  14,  Waterman  §48,  Taylor 
§511,  Thompson  §1140. 

*)  Engl.  Comp.  Act  von  1862  Sect.  22. 
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der  Gesellschaft  zur  Uebertragung  erforderlich  ist/)  ob 
sie  mit  Vorzugsrechten  und  zwar  welcher  Art  ausgestattet 
ist.  Einzelne  Gesetzgebungen^)  fordern  noch  weiteres,  z.  B. 
Angabe  der  Zeitpunkte,  an  denen  das  Statut  errichtet,  sowie 
publizirt  worden  ist,  sowie  des  Ortes  der  Publikation,  An- 
gabe der  Dauer  der  Gesellschaft,  der  Anzahl  der  Aktien, 
der  Werthe,  in  denen  das  Grundkapital  angelegt  ist,  der  be- 
sondern Gründervortheile,  der  Zeit  der  ordentlichen  General- 
versammlung, der  geleisteten  Einzahlungen,  Vorschriften,  deren 
Werth  ein  zweifelhafter  ist,  weil  sie  auf  der  einen  Seite  eine 
völlige  Uebersicht  über  die  Verhältnisse  der  Gesellschaft  doch 
nicht  gewähren,  auf  der  anderen  Seite  bei  wechselnder  Sach- 
lage geradezu  irreführen  können.  Im  Leben  kommen  dann 
noch  mannigfache  weitere  Zusätze  vor,  die  sich  auf  die  Kraftlos- 
erklärung der  abhandengekommenen  Urkunde,  auf  die  Um- 
schreibung der  Namensaktie  im  Buche  u.  s.  w.  beziehen. 

Als  von  der  Gesellschaft  ausgehende  Bescheinigung  über 
die  Mitgliedschaft  ist  die  Urkunde  zudem  mit  der  Unterschrift 
der  Gesellschaft  zu  versehen,  d.  h.  es  ist  der  Name  bezw.  die 
Firma  der  Gesellschaft  von  den  dazu  berechtigten  Organen 
nebst  der  Unterschrift  des  Zeichnenden  unter  die  Urkunde 
zu  setzen.  Welche  Organe  in  diesem  Falle  zur  Zeichnung 
befugt  sind,  entscheidet  das  Statut.  Bald  werden  nach 
diesem  ein  oder  mehrere  Vorstandsmitglieder,  bald  ein  Mit- 
glied des  Vorstandes  und  des  Aufsichtsrathes,  bald  nur 
Mitglieder  des  Aufsichtsraths  für  befugt  erklärt.  Häufig 
finden  sich  auch  Unterschriften  besonderer  Kontrollbeamter, 
welche  zumal  die  Eintragung  in  das  Aktienbuch  zu  be- 
stätigen haben.  Was  die  Unterschriften  betrifft,  so  ist  ge- 
wöhnlich nur  bei  einem  Theile  eigenhändige  Unterschrift 
verlangt,  während  für  einen  andern  ein  Facsimile  genügen 
soll.  Mitunter  soll  bei  allen  das  Facsimile  genügen.^)  Ein- 
zelne  Gesetze   stellen   bestimmte   Vorschriften    über    die   Art 


1)  Deutsches  H.  ö.  B.  art.  215c  Abs.  4  «=  ß.  D.  H.  G.  B.  §  180  Abs.  4. 

2)  Belg.  Gesetz  von  1873  art.  38,  Italien  165.  Portugal  167  u.  a. 

*)  So  auch  rev.  D.H.  G.B.  §  181,  falls  nicht  besondere  Bestimmungen 
getroffen  sind. 
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und  Form  der  Vollziehung  der  Aktienurkunde  auf.  So  be- 
stimmt das  italienische^)  Handelsgesetzbuch,  dem  das  portu- 
giesische^) darin  folgt,  dass  die  Aktienurkunden  von  zwei 
Vorstandsmitgliedern,  sofern  nicht  der  Vorstand  nur  aus  einer 
Person  besteht,  zu  unterzeichnen  seien.  Das  belgische*)  Gesetz 
von  1873  verlangt  wenigstens  für  Inhaberaktien  Vollziehung 
durch  wenigstens  zwei  Vorstandsmitglieder.  Wo  weder  Gesetz 
noch  Statut  Bestimmungen  enthalten,  wird  der  Vorstand  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  in  derjenigen  Form,  welche  für  die 
Abgabe  von  Willenserklärungen  namens  der  Gesellschaft  vor- 
geschrieben   ist,     die    Zeichnung    vorzunehmen    haben. 

Als  Bescheinigung  über  das  Aktienrecht  setzt  die  Aktien- 
urkunde die  Existenz  des  Aktienrechts,  und  da  dieses  ohne 
die  Existenz  der  Aktiengesellschaft  nicht  denkbar  ist,  das 
Zustandekommen  der  Aktiengesellschaft  voraus.  Hieraus 
ergiebt  sich  mangels  entgegenstehender  Bestimmungen*)  zu- 
nächst der  Satz,  dass  Aktienurkunden  vor  Entstehung  der 
Gesellschaft  nicht  ausgegeben  werden  können.*)  Vor  Ent- 
stehung der  Aktiengesellschaft  ausgegebene  Aktien  sind  nicht 
Aktien  im  Rechtssinne.  Wie  weit  die  ursprüngliche  Nichtig- 
keit durch  die  nachfolgende  Entstehung  der  Gesellschaft  ge- 
heilt wird,  entscheidet  sich  mangels  besonderer  Bestimmungen 
nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen,*)  desgleichen,  wie  weit 
die  Aussteller  solcher  Urkunden  den  Geschädigten  haftbar 
sind.  Indessen  ist,  um  mit  Bezug  auf  den  letzteren  Punkt 
eine  Sicherheit  des  gefährdeten  Publikums  zu  erzielen,  häufig 
vorgeschrieben,  dass  die  Ausgeber  den  Besitzern  für  den 
durch  die  Ausgabe  verursachten  Schaden  solidarisch  haften 
sollen.')  —  Aus  der  Natur  der  Aktienurkunde  als  Be- 
scheinigung  des  Aktienrechts   ergiebt   sich  weiter,   dass  auch 

1)  Art.  165  Abs.  2. 
«)  Art.  167. 
8)  Art.  38. 

*)  So  in  Frankreich  art.  1,  2  des  Gesetzes  von  1867. 
ö)  Deutschland  215  c,  Abs.  2,  (Rev.  D.  H.  G.  B.  §  209  Abs.  2.)  Schweiz 
623,  Abs.  1,  Ungarn  160,  Abs.  1,  Bosnien  165,  Abs.  1,  Schweden  4,  Abs.  2. 
«)  Siehe  unten  §  39. 
')  D.  H.  G.  B.  art.  215c  «  Rev.  D.  H.G.  B.  §  209. 
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nach  Entstehung  der  Aktiengesellschaft  ausgegebene 
Aktienurkunden  nichtig  sind,  wenn  das  von  ihnen  verbriefte 
Aktienrecht  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  zur  Entstehung 
gelangt  ist,  z.  B.  weil  bei  einer  Erhöhung  des  Grundkapitals 
die  neu  geschaflfenen  Aktien  den  gesetzlichen  Minimalbetrag 
nicht  erreichen  oder  weil  der  Erhöhungsbeschluss  ungültig 
war.  Auch  für  diesen  Fall  statuiren  die  Gesetze  die  un- 
bedingte Haftung  der  Ausgeber.  Klar  ist  endlich,  dass  eine 
Aktienurkunde,  der  wesentliche  Merkmale  fehlen,  z.  ,B.  die 
Angabe  des  Betrages  der  Aktie,  die  Unterzeichnung  der 
Gesellschaft,  keine  Aktienurkunde  im  Rechtssinne  darstellt. 
In  letzterer  Hinsicht  ist  indessen  daran  festzuhalten,  dass 
es  genügt,  wenn  aus  der  Urkunde  deutlich  erhellt,  in 
welchem  Betrage  an  einer  bestimmten  Gesellschaft  der 
Aktionär  betheiligt  sein  solle.  Keinesfalls  sind  die  von  den 
Gesetzen  oder  Statuten  für  den  Inhalt  der  Aktienurkunden 
aufgestellten  Vorschriften  als  schlechthin  wesentliche  anzusehen, 
vielmehr  ist  im  Zweifel  anzunehmen,  dass  es  sich  lediglich 
um  Ordnungsvorschriften  handelt,  deren  Nichtbeobachtung  die 
Gültigkeit  der  Urkunde  unberührt  lässt.^)  Wie  demnach  eine 
Urkunde  auch  dann  gültig  wäre,  wenn  unterlassen  wäre, 
die  Serie  oder  Nummer  der  Aktie  anzugeben,  so  würde 
auch  die  Nichtangabe  von  Vorzugsrechten  oder  die  Nicht- 
angabe  des  Umstandes,  dass  sie  nur  mit  Genehmigung  der 
Gesellschaft  übertragbar  ist,  die  Aktienurkunde  gültig  bleiben 
lassen  und  es  könnte  sich  nur  fragen,  wie  weit  der  Erwerber 
einer  solchen  Urkunde  aus  der  Nichthervorhebung  solcher 
Thatsachen  für  seine  rechtliche  Stellung  Schlüsse  herleiten  darf. 

Stehen  die  Angaben  der  Aktienurkunde  in  Widerspruch 
mit  den  Statuten,  so  würden  die  letzteren  den  Vorzug  ver- 
dienen.^) Für  den  durch  die  unrichtige  Angabe  erwachsenen 
Schaden  hätte  die  Gesellschaft  aufzukommen. 

Sind  vor  Entstehung  der  Gesellschaft  ausgegebene  Aktien- 
urkunden   nichtig,     so    sind    Aktienurkunden,    die    vor    Voll- 


0  Behrend  790  A.  11. 
2)  Behrend  790  Anm.  9. 
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einzahlung  des  Aktienbetrages  ausgegeben  werden,  im  Zweifel 
gültig,  da  das  Aktienrecht  bereits  existent  ist,  auch  wenn  der 
volle  Betrag  der  Einlage  nicht  geleistet  ist.  Einzelne  Gesetz- 
gebungen erkennen  dies  ausdrücklich  an,  indem  sie  vorschreiben, 
dass  dergestalt  ausgegebene  Aktien  den  Betrag  der  wirklich 
geleisteten  Zahlung  anzugeben  haben. ^)  Wenn  andere  Ge- 
setze erst  nach  erfolgter  VoUein^ahlung  die  Ausgabe  der 
Aktienurkunde  gestatten,  so  ist  dieser  Vorschrift  nur  reglemen- 
tariscl^e  Bedeutung  beizumessen. 

Die  Aktienurkunden  lauten  entweder  auf  Namen  (titres 
nominatifs,  Aktien  op  naam,  azioni  oder  ricevute  nominative, 
aktiebref  tili  viss  man),  oder  auf  Inhaber  (titres  au  porteur, 
Aktien  in  blanco,  azioni  al  portatore,  aktiebref  tili  inne- 
hafwaren,  share- Warrants  to  bearer).  Die  Namensaktien  sind 
historisch  die  älteren,  erst  seit  dem  17.  Jahrhundert  tritt 
die  Inhaberaktie  vereinzelt  auf,  aber  noch  das  ganze  18.  Jahr- 
hundert hindurch  bildet  sie  die  Ausnahme,^)  und  auch  jetzt  ist 
sie  noch  nicht  allgemein  zugelassen.  Dem  ausgeprägten 
Charakter  der  Kapitalgesellschaft  wird  freilich  in  höherem 
Grade  als  die  Namensaktie  die  Inhaberaktie  gerecht,  aber 
die  mit  ihr  verbundene  Gefahr  der  Agiotage  hat  die  Gesetz- 
gebung lange  Zeit  von  Anerkennung  der  Inhaberaktie  ab- 
gehalten. In  England  hat  erst  das  Gesetz  vom  20.  August 
1867  (sect.  27  ff.)  die  Inhaberaktie  zugelassen,  ohne  sie  der 
Namensaktie  völlig  gleich  zu  stellen.  In  Schweden  bedarf 
nach  dem  neuesten  Gesetz  von  1895  §  4  die  Ausgabe  der 
Inhaberaktien  königlicher  Autorisation,  in  Deutschland  ist 
nach  der  zweiten  Aktiennovelle  die  Inhaberaktie  nur  für 
Aktien  mit  einem  Minimalbetrage  von  1000  M.  zugelassen; 
Aktien,  welche  auf  einen  geringeren  Betrag  lauten,  müssen 
Namensaktien  sein.^)  .Aber  auch  da,  wo  die  Inhaberaktie  ge- 


>)  Portugal  167  Nr.  4,  Schweiz  638,  Spanien  164,  R.  D.  H.  G.  B. 
§  179  Abs.  4  u.  a. 

«)  Siehe  oben  §  6. 

3)  Art.  207a,  215c  «  R.  D.  H.  G.  ß.  §§  180,  209.  In  Nordamerika 
und  Japan  ist  die  Inhaberaktie  unbekannt;  in  den  Vereinigt.  Staaten 
von  Nordamerika  kennt  man  allerdings  in  Blanko   indossirte  Namens- 
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stattet  ist,  darf  die  Aktienurkunde  entweder  erst  nach  voller 
Leistung  der  Einlage,  oder  doch  wenigstens  nach  Entrichtung 
eines  hohen  Prozentsatzes  vom  Nominalbetrag  der  Aktie  auf 
den  Inhaber  gestellt  werden,  damit  die  Gesellschaft  den 
restirenden  Betrag  von  bestimmten  Personen  einzutreiben  vermag.. 
Nur  nach  voller  Leistung  der  Einlage  gestatten  Inhaberaktien 
die  Gesetzgebungen  der  Niederlande,^)  von  Belgien'^), 
Portugal^),  Italien*),  Grossbritannien*^),  Frankreich*), 
Argentinien'),  schon  nach  theilweiser  Leistung  die  der 
Schweiz®)  ujid  Spaniens®),  in  welchen  beiden  Ländern  nach 
Einzahlung  von  50  Prozent  Aktien  auf  Inhaber  ausgestellt 
werden  dürfen.  In  Deutschland'®)  wo  die  Ausgabe  der 
Aktienurkunde  allgemein  erst  nach  voller  Liberirung  der  Aktie 
zulässig  ist,  erübrigt  sich  eine  besondere  Bestimmung.  Welche 
Folgen  die  Uebertretung  obiger  Vorschriften  hat,  lässt  sich 
nur  aus  dem  Geist  des  betreffenden  Gesetzes  heraus  ent- 
scheiden. Im  Zweifel  ist,  wie  bemerkt,  die  vorzeitig  ausgestellte 
Inhaberaktie  als  gültig  anzusehen,^')  wie  andererseits  die  Ge- 
sellschaft ihres  Hechtes  auf  die  rückständige  Einlage  durch  die 
zu  frühe  Ausgabe  der  Inhaberaktie  nicht  beraubt  wird. 

Ob  eine  Aktienurkunde  auf  Namen,  oder  ob  sie  auf  In- 
haber lautet,  ergiebt  ihr  Wortlaut.  Ist  nur  die  Aktiennummer 
angegeben,  so  ist  anzunehmen,  dass  eine  Inhaberaktie  vorliegt. 


aktien,  Morawetz  §192,  Spelling  §472,  Cook  §441,  für  Japan  Lön- 
holm  226;  auch  das  russische  Recht  lässt  nur  Namensaktien  zu.  Leut- 
hold  S.  158,  Lehr  II  p.  325. 

0  W.  V.  K.  Art.  40,  41. 

2)  Gesetz  von  1873  Art.  40. 

•^)  H.  G.  B.  Art.  166  §  1. 

*)  H.  G.  B.  Art.  166. 

^)  Compan.  Act  1867  sect.  27. 

»)  Novelle  von  1893. 

^  H.  G.  B.  Art.  326. 

*)  Obligationenrecht  Art.  636. 

•)  H.  G.  B.  Art.  164. 

^)  Nach  geltendem  ßecht  (art.  215  c  Abs.  3).  Das  rev.  deutsche 
H.  G.  B.  verlangt  nur  für  Inhaberaktien  Liberirung  §  179  Abs.  3. 

11)  Ob.  S.  202.  Behrend  791,  vergl.  auch  Urtheil  des  Hamb. 
Oberlandesger.  von  1886  (Seuffert  43  Nr.  46). 
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weil  die  Bezeichnung  einer  bestimmten  Person  oder  Firma 
der  Namensaktie  wesentlich  ist,  somit  nur  für  die  andere  zu- 
lässige Alternative,  die  Inhaberaktie  Raum  bleibt.  Es  bedarf 
somit,  soll  eine  Inhaberaktie  vorliegen,  nicht  der  ausdrücklichen 
Hervorhebung,  dass  die  Aktie  auf  den  Inhaber  laute,  oder 
dass  der  Inhaber  der  Träger  aller  mit  der  Aktie  verbundenen 
Rechte  sei,  vielmehr  genügt  die  Kennzeichnung  der  Thatsache, 
dass  nicht  eine  bestimmte  Person  Aktionär  sein  soll. 

Die  Namensaktie  hat  auf  eine  bestimmte  Person  zu  lauten. 
Diese  Person  kann  sein  eine  physische  und  eine  juristische, 
auch  eine  nach  aussen  unter  einer  Firma  auftretende  Gesell- 
schaft, dagegen  ist  nicht  zulässig,  dass  die  Namensaktie  auf 
mehrere  Personen  lautet.  Geht  eine  Namensaktie  im  Wege 
des  Erbganges  auf  mehrere  über,  so  müssen  diese  einen  aus 
ihrer  Mitte  bezeichnen,  auf  dessen  Namen  die  Aktie  geschrieben 
wird.  Die  Aktiengesellschaft  hat  weder  Pflicht  noch  Recht, 
eine  Umschreibung  auf  die  Mehreren  vorzunehmen.^) 

Die  Aktienurkunden  einer  Gesellschaft  können  entweder 
sämmtlich  auf  Namen  oder  sämmtlich  auf  Inhaber  oder  theil- 
weise  auf  Namen,  theilweise  auf  Inhaber  lauten.  Es  kann 
auch  in  die  Wahl  der  Aktionäre  gestellt  sein,  ob  sie  Namens- 
oder Inhaberaktien  vorziehen.  Eine  Präsumtion  für  die  Namens- 
oder Inhaberaktie  existirt  nach  den  meisten  Gesetzen  nicht. 
Nur  einzelne  Gesetze  sehen  der  historischen  Entwicklung  ent- 
sprechend^) die  Namensaktie  als  die  Regel  an  und  verlangen 
für  den  Fall,  dass  Inhaberaktien  ausgegeben  werden,  besondere 


1)  Italien  Art.  170,  Belgisches  Ges.  von  1873  Art.  37,  Portugal 
168  Nr.  5  §  2.  Wie  steht  es  mit  Namensaktien  auf  falsche  Namen? 
Hier  ist  zu  unterscheiden:  Dem  Gesetz  wird  genügt,  auch  wenn  der 
Name  zufällig  nicht  der  des  wirklichen  Aktionärs  ist,  auch  dann  liegt 
eine  Namensaktie  vor,  aber  es  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  Aktionär 
nur  der  Träger  des  Aktienrechts,  nicht  der  in  der  Aktienurkunde  Be- 
kannte ist  (vergl.  für  England  Buckley  pag.  74,  75,  für  Nord- 
amerika Morawetz§  855,  303);  ist  überhaupt  ein  Aktionär  nicht 
vorhanden,  so  kann  die  Aktienurkunde  eine  Bedeutung  nicht  beanspruchen. 
Ist  endlich  die  Aktienurkunde  von  vornherein  auf  einen  fingirten  Namen 
ausgefertigt,  so  liegt  eine  Namensaktie  nicht  vor. 

«)  Siehe  oben  §  6. 
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Statutsfestsetzung  oder  doch  besondere  Beschlussfassung.  So 
gilt  nach  englischem  Recht  die  Namensaktie  als  die  präsumtiv 
gewollte,  und  es  bedarf  besonderer  Statutsbestimmung,  falls 
Inhaberaktien  ausgegeben  werden  sollen.^)  Ebenso  hat  nach 
französischem  Recht,  wenn  das  Statut  nicht  Inhaberaktien 
zulässt,  die  Namensaktie  als  die  gewollte  zu  gelten.^)  Auch 
das  neueste  deutsche  Recht  kehrt  zu  diesem  Standpunkt  zurück.*) 
Da,  wo  für  Inhaberaktien  die  Erfüllung  besonderer  Voraus- 
setzungen, z.  B.  die  Einholung  königlicher  Genehmigung,  vom 
Gesetze  verlangt  wird,  wie  in  Schweden,  wird  man  gleichfalls 
die  Namensaktie  mangels  anderer  Statutsbestimmung  als  die 
ins  Auge  gefasste  anzusehen  haben.  Andererseits  begründet 
die  Vorschrift,  dass  die  Inhaberaktie  erst  nach  Leistung  des 
vollen  Nominalbetrages  der  Aktie  oder  eines  Bruchtheiles 
derselben  ausgegeben  werden  darf,  keine  gesetzliche  Präsumtion 
für  die  Namensaktie,  vielmehr  wird  dadurch  nur  der  früheste 
für  die  Ausgabe  von  Inhaberaktien  zulässige  Zeitpunkt  fest- 
gesetzt, abgesehen  davon,  dass  nach  einzelnen  Gesetzen  auch 
für  die  Namensaktie  die  gleiche  Bestimmung  Platz  greift. 

Viele  Gesetze  schreiben,  um  möglichste  Klarheit  für  die 
Interessenten  zu  schaffen,  vor,  dass  in  das  Statut  eine  Be- 
stimmung aufgenommen  werden  muss,  ob  die  Aktien  auf  Namen 
oder  auf  Inhaber,  bezw.  ein  wie  grosser  Theil  der  Aktien  auf 
Namen,  ein  wie  grosser  auf  Inhaber  lauten  solle.  Die  Trag- 
weite derartiger  Vorschriften,  die  sich  z.  B.  in  den  Gesetz- 
gebungen Deutschlands,*)  Oesterreichs,*^)  Italiens, •)  Portugals,') 
Schwedens,®)     der     Schweiz,*)     Ungarns,^®)     Argentiniens,^^) 


1)  Comp.  Act  1867  sect.  27. 

2)  Gesetz  von  1867  art.  3. 
8)  ß.  D.  H.  G.  B.  §  183. 

^)  Art.  209. 

«*)  A.  D.  H.  G.  B.  art.  209. 

ö)  C.  d.  c.  art.  89  Nr.  4. 

')  Art.  114  §  2  Nr.  3. 

«)  Gesetz  von  1895  §  8  Nr.  4. 

ö)  Art.  616  Nr.  5. 

»0)  §  157  Nr.  4. 

>^)  Art.  292  Nr.  7. 
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finden,  ist  eine  verschiedene.  Wo  nach  der  Auffassung  des 
Gesetzes  die  Bestimmung  zu  den  wesentlichen  Bestandtheilen 
des  Statutes  gehört,  würde  die  Unterlassung  der  Angabe 
das  Statut  nichtig  machen,  wo  die  Vorschrift  nur  die  Natur 
einer  Ordnungsvorschrift  hat,  würde  das  Statut  gültig  bleiben, 
nur  würde  die  Registerbehörde  auf  Nachholung  des  Versäumten 
dringen  dürfen.  Hätte  eine  irrige  Berechnung  stattgefunden, 
so  dass  der  ganze  Betrag  von  Aktien  nicht  erschöpft  wäre, 
vielmehr  für  einen  Bruchtheil  derselben  die  Zugehörigkeit 
zur  einen  oder  anderen  Kategorie  unsicher  bliebe,  so  würde, 
wo  die  Namensaktie  als  die  präsumtive  gilt,  dieser  Bruchtheil 
zu  den  Namensaktien  zu  zählen  sein.  Wo  dagegen  eine 
solche  Präsumtion  nicht  zulässig  ist,  würde  unter  Umständen 
Nichtigkeit  des  Statuts  zu  befürchten  sein.  Die  letztere 
Schlussfolgerung  zeigt,  dass  auch  vom  formal  juristischen 
Standpunkte  aus  ein  Bedürfniss  vorhanden  ist,  den  einen 
Typus,  als  welcher  der  historischen  Entwicklung  entsprechend 
nur  die  Namensaktie  gelten  kann,  für  den  präsumtiven  zu  erklären. 

Uebrigens  schliessen  die  angeführten  Bestimmimgen  nicht 
aus,  dass  das  Statut  dem  einzelnen  Aktionär  überlässt,  ob  er  Aktien 
auf  Namen  oder  auf  Inhaber  wählen  wolle.  Eine  entgegen- 
gesetzte, an  dem  Buchstaben  haftende  Auslegung,  wie  sie  dem 
geltenden  deutschen  Handelsgesetzbuche  gegenüber  stattgefunden 
hat^),  führt  zu  unpraktischen  Konsequenzen,  da  das  Statut  die  Um- 
wandelbarkeit  der  Aktien  gestatten  und  damit  eine  Aenderung 
der  anfänglichen  Zahlenverhältnisse  herbeiführen  kann. 

Die  Namensaktie  kann,  falls  das  Gi-esetz  die  Inhaberaktie 
gestattet,  in  eine  Inhaberaktie  und  die  Inhaberaktie  kann  in 
eine  Namensaktie  umgewandelt  werden.  Bei  solcher  Um- 
wandlung ist  in  erster  Linie  der  Aktionär,  in  zweiter  Linie 
die  Gesellschaft  interessirt. 

Das  Interesse  des  derzeitigen  Inhabers  erheischt,  dass 
ihm  nicht  eine  andere  Form  der  Beurkundung  seines  Hechtes 
aufgedrängt  wird,  als  die  von  ihm  ursprünglich  beliebte.  Da 
sich  an  die  Eigenschaft  der  Aktienurkunde,  je  nachdem  sie 
Namens-    oder    Inhaberaktie    ist,    wichtige    Rechtsfolgen    mit 

1)  V.  Yölderndorff  S.  296. 
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Bezug  auf  den  Erwerb,  die  Uebertragung,  den  Verlust  und 
die  Geltendmachung  des  Aktienrechts  knüpfen,  bildet  die  Art 
der  Aktienurkunde  einen  für  ihn  wesentlichen  Bestandtheil 
seines  Mitgliedschaftsrechtes.  Falls  demnach  nicht  von  Anfang 
an  das  Statut  eine  Umwandlung  der  Aktienart  auch  wider 
seinen  Willen  gestattet  hat,  darf  er  nicht  nachträglich  zur 
Gestattung  solcher  Umwandlung  gezwungen  werden.  Das 
Interesse  der  Gesellschaft  umgekehrt  kann  erheischen,  dass 
an  der  ursprünglichen  Art  der  Aktienurkunde  festgehalten 
ward,  weil  bei  Wahl  der  anderen  Art,  z.  B.  der  Inhaberaktie 
statt  der  Namensaktie,  das  Unternehmen  den  früheren  Charakter 
einbüsst.  Wie  weit  solchem  Gesichtspunkt  Rechnung  zu  tragen 
ist,  hängt  von  der  Majorität  ab,  vom  Standpunkte  der  Gesell- 
schaft aus  wäre  demnach  Majoritätsbeschluss  für  die  Um- 
wandlung genügend.  Würden  somit  die  in  der  Minorität  Be- 
findlichen von  dem  Beschlüsse  nicht  selbst  unmittelbar  betroffen 
werden,  weil  sie  die  zur  Umwandlung  bestimmten  Aktien  nicht 
besitzen,  so  hätten  sie  sich  dem  Beschlüsse  zu  fügen.  ^) 

Die  Bestimmungen  der  einzelnen  Gesetzgebungen  über 
die  Umwandlung  von  Aktienurkunden  sind  recht  dürftig. 
Nach  dem  geltenden  deutschen  Handelsgesetzbuch  soll  in  das 
Statut  Aufnahme  finden  eine  Bestimmung,  nach  welcher  eine 
Umwandlung  der  Aktien  rücksichtlich  ihrer  Art  statthaft  ist,^) 
ähnlich  nach  dem  italienischen  Handelsgesetzbuch^)  und  dem 
Schweizer  Obligationenrecht.*)  Das  belgische  Recht  gedenkt 
nur  des  Falles,  dass  die  Statuten  die  Umwandlung  von  Namens- 
in  Inhaberaktien  gestatten.*^)  Nach  portugiesischem  Recht®) 
können  nach  Liberirung  der  Aktie  die  Interessenten  verlangen, 
dass  ihnen  Urkunden  auf  den  Inhaber  gewährt  werden,  wenn 
das  Statut  nicht  ausdrücklich  das  Gegentheil  bestimmt,  womit 

^)  Vergl.  zu  der  Frage  meinen  Aufsatz  im  Archiv  für  bürgerliches 
Recht  IX  358,  359. 

2)  Art.  209  a,  Nr.  3,  art.  209  Nr.  4.  Vergl.  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  183 
Abs.  2. 

3)  Art.  89  Nr.  4. 
*)  Art.  616  Nr.  5. 

ö)  Gesetz  von  1873  art.  36;  so  auch  Mexiko  180  III. 
ö)  Art.  166  §  2. 
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die  andere  Bestimmung,  dass  das  Statut  angeben  muss,  ob 
die  Aktienurkunden  umwandelbar  seien  oder  nicht,  ^)  nicht 
recht  in  Einklang  steht.  ^)  Nach  spanischem  Becht  bedarf  es 
eines  Beschlusses  der  Gesellschaft,  damit  die  Namensaktie  in 
eine  Inhaberaktie  konvertirt  werde.*)  Nach  englischem  Recht*) 
kann  der  Inhaber  eines  share  Warrant  to  bearer  oder  eines 
stock  jederzeit  dieselben  zurückreichen  und  dafür  seinen 
Namen  in  das  Mitgliederverzeichniss  eintragen  lassen.  Die 
meisten  dieser  Bestimmungen  haben  die  Umwandlung  der 
Namensaktien  in  Inhaberaktien  im  Auge  und  setzen  still- 
schweigend voraus,  dass  der  Aktionär  selbst  solche  Umwandlung 
betreibt,  sie  wollen  vor  allem  den  Gesellschaftsorganen  im 
Voraus  die  Ermächtigung  zur  Umwandlung  auf  Antrag  des 
Aktionärs  ertheilen,  also  die  weitläufigen  Formen  der  Statuten- 
änderung ersparen.  Allein,  wie  auch  der  umgekehrte  Fall, 
dass  Inhaberaktien  in  Namensaktien  verwandelt  werden  sollen, 
denkbar  und  in  der  That  vom  englischen  Recht  berücksichtigt 
ist,  so  kann  die  Gesellschaft  selbst  durch  ihre  Organe  die 
Umwandlung  ihrer  Aktien  einleiten,  welchenfalls  die  oben  er- 
örterte Frage,  ob  ein  Sonderrecht  des  Aktionärs  auf  Bei- 
behaltung der  von  ihm  gewählten  Urkundenart  besteht,  zur 
Entscheidung  gelangen  müsste. 

In  allen  Fällen  ist  aber  die  Umwandlung  der  Aktien- 
urkunde ein  Gesellschaftsakt,  deshalb  von  denjenigen  Gesell- 
schaftsorganen zur  Ausführung  zu  bringen,  welchen  die  Aus- 
fertigung der  Aktienurkunden  zusteht.*)  Demnach  vermag  der 
einzelne  Aktionär  nicht  einseitig  die  Inhaberaktie  in  eine 
Namensaktie  zu  verwandeln.  Die  Ausserkurssetzung  der  In- 
haberaktie, welche  nach  dem  maassgebenden  Recht  möglicher- 
weise einseitig  durch  den  Inhaber  geschehen  darf,  wäre  keine 
Umwandlung  in  eine  Namensaktie. 


1)  Art.  114  Nr.  8  §  2  Nr.  3. 
«)  Aehnlich  Argentin.  H.  G.  B.  art.  327. 
3)  H.  Gr.  ß.  art.  164  Abs.  5. 
*)  Comp.  Act  1867  sect.  29. 

^)  Hat  das  Statut  die  Umwandlung  zugelassen,  so  bedarf  es  bei  der 
Umwandlung  der  für  Statutenänderungen  vorgeschriebenen  Formen  nicht. 
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Die  Umwandlung  der  Aktienurkunde  geschieht  entweder 
durch  Zurücknahme  der  alten  und  Ausgabe  einer  neuen 
Aktienurkunde  oder  durch  einen  Vermerk  auf  der  alten 
Aktienurkunde  seitens  der  maassgebenden  Gesellschaftsorgane. 

Die  Namensaktie  und  die  Inhaberaktie  sind  Werthpapiere 
in  dem  Sinne,  dass  sie  für  die  Ausübung  des  verbrieften 
Rechtes  von  rechtlicher  Bedeutung  sind.  Wenngleich  das 
Aktienrecht  des  ersten  Aktionärs  schon  vor  der  Ausgabe  der 
Aktienurkunde  existent  geworden  ist,  so  bedarf  er  fär  die 
Geltendmachung  seines  Aktienrechts,  z.  B.  Theilnahme  an  der 
Generalversammlung,  Erhebung  der  Anfechtungsklage  gegen 
ungesetzliche  Beschlüsse  der  Generalversammlung  vielfach  der 
Aktienurkunde,  imd  der  Rechtsakt  der  Uebertragung  des 
Aktienrechts  vollzieht  sich  entweder  allein  durch  die  Uebergabe 
der  Aktienurkunde  oder  wird  ohne  die  Uebergabe  der  Aktien- 
urkunde nicht  perfekt.  Auf  die  Einzelheiten  ist  später  einzugehen. 

Die  Namensaktie  ist,  wo  nicht  anderweite  gesetzliche  Be- 
stimmungen existiren,  ein  einfaches  Rektapapier.  Wie  sie  dem- 
nach nur  auf  einen  bestimmten  Aktionär  lauten  darf,  so  ist 
an  sich  eine  Abtretung  des  Aktienrechts  im  Wege  des  In- 
dossaments, vor  allem  des  Blankoindossaments,  bei  der  Namens- 
aktie ausgeschlossen,  der  den  Ordrepapieren  eigenthümliche 
Ausschluss  von  Einreden  kommt  dem  redlichen  Erwerber  der 
Namensaktie  ebensowenig  zu  Gute,  als  der  Grundsatz  „Hand 
muss  Hand  wahren",  die  Legitimation  seiner  Aktionäreigen- 
schaft hat  der  Erwerber  nach  allgemeinen  Grundsätzen  zu 
führen  und  die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  seine  Legitimation 
gehörig  zu  prüfen.  Indessen  weichen  nicht  wenige  Gesetze 
mit  Bezug  auf  diejenigen  Namensaktien  ab,  welche  über  frei 
übertragbare  Aktienrechte  ausgestellt  sind,  sie  nähern  der- 
artige Namensaktien  in  gewissen  Beziehungen  den  Ordre- 
papieren,  ohne   sie   freilich   denselben  völlig  gleichzustellen.^) 

Die  Inhaberaktie  ist,  wenngleich  sie  keinen  Schuldschein 
auf  den  Inhaber  darstellt,  durchaus  den  Grundsätzen  über  die 
Inhaberpapiere  unterworfen.     Wie   sie   demnach   den  blossen 


^)  Das  Nähere  später. 
Lehmann,  Recht  der  AktiengeseUschaften.  14 
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Besitzer  als  Aktionär  legitimirt,  so  wird  das  von  ihr  verbriefte 
Aktienrecht  durch  Uebergabe  der  Aktienurkunde  übertragen^) 
und  der  redliche  Erwerber  einer  Inhaberaktie  wird  auch  dann 
deren  Eigenthümer,  wenn  der  Veräusserer  nicht  Eigenthümer 
war  — ,  soweit  die  maassgebenden  Gesetze  für  Inhaberpapiere 
einen  solchen  Grundsatz  aufstellen. 

Geht  der  derzeitige  Inhaber  der  Aktienurkunde  verlustig 
oder  wird  die  Aktienurkunde  vernichtet,  so  gewähren  ihm  die 
Gesetze  die  Möglichkeit,  nach  Kraftloserklärung  der  alten 
Urkunde  die  Ausstellung  einer  neuen  zu  erwirken.  Die  maass- 
gebenden Grundsätze  werden  später  zur  Besprechung  gelangen. 

Die  Aktiengesellschaft  führt  über  die  von  ihr  ausgegebenen 
Aktienurkunden  ein  Aktienbuch  (Aktiengrundbuch,  Aktien- 
register, Register  der  Gesellschaft,  Stammregister,  registres 
de  la  societe,  register  of  its  members,  Stock  book,  Transfer 
book,  libro  dei  socii,  register  book).  Dieses  Aktienbuch  (nicht 
zu  verwechseln  mit  dem  sog.  Stammbuche,  Juxtabuche,  Stamm- 
und  Ausschnittsregister,  registre  k  souche,  libri  a  matrice, 
certificate  book,  das  nach  Art  eines  Checkbuches  die  Stamm- 
enden der  ausgetrennten  Aktienurkunden  enthält)  dient  der 
Gesellschaft  dazu,  eine  Uebersicht  der  ausgegebenen  Aktien- 
urkunden und  bei  Namensaktien  auch  der  derzeitigen  Aktionäre 
zu  verschaffen.-)  Ferner  werden  in  das  Aktienbuch  die  auf  die 
Aktien  bewirkten  Einzahlungen,  die  in  der  Gesellschaft 
hinterlegten  Aktien  bestehenden  Dienstkautionen  und  andere 
Thatsachen  von  Belang,  soweit  sie  auf  die  Aktien  Bezug  haben, 
eingetragen.  Das  Aktienbuch  ist  sehr  alten  Ursprungs,  es  ist 
älter  als  die  Aktienurkunde.  Ursprünglich  gab  es  nur  das 
Aktienbuch,  in  welches  die  einzelnen  Aktionäre  eingezeichnet 
wurden.  Die  Georgsbank  von  Genua  besass  anfänglich  nur 
Kartulare  über  ihre  luogatarii,  aber  keine  Aktienurkunden, 
und  auch  bei  den  grossen  Kompagnien  des  siebzehnten  Jahr- 
hunderts lag  der  rechtliche  Schwerpunkt  im  Aktienbuch,  nicht 
in    der  Aktie.     Die   Uebertragung   des  Aktienrechts    geschah 

1)  Engl.  Comp.  Act  1867  sect.  27,  28. 

^)  Wegen  dieses  Zweckes  ist  es  den  eigentlichen  Handelsbüchern 
nicht  zuzuzählen.    Vergl.  Ring  433. 
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hier  durch  Umschreibung  im  Transportbuche.  ^)  Je  mehr  die 
Aktienurkunde  in  den  Vordergrund  trat,  zumal  seit  dem  Auf- 
kommen der  Inhaberaktie,  verlor  das  Aktienbuch  an  Be- 
deutung. Die  wichtigste  Rolle  spielt  es  gegenwärtig  in  Gross- 
britannien.-) Immerhin  ist  es  noch  heute  eine  nicht  blos  bei 
allen  Aktiengesellschaften  übliche,  sondern  auch  von  den 
meisten  Gesetzgebungen  vorgeschriebene  Einrichtung. 

Das  Aktienbuch  wird  im  Leben  nicht  blos  für  den  Fall, 
dass  Namensaktien,  sondern  auch  für  den  Fall,  dass  In- 
haberaktien ausgegeben  werden,  geführt.  Einzelne  Gesetz- 
gebungen machen  es  ausdrücklich  auch  für  letzteren  Fall 
obligatorisch.'^)  Aber  rechtliche  Bedeutung  hat  es  wesentlich 
nur  für  die  Namensaktien  und  die  ihnen  gleichstehenden 
Interimsscheine.  Bei  Ausgabe  von  Inhaberaktien  dient  das 
Aktienbuch  lediglich  dem  Zwecke,  eine  üebersicht  über  die 
Zahl  der  ausgegebenen  und  noch  im  Umlauf  befindlichen 
Aktienurkunden  zu  gewähren,  enthält  es  also  im  wesentlichen 
nur  ein  Verzeichniss  der  Aktienurkunden  nach  Nummern  und 
(bei  mehrfachen  Emissionen)  Serien,  während  für  die  Ueber- 
tragung  wie  Geltendmachung  des  Aktienrechts  die  Urkunde 
allein  maassgebend  ist.*)  Bei  Ausgabe  von  Namensaktien  ist 
dagegen  der  jederzeitige  Erwerber  des  Aktienrechts  nach 
Namen,  Stand  und  Wohnort  in  das  Aktienbuch  einzutragen. 
Das  Aktienbuch  enthält  also  hier  das  Verzeichniss  der  auf- 
einanderfolgenden   Aktionäre. '^)     Die    Thatsache    des    Besitz- 

^)  Vergl.  oben  §§4,  6  und  meine  geschichtl.  Entwicklung   S.  77ff. 

«)  Comp.  Act  1862  sect.  26,  27.  Ein  Gesetz  von  1883,  the  Com- 
panies  Colonial  Registers  Act  (ob.  S.  88),  gestattet  Kompagnien,  welche 
Niederlassungen  in  den  Kolonien  haben,  für  die  Kolonien  ein  besonderes 
Buch  anzulegen.  Ausser  dem  Aktienbuch  werden  in  England  jährliche 
Listen  zusammengestellt,  welche  die  derzeitigen  Mitglieder,  den  Betrag 
des  gezeichneten  Kapitals,  die  Anzahl  der  gezeichneten  Aktien,  den 
Betrag  der  geleisteten  Einzahlungen  u.  a.  enthalten.  Comp.  Act  1862 
sect.  26,  1867  s.  32. 

3)  Portugal  168,  Engl.  Comp.  Act  1867  s.  31. 

*)  Comp.  Act  1867  s.  31. 

**)  Meist  hat  jede  Aktie  zu  diesem  Behufe  ein  besonderes  Folium, 
Prinzip  der  Realfolien.  Abweichend  in  England,  wo  das  Prinzip  der 
Personalfolien  herrscht.  Comp.  Act  1862  sect.  25. 

14* 
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wechseis  ist  demgemäss  zum  Aktienbuche  anzumelden,  die 
Aktie  zu  diesem  Behufe  vorzulegen  und  der  rechtmässige 
Erwerb  nachzuweisen.  Für  den  Uebergang  des  Aktienrechts 
ist  nach  einem  Theile  der  Gesetzgebungen  ^)  die  Umschreibung 
irrelevant,  es  vollzieht  sich  der  Uebergang  nach  selb- 
ständigen Grundsätzen.  Der  Gesellschaft  gegenüber  gilt 
aber  nur  derjenige  als  Aktionär,  der  die  Umschreibung  auf 
seinen  Namen  erwirkt  hat,  wobei  der  Gesellschaft  meist  nur 
das  Recht,  nicht  die  Pflicht  der  Prüfung  des  Erwerbes  auf- 
erlegt ist.  In  anderen  Gesetzgebungen^)  hat  dagegen  die 
Umschreibung  im  Aktienbuche  eine  erhöhte  Bedeutung.  Erst 
mit  der  Umschreibung  ist  das  Eigenthum  der  Aktie  erworben. 
Vor  der  Umschreibung  gilt  zwar  unter  den  Parteien  das 
Aktienrecht  als  auf  den  Erwerber  übergegangen,  aber  gegen- 
über der  Gesellschaft  wie  gegenüber  Dritten  wird  der  Erwerber 
erst  mit  der  Umschreibung  Eigenthümer  der  Aktie.  Hier 
vollzieht  sich  denn  auch  die  Umschreibung  meist  in  der  Form, 
dass  der  Veräusserer  die  Abtretungserklärung  zu  Buch  vor- 
nimmt. So  bestimmt  das  belgische  Gesetz  von  1873,  dass  die 
Uebertragung  durch  eine  in  dasselbe  Buch  eingetragene,  vom 
Cedenten  und  Cessionar  unterschriebene  Erklärung  bewirkt 
werde  (art.  37),  das  englische  Musterstatut  enthält  das 
Formular  einer  solchen  Erklärung  (art.  9).  Das  französische 
und  italienische  Recht  verlangen,  dass  der  Cedent,  letzteres 
auch,  dass  der  Cessionar  den  Umschreibungsvermerk  durch 
eigenhändige  Unterschrift  anerkenne.^)  Nach  diesem  System 
ist  augenscheinlich  die  Negotiabilität  der  Namensaktie  eine 
erheblich  geringere,  als  nach  dem  ersteren. 

Geht  das  Aktienrecht  nicht  durch  Rechtsgeschäft  unter 
Lebenden,  sondern  durch  Erbgang  über,  so  erfolgt  die  Um- 
schreibung nach  erfolgtem  Nachweis  des  Todes  des  bisherigen 

^)  Vor  allem  Deutschlands  und  der  Schweiz. 

2)  Belg.  Gesetz  von  1873  art.  37,  engl.  Comp.  Act  1862  s.  23,  franz. 
Code  de  comm.  art.  36,  Portug.  H.  Gr.  B.  art.  168  Nr.  5  §  1,  Argentin. 
H.  G.  B.  art.  330,  Italien.  C.  di  Comm.  art.  169.  So  gewöhnlich  auch 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  Cook  §381. 

•^)  Code  de  commerce  art.  36,  Cod.  di  comm.  art.  169;  vergl.  auch 
Mexiko  181. 
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Aktionärs  und  der  den  ßechtsüb ergang  bewirkenden  Thatsache. 
Wo  das  Institut  der  Erbbescheinigung  eingeführt  ist,  wird 
deren  Vorlage  erforderlich  sein.^) 

Mehrfach  findet  sich  auch  die  selbstverständliche  Be- 
stimmung, dass  die  Umwandlung  der  Namensaktie  in  eine 
Inhaberaktie  im  Aktienbuche  zu  vermerken  ist.-)  Das  Gleiche 
hat  von  der  Kadukerklärung  sowie  der  Amortisation  einer 
Aktie  zu  gelten,  hier  wird  die  Aktie  zu  löschen  sein. 

lieber  das  Recht  der  Einsicht  in  das  Aktienbuch  finden 
sich  nur  selten  Vorschriften.  Nach  englischem  Recht  muss 
das  Aktienbuch  täglich  mindestens  zwei  Stunden  zur  Einsicht 
offen  stehen.  Aktionäre  können  es  unentgeltlich,  Fremde 
gegen  Erlegung  einer  Gebühr  einsehen,  auch  kann  Jedermann 
gegen  eine  Gebühr  Abschrift  erhalten.  Die  Kompagnie  kann 
das  Buch  vorübergehend  (höchstens  30  Tage  im  Jahre)  schliessen, 
die  Schliessung  muss  aber  vorher  angezeigt  werden.^)  Auch 
die  Gesetze  Nordamerikas  enthalten  vielfach  Bestimmungen 
über  das  Recht  der  Einsicht  in  das  Aktienbuch.*) 

Eine  Urkunde  über  das  einzelne  Aktienrecht  stellt  auch 
der  schon  früh  vorkommende  sogenannte  Interimsschein ^) 
(Aktienanrechtsschein,  Antheilsschein,  Interimsaktie,  Interims- 
quittung, Aktienzertifikat,  Promesse,  Quittungsbogen,  Quittung) 
dar.  Derartige  Urkunden  kommen  zumal  da  vor.  wo  das  Gesetz 
die  Ausgabe  von  eigentlichen  Aktienurkunden  erst  nach  voller 
Liberirung  der  Aktie  zulässt.  Da  für  viele  Aktiengesellschaften 
eine  Veranlassung,  die  Aktionäre  sofort  mit  der  vollen  Einlage 
heranzuziehen,  nicht  vorhanden  ist  und  da  andererseits  der 
Aktionär  einer  urkundlichen  Bescheinigung  über  sein  Aktien- 
recht bedarf,  so  wird  ihm  eine  vorläufige  Bescheinigung,  ein 
Interimsschein,  gewährt.    Der  Interimsschein  enthält  die  Er- 


^)  Cod.  dl  comm.  art.  169,  engl.  Musterstatut  art.  12ff. 

«)  Belg.  Gesetz  von  1873  art.  36,  Portugies.  H.  G.  B.  art.  168  Nr.  4, 
Engl.  Comp.  Act  1862  sect.  29,  1867  sect.  31. 

8)  Comp.  Act  1862  s.32ff. 

*)  Cook  p.  1610,  1613,  1623,  1630,  1634,  1677,  1687,  1707  etc., 
Stimson  §8042. 

^)  Litteratur  B ehrend  792  und  die  dort  Citirten. 
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klärung,  dass  die  darin  angegebene  Person  sich  als  Aktionär 
betheiligt  und  gewisse  Raten  seiner  Einlage  entrichtet  habe.^) 
Er  stellt  also  eine  Bescheinigung  des  Mitgliedschaftsrechtes 
und  eine  Quittung  über  geleistete  Theilzahlungen  dar.  Als 
Bescheinigung  über  das  Mitgliedschaftsrecht  setzt  der  Interims- 
schein streng  genommen  die  Existenz  der  j^ktiengesellschaft 
voraus,  seine  Ausgabe  ist  an  sich  zulässig  erst  nach  Entstehung 
der  Aktiengesellschaft.  Vor  Entstehung  der  Aktiengesellschaft 
ausgegebene  Interimsscheine  sind  an  sich  ungültig  und  die  Aus- 
geber sind  dem  Erwerber  nach  denselben  Grundsätzen  schadens- 
ersatzpflichtig wie  die  Ausgeber  nichtiger  Aktien.*)  Jedoch 
wird  nicht  selten  die  Ausgabe  von  Interimsscheinen  schon  im 
Gründungsstadium  zugelassen.^) 

Der  Interimsschein  setzt  ferner  die  Existenz  eines  gültigen 
Aktienrechts  voraus.  Interimsscheine  über  ungültige  Aktien, 
insbesondere  über  Aktien  mit  unzulässigen  Beträgen  sind 
ebenfalls  ungültig.  Wo  Inhaberaktien  erst  nach  voller  Libe- 
rirung  der  Aktie  ausgegeben  werden  dürfen,  rechtfertigt  sich 
die  weitere  Vorschrift,  dass  Interimsscheine  nur  auf  Namen 
lauten  dürfen.  Interimsscheine  auf  Inhaber  sind  eigentlich  nur 
da  am  Platze,  wo  die  Ausgabe  von  Inhaberaktien  schon  nach 
theilweiser  Liberirung  der  Aktie  möglich  ist.  Nach  dem 
geltenden  deutschen  Recht  sind  Interimsscheine  auf  Inhaber 
schlechthin  nichtig,  während  das  noch  jetzt  in  Oesterreich 
herrschende  AUg.  Deutsche  Handelsgesetzbuch  gleich  dem 
Schweizer  Obligationenrecht  Interimsscheine  auf  Inhaber  ge- 
stattet.*) 

Die  auf  Namen  lautenden  Interimsscheine  werden  gleich 
den  Namensaktien  in  das  Aktienbuch  eingetragen*^)  und  die 
Uebertragnng  des  verbrieften  Aktienrechts  vollzieht  sich  dann 

^)  Auf  der  Rückseite  des  Interimsscheines  werden  dann  weitere 
Ratenzahlungen  quittirt. 

«)  Deutschland  215  c  Abs.  2  (=  Rev.  D.  H.  ö.  B.  §209). 

8)  Z.  B.  Portugal  166  §  3. 

*)  Deutschland  215  c  (-»  Rev.  D.  fl.  G.  B.  §  209),  Allg.  D.  H.  G.  B. 
art.  222  Nr.  3,  Schweizer  Obligationenrecht  art.  636. 

*)  Mitunter  finden  sich  besondere  Interimsscheinsregister  für  die 
Eintragung  der  auf  Namen  lautenden  Interimsscheine. 
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nach  den  für  die  Namensaktie  geltenden  Grundsätzen.  Eechtlich 
besteht  somit  zwischen  Interimsscheinen  und  Aktienurkunden 
kaum  ein  Unterschied,  wie  denn  die  meisten  Gesetzgebungen, 
welche  die  Ausgabe  von  Aktienurkunden  vor  der  Liberirung 
der  Aktie  gestatten,  von  Interimsscheinen  nichts  wissen.^) 
Mit  der  vollen  Leistung  der  Einlage  hat  der  Aktionär  Anspruch 
auf  Ausstellung  einer  eigentlichen  Aktienurkunde  gegen  Rück- 
gabe des  Interimsscheines.  ^) 

Im  Gegensatz  zu  den  Interimsscheinen  sind  blosse  Quittungen 
über  geleistete  Einzahlungen  für  das  Aktienrecht  ganz  irrelevant. 
Sie  bescheinigen  weder  das  Aktienrecht,  noch  spielen  sie  bei  der 
Uebertragung  des  Aktienrechts  eine  Rolle.  Die  für  Aktien- 
urkimden  erlassenen  Vorschriften  finden  auf  sie  keine  An- 
wendung.^) 

§  15. 
Die  beschränkte  Haftung. 

Die  Aktiengesellschaft  ist  eine  Gesellschaft,  deren  sämmt- 
liche  Mitglieder  nur  den  im  voraus  festgesetzten  Betrag  ihrer 
Einlage  zu  leisten  verpflichtet  sind.  Oder  anders  ausgedrückt, 
da  der  Betrag  der  Einlage  durch  die  Aktie  dargestellt  wird, 
die  sämmtlichen  Mitglieder  der  Aktiengesellschaft  sind  jed- 
weder nur  den  Betrag  der  übernommenen  Aktien  zu  leisten 
schuldig.  Darüber  hinaus  besteht  eine  Verpflichtung  zur 
Leistung  nicht. 

Wie  es  demgemäss  kein  Mitglied  der  Aktiengesellschaft 
giebt,  welches  in  unbegrenztem  Betrage  herangezogen  werden 
kann,  so  ist  auch  kein  Mitglied  über  den  Betrag  der  von  ihm 
versprochenen  Einlage  hinaus  zu  leisten  gehalten.  Hat  ein 
Mitglied   den  Betrag   seiner  Aktie   eingezahlt,   so   ist  es  frei. 


^)  Das  Ungar.  H.  G.  B.  (§  164)  erwähnt  sie  zwar,  ohne  sie  indessen 
irgendwie  rechtlich  von  Aktienurkunden  zu  scheiden. 

")  Manche  Statuten  vereinfachen  das  Verfahren  dahin,  dass  sie  dem 
Aufsichtsrath  gestatten,  einen  Vermerk  auf  den  Interimsschein  zu  setzen, 
durch  den  dieser  als  Vollaktie  erklärt  wird.  Dagegen  wird  nichts  zu 
erinnern  sein,  wenn  aus  dem  Vermerk  deutlich  die  Eigenschaft  der  Aktie 
hervorgeht. 

«)  R.G.E.  av.XXXI  30  ff. 
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seine  Aktie  ist  „liberirt".  Es  hat  auch  nicht  nöthig,  falls  es 
weitere  Anforderungen  ablehnt,  zur  Aufgabe  seines  Rechtes  durch 
Abandonnirung  der  Aktie  zu  schreiten,  es  ist  in  der  Lage, 
weitere  Anforderungen  als  rechtswidrig  zurückzuweisen  und  an 
seiner  Mitgliedschaft  festzuhalten.  Die  Aktiengesellschaft  ist 
somit  einer  Gesellschaft  von  lauter  Kommanditisten  zu  ver- 
gleichen, nur  dass  nach  der  richtigen  und  in  der  Mehrzahl  der 
Gesetzgebungen  vertretenen  Auffassung  der  Aktionär  überhaupt 
nicht  in  rechtliche  Beziehungen  zu  den  Gläubigern  der  Gesell- 
schaft tritt,  sondern  lediglich  nach  innen  haftet.  Der  Aktionär 
hat  nichts  weiteres,  als  eine  interne  Einlageverpflichtung. 

Das  Moment  der  beschränkten  Haftung,  welches  die 
Aktiengesellschaft  von  verwandten  Gesellschaftsformen  ab- 
hebt, hat  sich  von  den  die  Aktiengesellschaft  kennzeichnenden 
Eigenschaften  historisch,  wie  wir  sahen,  am  spätesten  entwickelt. 
In  der  Zeit  der  grossen  Handelskompagnien  besteht  noch  ein 
sichtbares  Schwanken.  Wenngleich  die  grössere  Mehrzahl  der 
überseeischen  Unternehmungen  den  Aktiengesellschaftstypus 
auch  mit  Bezug  auf  die  Haftungsfrage  adoptirt  haben,  so  hat 
sich  doch  die  neue  Form  noch  nicht  bewusst  von  den  anderen 
getrennt,  als  regelmässige  statutarische  Festsetzung  erscheint, 
was  später  wesentlicher  Bestandtheil  wird,  die  Rechtstermino- 
logie wendet  die  Bezeichnung  „Aktie"  und  „Aktionär"  auch 
auf  Unternehmungen  mit  Nachschuss Verpflichtung  nach  innen, 
ja  sogar  Bürgenhaftung  nach  aussen  an.^)  Erst  der  Code 
de  commerce  hat  die  beschränkte  Haftung  zum  Wesensmerkmal 
erhoben.    Der  art.  33  des  Code  de  commerce,  welcher  bestimmt : 

„Les   associes   ne   sont  passibles   que   de    la    perte    du 

montant  de  leur  interet  dans  la  societ^" 
ist   nach  und  nach   von   den   einzelnen   europäischen  Gesetz- 
gebungen adoptirt  worden^)  und  kann  heute  als  Grundpfeiler 
des  Institutes  bezeichnet  werden. 


^)  Meine  geschichtliche  Entwicklung  S.  46— 48,  24  N.  2. 

«)  Niederlande  40  Abs.  2,  A.D.H.G.ß.  219,  R.D.H.G.B.  211, 
Schweiz  612,  633,  Engl.  Comp.  Act  1862  sect.  7,  8,  Spanien  153,  Portugal 
105  §  2,  Schweden  1,  Belgien  Gesetz  von  1873,  26,  Italien  76  Nr.  3, 
Ungarn  168,  147. 
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Im  einzelnen  betrachtet  besagt  der  Satz 

1.  Es  handelt  sich  um  Einlagen  in  Geld  oder  anderen 
Vermögenswerthen.  Der  Aktionär  soll  den  auf  ihn  fallenden 
Theil  des  Grundkapitals  zur  Herstellung  bringen,  sei  es  durch 
Baarzahlung,  sei  es  durch  Einbringung  von  anderen  Ver- 
mögenswerthen (Sacheinlagen,  Apports)J)  Als  solche  anderen 
Vermögenswerthe  können  Grundstücke,  bewegliche  körperliche 
Sachen,  übertragbare  Forderungen,  sei  es  in  der  Gestalt  von 
Werthpapieren,  sei  es  in  reiner  Gestalt,  sonstige  Rechte,  z.  B. 
Autorrechte,  Patentrechte,  dann  Sachgesammtheiten,  wie  ein 
Geschäft,  wirthschaftliche  Güter,  wie  Kundschaft,  Fabrik- 
geheimnisse, aber  auch  Dienste  fungiren.  An  sich  sind  Dienste 
keineswegs  ausgeschlossen  und  die  romanische  wie  englische 
und  amerikanische  Jurisprudenz  erkennt  die  actions  indu- 
strielles im  Prinzip  auch  an,-)  wie  sie  von  einzelnen  Gesetz- 
gebungen ausdrücklich  gestattet  werden.^)  Aber  bei  der 
Natur  der  Aktiengesellschaft  als  Kapitalgesellschaft  werden 
sie  immerhin  die  Ausnahme  bilden  und  nicht  wenige  Gesetz- 
gebungen, zu  denen  richtiger  Ansicht  nach  die  deutsche*) 
gehört,  haben  sie  wegen  der  damit  verbundenen  Gefahren 
ganz  verboten.  Aber  auch  Sacheinlagen  sonstiger  Art  müssen 
als  auf  besonderer  Stipulirung  beruhende  Ausnahmen  be- 
trachtet werden.  In  Ermangelung  solcher  gilt  die  Verpflich- 
tung zur  Baareinlage.*^)    Dieser  Satz  wird  von  vielen  Gesetz- 


^)  Ueber  Sacheinlagen  nach  französ.  Recht  Tonnellier,  Des 
apports  en  nature  dans  les  societes  par  actions.     Paris  1884. 

*)  Siehe  oben  S.  194,  195,  und  Cook  §18,  Lobingier  in  Encyclop. 
XXni,  p.  794ff.,  Thompson  §  1606 ff. 

^)  Chile  446,  447;  dann  nordamerikan.  Statuten  bei  Cook  p.  1606, 
1657,  1660,  1810,  1863. 

*)  Ring  S.46,  47,  Behrend  746. 

^')  Der  Begriff  der  Baareinlage  wird  hin  und  wieder  gegeben. 
Deutschland  210  Abs.  3  (« Rev.  D.  H.  G.  B.  195  Abs.  3):  Zahlung  in 
deutschem  Gelde,  in  Reichskassenscheinen  sowie  in  gesetzlich  zugelassenen 
Noten  deutscher  Banken.  Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  wird  im  Prinzip  nur 
Einlage  in  Kourant-  oder  Papiergeld  (vergl.  auch  Ungarn  151)  zuzulassen 
sein,  Banknoten  ohne  Zwangscours,  Koupons  und  andere  Geldpapiere 
würden   an    sich    nicht   genügen    (für   Nordamerika  Material    bei   Cook 
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gebungen  direkt  ausgesprochen.^)  —  Für  8acheinlagen  bestehen 
ferner  erschwerende  Vorschriften  sowohl  mit  Bezug  auf  die 
Form  der  Festsetzung^)  als  mit  Bezug  auf  deren  Zulassung. 
Nicht  stets  werden  Sacheinlagen  uneingeschränkt  zugelassen. 
Zumal  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  existiren 
Verbote  gewisser  Sacheinlagen  oder  es  wird  umgekehrt  nur 
eine  bestimmte  Klasse  von  Sacheinlagen,  z.  B.  Landeinbringung, 
gestattet.^)  Auch  wird  hin  und  wieder  eine  subsidiäre  Ver- 
pflichtung, den  bei  Sacheinlagen  zwischen  Schätzungswerth 
und  wahrem  Werth  sich  ergebenden  Differenzbetrag  haar  aus- 
zugleichen, ausgesprochen. 

2.  Nur  zur  Leistung  der  das  Grundkapital  zusammen- 
setzenden Einlagen  sind  die  Mitglieder,  jeder  zu  dem  von  ihm 
übernommenen  Theile  gehalten.  Eine  weitere  vermögensrecht- 
liche Leistungspflicht  existirt  nicht.  Demgemäss  sind  mit  dem 
reinen  Aktiengesellschaftstypus  nicht  verträglich  neben  der 
Einlageverpflichtung  hergehende  mitgliedschaftliche  Verpflich- 


p.  1643).  Doch  lässt  sie  die  Praxis  vielfach  zu,  wenn  sie  ganz  sicher  sind. 
Vergl.  Lyon-Caen  et  Renault  11  Nr.  698,  für  England  Buckley 
p.  554  ff. 

1)  Deutschland  209b,  c,e,  210  (=  Rev.  D.  H.  G.  B.  186  Abs.  2,  187, 
189,  195),  Frankreich  art.  1,  4  des  Gesetzes  von  1867,  Schweiz  619,  Italien 
134,  131,  Ungarn  150,  Spanien  151,  Schweden  14,  17,  Engl.  Comp.  Act 
1867  sect.  25,  für  Nordamerika  Cook  §17. 

*)  Darüber  unten  §  34. 

^)  Um  die  Gefahr  des  „watered"  oder  „fictitious  stock"  (Cook  §  13) 
zu  vermeiden,  schränken  die  nordamerikan.  Gesetzgebungen  die  Zulassung 
von  Sacheinlagen  häufig  ein.  Material  bei  Cook  1641,  1757,  1924  (mines, 
manufactories  or  other  property  necessary  fpr  their  business)  1660,  1810, 
1890  (property  actually  received  and  applied  to  the  purposes  for  which 
such  Corporation  was  created)  1742  (Verbot  von  Note,  Obligation  or 
security  of  any  kind  statt  Baarzahlung)  1742  (desgl.),  1875  (nur  Land 
at  a  fair  valuation).  Freier  Virginia  1898.  Ueberhaupt  kann  nach 
nordamerikanischem  Recht  nur  solche  Sache  als  Einlage  gegeben 
werden,  die  die  betr.  Korporation  zu  erwerben  fähig  ist,  was  bei  der 
kasuistischen  ^Behandlung  der  Rechtsföhigkeit  von  Korporationen  von 
grosser  Bedeutung  ist.  Vergl.  im  Einzelnen  Cook  §20,  Thompson 
§1642ff.,  Stimson  §9031.  Auch  der  norweg.  Entwurf  §3  lässt  als 
Sacheinlagen  nur  Gegenstände  zu,  welche  die  Gesellschaft  in  ihrem  Be- 
triebe verwenden  kann.     Vergl.  auch  Venezuela  191. 
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tiingen  zu  einmaligen^)  oder  dauernden  Leistungen,  z.  B.  zu 
jährlichen  Lieferungen  von  Quantitäten  Fungibilien,  welche 
den  Aktionären  auferlegt  sind.  Demgemäss  kann  keinem 
Mitglied  durch  Mehrheitsbeschluss  auferlegt  werden,  Zuschüsse 
zu  machen  zu  dem  von  ihm  übernommenen  Betrage  des  Grund- 
kapitalantheils.  Und  ebensowenig  kann  durch  Mehrheits- 
beschluss dem  Mitglied,  das  freiwillig  Zuschüsse  macht, 
eine  bevorrechtigte  Stellung  gegenüber  dem  Mitglied,  das 
die  Zuschüsse  verweigert,  eingeräumt  werden,  weil  damit  auf 
einem  Umwege  der  Grundsatz  der  beschränkten  Haftung  be- 
seitigt werden  würde.*)  Der  Einwand,  dass  damit  Niemand 
gezwungen  wird,  Zuschüsse  zu  machen,  dass  somit  an  dem 
Grundsätze  der  beschränkten  Haftung  formal  juristisch  nicht 
gerüttelt  werde,  hält  nicht  Stand.  Der  Satz,  dass  kein  Mit- 
glied gehalten  ist,  über  den  Betrag  seiner  Aktie  hinaus  Ein- 
lagen zu  machen,  hat  nicht  blos  die  formal  juristische  Be- 
deutung, dass  ein  Anspruch  der  Gesellschaft  auf  weitere 
Leistungen  nicht  besteht,  sondern  er  ist  die  magna  charta 
des  Mitgliedes,  dem  mit  der  Liberirung  der  Aktie  weitere 
Einlagepflichten  nicht  obliegen.  Dasjenige  Mitglied,  welches 
seine  Pflichten  erfüllt  hat,  kann  Widerspruch  erheben  gegen 
einen  Beschluss,  der  es  zurücksetzt,  obwohl  es  seine  Pflichten 
erfüllt  hat. 

3.  Unter  Grundkapital  in  dem  hier  zu  erörternden  Sinne 
ist  die  Gesammtheit  der  statutenmässig  durch  die  Aktionäre 
aufzubringenden  Vermögensbeträge  zu  verstehen.  Wenn  dem- 
nach nur  ein  Theil  dieser  Beträge  sofort,  ein  anderer  erst  im 
Nothfalle  aufzubringen  ist,  so  ist  das  ziffemmässige  Grund- 
kapital das  auch  die  letzteren  Beträge  umfassende.  An  dem 
Prinzipe  der  beschränkten  Haftung  wird  somit  nichts  geändert, 
wenn  das  Statut  die  Mitglieder  zu  bestimmten  Einlagen  sofort. 


»)  Vergl.  Entsch.  des  E.G.  vom  15.  Oktober  1896  in  Holdheims 
Monatsschr.  für  Aktienrecht  V,  41. 

*)  Vergl.  über  diese  Frage  meinen  Aufsatz  im  Archiv  für  bürgerl. 
Recht  IX  327,  328,  365,  366,  Staub  zu  209a  §6,  anders  Ring  200.  Das 
rev.  D.  H.  ö.  B.  erwähnt  dieses  Falles  in  §  262  Nr.  3,  ohne  die  Frage  zu 
entscheiden. 
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ZU  anderen  im  Notlifalle  verpflichtet.  Der  Gesammtbetrag 
der  Einlagen  stellt  dann  den  Aktienbetrag  dar.  Wäre  als 
Grundkapital  nur  die  Gesammtheit  der  sofort  zu  leistenden 
Beträge  angegeben,  während  die  eventualiter  aufzubringenden 
als  Reservekapital  bezeichnet  werden,  so  ist  in  Wahrheit  die 
Gesammtsumme  des  Grundkapitals  und  des  ßeservekapitals 
Grundkapital.  Dagegen  würde  das  Grundkapital  nicht  her- 
gestellt werden  bei  Emission  unter  Pari.  Die  Ausgabe  für 
einen  geringeren  als  den  Nennbetrag  ist  deshalb  unzulässig.^) 

4.  Das  Prinzip  der  beschränkten  Haftung  schliesst  nicht 
aus,  dass  mitgliedschaftliche  Pflichten  anderer  Art  bestehen 
und  dass  deren  Erfüllung  durch  Androhung  von  Vermögens- 
nachtheilen  erzwungen  wird.  Es  begrenzt  nur  die  Pflicht,  zu 
den  Zwecken  der  Gesellschaft  Vermögens werthe  beizutragen. 
Die  Aktiengesellschaft,  im  wesentlichen  zu  Erwerbszwecken 
bestimmt,  kann  ausnahmsweise  auch  zu  Zwecken  gewählt 
werden,  die  neben  dem  Kapital  die  Person  heranziehen.  Die 
Pflicht,  im  Interesse  des  Vereines  thätig  zu  sein,  Aemter  zu 
übernehmen,  pünktlich  zu  erscheinen,  sich  in  bestimmter  Weise 
bei  Versammlungen  zu  verhalten  und  andere  Pflichten  können 
den  Mitgliedern  durch  die  Vereinssatzung  auferlegt  werden, 
wie  auf  Zuwiderhandlung  Vermögensstrafen  angedroht  werden 
können.  Wenn  die  zu  entrichtenden  Strafgelder  auch  in  die 
Kasse  der  Gesellschaft  fliessen,  so  handelt  es  sich  doch  nicht 
um  mitgliedschaftliche  Einlagen.  Nur  auf  solche  bezieht  sich 
das  Prinzip  der  beschränkten  Haftung.-) 

5.  Die  Mitglieder  sind  nur  der  Gesellschaft  gegenüber 
verpflichtet,  die  Einlage  zu  machen.  Die  Gläubiger  der  Ge- 
sellschaft haben  gegen  sie  keinen  direkten  Anspruch.  Dieser 
Satz   ist,   obwohl  nicht   ohne  Widerspruch,^)   in   der  Theorie 


0  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  184. 

*)  Die  Ansichten  über  diesen  Punkt  gehen  auseinander.  Vergl. 
einerseits  Behrend  S.  784,  A.  7,  Staub  zu  219  §2,  andererseits  Renaud 
(den  Behrend  mit  Unrecht  für  die  gegentheilige  Ansicht  citirt)  S.  699, 
R.  G.  Oiv.  XXI  Nr.  25  S.  155. 

»)  Vergl.  Renaud  S.  568,  179. 
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und   Praxis   der   meisten  Länder   zur  Anerkennung   gelangt.^). 
In    Deutschland    dürfte    er   als   unbestritten   gelten.^)     Nichts 
mit  ihm  zu  thun   hat  die  auch  gegen  Dritte  bestehende  Ver- 
pflichtung der  Mitglieder,  unrechtmässig  empfangene  Summen 
herauszugeben. 

6.  Das  Prinzip  der  beschränkten  Haftung  erleidet  eine 
Ausnahme  im  Falle  der  Ueberpariemission  der  Aktien.  Zwar 
bringen  auch  hier  die  Mitglieder  nur  den  im  voraus  festgesetzten 
Betrag  ihrer  Einlage  auf,  aber  die  Einlagesumme  deckt  sich 
nicht  mit  dem  Nominalbetrag  der  Aktie,  die  Mitglieder 
bringen  mehr  auf  als  das  Grundkapital.^)  In  diesem  Falle 
tritt  also  allerdings  zur  Hauptleistung,  Aufbringung  des  Grund- 
kapitals, eine  zweite  Leistung,  Zahlung  des  Aufgeldes  (Agio). 
Dass  dieses  Aufgeld  buchmässig  vom  Grundkapitale  gesondert 
und  nach  mehreren  Gesetzgebungen  einem  besonderen  Fonds 
zugewiesen  wird,  ändert  an  der  Irregularität  nichts.  Die  Ver- 
pflichtung zur  Zahlung  des  Aufgeldes  bleibt  eine  mitglied- 
schaftliche,*) sie  lässt  sich  nicht  etwa  auf  einen  anderen 
Rechtsgrund  zurückfuhren.  Die  Ueberpariemission  der  Aktien 
ist  trotz  der  in   ihr  liegenden   Abweichung  von   dem  reinen 


^)  Für  England  Buckley  p.  117,  118:  „There  is  .  .  .  no  contract 
whatever  between  a  creditor  of  the  Company  and  a  shareholder  in  the 
Company.  The  contract  is  between  the  creditor  and  the  Company."  The 
creditor's  remedy  is  against  the  Company,  not  against  the  shareholder. 
Für  die  Niederlande  Diephuis  S.  81;  für  Italien  Vidari  Nr.  1611;  für 
Nordamerika  Spelling  §781,  782.  Doch  bestimmen  die  Statutargesetze 
hier  \'ielfach  ein  Anderes.  Vergl.  ferner  Schweizer  Obligationenrecht 
art.612;  Norweg.  Entwurf  §  1.  Nur  in  Frankreich  herrscht  die  entgegen- 
gesetzte Ansicht  vor,  wonach  der  Aktionär  gleich  dem  Kommanditisten 
dem  Gläubiger  direkt  verantwortlich  ist.  Boistel  Nr.  292,  Lyon-Caen 
et  Renault  11  Nr.  559,  Wiener  in  Z.  f.  H.  R.  XXIV,  16,  17. 

2)  Vergl.  Behrend  S.  783,  Ring  S.406f.  und  die  dort  Oitirten; 
für  Oesterreich  von  Oanstein  S.  444,  445 . 

'')  Das  Agio  gehört  nicht  zum  (xrundkapital.  Vergl.  darüber  Neu- 
kamp  bei  Holdheim  I  84ff. 

*)  Im  Gegensatz  zu  dem  Falle  des  Verkaufs  von  Aktien  über  pari, 
wo  das  Aufgeld  nur  dem  Verkäufer  zu  Gute  kommt.  Die  französische 
Geschäftssprache  bezeichnet  diesen  Fall  als  emission  d'actions  ä  prime, 
die  eigentliche  Ueberpariemission  als  emission  au-dessus  du  pair. 
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■Charakter  der  Aktiengesellschaft  ein  gestatteter,^)  von  einzelnen 
Gesetzgebungen  ^)  ausdrücklich  anerkannter  und  im  einzelnen 
geordneter  Hergang. 

7.  Das  Prinzip  der  beschränkten  Haftung  auf  die  Geld- 
einlage führen  aber  auch  in  anderen  Hinsichten  keineswegs  alle 
Gesetzgebungen  folgerichtig  durch.  Die  scharfe  Abgrenzung 
der  Aktiengesellschaft  von  anderen  Gesellschaftsformen  mit 
Bezug  auf  die  Haftungsfrage  steht  nicht  immer  im  Einklang 
mit  den  wirthschaftlichen  Anschauungen  und  Bedürfnissen,  sie 
isolirt  die  doch  als  allgemeine  Rechtsform  gedachte  Aktien- 
gesellschaft allzusehr  auf  kapitalistischem  Gebiete  und  ver- 
hindert ihre  Anschmiegung  an  den  jeweiligen  Zweck.  Sie 
bietet  auch  den  Gläubigern  den  Nachtheil,  dass  nach 
Liberirung  der  Aktien  sie  •  lediglich  auf  den  Gesellschafts- 
fonds angewiesen  sind  und  von  dem  einzelnen  Gesellschafter 
nichts  mehr  zu  erwarten  haben.  Bald  mit  Rücksicht  auf 
einzelne  Fälle,  ^)  bald  unter  Aufstellung  genereller  Normen 
haben  einzelne  Gesetzgebungen  das  Prinzip  der  beschränkten 
Haftung  durchbrochen,  andere  haben  die  Aktiengesellschaft 
überhaupt  nicht  so  streng,  als  die  theoretische  Struktur  es 
gebietet,  von  den  verwandten  Vergesellschaftungen  geschieden. 
Und  wo  die  Gesetzgebung  selbst  an  dem  Erforderniss  festhielt, 
hat  das  Leben  sich  darüber  hinwegzusetzen  gesucht  und  die 
Gesetzgebung  folgt  dem  wirthschaftlichen  Drängen,  sei  es 
durch  Schaffung  neuer  Typen,  sei  es  durch  Ergänzung  der 
aktienrechtlichen  Norm.  In  England  ist  das  Prinzip  der  be- 
schränkten  Haftung    zumal   für   Aktienbanken    am    spätesten 


^)  Vergl.  für  Frankreich:  Lyon-Caen  et  Renault  II  Nr.  725  b. 

2)  Deutschland:  H.G.B.  art.  209a  Abs.  1  Ziff.  2,  219,  Rev. D. H. ö. B. 
§  184;  in  seiner  ursprünglichen  Fassung  schweigt  das  H.  G.B.  von  der  Ueber- 
pariemission,  auch  die  Novelle  von  1870  erwähnt  die  Ueberpariemission 
nicht,  doch  war  sie  schon  damals  häufig.  Ring  S.  195;  Schweden  Gesetz 
von  1895  §  29;  norweg.  Entw.  §  26. 

^)  Für  Schweden  bestimmt  das  Gresetz  über  Versicherungsaktien- 
gesellschaften vom  28.  Juni  1895  §  2,  dass  der  Umstand,  dass  den 
Aktionären  eine  Zubusspflicht  über  den  gezeichneten  Aktienbetrag  auferlegt 
wird,  der  Bestätigung  der  Aktiengesellschaft  nicht  im  Wege  stehen  soll. 
Vergl.  dazu  Riesenfeld  S.  85ff.  und  in  Holdheims  Monatsschr.  VI  52 ff. 
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zur  Anerkennung  gelangt  und  auch  hier  bis  auf  den  heutigen 
Tag  nicht  rein  durchgeführt.  Wie  einerseits  die  Company 
limited  by  shares  und  die  Company  limited  by  guarantee  unter 
denselben  Gesammtbegriff  subsumirt  werden,  so  gestattete 
ein  Gesetz  von  1858  Banken  zwar,  die  Form  der  Aktien- 
gesellschaft anzunehmen,  aber  die  Aktionäre  sollten  für  die 
Einlösung  der  Banknoten  unbeschränkt  haften.^)  Der  letzte 
Grundsatz  ist  durch  ein  Gesetz  von  1879  dahin  erweitert 
worden,  dass,  falls  die  Notengläubiger  aus  der  Masse  ganz 
oder  theilweise  befriedigt  werden,  der  an  sie  gelangende  und 
den  übrigen  Gläubigern  entgehende  Betrag  von  den  Aktionären 
in  die  Masse  nachzuschiessen  ist.*)  Hierhin  gehört  es  auch, 
wenn  die  englische  Aktienkommanditgesellschaft  nur  als  Aktien- 
gesellschaft mit  statutarisch  unbegrenzter  Haftung  der  Direk- 
toren aufgefasst  wird.  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika ^)  halten  die  Gesetze  bei  Eisenbahngesellschaften  fast 
stets  an  der  beschränkten  Haftung  fest.  Für  andere  Gesell- 
schaften statuiren  mehrere  Gesetzgebungen  eine  unbeschränkte 
Haftung  der  Aktionäre  für  gewisse  bevorzugte  Forderungen 
(Lohnforderungen  der  Arbeiter,  Forderungen  für  gelieferte 
Materialien,  für  Verbesserungen  am  Eigenthum  der  Gesell- 
schaft.*) Andere  lassen  die  Aktionäre  zumal  von  Banken 
(auch  der  Nationalbank)  bürgschaftsartig  mit  dem  ihrer  Ein- 
lage gleichkommenden  Betrag,  so  dass  sie  schlimmstenfalls 
das  Doppelte  der  Einlage  verlieren,*^)  oder  die  Stammaktionäre 
unbeschränkt  gegenüber  den  Prioritätsaktionären  haften,^)  oder 


1)  Comp.  Act  1862  sect.  182. 

2)  Comp.  Act  1879  sect.  6.    Vergl.  ob.  S.  87  N.  6. 
»)  Cook  §212ff. 

*)  Spelling  §918,  vergl.  Indiana  (Cook  p.  1668,  1669),  Massa- 
chusetts (Cook  pag.  1713),  Michigan  (Cook  pag.  1722),  Nord-Carolina 
(Cook  pag.  1818),  Tennessee  (Cook  pag.  1875). 

^)  Florida  (Cook  pag.  1644),  Indiana  für  Banken  (Cook  pag.  1667), 
Jowa  (Cook  pag.  1676),  Kansas  (Cook  pag.  1683),  Minnesota  (Cook 
pag.  1731),  Nebraska  (Cook  pag.  1763),  Newhampshire  (Cook  pag.  1780), 
New- York  (Cook  pag.  1806),  Ohio  (Cook  pag.  1828),  Rhode-Island 
(Cook  pag.  1859).     Vergl.  Morawetz  §  881,  882. 

**)  Massachusetts  (Cook  pag.  1713). 
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lassen  subsidiäre  Haftung  pro  rata  eintreten.^)  Wieder  andere 
erkennen  unbeschränkte  Haftung  aller  Aktionäre  so  lange  an, 
bis  das  Grundkapital  voll  eingezahlt  ist.^)  Nichts  dagegen 
ändert  an  dem  Prinzipe  der  beschränkten  Haftung  die  in 
England  durch  das  Gesetz  von  1879  eingeführte  reserve 
liability,  wonach  eine  Aktiengesellschaft  beschliessen  kann, 
dass  ein  Theil  seines  Grundkapitals  nur  im  Falle  der  Liqui- 
dation der  Gesellschaft  einberufen  werden  dürfe,  damit  den 
Gläubigern  dieser  Betrag  vorbehalten  bleibt.  Hier  ist  nur 
die  Effektuirung  der  Einlage  verschoben,  der  Umfang  der 
Einlage  ist  damit  nicht  vergrössert. 

Die  scharfe  Abgrenzung  der  Aktiengesellschaft  von 
anderen  Gesellschaftsformen  ist  im  Gebiete  des  englisch- 
nordamerikanischen  Rechts  überhaupt  nicht  in  der  Weise 
durchgeführt,  wie  in  Frankreich  und  zumal  Deutschland.  Die 
Aktiengesellschaft  reiht  sich  hier  dem  grösseren  Begriff  der 
Kompagnien  mit  Antheilen  ein,  der  Uebergang  von  der  einen 
zur  anderen  Form  ist  nicht  durch  jene  Fülle  von  öffentlich- 
rechtlichen Satzungen  gehindert,  die  das  deutsche  Recht 
aufweist,  der  statutarischen  Autonomie  ist  mehr  überlassen 
als  bei  uns.  So  dürfte  es  auch  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dass  nach  dem  Rechte  dieser  Länder  statutarische  Bestimmungen, 
wonach  dauernde  Nebenleistungen  den  Aktionären  auferlegt 
werden,  dem  Begriff  der  Aktiengesellschaft  nicht  widerstreiten. 
Nicht  anders  steht  es  in  Norwegen.^) 

In  Deutschland  hat  die  strikte  Betonung  des  Prinzipes 
der  beschränkten  Haftung  unendliche  Schwierigkeiten  hervor- 
gerufen, als  eine  aufblühende  Industrie  die  Aktiengesellschafts- 
form wählte,  um  Zwecke  zu  realisiren,  welche  nicht  blos 
Geldeinlagen,  sondern  dauernde  Naturallieferungen  der  Mit- 
glieder erheischten.  Unzweifelhaft  war  und  ist  dem  geltenden 
Aktienrecht    eine    derartige    Gestaltung    von    Mitgliedschafts- 

1)  California  (Cook  pag.  1618). 

2)  Z.B.  Rhode-Island  (Cook  pag.  1858).  Vergl.  auch  zum  Ganzen 
Beach  §144-158,  Taylor  §712ff.,  Lobingier  in  Americ.  Encyclop. 
XXIII  p.  867 ff.,  Stimson  §8140—8142,  Thompson  §2998-3164. 

•'*)  üdkast  til  Lov  om  Aktieselskaber  p.  44. 
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pflichten  fremd.  Die  verschiedensten  Konstmktionsversuche, 
welche  vorgenommen  wurden,  um  die  Rübenlieferungspflicht 
der  Aktionäre  als  im  Einklang -mit  dem  geltenden  Aktienrecht 
befindlich  zu  erhärten,  sind  missglückt  und  die  Judikatur  sah 
sich  genöthigt,  um  den  Rechtsbestand  der  wirthschaftlich  so 
nothwendigen  Statutarbestimmungen  zu  erhalten,  auf  einem 
Umwege  zu  einem  Ziele  zu  gelangen,  welches  direkt  nicht 
erreicht  werden  konnte.  Die  Gesetzgebung  versuchte  durch 
Schaffung  der  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung 
eine  Form  zu  finden,  welche  sich  den  Zwecken  dieser 
Unternehmungen  besser  anpasste.  Beschritten  wurde  aber  der 
eröffnete  Weg  nicht  und  so  hat  sich  die  neueste  deutsche 
Gesetzgebung  genöthigt  gesehen,  mit  dem  Prinzip  der  be- 
schränkten Haftung  zu  Gunsten  einer  Klasse  von  Unter- 
nehmungen zu  brechen,  dem  Aktienrecht  eine  Form  ein- 
zuverleiben, welche  streng  genommen  nicht  aktienrechtlich  ist.^) 

Anhang:  Die  Rübenlieferungspflicht  findet  sich  schon 
in  älterer  Zeit.  Vergl.  Wolff ,  Zeitschr.  für  Handelsr.  XXXII, 
21,  West  in  Buschs  Archiv  XXXVI  103.  Renaud  S.  699 
zitirt  bereits  einen  Fall  aus  dem  Jahre  1862,  ohne  an  ihm 
Anstoss  zu  nehmen.  Becker  und  Gierke  (Genossenschafts- 
theorie S.  271,  918)  folgen  ihm.  Auch  das  R.  O.H.  G.  an- 
erkannte die  statutarische  Bestimmung  als  zulässig. 

In  neuerer  Zeit  erwuchsen  aber  immer  zahlreichere 
Gegner  in  Praxis  und  Theorie  der  Auffassung,  dass  das 
deutsche  Aktienrecht  die  Gestaltung  zulasse  und  die  Versuche, 
sie  aufrechtzuerhalten,  können  kaum  Beifall  finden.  Wenn 
behauptet  wird,  art.  219  beziehe  sich  nicht  auf  die  vermögens- 
rechtlichen Leistungspflichten  des  Aktionärs  überhaupt,  sondern 
beträfe  nur  den  engeren  Begriff  der  Beitragspflicht  (Gierke), 


^)  Das  rev.  D.  H.  G.  B.  §  212  bestimmt :  „Neben  den  Kapitaleinlagen 
kann  im  GeseUschaftsvertrage  den  Aktionären  die  Verpflichtung  zu 
wiederkehrenden,  nicht  in  Geld  bestehenden  Leistungen  auferlegt  werden, 
sofern  die  üebertragung  der  Antheilsrechte  an  die  Zustimmung  der 
Gesellschaft  gebunden  ist.  Die  Verpflichtung  und  der  Umfang  der 
Leistungen  müssen  aus  den  Aktien  oder  Interimsscheinen  zu  ersehen 
sein."     Vergl.  ferner  §  216. 

Lehmann,  Recht  der  Aktiengesellschaften.  15 
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80  wird  damit  eine  Unterscheidung  in  das  Gesetz  hinein- 
getragen, die  im  Widerspruch  mit  dem  ganzen  Aufbau  der 
Gesellschaft  steht.  Grundkapital,  Antheil,  Einlage  hängen 
innerlich  zusammen.  Das  Grundkapital  ist  nach  art.  207 
Einlagekapital  und  nur  mit  Einlagen  betheiligen  sich  nach 
art.  207  die  sämmtlichen  Gesellschafter,  ihre  Einlagen  stellen 
aber  wiederum  nach  art.  207  die  Aktien  dar.  Wenn  art.  219 
die  Verpflichtung  der  Aktionäre  auf  den  Nominalbetrag  der 
Aktien  begrenzt,  so  ist  dies  somit  nur  eine  Konsequenz  des 
art.  207.  Wenn  art.  219  die  Ueberpariemission  ausdrücklich  ge- 
stattet, so  liegt  darin  das  Anerkenntniss,  dass  weitere  Ausnahme- 
fälle nicht  existiren.  (Vergl.  auch  Wolff  im  Archiv  für  Bürgerl. 
Recht  in  321,  323.)  Die  Auffassung,  es  läge  eine  gewohn- 
heitsrechtliche Neubildung  vor  (Brunn er),  enthält  implicite 
das  Zugeständniss,  dass  das  geltende  Gesetzbuch  sich  mit 
dieser  Gestaltung  nicht  vertrage  und  an  das  geltende  Gesetz- 
buch müssen  wir  uns  einstweilen  halten.  Die  Co  sack 'sehe 
Konstruktion  (3.  Aufl.  S.  644,  645),  wonach  dem  art.  219 
Genüge  geschehe,  weil  der  Werth  der  Rübeneinlagen  gleich 
Null  angesetzt  werde,  da  der  Rübenlieferungspflicht  das  Recht 
auf  Bezahlung  der  Rüben  gegenüberstehe,  somit  in  Wahrheit 
der  Aktionär  nicht  über  den  Nominalbetrag  der  Aktie  hinaus 
beizutragen  gehalten  sei,  ist  ganz  unhaltbar.  Denn  die  Ver- 
pflichtung beizutragen  wird  nicht  dadurch  beseitigt,  dass  ein 
Recht  auf  ein  gleichwerthiges  Gegenäquivalent  besteht.  Dass 
das  Gegenäquivalent  gleichwerthig  ist,  ist  ferner  höchstens 
in  thesi  zu  behaupten,  ob  es  in  praxi  so  liegt,  ist  die  Frage. 
Wenn  die  Rübeneinlage  ernsthaft  eine  Einlage  auf  das 
Grundkapital  ist,  was  auch  Co  sack  annimmt,  so  dürfte  sie,  wie 
das  Reichsger.  Civ.  XXI  Nr.  25  (154)  hervorhebt,  dem  Grund- 
kapital nicht  entzogen  werden.  Eine  Einlage  aber  zum  Grund- 
kapital, die  durch  einen  entsprechenden  Betrag  aus  dem 
Grundkapital  aufgewogen  wird,  ist  in  Wahrheit  keine  Einlage 
zum  Grundkapital.  Andererseits  zeigen  auch  die  schon  früh 
auftretenden  Konstruktionen  (vergl.  insbes.  die  Arbeit  von 
West),  welche  das  Verhältniss  ausserhalb  des  Aktienrechts 
legen,    wie    wenig    sie   die   Intentionen   der   Betheiligten    be- 
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friedigen.  Während  die  Rübenlieferungspflicht  von  sozial- 
rechtlichen  Gesichtspunkten  beherrscht  werden  soll  —  sehr 
gut  haben  dies  Wolff  im  Archiv  für  Bürgerl.  Recht  111 
334ff.  und  Lippmann  in  Zeitschr.  fiir  Handelsr.  XXXIX, 
126  ff.  auseinandergesetzt  —  werden  hier  Gesellschaft  und 
Aktionär  individualistisch  gegeneinander  gestellt,  der  Zu- 
sammenhang der  Pflicht  mit  dem  Leben  und  Gedeihen  der 
Geslleschaft  wird  zerstört,  die  Möglichkeit,  dass  Aktie  und 
Rübenlieferimg  auseinanderfallen  (z,  B.  bei  Pfändung  der 
Aktie,  Konkurs  des  Aktionärs),  wird  gewährt.  Die  Kon- 
struktion des  Verhältnisses,  ob  Kauf  oder  pactum  de  contra- 
hendo, aus  welchem  sich  eine  Reihe  einzelner  Verträge  ent- 
wickeln, oder  ein  sonstiger  Vertrag  vorliege,  sowie  die  Frage, 
wie  weit  die  Gesellschaftsorgane  auf  die  Bestimmung  des 
Preises  Einfluss  haben,  macht  nicht  geringe  Schwierig- 
keiten, führt  zu  theilweise  ganz  unerwünschten  Konsequenzen 
imd  unter  Umständen  zur  völligen  Negirung  der  Berechtigung. 
Vergl.  über  alles  Behrend  S.  785 — 787,  woselbst  Litteratur- 
angaben,  Ring  S.  411 — 414,  Staub  zu  Art.  219.  Besonders 
treffend  von  den  zahlreichen  Reichsgerichtsentscheidungen 
die  in  Bd.  XXVI  Nr.  19.  ' 

§  16. 
Die  rechtliche  Natur  der  Aktiengesellschaft.^) 

Die  Erörterungen  über  die  rechtliche  Natur  der  Aktien- 
gesellschaft nahmen  in  der  deutschen  Rechtslitteratur,  welche 
der  Mitte  des  Jahrhunderts  angehört,  einen  breiten  Raum  ein. 


^)  Litteratur:  R.Hermann,  Der  Rechtscharakter  der  Aktienvereine 
1858;  Renaiid  S.  133-  -189  (daselbst  reiche  Litteratnrangaben) ;  Primker 
S.  668 — 685;  Gierke,  Genossenschaftstheorie  38 ff.,  328f.  und  Deutsches 
Privatrecht  I,  627;  Bekker,  Pandekten  L  261  ff.;  Cosack,  3.  Aufl.  S.  617 
618;  Ring  S.  146-148;  Stobbe,  Deutsches  Privatrecht  3.  Aufl.  V 
§58;Regelsberger,  Pandekten I  S. 316,  v.Canstein  §  25,  S.  443 ff.,  (dazu 
Rehrae  in  Z.  f.  Handelsr.  XLV,  334);  Behrend  S.  698;  W.  Burkhardt, 
Die  rechtliche  Natur  der  Personenverbände  im  schweizerischen  Obliga- 
tionenrecht 1896  S .  62—100. 

15* 
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Und  wenngleich  inzwischen  in  der  Theorie*)  eine  grössere 
Einigkeit  erzielt  ist,  so  sind  die  Nachklänge  des  Kampfes 
immer  noch  nicht  verstummt.  Ein  vergleichender  Blick  auf 
die  Jurisprudenz  anderer  Länder  zeigt,  dass  die  deutsche 
Wissenschaft  in  dieser  Beziehung  zu  einem  Problem  erhob 
und  als  zu  lösendes  Räthsel  hinstellte,  was  anderswo  eine 
gleichmässige  rechtliche  Beurtheilung  erfuhr.  Weder  die 
romanische  noch  die  englisch-nordamerikanische  Jurisprudenz 
hat  an  der  juristischen  Persönlichkeit  der  Aktiengesellschaft 
ernsthaft  gezweifelt.  In  Frankreich  ist,  ohne  dass  der  Code 
de  commerce  bestimmte  Sätze  aufstellte,  die  Auffassung,  dass 
alle  Handelsgesellschaften,  nicht  blos  die  Aktiengesellschaft, 
mit  Ausnahme  der  Gelegenheitsgesellschaft,  juristische  Persön- 
lichkeit besitzen,  allgemein  anerkannt.^)  Unter  allerdings  miss- 
verständlicher'*) Anknüpfung  an  die  italienische  Praxis  des 
Mittelalters,  welche  von  einem  „corpus  societatis"  oder  „corpus 
mysticum  ex  pluris  nominibus  conflatum"  bei  der  Handelsgesell- 
schaft spricht,  ohne  damit  mehr  als  den  Begriff  des  gesell- 
schaftlichen Sondervermögens  zu  verbinden,  ist  die  französische 
Jurisprudenz  schon  früh  zu  der  Formulirung  gelangt,  die 
Handelsgesellschaften  stellten  im  Gegensatz  zu  den  Civilgesell- 
schaften  juristische  Personen  dar.  Prägnanten  Ausdruck  fand 
diese  Anschauung  im  Code  civil  durch  den  Satz,  dass  Aktien 
oder  Antheile  an  Handelsgesellschaften,  selbst  wenn  sich  im 
Gesellschaftsvermögen  Grundstücke  befinden,  während  der 
Dauer  der  Gesellschaft  als  „meubles"  zu  gelten  hätten.*)  Man 
hat  denn  auch  nicht  gezögert,   mehr  oder  minder  weitgehende 


^)  Die  deutsche  Praxis  ist  sich  seit  Längerem,  (vergL  schon  Entsch. 
des  Obertr.  in  Stuttgart  von  1857  bei  Seuflfert  XII,  Nr.  58),  über  die 
juristische  Persönlichkeit  der  AMiengesellschaft  einig.  Vergl.  die  Oitate 
bei  Ren  au  d  S.  151  N.  2,  Ring  S.  146,  147,  Gierke,  Genossenschafts- 
theorie S.  38—40.  Die  letzte  Entscheidung  eines  deutschen  Obergerichts 
in  anderem  Sinne  ist,  soweit  ich  sehe,  die  des  preuss.  Obertribunals  vom^ 
35.  Mai  1871  (Entsch.  66,  248). 

2)  Lyon-Oaen  et  Renault,  Traite  n,  Nr.  105 ff. 

*)  Goldschmidt,  Universalgeschichte  des  Handelsrechts  S.  289. 

^)  Art.  529,  vergl.  hierzu  überhaupt  Lyon-Caen  et  Renault  IL 
Nr.  108—124,   insbes.  Nr.  123. 
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Folgerungen  aus  dieser  Grundauffassung  zu  ziehen.  Mit  Bezug 
auf  die  rechtliche  Natur  der  Aktiengesellschaft  konnte  unter 
diesen  Umständen  ein  Zweifel  ftiglich  nicht  entstehen. 

Einen  Schritt  weiter  sind  unter  dem  Einflüsse  des  fran- 
zösischen Rechts  stehende  Gesetzbücher  gegangen.  Sie  haben 
den  Satz  ausgesprochen,  dass  alle  Handelsgesellschaften 
juristische  Persönlichkeit  besitzen,  haben  also  zur  Norm  erhoben, 
was  die  französische  Jurisprudenz  lehrt.  So  bestimmt  das 
belgische  Gesetz  vom  18.  Mai  1873  art.  2:  „La  loi  reconnait 
cinq  espöces  de  societes  commerciales:  La  societe  en  nom 
coUectif;  La  societe  en  commandite  simple;  La  societe  anonyme; 
La  societe  en  commandite  par  actions ;  La  societe  cooperative ; 
Chacune  d'elle  constitue  une  individualite  juridique 
distincte  de  celle  des  associes."  Das  italienische  Handels- 
gesetzbuch erkennt  allen  Handelsgesellschaften  wenigstens 
„rispetto  ai  terzi"  die  Eigenschaft  von  „enti  collettivi  distinti 
dalle  persone  dei  socii"  zu.^)  Das  spanische  Handelsgesetzbuch 
vom  22.  August  1885  art.  116  Abs.  2  lässt  die  Handelsgesell- 
schaften bei  allen  Akten  und  Verträgen  eine  juristische  Persön- 
lichkeit darstellen.^)  Aehnlich  das  portugiesische  Handels- 
gesetzbuch von  1888  art.  108  und  das  rumänische  Handels- 
gesetzbuch von  1887  art.  78.'*) 

In  England  fällt  seit  der  Companies  Act  von  1862  nicht 
blos  die  durch  Parlamentsakte  oder  königlichen  Freibrief  in- 
korporirte,  sondern  auch  die  nach  den  Vorschriften  jenes  Ge- 
setzes registrirte  Aktiengesellschaft  unter  den  Begriff  der 
Korporation  (corporate  body). 

Und  ebenso  sind  in  Nordamerika  die  durch  Statu tar- 
gesetz  geregelten  Aktiengesellschaften  Korporationen,  während 
das  common  law  ihnen  die  Eigenschaft  von  quasi  Kor- 
porationen  ertheilt.*)     Auch   das    Schweizer   Obligationen- 


1)  Art.  77  Abs.  3.  vergl.  dazu  Vidari  I  p.  480,  481. 
8)  Vergl.  Estasen  ni,  p.  27,  28. 

*)  Auch    das    schottische   Recht    geht  von    dieser  Auffassung    aus. 
Späing  in  Z.  f.  H.  R.  XLm,  231. 

*)  Spelling  §  23,  Morawetz  §  6,  Cook  §  l,  N.  1,  §  504 ff. 
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recht  ^)  misst  der  Aktiengesellschaft  ausdrücklich  Persönlich- 
keit bei.®) 

Wenn  in  Deutschland  die  Frage  nach  der  rechtlichen 
Natur  der  Aktiengesellschaft  zu  so  lebhaften  Erörterungen 
Anlass  gab,  so  lag  die  Ursache  einmal  in  dem  Mangel  ge- 
schichtlicher Forschung  auf  diesem  Gebiete.  Die  Aktien- 
gesellschaft verdankt  nicht  einem  einzelnen  Lande,  sondern 
der  europäischen  Rechtsentwicklung  ihre  Ausgestaltung,  sie 
ist  in  einer  über  den  einzelnen  Rechtsgebieten  lagernden  Schicht 
durch  übereinstimmende  Privilegien  der  einzelnen  Regierungen 
geschaffen  und  von  da  in  den  Boden  des  Landesrechts  ver- 
pflanzt worden.  Die  Frage  nach  ihrer  rechtlichen  Natur 
konnte  genügend  beantwortet  werden  nur  dann,  wenn  man  die 
Gestaltung  der  Aktiengesellschaft  in  der  Zeit  vor  ihrer  Auf- 
nahme in  die  Gesetzbücher  ins  Auge  fasste  und  nicht  in  eng- 
herziger Beschränkung  auf  das  eigene  Quellengebiet  mit  aus 
der  Natur  der  Sache  entspringenden  Erwägungen  operirte,  die 
dem  historischen  Werdegang  des  Institutes  nicht  gerecht 
wurden. 

Ein  zweiter  Grund  lag  in  dem  auf-  und  abwogenden 
Kampfe  der  Romanisten  und  Germanisten.  Die  der  römischen 
Korporation  mit  Recht  oder  Unrecht  zugeschriebene  Schroff- 
heit, der  Mangel  innerer  Verbindung  des  Ganzen  mit  den 
Mitgliedschaftsrechten,  die  jedenfalls  in  der  Theorie  nicht 
selten  vertretene  Auffassung,  dass  sie  nur  in  und  für  sich 
rechtlich  lebe,  dass  ihr  Vermögen  von  dem  der  Mitglieder 
nicht  blos  für  die  Zeit  ihres  Bestandes,  sondern  auch  für 
die  Zeit  nach  ihrer  Beendigung  zu  trennen  sei  und  nach 
ihrer  Auflösung  als  bonum  vacans  an  den  Staat  zu  fallen 
habe  —  diese  Auffassungsweise,  welche  nach  dem  Vorbild 
des  physischen  Individuums  die  Korporation  als  in  sich  ge- 
schlossene künstliche  Person  von  ihren  Mitgliedern  isolirte, 
konnte  kaum  einer  Gesellschaft  juristische  Persönlichkeit  zu- 
sprechen, welche  nur  fiir  ihre  Glieder  da  war,  deren  Ver- 
mögen  nur  den  Zwecken  ihrer  Glieder  dienen   und  an  diese 

^)  Art.  623;  ebenso  das  japanische  H.  Gr.  B.  art.  73. 

2)  Bei  den  skandinavischen  Autoren  sind  die  Ansichten  getheüt. 
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nach  ihrer  Auflösung  fallen,  deren  Erträgnisse  den  Mitgliedern 
gebühren  sollten.  War  die  Aktiengesellschaft  nicht  der  einzige, 
sondern  nur  der  extremste  Vertreter  lebendiger  Vergesell-i 
schaftungen,  mit  denen  solche  der  Wirklichkeit  abgewandte 
Jurisprudenz  nichts  anzufangen  wusste,  so  wurde  sie  natur- 
gemäss  bald  mit  den  so  mannigfachen  Zwischeuformen  zwischen 
societas  und  corpus  zu  einem  besonderen  Typus  vereinigt. 
Die  deutschrechtliche  Genossenschaft,  das  Produkt  des  Kampfes 
des  Lebens  gegen  einen  engherzigen  Korporationsbegrifif,  um- 
fasste  friedlich  die  verschiedensten  Bildungen,  die  nur  durch 
das  negative  Moment,  dass  sie  weder  societas  noch  corpus  im 
Sinne  des  Pandektenrechts  waren,  vereinigt  wurden.  Und  so 
erlebte  die  Aktiengesellschaft  das  gleiche  Schicksal,  wie  so 
viele  andere  Gesellschaftsformen  des  geltenden  Rechts,  das 
Versuchsobjekt  für  zahllose  Theorien  zu  werden,  die  den  un- 
überbrückbaren Gegensatz  zwischen  Gesellschaft  und  Kor- 
poration durch  Schaffung  eines  Zwischentypus  zu  überbauen 
suchten,  während  es  sich  in  Wahrheit  darum  handelte,  jene 
beiden  Begriffe  selbst  weiter  und  elastischer  zu  gestalten  und 
in  wahrer  Erkenntniss  des  Grundgedankens  dann  die  Ver- 
theilung  der  zweifelhaften  Bildungen  vorzunehmen.  Befördert 
wurde  diese  Richtung  durch  eine  zweideutige  Ausdrucksweise 
des  Handelsgesetzbuches,  welches  auf  der  einen  Seite  anerkannte, 
was  es  auf  der  anderen  zu  leugnen  schien.  Alle  diese  Theorien 
können  heute  nur  noch  ein  historisches  Interesse  beanspruchen, 
nachdem  Hermann  und  Renaud  sie  in  gründlichster  Weise 
widerlegt  haben ;  sie  sind  nur  bei  Erörterung  der  beiden  Grund- 
fragen, auf  die  hier  einzugehen  ist,  zu  streifen,  der  Grund- 
fragen: ist  die  Aktiengesellschaft  juristische  Person?  und  zu 
welcher  Kategorie  juristischer  Personen  ist  die  Aktiengesell- 
schaft zu  zählen? 

Die  historisch-legislative  Betrachtung  führt  auch  für  Deutsch- 
land zu  dem  Resultat,  dass  die  Aktiengesellschaft  juristische 
Persönlichkeit  besitzt.  In  der  historischen  Einleitung  ist  nach- 
drücklich daraufhingewiesen  worden,^)  dass  die  grossen  Aktien- 


n  Oben  S.  61. 
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kompagnien,  von  denen  die  moderne  Aktiengesellschaft  sich 
herleitet,  korporative  Gestaltung  besassen,  dass  ordentliche 
Kompagnien  nur  die  inkorporirten  waren.  Der  Grundsatz, 
dass  die  Aktionäre  nicht  über  den  Betrag  der  Einlage  zu  haften 
brauchten,  ist,  wenngleich  durch  die  Rhederei  vorbereitet,  erst 
durch  die  Inkorporirung  zum  vollen  Durchbruch  gelangt.  Be- 
sonders in  England  tritt  der  mächtige  Einfluss,  welchen  die 
Gewährung  von  Korporationsrechten  gerade  auf  die  Ausbildung 
dieses  Gnmdsatzes  äusserte,  hervor.  Aber  auch  auf  dem  Fest- 
land ist  in  der  Zeit  des  sog.  Oktroisystems  die  Aktiengesell- 
schaft inkorporirte  Gesellschaft  mit  einer  Verfassung,  welche 
das  Statut  ordnete,  mit  festen  Organen,  vor  allem  Vorstand 
und  Generalversammlung,  mit  frei  veräusserlichen  Antheilen, 
so  dass  die  Mitgliederzahl  wechselte,  mit  Majoritätsprinzip, 
mit  eigenem  Vermögen  u.  s.  w.  In  dieser  Gestalt  hat  sie  im 
Leben  Verbreitung  gefunden,  der  Typus  war  von  den  europäischen 
Regierungen  fest  zugeschnitten,  als  ihn  das  Leben  aufnahm 
und  als  die  deutsche  Gesetzgebung  ihn  regelte.  Nichts  neues 
von  Bedeutung  w^urde  hinzugefügt,  die  Entscheidung  der  Frage, 
ob  die  Aktiengesellschaft  konzessionsbedürftig  oder  frei  sein 
solle,  welche  die  Hauptaufmerksamkeit  erregte,  konnte  un- 
möglich an  der  korporativen  Natur  etwas  ändern,  da  ja  im 
gemeinen  Recht  über  die  Entstehung  der  Korporationen  Un- 
einigkeit bestand,  sie  war  zudem  von  lediglich  volkswirthschaft- 
lichen  Gesichtspunkten  beherrscht.  Als  juristische  Person  hat 
die  Gesetzgebung  die  Aktiengesellschaft  übernommen. 

Freilich  der  Code  de  commerce  lässt  hiervon  wenig  er- 
kennen. Indem  er  die  Aktiengesellschaft  den  übrigen  Handels- 
gesellschaften einreiht  und  mit  wenigen  Artikeln  ordnet,  scheint 
er  sie  auch  mit  Bezug  auf  ihre  rechtliche  Natur  diesen  gleich- 
zustellen. Indessen  ging,  wie  bereits  hervorgehoben,  die  fran- 
zösische Auffassung  schon  damals  dahin,  allen  Handelsgesell- 
schaften die  juristische  Persönlichkeit  zuzusprechen,  eine  Ver- 
anlassung zur  Gewährung  einer  Sonderstellung  für  die  Aktien- 
gesellschaft lag  somit  nicht  vor.  Wohl  aber  zeigen  die 
deutschen  Gesetze  und  Gesetzentwürfe,  welche  dem  Allgemeinen 
Deutschen    Handelsgesetzbuch    voraufgehen,     zum    grösseren 
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Theile  deutliche  Spuren  der  Auffassung,  dass  man  es  mit 
einer  juristischen  Person  und  nicht  blos  mit  einer  Sozietät  zu 
thun  habe.^) 

Der  Entwurf  eines  Handelsgesetzbuches  für  das  König- 
reich Württemberg  (1839)  spricht  im  Artikel  256  ausdrücklich 
aus:  „Die  Aktiengesellschaft  ist  eine  Rechtsperson";  das 
preussische  Gesetz  über  die  Aktiengesellschaften  vom  9.  November 
1843  lässt  in  §  8  Aktiengesellschaften  durch  die  landesrechtliche 
Genehmigung  die  Eigenschaft  juristischer  Personen  erlangen; 
der  Frankfurter  Entwurf  des  Reichshandelsgesetzbuches  erklärt 
in  art.  80:  „die  Aktiengesellschaft  ist  als  solche  und  abgesehen 
von  den  einzelnen  Aktionären  Subjekt  von  Rechten  und  Ver- 
bindlichkeiten" ;  endlich  der  bei  Berathung  des  Handelsgesetz- 
buches zu  Grunde  gelegte  preussische  Entwurf  eines  Handels- 
gesetzbuches stellt  sich  im  Gegensatz  zu  dem  österreichischen 
Entwurf,  der  den  Sozietätsstandpunkt  einnimmt  (§§  80,  112, 116) 
völlig  auf  den  Standpunkt  der  französischen  Doktrin,  wenn  er 
in  art.  87  ®)  jeder  Handelsgesellschaft  die  Eigenschaft  juristischer 
Persönlichkeit  zuspricht. 

Die  Behandlung,  welche  der  letztgedachte  Entwurf  in  der 
Kommission  zur  Ausarbeitung  des  Handelsgesetzbuches  erfuhr, 
weist  aber  wiederum  darauf  hin,  dass  die  Mehrheit  der  Kom- 
mission nicht  blos  von  dem  Bewusstsein  durchdrungen  war, 
dass  die  Aktiengesellschaft  gegenüber  anderen  Handelsgesell- 
schaften ein  korporatives  Gepräge  besitze,  sondern  dass  sie 
auch  damit  einverstanden  war,  diesen  Gedanken  im  Gesetz- 
buche zum  Ausdruck  zu  bringen.  Der  art.  87  des  preussischen 
Entwurfes  wurde  in  erster  Lesung  beseitigt,  weil  es  unmöglich 
sei,  alle  Arten  von  Handelsgesellschaften  unter  einen  Gesichts- 
punkt zu  bringen,  dafür  wurde  der  Redaktions-Kommission  zu 
erwägen  anheim  gegeben,  ob  unter  anderen  Artikeln  der  art.  87 
für  die  Aktiengesellschaft  einzuschalten  sei.^)  Die  Redaktions- 
Kommission  fügte  daraufhin  dem  Entwurf  des  Allgemeinen 
Deutschen  Handelsgesetzbuches,    den   sie    auf  Grundlage   der 

1)  Seuff.  Archiv  XII  Nr.  58. 

2)  Lutz,  ßeUagenbandl  S.  16. 
«)  Prot.  S.  154  fi. 
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von  der  Konferenz  in  erster  Lesung  gefassten  Beschlüsse  des 
preussischen  Entwurfes  bearbeitete,^)  in  dem  die  Aktiengesell- 
schaften behandelnden  Titel  den  wortgetreu  mit  art.  87  über- 
einstimmenden Artikel  (190)  ein. 

„Die  Aktiengesellschaft  als  solche  hat  selbständig 
ihre  Rechte  und  Pflichten;  sie  kann  Eigenthum  und 
andere  dingliche  Eechte  an  Grundstücken  erwerben; 
sie  kann  vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden. 

Ihr  ordentlicher  Gerichtsstand   ist   bei  dem  Handels- 
gerichte des  Ortes,  wo  sie  ihre  Niederlassung  hat", 
während  sie  für  die  offene  Handelsgesellschaft  im  art.  110  die 
Eprmulirung  wählte: 

„Die  Handelsgesellschaft  kann  unter  ihrer  Firma 
Rechte  erwerben  und  Verbindlichkeiten  eingehen"  etc. 
Der  so  eingefügte  Artikel  wurde  in  der  zweiten  und 
dritten  Lesung  angenommen.  Wenn  einige  Mitglieder  der 
Mehrheit  in  der  zweiten  Lesung  sich  gegen  die  Schlussfolgerung 
verwahrten,^)  dass  sie  damit  eine  juristische  Persönlichkeit  der 
Aktiengesellschaft  anerkennen  wollten,  so  kann  solcher  Ver- 
wahrung darum  keine  entscheidende  Bedeutung  beigemessen 
werden,  weil  nach  der  Ausdrucksweise  des  Artikels  und  den 
Umständen,  unter  denen  er  an  die  jetzige  Stelle  gelangte,  der 
Schluss  jedenfalls  unabweislich  ist,  dass  die  grössere  Selbständig- 
keit des  Vermögens  der  Aktiengesellschaft  damit  zur  Geltung 
gebracht  werden  sollte. 

Aber  nicht  nur  die  Entstehungsgeschichte  des  jetzigen 
art.  213,  sondern  in  noch  höherem  Grade  ihre  Struktur  im 
Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuch  weist,  wie  Gierke^) 
mit  Recht  hervorhebt,  darauf  hin,  dass  sie  auch  nach  deutscher 
Auffassung  als  selbständiges  Rechtssubjekt  aufzufassen  ist. 
Hatte  sich  der  Code  de  commerce  mit  einigen  dürftigen  Sätzen 
über  die  Aktiengesellschaft  begnügt,  welche  ihre  Eigenthüm- 
lichkeit  nicht  mit  genügender  Klarheit  hervortreten  lassen,  so 
hat  das  Allgemeine  Deutsche  Handelsgesetzbuch  in  umfassender 

1)  Lutz  a.  a.  0.  S.  176. 

2)  Prot.  S.  1039,  1040. 

'^)  Genossenschaftstheorie  S.  41. 
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und  eingehender  Normirung  den  Aufbau  der  Gesellschaft  im 
Sinne  einer  Verbandspersönlichkeit  geordnet.  Ihre  Entstehung, 
ihr  Funktioniren,  die  Zahl  und  Stellung  ihrer  Organe,  das 
Verhältniss  des  Mitgliedes  zur  Gesellschaft  und  der  Gesellschaft 
zu  ihren  Gläubigern,  die  Beendigung  wird  in  sorgfältiger  und 
detaillirter  Weise  geregelt.  Schweigt  der  Code  de  commerce 
von  einer  Generalversammlung  ganz  und  widmet  er  dem  Vor- 
stand nur  einige  Worte,  so  treten  im  deutschen  Gesetzbuch 
diese  als  die  Hauptorgane  in  den  Vordergrund.  Der  General- 
versammlung wird  die  alleinige  Rolle  zugewiesen,  die  Ge- 
sammtheit  der  Aktionäre  in  der  Ausübung  der  ihnen  mit  Be- 
zug auf  die  Geschäftsführung  zustehenden  Rechte,  darzustellen 
(art.  224);  die  Wesentlichkeit  des  Vorstandes  wird  aus- 
drücklich hervorgehoben  (art.  227  f.),  wie  dieser  als  der  alleinige 
Vertreter  der  Gesellschaft  erscheint  (art.  230);  eines  dritten 
Organes,  des  Aufsichtsrathes,  wird  wenigstens  gedacht  (art.  225); 
das  Majoritätsprinzip  wird  anerkannt  (art.  215);  jede  persön- 
liche Haftung  des  Aktionärs  für  die  Verbindlichkeiten  der 
Gesellschaft  wird  geleugnet  (art.  207)  und  seine  interne  Bei- 
tragspflicht limitirt  (art.  219),  die  freie  Uebertragbarkeit  des 
Antheiles  als  Naturale  hingestellt  (art.  223,  182)  und  durch 
die  Zulassung  von  Inhaberaktien  gesteigert  (art.  207)  u.  dgl.  m. 
Ist  ein  Theil  dieser  Sätze  bereits  im  preussischen  Entwürfe 
zu  finden,  so  sind  andere,  zumal  solche,  welche  den  inneren 
Ausbau,  vor  allem  mit  Bezug  auf  die  Organe  der  Gesellschaft 
betreifen,  erst  durch  die  Kommission  in  das  Gesetzbuch  ge- 
langt. Es  ist  somit  unleugbar,  dass  die  Idee  der  eigenen 
Rechtspersönlichkeit  im  Laufe  der  Berathungen  zu  immer 
schärferem  Ausdrucke  gelangte. 

Diese  Entwicklung  ist  in  der  Folgezeit  eingehalten  worden. 
Die  an  dem  Handelsgesetzbuch  vorgenommenen  Revisionen 
aus  dem  Jahre  1870  und  1884  haben  in  der  gleichen  Richtung 
fortgearbeitet.  Indem  die  erste  Aktiennovelle  die  Bestellung 
eines  Aufsichtsrathes  obligatorisch  machte,  vermehrte  sie  den 
Bestand  der  korporativen  Organe.  Die  zweite  Aktiennovelle 
hat  durch  eingehende  Regelung  des  Gründungsherganges  ein 
bisher   von    der    Gesetzgebung    vernachlässigtes  Problem,   die 
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Entstehung  korporativer  Verbände,  in  Angriff  genommen,  sie 
hat  den  drei  bestehenden  Organen:  Generalversammlung,  Vor- 
stand, Aufsichtsrath  weitere  in  den  Gründern  und  Eevisoren 
hinzugefügt,  die  Kompetenz  der  Generalversammlung  ist  von 
ihr  erweitert  und  die  Majoritätsidee  von  ihr  gestärkt  worden, 
durch  Schaffung  von  Minderheits-  und  Gruppenrechten  inner- 
halb der  Generalversammlung  ist  dem  körperschaftlichen  Zu- 
sammenwirken Ausdruck  verliehen,  die  direkte  Klage  des 
einzelnen  Aktionärs  gegen  den  Vorstand  aus  rechtswidrigem 
Verhalten  desselben  ist  verweigert,  dafür  ein  Rechtsmittel 
gegen  ungesetzliche  Beschlüsse  der  Generalversammlung  ge- 
währt worden. 

Nur  eine  die  Augen  gegen  die  lichte  Wirklichkeit  ver- 
schliessende  Betrachtung  kann  Jleugnen,  dass  das  bestehende 
Aktienrecht  Deutschlands  von  der  Auffassung,  dass  die  Aktien- 
gesellschaft Rechtspersönlichkeit  besitze,  durchdrungen  ist. 

In  der  That  wäre  der  Widerstand  gegen  die  Anerkennung 
der  Rechtspersönlichkeit  der  Aktiengesellschaft  längst  ver- 
stummt, wenn  nicht  die  unglückselige  Formulirung  eines 
Artikels  des  Handelsgesetzbuches  den  Gegnern  willkommenen 
Anhalt  geboten  hätte.  Zum  Ueberdruss  war  ja  von  älteren 
Autoren,  vornehmlich  Hermann  und  Renaud  dargethan, 
dass  die  Aktiengesellschaft  nicht  eine  Sozietät  im  römisch- 
rechtlichen Sinne  sein  könne.  Der  Name  Aktiengesell- 
schaft kann  unmöglich  diese  Annahme  allein  rechtfertigen, 
er  ist  vom  Gesetzbuche  willkürlich  um  des  Namens  Handels- 
gesellschaft willen  gewählt,  ebenso  gut  hätte  Aktien  verein 
oder  ein  anderes,  den  Zusammenhang  mit  der  societas  nicht 
andeutendes  Wort  gebraucht  werden  können,  er  ist  zudem 
nicht  einmal  alten  Ursprungs,  im  achtzehnten  Jahrhundert 
sprach  man  von  grossen  Aktienkompagnien,  nicht  von  Aktien- 
gesellschaften. In  der  Struktur  aber  sprach  ja  Alles  gegen 
den  Sozietätscharakter,  die  Natur  der  Kapitalgesellschaft,  die 
regelmässig  freie  Veräusserlichkeit  der  Antheile,  die  Ver- 
sagung der  Theilungsklage,  die  Existenz  eines  besonderen, 
von  dem  Vermögen  der  einzelnen  Mitglieder  getrennten  Ge- 
sellschaftsvermögens,   die  lediglich   interne   Haftung   der  Mit- 
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glieder  auf  einen  beschränkten  Betrag,  die  Rechts-  und  Partei- 
fähigkeit des  vom  Vorstand  vertretenen  Vereins,  die  für  Be- 
schlüsse massgebende  Majoritätsidee.  Und  umgekehrt  sprach 
und  spricht  alles  dieses  für  die  Auffassung,  dass  die  Aktien- 
gesellschaft Rechtspersönlichkeit  besitzt.  Thatsächlich  hat  denn 
auch  kein  Anhänger  der  Sozietätstheorie  die  rein  römische 
societas,  alle  haben  sie  eine  modifizirte  societas  im  Sinne,  eine 
nach  dem  Prinzipe  der  gesammten  Hand  konstruirte  societas, 
eine  societas  mit  besonderem  Gesellschaftsfonds.  Die  offene 
Handelsgesellschaft  und  die  Kommanditgesellschaft  schwebte 
ihnen  vor  und  entsprechend  der  französischen  oder  deutschen 
Legalordnung  ordneten  sie  unter  diese  die  Aktiengesellschaft 
ein.  So  schon  ThoeF)  mit  seiner  verfehlten  und  heute  nicht 
mehr  der  Widerlegung  bedürftigen  Auffassung,  nach  der  der 
Vorstand  Institor  der  Generalversammlung  als  Prinzipalin  ist, 
als  rechter  Beklagter  im  Prozesse  der  Vorstand  erscheint  und 
dieser  nur  den  Gläubiger  zur  Exekution  in  den  Gesellschafts- 
fonds verweist,  so  Pohls, ^)  Treitschke,'^)  Sintenis,*) 
Rösler,^)  R.  Schmid,®)  Ladenburg,')  Randa,®)  aber  auch 
in  neuerer  Zeit  Reinganum,®)  Primker,^®)  von  Oanstein,^^) 


1)  Handelsr.  6.  Aufl.  1879  §121:  „Da  die  Aktiengesellschaft  eine 
Gesellschaft  ist,  so  fallt  sie  dem  Begriff  nach  unter  die  römische  societas, 
und  da  bei  ihr  deutschrechtliche  Abweichungen  von  den  römischen 
Rechtssätzen  über  die  societas  vorkommen,  so  fällt  sie  auch  unter  den 
Begriff  der  Genossenschaft,  und  ist  sie  mithin  nicht  eine  juristische 
Person."     Sodann  §  150,  154  Nr.  3. 

®)  Recht  der  Actiengesellschaften  §  11,  der  sie  S.  53  eine  eigen- 
thümliche  Sozietät,  S.  55  eine  moralische  Person  nennt. 

»)  Z.  für  deutsches  Recht  V  324  ff. 

*)  De  societate  quaestuaria  quae  dicitur  Aktiengesellschaft  1857. 

ö)  In  Z.  für  Handelsr.  IV.  S.  286. 

6)  Im  Archiv  für  civilist.  Praxis  XXXVI,  189. 

')  In  Busch' s  Archiv  VI  206 ff. 

^)  In  Siebenhaars  Archiv  für  Wechselrecht  XV  34. 

^)  Die  Rechte  der  Aktionäre  und  die  Haftbarkeit  des  Aufsichts- 
rathes.     Diss.  1881. 

'0)  In  Endemanns  Handb.  I  §  133. 

^0  a.  a.  0.  S.  443  ff. 
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H.  O.  Lehmann,^)  Burkhardt,^)  wobei  das  sie  Einigende 
darin  zu  finden  ist,  dass  sie  die  äussere  Einheit  anerkennend  das 
Vorhandensein  einer  wahren  juristischen  Person  leugnen;  die 
zusammengebrachten  Kapitalien  gehören  nach  ihnen  nicht  einer 
besonderen  Rechtspersönlichkeit,  sondern  den  Aktionären,  freilich 
nicht  als  reinen  condomini  im  Sinne  des  römischen  Rechtes,  daraus 
erkläre  sich,  dass  nacli  Auflösung  der  Gesellschaft  das  Vermögen 
nicht  als  bonum  vacans  an  den  Staat  falle,  sondern  an  die  Mit- 
glieder zur  Repartition  gelange.  Insofern  ist  ihre  Auffassung  von 
der  anderen  nicht  sonderlich  verschieden,  nach  der  die  Aktien- 
gesellschaft ein  zwischen  societas  und  corpus  stehendes  Mittel- 
ding, eine  Gesellschaft  mit  formeller  Personeueinheit  oder  eine 
deutschrechtliche  Genossenschaft  ist,  bei  der  nur  formell  die 
Gesammtheit  nach  aussen  als  Einheit  erscheine,  während  in 
Wahrheit  die  jeweiligen  Mitglieder  des  Vereins  materiell  be- 
rechtigt und  verpflichtet  seien  (JoUy,  Unger^)  und  der- 
jenigen, nach  der  die  Aktionäre  als  Miteigenthümer  einer 
sachenrechtlichen  Gemeinschaft  aber  ohne  Theilungsklage  im 
Gesellschaftsfonds  sitzen,  während  dieses  alleiniges  Exekutions- 
objekt der  Gesellschaftsgläubiger  bilde  (Marbach^).  Der 
Brennpunkt,  in  dem  alle  die  juristisclie  Persönlichkeit  leugnenden 
Theorien  zusammenlaufen,  war  und  ist  das  Verhältniss  der 
Aktionäre  zum  Gesellschaftsvermögen.  Scheinbar  kam  ihnen 
hier  art.  216  des  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuches 
zu  Hülfe,  welcher  aussprach:  „Jeder  Aktionär  hat  einen  ver- 
hältnissmässigen  Antheil  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft." 
Allein,  dass  aus  diesem  Artikel  sich  nicht  das  entnehmen 
lässt,  was  er  nach  Ansicht  der  Vertreter  der  Sozietätstheorie 
enthalten  soll,  lehrt  schon  dessen  Entsteliuugsgeschichte. 

Der  art.  216  Abs.  1  war  dem  preussischen  Entwürfe 
fi'emd.     Er  gelangte  durch  die  Redaktionskommission,    wie  es 

^)  In    seiner  Bearbeitung    von    Stobbes   Handb.  II    §305   No.  5 

2)  a.  a.  0. 

•'0  Darüber  Kenaud  §10,  Primknr  S.  H8:3.  H84;  auchPlathner 
in  Gruchots  Beiträgen  XXI  149  16fj  ist  liierhin  zu  zählen,  insbesondere 
S.  163. 

^)  Darüber  Renaud  §  11. 
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scheint,   unter  Herübernahme   des   §  112   des  österreichischen 
Entwurfes/)  in  den  Entwurf  erster  Lesung,  wo  er  als  art.  195 
figurirt.     Dass   die  Redaktoren    eine  Ermächtigung    erhielten, 
einen   derartigen  Satz   in   das  Gesetzbuch   aufzunehmen,   lässt 
sich  aus  den  Verhandlungen  erster  Lesung  nirgends  nachweisen, 
ohne  Debatte  passirte  der  neu  aufgenommene  Satz  in  der  zweiten 
Lesung  die  Verhandlung  und  ebenso  wenig  erhoben  sich  in  der 
dritten   Lesung    über    den    damaligen    art.  201    Erörterungen. 
Wenn  der  jetzige  art.  216  nach  der  Ansicht  der  Kommission 
in    der    That    fundamentale    Bedeutung    für    die    Frage    der 
juristischen  Natur   der  Aktiengesellschaft    besitzen    sollte,    so 
wäre   es   mindestens   verwunderlich,    dass  er  so  geräuschlos  in 
das  Gesetzbuch  gelangte  und  dass  er  kein  Bedenken  bei  den- 
jenigen Kommissionsmitgliedern   erregte,    welche   entweder  die 
juristische  Persönlichkeit  der  Aktiengesellschaft  wiederholt  ver- 
fochten   hatten    oder    doch    die  Frage   nach   ihrer  rechtlichen 
Natur  nicht  zur  Entscheidung  bringen  wollten.  Einer  derartigen 
Annahme  widerspricht  zudem  der  ganze  Gang  der  Kommissions- 
berathimgen.       Wenn     der     die     Rechtspersönlichkeit     aller 
Handelsgesellschaften  normirende  art.  87  des  preuss.  Entwurfes 
mit  der  Motivirung  beseitigt  wurde,  dass  für  die  offene  Handels- 
gesellschaft ganz  andere  Gesichtspunkte  maassgebend  seien  als 
für  die  Aktiengesellschaft,  dass  es  nicht  möglich  sei,  alle  Arten 
von  Handelsgesellschaften  unter  einen  Gesichtspunkt  zu  bringen, 
wenn  er  dann  für  die  Aktiengesellschaft,  deren  ganzer  gesell- 
schaftlicher Aufbau   im  Sinne   eines  korporativen  Lebewesens 
geordnet  war,    zur  Annahme   gelangte,   so   ist  es  kaum  wahr- 
scheinlich,   dass    auf  der    anderen   Seite    der  Grundsatz,   die 
Aktiengesellschaft   sei   Sozietät,    nicht  Korporation,  unter   ein- 
stimmigem   Beifall    derselben   Kommissionsglieder    proklamirt 
wurde,  welche  darin  einig  waren,    dass  korporative  Elemente 
bei   der  Aktiengesellschaft   in   stärkerem   Grade   als   bei   den 
anderen   Handelsgesellschäften    vorhanden    seien.     Viel    näher 
hätte  es  gelegen,   bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  und  bei 
der  Kommanditgesellschaft   einen  das  Miteigenthum   der   socii 

1)  Lutz,  Beilageband  I  S.  89. 
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am  Gesellschaftsvermögen  zum  Ausdruck  bringenden  Satz  in 
das  Gesetzbuch  aufzunehmen,  und  doch  begegnen  wir  einem 
solchen  nirgends.  Dass  man  von  der  Aufstellung  eines  die 
Sozietätsnatur  direkt  aussprechenden  Satzes  bei  Handelsgesell- 
schaften absah,  welche  nach  der  Ansicht  der  Kommission 
Sozietätsnatur  besassen,  während  man  einen  solchen  Satz,  der 
im  Widerspruch  mit  den  Ansichten  des  grösseren  Theiles  der 
Kommission  stand,  bei  der  Aktiengesellschaft  unbeanstandet 
gleichzeitig  zuliess,  ist  ein  kaum  denkbarer  Hergang.  Die  Be- 
deutung des  art.  216  Abs.  1  kann  nur  die  sein,  dass  er  die 
nach  Aktien  sich  richtende  proportionelle  Betheiligung  des 
Einzelaktionärs  am  Gesellschaftsvermögen  zum  klaren  Aus- 
drucke bringen  sollte.  Auf  dem  Worte  „verhältnissmässigen", 
nicht  auf  den  Worten  „Antheil  an  dem  Vermögen  der  Gesell- 
schaft" liegt  das  Schwergewicht.^)  Der  Zerlegung  des  Ge- 
sellschaftskapitals in  Aktien  und  der  Stimmberechtigung 
nach  Aktien  sollte  die  Betheiligung  nach  Aktien  am  Ver- 
mögen der  Gesellschaft  entsprechen.  Insofern  lieferte  der 
neu  aufgenommene  Artikel  eine  Vervollständigung  des 
preussischen  Entwurfes,  mit  der  die  Anhänger  der  ver- 
schiedensten Auff'assungen  einverstanden  sein  konnten.  Die 
Idee  der  Realassociation  war  damit  nach  allen  Seiten  klar 
gelegt.  Ein  Mehreres  war  nicht  beabsichtigt,  ein  Miteigenthums- 
verhältniss  am  Gesellschaftsvermögen  zu  statuiren,  daran  war 
schon  aus  dem  Grunde  nicht  gedacht,  weil  der  Artikel  sich 
nicht  blos  auf  die  dinglichen,  sondern  auch  auf  die  obligatorischen 
Verhältnisse  bezog.  Der  neu  aufgenommene  Artikel  brachte 
materiell  nichts,  was  sich  nicht  von  selbst  ergab.  Er  brachte 
nur,  gleich  dem  vorsichtiger  lautenden  art.  629  des  Schweizer 
Obligationenrechts  mit  Bezug  auf  die  vermögensrechtlichen 
Verhältnisse  der  Aktionäre  den  Grundsatz,  dass  die  Aktie, 
nicht  die  Person  die  Hauptsache  ist,  zum  Ausdruck.  Das 
revidirte  deutsche  Handelsgesetzbuch  hat  ihn  mit  Recht  fort- 
gelassen.^) 


^)  Vergl.  von  Hahn  zu  art.  213. 

«)  Vergl.  Denkschr.  zum  Entwurf  eines  H.  G.  B.  1896,  S.  133. 
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§  17. 
Fortsetzung. 

Mit  dem  Nachweise,  dass  das  bestehende  deutsche  Handels- 
gesetzbuch in  Uebereinstimmung  mit  den  übrigen  europäischen 
Gesetzgebungen  und  in  Anlehnung  an  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung die  Rechtspersönlichkeit  der  Aktiengesellschaft  durch 
ausdrückliche  Worte,  wie  durch  die  Struktur  der  Gesellschaft 
zur  Anerkennung  bringt,  und  dass  dem  scheinbar  entgegen- 
stehenden art.  216  Abs.  1  nur  die  Bedeutung  einer  Selbst- 
verständliches ausdrückenden,  deklarativen  Norm  beizumessen 
ist,  erhebt  sich  die  Erörterung  wieder  zu  allgemeinen  Gesichts- 
punkten. Steht  fest,  dass  die  Aktiengesellschaft  juristische 
Person  ist,  so  fragt  es  sich:  Was  unterscheidet  die  Aktien- 
gesellschaft von  anderen  juristischen  Personen?  Und  worin 
liegt  das  der  juristischen  Persönlichkeit  Fremde  der  Aktien- 
gesellschaft, das  Zweifel  über  ihre  Rechtspersönlichkeit  Er- 
weckende? Diese  Fragen  sind  nicht  blos  für  das  deutsche 
Aktienrecht,  sondern  für  das  Aktienrecht  überhaupt  zu  be- 
antworten. 

Die  Aktiengesellschaft  ist  an  sich  nicht  eine  juristische  Person 
des  öfifentlichen  Rechts,  sondern  eine  solche  des  Privatrechts.  Ist 
der  Ursprung  der  Aktiengesellschaft  freilich  in  mit  öfifentlich- 
rechtlichen  Befugnissen  ausgestatteten  Kompagnien  zu  erblicken, 
so  ist  seit  ihrer  Aufnahme  in  den  Code  de  commerce  der  öffentlich- 
rechtliche Charakter  abgestreift.  Weder  erfüllt  sie  nothwendig 
staatliche  oder  staatsähnliche  Aufgaben,  noch  ist  sie  mit  einer 
Art  staatlicher  Autorität  gegenüber  ihren  Mitgliedern  bekleidet, 
noch  existirt  ein  Beitrittszwang  und  ein  Beitreibungsprivileg 
für  sie,  noch  endlich  ist  sie  dem  Staate  gegenüber  gehalten, 
ihre  Aufgaben  zu  erfüllen.  Alle  Kriterien,  die  man  für  den 
Begriff  öffentlichrechtlicher  juristischer  Personen  aufstellt,^)  ver- 
sagen. Wenn  sie  nach  einzelnen  Rechten  noch  der  staatlichen 
Genehmigung  zu  ihrer  Entstehung  bedarf  und  vom  Staate 
überwacht  wird,  so  wird  sie  damit  nicht  zur  öffentlichrechtlichen 


^)  Vergl.   darüber  Rosin,   Das   Hecht   der   öffentlichen  Genossen- 
schaft 1886,  Gierke,  Genossenschaftstheorie  166 ff. 

Lehmann,  Recht  der  Aktiengesellschaften.  16 
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Person.  Noch  weniger  wird  sie  es  dadurch,  dass  sie  vielfach 
von  Sätzen  zwingenden  Inhaltes  beherrscht  wird.  Dass  das 
öffentliche  Interesse  durch  das  gedeihliche  Funktioniren  einer 
für  das  Erwerbsleben  so  wichtigen  Gestaltung  berührt  wird, 
macht  die  Gestaltung  noch  nicht  zu  einer  öffentlichrechtlichen. 
Wohl  aber  widerspricht  es  nicht  dem  Wesen  der  Aktien- 
gesellschaft, öffentlichrechtliche  Funktionen  zu  erhalten.  In 
diesem  Sinne  giebt  es  Aktiengesellschaften  öffentlichrechtlichen 
und  rein  privatrechtlichen  Charakters,  im  Zweifel  gehört  die 
Aktiengesellschaft  aber  dem  Privatrechtsgebiet  an.  Dass  an 
der  juristischen  Persönlichkeit  der  Aktiengesellschaft  nicht  aus 
dem  Grunde,  weil  sie  dem  Privatrecht  angehört,  gezweifelt 
werden  darf,  bedarf  heutigen  Tages  keines  Beweises.^) 

Die  Aktiengesellschaft  dient  regelmässig  zur  Erreichung 
rein  wirthschaftlicher  Zwecke  ihrer  Mitglieder.  Auf  solche 
ist  ihre  Struktur  zugeschnitten  und  der  Umstand,  dass  ausnahms- 
weise Vereinigungen  idealer  Natur  das  Gewand  der  Aktien- 
gesellschaften annehmen,  kann  der  Wahrheit  des  obigen  Satzes 
nicht  Eintrag  thun.  In  dieser  Beziehung  scheidet  sich  die 
Aktiengesellschaft  von  juristischen  Personen,  welche  höhere, 
dem  Egoismus  der  Mitglieder  entrückte  oder  doch  ihm  fem 
stehende  Aufgaben  erfüllen.  Aber  der  juristischen  Persönlichkeit 
sie  aus  dem  Grunde  zu  entkleiden,  weil  sie  Bestrebungen 
dient,  für  die  das  näher  liegende  Rechtsgebilde  die  societas 
bildet,  geht  nicht  an.  Das  Rechtsgewand  kann  bei  gleichem 
Zweck  ein  verschiedenes  sein. 

Die  Aktiengesellschaft  ist  eine  juristische  Persönlichkeit, 
welche  eines  bestimmten  Kapitales  zu  ihrer  Entstehung  bedarf, 
eine  Realassoziation.  Dass  auch  dieser  Umstand  gegen  ihre 
Natur  als  juristische  Person  nicht  spricht,  ergiebt  sich  schon 
aus  dem  Hinblicke  auf  die  Stiftungen.  Es  kann  sich  nur  fragen, 
ob  die  Aktiengesellschaft  Korporation  oder  Stiftung  oder  ein 
Drittes  ist. 

Das  Gesellschaftskapital  der  Aktiengesellschaft  bringen 
die  Mitglieder  auf  zu   dem  regelmässigen  Zwecke,   um   damit 

1)  Renaud  S.  177  gegen  Vogt  in  Z.  f.  H.  R.  I  530.  Vergl.  übrigens 
unten  §  21  Nr.  4. 
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Gewinn  zu  erzielen  und  nach  Auflösung  es  an  sich  zu  nehmen.^) 
Das  Gesellschaftskapital  ist  also  wirthschaftlich  Kapital  der 
Mitglieder.  Hier  liegt  der  eigentlich  schwierige  Punkt.  Aus 
dem  Umstand,  dass  formal  juristisch  ein  besonderes  Lebewesen 
da  ist,  welches  materiell  wirthschaftlich  nur  um  der  Mitglieder 
willen  und  für  die  Mitglieder  fungirt,  erwachsen  eigenartige 
Konsequenzen,  welche,  obwohl  sie  dem  Wesen  der  juristischen 
Persönlichkeit  nicht  widersprechen,  dem  ideell  vorschwebenden 
Normaltypus  der  juristischen  Persönlichkeit  fremd  sind. 

Es  erwächst  daraus  zunächst  der  Satz,  dass  das  Vermögen 
der  aufgelösten  Gesellschaft  nicht  frei  wird,  sondern  an  die 
Mitglieder  fällt.  Ist  zwar  die  Auffassung  längst  aufgegeben, 
dass  die  juristische  Persönlichkeit  es  erfordere,  dass  das  Ver- 
mögen nach  Auflösung  bonum  vacans  wird,^)  so  ist  damit  die 
Frage  nicht  erledigt,  auf  Grund  welchen  Eechtstitels  das  Ver- 
mögen der  aufgelösten  Gesellschaft  an  die  Mitglieder  gelangt. 
Das  Recht  auf  die  sogenannte  Liquidationsquote  steht  den 
Mitgliedern  kraft  Gesetzes  zu,  es  gehört  zu  denjenigen  Rechten, 
welche  dem  einzelnen  Mitglied  nicht  wider  seinen  Willen  ge- 
nommen werden  können,  welche  das  einzelne  Mitglied  nur 
durch  freiwilligen  Verzicht  verliert.  Der  bei  der  juristischen 
Persönlichkeit  im  allgemeinen  zum  Durchbruch  gelangende 
Mehrheitsgedanke  findet  hier  seine  Schranke.  Das  Vermögen 
der  juristischen  Person,  dessen  Bestand  durch  Verwaltungs- 
handlungen ihrer  Organe  vermehrt  oder  vermindert  werden 
kann,  ohne  dass  das  einzelne  MitgUed  seinen  SonderwiUen 
gegenüber  der  Mehrheit  zur  Geltung  zu  bringen  vermag, 
ist  mit  Bezug  auf  sein  rechtliches  Schicksal  nach  Auflösung 
der  Gesellschaft  gebunden.  Das  einzelne  Mitglied  hat  ein 
Anwartschaftsrecht  auf  dieses  Vermögen,  das  unentziehbar  ist. 
Wie  ist  dieses  Anwartschaftsrecht  zu  konstruiren?  Die  Ansichten 
darüber  gehen  auseinander.  ^)    Die  Einen    erblicken   darin  ein 


0  E.  Gr.  Civ.  VI  No.  18. 
2)  Renaud  S.  180. 

")  lieber  das  Folgende  Renaud  §§  12.  7;  öierke,  öenossenechafts- 
theorie  326  ff. 

16* 
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Miteigenthum  der  Aktionäre  am  Gesellschafts  vermögen.*)  Allein 
wenn  die  Aktiengesellschaft  juristische  Persönlichkeit  besitzt,  so  ist 
die  juristische  Person  Eigenthümerin  des  Gesellschaftsvermögens*) 
und  von  einem  Miteigenthum  der  Aktionäre  kann  keine  Eede 
sein.  Wären  die  Aktionäre  Miteigenthümer  der  zum  Gesell- 
schaftsvermögen gehörenden  Gegenstände,  so  müssten  ihre  An- 
theile  am  Gesellschafts  vermögen  je  nach  der  Beschaffenheit 
desselben  die  Eigenschaft  von  beweglichen  oder  unbeweglichen 
Sachen  haben.  Die  Aktie  ist  aber  von  jeher  stets  Mobilie  ge- 
wesen,*) auch  dann,  wenn  das  Gesellschaftsvermögen  lediglich 
aus  Grundstücken  besteht.  Erwirbt  die  Aktiengesellschaft  e|in 
Seeschiff,  so  werden  damit  die  Aktionäre  nicht  Schiflfspartner, 
sondern  das  Schiff  fällt  in  das  Eigenthum  der  juristischen  Person. 
Bestimmungen,  welche  das  Miteigenthum  von  Ausländem  an 
Seeschiffen,  die  die  einheimische  Flagge  führen,  ausschliessen, 
greifen  somit  für  im  Inlande  domizilirte  Aktiengesellschaften 
dann  nicht  Platz,  wenn  deren  Mitglieder  Ausländer  sind.^)  Be- 
steuert ein  Staat  das  Einkommen  der  Aktiengesellschaft  und  nach- 
träglich das  aus  Dividenden  erzielte  Einkommen  des  einzelnen 


1)  Vergl.  dazu  Renaud  S.  178,  156. 

®)  Das  Gesellschaftsvermögen  besteht  nicht  blos  aus  körperlichen 
Sachen,  sondern  auch  aus  dinglichen  Rechten,  Forderungen  etc.  Das 
Wort  „Eigenthum"  und  „Eigenthümer"  ist  daher  nur  cum  grant)  salis 
zu  gebrauchen.     Siehe  Gierke,  Genossenschaftstheorie  326 ff. 

*)  So  schon  bei  der  Bank  von  Genua  und  sonst  in  älterer  Zeit, 
meine  geschichtliche  Entwicklung  des  Aktienrechts  S.  74.  So  auch  jetzt 
allgemein.  Renaud  103,  Primker  632.  Demgemäss  würden  bei  der 
Fahrnissgemeinschaft  des  Bürgerl.  Gesetzb.  Aktien  in  das  Gesammtgut 
fallen  §  1551  und  hat  der  Ehemann  bei  der  Gütergemeinschaft  über  zum 
Gesammtgut  gehörige  Aktien  das  Verfügungsrecht  §  1443.  Für  Frankreich 
stellt  art,  529  des  Code  civil  ausdrücklich  die  Mobiliarqualität  fest, 
vergl.  dazu  Lyon-Caen  et  Renault  II  No.  108,  für  Italien  Vidari  II 
No.  1197,  für  England  Comp.  Act  1862  sect.  22  (personale  estate),  für 
Nordamerika  Spelling  §513,  Morawetz  §225,  Cook  §  12.  Verfehlt 
somit  die  Entscheidung  des  preussischen  Obertribunals  vom  15.  Mai  1871 
(Entsch.  66,  248). 

*)  Deutsches  Reichsgesetz  vom  23.  Dezember  1888.  Für  England 
Buckley  p.  8. 
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Aktionärs,^)  so  liegt  formal  juristisch  nicht  ein  Fall  der  Doppel- 
besteuerung vor,  er  hat  zwei  verschiedene  Vermögen  besteuert. 
Erwirbt  ein  Aktionär  eine  Servitut  am  Grundstücke  der  Aktien- 
gesellschaft, so  erwirbt  er  ein  jus  in  re  aliena,  nicht  blos  eine 
Servitut  an  der  Eigenthumsquote  seines  Mitaktionärs.  —  Andere 
leugnen  nicht,  dass  die  Aktiengesellschaft  Eigenthümerin  des 
Gesellschaftsvermögens  sei,  nehmen  aber  daneben  ein  Mit- 
eigenthum  der  Aktionäre  an,  welches  für  die  Zeit  des  Bestehens 
der  Gesellschaft  ruhe,  mit  dem  Zeitpunkt  der  Beendigung  der 
Gesellschaft  aufwache,  ähnlich  dem  Rechte  der  Ehefrau  an  Dotal- 
sachen  gegenüber  dem  Ehemanne.  Indessen  ist  der  Vergleich 
mit  dem  Dotalanspruche  der  Ehefrau  aus  zwei  Gründen  nicht 
zutreffend,  einmal  weil  an  den  einzelnen  Gegenständen  des 
.Gesellschaftsvermögens  der  Aktionär  auch  nach  Auflösung  der 
Gesellschaft  nicht  ein  Eigenthumsrecht,  sondern  weil  er  nur 
einen  Anspruch  auf  eine  entsprechende  Werthsrate  hat, 
sodann  weil  ihm  im  Gegensatz  zur  Ehefrau  ein  Anspruch  in 
bestimmter  Höhe  überhaupt  nicht  zusteht,  der  Betrag  seiner 
Liquidationsquote  vielmehr  vom  wirthschaftlichen  Ertrage  des 
Unternehmens  abhängig  ist.  Nicht  weiter  fuhrt  die  meist  wieder 
aufgegebene  Annahme  von  einem  eigenthumsartigen  Antheil 
der  Aktionäre  an  einer  Werthquote  des  Gesellschaftsvermögens,  ^) 
denn  wie  der  Werthbegriff  ein  nationalökonomischer,  nicht  ein 
juristischer  ist,  so  ist  auch  ein  fester  Werthantheil  überhaupt 
nicht  vorhanden.  Wieder  Andere  konstruiren  das  Recht  als 
jus  in  re  aliena,  ohne  freilich  zu  verkennen,  dass  dem  römischen 
Begriff  damit  nicht  Genüge  geschieht,^)  oder  (Kuntze)  als 
jus  in  bonis,  ein  unentziehbares  Pflichttheilsrecht  mit  Bezug 
auf  das  Vermögen  der  durch  Auflösung  endenden  Aktien- 
gesellschaft,   ein   treffendes  Bild,    aber   nicht  mehr.*)     Häufig 

*)  Preuss.  Einkommensteuergesetz  vom  24.  Juni  1891  §  1  No.  4,  §  1 
No.  1,  §  12,  vergl.  aber  §  16.  Ueber  andere  deutsche  Staaten  Simon, 
Staatseinkommensteuer  der  A.-G.  1892  S.  9-  17.  Ueber  die  ganze  Frage 
XTierke,  Genossenschaftstheorie  331 — 333. 

2)  Vergl.  dagegen  Stobbe  I  §  68. 

*)  Gierke,  Genossenschaftstheorie  S.  327. 

■*)  Mit  Recht   dagegen  Ladenburg  in  Busch's   Archiv  VI  219. 


246  Darstellung  des  geltenden  Aktienrechts. 

wird  io  dein  Antheil  des  Aktionärs  am  Gesellschafbsyermögen 
ein  obligatorisches  Recht  gegen  die  Gesellschaft*)  erblickt, 
aber  worauf  die  Obligation  sich  während  des  Bestehens  der 
Gesellschaft  richten  soll,  ist  nicht  ersichtlich.  Eine  Verpflichtung, 
die  Einlage  zu  restituiren,  besteht  für  die  Gesellschaft  nicht 
und  der  Anspruch  auf  Herausgabe  der  Werthquote  nach  Auf- 
lösung der  Gesellschaft  kann  sich  nicht  gegen  die  Gesellschaft 
kehren,  da  diese  gar  nicht  mehr  zu  Recht  besteht.  Würde 
das  Antheilsrecht  des  Aktionärs  durch  gesetzwidrige  Beschlüsse 
verletzt  werden,  so  würde  er  nicht  eine  Klage  auf  Erfüllung 
einer  Obligation,  sondern  eine  Anfechtungsklage  gegenüber 
ungesetzlichen  Beschlüssen  haben. 

Erwachsen  somit  für  das  Recht  auf  die  sogenannte  Liqui- 
dationsquote konstruktive  Schwierigkeiten,  wenn  man  die  Aktien- 
gesellschaft mit  denjenigen  juristischen  Personen  vergleicht, 
welche  den  Normaltypus  für  die  Doktrin  bilden,  so  ist  ein 
zweites  Recht  des  Aktionärs,  das  Dividendenrecht,  in  freilich 
nicht  gleich  hohem  Grade  eine  der  gewöhnlichen  juristischen 
Person  fremde  Erscheinung.  Auch  hier  ist  unleugbar,  dass  es 
zahlreiche  juristische  Personen  giebt,  welche  um  des  wirthschaft- 
lichen  Nutzens  der  Mitglieder  willen  ihre  Existenz  führen. 
Aber  eine  derartig  intensive  Hinneigung  zur  individualistischen 
Zweckbestimmung  ist  nur  bei  wenigen  juristischen  Persönlich- 
keiten vorhanden.  Das  gesetzliche  Anrecht  der  Mitglieder  auf 
den  periodischen  Reinertrag,  das  sogenannte  abstrakte  Dividenden- 
recht, wie  es  sich  hier  findet,  kennzeichnet  scharf  die  Grund- 
auffassung, dass  die  reguläre  Aktiengesellschaft  selbständige, 
von  den  Interessen  der  Mitglieder  losgelöste  Zwecke  nicht  be- 
sitzt, dass  sie  nicht  für  sich  Kapital  häuft,  sondern  dass  sie 
das  Erworbene  grundsätzlich  wieder  abzuführen  hat.  Am 
nächsten  würde  sie  damit  den  Stiftungen  stehen,  deren  Erträgnisse 
gewissen  Destinataren  zu  Gute  kommen  sollen.  Aber  wenn  sich 
bei  der  Stiftung  Rechtsperson  und  Benefiziat  als  zwei  scharf  ge- 
schiedene Parteien  gegenüberstehen,  so  liegt  bei  der  Aktiengesell- 
schaft die  Sachlage  anders,  das  Anrecht  auf  den  Reinertrag  beruht 


®)  Vergl.  Gierke,  Genossenschaftstheorie  328. 


Die  rechtliche  Natur  der  Aktiengesellschaft.  247 

auf  dem  Antheil  am  Gesellschaftsvermögen.  Das  Dividenden- 
recht  ist  seinem  Grundtypus  nach  Annex  des  Gesellschafts- 
antheiles  und  lässt  sich  deshalb  nicht  als  eine  besondere  Forderung 
gegen  die  Gesellschaft  auffassen.^)  Eine  Verletzung  des  ab- 
strakten Dividendenrechts  erscheint  somit  nicht  in  der  Gestalt 
einer  schuldnerischen  Vertragsverletzung,  sondern  in  der  Gestalt 
eines  ungesetzlichen  Eingriffes  in  die  mitgliedschaftliche  Sonder- 
stellung, der  Anspruch  geht  nicht  auf  Zahlung  einer  Summe, 
sondern  auf  Ungültigkeitserklärung  der  Beschlussfassung.  Erst 
mit  der  Feststellung  der  Dividende  löst  sich  der  Anspruch  von 
dem  Aktienrecht  als  Ganzem  ab  und  wird  ein  selbständiges 
Gläubigerrecht  auf  eine  feste  Summe. 

Die  Kategorien  des  dinglichen  und  obligatorischen  Rechts, 
mit  denen  namentlich  die  Praxis  noch  immer  operirt,  reichen 
mit  Bezug  auf  die  Konstruktion  der  vermögensrechtlichen  An- 
rechte der  Aktionäre  nicht  aus,  wenn  man  die  Rechtspersön- 
lichkeit der  Aktiengesellschaft  anerkennt.  Sie  beruhen  auf  der 
Scheidung  der  Individuen,  sie  sind  von  trennenden,  nicht  von 
vereinigenden  Gesichtspunkten  beherrscht.  Die  Konstruktion 
der  Anrechte  des  Aktionärs  als  dinglicher  Rechte  zerstört  die 
Rechtspersönlichkeit  der  Gesellschaft,  indem  sie  der  Gesell- 
schaft das  Vermögen  nimmt  und  es  nach  Quoten  unter  die 
Mitglieder  theilt,  die  Konstruktion  als  obligatorischer  Rechte 
beraubt,  wenn  das  obligatorische  Recht  einen  wirklichen  In- 
halt haben  soll,  die  Gesellschaft  ihrer  Beschlussfreiheit,  sie 
stellt  die  ineinandergeschlungenen  Interessen  als  feindliche 
gegenüber,  sie  identifizirt  Aktionäre  und  Gläubiger.*)  Um- 
gekehrt führt  die  schrankenlose  Durchführung  der  Persönlich- 
keitsidee zur  Leugnung  aller  vermögensrechtlichen  Anrechte 
des  Aktionärs,  es  giebt  nur  eine  Herrschaft  über  das  Gesell- 
schaftsvermögen, die  der  juristischen  Persönlichkeit.  Die 
juristische  Person  ist  regellos  frei  in  der  Zuweisung  von  Gütern 
an  ihre  Mitglieder,  es  giebt  weder  ein  Dividendenrecht  noch 
ein  Recht  auf  die  Liquidationsquote.   Es  giebt  nur  precaristische 


^)  So  die  franz.  Jurisprud.    Lyon-Caen  et  Renault  11  Nr.  107. 
2)  Treffend  Gierke,  Grenth.  330:    „Jede  Lösung  ist  unannehmbar, 
welche  entweder  die  A.  G.  oder  die  Aktionäre  expropriirt." 
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Mitgliedschaftsausstrahlungen,  die  die  Gesellschaft  mit  souveräner 
Willkür  vernichten  kann.  Der  Aktionär  kann  nicht  als  solcher 
kraft  seiner  Mitgliedschaft  Sonderrechte  haben,  besitzt  er  ein 
selbständiges  Recht,  so  besitzt  er  es  als  Dritter.  Auch  diese 
Auffassung  hat  zahlreiche  Anhänger.^)  Sie  erkennt  die 
juristische  Persönlichkeit  an,  aber  sie  anerkennt  nur  eine  Art 
juristischer  Persönlichkeit,  sie  ist  nicht  minder  individualistisch 
vom  Standpunkte  der  Gesellschaft,  als  die  soeben  erörterte 
Auffassung  individualistisch  vom  Standpunkte  der  Aktionäre 
ist.  Sie  widerspricht  aber  vor  allem  dem  positiven  Recht. 
Die  beiden  Vordersätze  zugegeben,  dass  die  Aktiengesellschaft 
juristische  Persönlichkeit  besitzt  und  dass  das  einzelne  Mitglied 
mit  Bezug  auf  das  Vermögen  der  Aktiengesellschaft  unentzieh- 
bare  Sonderrechte  besitzt,  führen  zu  der  Schlussfolgerung,  die 
schon  Renaud  und  nach  ihm  Gierke  u.  a.  gezogen  haben, 
dass  diese  Sonderrechte  in  der  Mitgliedschaft  beruhen.  Die 
Mitgliedschaft  umfasst  bei  der  Aktiengesellschaft  nicht  blos 
precaristische,  sondern  auch  selbständige  Befugnisse.  Der 
Umfang  der  letzteren  ist  grösser,  als  bei  den  meisten  anderen 
juristischen  Personen.  An  der  Rechtspersönlichkeit  der  Aktien- 
gesellschaft wird  dadurch  nichts  geändert.  Längst  ist  die 
Möglichkeit  von  Sonderrechten  innerhalb  der  Korporation  dank 
der  germanistischen  Forschung  erkannt  worden.^)  Die  aus- 
ländische Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  erkennt  ihr 
Nebeneinanderbestehen  unumwunden  an.  Bei  öffentlichrecht- 
lichen und  privatrechtlichen  Verbänden  begegnen  sie.  Die 
schrankenlose  Souveränität  der  Korporation  ist  im  Leben  bei 
wirthschaftlichen  Korporationen  der  seltnere  Typus.  Nur  eine 
der  Wirklichkeit  abgekehrte  Betrachtungsweise  kann  wegen 
des  Bestehens  von  Sonderrechten  die  vorhandene  Rechts- 
persönlichkeit leugnen. 

Die  Aktiengesellschaft   gehört  zu  denjenigen  Verbänden, 
deren  Zwecksatzung  dem  Mitgliedschaftsrechte  eine  stark  aus- 


*)  Vergl.  die  Litteratur  in  meinem  Aufsatz  über  Einzelrecht  und 
Mehrheitswille  in  der  Aktiengesellschaft  (Archiv  für  bürgerl.  Recht  IX 
301  ff.) 

2)  Bahnbrechend  die  Untersuchungen  von  Gierke. 
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geprägte  Sonderrechtsnatur  verleiht.  Sie  reiht  sich  den  Mark- 
genossenschaften, Gewerkschaften  und  Wirthschaftsgenossen- 
schaften  in  dieser  Beziehung  an,  übertrifft  diese  aber  noch 
durch  die  energischere  Durchbildung  der  Realassoziationsidee. 
Hierin  besteht  die  Eigenthümlichkeit  ihres  Wesens.  Gehört 
sie  in  Folge  dieser  Eigenthümlichkeit  dem  Grenzgebiet  zu 
den  societates  an,  so  bleibt  ihr  darum  Rechtspersönlichkeit. 
Alle  einzelnen  Kriterien,  die  man  für  die  Frage  der  juristischen 
Persönlichkeit  ins  Feld  führt,  treffen  bei  ihr  zu:  Schulden- 
haftung der  Mitglieder,  Mehrheitsbeschluss,  körperschaftlicher 
Aufbau,  einheitliches  Aultreten  nach  aussen.  Die  Gesammt- 
durchschnittserscheinung  ins  Auge  gefasst,  kann  das  Urtheil 
nicht  anders  lauten,  dass  als  Träger  der  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten ein  besonderes  Wesen,  nicht  die  einzelnen  Mit- 
glieder erscheinen.^) 

§  18. 
Fortsetzung. 

Ist  die  Aktiengesellschaft  juristische  Person,  so  fragt  es 
sich  weiter,  ob  sie  Korporation  oder  Stiftung  oder  ein 
Drittes  ist. 

Bezeichnung  und  äussere  Erscheinung  der  Aktiengesell- 
schaft scheinen  einen  Zweifel  über  die  Zuweisung  der  Aktien- 
gesellschaft zu  den  Korporationen  nicht  aufkommen  zu  lassen. 
Wenn  das  die  Korporation  von  der  Stiftung  Unterscheidende 
das  Vorhandensein  eines  Personenvereins  gegenüber  dem 
blossen  Zweckvermögen  der  Stiftung  darstellt,  so  folgt  aus 
dem  Gesellschaftsbegriff  der  Aktiengesellschaft,  wie  es  scheint, 
mit  zwingender  Nothwendigkeit,  dass  die  Aktiengesellschaft 
Korporation  ist.  Genügt  danach  nicht  das  Vorhandensein  des 
Aktienfonds,  sondern  bedarf  es  des  Zusammentretens  mehrerer 
physischer  oder  juristischer  Personen,  um  die  Gesellschaft  zu 
Stande  zu  bringen,  sind  sogar  weitergehend  von  der  Mehrzahl 
der  Gesetzbücher  Minimalzahlen  von  Mitgliedern  gefordert  — 
80    wird    damit    scheinbar    die    Zugehörigkeit    der    Aktien- 

*)  Regelsberger  §79. 
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gesellschaft  zu  den  Korporationen  erwiesen.  Nicht  minder 
deutet,  sollte  man  annehmen,  der  Aufbau  des  Organismus 
(Souveränität  des  die  Gesammtheit  der  Mitglieder  darstellenden 
Organes,  der  Generalversammlung,  Abhängigkeit  von  Vorstand 
und  Aufsichtsrath  von  den  Beschlüssen  der  Mitglieder,  freie 
Auflösung  durch  Willensentschluss  der  Majorität)  auf  die 
Korporationsnatur  hin.  Nichtsdestoweniger  sind  bis  in  die 
jüngste  Zeit  Vertreter  der  Auffassung,  dass  die  Aktiengesell- 
schaft besser  oder  mit  gleichem  Recht  zu  den  Stiftungen  zu 
zählen  sei,  zu  verzeichnen.  Einer  Untersuchung  über  diese 
Frage  kann  somit  nicht  ausgewichen  werden. 

Unbestreitbar  zeigt  die  Aktiengesellschaft  eine  gewisse 
Hinneigung  zu  den  Stiftungen  in  Folge  ihres  Charakters  als 
Eealassoziation.  Indem  sie  ohne  Vermögen  nicht  entstehen 
kann  und  mit  dem  Fortfall  des  Vermögens  zur  Auflösung  ge- 
langt, indem  femer  gewöhnlich  bei  ihr  persönliche  Eigen- 
schaften der  Mitglieder  gleichgültig  sind,  der  Erwerb  der  Aktie 
vielmehr  unterschiedslos  die  Mitgliedschaft  gewährt,  indem 
endlich  die  Zahl  der  Mitglieder  sich  mit  der  Zahl  der  An- 
theile  nicht  zu  decken  braucht,  die  Grundartikel  der  Ver- 
fassung nur  über  die  Zahl  der  Antheile  Auskunft  geben,  über 
die  Mitgliederzahl  schweigen  —  scheint  mehr  die  Schaffung 
eines  Zweckvermögens  als  die  Gründung  einer  Korporation 
vorzuliegen.  Indessen  ist  es  keineswegs  eine  Eigenthümlichkeit 
der  Aktiengesellschaft,  dass  sie  zur  Entstehung  realer  Momente 
neben  personalen  (einer  Mehrzahl  von  Mitgliedern)  bedarf.  Wie 
Staat  und  Gemeinde  als  Gebietskörperschaften  eine  territoriale 
Grundlage  voraussetzen,  auf  der  sie  sich  als  organisirte  Ge- 
sammtheiten  konstituiren,  so  setzen  die  zahlreichen  agrarischen 
Korporationen  eine  Vermögensmasse  in  der  Gestalt  eines  Land- 
gebietes, Waldes,  Bergwerkes  u.  dergl.  voraus,  ohne  damit  die 
Eigenschaft  von  Körperschaften  einzubüssen.  Auch  ist  es 
keineswegs  nothwendig,  dass  das  Vermögen,  mit  dem  die 
Aktiengesellschaft  beginnen  soll,  von  derartiger  Erheblichkeit 
gegenüber  den  Persönlichkeiten  der  Mitglieder  ist,  dass  man 
das  Schwergewicht  hierauf  zu  legen  hat.  Wo,  wie  in  der 
Mehrzahl  der  Gesetzgebungen,  Minimalbeträge  für  das  Grund- 
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kapital  nicht  aufgestellt  sind,  während  eine  Minimalzahl  von 
Mitgliedern  verlangt  wird,  ist  es  möglich,  dass  der  Betrag  des 
Gesellschaftsvermögens  ein  so  geringer  i^t,  dass  die  Idee  der 
Stiftung  ganz  ausgeschlossen  erscheinen  muss.  Aber  auch  da, 
wo  Minimalbeträge  für  das  Grundkapital  sich  vorfinden,  sind 
sie  nicht  verlangt,  um  einen  Mindestbetrag  des  Zwecks- 
Vermögens  den  Gläubigem  oder  Destinataren  zu  garantiren. 
Vielmehr  resultirt  nur  mittelbar  aus  dem  Zusammenhalten  der 
Vorschrift  einer  Minimalzahl  von  Anfangsmitgliedern  mit  der 
anderen,  dass  jedes  Mitglied  sich  mit  einem  Mindestbetrag  bethei- 
ligen muss,  der  Mindestbetrag  des  Grundkapitals.^)  Ist  der  Sinn 
der  letzteren  Vorschrift  aber  allein  der,  den  Minderbegüterten 
von  der  Betheiligung  an  derartigen  Gesellschaftsformen  abzu- 
halten, so  zeigt  sich  auch  hier,  dass  die  Korporations-,  nicht 
Stiftungsidee  bei  Fixirung  dieses  Minimalbetrages  des  Grund- 
kapitals vorgeschwebt  hat.  Der  Umstand,  dass  mit  der  Konkurs- 
eröffnung die  Aktiengesellschaft  ihr  Ende  findet,  kann  für  die 
Stiftungseigenschaft  schon  deshalb  nicht  entscheiden,  weil  ein  der- 
artiger Auflösungsgrund  auch  bei  anderen  Verbänden,  welche 
zweifellos  die  Natur  von  Korporationen  haben,  von  der  Gesetz- 
gebung anerkannt  ist.  Umgekehrt  ist  nach  mehrfachen  Gesetz- 
gebungen das  Sinken  der  Zahl  der  Mitglieder  unter  eine  bestimmte 
Anzahl  auch  dann  Auflösungsgrund,  wenn  das  Gesellschafts- 
vermögen voll  vorhanden  ist,  ein  mit  der  Stiftungsidee  ganz  und 
gar  nicht  vereinbarer  Umstand,  da  es  für  die  Existenz  des 
Zweckvermögens  gleichgültig  sein  kann,  wie  gross  die  Zahl  der 
Destinatare  ist.  Aber  auch  da,  wo  das  Vorhandensein  einer 
bestimmten  Anzahl  von  Mitgliedern  für  den  Fortbestand  nicht 
verlangt  wird,  lässt  sich  für  die  Aktiengesellschaft  eine  Ab- 
weichung von  allgemeinen  Sätzen  des  Korporationsrechts  mit 
Bezug  auf  ihre  Fortexistenz  bei  Fortfall  der  Mitglieder  nicht 
annehmen.  Der  Satz  von  Becker,*)  dass  alle  Aktionäre  todt 
und  unbeerbt  sein  können,  ohne  dass  darum  die  Aktien- 
gesellschaft zu  existiren  oder  zu  ftinktioniren  aufhören  müsste, 
hat  für  die  Aktiengesellschaft  nicht  mehr  Berechtigung  als  für 

')  Siehe  oben  S.  164. 
»)  Pand.  I  262. 
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jede  andere  Korporation.  Die  für  das  gemeine  Recht  vor- 
zuziehende Auffassung,^)  dass  mit  dem  Fortfall  sämmtlicher 
Mitglieder  die  Korporation  zu  existiren  aufhört,  hat  auch  für 
die  Aktiengesellschaft  zu  gelten.  Sinkt  dagegen  die  Zahl  der 
Mitglieder  his  auf  eine  Person,  welche  sämmtliche  Aktien  ver- 
einigt, so  wird  freilich  die  Aktiengesellschaft  hei  Bestand  hleihen, 
weil  die  Möglichkeit,  die  Mitgliederzahl  durch  Veräusserung 
von  Aktien  wieder  zu  erhöhen,  jederzeit  vorhanden  ist,  aber 
auch  bei  anderen  Korporationen  wird  Fortbestand  in  diesem 
Falle  angenommen.  —  Die  Thatsache,  dass  für  den  Erwerb  der 
Mitgliedschaft  die  persönlichen  Eigenschaften  des  Erwerbenden 
regelmässig  gleichgültig  sind,  kann  gegen  die  Korporationsnatur 
nicht  sprechen,  da  der  Begriff  der  Korporation  nicht  nothwendig 
besondere  Qualifikation  des  Mitgliedes  voraussetzt.  Dem  Umstand 
endlich,  dass  in  den  Grundartikeln  das  Kapital  der  Gesellschaft 
inAntheile  zerlegt  wird,  währenddie  Anzahl  der  Mitgliedschaften, 
welche  davon  verschieden  sein  kann,  unberücksichtigt  bleibt,^) 
erklärt  sich  daraus,  dass  nach  der  Quote  des  Grundkapitals 
Vermögensberechtigung  und  Antheil  an  der  Verwaltung  bemessen 
wird,  keineswegs  verräth  er  die  rechtliche  Belanglosigkeit  des 
Personenvereins  für  die  Aktiengesellschaft. 

Die  von  Becker,'*)  Witte*)  u.  a.  vertretene  Annahme, 
dass  die  Aktiengesellschaft  eine  Stiftung,  nicht  eine  Korporation 
sei,  führt  zu  schlechterdings  unhaltbaren  Konsequenzen.  Sie 
hätte  zur  Folge,  dass  die  Aktiengesellschaft  auf  Gnmd  eines 
Stiftungsaktes  des  das  Vermögen  dem  Zweck  widmenden  Stifters 
entstehen  müsste,  dass  die  Aktionäre  nicht  als  Mitglieder,  sondern 
als  Destinatare  der  Stiftung  erschienen,  dass  der  Vorstand  als 
Verwalter  der  Stiftung  zu  betrachten  wäre,  welcher  gemäss  dem 
Stiftungswillen  das  Zweckvermögen  zu  verwalten  hätte,  dass  in 
Ermangelung  abweichender  Bestimmung  das  Vermögen  nach 
Aufhören  der  Rechtspersönlichkeit  an  den  Staat  fiele  u.  a.  m. 
Bei  der  Aktiengesellschaft  ist  aber  weder  von  einem  Stiftungsakt 


1)  Becker  I  238. 
«)  Siehe  oben  S.  173. 
»)  Pandekten  I  262. 
4)  Z.  f.  H.  R.  VIU  S.  15. 
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noch  von  einem  das  Vermögen  der  Zwecksatzung  widmenden 
Stifter  die  Rede,  die  Aktionäre  stehen  nicht  der  Gesellschaft  als 
Genussberechtigte  gegenüber,  sondern  gehören  der  Korporation 
mit  Pflichten  und  Rechten  als  Mitglieder  an,  der  Vorstand  ist 
durch  die  Mitgliederversammlung  frei  absetzbares  Organ  der 
Aktiengesellschaft,  eine  Kontrolle  des  Staates  ist  meist  nicht  vor- 
handen, das  Vermögen  fallt  im  Zweifel  nach  Auflösung  der  Ge- 
sellschaft an  die  Mitglieder.^)  Ist  demnach  die  Auftassung,  dass 
die  Aktiengesellschaft  eine  Stiftung  sei,  zu  verwerfen,  so  lässt  sich 
auch  die  Annahme,  dass  sie  eine  zwischen  Korporation  und 
Stiftung  stehende  Mittelklasse  darstelle,  nicht  vertheidigen,  da  eine 
Nothwendigkeit  zur  Annahme  eines  solchen  Zwischengebildes  für 
die  wahren  Aktiengeschaften  nicht  vorliegt.  Noch  weniger  liegt 
eine  Veranlassung  vor,  die  Aktiengesellschaft  als  ein  Konglomerat 
von  zwei  juristischen  Personen,  Zweckvermögen  und  Korporation 
anzusehen,*'*)  da  eine  solche  Auffassung  die  geschlossene  Einheit 
des  Instituts  unnöthiger  Weise  zersprengt  und  auf  gekünstelte 
Weise  Hergänge  zu  erklären  sucht,  die  sich  aus  der  Grund- 
auffassung als  Korporation  ungezwungen  ergeben. 

§  lö. 
Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  der  Al(tiengesellschaft.'^) 

Mit  der  Feststellung  der  juristischen  Persönlichkeit  ist 
die  der  Rechtsfälligkeit  für  die  Aktiengesellschaft  gegeben.  Beide 
Ausdrücke  besagen  im  Grunde  das  Gleiche,  dass  die  Aktien- 


^)  lieber  Staatsanstalten  auf  Aktien  unten  §  21  No.  7. 

^  Krückmann  bei  Gruchot  XXXVII,  247. 

»)  Litteratur:  Renaud  §  16,  Becker,  Pandekten  I  §§  61,  62; 
Gierke,  GenossenMchaftstheorie  141  ff.,  603 ff.;  derselbe,  Deutsches Privatr. I 
472.  512 ff.;  derselbe  in  Jherings  Jahrb.  XXXV  21  ff.;  Stobbe,  Deutsches 
Privatr.  3.  Aufl.  I  §§  53,  49,  No.  9;  Regelsberger,  Pandekten  §81; 
Roth,  Deutsches  Privatr.  I  §71  III;  Ring  295—299;  Lyon-Caen  et 
Renault  n  Nr.  108ff ;  Vidari  I  Nr.  722—771;  Buckley  p.  7ff.,  164; 
Spelling  §  60ff.,  I28ff.,  200ff.,  935ff.  Betreffs  ausländischer  Aktiengesell- 
schaften Ring  289,  290;  v.  Bari  S.  162,  300  ff.;  Lyon-Caen  et  Renault  II 
No.  1092 ff.;  Gastier,  De  la  oondition  legale  des  societes  etrangöres  en 
France  et  dans  les  pays  voisins  Douai  1884;  Grandperret,  De  la  con- 
dition  juridique  en  France  des  societes  etrangöres  par  actions  Lyon  1893; 
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gesellschaft  als  solche  Subjekt  von  Rechten  und  Träger  von 
Verbindlichkeit  ist.  Ueber  den  Umfang  dieser  Rechtsfähigkeit 
ist  damit  noch  nichts  entschieden.  Wie  er  in  den  verschiedenen 
Gesetzgebungen  für  die  juristischen  Personen  überhaupt  varürt, 
so  gelten  insbesondere  für  die  Aktiengesellschaft  zum  Theil  be- 
sondere Normen.  Er  ist  auch  nicht  der  gleiche  für  inländische 
und  für  ausländische  Aktiengesellschaften.  Für  die  Abgrenzung 
der  Rechtsfähigkeit  der  Aktiengesellschaft  kommen  meist  weniger 
handelsrechtliche,  als  allgemein  civil-  und  staatsrechtliche  Be- 
stimmungen in  Betracht. 

Die  Rechtsfähigkeit  der  Aktiengesellschaft  auf  dem  Gebiete 
des  Privatrechts  äussert  sich  vornehmlich,  wenn  auch  nicht 
ausschliesslich,  in  vermögensrechtlicher  Beziehung.^)  Auch 
ausserhalb  des  Vermögensrechts  kann  die  Aktiengesellschaft 
Träger  von  Rechten  sein,  soweit  solche  nicht  kraft  ihrer  Be- 
schaffenheit nur  auf  physische  Personen  zugeschnitten  sind. 
Während  ihr  demgemäss  zwar  familienrechtliche  Beftignisse  und 
Pflichten  nicht  zustehen  können,  ist  sie  fähig  des  Namens-^) 
und  Zeichenrechtes,*)  der  Urheber-*)  und  Erfinderrechte,*)  des 
Siegel-*)  und  Wappenrechtes.  Sie  ist  Träger  dieser  Rechte 
nicht  blos  insoweit,  als  es  sich  um  vermögenswerthige,  sondern 
auch  insoweit,  als   es   sich  um  ideale  Gesichtspunkte  handelt. 

P  ine  au,  Des  societes  commerciales  en  droit  international  prive.  Paris 
1894.  Pascaud  in  Revue  des  societe  Vif  89 — 93;  Thaller  in  Annales 
de  droit  commercial  IV  257ff.  Buokley  p.  4,  7,  8,  80;  Hergenhahn 
in  Holdheims  Wochensohr.  f.  Aktienr.  I  204,  313.  Holdheim  daselbst  I 
364,  II  187,  320,  IV  189.  Crouv^s  daselbst  II  326,  392,  409,  426.  Reiche 
Litteraturangaben  bei  Houpin  11  Nr.  1037  ff.  Für  Italien  Vi  dar  i  I 
Nr.  843—862.  Für  Nordamerika  Spelling  §  76ff.  210,  Morawetz  §  316ff. 
^)  Gierke,    Genossenschaftstheorie   S.  146 — 150,   D.  Privatr.  I  515. 

2)  Oben  §  12. 

3)  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  I  733  No.  43. 

*)  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  I  515,  781,  782. 

^)  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  I  869. 

*)  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  I  515  No.  9.  Zumal  in  England 
mit  seiner  Eintheilung  von  contracts  under  seal  and  simple  contracts 
spielt  das  Siegel  eine  grosse  Rolle.  Die  Comp.  Act  1862  sect.  18,  41  hebt 
das  Recht  zur  Führung  eines  common  seal  besonders  hervor.  Das  Gleiche 
gilt  von  Japan  (H.  G.  B.  art.  70 — 72).  In  Nordamerika  ist  die  Bedeutung 
geringer.     Morawetz  §338,  Cook  §§723,  721. 
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Sie  ist  demgemäss  bei  Verletzung  dieser  ihrer  Rechte  nicht 
auf  den  Nachweis  entstandenen  Vermögensschadens  angewiesen, 
wenn  die  physische  Person  ohne  Rücksicht  auf  Vermögensschaden 
den  Verletzenden  belangen  darf.  Nicht  minder  ist  die  Aktien- 
gesellschaft fähig  der  Mitgliedschaftsrechte  in  einer  anderen 
Korporation,  vor    allem  in  einer  anderen  Aktiengesellschaft,') 

')  So  zweifellos  nach  deutschem  Rechte,  wenn  nicht  die  Statuten 
nur  physische  Personen  zulassen.  Dagegen  kommt  es  nach  englisch-nord- 
amerikanischem Kechte  wenigstens  mit  Bezug  auf  die  Mitgliedschaft  in 
Kapitalgesellschaften  darauf  an,  ob  die  eigenen  Verfassungsartikel  die 
Aktiengesellschaft  dazu  ermächtigen.  Buokley  p.  7,  Spelling  §§  5,  285, 
Cook  §  64,  wo  Kasuistik.  —  Eine  sehr  bestrittene  Frage  ist,  ob  die  Aktien- 
gesellschaft Mitglied  einer  offenen  Handelsgesellschaft  werden  kann.  Für 
die  Verneinung  mit  Recht  Ring  150,  151,  Staub  zu  art.  85  §5,  Hold- 
heim in  Wochenschr.  für  Aktienr.  I  195 f.;  für  die  Bejahung  Eltzbacher 
in  Z.  f.  H.  XLV,  57  ff.,  woselbst  reiche  Litteraturangaben.  Der  Umstand, 
dass  für  die  Schulden  der  offenen  Handelsgesellschaft  der  Gesellschafter  in 
solidum  haftet,  würde  nicht  im  Wege  stehen,  da  die  Aktiengesellschaft 
dann  eben  bis  zum  Betrage  ihres  Vermögens  haften  würde.  Solche 
solid are  Haftung  liegt  auch  in  dem  Falle  vor,  wenn  eine  Aktiengesellschaft 
Mitglied  einer  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaft  mit  unbeschr. 
Haftpflicht  ist,  welcher  Fall  vom  Genossenschaftsgesetz  §  9  Abs.  2 
implicite  anerkannt  ist.  Bedenklicher  ist  bereits,  dass  die  alleinige  Ver- 
tretung der  offenen  Handelsgesellschaft  möglicherweise  dem  anderen  Socius 
zustehen  kann,  womit  die  Aktiengesellschaft  zwar  nicht  unmittelbar  aber 
mittelbar  einen  Vorstand  erhielte,  der  von  ihr  nicht  frei  absetzbar  ist. 
Man  könnte  dasselbe  Argument  gegen  die  Mitgliedschaft  der  Aktien- 
gesellschaft in  der  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaft  mit  unbeschr. 
Haftpflicht  vorbringen.  Aber  die  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaft 
ist  ihrer  normalen  Gestalt  nach  auf  eine  grössere  Mitgliederzahl 
zugeschnitten,  die  Betheiligung  an  der  Erwerbs-  und  Wirthschafts- 
genossenschaft soll  nicht  die  Persönlichkeit  des  sich  Betheiligenden  ganz 
in  Anspruch  nehmen,  die  Geschäftsführung  soll  ihm  nicht  zustehen 
u.  dergl.  m.  Bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  ist  normaler  Weise  an 
Arbeits-  und  Kapitalgesellschaft  gedacht,  persönliche  Tüchtigkeit  und 
Fleiss  soll  neben  der  Vermögensbetheiligung  eine  Rolle  spielen.  Der 
historischen  Entwickelung  der  offenen  Handelsgesellschaft  widerstrebt  die 
Mitgliedschaft  einer  juristischen  Person,  deren  Zulassung  zu  dem  Zerrbild 
einer  aus  zwei  Aktiengesellschaften  zusammengesetzten  offenen  Handels- 
gesellschaft fuhren  könnte.  In  obigem  Sinne  auch  die  Deutsche  Praxis. 
Anders  die  OesterreichischeW.  Pappenheim  in  Z.  f.H.R.  XL  VI  412  ff.  Da- 
gegen kann  die  Aktiengesellschaft  Kommanditistin  und  stiller  Gesellschafter 
werden,  desgleichen  Mitglied  einer  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung. 
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soweit  solche  MitgliedschaÄ  mit  ihrer  eigenen  Struktur  zu  ver- 
einbaren ist.  Und  endlich  ist  ihr  richtiger  Ansicht  nach  auch 
eine  Körperschaftsehre  zuzusprechen.^) 

Auf  dem  Gebiete  des  Vermögensrechtes  hat  die  Aktien- 
gesellschaft  nach  kontinentaler  Auffassung  an  sich,  soweit  die 
Zwecksatzung  dies  überhaupt  zulässt,  allgemeine  Rechts-  und 
Handlungsfähigkeit.  Sie  kann  an  sich  Rechte  dinglicher  und 
obligatorischer  Art,  unter  Lebenden  und  von  Todes  wegen^) 
erwerben,  während  ihr  ein  gesetzliches  Erbrecht  nicht  zu- 
steht. Gleichgültig  ist  an  sich,  ob  der  die  Rechte  Ein- 
räumende ein  Dritter  oder  ob  es  ein  Mitglied  ist,  ob  die 
Rechte  an  Mobilien  oder  Inmiobilien  bestehen,  wie  hoch 
der  Werth  des  erworbenen  Rechtes  ist.  Sie  kann  an  sich 
ferner  Verpflichtungen  eingehen,  sei  es  durch  Vertrag,  sei  es 
durch  einseitiges  Rechtsgeschäft,  sie  ist  gleich  der  physischen 
Person  Trägerin  gesetzlicher  Obligationen,  soweit  solche  nicht 
auf  familienrechtlicher  Grundlage  beruhen^)  und  ihr  können 
aus  rechtswidrigen  Handlungen  oder  Unterlassungen  ihrer  Organe 
Deliktsobligationen  erwachsen.*)  Im  einzelnen  finden  sich 
jedoch  Beschränkungen,  welche  theils  ihrer  Natur  als  juristische 
Person,  theils  ihrer  Eigenschaft  als  Handelsgesellschaft  ent- 
springen, oder  welche  nur  mit  Bezug  auf  sie  ausgesprochen 
sind.  Zu  den  ersteren  gehören  gesetzliche  Bestimmungen, 
welche  die  Anhäufung  von  Vermögen  durch  Schenkungen  oder 
letztwillige  Verfügungen  oder  den  Erwerb  von  Grundbesitz  bei 
juristischen  Personen  an  die  Genehmigung  der  Behörde  knüpfen. 
So  bedürfen  nach  dem  preussischen  Gesetz  vom  23.  Februar  1870 
§  2  Schenkungen   und  letzwülige  Zuwendungen,   deren  Werth 


1)  Vergl.  Gierke  D.  P.  K.  I  p.  516,  Gen.-Theorie  147flF.;  v.  Liszt, 
Lehrbuch  des  Strafrechts  4.  Aufl.  S.  354;  Staub  zu  art.  213  §  2,  Ring  298, 
299;  für  das  englische  Recht  anerkannt,  Blackstone-Kerr  I  455. 

^)  Nach  römischem  Recht  kann  sie  freilich  nicht  ohne  weiteres  zum 
Erben  eingesetzt  werden,  wohl  aber  nach  Landesrechten  (vergl.  Motive 
zum  Entw.  eines  B.  Gr.  B.  V,  15)  und  jetzt  nach  dem  B.  G.  B. 

*)  z.  B.  nach  dem  Haftpflichtgesetz,  nach  den  sozialpolitischen  Ge- 
setzen u.  s.  w. 

*)  B.  G.  B.  §§31,  831.  Genaueres .  über  diese  Frage  bei  Gierke, 
Gen.-Theorie  784—801,  in  Jherings  Jahrb.  XXX.V,  234 ff. 
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die  Summe  von  3000  Mark  übersteigt,  zu  ihrer  Gültigkeit  der 
Genehmigung  des  Königs  oder  der  durch  königliche  Verordnung 
ein  für  alle  Male  zu  bestimmenden  Behörde ;  die  weitergehende 
Vorschrift  des  AUg.  L.  R.  II,  6  §  83,  wonach  es  zur  Erwerbung 
von  unbeweglichen  Gegenständen  durch  juristische  Personen 
überhaupt  der  Genehmigung  des  Staates  bedarf,  ist  durch  art.  213 
des  Handelsgesetzbuches  beseitigt,  da  das  preussische  Ein- 
führungsgesetz vom  24.  Juni  1861  ihre  Geltung  nicht  vorbehalten 
hat.  Nach  dem  Code  civil  art.  910,  937  bedürfen  juristische 
Personen  für  alle  Zuwendungen  der  staatlichen  Genehmigung. 
Für  Baden  gilt  nach  dem  Gesetz  vom  5.  Mai  1870  §  1  Abs.  2, 
dass  alle  Schenkungen  und  letztwilligen  Verfügungen  zu  Gunsten 
von  juristischen  Personen  von  der  staatlichen  Genehmigung 
abhängig  sind.  Aehnliche  Bestimmungen  finden  sich  im  Gross- 
herzogthum  Hessen  und  in  Schwarzburg-Sondershausen. ')  —  Zu 
den  zweiten  gehören  Bestimmungen,  wonach  Handelsgesellschaften 
im  Erwerb  von  Grundbesitz  gewisser  Art  beschränkt  sind,  wie 
die  in  den  Grossherzogthümem  Mecklenburg-Schwerin  und 
Mecklenburg -Strelitz  geltende  Vorschrift,  dass  Handelsgesell- 
schaften an  Rittergütern  und  bäuerlichen  Grundstücken  aller 
Art  kein  Eigenthum  und  kein  Nutzungsrecht  erwerben  können,^) 
eine  Vorschrift,  welche  durch  eine  spätere  Verordnung  *)  insofern 
modifizirt  ist,  als  ihnen  wenigstens  gestattet  ist,  im  Subhastations- 
verfaliren  als  Pfandgläubiger  das  Grundstück  zu  erstehen,  wobei 
sie  jedoch  verpflichtet  sind,  das  erworbene  Grundstück  binnen 
bestimmter  Zeit  zu  veräassem.  —  Für  Aktiengesellschaften  allein 
finden  sich  endlich  Vorschriften,  welche  die  Ausgabe  von  Schuld- 
verschreibungen aller  oder  gewisser  Art  einschränken.*)  Ferner 
gehört  hierhin  das  Verbot,  eigene  Aktien  zu  erwerben, '^)  die 
Erschwerung    von    Vergleichen    und    Verzichten    gegenüber 

^)  Motive  zum  Entw.  eines  Einführungsges.  zum  Bürgerl.  Gesetzb. 
S.  173,  Roth,  D.P.R.I,  406,  No.  22,  Gierke,  D.P.R.I,  616. 

«)  Meckl.  E.  V.  zum  H.  G.  B.  §  26 

8)  V.  vom  22.  Mai  1876. 

*)  ßelg.  Gesetz  von  1873  art.  68,  ital.  Cod.  di  comm.  art.  171,  172, 
portug.  H.  G.  B.  art.  195 — 198.  Betr.  des  Japan.  Rechts  Lönholm  227; 
H.  G.  B.  art.  206  Abs.  2. 

«*)  D.  H.  G.  B.  art.  215  d  =  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  226. 
Lehmann,  Recht  der  Aktiengesellschaften.  17 


258  Darstellung  des  geltenden  Aktienrechts. 

Gründern  und  Einissionshäusern,  ^)  sowie  des  Abschlusses  von 
Nachgründungsvei-trägen.  ^) 

Auf  der  anderen  Seite  erfreut  sich  die  Aktiengesellschaft 
als  juristische  Person  nicht  ohne  weiteres  derjenigen  Rechts- 
vortheile,  welche  gewissen  juristischen  Personen  durch  die  Gesetz- 
gebung zugewiesen  sind.  Sie  hat  weder  die  Privilegien  des 
Fiskus  noch  die  der  piae  causae.  Vor  allem  stehen  ihr  die 
jura  minorum   nicht  zu.*) 

Im  Gegensatz  zum  kontinentalen  Recht  greift  die  Auffassung 
von  der  allgemeinen  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  der  Kor- 
porationen nach  englischem  Recht  nur  für  diejenigen  Kor- 
porationen Platz,  welche  durch  Freibrief  nach  alter  Weise  ins 
Leben  gerufen  sind.*)  Sie  haben  im  Zweifel  eine  „general 
capacity"  zu  allen  Rechtsgeschäften  und  zum  Erwerb  aller 
Rechte,  soweit  sie  nach  der  Natur  der  Sache  überhaupt  von 
juristischen  Personen  vorgenommen,  bezw.  ausgeübt  werden 
können.  Beschränkungen  kann  der  Freibrief  natürlich  aufstellen. 
Dagegen  ist  die  Frage,  ob  eine  durch  gesetzliche  Normativ- 
bestimmung ins  Leben  gerufene  Art  von  Korporationen  solche 
„general  capacity"  besitzt,  bestritten.  Während  die  Einen  sie 
auch  für  solche  verfechten,  nehmen  Andere  an,  dass  hier  von 
der  Aufstellung  einer  allgemeinen  und  abgerundeten  Rechts- 
und Handlungsfähigkeit  der  juristischen  Person  auf  ver- 
mögensrechtlichem Gebiete  abgesehen  werden  müsse,  dass 
vielmehr  der  Umfang  der  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  sich 
von  Fall  zu  Fall  nach  den  Zwecken  der  einzelnen  Korporation 
zu  richten  habe.  Hat  demgemäss  das  Gesetz  besondere  Vor- 
schriften nicht  erlassen,**)    so  sind  die  Grundartikel  der  Ver- 

1)  D.  H.  Gr.  B.  art.  213  d  =  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  205. 

«)  D.  H.  G.  B.  art.  213 f  «  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  207. 

•)  Renaud  191.  Eine  grosse  praktische  Bedeutung  haben  für  die 
Zukunft  diese  ohnehin  nicht. 

*)  Pollock,  Principles  of  contract  3   ed.  p.  124ff.,  Buckley  p.  15. 

^)  Die  englische  Comp.  Act  von  1862  sect.  18  hebt  das  Recht  zum 
Erwerb  von  Grundbesitz  als  Folge  der  Registrirung  hervor,  schränkt  es 
aber  für  Korporationen  mit  idealen  Zwecken  ein.  Sect.  18,  21.  Nach 
nordamerikanischem  Recht  hat  die  Korporation  im  Zweifel  das  Recht  zum 
Grundbesitzerwerb,    es   bestehen   aber  zahlreiche  Beschränkungen   durch 
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fassung  zu  berücksichtigen.  Aus  ihnen  ist  (expressly  oder  impliedly) 
zu  entnehmen,  ob  die  Korporation  freie  Veräusserungsbefugniss 
mit  Bezug  auf  ihr  Vermögen  hat,  ob  sie  insbesondere  ihre 
Grundstücke  verpfänden  darf,  ob  und  bis  zu  welchem  Betrage 
sie  Schulden  kontrahiren,  Wechsel  acceptiren,  negotiable  Ur- 
kunden ausstellen  darf.  Es  erwächst  somit  die  Pflicht  zur 
Spezialprüfung,  ob  die  Korporation  innerhalb  der  ihr  gesteckten 
Grenzen  sich  bewegt,  deren  Ueberschreitung  den  Kontrakt  als 
„ultra  vires"  abgeschlossen  unverbindlich  erscheinen  lässt.  An 
Stelle  eines  abstrakten  Prinzips  tritt  damit  eine  kasuistische 
Behandlungsweise.  Zumal  für  die  von  der  Companies  Act 
von  1862  geordneten  Korporationen  ist  diese  Auffassung  die 
herrschende.^)  Auch  im  nordamerikanischen  Recht  hat  sie  An- 
hänger.*-^) Die  Deliktsfähigkeit  der  Korporation  erkennt  das 
englisch-nordamerikanische  Recht  im  Prinzip  an.^) 

Die  Aktiengesellschaft  hat  ferner  als  juristische  Person 
Parteifähigkeit,  sie  kann  klagen  und  verklagt  werden.  Ihren 
allgemeinen  Gerichtsstand  hat  sie  vor  dem  Gericht  ihres"  Sitzes. 
Sie  ist  als  juristische  Person  aber  auch  eidesfähig.  Den  ihr 
auferlegten  Eid  leisten  die  zur  Prozessvertretung  bestimmten 
Organe,*)  nicht  etwa  die  derzeitigen  Mitglieder  ab.     Letztere 


Einzelgesetze  Spelling  §  200ff.,  Morawetz  §  327.  Die  letztwillige  Zu- 
wendung von  Land  an  juristische  Personen  ist  nach  englischem  Recht 
untersagt.  Blakstone-Kerr  I  466,  457,  II  225ff.,  330.  Doch  gilt  dies 
nicht  für  die  durch  Comp.  Act  von  1862  sect.  18  betroffenen  Korporationen. 

1)  Vergl.  im  Einzebien  Pollock  p.  130ff.,  656ff.;  Buckley  p.  15ff., 
164 ff.,  179,  Destruels  p.  104,  vor  allem  Brice,  The  dootrine  of  ultra 
vires  2  ed.  1877. 

8)  Spelling  §  200ff.,  128ff.;  Morawetz  §  317ff.  Die  einzehien 
Statutargesetze  enthalten  über  die  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  der 
Korporationen  mehr  oder  minder  eingehende  Vorschriften.  Vergl.  Cook 
p.  1606,  1607,  1613,  1615,  1623,  1625,  1629,  1634,  1640,  1643,  1649,  1660, 
1667,  1682,  1687,  1692,  1701,  1706,  1713,  1722,  1733,  1741,  1745,  1757, 
1763,  1784,  1809,  1815,  1816,  1823,  1830,  1840,  1847,  1848,  1873,  1883 
u.  s.  w.     Vergl.  überhaupt  S t  im  s  o  n  §§  8200—8218. 

«)  ßlaokstone-Kerr  I  455,  Pollook  p.  126ff.,  Cook  §  698, 
Spelling  §  935Ö'.,  Morawetz  §  725fi. 

*)  Diese  können  deshalb  nicht  zugleich  Zeugen  sein.  R.  G.E.  Civ.  11 
No.  112. 

17* 
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können  als  Zeugen  zur  Eidesleistung  herangezogen  werden  in 
Prozessen,  welche  die  Aktiengesellschaft  betreflfen.  Sie  können 
als  Richter  und  Gerichtsschreiber  fungiren,  ohne  dass  das  Yon 
ihnen  erlassene  Urtheil  aus  dem  Grunde  angefochten  werden 
kann,  weil  sie  Mitglied  der  prozessführenden  Aktiengesellschaft 
seien,  denn  weder  ist  der  Richter  Partei  noch  steht  er  zu  der 
Partei  in  dem  Verhältniss  eines  Mitberechtigten,  Mityerpflichteten 
oder  Regresspflichtigen.  ^)  Wohl  aber  kann  ein  Aktionär,  welcher 
in  die  Aktiengesellschaft  betrefifenden  Prozessen  als  Richter, 
Gerichtsschreiber  oder  Schiedsrichter  fungirt,  wegen  Besorgniss 
der  Befangenheit  dann  abgelehnt  werden,  wenn  sich  nach  der  Lage 
der  Sache  ergiebt,  dass  sein  Interesse  an  dem  Unternehmen  der- 
artig gross  ist,  dass  seine  Unparteilichkeit  getrübt  werden  könnte. 
Die  Aktiengesellschaft  kann  nicht  blos  privatrechtliche, 
sondern  auch  öffentlichrechtliche  BeAignisse  und  Pflichten 
haben.  Wenngleich  ihr  eine  eigentliche  Staatsangehörigkeit  kaum 
zugesprochen  werden  kann,*)  so  gilt  sie  doch  in  dem  Staate, 
in  welchem  sie  ihren  wahren  Sitz  hat,  als  inländische  Aktien- 
gesellschaft und  kraft  dieser  Eigenschaft  kann  sie  publizistische 
Rechte  erwerben  und  publizistischen  Pflichten  unterliegen,  welche 
bei  physischen  Personen  Staatsangehörigkeit  voraussetzen. 
So  ist  nach  dem  deutschen  Reichsgesetz  vom  23.  Dezember 
1888  eine  Aktiengesellschaft,  welche  im  Reichsgebiet  ihren 
Sitz  hat,  mit  Bezug  auf  das  Recht  zur  Führung  der  Bundes- 
flagge auf  ihren  Kauffahrteischiffen  einer  mit  dem  Bundes- 
indigenat  versehenen  physischen  Person  gleichzuachten.*)  Die 
Aktiengesellschaft  hat  ferner  nach  manchen  Gesetzgebungen 
Wahlberechtigungen  mit  Bezug  auf  die  politische,  Kommunal- 
und  Kreisverwaltung  *)  und  unterliegt  vielfach  der  Steuerpflicht.*) 

1)  ß.  C.  V.  0.  §  41  Nr.  1.  Vergl.  Erk.  des  0.  A.  G.  zu  Lübeck  in 
Seufferts  Archiv  XIX  Nr.  269.  Für  Nordamerika  anderer  Ansicht 
Cook  §11. 

*)  V.  Bar  I,  300  No.  1;  vergl.  auch  Lyon-Oaen  et  Renault  II, 
No.  1167. 

')  Ebenso  Italien.  Gesetz  vom  24.  Mai  1877. 

*)  E.  Mayer  in  Stengels  Wörterbuch  des  Verwaltungsrechts  I  698, 
699;  vergl.  Holdheims  W.  für  Aktienr.  n  119,  HI  431,  461. 

^)  E.  Mayer  a.  a.  0.;  Simon,  die  Staatseinkommensteuer  der  A.  G. 
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Die  schwierige  Frage,')  ob  die  Aktiengesellschaft  als 
juristische  Person  strafrechtlich  delinquiren  kann,  wird  von 
den  einzelnen  Gesetzgebungen  verschieden  beantwortet.  Während 
das  deutsche  Strafgesetzbuch  sich  ablehnend  verhält,  lässt  das 
englisch-nordamerikanische  Recht  eine  Bestrafung  juristischer 
Personen  in  gewissem  Umfange  zu.^) 

Bezogen  sich  die  bisherigen  Erörterungen  auf  inländische 
Aktiengesellschaften,  so  fragt  es  sich,  wieweit  einer  aus- 
ländischen Aktiengesellschaft  Eechtsfähigkeit  zukommt.  Als 
inländische  Aktiengesellschaft  eines  Staates  gilt,  wie  schon  be- 
merkt ist,  diejenige  Aktiengesellschaft,  welche  in  dem  be- 
treffenden Staate  den  Mittelpunkt  ihrer  geschäftlichen  Thätigkeit 
hat.  Es  genügt  nicht,  dass  sie  formell  nach  den  Statuten 
dort  ihren  Sitz  hat,  sondern  sie  muss  auch  in  Wahrheit  dort 
das  Oentrum  ihrer  Operationen  haben.  Eine  Aktiengesellschaft, 
welche  nach  ihren  Statuten  ihren  Sitz  in  Berlin  hat,  während 
in  Wirklichkeit  in  Paris  ihre  geschäftliche  Thätigkeit  wurzelt, 
wäre  für  Deutschland  eine  ausländische,  für  Prankreich  eine 
inländische  Aktiengesellschaft.^)    Die  entgegengesetzte  Ansicht 


1892,  G.  Schanz,  Die  Besteuerung  der  A.  Gr.  in  den  deutschen  Staaten 
in  Holdheims  Wochenschr.  für  Aktienr.  I  191ff.,  Zweigert,  ebenda  II 
269 jBf.;  Eosenberg  ebenda  IV  148 ff.,  für  das  nordamerikanische  Recht 
Spelling  §1089ff.,  Cook  §561ff. 

1)  Vergl.  darüber  Gierke,  Gen.-Theorie  743—784. 

2)  Vergl.  Blacks  tone- K  er  r  I,  455:  A  Corporation  cannot  commit 
treason  or  felony,  or  other  crime,  in  its  corporate  capaoity:  yet  it  may 
be  indicted  in  certain  cases  for  acts  of  Omission,  as  for  the  non-repair 
of  a  bridge  or  a  highway,  when  this  duty  is  imposed  on  it  by  law. 
Demgemäss  droht  die  Companies  Act  von  1862  der  Kompagnie  Geldstrafen 
bei  Unterlassung  ihr  auferlegter  Verpflichtungen  an.  Vergl.  Sect.  19, 
39,  53  u.  s.  w.  Noch  weiter  geht  das  nordamerikanische  Recht.  Vergl.  im 
Einzelnen  Spelling  §  935 ff.,  Cook  §698,  Morawetz  §  725 ff. 

^)  So  nach  der  französischen,  schweizerischen  und  englischen  Praxis 
(vergl.  Castier  p.  130 — 133),  die  in  einigen  Gesetzen  ausdrücklich  an- 
erkannt ist.  Vergl.  Belgisches  Gesetz  vom  18.  Mai  1873:  Toute  societe 
dont  le  principal  etablissement  est  en  Belgique  est  soumise  ä  la  loi  beige, 
bien  que  1'  acte  constitutif  ait  ete  passe  en  pays  etranger,  Codice  di 
comm.  art.  230  Abs.  4,  Portugies.  H.  G.  B.  art.  110,  Argentin.  art.  286. 
Dazu  V.  Bar  I  162,  163. 
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würde  zu  einer  völligen  Umgehung  aller  gesetzlichen  Be- 
stimmungen führen,  da  eine  ausländische  Aktiengesellschaft^ 
um  die  Wohlthaten  der  inländischen  zu  erlangen,  nur  in  den 
Statuten  als  Sitz  einen  Ort  im  Inlande  anzugeben  brauchte, 
während  sie  in  Wahrheit  im  Auslande  ihr  Geschäftscentrum 
behält.  1) 

Der  Begriff  der  ausländischen  Aktiengesellschaft  ist  für 
Einheitsstaaten  ein  einheitlicher,  für  Bundesstaaten  ein  doppelter. 
Eällt  er  bei  jenen  zusammen  mit  Aktiengesellschaften,  welche 
ausserhalb  des  betreffenden  Staatsgebietes  ihren  Sitz  haben,  so 
ist  bei  Bundesstaaten  ausländische  Aktiengesellschaft  für  den 
einzelnen  Gliedstaat  nicht  nur  diejenige,  deren  Sitz  in  einem 
ganz  fremden  Staatsgebiete,  sondern  auch  diejenige,  deren  Sitz 
im  selben  Gesammtstaate,  aber  in  einem  anderen  Gliedstaate 
liegt.  Insbesondere  ist  für  den  einzelnen  deutschen  Partikularstaat 
ausländische  Aktiengesellschaft  auch  diejenige,  welche  in  einem 
anderen  deutschen  Partikularstaate  ihren  Sitz  hat.  Ein  Reichs- 
indigenat  existirt  nur  für  physische,  nicht  für  juristische  Personen, 
von  einer  Gleichstellung  der  sämmtlichen  deutschen  juristischen 
Personen  mit  denen  des  betreffenden  Partikularstaates  kann 
demnach  keine  Eede  sein,  es  existirt  auch  nicht  ein  Recht  auf 
Zulassung  in  dem  betreffenden  Partikularstaate  nach  Art  der 
Zulassung  physischer  Personen  zum  Erwerbe  der  Staatsange- 
hörigkeit.^) Denn  die  juristische  Person  hat  überhaupt  keine 
Staatsangehörigkeit  im  Sinne  einer  physischen  Person.  Wenn 
demnach  auch  innerhalb  Deutschlands  eine  verschiedene  Be- 
handlung der  Aktiengesellschaften  mit  Bezug  auf  ihre  Rechts- 
fähigkeit möglich  ist,  je  nachdem  sie  dem  betreffenden  Partikular- 
staat zugehören  oder  nicht,  so  wird  sich  thatsächlich  bei  der 
immer  grösseren  Uniformirung  des  in  Deutschland  geltenden 
Rechts  eine  Verschiedenheit  nur  auf  wenigen,  der  landesgesetz- 
lichen Kompetenz  überlassenen  Gebieten  äussern,  wie  z.  B. 
Beschränkungen  im  Erwerb  von  Grundstücken,*)'  in  der  Aus- 
übung öffentlichrechtlicher  Befugnisse  und  Pflichten.   Im  Ganzen 

*)  Vergl.   V.  Bar  a.  a.  0.;  Lyon-Caen   et  Renault  II  No.  1167. 

*)  Gierke,  Genossenschaftstheorie  153  A.  2. 

«)  Ring  289,  290;  vergl.  Einf.  ö.  zum  Bürgerl.  Gesetzb.  art.  86,  88. 
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wird  der  Begriff  der  ausländischen  Aktiengesellschaft  praktische 
Bedeutung  nur  in  dem  Sinne  von  nichtdeutschen  Aktien- 
gesellschaften haben.  Anders  liegt  die  Sachlage  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika,  wo  der  Begriff  der  „foreign 
corporations'*  auch  im  Verhältnisse  der  einzelnen  ünionsstaaten 
seine  volle,  aktuelle  Bedeutung  hat.^) 

Die  Frage,  welche  Eechtsfähigkeit  ausländische  Aktien- 
gesellschaften gemessen,  ist  eine  viel  erörterte.  Wie  die 
Ansichten  in  der  Theorie  im  einzelnen  auseinandergehen, 
so  ist  auch  die  Stellung  der  verschiedenen  Gesetzgebungen 
nicht  die  gleiche  mit  Bezug  auf  die  Behandlung  ausländischer 
Aktiengesellschaften.  Insbesondere  hat  in  Frankreich  und 
Belgien  die  Wissenschaft  und  Praxis  Schwankungen  durch- 
gemacht.*) Nichtsdestoweniger  hat  sich  meist  der  Satz  An- 
erkennung errungen,  dass  prinzipiell  auch  die  ausländische 
Aktiengesellschaft  Rechtsfähigkeit  im  Inlande  hat,  dass  sie 
insbesondere  Prozessfähigkeit  und  Vertragsfähigkeit  besitzt.*) 


1)  Vergl.  im  Einzelnen  Spelling  §  76ff.,  Cook  §  694 ff.,  757ff., 
Morawetz  §  958.  Die  vom  United  States  Government  inkorporirten 
Aktiengesellschaften  gelten  überall  als  „domestic".  Morawetz  §  984, 
Cook  §  992.  In  Oesterreich-Ungarn  haben  die  Aktiengesellschaften  jeder 
ReichshäKte  das  Recht,  in  der  anderen  Reichshälfte  Geschäfte  zu  be- 
treiben und  werden  wie  die  Gesellschaften  der  betreffenden  Reichs- 
hälfte behandelt  Lyon-Caen  et  Renault  11  No.  1171. 

2)  Vergl.  Gastier  p.  140ff. 

*)  V.  Bar  I  303 — 11,  so  auch  die  Resolution  des  Congrfes  international 
des  societes  par  actions  1889  XXIII  und  die  des  Institutes  für  inter- 
nationales Recht  in  der  Hamburger  Sitzung  von  1891  (art.  I  bei  Hold- 
heim, "Wochenschrift  für  Aktienr.  I,  204).  In  Deutschland  ist  dieser 
Satz  von  jeher  anerkannt  und  durch  das  Reichsgericht  wiederholt  aus- 
gesprochen worden.  Ring  S.  289.  Nur  für  Elsass-Lothringen  ist  das 
französische  Gesetz  von  1857  bei  Bestand  geblieben  und  mit  Bezug  auf 
französische  Versicherungsgesellschaften  auch  von  der  deutschen  Regierung 
zur  Anwendung  gebracht  worden.  In  England  steht  er  seit  Längerem  fest 
—  Gastier  p.  277—289,  Buckley  p.  4,  v.  Bar  I  306  —  für  Belgien  be- 
stimmt das  Gesetz  vom  18.  Mai  1873:  Les  societes  anonymes  .  .  .  con- 
stituees  et  ayant  leur  si^ge  en  pays  etranger  pourront  faire  leurs  Operations 
et  ester  en  justice  en  Belgique  (art.  128).  Die  gleiche  Auffassung  besteht 
in  Italien  (Cod.  di  comm.  art.  230  ff.),  Ungarn  (H.  G.  B.  §  210  ff.),  Spanien 
(H.  G.  B.  art.  15),  Portugal  (H.  G.  B.  art.  109),  Argentinien  (H.  G.  B.  art.  285). 
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Nur  ist  es  in  Ermangelung  entgegenstehender  StaatsYerträge  ^) 
keinem  Staate  benommen,  für  den  Erwerb  der  Rechtsfähigkeit 
im  allgemeinen  besondere  Erfordernisse  für  ausländische  Aktien- 
gesellschaften aufzustellen,  z.  B.  das  Verlangen,  dass  die  aus- 
ländische Aktiengesellschaft  von  ihrer  Regierung  autorisirt  ist, 

Norwegen  (Udkast  §  94,  Motiver  S.  112).  Dagegen  verlangt  eine  öster- 
reichische Verordn.  vom  29.  Nov.  1865  Konzessionirung  der  ausländischen 
Aktiengesellschaft  und  stellt  die  Grundsätze  für  die  Ertheilung  der  Kon- 
zession auf  (Hergenhahn  in  Holdheims  Wochenschr.  I  313)  ebenso 
die  rumänische  (H.  G.  B.  art.  244),  russische  (Z.  f.  Handelsr.  XXXV  513, 
Leuthold,  Russische ßeohtskunde  1889  S.  157)  und  türkische  Gesetzgebung 
(Z.  f.  H.  ß.  XXXV  515).  Die  nordamerikanische  Auffassung  neigt  zur  Ver- 
neinung der  Rechtspersönlichkeit  von  Korporationen,  die  nicht  dem  be- 
treffenden Unionsstaat  angehören  (C astier  p.  289—291,  Cook  §  694, 
Spelling  §  76ff.,  Merrill  and  Hewitt  Art  „Foreign  corporations"  in 
American  Encyclop.  VIII  331  ff.) 

*)  Solche  wurden  zuerst  zwischen  Frankreich  und  Belgien  1854  ge- 
schlossen. Gastier  p.  147.  Auf  Grund  deren  erging  in  Belgien  1855, 
in  Frankreich  1857  ein  Gesetz.  Letzteres  gilt  noch  heute  in  Frankreich. 
Es  bestimmt  im  art.  1:  Les-  societes  anonymes  et  les  autres  associations 
commerciales,  industrielles  ou  financi^res,  qui  sont  soumises  ft  l'autorisation 
du  gouvernement  beige  et  qui  1'  ont  obtenu,  peuvent  exercer  tous  leurs 
-droits  et  ester  en  justice  en  France,  en  se  conformant  aux  lois  de  1'  empire. 
Art.  II:  Un  decret  imperial  rendu  en  Conseil  d'Etat,  peut  appliquer 
A  tous  autres  pays  le  benefice  de  l'article  premier.  Auf  Grund  des 
Art.  n  ist  durch  jederzeit  frei  widerrufliche  Verordnung  einer  grossen 
Anzahl  von  Staaten  das  Belgien  gewährte  Privileg  ertheilt  worden,  so 
dass  deren  Aktiengesellschaften  Rechtsfähigkeit  geniessen,  so  von  deutschen 
Staaten  Preussen  und  Sachsen.  Erlassen  zur  Zeit  des  Konzessionssystems, 
erwies  sich  das  obige  Gesetz  bald  als  unzureichend,  als  durch  England 
das  System  der  Normativbestimmungen  inaugurirt  wurde,  zu  dem 
Frankreich  1867  selbst  überging  und  welches  im  Laufe  der  Zeit  die 
meisten  europäischen  Staaten  befolgten.  Die  Ansichten,  ob  mit  der 
Aenderung  des  Systems  auch  das  Gesetz  selbst,  soweit  es  ein  Dekret  der 
französischen  Regierung  verlangt,  beseitigt  ist,  gehen  auseinander  (vergl. 
darüber  Gastier  pag.  159 — 166).  Erklärt  man  sich  mit  der  herrschenden 
Meinung  für  die  Aufrechterhalt ung,  so  erhebt  sich  die  Frage,  wie  die 
nicht  zugelassenen  Aktiengesellschaften  zu  behandeln  seien.  Die  Mehrzahl 
entscheidet  sich  dahin,  dass  sie  eine  gesetzliche  Existenz  nicht  besitzen, 
demnach  weder  klagen  noch  kontrahiren,  wohl  aber,  weil  sie  de  facto 
existiren,  verklagt  werden  können.  Um  dieser  Gefahr  zu  entgehen,  hat 
die  englische  Regierung  1862  mit  Frankreich  einen  Staatsvertrag  ge- 
schlossen,   welcher    den    in   jedem    der   beiden  Staaten    „suivant  les  lois 
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oder  die  Rechtsfähigkeit  ausländischer  Aktiengesellschaften  mit 
Bezug  auf  einzelne  Kategorien  von  Rechten  oder  Rechts- 
handlungen, z.  B.  Erwerb  von  Grundbesitz,  Fähigkeit  zur  Ein- 
setzung als  Erbe,^)  Zulassung  zum  Gewerbebetrieb,^)  Errichtung 
von  Zweigniederlassungen,*)  Negotürung  der  Aktien,*)  Geltend- 
machung von  Konkursforderungen  einzuschränken  oder  aufeu- 

particuliferes  ä  l'un  des  deux  pays"  entstandenen  Gesellschaften  Rechts- 
nnd  Prozessfähigkeit  im  anderen  Staate  verbürgt.  Zahlreiche  andere 
Staaten  haben  solch  speziellen  Staatsvertrag  nicht,  wohl  aber  Handels- 
verträge mit  der  Meistbegünstigungsklausel  abgeschlossen  (Aufzählung  bei 
O astier  pag.  179),  aber  die  französische  Praxis  leitet  daraus  nicht  stets 
den  Schluss  ab,  dass  die  Aktiengesellschaften  solcher  Länder,  zu  denen 
nach  Art.  11  des  Pariser  Vertrages  Deutschland  gehört,  den  englischen 
gleichgestellt  sind,  vergl.  Holdheims  Wochenschr.  f.  Aktienrecht  11  187, 
188,  320 — 322.  Neuestens  hat  der  Pariser  Kassationshof  indessen  aus  der 
Meistbegünstigungsklausel  den  Schluss  auf  Vollberechtigung  der  ausländ. 
Gesellschaften  gezogen,  vergl.  Holdheims  Monatsschr.  f.  Aktienr.  IV  189. 
Ueber  Staatsverträge  zwischen  Deutschland  und  anderen  Staaten  Ring 
290,  zwischen  England  und  anderen  Staaten  Buckley  pag.  802 ff. 

1)  Für  Preussen  vergl.  Ring  289.  für  Nordamerika  Spelling  §  210, 
Cook  §696. 

^)  In  Deutschland  hat  die  Reichsgewerbeordnung  die  Zulassung 
ausländischer  juristischer  Personen  zum  Gewerbebetriebe  den  Landes- 
gesetzen überlassen  §  12.  Ueber  die  einzelnen  landesgesetzlichen  Be- 
atimmungen vergl.  Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  Aktiengesellschaften 
1883,  S.  289.  Für  Versicherungsgesellschaften  Ehrenberg  Versicherungs- 
recht I  158  ff.  In  Frankreich  ist  mit  der  Anerkennung  der  ausländischen 
Korporationen  die  Zulassung  zum  Gewerbebetriebe  verbunden,  nur  für 
Lebenversicherungsgesellschaften  gilt  ein  Anderes. 

*)  Ueber  die  Voraussetzungen  und  Wirkungen  der  Errichtung  von 
Zweigniederlassungen  enthalten  neuere  Gesetze  eingehende  Bestimmungen, 
vergl.  belgisches  Gesetz  von  1873  Art.  130,  italienischer  Code  di  Comm. 
Art.  230,  231,  ungarisches  H.  G.  B.  §§  210—217,  rumänisches  H.  G.  B. 
Art.  238 ff.,  portugiesisches  H.  G.  B.  Art.  111,  54,  argentinisches  H.  G.  B. 
Art.  287,  spanisches  H.  G.  B.  Art.  21  No.  12,  norwegischer  Entwurf  §  94ff. 
Das  deutsche  H.  G.  B.  begnügt  sich  mit  Vorschriften,  welche  die  Offen- 
kundigmachung  des  Gründungsherganges  bezwecken,  Art.  212.  (R.  D.  H.G.  B. 
§  201).  Für  die  nordamerikanischen  Bundesstaaten  Material  bei  Cook 
pag.  1616,  1633,  1658,  1674,  1689,  1703,  1719,  1738.  1753,  1771,  1811, 
1827,  1839,  1843,  1866,  1878,  1896,  1907. 

*)  Vergl.  jetzt  deutsches  Reichsbörsengesetz  vom  22.  Juni  1896 
§  39  Absatz  U.  Ueber  französische  Verhältnisse  Gastier  pag.  310 — 326, 
über  belgische  und  englische  ebenda  pag.  876  ff.,  384  ff. 
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heben.  Auch  ist  es  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit,  dass  aus- 
ländische Aktiengesellschaften  nicht  besser  gestellt  werden  als 
inländische,  dass  sie  z.  B.  nicht  freie  Beftigniss  zum  Grund- 
besitzerwerb oder  Gewerbetrieb  ^)  im  Inlande  haben,  wenn  in- 
ländische Aktiengesellschaften  dazu  der  Genehmigung  der 
Regierung  bedürfen.^)  Privilegien,  welche  die  ausländische 
Gesetzgebung  einer  Aktiengesellschaft  verieiht,*)  können  sie 
nicht  ohne  weiteres  im  Inlande  geltend  machen,  wie  umgekehrt 
ihnen  Privilegien  inländischer  Aktiengesellschaften  nicht  ohne 
weiteres  zustehen.  Die  Frage,  wieweit  das  einheimische  Recht 
in  den  Organismus  der  ausländischen  Aktiengesellschaft  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  der  Statutenkollision  eingreift,  ist  an 
anderer  Stelle*)  beantwortet  worden. 

§  20. 
Eintheilung  der  Aktiengesellschaften. 

Die  Aktiengesellschaften  werden  nach  mehrfachen  Ge- 
sichtspunkten gruppirt,  je  nachdem  volkswirthschaftliche, 
juristische  oder  polizeiliche  Erwägungen  zu  Grunde  gelegt 
werden.  Für  die  rechtliche  Behandlung  der  Aktiengesellschaft 
sind  die  vorgenommenen  Eintheilungen  an  sich  und  mit  Rück- 
sicht auf  den  Stand  der  einzelnen  Gesetzgebung  von  ungleichem 
Werth. 

1.  Was  zunächst  den  Zweck  der  Aktiengesellschaft 
anbetriflft,  so  kann  dieser  ein  sehr  verschiedener  sein.  Regel- 
mässig wird  es  sich  der  historischen  Entwickelung  der  Ge- 
sellschaft entsprechend  um  Erwerbsgesellschaften  handeln, 
welche  eine  Erzielung  von  Gewinn  für  ihre  Mitglieder  be- 
zwecken, nicht  ausgeschlossen  aber  ist,  dass  der  zu  erzielende 
Gewinn    nicht    den   Mitgliedern,    sondern  Dritten    oder    dem 


^)  Wenn  der  Gegenstand  des  Unternehmens  nach  dem  inländischen 
Gesetz  konzessionsbedürftig  ist. 

®)  Mit  Bezug  auf  Stempelabgaben  ist  dieses  Prinzip  durchgeführt, 
im  ßeichsstempelgesetz  vom  27.  April  1894,  für  Frankreich  Lyon-Oaen 
et  Renault  11  No.  llööff. 

')  z.  B.  ausschliessliche  Gewerbeberechtigung,  Steuerfreiheit. 

*)  Oben  S.  119  ff. 
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Staate,  der  Gemeinde,  Wohlthätigkeits-  oder  Bildungsinstituten 
sofort  überwiesen  oder  dass  er  in  der  Gesellschaftskasse  an- 
gesammelt nnd  entweder  zu  gesellschaftliclien  Vergnügungen 
bei  Gelegenheit  verwandt  werden  oder  nach  Auflösung  an  den 
Staat  fallen  soll.  Bei  dieser  letzteren  anomalen  Verwendung 
der  Aktiengesellschaft  wird  das  wichtigste  Recht  des  Aktionärs, 
das  Dividendenrecht,  ja  möglicherweise  der  Anspruch  auf  die 
Liquidationsquote,  freilich  in  Fortfall  kommen,  sofern  nicht 
durch  einen  zulässigen  Beschluss  der  Mitgliederversammlung 
der  Zweck  eine  Aenderung  erfährt;  die  rechtliche  Gestaltung 
der  Gesellschaft  wird  im  übrigen  aber  die  gleiche  bleiben. 
Nur  da,  wo  die  Betreibung  von  Handelsgeschäften  als  noth- 
wendiges  Erforderniss  des  Aktiengesellschaftsbegriffes  hin- 
gestellt wird,  kann  aus  der  Zweckverwendung,  welche  den  Er- 
trägnissen zu  Theil  werden  soll,  der  Schluss  auf  die  nicht 
kommerzielle  Natur  des  Unternehmens  und  damit  die  Nicht- 
existenz  der  Aktiengesellschaft  erwachsen.  Aber  auch  dieser 
Schluss  ist  nicht  zwingend,  weil  der  Betrieb  von  Handels- 
geschäften seitens  der  Gesellschaft  mit  der  statutarischen 
Verwendung  des  Gewinnes  zu  Wohlthätigkeitszwecken  nicht 
schlechthin  unverträglich  ist.  Zumal  da  wird  dies  gelten 
müssen,  wo  der  Begriff  der  Handelsgeschäfte  nicht  auf  der 
Spekulationsabsicht  der  Betreibenden,  sondern  auf  der  mit 
ihrem  Betriebe  verbundenen  kaufmännischen  Betriebsweise 
aufgebaut  ist. 

Was  die  Arten  der  von  der  Gesellschaft  betriebenen 
Geschäfte  betrifft,  so  kann  die  Aktiengesellschaft  den  Betrieb 
von  Handelsgeschäften  und  sie  kann  den  Betrieb  anderer  Er- 
werbsgeschäfte, z.  B.  land-  oder  forstwirthschaftlicher,  be- 
zwecken. Je  nach  Lage  der  Gesetzgebung  wird  dieser  Umstand 
für  den  Aktiengesellschaftsbegriff  relevant  oder  irrelevant  sein. 
Die  Entwicklung  drängt,  wie  wir  sahen,  ^)  auf  Aufnahme  des 
Institutes  in  das  bürgerliche  Recht. 

Die  Erwerbgeschäfte,  welche  die  Aktiengesellschaft  be- 
treibt, können   die    verschiedenartigsten  sein,    sie    kann    den 


')  Siehe  oben  S.  143  ff. 
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Spekulationsankauf,  Lieferungsgeschäfte,  Bank-,  Versicherungs-, 
Transport-,  Fabrikgeschäfte  u.  s.  w.  betreiben.  Eine  Auf- 
zählung ist  zwecklos,  ja  unmöglich.  Der  Hervorhebung  bedarf 
nur  der  Umstand,  dass  der  Gegenstand  der  Unternehmung 
für  die  rechtliche  Behandlung  der  Aktiengesellschaft  in  mehr- 
fachen Hinsichten  von  Wichtigkeit  sein  kann.  Die  an  sich 
freie  Aktiengesellschaft  kann  zunächst  bei  Betrieb  gewisser 
Geschäfte  der  Genehmigung  der  Eegierung  bedürfen,  wie 
deren  Beaufsichtigung  unterliegen.  Dahin  gehören  vor  allem 
Versicherungsgesellschaften,  sei  es  sämmtliche,  sei  es  ein  Theil 
derselben  (Lebensversicherungsgesellschaften),  femer  Eisen- 
bahngesellschaften, hin  und  wieder  auch  Banken  oder  Kredit- 
institute, landwirthschaftliche  Gesellschaften.  Des  ferneren 
können  für  Aktiengesellschaften,  welche  bestimmte  Geschäfte 
betreiben,  gesetzliche  Sonderbestimmungen  existiren,  die  sich 
auf  den  Verkehr  mit  dem  Publikum  beziehen.^)  Derartige 
Vorschriften  berühren  die  aktiengesellschaftliche  Struktur 
nicht,  sie  gehören  systematisch  nicht  in  das  Gesellschaftsrecht, 
sondern  in  den  entsprechenden  Theil  des  Vertragsrechts. 
Wichtiger  dagegen  sind  in  den  Organismus  der  Gesellschaft 
eingreifende  Sonderbestimmungen  für  einzelne  Abarten  von 
Aktiengesellschaften.  Insbesondere  für  Versicherungsaktien- 
gesellschaften ^)  ist  eine  Mehrzahl  solcher  Vorschriften  zu  kon- 
statiren,  deren  Zweck  theils  darin  besteht,  der  wirthschaft- 
lichen  Eigenthümlichkeit  dieser  Gesellschaft  mit  Bezug  auf  die 
Mitglieder  gerecht  zu  werden,  theils  darin,  die  Versicherten 
gegen  die  Gefahr  der  Insolvenz  der  Gesellschaft  zu  schützen. 
In  ersterer  Hinsicht  ist  von  Bedeutung,  dass  das  Grund- 
kapital bei  der  Versicherungsaktiengesellschaft  nicht  dieselbe 
Rolle   spielt,    wie   bei   anderen   Aktiengesellschaften;    da   bei 


1)  Z.  B.  die  des  Span.  H.  G.  B.  art.  175—183,  186,  190,  193£P.,  des 
Italien.  Cod.  di  comm.  art.  145  vergl.  dazu  Vidari  II  Nr.  1274;  die  der 
Österreich.  Verord.  vom  18.  Aug.  1880,  des  ungar.  H.  G.  B.  453  fif. 

^)  Franz.  Verord.  vom  22.  Januar  1868  (abgedr.  bei  Houpin  11  p. 
266 ff.),  Österreich.  Verord.  vom  18.  August  1880,  für  Nordamerika  Cook 
§  928.  Zum  Ganzen  trefflich  Riesen feld,  Die  Versicherungsaktien- 
gesellschaft 1897  S.  34ff.  (genaueres  Citat  oben  S.  68  N.  1). 
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normalem  Geschäftsgange  die  von  den  Versicherten  gezahlten 
Prämien  zur  Deckung  der  Gefahrschäden  ausreichen,  hat  das 
Grundkapital  hier  wirthschaftlich  die  Bedeutung  eines  nur  im 
Falle  der  Noth  anzugreifenden  Reservefonds.^)  Hieraus  er- 
klärt sich,  dass  eine  Nothwendigkeit  für  die  Baareinzahlung 
des  ganzen  Aktienbetrages  hier  nicht  besteht.  Diesem  Um- 
denken sucht  das  neuere  deutsche  Aktienrecht  durch  die 
Ausnahmebestimmung  gerecht  zu  werden,  dass  bei  Ver- 
sicherungsgesellschaften das  Statut  eine  Erhöhung  des  Grund- 
kapitals auch  ohne  vorherige  Volleinzahlung  der  Stammbeträge 
zulassen  darf.*^)  Das  italienische  Handelsgesetzbuch  verlangt 
für  die  Konstituirung  von  Aktienversicherungsgesellschaften 
nur  die  Einzahlung  von  10  7o  des  gezeichneten  Betrages, 
während  sonst  30 ^/^  einzuzahlen  sind.**)  Generalisirend  be- 
stimmt das  portugiesische  Handelsgesetzbuch,*)  dass  Ver- 
sicherungsaktiengesellschaften und  überhaupt  Aktiengesell- 
schaften, deren  Kapital  nur  als  Garantiefonds  dienen  soll, 
unter  Deponirung  von  5  %  cles  gezeichneten  Kapitals  (im  Gegen- 
satz zu  dem  sonst  geforderten  Betrage  von  10  ^o)  errichtet 
werden  können.  Auch  die  Bestimmung  des  deutschen  Bundes- 
gesetzes vom  11.  Juni  1870,  wonach  bei  Versicherungsaktien- 
gesellschaften der  Minimalbetrag  der  Aktie  doppelt  so  hoch 
als  bei  anderen  Aktiengesellschaften  war,  beruhte  auf  der 
Erwägung,  dass  bei  derartigen  Gesellschaften  die  Aktien- 
beträge nicht  voll  einbezahlt  würden,  und  deshalb  möglichst  die  Be- 
theiligung kleiner  Leute,  die  nachträglich  sich  als  nicht  zahlungs- 
fähig herausstellten,  durch  Erhöhung  des  Minimalbetrages  ver- 
hindert werden  müsste,  eine  Erwägung,  welche  auch  in  der 
zweiten,  freilich  dem  portugiesischen  Gesetzbuche  entgegen- 
gesetzten Bestimmung  des  gleichen  Gesetzes,  dass  der  bis 
zur  Anmeldung  der  Gesellschaft  einzuzahlende  Betrag  im 
Minimum  20  ^^  (gegenüber  10%  hei  anderen  Gesellschaften) 
zu  betragen  habe,  Ausdruck  fand.     Umgekehrt  treibt  die  Bö"- 


*)  Ehrenberg,  Versioherungsreoht  I  89,  Riesenfeld,  36,37. 
«)  Art.  215a  Abs.  1  =  ßev.  D.  H.  G.  B.  §  278  Abs.  1. 
*)  Cod.  di  comm.  art.  131  Abs.  4. 
*)  Art.  162  §  1. 
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rücksichtigungdes  Umstandes,  dass  die  Versicherten,  welche 
der  Gesellschaft  in  ihren  Prämien  ungeheure  Summen  anver- 
trauen, gegen  die  Gefahren  einer  frevelhaften  oder  leichtsinnigen 
Verwaltung  zu  schützen  seien,  zu  Vorschriften,  welche  die 
Ernsthaftigkeit  des  Unternehmens,  die  Schaffung  eines  ge- 
nügenden Garantiefonds,  die  Kontrolle  der  Geschäftsführung 
verhürgen  sollen.  So  lässt  die  französische  Verordnung  vom 
22.  Januar  1868  keine  Versicherungsgesellschaften  zu,  deren 
baar  eingezahltes  Kapital  nicht  mindestens  50,000  Francs  be- 
trägt,^) gestattet  sie  von  der  Bestimmung  des  Gesetzes  von 
1867,^)  wonach  nach  Liberirung  des  halben  Nominalbetrages 
die  Namensaktie  in  eine  Inhaberaktie  verwandelt  werden  darf, 
bei  Versicherungsgesellschaften  nur  dann  Gebrauch  zu  machen, 
wenn  der  Reservefonds  die  fehlende  Hälfte  deckt,  verstärkt 
sie  den  Betrag  des  obligatorischen  Reservefonds  und  gewährt 
sie  jedem  Versicherten  das  Recht,  gegen  Erlegung  einer  Ge- 
bühr Abschrift  des  letzten  Geschäftsberichtes  zu  verlangen.^) 
Hierher  gehören  auch  Bestimmungen,  welche  für  die  Bilanzen 
Yon  Versicherungsgesellschaften  besondere  Vorschriften  ent- 
halten,*) die  Auszahlung  von  Dividenden  über  eine  bestimmte 
Höhe  erst  nach  Abschreibung  gewisser  Posten  gestatten,*)  für 
Errichtung  von  Niederlassungen  oder  Agenturen  ausländischer 
Versicherungsgesellschaften  strengere  Vorbedingungen  aufstellen, 
als  für  die  anderer  ausländischer  Aktiengesellschaften.  —  Mit  den 
Versicherungsgesellschaften  theilen  das  Loos  eines  Ausnahme- 
rechts Bankaktiengesellschaften  und  Kreditinstitute,  insofern 
sie  angehalten   werden,    in   gewissen  kurzen  Zwischenräumen 


^)  Die  österr.  Yerord.  vom  18.  August  1880  (Z.  für  Handelsr.  XXVII, 
216  ff.)  verlangt  mindestens  300,000  Gulden  eingezahltes  Kapital.  lieber 
andere  Staaten  ßiesenfeld,  Versicherungsaktiengesellschaft  S.  58.  59. 

^)  Jetzt  aufgehoben  durch  das  Gesetz  von  1893,  das  aber  auf  ältere 
Gesellschaften,  bez.  derartiger  statutarischer  Bestimmungen  nicht  zurück- 
wirkt. 

8)  Vergl.  Lyon-Caen  et  Renault  11  Nr.  922ff. 

*)  Italien.  Cod.  di  comm.  Art.  177  abs.  2,  dazu  Dekret  vom  9.  Januar 
1887(Vidari  II  Nr.  1394,  aber  auch  ßiesenfeld  S.  45.)  Für  England 
Simon,  Bilanzen  63. 

ß)  Oesterr.  Verord.  von  1880  §  19. 
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den  Stand  ihrer  Geschäfte  zur  öffentlichen  Kenntniss  zu 
bringen,*)  ihre  Aktionäre  einer  verschärften  Haftung  mit  Bezug 
auf  die  Einlösung  der  ausgegebenen  Banknoten  unterworfen 
werden,*)  eine  jährliche  Kontrolle  ihrer  Geschäftsberichte 
durch  besondere  Revisoren  angeordnet  wird,**^  für  ihren 
Reservefonds  strengere  Vorschriften  Platz  greifen  und  die 
Zweigniederlassungen  ausländischer  Banken  ähnlichen  Be- 
schränkungen wie  die  ausländischer  Versicherungsgesell- 
schaften unterstellt  werden.  Aber  auch  für  Eisenbahn-,*) 
Kolonialgesellschaften*)  u.  s.  w.  finden  sich  Sonderbestimmungen, 
die  in  günstigem  oder  ungünstigem  Sinne  vom  gemeinen  Recht 
abweichende  Vorschriften  für  die  Organisation  der  Gesellschaft 
aufstellen.  Hierhin  sind  endlich  die  das  Gewand  der  Aktien- 
gesellschaft annehmenden  Kooperativgesellschaften  ®)  zu  zählen. 

2.  Mit  Bezug  auf  die  Zeitdauer,  für  welche  eine  Aktien- 
gesellschaft fungiren  soll,  lassen  sich  Aktiengesellschaften  mit 
begrenzter  und  solche  mit  unbegrenzter  Zeitdauer  unterscheiden. 
Während  die  ältesten  Kompagnien  nur  für  vorübergehende 
Zwecke  ins  Leben  gerufen  wurden,  ist  heute  nach  der  Natur 
des  Unternehmens  und  den  Absichten  der  Betheiligten  eine 
kürzere  oder  längere  oder  unbegrenzte  Dauer  der  Gesellschaft 
möglich.  Die  letztere  ist  da,  wo  sich  aus  der  Natur  des  Unter- 
nehmens oder  den  Bestimmungen  der  Statuten  nicht  eine 
Beschränkung  ergiebt,  als  gewollt  anzusehen;  auch  ist  die 
unbeschränkte  Dauer,  wo  nicht  positive  Vorschriften  entgegen- 
stehen, als  durchaus  rechtlich  zulässig  zu  erachten.  Derartige 
entgegenstehende  Vorschriften  finden  sich  freilich  in  einzelnen 


1)  Span.  H.  Gr.  B.  art.  183,  Italien.  Cod.  di  commercio  Art.  177  Abs.  1. 
dazu  Regulativ  vom  27.  Dezember  1882  art.  52,  62,  vergleiche  Vidari  IT 
Nr.  1388. 

2)  Engl.  Comp.  Act  1879,  42  u.  43  Vict.  c.  76  sect.  6. 
*)  Ebenda  sect.  7. 

*)  Vergl.  Span.  H.  G.  B.  Art.  186  Abs.  2,  188.  Engl.  Railway-Comp. 
Act.  1867,  reiche  Gresetzgebung  besonders  in  Nordamerika  Cook  §  891  ff. 

*)  Deutsches  ßeichsgesetz  vom  15.  März  1888. 

«)  ItaHen.  Cod.  di  comm.  art.  219  ff.,  Portug.  H.  ö.  B.  art.  207 ff., 
Argentin.  H.  ö,  B.  art.  392 ff.;  siehe  unten  §  21. 
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Gesetzgebungen/)  sei  es  in  der  Art,  dass  wie  im  belgischen 
Gesetz  ein  Maximum  der  Dauer  (30  Jahre)  aufgestellt  ist, 
nach  deren  Ablauf  es  einer  Statutenänderung  bedarf,  um  die 
Gesellschaft  zu  verlängern,^)  oder  dass  wie  im  Niederländ. 
Gesetzbuch  nur  allgemein  angeordnet  wird,  dass  die  Gesell- 
schaft für  eine  bestimmte  Zeit  eingegangen  werden  muss,  nach 
deren  Ablauf  sie  fortgesetzt  werden  kann^)  oder  endlich 
in  der  Art,  dass  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  in  das  Statut 
die  Dauer  der  Gesellschaft  aufzunehmen  ist.^)  Auch  aus 
letzterer  Vorschrift  ergiebt  sich,  dass  nur  Gesellschaften  mit 
von  vornherein  festgesetzter  Zeitdauer  zulässig  sein  sollen. 
Bei  denjenigen  Gesellschaften,  welche  durch  besonderes  Privileg 
ins  Leben  gerufen  werden,  enthält  der  Freibrief  gewöhnlich 
Bestimmungen  über  deren  Dauer. 

3.  Die  Unterscheidung  zwischen  privilegirtenundnicht 
privilegirten  Aktiengesellschaften  hat  für  das  Aktienrecht 
geringe  Bedeutung.  Die  einer  Aktiengesellschaft  ertheilten 
Privilegien  (z.  ß.  gewerbliche  Monopole,  Steuerfreiheit,  Expro- 
priationsrecht, civilrechtliche  Vergünstigungen  mit  Bezug  auf 
den  Verkauf  von  Pfandsachen,  die  Geltendmachung  von 
Konkursforderungen,  den  Erwerb  des  Eigenthums  an  ge- 
stohlenen Mobilien,  die  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen 
auf  Inhaber)  haben  im  allgemeinen  auf  die  Struktur  der 
Aktiengesellschaft  nicht  den  geringsten  Einfluss,  ja  sie  stehen 
gewöhnlich  ausser  allem  Zusammenhang  mit  dem  Aktienrecht. 
Einer  genauen  Eröi-terung  wird  an  späterer  Stelle  die  Divi- 
dendengarantie, welche  der  Staat,  die  Gemeinde  oder  eine 
andere  physische  oder  juristische  Person  für  eine  Gesellschaft 
übernimmt,   bedürfen,    da   sie,   wenngleich   nicht   aktienrecht- 

^)  Vor  allem  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  Cook 
§  628,  vergl.  p.  1620,  1629,  1640,  1643,  1648,  1653,  1660,  1667,  1677,  1681, 
1687,  1706,  1722,  1732,  1739,  1746,  1757,  1763,  1767,  1784,  1806,  1814, 
1825,  1840,  1846,  1868,  1904,  1910,  1924.  Vergl.  zmn  Ganzen  Stimson 
§  8012. 

*)  Art.  71.    De  lege  ferenda  dafür  Löwen feld  S.  206. 

«)  Art.  46. 

*)  Ungar.  H.  Gr.  B.  §  157,  No.  2,  Italien.  Cod.  di  oonmieroio  art.  89, 
No.  11,  span.  H.  G.  ß.  art.  151,  portugies.  H.  G.  B.  art.  114,  No.  4,  128. 
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liehen  Inhalts,  doch  in  wirthschaftlicher  Verbindung  mit  dem 
für  das  Aktienrecht  bedeutsamen  Dividendenrecht  der  Aktio- 
näre steht  nnd  auch  sonst  für  das  Aktienrecht  eine  Rolle  spielt.^) 
4.  Gehöriger  Bestimmtheit  ermangelt  die  Unterscheidung 
zwischen  öffentlichen  und  privaten  Aktiengesellschaften.^) 
Bald  werden  öffentliche  und  privilegirte  Aktiengesellschaften 
identifizirt,  bald  unter  öffentlichen  Aktiengesellschaften  alle  die- 
jenigen verstanden,  welche  wegen  des  Gegenstandes  ihres 
Unternehmens  der  staatlichen  Genehmigung  oder  Aufsicht 
unterliegen,*)  in  welchem  Sinne  dann  ganze  Kategorien  von 
Aktiengesellschaften  (Versicherungs-,  Eisenbahngesellschaften) 
zu  den  öffentlichen  zu  zählen  wären,  bald  solche,  welche 
gemeinnützige  oder  staatliche  oder  staatsähnliche  Aufgaben 
erfüllen,  oder  welche  dem  Staate  gegenüber  verpflichtet  sind, 
ihre  Aufgaben  durchzuführen  (Rosin),  bald  solche,  welche 
eine  obrigkeitliche  Gewalt  gegenüber  ihren  Mitgliedern  ausüben 
(Hinschius,  Gierke,  Sohm).  Schliesst  man  sich  der 
letzteren  Auffassung  an,  so  ist  der  Begriff  der  öffentlichen 
Aktiengesellschaften  praktisch  werthlos.  Selbst  die  Kolonial- 
gesellschaften, denen  Hoheitsrechte  übertragen  sind,  wären  dann 
nicht  öffentliche  Korporationen,  da  es  sich  nicht  um  die 
„Unterstellung  des  körperschaftlichen  Sozialrechts  unter  gleich- 
artige Gesichtspunkte  und  Normen,  wie  sie  das  staatliche 
Gemeinleben  beherrschen",  bei  ihnen  handelt,*)  sondern  um 
die  Gewährung  staatlicher  Befugnisse  an  die  Korporation 
gegenüber  Nichtmitgliedern.  Da  bei  der  Aktiengesellschaft 
lediglich  eine  Pflicht  der  Mitglieder  zur  Leistung  der  Kapital- 
einlage besteht,  so  würde  eine  obrigkeitliche  Gewalt  gegenüber 
den  Mitgliedern  praktisch  sich  lediglich  in  Bezug  auf  die 
Beitreibung  jener  Leistung  äussern.  In  dieser  Beschränkung 
hat  der  Begriff  dann  aber  keinen  Werth. 


*)  Unter  den  Gesichtspunkt  eines  wahren  aktienrechtlichen  Privüegs 
fäUt  z.B.  die  nach  art.  207  a  des  D.  H.  ö.  B.  (K.D.H.G.B.  §180)  vom 
Bundesrath  gestattete  Ausgabe  von  Kleinaktien. 

')  Vergl.  Gierke,  Deutsches  Privatreoht  I  §  75  und  die  dort  Citirten. 

3)  Primker  666,  667. 

*)  Gierke,  Genossenschaftstheorie  S.  167. 
Lehmann,  Recht  der  AktiengeseUschaften.  18 
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6.  Von  praktischer  Wichtigkeit  ist  dagegen  die  Unter- 
scheidung zwischen  gewöhnlichen  Aktiengesellschaften  und 
oktroiirten  oder  gecharterten  Aktiengesellschaften.  Die 
ersteren  unterstehen  den  Bestimmungen  des  gemeinen 
Rechts,  die  letzteren  einem  für  sie  geschaffenen  Spezialrecht. 
Während  bis  zum  Beginn  dieses  Jahrhunderts  die  Aktien- 
gesellschaften ihre  Regelung  in  Oktrois  erhielten,  ist  seit  der 
Au&ahme  der  Aktiengesellschaften  in  die  modernen  Gesetz- 
bücher die  oktroürte  Aktiengesellschaft  in  den  Hintergrund 
getreten.  Aber  die  Möglichkeit  der  Spezialregelung  einer 
einzelnen  Aktiengesellschaft  durch  Oktroi  ist  damit  nicht 
geschwunden  und  gerade  in  jüngster  Zeit  mit  Bezug  auf 
koloniale  Erwerbsgesellschaften  in  England  und  Deutschland 
bethätigt  worden. 

6.  Handelsaktiengesellschaften  und  Civilaktien- 
gesellschaften.^)  In  denjenigen  Ländern,  deren  Gesetz- 
bücher unter  die  begrifflichen  Voraussetzungen  der  von  ihnen 
geregelten  Aktiengesellschaften  den  Betrieb  von  Handelsgesell- 
schaften aufnehmen,^)  erhebt  sich  die  Frage,  ob  und  unter 
welchen  Bedingungen  Civilgesellschaften  die  rechtliche  Struktur 
der  Aktiengesellschaften  annehmen  können.  Dass  eine  Civil- 
gesellschaft  mit  einem  bestimmten  Kapital  ins  Leben  treten 
und  dass  die  Socii  dieses  Kapital  in  Antheile  zerlegen,  dass 
sie  ferner  im  Wege  interner  Vereinbarung  sich  eine  aktien- 
gesellschaftliche Verfassung  schaffen  und  nach  innen  die 
Einlagepfiicht  nach  aktienrechtlichem  Muster  begrenzen  können, 
dürfte  einem  Zweifel  kaum  unterliegen.  Erheblichere  Schwierig- 
keiten erwachsen  mit  Bezug  auf  die  Haftung  der  Theilhaber 
gegenüber  den  Gläubigem,  die  IJebertragbarkeit  des  Antheiles 
und  den  Ausschluss  der  Theilungsklage.  Eine  lediglich  interne 
Beitragspflicht,  wie  sie  dem  deutschen  Aktienrecht  innewohnt, 
wird  sich  ohne  Annahme  der  juristischen  Persönlichkeit  schwer 
rechtfertigen  lassen.     Soweit  eine  solche  Rechtens  ist,  wird  es 


1)  Lyon-Oaen  et  Renault  11  No.  1074^1091;  van  Raalte,  De 
Rechtstoestand  der  burgerlijke  Aandeelen  Maatschapplj  1891. 

2)  Siehe  oben  §  12  No.  2,  vergl.  auch  §  9  N.  1  S.  100. 
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demnach  der  für  die  Schaffung  der  juristischen  Persönlichkeit 
etwa  erforderlichen  Staatsgenehmigung  bedürfen.  Eine  be- 
schränkte Haftung  nach  aussen  lässt  sich  dagegen  auch  im 
Wege  der  kontraktlichen  Vereinbarung  von  Fall  zu  Fall,  ja 
schon  mit  Zuhülfenahme  der  Grundsätze  vom  Mandat  ohne 
Aufgabe  des  Sozietätsgedankens  herstellen.  Die  Uebertrag- 
barkeit  des  Antheiles  vor  allem  in  der  potenzirten  Gestalt 
der  Inhaberaktie  ist  dem  Charakter  der  civilen  Sozietät  ebenso 
fremd  wie  der  Ausschluss  der  Theilungsklage.  Will  man 
deshalb  eine  civile  Gesellschaft  schaffen,  welche  in  allen 
Beziehungen  der  Handelsaktiengesellschaft  entspricht,  so  wird 
kaum  ein  anderer  Ausweg  bleiben,  als  durch  Einholung  der 
Staatsgenehmigung  die  abnorme  Gestaltung  sanktioniren  zu 
lassen.  An  und  für  sich  würde  eine  so  geschaffene  Gesell- 
schaft den  Bestimmungen  des  Handelsrechts  in  keinem 
Punkte  unterliegen.  Wie  sie  demnach  nicht  kaufmännische 
Eigenschaft  hätte,  so  wären  ihre  Geschäfte  keine  Handels- 
geschäfte, sie  wäre  nicht  zur  Buchführung  verpflichtet,  stände 
nicht  vor  der  Handelskammer  zu  Recht  und  unterläge  nicht 
den  für  den  kaufmännischen  Konkurs  erlassenen  Vor- 
schriften. Die  über  das  Grundkapital  und  die  Aktien  einer 
Aktiengesellschaft,  über  Publikmachung  der  Akte  derselben, 
über  die  Bilanzirung,  die  Rechte  und  Pflichten  der  Mit- 
glieder, die  Vollmacht  und  Haftung  der  Organe  aufgestellten 
Normen  fänden  auf  sie  keine  Anwendung.  Wieweit  im 
Wege  analoger  Ausdehnung  Theorie  und  Praxis  sie  auf  die 
Civilaktiengesellschaften  übertragen  können,  lässt  sich  a  priori 
nicht  entscheiden.  Dass  der  hierdurch  geschaffene  Rechts- 
zustand ein  im  höchsten  Grade  misslicher  sei,  ist  allseitig 
erkannt  worden,  und  die  wichtigeren  europäischen  Gesetz- 
gebungen haben  sich  von  der  Erkenntniss,  dass  die  Aktien- 
gesellschaftsform ohne  Rücksicht  auf  die  Zwecke  der  Gesellschaft 
eine  einheitliche  Regelung  erheische,  geleitet,  früher  oder 
später  entschlossen,  den  Unterschied  zwischen  beiden  Arten 
gänzlich  oder  doch  wenigstens  mit  Bezug  auf  die  aktienrecht- 
liche Struktur  zu  beseitigen. 

18* 
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§  21. 
Abgrenzung  der  Aktiengesellschaft  von  anderen  Assoziationsformen. 

Eine  Abgrenzung  der  Aktiengesellschaft  von  anderen 
Assoziationsformen  hat,  vom  rechtsvergleichenden  Standpunkt 
aus  vorgenommen,  mit  erheblichen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen, 
nicht  blos  weil  die  rechtliche  Ausprägung,  welche  die  ein- 
zelnen Gesellschaftstypen  in  den  verschiedenen  Ländern 
erhalten  haben,  keineswegs  dieselbe  ist,  sondern  auch  weil 
die  Schärfe  der  Zuspitzung,  die  der  Aktiengesellschaft  in 
einem  Theil  der  Gesetze  zu  Theil  geworden  ist,  in  einem 
anderen  ihr  fehlt,  der  Aktiengesellschaftsbegriff  somit  in  einem 
Lande  Gestaltungen  mitumfasst,  welche  in  einem  anderen 
gesonderter  rechtlicher  Regelung  unterworfen  sind.  Die  Wahr- 
heit des  Satzes  von  der  Relativität  der  Rechtsbegriffe  macht 
sich  hier  besonders  fühlbar. 

1.  Dass  sich  die  Aktiengesellschaft  von  den  gewöhnlichen 
Sozietäten  einerseits,  von  denjenigen  Genossenschaften,  welche 
nicht  einen  wirthschaftlichen  Betrieb  bezwecken  und  über- 
haupt eines  Gesellschaftsvermögens  entbehren  können,  anderer- 
seits unterscheidet,  bedarf  nicht  weiterer  Hervorhebung.  Nicht 
minder  ist  die  Abgrenzung  der  Aktiengesellschaft  von  den 
auf  dem  Grundsatze  prinzipaler  und  solidarer  Haftung  aller 
Theilhaber  oder  doch  eines  Theiles  derselben  aufgebauten 
offenen  Handelsgesellschaften  und  gewöhnlichen  Kommandit- 
gesellschaften wenigstens  im  europäischen  Recht  überall  durch- 
geführt.^) Dagegen  ist  die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
keineswegs  überall  von  der  Aktiengesellschaft  scharf  getrennt. 
Während  nach  dem  Vorgang  des  Code  de  commerce  die 
mitteleuropäischen  Gesetzgebungen,  ursprünglich  an  der 
Scheidung  beider  festhaltend,  die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  als  eine  Abart  der  Kommanditgesellschaft  auffassten, 
um    sie    in   Wahrheit    hinsichtlich    der    Einzelgestaltung    der 

1)  Für  England  jetzt  Partnership  Act  1890  (53  und  54  Vict.  cap.  39) 
und  dazu  Spaing  in  Z.  für  Handelsr.  XLIII,  220 fiF.,  für  Schweden  Lag 
om  handelsbolag  och  enkla  bolag  vom  28.  Juni  1895.  Auch  in  Nord- 
amerika erkennen  zahlreiche  Statutarrechte  die  Kommanditgesellschaft 
bereits  an.     Waterman  §  6. 
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Aktiengesellschaft  anzunähern,^)  hat  die  neuere  Gesetzgebung 
dieses  Rechtsinstitut  mehr  als  eine  Spielart  der  Aktiengesell- 
schaft normirt.  Der  älteren  Auffassung  entsprach  es,  wenn 
die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  ihre  systematische 
Stellung  in  dem  die  Kommanditgesellschaften  behandelnden 
Abschnitt  des  Gesetzes  erhielt,  der  neueren,  wenn  sie  dem 
die  Aktiengesellschaft  regelnden  einverleibt  wurde.  Dieser 
letzteren  Anschauung  huldigen  z.  B.  das  belgische  Gesetz  von 
1873  (art.  76),  das  Schweizer  Obligationenrecht  (art.  676) 
und  das  revidirte  Deutsche  Handelsgesetzbuch.*)  Einen 
noch  schärferen  Ausdruck  hat  sie  im  englischen  Recht  er- 
halten, wo  diese  bis  dahin  unbekannte  Gestaltung  durch  das 
Gesetz  von  1867  in  der  Weise  ermöglicht  wurde,  dass  in 
einer  „limited  Company"  durch  die  Gründungsurkunde  die 
Haftung  der  Direktoren  oder  Geschäftsführer  zu  einer  un- 
begrenzten gestempelt  werden  kann,  womit  die  Eigenschaft 
der  Aktienkommanditgesellschaft  als  einer  modifizirten  Aktien- 
gesellschaft Anerkennung  gefunden  hat.^)  Andere  Gesetz- 
gebungen haben  ihr  überhaupt  jede  Anerkennung  versagt.*) 
2.  Die  Abgrenzung  der  Aktiengesellschaft  von  den  Er- 
werbs- und  Wirthschaftsgenossenschaften  (societes 
cooperatives,  föreningar  f ör  ekonomisk  verksomhet)  beruht,  wo 
die  Gesetzgebungen  eine  besondere  Rechtsform  für  derartige 
Genossenschaften  geschaffen  haben,  auf  einer  Reihe  mehr  oder 
minder  wichtiger  Momente,  vor  allem  darauf,  dass  den  Ge- 
nossenschaften das  Erforderniss  eines  Grundkapitales  fehlt 
und  dass  die  für  die  Haftung  der  Mitglieder  aufgestellten 
Grundsätze  von  denen  der  Aktiengesellschaft  abweichen,  dass 
das  Gesellschaftsvermögen  der  für  die  Aktiengesellschaften 
erforderten  Stabilität  ermangelt,  dass  der  Antheil  am  Gesell- 

*)  Vor  allem  trifft  dies  für  die  von  der  juristischen  Persönüchkeit 
■aller  Handelsgesellschaften  ausgehenden  romanischen  Gesetzgebungen  zu. 

^  §  320  ff.  Vergl.  dazu  die  kritischen  Bemerkungen  von  mir  (Archiv 
für  civüist.  Praxis  86,  327)  und  Gier ke  in  Z.  f.  flandelsr.  XLV  S.  504—506. 

*)  Siehe  oben  S.  87  N.  3.  Praktisch  ist,  wie  bereits  bemerkt,  in 
England  ein  sehr  geringer  Gebrauch  davon  gemacht  worden. 

*)  Ungarisches  H.  G.  B.,  schwedisches  Aktiengesetz  von  1895,  auch 
das  nordamerikan.  Recht. 
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schaftsvermögen  demgemäss  eine  schwankende  Grösse  darstellt, 
nicht  in  einer  ziffernmässigen  Summe  zum  Ausdruck  gelangt, 
dass  die  Persönlichkeit  des  Mitgliedes  eine  mehr  oder  minder 
beträchtliche  Rolle  spielt.  Aber  nur  in  einem  Theile  der 
Gesetzgebungen  ^)  findet  sich  die  Ausprägung  einer  besonderen 
Äechtsform  für  solche  Genossenschaften.  In  anderen  gelten 
zwar  Einzelsondervorschriften,  ohne  dass  indessen  ein  eigener 
Gesellschaftstypus  anerkaunt  ist.  Vielmehr  kann  die  Genossen- 
schaft das  Gewand  der  offenen  Handelsgesellschaft,  Kom- 
manditgesellschaft oder  Aktiengesellsdiaft  annehmen.*)  Wieder 
in  anderen  herrscht  völliges  Schweigen  über  derartige  Ge- 
nossenschaften, oder  es  ist  nur  für  diesen  oder  jenen  Fall  eine 
vereinzelte  Vorschrift  gegeben.*) 

3.  Noch  geringer  ist  die  Deutschland  bisher  eigenthüm- 
liche  Unterscheidung  von  Aktiengesellschaft  und  Gesell- 
schaft mit  beschränkter  Haftung.*)  In  Wahrheit 
handelt  es  sich  bei  der  normalen  Form  der  letzteren  mehr 
um  eine  von  besonderen  Grundsätzen  beherrschte  Abart  der 
Aktiengesellschaft,  während  der  ungewöhnlichere  Typus  (mit 
Zubusspfiicht  und  Abandonnirungsrecht)  sich  der  Gewerk- 
schaft nähert. 

4.  Aktiengesellschaft    und    Rhederei    haben    einen 


*)  Deutschland,  Oesterreich,  Ungarn,  Schweden,  Belgien,  Schweiz, 
England.  Betreffs  des  engl.  Rechts  Goldschmidt  in  Z.  f.  H.  R.  XXVII 
90 — 95.  Das  die  (xenossenschaften  beherrschende  Gesetz  ist  die  Industrial 
and  provident  societies  Act  1876  (38  et  39  Vict.  c.  45).  Sie  können  sich 
aber  auch  nach  der  Comp.  Act  von  1862  registriren  lassen.  Das  hoUänd. 
Gesetzb.  schweigt  über  sie,  aber  die  Jurisprudenz  lässt  sie  zu,  Diephuis 
p.  72,  73. 

*)  PranzÖs.  Gesetz  von  1867  art.  48  (vergl.  die  noch  unbestinmitere 
societe  de  credit  agricole  des  Gesetzes  von  1894,  darüber  G.  Cohn  in 
Z.  f.  H.  R.  XLIV,  470  ff.,  Italien.  Cod.  di  comm.  art.  219,  Portugies.  H.  G.  B. 
art.  207 ff.,  Argent.  fl.  G.  B.  art.  392  ff.  Die  so  gebildete  Aktiengesellschaft 
hat  freilich  eine  recht  verkrüppelte  Gestaltung. 

')  Betr.  Nordamerikas  Goldschmidt  a.  a.  O.  S.  108.  Cook  weist 
auf  zahlreiche  Bestimmungen  hin,  ohne  deren  Inhalt  wiederzugeben. 

*)  Einen  gewissen  Anklang  an  die  Gesellschaft  mit  b.  fl.  hat  die 
japanische  Goshikwaisha.    Vergl.  Lönholm  S.  222f.,  H.G.B.  136 ff. 
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historischen  Zusammenhangt)  und  noch  heute  besitzt  die 
Rhederei  in  gewissen  Beziehungen  eine  Annäherung  an  die 
Aktiengesellschaft.^  Wie  bei  letzterer  ist  der  veräusserliche 
Antheil^)  am  Schiffsvermögen  die  Grundlage  der  Gewinn- 
betheiligung und  der  Mitwirkung  in  Gesellschaftsangelegen- 
heiten, Majorität  entscheidet  bei  Beschlussfassungen,  die  Haf- 
tung ist  überwiegend  eine  beschränkte  nur  mit  dem  AntheiL 
Aber  die  Rhederei  ist  im  Gegensatz  zur  Aktiengesellschaft 
keine  Korporation,*)  sondern  nach  allen  Seerechtsquellen  eine 
Sozietät  oder  gar  nur  eine  communio ;  eine  persönliche  Haftung 
der  Mitrheder  pro  rata  der  Antheile  für  gewisse  Schulden 
findet  sich  überall,  nach  innen  besteht  unbegrenzte  Zubuss- 
pflicht,  von  der  der  Mitrheder  sich  nur  durch  Aufgabe  seines 
Antheiles  befreien  kann  und  endlich  ist  ein  festes  in  einer 
Geldsumme  veranschlagtes  Grundkapital  nicht  vorhanden,  die 
Antheile  sind  Antheile  am  Schiffe,  nicht  Kapitalantheile. 

5.  Aktiengesellschaft  und  moderne  Gewerkschaft, 
soweit  letztere  eine  besondere  Regelung  erfahren  hat,  unter- 
scheiden sich  in  zwei  Punkten.  Die  Gewerkschaft  entbehrt 
eines  in  Geld  veranschlagten  Grundkapitals  und  die  Gewerken 
sind  zu  Zubussen  verpflichtet,  von  deren  Entrichtung  sie  sich 
nur  durch  Preisgabe  des  Kuxes  befreien  können.  Im  übrigen 
besteht  weder  eine  prinzipielle  Verschiedenheit  noch  eine 
andersartige  Struktur.  Beide  sind  Kapitalgenossenschaften  mit 
juristischer  Persönlichkeit,  veräusserlichen  Antheilen,  ziemlich 
gleichmässigem  Aufbau.  Der  Umstand,  dass  bei  der  Gewerk- 
schaft Quotenantheile  vorliegen,  kann  eine  erhebliche  Ver- 
schiedenheit angesichts  der  Thatsache,  dass  auch  Quotenaktien 
vorkommen,  nicht  begründen.  So  erklärt  es  sich,  dass  keines- 
wegs überall  ein  besonderer  Typus  der  Gewerkschaft  anerkannt 
ist.     In    den    romanischen    Ländern    übernimmt    die   Aktien- 


1)  Siehe  oben  §§  5,  6. 
«)  Cosack,  Handelsr.  3.  Aufl.  §  90. 

^)  Part,  share,  portion,  quirat.  vergl.  L  e  w  is  in  Endemanns  Handb.  IV  58. 
*)  Lewis  a.  a.  O.  S.  54,   wo    über  die  verschiedenen  Theorien  ge- 
handelt wird.     Wagner,  Seerecht  190. 
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gesellschaft  zugleich  die  Funktion  unserer  Gewerkschaften.^) 
In  England  sind  nur  für  gewisse  Gegenden  eigene  bergrecht- 
liche Genossenschaften  mit  besonderem  Eecht  anerkannt,^) 
während  im  übrigen  die  Companies  Act  von  1862  auch  sie 
umfasst.  In  den  skandinavischen  Staaten^)  und  in  Nord- 
amerika ist  eiQ  besonderer  Gewerkschaftstypus,  wie  es  scheint, 
überhaupt  nicht  ausgeprägt.*) 

6.  Aktiengesellschaft  und  Gegenseitigkeits- 
gesellschaft*) gehen  weiter  auseinander.  Weder  bedarf 
die  Gegenseitigkeitsgesellschaft  eines  Grundkapitals,  noch  ist 
die  Beitragspflicht  der  Mitglieder  auf  eiuen  bestimmten  Betrag 
beschränkt,  noch  endlich  ist  eine  Uebertragung  der  Mitglied- 
schaft zulässig.  Auch  haften  bei  der  nichtinkorporirten  Gegen- 
seitigkeitsgesellschaft die  Mitglieder  nach  aussen  pro  rata  für 


^)  In  Frankreich  drehte  sich  der  Streit  nur  darum,  ob  es  anging, 
civile  Gesellschaften  alä  Aktiengesellschaften  zu  konstituiren,  und  gerade 
hier  figurirten  bergrechtliche  Genossenschaften  als  Beispiel.  Vavasseur 
in  Revue  des  societes  I  p.  393,  470,  567,  Lyon-Caen  et  Eenault  II 
No.  1076.     Vergl.   auch   Achenbach,    Das  französische  Bergrecht  1869 

S.  257  ff.,  N  audier,  Traite  theorique  et  pratique  de  la  legislation 

des  mines  1877  p.  164  ff.  In  Belgien  sind  darum  Bergbaugesellschaften 
ausdrücklich  in  den  Stand  gesetzt  worden,  die  Form  von  Handelsgesell- 
schaften anzunehmen.  Gesetz  von  1873  art.  136,  vergl.  auch  die  Fassung 
des  Gesetzes  von  1886. 

2)  Siehe  oben  §  7  S.  86. 

^)  Vergl.  Vogt   in   Nordisk   Retsencyclopädi  II   Obligatrett.  377 ff. 

^)  Dass  besondere  Gewohnheiten  in  den  mining  corporations  mit 
Bezug  auf  die  Haftung  der  Theilhaber  sich  geltend  machen,  hebt 
Spelling  §  795  hervor,  ohne  ihre  rechtliche  Bedeutung  anzuerkennen. 
Vergl.  auch  Morawetz§  830.  Die  von  Cook  angeführten  Bestimmungen 
über  mining  companies  zeigen  jedenfalls  keinen  besonderen  Typus.  Cook 
p.  1609,  1624,  1625,  1662,  1850,  1870,  1875. 

»)  Litteratur:  Renaud  203—210,  Ring  151,  152,  Lewis  Ver- 
sicherungsrecht 145 ff.,  Goldschmidt,  System  des  Handelsrechts  §  69 ; 
Ehrenberg,  Versicherungsrecht  I,  103ff.,  Lyon-Caen  et  Renault  II 
No.  930ff.,  Vidari  11  No.  1784ff.  Vergl.  auch  die  Begründung  zum 
norweg.  Entw.  eines  Gesetzes  über  Versicherungsgesellschaften  von  1895 
§6 ff.  (In's  Deutsche  übersetzt  und  bearbeitet  von  Riesenfeld  1897 
Separatabdr.  aus  Baumgartners  Zeitschr.  für  Versicherungsr.  Bd.  III.) 
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die  Schulden  der  Gesellschaft.')  Wenn  ältere  Autoren  beide 
unter  den  Namen  der  anonymen  Gesellschaft  vereinigt  haben,  ^ 
so  beruht  dies  entweder  auf  einer  nichtssagenden  Betonung 
äusserlicher,  auch  bei  anderen  Assoziationsformen  vorkommender 
Momente  (Sachfirma)  oder  auf  einer  Verkennung  der  Natur 
der  Gegenseitigkeitsgesellschaften.  Näher  wird  die  inkorpo- 
xirte  Gegenseitigkeitsgesellschaft  der  Aktiengesellschaft  da 
gerückt,  wo  man  der  letzteren  ein  veränderliches  Kapital 
zugesteht  (societe  ä  capital  variable)  und  andererseits  bei  der 
Gegenseitigkeitsgesellschaft  die  jährliche  Beitragspflicht  auf  ein 
bestimmtes  Maximum  berenzt."*)  Aber  auch  dann  bleibt  der 
Mangel  eines  Grundkapitals,  als  welcher  sich  die  Summe  der 
erstmaligen  Beiträge  kaum  auffassen  lässt,  und  die  Unüber- 
tragbarkeit der  Mitgliedschaft  bestehen.  Sollte  ein  in  Aktien 
zerlegtes  Grundkapital  bei  der  Gegenseitigkeitsgesellschaffc 
ursprünglich  zusammengebracht  sein,  das  als  Garantiefonds 
dienen  soll,  so  würde  auch  damit  eine  Aktiengesellschaft  nicht 
erzeugt  werden,  da  die  Beitragspflicht  der  Mitglieder  sich  in 
jenem  Aktienbetrag  nicht  erschöpfen  würde.*)  Die  sogenannten 
gemischten    Gesellschaften    andererseits,    bei    denen    Aktien- 


^)  a.  A.  Ehrenberg  S.  143,  aber  mehr  aus  de  lege  ferenda  zu- 
treffenden Gründen. 

ä)  vergl.  Renaud  S.  208,  209. 

')  Irrig  ist  es  aber  auch  dann,  von  societe  anonyme  zu  sprechen, 
wie  der  Arret  des  französischen  Cassationshofes  vom  23.  Oktober  1889 
thut  (Revue  des  societes  YIII  p.  73  und  dazu  Note). 

*)  Pohls,  Recht  der  Aktiengesellschaften  §  13.  Dieser  Garantiefonds, 
den  manche  Gesetze  verlangen  (Ehrenberg  I,  114,  vergl.  auch  Ungar. 
H.  G.  B.  453)  wird  regelmässig  im  Wege  der  Zeichnung  gegen  Ausgabe  von 
sogenannten  Garantiescheinen  zusammengebracht.  Nach  der  herrschenden 
Auffassung  werden  die  Garantisten  Darlehnsgläubiger  der  Gesellschaft, 
ihre  Forderung  hat  ihren  Grund  nicht  in  der  Mitgliedschaft  (Ehren- 
berg 1.  c).  Ob  dies  stets  dem  Wesen  des  Verhältnisses  entspricht,  mag 
dahingestellt  bleiben.  In  Schweden  wird  erst  eine  Aktiengesellschaft  ge- 
bildet, die  ihr  £apital  der  nachher  gebildeten  Gegenseitigkeitsgesellschaft 
leiht,  in  Norwegen  sind  die  Garantisten  privilegirte  Mitglieder.  Yergl. 
Motiver  til  üdkast  til  Lov  om  Forsikringselskaber  p.  13  (Uebersetzung 
von  Riesenfeld  a.  a.  O.  S.  86 ff.).  So  auch  der  Entwurf  des  norwegischen 
Gesetzes  §  8,  17,  19,  95  (bei  Riesenfeld  S.  5,  8,  9,  42.) 
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gesellschaften  Nichtaktionären  eine  sogenannte  Dividende  zu- 
sichern, sind  in  Wahrheit  reine  Aktiengesellschaften,  die  nur 
von  ihrem  jährlichen  Reingewinn  einen  bestimmten  Prozent- 
satz vorweg  an  die  Versicherten  vertheilen.^) 

Die  Gegenseitigkeitsgesellschaft  untersteht,  weil  sie  keine 
Aktiengesellschaft  ist,  nicht  den  Grundsätzen  des  Aktienrechts. 
Wo  die  Gesetzgebung  einzelne  Grundsätze  des  Aktienrechts 
auf  sie  zur  Anwendung  bringt,^)  ist  eine  darüber  hinausgehende 
analoge  Heranziehung  anderer  aktienrechtlicher  Grundsätze 
ausgeschlossen.  ^) 

7.  Keine  wahren  Aktiengesellschaften  im  privatrechtlichen 
Sinne,  aber  den  Aktiengesellschaften  nahe  verwandt  sind  Staats - 
anstalten  auf  Aktien,  d.  h.  vom  Staate  oder  den  Kommunen 
geleitete  Unternehmen,  deren  Kapital  in  Aktien  zerlegt  ist, 
welche  das  Publikum  zeichnet.  Die  Aktionäre  haben  in  ihrer 
Gesammtheit  zwar  einen  Einfluss  auf  die  Verwaltung,  aber 
die  Vertretung  und  Geschäftsführung  erfolgt  nicht  durch  von 
ihnen  abberufbare  Organe  der  Gesellschaft,  sondern  durch 
staatliche  Behörden.  Andererseits  stellt  das  Unternehmen 
auch  nicht  eine  statio  fisci,  sondern  eine  besondere  juristische 
Person  dar.  Wie  die  Niederländisch-Ostindische  Kompagnie 
ursprünglich  solchen  Anstaltscharakter  hatte,  so  finden  sich 
noch  heute  zumal  auf  dem  Gebiete  des  Bankwesens  derartige 
Staatsanstalten  auf  Aktien.  Dahin  gehören  die  nach  dem  Vorbild 
der  preussischen  Bank*)  durch  das  Reichsbankgesetz  von 
1875  geschaffene  Reichsbank,  deren  Statut  eine  Kaiser- 
liche Verordnung  normirte,  die  östereichisch-ungarische  Bank,**) 
die  Bank  von  Frankreich,®)  die  Banque  nationale  von  Belgien,') 


1)  Vergl.  darüber  Ehrenberg  S.  92,  93. 

^)  Z.  B.  in  der  französischen  Verordnung  vom  22.  Januar  1868, 
vergl.  Lyon-Caen  et  Renault  II  No.  935 fiF. 

*)  Vergl.  Urtheil  des  Seinetribunals  vom  11.  August  1883  in  Revue 
des  societes  I  756. 

*)  Vergl.  über  deren  Verfassung  Hübner,  Die  Banken  II  S.  4. 

*)  Vergl.  über  sie  von  Leonhardt  im  H.  W.  B.  der  Staatswissensch. 
II  97—110. 

*)  üeber  sie  v.  Philipp ovich  ebenda  116—123. 

')  Derselbe  ebenda  S.  123—125. 
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die  niederländische  Bank,^)  die  toskanische  Nationalbank  ^) 
u.  a.  m.  Ihre  Verfassung  regelt  ein  Spezialgesetz.*)  Nicht 
ausgeschlossen  ist,  dass  sie  in  öflfentlichrechtlichen  Beziehungen 
z.  B.  mit  Bezug  auf  Steuerpflicht,  zu  den  Aktiengesellschaften 
gezählt  werden,  sofern  nämlich  nach  dem  Geist  der  diesbezüg- 
lichen Bestimmung  ihre  Unterordnung  unter  diesen  Begriff 
wegen  der  beschränkten  Haftung  der  Antheilhaber  und  der 
Uebertragbarkeit  des  Antheiles  gerechtfertigt  erscheint.*) 

8.  Keine  Aktiengesellschaften  sind  Mehrheitsverbände 
von  Gläubigern  aus  Inhaberpapieren,  welche  zum  Zwecke 
der  gemeinsamen  Wahrnehmung  ihrer  Ansprüche  gegen  den 
emittirenden  Schuldner,  insbesondere  zur  Geltendmachung  von 
Pfandrechten  an  Grundstücken  oder  an  Rechten,  von  der 
Gesetzgebung  geschaffen  sind.  An  und  für  sich  haben  wir  es 
hier  ungeachtet  gewisser  Aehnlichkeiten  im  inneren  Aufbau  ^) 
mit  einer  Gesellschaft  überhaupt  nicht  zu  thun,  sondern  mit 
einem  gesetzlichem  Mehrheits  verbau  de  nach  Art  der  Konkurs- 
gläubiger,®) aber  auch  davon  abgesehen  sind  die  Begriffs- 
momente der  Aktiengesellschaft  nicht  gegeben.  Denn  weder 
besässe  eine  solche  Vereinigung  ein  bestimmtes  Kapital,  noch 
wäre  von  Beiträgen  der  Mitglieder  bis  zu  einer  bestimmten 
Summe  ')  die  Rede.  Wird  einer  derartigen  Vereinigung  vom 
Schuldner  die  Ausnutzung  gewährter  Sicherheiten  loco 
usurarum  auf  die  Dauer  zugestanden,  z.  B.  vom  schuldnerischen 
Staat  die  Ausnutzung  verpfändeter  Zölle  oder  Bergwerke,  so 
kann  ein  aktiengesellschaftlicher  Betrieb  der  Gläubigergemein- 


1)  van  der  Borght  ebenda  125—130. 

*)  Ferraris  ebenda  137. 

®)  Yergl.  auch  Schweizer  Obügationenrecht  art.  613. 

*)  ß.  G.  E.  in  Oivils.  XV  No.  54.  Entsch.  des  Herzogl.  Braunschweig. 
Staatsministeriums  in  floldheims  Monatsschr.  für  Aktienr.  V  61 — 63. 
Dagegen  geht  Laband,  Staat sr.  2.  Aufl.  II  136  zu  weit,  wenn  er  darin 
einen  wahren  Aktienverein  erblickt. 

*)  Generalversammlung,  Aufsichtsrath,Vertreter  finden  sich  auch  hier. 

6)  Goldschmidt,  Z.  für  flandelsr.  XXXV  365-367.  Vergl.  jetzt 
insbesondere  den  belgischen  Entwurf  über  Obligationen  von  Handelsgesell- 
schaften in  Holdheims  Monatschr.  für  Aktienr.  V,  99. 

^  Beiträge  kommen  auch  hier  vor.     Belg.  Entw.  art.  151. 
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Schaft  erwachsen,  insofern  die  Theilnahme  der  Obligatäre  am 
Ertrage  sich  nach  dem  Verhältniss  der  Betheiligung  als 
Obligatär  richtet,  das  Gesellschaftskapital  würde  durch  die 
Gesammtheit  der  Obligationsbeträge  dargestellt  und  so  nach- 
träglich in  Antheile  zerlegt  werden.  Historisch  ist  die  erste 
grosse  Aktiengesellschaft,  die  Bank  von  Genua,  aus  solchem 
Mehrheitsverbande  hervorgegangen.  Wie  weit  die  Zukunft  eine 
ähnliche  Entwicklung  herbeifuhren  wird,  lässt  sich  zur  Zeit 
nicht  absehen.^) 

9.  Keine  Aktiengesellschaften  sind  endlich  die  englisch- 
nordamerikanischen  Trusts,  Vereinigungen  von  Personen,  die 
einem  Dritten  (dem  Trustee)  Fonds  anvertrauen,  damit  dieser 
damit  in  eigenem  Namen  und  unter  eigener  Haftung  Geschäfte 
betreibe.  Denn  wenn  der  Trustee  auch  den  Trusts  Trust- 
certifikate  nach  Art  der  Aktien  aushändigt,  die  ihren  Antheil 
an  dem  Unternehmen  ausdrücken  sollen,  so  liegt  hier  überhaupt 
keine  unter  eigener  Firma  auftretende  GeseUschaft  vor.*) 

§  22. 

Aktiengesellschaft  und  Staat     Die  verschiedenen  Systeme  der 

Aktiengesetzgebungen. 

Das  Verhältniss  des  Staates  zur  Aktiengesellschaft  hat 
im   Laufe   der   Zeit   gewechselt   und   ist  noch   heute   in    den 

^)  Thaller  in  Annales  de  droit  commercial  VIII  p.  65 ff.  will  de 
lege  ferenda  die  Obligatäre  von  Anfang  an  eine  Aktiengesellschaft  bilden 
lassen,  die  aus  durch  Zeichnungen  hergestelltem  Grundkapital  die  Dar- 
lehnssumrae  der  Anleihe  suchenden  Gesellschaft  gewährt.  Gläubiger  wäre 
dann  lediglich  die  Aktiengesellschaft,  während  deren  Mitglieder  (die 
eigentlichen  Obligatäre)  in  gar  kein  direktes  Verhältniss  zum  Schuldner 
träten.  Gegenstand  des  Unternehmens  der  Aktiengesellschaft  wäre  Ge- 
währung des  Darlehns  an  den  Schuldner  und  die  Geltendmachung  der 
darauf  bezüglichen  Bechte,  insbesondere  Eintreibung  der  Zinsen,  die  dann 
als  Dividende  unter  die  Aktionäre  vertheilt  würden.  Dem  Wesen  der 
Aktiengesellschaft  würde  mit  diesem  scharfsinnig  ausgedachten  und 
juristisch  zulässigen  Plan  freilich  eine  gewisse  Gewalt  angethan.  Siehe 
übrigens  S.  281  N.  4. 

•)  Vergl.  bez.  derselben  Kempin  im  Archiv  für  bürgert.  Recht  VII 
334ff.,  Buckleyp.  3,  Cook  §  503 a— 503 d,  A sc hrott  in  Braun's  Archiv 
für  soziale  Gesetzgebung  II  383 ff.  Vergl.  Spelling,  Trusts  and  mono- 
polies  1893. 
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einzelnen  Ländern  keineswegs  das  gleiche.  Die  grössere  oder 
geringere  Ausbildung  des  Eechtes  eines  Landes,  die  prinzipielle 
Stellung  des  Staates  zum  Vereinsrecht,  die  jeweilige  Auf- 
fassung von  der  Regelung  der  sozialen  Ordnung,  haben  auf 
die  Ausgestaltung  des  Verhältnisses  eingewirkt,  hervorgetretene 
Missstände  eine  straffere  Handhabung  des  staatlichen  Aufsichts- 
rechtes hervorgerufen,  neue  wirthschaftliche  Erscheinungen  zu 
Sondergesetzen  Veranlassung  gegeben.  So  ist  selbst  innerhalb 
desselben  Landes  die  Aktiengesellschaft  je  nach  den  Zwecken 
ihres  -Betriebes  dem  Staate  gegenüber  frei  oder  unfrei,  von 
allgemeinen  Gesetzen  oder  von  Privilegien  beherrscht. 

Als  eine  dem  gemeinen  Recht  fremde  Erscheinung  tritt 
die  Aktiengesellschaft  seit  dem  siebzehnten  Jahi-hundert  auf. 
Zu  Zwecken  des  überseeischen,  später  auch  des  Binnenhandels 
in  Anwendung  gebracht,  findet  sie  in  den  überkommenen 
Instituten  des  Handelsrechts  keine  Unterkunft.  So  regelt 
denn  die  lex  specialis,  welche  ihr  die  juristische  Persönlichkeit 
verleiht  und  welche  sie  mit  Privilegien  ausstattet,  ihre  Ver- 
fassung, sei  es  in  allen  Einzelheiten,  sei  es  doch  wenigstens 
in  gewissen  Gruhdzügen,  während  im  übrigen  den  Vereins- 
artikeln die  nähere  Ausgestaltung  überlassen  wird.  Es  ist 
die  Zeit  des  sogenannten  Oktroisystems,  die  Zeit,  in  der 
es  eine  die  Aktiengesellschaften  normirende  lex  generalis  nicht 
giebt,  von  Fall  zu  Fall  vielmehr  die  vom  gemeinen  Gesellschafts- 
recht abweichende  Struktur  der  konkreten  Unternehmung  durch 
besonderes  Privileg  geordnet  wird.  So  lange  dieser  Zustand 
herrschte,  war  die  innige  Beziehung  des  Staates  zur  einzelnen 
Aktiengesellschaft  gerechtfertigt,  ja  von  selbst  gegeben.  Wie 
die  Aktienkompagnie  einem  Privileg  ihre  Entstehung  verdankte, 
so  konnte  sie  durch  Entziehung  des  Privilegs  ihr  Ende  finden. 
War  ihre  Verfassung  durch  das  Privileg  geordnet,  so  bedurfte 
es  der  staatlichen  Genehmigung  bei  Abänderung  der  Ver- 
fassung. Es  hing  vom  Belieben  des  Staates  ab,  in  der  lex 
specialis  ihr  Schranken  mehr  oder  minder  weitgehender  Art 
aufzuerlegen,  sich  einen  grösseren  oder  geringeren  Einfluss 
auf  ihre  Verwaltung  zu  sichern.  Aber  auch  ohne  besondere 
Vorbehalte  übte  der  Staat  als  Obervormund  nach   der  herr- 
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sehenden  Auffassung  der  damaligen  Zeit  eine  umfassende 
Kontrolle  über  die  Korporationen  aus.  Er  überwachte  den 
Gründungshergang,  vornehmlich  die  Zeichnungen,  setzte  einen 
Gouverneur  dem  Vorstand  zur  Seite,  der  die  Interessen  des 
Staates  wie  die  der  Aktionäre  wahrzunehmen  hatte,  verlangte 
Mittheilung  von  den  Ergebnissen  der  Unternehmung,  entsandte 
Kommissare  zu  den  Generalversammlungen,  beaufsichtigte  die 
Buchführung  durch  Inspektoren  und  beanspruchte  ein  Ge- 
nehmigungsrecht bei  Vornahme  wichtiger  Rechtsgeschäfte.^) 

Das  Oktroisystem  ist  heute  noch  nicht  ganz  geschwunden. 
Wie  in  England  neben  der  durch  allgemeines  Gesetz  ge- 
ordneten Aktiengesellschaft  die  Inkorporirung  einer  Assoziation 
durch  Freibrief  der  Krone  oder  Beschluss  des  Parlamentes  zu- 
lässig ist  und  zumal  für  überseeische  Unternehmungen  ausgeübt 
wird,^)  so  gestattet  das  deutsche  Reichsgesetz  vom  15.  März 
1888  dem  ßundesrath  die  Inkorporirung  von  Kolonialgesell- 
schaften durch  besonderes  Privileg.  Die  so  in's  Leben  ge- 
rufenen Aktiengesellschaften  zeigen  dann  das  gleiche  Gepräge 
wie  jene  Handelskompagnien  zur  Zeit  des  Oktroisystems.  Wie 
der  Staat  sie  schafft,  so  beaufsichtigt  er  sie  durch  be- 
sondere Vertreter,  welche  an  jeder  Versammlung  theilnehmen, 
von  den  Gesellschaftsorganen  jederzeit  Bericht  über  Ge- 
sellschaftsangelegenheiten verlangen,  die  Bücher  einsehen,  eine 
ausserordentliche  Versammlung  einberufen  können.  Er  unter- 
wirft seiner  Genehmigung  jede  Statutenänderung,  den  Auf- 
lösimgsbeschluss,  ja  sogar  die  Aufnahme  von  Anleihen, 

Aber  das  Oktroi  bildet  heute  doch  nur  die  Ausnahme. 
Nicht  jede  Aktiengesellschaft  bedarf  der  lex  specialis,  sondern 
umgekehrt,  die  Ertheiluug  eines  Oktrois  ist  heute  ein  be- 
sonderer Gnadenakt,  der  neben  dem  allgemeinen  Typus  der 
Aktiengesellschaften  eine  eigenthümlich  geformte  Aktien- 
gesellschaft erzeugt.  War  früher  das  Oktroi  für  eine  Ver- 
einigung erforderlich,  um  Aktiengesellschaft  überhaupt  zu 
werden,  so  wird  es  heute  begehrt,  um  eine  bevorzugte  Aktien- 


^)  Vergl.  meine  gesohichtliche  Entwicklung  S.  82 — 88. 
«)  Oben  §  7  S.  86. 
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gesellschaft  zu  werden.  Nicht  weil  das  bestehende  Recht  einer 
Regelung  der  Aktiengesellschaft  entbehrt,  sondern  weil  diese 
Regelung  für  diesen  oder  jenen  Fall  nicht  genügt,  greift  heute 
das  Oktroi  ein. 

Prinzipiell  ist  vielmehr  in  den  Kulturländern  heute  das 
Oktroisystem  verlassen.  Die  Aktiengesellschaft  ist  als  Ge- 
sellschaftsform durch  die  lex  generalis  anerkannt.  Aber 
damit  ist  die  Beziehung  der  Aktiengesellschaft  zum  Staate 
noch  nicht  gleichmässig  gestaltet.  Die  bestehenden  Gesetze 
zerfallen  vielmehr  in  zwei  Gruppen,  in  solche,  welche  die 
Aktiengesellschaft  der  Konzession  unterwerfen  (Konzessions- 
system) und  in  solche,  welche  sie  freigeben  (Normativsystem). 

Das  Konzessionssystem,  welches  zunächst  fast  überall, 
wo  die  Aktiengesellschaft  von  der  Gesetzgebung  geregelt 
wurde,  Annahme  fand,  beruht  auf  dem  Grundgedanken, 
dass  die  wirthschaftlichen  Gefahren,  die  die  neue  Assozi- 
ationsform in  sich  berge,  durch  sorgsame  Kontrolle  der 
Gesellschaften  seitens  des  Staates  zu  verhüten  seien.  Ganz 
irrig  wäre  es,  den  Grundgedanken  des  Konzessionssystems 
lediglich  in  der  privatrechtlichen  Auffassung  zu  erblicken,  dass 
die  Ertheilung  der  juristischen  Persönlichkeit  durch  constitutio 
personalis  zu  erfolgen  habe.  Die  Frage,  ob  die  Aktien- 
gesellschaft juristische  Persönlichkeit  besitzt,  ist  ftir  das 
Konzessionssystem  nicht  ausschlaggebend,  andernfalls  hätte  in 
Deutschland  die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  freigegeben, 
in  Frankreich  jede  Handelsgesellschaft  für  konzessionsbedürftig 
erklärt  werden  müssen.  Vielmehr  ist  es  ein  polizeilicher  Ge- 
sichtspunkt, der  die  Konzessionirung  beherrscht.  Durch  Ver- 
sagung der  Genehmigung  soll  der  Gefahr  leichtsinniger  Unter- 
nehmungen vorgebeugt  werden.  Mit  dem  Konzessionssystem 
ist  demnach  folgerichtig  eine  mehr  oder  minder  weitgehende 
Kontrolle  seitens  des  Staates  verbunden.  Die  Konzessionirung 
der  Aktiengesellschaft  ist  nur  ein  Ausfluss,  nicht  der  alleinige 
Ausfluss  der  bevormundenden  Auffassung  des  Polizeistaates.  ^) 

Der  Fortschritt  des   Konzessionssystems   gegenüber   dem 


0  Vergl.  Pohls  §  7. 
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Oktroisystem  besteht  in  der  Aufstellung  genereller  Normen 
für  alle  Aktiengesellschaften.  Aber  für  die  Beziehung  der 
Aktiengesellschaft  zum  Staat  enthält  das  Konzessionssystem  an 
sich  keinen  Fortschritt.  Verträglich,  ja  eigentlich  gegeben  mit 
ihm  ist  die  gleiche  Staatsaufsicht,  welche  sich  im  Oktroisystem 
findet.  Von  den  Gesetzgebungen,  welche  am  Konzessionssystem 
noch  heute  festhalten,  zeigt  ein  Theil  thatsächlich  eine  bis 
ins  Einzelne  gehende  staatliche  Kontrolle  der  Aktiengesell- 
schaften. Nach  dem  bosnischen  Handelsgesetzbuch,  welchem 
das  Konzessionssystem  zu  Grunde  liegt,  unterstehen  alle 
Aktiengesellschaften  der  Aufsicht  der  Regierung,  welcher  das 
Recht  zusteht,  in  die  Geschäftsführung  Einsicht  zu  nehmen^ 
die  Vorlage  der  Abrechnungen,  Bilanzen  und  anderer  Schrift- 
stücke zu  verfügen,  über  die  Beobachtung  nicht  blos  der 
Gesetze,  sondern  auch  der  Statuten  zu  wachen  und  durch 
einen  Regierungs-Kommissär,  der  allen  Sitzungen  der  Gesell- 
schaftsorgane beiwohnen  darf,  ihre  Aufsicht  auszuüben,^)  Nach 
dem  Chilenischen  Handelsgesetzbuch^)  kann  der  Präsident 
der  Republik  einen  Kommissär  ernennen,  der  die  Geschäfte 
der  Direktoren  überwacht  und  ihm  von  Statutenverletzungen 
Kenntniss  giebt,  welchenfalls  der  Präsident  die  Genehmigung 
zurückziehen  kann.  Nach  dem  Handelsgesetzbuch  von  Uruguay  *) 
kann  die  Exekutivgewalt  eine  Aktiengesellschaft  auflösen,  weil 
sie  ihren  Zweck  nicht  erfüllt.  In  der  Republik  Nicaragua 
hat  die  Regierung  die  Genehmigung  mit  Bezug  auf  gewisse 
Rechtsakte.*)  In  Japan  überwacht  der  Staat  die  Aktien- 
gesellschaften.'*) Im  Portugiesischen  und  Argentinischen 
Handelsgesetzbuch,  welche  zum  Normativsystem  vorgeschritten 
sind,  ist  für  solche  Aktiengesellschaften,  welche  nach  der 
Natur  ihres  Unternehmens  konzessionsbedürffcig  sind,  die 
Beaufsichtigung  durch  Bevollmächtigte  der  Regierung  für 
zulässig  erklärt  und  der  Umkreis  der  Inspektion  abgegrenzt.®) 

1)  Art.  240     Bezüglich  Russlands  Lehr  II  p.  321  ff. 

2)  Art.  436. 

3)  Art.  422'. 
*)  Art.  157. 

»)  Einzelnes  bei  LönholmS.  231;  H.a.  B.  art.  156,159, 166,211,227. 
ö)  Portug.  art.  178,  Argent.  art.  342. 
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Im  französischen  Recht  war,  so  lange  das  Konzessionssystem 
galt,  die  Einreichnng  der  Semestralbilanz  an  die  Behörden 
vorgeschrieb  en.  ^) 

Dem  entspricht  es  denn  auch,  wenn  der  preussische 
Entwurf  zum  Handelsgesetzbuch,  yom  Konzessionssystem  aus- 
gehend, die  Aktiengesellschaft  einer  staatlichen  Kontrolle  unter- 
warf. Wie  er  zuliess,  dass  die  ertheilte  Genehmigung  von 
der  Staatsregierung  wegen  groben  Missbrauchs  ohne  Ent- 
schädigung, bei  überwiegenden  Gründen  des  Gemeinwohls 
gegen  Entschädigung  zurückgenommen  werden  durfte,  so  ver- 
langte er  Einreichung  der  jährlichen  Bilanz,  gestattete  er  der 
Regierung  unter  Umständen  Einsicht  der  Bücher  und  Hess  er 
bei  Verminderung  des  Grundkapitals  um  einen  gewissen  Prozent- 
satz die  Regierung  die  Gesellschaft  auflösen.^)  Bereits  in 
dem  auf  Grund  der  ersten  Lesung  bearbeiteten  Entwurf  des 
Handelsgesetzbuchs  zeigt  sich  eine  Abschwächung  dieser  staat- 
lichen Kontrolle,^)  eine  weitere  Abschwächung  verräth  der  Ent- 
wurf nach  der  zweiten  Lesung.*)  Das  auf  Grund  der  dritten 
Lesung  zu  Stande  gekommene  und  in  dieser  Gestaltung  im  cis- 
leithanischen  Oesterreich  geltende  AUg. Deutsche  Handelsgesetz- 
buch hält  demnach  zwar  am  Konzessionssystem  fest,  hat  aber  die 
Staatsaufsicht  über  die  Aktiengesellschaft  aus  dem  Gesetz  so  gut 
wie  ganz  gestrichen.  Nur  bei  Verminderung  des  Grundkapitals 
um  die  Hälfte  soll  die  Verwaltungsbehörde  einschreiten  und  der 
Beschluss  einer  theilweisen  Zurückzahlung  des  Grundkapitals 
an  die  Aktionäre  soll  der  Zustimmung  der  Regierung  bedürfen. 
Ueber  die  Zurücknahme  der  staatlichen  Genehmigung  soll 
das  maassgebende  Landesrecht  entscheiden.^) 

Ist  hiermit  der  dem  Konzessionssystem  zu  Grunde  liegende 
Gedanke  halb  aufgegeben,   so   gehen   andere  Gesetzgebungen 


1)  Pohls  S.  35. 

8)   Art.  184—186,    197,    198,    200"»,*;    bei  Lutz,    Beüageband    zu 
Protokollen  I  S.  34,  36,  37. 

8)  Art.  189,   191,  193,  217,  220  »,^  bei  Lutz  a.  a.  0.  S.  176,   177, 
181,  182. 

*)  Art.  197,  199,  226,  228\  bei  Lutz  a.  a.  0.  241,  246,  247. 

5)  Art.  240,  242,  248. 
Le^hmann,  Recht  der  Aktiengesellschaften..  19 
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noch  weiter,  indem  sie  ausser  der  Genehmigung  zur  Gesellschafts- 
errichtung lediglich  für  Statutenänderungen  die  Genehmigung  der 
Regierung  verlangen  und  im  übrigen  von  jeder  staatlichen  Auf- 
sicht Abstand  nehmen  ^)  oder  indem  sie  gar  die  Genehmigung 
gebieten,  wenn  die  Gesellschaft  nicht  den  guten  Sitten 
oder  der  öffentlichen  Ordnung  zuwider  ist  und  die  Errichtungs- 
urkunde  dem  Gesetze  entspricht/^)  Mit  der  letzteren  Vor- 
schrift ist  der  Standpunkt  erreicht,  nach  dem  die  Genehmigung 
nur  noch  die  Bedeutung  einer  formellen  Sanktion  der  gesetz- 
lichen Entstehung  besitzt.  Der  weitere  Schritt  zum  Normativ- 
system  ist  nur  ein  kleiner. 

Das  in  dem  grösseren  Theil  der  Gesetzgebungen  herrschende 
Normativsystem ^)  setzt  an  Stelle  der  unmittelbaren 
Verwaltungskontrolle  gegenüber  der  einzelnen  Gesellschaft  die 
alle  Gesellschaften  gleichmässig  ergreifende  Norm.  Es  stellt 
gesetzliche  Voraussetzungen  auf,  deren  Beobachtung  den  er- 
zielten ßechtseifekt  schafft.  Soweit  die  Staatsbehörden  im 
Normativsystem  eingreifen,  handeln  sie  nicht  schaffend,  sondern 
deklarirend,  nicht  als  reine  Verwaltungs-,  sondern  als  Justiz- 
verwaltungsbehörden. Sie  sind  darum  nicht  blos  berechtigt, 
sondern  verpflichtet,  bei  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Voraus- 
setzungen zur  Erzeugung  des  gewollten  ßechtseffektes  die  ihnen 
zugewiesene  Funktion  auszuüben.  Sie  haben  auch  kein  arbiträres 
Ermessen,  je  nach  ökonomischen  Rücksichten  ihre  Mitwirkung 
zu  gewähren  oder  abzulehnen,  sie  sind  auf  die  Prüfung  der 
rechtlichen  Voraussetzungen  beschränkt.  Sie  stellen  nur  ein 
Rad  in  dem  grossen  Getriebe  des  gesetzlichen  Apparates  dar, 
das  sich  nach  den  förmlichen  Grundsätzen  der  gesetzlichen 
Mechanik  abspielt.*) 

Das    Normativsystem    befreit    andererseits     die    Aktien- 


^)  Schwed.  Gesetz  vom  28.  Juni  1895  betr.  Registrirung  von  Bank- 
aktiengesellschaften. 

2)  Mederländ.  W.  v.  K.  art.  37. 

^)  So  in  den  wichtigsten  Gesetzgebungen  Europas,  dann  allgemein 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  Morawetz  §  27. 
Spelling  §  34.     Siehe  auch  unten  §  36. 

^)  Für  Nordamerika  Morawetz  §§  27,  15. 
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gesellschaften  nicht  nothwendig  von  jeder  staatlichen  Ober- 
aufsicht. Nirgends  wird  der  Staat  seine  Aufgabe,  über  den 
inneren  Frieden  zu  wachen,  vergessen  können.  Soweit  deshalb 
die  Aktiengesellschaft  die  Rechtsform  für  das  Gemeinwohl 
gefährdende  oder  rechtswidrige  Zwecke  geworden  ist,  hat  der 
Staat  nach  allgemeinen  Grundsätzen  des  Vereinsrechts  die 
Befugniss,  sie  zur  Auflösung  zu  bringen.  Das  allgemeine 
Vereinsrecht  kann  dem  Staate  auch  in  anderen  Fällen  ge- 
statten, der  Aktiengesellschaft  die  Rechtsfähigkeit  zu  entziehen, 
z.  B.  bei  Verfolgung  politischer,  sozialpolitischer  oder  religiöser 
Zwecke,  falls  diese  ihr  ursprünglich  fremd  waren.  ^)  Das  all- 
gemeine Vereinsrecht  kann  dem  Staate  ferner  eine  gewisse 
Kontrolle  über  die  Vereine  einräumen,  indem  es  z.  B.  die 
Vereine  zur  jährlichen  Einreichung  ihrer  Mitgliederlisten  an 
gewisse  Behörden  verpflichtet,^)  ja  es  ist  mit  dem  Normativ- 
system nicht  geradezu  unverträglich,  dass  eine  Staatsbehörde 
zur  direkten  Einwirkung  auf  die  Gesellschaftsangelegenheiten 
durch  Ernennung  von  Inspektoren,  Revisoren  und  Liquidatoren 
ermächtigt  wird.^)  Immer  aber  lehrt  die  Auswahl  der  Be- 
hörden, welche  fungiren,  dass  es  sich  nicht  um  eine  polizeiliche 
Verwaltungskontrolle  gegenüber  der  einzelnen  Gesellschaft, 
sondern  um  die  Anwendung  allgemeiner  Rechtsgrundsätze 
bei  Eintreten  gewisser  Voraussetzungen  handelt. 

Indem  das  Normativsystem  an  die  Stelle  konkreten  Er- 
messens der  Polizeibehörde  allgemeine  Normen  setzt,  ist  es 
gezwungen,  für  die  Sicherheit  des  Verkehrs  gewisse  Garantien 
zu  schaffen,  auf  die  das  Konzessionssystem  nicht  in  dem 
gleichen  Maasse  angewiesen  ist.  Sucht  das  Konzessionssystem 
die  ordnungsmässige  Ausgestaltung  der  Aktiengesellschaften 
bei  Entstehung   der    einzelnen  Gesellschaft   durch  vorsichtige 


1)  Deutsches  B.  G.  B.  §  43  Abs.  3. 

«)  Engl.  Comp.  Act  1862  sect.  26. 

8)  Engl.  Comp.  Act  1862  sect.  56—59,  D.  H.  G.  B.  art  209h,  244, 
(R.  D.  H.  G.  B.  §§  192,  295),  Italien.  Cod.  di  comm.  art.  153;  hierher  gehört 
auch  die  Zustimmung  zu  Reduktionen  des  Grundkapitals,  die  in  Ungarn, 
Schweden,  England  verlangt  wird,  der  Vorsitz  des  Richters  in  der  kon- 
stituirenden  Generalversammlung,  Deutschland  210a  (R.D.H.G.B.  §  196). 

19* 
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Prüfling  der  Vorbedingungen  für  ein  gedeihliches  Wirken, 
während  des  Bestandes  durch  Ueberwachung  des  Geschäfts- 
betriebes zu  erzwingen,  so  muss  das  Normativsystem  den 
Werdegang  wie  das  Funktioniren  der  Gesellschaften  durch 
detaillirte,  das  Interesse  der  Gläubiger  wie  der  Mitglieder 
berücksichtigende  Vorschriften  ordnen.  Umfang  und  Inhalt 
dieser  Vorschriften  sind  in  den  einzelnen  Gesetzgebungen  sehr 
verschieden,  der  sie  durchziehende  Geist  ist  ein  dem  ganzen 
Rechtsinstitut  wohl-  oder  übelwollender.  Bald  wird  der 
autonomen  Ausgestaltung  der  Gesellschaft  weiter  Spielraum 
gelassen,  bald  regelt  das  Gesetz  durch  absolute  Vorschriften 
die  einzelnen  Seiten  des  Gesellschaftsorganismus,  so  dass 
für  statutarische  Abweichungen  ein  geringes  Feld  übrig  bleibt. 
Bald  ist  der  Anschluss  an  das  allgemeine  Korporationsrecht, 
bald  eine  Sonderstellung  der  Aktiengesellschaft  mit  Bezug 
auf  die  wichtigsten  Punkte  (Haftung  der  Organe,  Ausgestaltung 
der  Mitgliedschaftsrechte,  Hergang  der  Entstehung)  vorhanden, 
üeberall  aber  beherrscht  die  Gesetzgebungen  des  Normativ- 
systems ein  Grundsatz,  der  nicht  oder  doch  nicht  in  gleicher 
Betonung^)  im  Konzessionssystem  zur  Geltung  kommt,  der 
Grundsatz  der  Publizität.^) 

Der  Grundsatz  der  Publizität  erheischt,  dass  alle  Her- 
gänge des  Gesellschaftslebens,  die  von  Wichtigkeit  für  das 
grosse  Publikum  sein  können,  zur  öffentlichen  Kenntniss  ge- 
bracht werden,  damit  einerseits  diejenigen,  welche  als  Gläubiger 
oder  Mitglieder  in  rechtlichen  Beziehungen  zur  Gesellschaft 
stehen,  ihr  Verhalten  zur  Gesellschaft  danach  einrichten, 
andererseits  diejenigen,  welche  m  rechtliche  Beziehung 
zu  ihr  treten  wollen,  die  nothwendige  Aufklärung  über  die 
Lage  der  Gesellschaft  sich  verschaffen  können.  Für  alle 
Formen  von  Handelsgesellschaften  war  der  Grundsatz  der 
Publizität  von  Alters   her  mit  Bezug   auf  gewisse  Hergänge 


^)  Auch  in  den  Gesetzen  des  Konzessionssystems  werden  ja  gewisse 
Publizitätsakte  verlangt,  aber  bei  weitem  nicht  in  dem  Maasse,  wie  in 
denen  des  Normativsystems. 

«)  Vergl.  Primker  S.  489,  Lyon-Oaen  et  Renault  II  No.  770fiP. 
Houpin  No.  871ff.,  904ff.,  923ff. 
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maassgebend.^)  Aber  bei  den  auf  den  Personen  der  Gesell- 
schafter beruhenden  Formen  der  offenen  Handelsgesellschaft 
und  Kommanditgesellschaft  hat  er  nicht  die  gleiche  durch- 
greifende Anwendung  gefunden,  wie  bei  der  Aktiengesellschaft, 
weder  extensiv  mit  Bezug  auf  die  Menge  der  ihm  unterliegenden 
Hergänge,  noch  intensiv  mit  Bezug  auf  die  rechtliche  Trag- 
weite der  Publikmachung  für  die  Hergänge  selbst. 

Der  Grundsatz  der  Publizität  führt  bei  der  Aktiengesell- 
schaft zunächst  zur  Forderung,  dass  die  gesammte  Verfassung 
der  Gesellschaft  offen  gelegt  werde.  Demgemäss  kehrt  in  allen 
Gesetzgebungen  das  Verlangen  wieder,  dass  die  Statuten  ^)  bei 
einer  zur  Verwirklichung  der  Publizität  dienenden  Behörde 
einzureichen  sind,  womit  der  weitere  Satz,  dass  jede  Statuten- 
änderung der  gleichen  Behörde  mitzutheilen  ist,  sich  von  selbst 
ergiebt.  Diese  Behörde  hat  dann  die  eingereichten  Statuten  im 
Ganzen  oder  in  einem  Auszug  in  öffentlichen  Blättern  zu  publi- 
ziren.'"^)  Des  Femeren  sind  regelmässig  die  jeweiligen  Vertreter 
der  Aktiengesellschaft  zur  öffentlichen  Kenntniss  zu  bringen.*) 
Veränderungen  im  Grundkapital  durch  Erhöhung  oder  Reduk- 


0  Behrend  §39. 

2)  In  England  sowohl  das  memorandum  als  die  articles  of  association. 
In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  gewöhnlich  nur  das  erstere  — 
articles  of  incorporation,  statement  of  charter  — ,  während  die  bylaws  nicht 
eingereicht  werden  (Material  bei  Cook  p.  1606,  1620,  1629,  1640,  1648, 
1656,  1660,  1667,  1676,  1687,  1692,  1694,  1706,  1741,  1746,  1757,  1763, 
1767,   1773,   1784,   1806,   1814,   1822,    1828,   1840,  1846  etc.). 

3)  Deutsches  H.  G.  B.  art.  210,  210c,  214  (vergl.  Rev.  D.  H.  G.  B. 
§§  195,  199,  277),  französ.  Gesetz  von  1867  art.  55—58,  61.  Belg.  Gesetz  von 
1873  art.  9—12,  Italien.  Cod.  di  comm.  art.  91,  94,  95,  100,  Schweizer 
Obligationenr.  art.  621,  626,  Ungar.  H.  G.  B.  §  158,  181,  Span.  H.  G.  B. 
art.  119,  17,  21,  Nr.  5,  Portugies.  H.  G.  B.  §49  Nr.  5,  116,  Engl.  Comp. 
Act  1862  sect.  17,  18,  Schwed.  Aktiengesetz  §§  19,  35,  71.  Für  die  offene 
Handelsgesellschaft  und  die  Kommanditgesellschaft  wird  nur  nach  einem 
Theile  der  Gesetzgebungen  das  gleiche  Verlangen  gestellt. 

^)  Deutsches  H.  G.  B.  art.  210c  Abs.  2  Nr.  3,  228,  244a  (vergl.  Rev. 
D.  H.  G.  B.  §§  199,  234,  296),  französ.  Gesetz  von  1867  art.  57,  belg.  Gesetz 
von  1873  art.  12,  Italien.  Cod.  di  comm.  art.  89  Nr.  8,  Schweizer  Obli- 
gationenr. art.  653,  Ungar.  H.  G.  B.  §  184,  Span.  H.  G.  B.  art.  21«,  Schwed. 
Aktiengesetz  §  40. 
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tion  sind  meist  besonderen  Förmlichkeiten,  die  das  Interesse 
der  Aktionäre  wie  der  Gläubiger  wahren  sollen,  unterworfen.^) 
Der  Auflösungsprozess  hat  sich  im  Lichte  der  Oeflfentlichkeit 
abzuspielen.  Nicht  blos  ist  die  eingetretene  Auflösung  bekannt 
zu  geben,  sondern  ein  Aufgebot  an  die  Gläubiger  zur  Geltend- 
machung ihrer  Forderungen  zu  erlassen,  und  erst  nach  Ablauf 
einer  bestimmten  Zeit  darf  nach  einem  Theile  der  Gesetz- 
gebungen zur  Vertheilung  des  Vermögens  geschritten  werden.^ 
Die  Mehrzahl  der  Gesetzgebungen  erstreckt  das  Publizitäts- 
prinzip aber  auch  auf  das  der  Entstehung  der  Gesellschaft 
voraufgehende  Stadium,  sei  es  dass  sie  den  gesammten  Gründungs- 
hergang in  das  Licht  der  Oeflfentlichkeit  ziehen,  sei  es  dass 
sie  wenigstens  mit  Bezug  auf  einzelne,  besonders  wichtige 
Punkte  OflFenkundigmachung  gebieten.*)  Einzelne  dehnen  das 
Publizitätsprinzip  auf  alle  Beschlüsse  der  Generalversamm- 
lung aus,*)  verlangen  periodische  Kundgebungen  des  derzeitigen 
Status,  sei  es  durch  Einreichung  an  die  Registerbehörde, '^)  sei 
es  durch  Einrückung  in  öflFentliche  Blätter,*)  für  alle  oder  ge- 


1)  Deutsches  H.  G.  B.  art.  215  a,  b,  248  (Rev.  D.  H.  G.  B.  §§  280,  284, 
),  ItaUen.  Cod.  di  comm.  art.  101,  168,  Schweizer  Obligationen r.  art. 
626,  670,  Ungar.  H.  G.  B.  §§  179  Nr.  5,  209,  Span.  H.  G.  B.  art.  165,  168, 
25,  Portugies.  H.  G.  B.  art.  49  No.  5, 116,  Engl.  Comp.  Act  1862  sect.  34, 1867 
sect.  9 ff.,  Schwed.  Aktiengesetz  §  22—26.  Dem  französischen  Recht  fehlen 
besondere  Bestimmungen. 

«)  D.  H.  G.  B.  art.  243,  245,  (vergl.  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  301),  Französ. 
Gesetz  von  1867  art.  61;  Belg.  Gesetz  von  1873  art.  12, 111  ff.,  Italien.  Cod. 
di  comm.  art.  197  ff.,  210  ff.,  Schweizer  ObUgationenr.  art.  664  ff.,  Ungar. 
H.  G.  B.  §§  202 ff.,  Portugies.  H.  G.  B.  art.  49  Nr.  5,  130 ff.,  193  §  2,  Engl. 
Comp.  Act  1862,  sect.  129  ff.,   Schwed.  Aktiengesetz  §  58  ff. 

*)  Den  ersteren  Standpunkt  vertreten  im  Prinzip  das  englische  Recht; 
Comp.  Act  1862  sect.  6  ff.  und  noch  schärfer  der  neueste  Entwurf  zur 
engl.  Comp.  Bill;  das  deutsche  Recht  H.  G.  B.  art.  209 ff.  (R.D.H.B. 
§  182 ff.);  das  Schweizer  Obligationenrecht  art.  615 ff.,  das  Ungar.  H.  G.  ß. 
§  149  ff.,  das  Schwed.  Gesetz  von  1895  §  8  ff.,  das  Portugies.  H.  G.  B.  art. 
162  ff.,  55  f.,  Italien.  Cod.  di  comm.  art.  128  ff.,  den  letzteren  das  französische, 
belgische,  spanische  Recht. 

*)  D.  H.  G.  B.  art.  238  a  (R.  D.  H.  G.  B.  §  259),  Ungar.  H.  G.  B.  §  180. 

6)  Engl.  Comp.  Act  1862  sect.  26. 

®)  Belg.  Gesetz  von  1873  art.  41,  Italien.  Cod.  di  comm.  art.  167. 
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wisse  Gesellschaften  VeröflFentlichung  der  Bilanz  ^)  sowie  Gewinn- 
und  Verlustrechnung,  ferner  OflFenkundigmachung  gewisser 
Eechtsgeschäfte  der  Gesellschaft.^)  Vor  allem  sind  die 
öflfentlichen  Anleihen  nach  manchen  Gesetzen  besonders  strengen 
Vorschriften  in  dieser  Hinsicht  unterworfen.®)  Auf  das  Einzelne 
ist  an  den  maassgebenden  Stellen  einzugehen. 

Aber  auch  intensiv  äussert  wenigstens  in  einem  Theil 
der  Gesetze  sich  der  Grundsatz  der  Publizität  in  stärkerem 
Grade  als  bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  und  Kommandit- 
gesellschaft. Während  bei  den  letzteren  die  Publizitätsform- 
lichkeiten  nur  deklarative  Kraft  haben,*)  besitzen  sie  bei  der 
Aktiengesellschaft  dispositive.  Wie  die  Entstehung  der  Gesell- 
schaft an  die  Eintragung  in  ein  öffentliches  Register  geknüpft 
wird,*)  so  wirken  Statutsveränderungen,  Beschlüsse  auf  Fort- 
setzung der  Gesellschaft,  auf  Erhöhung  oder  Verminderung 
des  Grundkapitals  erst  mit  der  Eintragung.  Die  Eintragung 
ist  hier  an  die  Stelle  der  Regierungsgenehmigung  getreten.  Wie 
im  Konzessionssystem  die  Genehmigung  für  das  Zustandekommen 
der  Aktiengesellschaft  und  die  Aenderung  ihrer  Statuten 
nothwendige  Vorbedingung  war,  so  ist  es  im  Normativsystem 
die  Eintragung  in  das  öffentliche  Register  oder  ein  ähnlicher 
öffentlicher  Akt. 

Mit  dem  Grundsatz  der  Publizität  hängt  es  weiter  zu- 
sammen, dass  der  Name,  beziehungsweise  die  Firma  der  Aktien- 
gesellschaft   deren    Gegenstand     entlehnt    werden    und    nach 


0  D.  H.  G.  B.  art.  239b,  185c  (R.  D.  H.  G.  B.  §  265),  Belg.  Gesetz 
von  1873  art.  65,  Italien.  Cod.  di  comm.  art.  180,  Ung.  H.  G.  B.  §  198,  Span. 
H.  G.  B.  art.  157,  Portugies.  H.  G.  B.  art.  194. 

2)  Vergl.  z.  B.  D.  H.  G.  B.  art.  213  f.  (R.  D.  H.  G.  B.  §  207). 

»)  Vergl.  z.  B.  Itaüen.  Cod.  di  comm.  art.  172  ff.,  Portugies.  H.  G.  B. 
art.  195  ff.,  49  Nr.  6,  Spanien  21«>. 

*)  So  wenigstens  in  Deutschland,  Oesterreich,  der  Schweiz,  England, 
Ungarn,  Schweden.  In  Frankreich  und  Italien,  Belgien,  Spanien  und 
Portugal  hat  auch  für  diese  die  Publizität  konstitutive  Bedeutung. 

6)  D.  H.  G.  B.  art.  211  (ß.D.H.G.B.  §  200),  Schweizer.  Obligationenr. 
art.  623,  Ungar.  H.  G.  B.  §  160,  Schwed.  Gesetz  von  1895  §  2,  Engl. 
Comp.  Act  1862  sect.  18. 
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mehreren  Gesetzgebungen  den  Zusatz  „Aktiengesellschaft" 
erhalten,  dass  die  Aktiengesellschaft  nach  einzelnen  Gesetzen 
in  ihrem  geschäftlichen  Verkehr  den  Betrag  ihres  Grund- 
kapitals angeben  soll  u.  dergl.  m.^) 

§  23. 
Die  einzelnen  Publizitätseinrichtungen. 

Zur  Verwirklichung  des  Grundsatzes  der  Publizität  dienen 
verschiedene  Einrichtungen,  die  bald  für  alle  Handelsgesell- 
schaften, bezw.  Korporationen,  bald  nur  ftir  die  Aktien- 
gesellschaften und  die  ihnen  nahestehenden  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  geschaffen  sind.  Sie  haben  entweder 
eine  vorübergehende  oder  eine  dauernde  Bedeutung.  Ihre 
Handhabung  ist  entweder  Behörden  anvertraut  oder  der  Ge- 
sellschaft selbst  überlassen. 

Der  Form  nach  lassen  sich  vier  Arten  unterscheiden: 

1.  Die  öffentliche,  insbesondere  gerichtliche  oder  notarielle 
Verlautbarung, 

2.  Die  Einrichtung  von  Registerbehörden, 

3.  Die  Verkündung.   sei  es   durch  öffentliche    Blätter,    sei 
es  durch  öffentlichen  Anschlag, 

4.  Die  Registrirung  in  Büchern  der  Gesellschaft. 

1.  Dieöffentliche  Verlautbarung  tritt  vor  allem  in  einer 
Reihe  von  Gesetzgebungen  als  öffentliche,  gewöhnlich  gericht- 
liche oder  notarielle,  Beurkundung  der  für  die  Aktiengesellschaft 
maassgebenden  Gründungsakte  auf,  sei  es,  dass  es  sich  um 
das  vollständige  Statut  oder  nur  dessen  Grundbedingungen 
handelt.  So  muss  nach  deutschem  Recht  das  Statut  durch 
mindestens  fünf  Gründer  in  gerichtlicher  oder  notarieller  Ver- 
handlung festgestellt  werden.^)  Nach  belgischem  Recht  sind 
die  Aktiengesellschaften  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  mittels 
notarieller  Urkunde  zu  errichten.*)  Nach  italienischem  und 
portugiesischem  Recht*)  bedarf  es  zur  Errichtung  der  Aktien- 

1)  Siehe  oben  S.  146—157. 

2)  Art.  209  =  Kev.  D.  H.  G.  B.  §  182. 

3)  Gesetz  von  1873  art.  4  Abs.  2. 

4)  Italien.  Cod.  dl  comm.  art.  87,  Portugies.  H  G.  B.  art.  113  §  1. 
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gesellschaft  einer  öffentlichen  Urkunde.  Nach  spanischem 
Recht  muss  jede  Handelsgesellschaft,  also  auch  die  Aktien- 
gesellschaft, ihre  Errichtung  in  öffentlicher  Urkunde  feststellen 
lassen.^)  Das  schweizerische  Obligationenrecht  verlangt  ent- 
weder eine  öffentliche  oder  doch  eine  von  sämmtlichen  Aktionären 
unterzeichnete  Urkunde.^)  Nach  englischem  Recht  soll  das 
memorandum  of  association  von  den  Gründern  unterschrieben 
und  jede  Unterschrift  wenigstens  durch  einen  Zeugen  beglaubigt 
werden.*)  —  Einer  derartigen  öffentlichen  Verlautbarung 
bedarf  demgemäss  gewöhnlich  auch  der  Konstituirungsbeschluss.*) 

Wie  die  ursprüngliche  Errichtung  bedarf  sodann  jede 
Statutenänderung  häufig  der  gleichen  öffentlichen  Verlaut- 
barung.*^) Ungewöhnlich  aber  ist  es,  wenn  auf  jeden  General- 
versammlungsbeschluss  das  Erfordemiss  öffentlicher  Verlaut- 
barung ausgedehnt  wird,  wie  im  deutschen  Recht.®) 

Die  öffentliche  (gerichtliche  oder  notarielle)  Verlautbarung 
gewisser  Hergänge,  so  sehr  sie  dem  System  der  Publizität  ent- 
spricht, ist  für  die  Ziele  desselben  nur  von  vorbereitender  Be- 
deutung. Sie  dient  als  wichtiges  Mittel,  um  die  Echtheit 
der    an    die    Oeffentlichkeit    nachher    gelangenden    Willens- 


1)  H.  Gr.  B.  art.  119. 

2)  Art.  615. 

^)  Comp.  Act  1862  sect.  11.  Aehnlich  nach  dem  schwedischen  Aktien- 
gesetz §  12.     In  Nordamerika  fehlt  es  an  derartigen  Bestimmungen. 

'*)  Nach  deutschem  Recht  ist  bei  der  Simultangründung  die  mit  der 
Uebernahme  der  Aktien  sich  vollziehende  Errichtung,  bei  der  Successiv- 
gründung  der  Beschluss  der  konstituirenden  Generalversammlung  öffentlich 
au  beurkunden,  —  art.  209 d,  210b,  238a  «ßev. D.H.  G.B.  §§188,197,259; 
ähnlich  nach  italienischem  Recht  —  Cod.  di  comm.  art.  128, 136  —  portugies. 
Recht  —  H.  G.  B.  art.  163,  164  §  6,  113,  §  1.  Nach  belgischem  Recht  kon- 
stituirt  bei  der  Successivgründung  das  notarielle  Protokoll  über  die  Ab- 
haltung der  konstituirenden  Generalversammlung  die  Gesellschaft  endgültig. 
Gesetz  von  1873  art.  30,  32  Abs.  3.  Nach  dem  Recht  der  Schweiz  ist 
über  den  Beschluss  der  konstituirenden  Generalversammlung  eine  öffent- 
liche oder  von  allen  Mitwirkenden  unterzeichnete  Urkunde  aufzunehmen 
(art.  618  Abs.  2). 

ö)  Belg.  Gesetz  von  1873  art.  12,  Portugies.  H.  G.  B.  art.  116,  Span. 
H.  G.  B.  art.  119,  Schweizer  Obligationenr.  art.  626. 

«)  H.  G.  B.  art.  238a  —  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  259. 
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erklärungen  zu  sichern.  Sie  birgt  femer  eine  gewisse  Garantie 
für  die  Ernsthaftigkeit  und  Eedlichkeit  der  vor  die  öflFent- 
liche  Urkundsperson  tretenden  und  somit  die  Heimlichkeit 
nicht  scheuenden  Personen  in  sich.  Aber  sie  trägt  wenig 
dazu  bei,  die  bekundeten  Hergänge  zur  allgemeinen  Kennt- 
niss  zu  bringen.  Wie  sie  allein  demgemäss  dem  System 
der  Publizität  nicht  Genüge  thut,  so  kann  sie  fehlen,  ohne 
dass  an  dem  Grundsatz  der  Publizität  gerüttelt  wird,  wenn 
nur  in  anderer  Weise  für  dessen  Durchführung  Sorge  getragen 
wird.  Das  französische  Gesetz  von  1867  Art.  56  und  das 
ungarische  Recht  sehen  von  einer  öffentlichen  Verlautbarung 
der  Gesellschaftserrichtung  ab,  ohne  das  Prinzip  der  Publizität 
aufzugeben. 

2.  Registerbehörden.^)  Fast  überall  sind  Register- 
behörden geschaffen,  welchen  gewisse  Thatsachen  anzumelden 
oder  gewisse  Urkunden  einzureichen  sind.^)  Diese  Behörden*) 
haben  dann  entweder  bei  Vorhandensein  der  gesetzlichen 
Voraussetzungen   Eintragungen    (records)    in    die    von    ihnen 


^)  Schultze-Görlitz,  Die  Führung  des  Handels-  und  Muster- 
registers 1893,  302—393. 

«)  Uebersicht  bei  Behrend  §  39,  dazu  Portugies.  H.  G.  B.  art.  45 ff., 
55-67,  116,  145,  162,  168,  183,  193,  194;  Schwed.  Gesetz  von  1895  §  66 ff., 
Norweg.  Gesetz  betr.  Handelsregister  vom  17.  Mai  1890.  Japan  art.  18 — 22, 
69,  168—171,  210,  236,  237.  Vergl.  für  Deutschland  Schultze-Görlitz 
S.  7 — 9.  Das  Einreichen  heisst  in  Nordamerika  the  filing,  das  Eintragen 
the  recording. 

•)  In  der  Mehrzahl  der  Gesetzgebungen  Handelsgerichte,  so 
Deutschland  12  (vergl.  dazu  im  einzelnen  fling  245,  246),  Oesterreich  12 
(v.  Gans t ein  I,  335 ff.),  Ungarn  7,  Frankreich  (Gesetz  von  1867  art.  55, 
ausserdem  beim  Friedensgericht,  dazu  Lyon-Caen  et  Renault  II 
No.l90ff.),  Belgien  (Gesetz  von  1873  und  Kgl.  Dekret  vom  21.  Mai  1873), 
Portugal  45.  In  Spanien  besteht  für  jede  Provinzialhauptstadt  ein  Handels- 
register, welches  von  einem  besonderen  ßegisterbeamten,  der  reiner  Ver- 
waltungsbeamter ist,  geführt  wird,  16,  30 — 32.  In  der  Schweiz  hat  die 
Kantonalgesetzgebung  die  Behörde,  welcher  die  Führung  des  Handelsregisters 
in  dem  Kanton  obliegt  (859),  in  Schweden  der  König  die  ßegisterbehörde 
zu  Stockholm  zu  bestimmen  §  66,  als  solche  ist  das  Patent-  und  ßegistrirungs- 
amt  durch  Kgl.  Verordn.  bestimmt  worden,  Verordn.  vom  18.  Mai  1896 
(ßiesenfeld  in  M.  für  Aktienr.  V  370)  ;  doch  wird  diese  unterstützt 
durch  Provinzialbehörden,    bei    denen    die    Deponirung    der   Gründungs- 
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geführten  Register  vorzunehmen  (Eintragungsprinzip)  oder  sie 
haben  sich  darauf  zu  beschränken,  die  überreichten  Schrift- 
stücke aufzubewahren  (Depositionsprinzip).  Die  Eintragung  ist 
meist  von  rechtlichem  Belang  für  die  Wirkung  der  eintragungs- 
bedürftigen Verhältnisse,  während  die  blosse  Deposition  nicht 
immer  eine  rechtliche  Bedeutung  besitzt.  In  allen  Fällen 
aber  ist  das  Ziel,  auf  welches  diese  Vorschriften  gerichtet 
sind,  die  Publikmachung  der  davon  betroffenen  Thatsachen. 
Dem  Publikum  ist  nach  mehreren  Gesetzen  ausdrücklich  das 
Recht,  Einsicht  in  die  Register  zu  nehmen  und  gegen  Gebühr 
sich  Atteste  über  die  Eintragungen,  meist  auch  das  Recht, 
sich  Abschrift  der  deponirten  Schriftstücke  ertheilen  zu  lassen, 
gewährt.^) 

Die  Einrichtung  der  Registerbehörden  betrifft  in  den 
meisten  Ländern  nicht  die  Aktiengesellschaften  allein,  sondern 
umfasst  alle  Arten  von  Handelsgesellschaften  oder  weiter- 
greifend alle  Vollkaufleute.  So  der  Rechtszustand  Deutsch- 
lands, Oesterreichs,  Ungarns,  Frankreichs,  Italiens,  Spaniens, 
Portugals,  der  Schweiz,  Norwegens.  In  Grossbritannien  ist  die 
Registerbehörde  eine  gemeinsame  für  alle  Joint  stock  Companies, 
ob  es  sich  um  Aktiengesellschaften  oder  andersgeartete  Kom- 
pagnien handelt.^)  Nur  in  Schweden  sind  besondere  Register- 
behörden für  Aktiengesellschaften  geschaffen.*) 

Die  Einrichtung  der  Registerbehörden  beruht  entweder  auf 
dem  Decentralisirungs-  oder  dem  Centralisirungsprinzip.  Nach 
dem  ersteren,  welches  die  Regel  bildet,  existirt  für  jeden 
Gerichtsbezirk  eine  besondere  Registerbehörde,  die  Anmeldung 


Urkunden  erfolgt  §  12  des  Gesetzes  von  1895.  In  Grossbritannien  sind  die 
Registerbehörden  (offices  of  the  registration)  vom  board  of  trade  gebildete 
Sonderbehörden  (Comp.  Act  1862  sect.  174).  In  Italien  hat  das  Civilgericht 
über  die  Eintragung  zu  befinden,  welche  aber  im  Handelsregister  erfolgt 
art.  91,  90.  In  Holland  führt  das  Register  das  Arrondissementsgericht 
Wetb.  art.  23.     lieber  Nordamerika  siehe  unten. 

*)  Deutschland  art.  12,  Oesterreich  art.  12,  Frankreich  Gesetz  von 
1867  art.  63,  Ungarn  §  7,  Spanien  art.  30,  Portugal  art.  60,  England 
Comp.  Act  1862  sect.  174  Nr.  6. 

«)  Comp.  Act  1862  sect.  174. 

3)  Gesetz  von  1896  §  66  ff. 
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von  Thatsachen  behufs  Eintragung,  beziehungsweise  die  Ein- 
reichung von  Schriftstücken  hat  demgemäss  bei  der  kompetenten 
ßegisterbehörde  zu  erfolgen,  d.  h.  der  Registerbehörde,  in 
deren  Bezirk  die  Aktiengesellschaft  ihren  Sitz  hat.  Besitzt 
die  Aktiengesellschaft  Zweigniederlassungen,  so  ist  bei  der 
ßegisterbehörde  des  Bezirkes,  in  dem  die  Zweigniederlassung 
sich  befindet,  gleichfalls  eine  Anmeldung  vorzunehmen.  Nach 
dem  Centralisirungsprinzip  ist  für  ein  ganzes  Land  nur  eine 
ßegisterbehörde  vorhanden,  von  Kompetenzstreitigkeiten  ist 
hier  also  keine  ßede,  und  das  Verlangen  einer  mehrfachen 
Anmeldung  bei  Vorhandensein  von  Zweigniederlassungen  im 
Inlande  ist  hier  ausgeschlossen.  Das  Centralisirungsprinzip  hat 
in  Schweden  Anerkennung  gefunden.^)  Nach  dem  schwedischen 
Aktiengesetz  vom  28.  Juni  1895  wird  für  das  ganze  Land  in 
Stockholm  bei  einer  vom  König  bestimmten  Behörde  ein 
Aktiengesellschaftsregister  behufs  Eintragung  der  vom  Gesetz 
für  eintragungsbedürftig  erklärten  Thatsachen  geführt.  Auch 
die  englische  Oompanies  Act  von  1862  geht  von  dem  Centrali- 
sirungsprinzip aus.  Nach  sect.  174  No.  3  des  genannten 
Gesetzes  soll  in  jedem  der  drei  Theile  des  vereinigten  König- 
reiches wenigstens  ein  ßegisteramt  (of&ce  for  the  registration 
of  companies)  bestehen,  es  kann  aber  das  Handelsgericht 
(board  of  trade)  auch  mehrere  Aemter  einrichten.  Der  maass- 
gebende  Gesichtspunkt  ist  danach  auch  hier,  dass  nicht  der 
einzelne  Gerichtssprengel  sein  besonderes  ßegister  erhält, 
sondern  dass  die  Eintragungen  bei  möglichst  wenigen  ßegister- 
ämtern,  deren  Zahl  zu  bestimmen  dem  Handelsgericht  über- 
lassen    bleiben     soll,     vereinigt     werden.^)      Das     Centrali- 


^)  In  Dänemark  und  Norwegen  besteht  dagegen  nach  den  Gesetzen 
von  1889/90  noch  das  Decentralisirungsprinzip. 

*)  In  den  meisten  Gliedstaaten  der  Union  von  Nordamerika  herrscht 
insofern  das  Centralisirungsprinzip,  als  die  articles  of  incorporation  an  den 
Staatssekretär  einzureichen  sind  (Cook  p.  1607,  1620,  1629,  1634,  1640, 
1643,  1660,  1667,  1677,  1682,  1687,  1694,  1712,  1722,  1732,  1741,  1757, 
1763,  1773,  1784,  1806,  1823,  1828,  1840,  1847,  1863,  1873,  1883,  1889, 
1904),  seltener  an  andere  Behörden  (Cook  p.  1606,  1648,  1687,  1692.  1706, 
1763,  1767).  Wohl  aber  findet  sich  häufig  Einreichung  sowohl  an  den 
Staatssekretär  als  an  andere  Behörden  (county  clerk,  town  clerk,  county 
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sirungsprinzip  besitzt  gegenüber  dem  Decentralisirungsprinzip 
den  Vorzug,  eine  gleichmässige  Praxis  zu  ermöglichen.  Es 
entspricht  zudem  dem  Wesen  der  Aktiengesellschaften,  welche 
als  Kapitalvereinigungen  über  die  Grenzen  ihres  Sprengeis 
hinaus  wirken,  häufig  Zweigniederlassungen  besitzen  und  deren 
Mitglieder  gewöhnlich  im  Lande  zerstreut  sind,  in  höherem 
Grade  als  das  für  Einzel-Kauf leute  oder  Personalgesellschaften 
wohl  geeignete  Decentralisirungsprinzip.  Wo  die  Gesetzgebung 
zudem  verbietet,  dass  eine  neue  Aktiengesellschaft  den  Namen 
einer  bereits  im  selben  Lande  bestehenden  Gesellschaft  führe, 
ist  durch  das  Decentralisirungsprinzip  die  Erzwingung  dieser 
Vorschrift  kaum  möglich.  Um  wenigstens  dem  letzteren 
Bedürfniss  abzuhelfen,  hat  das  Portugiesische  Handelsgesetz- 
buch, welches  am  Decentralisirungsprinzip  festhält,  ein  Central- 
register  der  Aktiengesellschaftsnamen  angeordnet,  welches  im 
Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten,  des  Handels  und  der 
Industrie  zu  führen  ist.^)  Der  gegen  das  Centralisirungs- 
prinzip  ins  Feld  geführte  Hinweis  auf  die  durch  die 
grössere  Entfernung  der  Registerbehörde  vom  Sitz  der  Gesell- 
schaft entstehende  Verzögerung  der  Geschäftserledigung  ist 
bei  den  heutigen  Verkehrsverhältnissen  kaum  ausschlaggebend^ 
und  eben  so  wenig  ist  der  Umstand,  dass  eine  Central-ßegister- 
behörde  mit  den  lokalen  Verhältnissen  nicht  vertraut  sei,  bei 
der  lediglich  formalen  Thätigkeit  der  Registerbehörde  maass- 
gebend.  Wohl  aber  erscheint  es  angemessen,  dass  die  Central- 
Registerbehörde  wie  in  Schweden  durch  Lokalbehörden  unter- 
stützt wird,  sei  es,  dass  diese  die  nach  vorläufiger  Prüfung 
eingehenden  Gesuche  an  die  Centralbehörde  abführen,  sei 
es,  dass  sie  einzelne  Aufgaben,  insbesondere  die  bei  der 
Gründung  der  Registerbehörde  zugewiesene  Rolle  der  Ueber- 
wachung  des  Gründungshergangs  selbständig  erledigen. 


auditor,  judge  of  the  oounty,  county  recorder,  recorder  of  deeds  u.  s.  w.), 
wobei  freilich  der  Einreichung  an  den  Staatssekretär  die  Hauptbedeutung 
zukommt  (Cook  p.  1613,  1620,  1629,  1640,  1656,  1667,  1677,  1694,  1722, 
1732,  1741, 1757,  1773,  1806,  1840,  1847,  1873,  1889,  1898,  1904).  VergL 
zum  Ganzen  Stimson  §  8024. 
0  Art.  162  §  3. 
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Die  Registerbehörden  schreiten  im  Prinzip  nicht  von  Amts 
Wegen,  sondern  auf  Antrag  ein.  Der  Antrag,  der  meist  schrift- 
lich zu  stellen  ist,  hat  von  den  kompetenten  Organen  der 
Aktiengesellschaft  zu  erfolgen.  Gewöhnlich  wird  dies  der 
Vorstand  sein,  ausnahmsweise  kann  der  Aufsichtsrath  oder 
ein  anderes  Organ  zum  Antrage  legitimirt  sein.  Den  Antrag 
zu  stellen  sind  die  betreffenden  Organe  meist  nicht  blos 
berechtigt,  sondern  auch  verpflichtet.  Die  ßegisterbehörde  kann 
sie  durch  Ordnungsstrafen  zur  Stellung  des  Antrages  anhalten. 

Die  ßegisterbehörden  als  zur  Durchführung  der  Publizität 
berufene  Organe  sind  nicht  blos  berechtigt,  sondern  auch  ver- 
pflichtet, ihre  Mitwirkung  zu  verweigern,  wo  es  sich  um  gesetz- 
widrige Akte  handelt,  die  ßegisterbehörde  hat  die  Gesetz- 
mässigkeit des  Hergangs  zu  prüfen.^)  Die  Prüfungspflicht 
beschränkt  sich  aber  regelmässig  auf  die  formellen  Voraus- 
setzungen, welche  vom  Gesetz  für  die  Eintragung  verlangt 
werden  (Konsensprinzip) ;  sie  haben  zu  prüfen,  ob  die  Antrag- 
steller gehörig  legitimirt  sind  und  den  Antrag  in  der  nöthigen 
Form  gestellt  haben,  ferner  ob  die  ihnen  vorgelegten  Urkunden 
die  Gesammtheit  der  vom  Gesetze  aufgestellten  Voraus- 
setzungen in  äusserlich  ordnungsmässiger  Weise  bekunden.-) 
Auf  die  Wahrheit  des  Inhaltes  jener  Urkunden  ihre  Prüfung 
auszudehnen,  sind  sie  nicht  berechtigt,  nur  wird  nach  all- 
gemeinen Grundsätzen  ihnen  das  Recht  gewährt  werden  müssen, 
bei  notorischen  Gesetzwidrigkeiten  trotz  formeller  Korrektheit 
ihre  Mitwirkung  zu  verweigern.^)  Diese  Stellung  der  Register- 
behörden entspricht  dem  Grundgedanken  des  Normativsystems, 
dem  im  Prinzip  jede  obrigkeitliche  Bevormundung  fremd  ist, 
und  welches  die  behördliche  Mitwirkung  nur  zu  dem  Zwecke 
der  Feststellung  formeller  Gesetzlichkeit,  nicht  zu  dem  der 
Feststellung  materieller  Ordnungsmässigkeit  verlangt.  Auf  die 
einzelnen  Anwendungsfälle  dieses  Prinzipes  ist  an  den  be- 
treffenden Stellen  einzugehen.*) 

1)  Ausdrückliche  Bestimmungen  Italien  91,  Schweden  68. 

2)  Ring  247,  248. 

3)  Schultze-Görlitz  S.  6. 

*)  Besondere  Schwierigkeiten  erwachsen  dann,  wenn  mit  der 
Registerbehörde    andere  Behörden   konkurriren,    welche    über    das    Vor- 
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Die  Hergänge,  bezw.  Rechtsakte  und  Urkunden,  welche  den 
Registerbehörden  behufs  Eintragung  oder  doch  Aufbewahrung 
mitzutheilen  sind,  sind  sehr  zahlreich.  Vor  allem  gehören 
hierher  die  grundlegenden  Gesellschaftsakte,  das  Statut  nebst 
seinen    Beilagen,*)    Zeichnungsscheine    und  Mitgliederlisten,^) 


handensein  gewisser  Voraussetzungen  ebenfalls  zu  befinden  haben.  Hier 
erhebt  sich  die  Frage,  ob  die  Registerbehörde  an  die  Feststellung  der 
Voraussetzungen  seitens  der  anderen  Behörde  gebunden  ist  oder  ob  sie 
ein  Nachprüfungsrecht  hat.  Diese  Frage  lässt  sich  einheitlich  nicht  be- 
antworten. Vielmehr  muss  nach  Lage  des  Falles  untersucht  werden, 
wie  weit  die  Kompetenz  der  anderen  Behörde  sich  erstreckt.  Von  der 
anderen  Behörde  innerhalb  ihrer  Kompetenz  getroffene  Verfügungen  hat 
der  Kegisterrichter  nur  auf  ihre  formelle  Legalität  zu  prüfen,  auf  eine 
Nachprüfung  der  materiellen  Rechtmässigkeit  hat  er  sich  nicht  einzu- 
lassen. Wo  Zweifel  herrschen,  darf  die  Grenzlinie  nicht  zu  Ungunsten 
der  anderen  Behörde  gezogen  werden;  zu  erwägen  ist,  dass  die  Register- 
behörde im  Grunde  nur  zur  formellen  Prüfung  der  äusseren  Legalität 
berufen  ist  und  sich  unmöglich  auf  komplizirte  Untersuchungen  materieller 
Art  einlassen  kann,  die  man  besser  anderen  Behörden  überlässt.  Die 
Registerbehörde  ist  nicht  richterliche  Behörde,  welche  über  ein  streitiges 
Recht  ein  Urtheil  zu  fällen  hat,  noch  ist  sie  Administrativbehörde, 
welche  Konzessionen  zu  ertheilen  hat,  sondern  sie  ist  lediglich  entgegen- 
nehmende Behörde,  welche  sich  deshalb  an  die  äussere  Seite  zu  halten 
hat.  Demgemäss  ist  mit  der  herrschenden  Ansicht  der  Registerbehörde 
ein  Nachprüfungsrecht  darüber,  ob  der  Bundesrath  im  Falle  des  art.  207  a 
Abs.  2  mit  Recht  die  Kleinaktien  zugelassen  hat,  nicht  zu  gewähren,  die 
Vorlage  der  Genehmigungsurkunde  genügt  (a.  A.  Ring  für  einen  Theil 
der  Fälle  166,  166),  demgemäss  steht  die  Entscheidung  darüber,  ob  ein 
Unternehmen  konzessionspflichtig  ist,  allein  der  Verwaltungsbehörde  zu 
(a.  A.Ring  252,  253).  —  Unter  einen  verwandten  Gesichtspunkt  fällt 
die  Frage,  ob  die  Registerbehörde  der  Zweigniederlassung  eine 
Nachprüfung  vornehmen  darf  mit  Bezug  auf  vom  Registerrichter  der 
Hauptniederlassung  anerkannte  Verhältnisse,  die  mit  Recht  verneint  wird. 
Schultze-Görlitz  26. 

0-  Deutschland  210  (vergl.  R.  D.  H.  G.  B.  §  196  Abs.  2  No.  1),  Schweiz 
621,  622,  Ungarn  158,  159,  Schweden  §§  19,  69,  England  Comp.  Act  1862, 
sect.  17,  18,  Frankreich  Gesetz  von  1867  art.  55,  Belgien  Gesetz  von  1873 
art.  10  ff.    Italien  91,  Spanien  119,  17,  Portugal  49  6,». 

^)  Sei  es  nur  die  Listen  der  ersten  Mitgüeder,  sei  es  wiederkehrende 
Listen:  Deutschland  210  Abs.  2  No.  2  (vergl.  R.  D.  H.  G.  B.  §  195  Abs.  2 
No.  3),  Schweden  19,  England  Comp.  Act  1862  sect.  26,  Frankreich  art.  55 
citat.,  Portugal  194  §  1. 
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nach  einigen  Gesetzen  Urkunden  über  Bestellung  und  Wider- 
ruf des  Vorstandes  und  theilweise  auch  des  Aufsichtsrathes, 
Ertheilung  und  Entziehung  der  Prokura,^)  etwaige  Ab- 
änderungen des  Statutes,^  Beschlüsse  über  Erhöhung  und 
Reduktion  des  Grundkapitals,®)  hin  und  wieder  alle  General- 
versammlungsbeschlüsse,*)  die  genehmigte  Bilanz,*)  Auflösung 
der  Aktiengesellschaft*)  (mit  Ausnahme  des  Konkurses),  Er- 
nennung von  Liquidatoren,'')  nach  einzelnen  Gesetzgebungen 
auch  Aufnahme  von  Anleihen,®)  Umwandlung  von  Aktien.®) 
Soweit  es  sich  um  die  Eintragung  handelt,  trägt  die 
Registerbehörde  entweder  den  Wortlaut  der  eingereichten 
Urkunde  in  toto  ein,  oder  sie  macht  nach  Prüfung  der  ein- 
gereichten Urkunde  einen  kurzen  Eintragungsvermerk,  welcher 
die  Essentialien  des  rechtsgeschäftlichen  Herganges  enthält. 
Das  erstere  gilt  z.  B.  in  Deutschland  mit  Bezug  auf  das  Statut 


»)  Deutschland  210  Abs.  2  No.  3,  228,  233,  45  (vergl.  ß.  D.  fl.  G.  B. 
§§  195  Abs.  2  No.  4,  234,  53),  Schweiz  653,  422,  425,  Ungarn  184,  41, 
Schweden  40  Abs.  4,  Belgien  12  Abs.  2. 

«)  Deutschland  214,  (ß.  D.  H.  G.  B.  §  277),  Schweiz  626,  Ungarn  181, 
Schweden,  35,  70,  England  Comp.  Act  1862  sect.  53,  Belgien  12,  Frank- 
reich 61,  Spanien  119  Abs.  2,  Portugal  49»,  Italien  96, 100.  Für  Nordamerika 
Material  bei  Cook  p.  1610,  1613,  1623,  1631,  1634,  1643,  1662,  1674, 
1682,   1687,    1692,  1713,  1732,  1741,  1746,  1757,  1763,  1822,  1828,   1870. 

8)  Deutschland  215a,  248  (ß.  D.  H.  G.  B.  §§  280,  284,  289),  Schweiz 
626,  Ungarn  181,  209,  Schweden,  22,  26,  England  Comp.  Act  1862  sect. 
34,  1867  sect.  9,  15,  Spanien  25,  Italien  96,  Portugal  48»;  für  Nord- 
amerika Material  bei  Cook  p.  1610,  1613,  1634,  1643,  1662,  1667,  1682, 
1695,  1707,  1746,  1757,  1830,  1863,  1873. 

*)  Deutschland  238  a  Abs.  2  (ß.  D.  H.  G.  B.  §  259  Abs.  5),  Ungarn  180. 

«*)  Deutschland  239  b,  185  c  (ß.D.H.G.B.  §  265),  Ungarn  198  Abs.  2, 
Portugal  194,  Italien  180,  England  Life  assurance  Comp.  Act  1870  sect. 
10.  Für  Nordamerika  Material  bei  Cook  p.  1613,  1630,  1661,  1682,  1693, 
1707,  1722,  1810,  1859. 

«)  Deutschland  243  (ß.  D.  H.  G.  B.  §  293),  Schweiz  665,  Ungarn  202, 
Schweden  58,  England  Comp.  Act  1862  sect.  129,  132,  Frankreich  61, 
Belgien  12,  Italien  96,  Portugal  49». 

')  Deutschland  244  (ß.  D.  H.  G.  B.  §  296),  Schweiz  666,  Ungarn  203, 
Schweden  58. 

•)  Portugal  49  §  6,  Italien  172. 

»)  England  Comp.  Act  1862  sect.  28. 
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und  dessen  Abänderungen,^)  das  letztere  in  Schweden.'^) 
Das  zweite  Verfahren  ist  offenbar  zweckdienlicher,  da  es  die 
Uebersicht  erleichtert  und  überflüssige  Schreiberei  erspart.  — 
Vereinzelt  wird  zwischen  provisorischer  und  definitiver  Ein- 
tragung unterschieden.  Jene  erfolgt,  wenn  der  rechtsgeschäft- 
liche Hergang  noch  nicht  zum  vollen  Abschluss  gelangt, 
aber  bereits  soweit  gediehen  ist,  dass  eine  begründete  Aus- 
sicht auf  Erreichung  dieses  Zieles  vorhanden  ist;  sind  alle 
Voraussetzungen,  die  das  Gesetz  für  die  definitive  Eintragung 
verlangt,  eingetreten,  so  wird  die  provisorische  Eintragung  in 
eine  definitive  verwandelt.  So  in  Portugal,  wo  in  das  pro- 
visorische Register  die  Urkunden  über  vorläufige  Gründung 
von  Aktiengesellschaften,  die  Protokolle  über  Beschlüsse  be- 
treffend Reduktion  des  Grundkapitals,  Fusion  und  Verlängerung 
der  Gesellschaft  eingetragen  werden,  welche  Registrirungen 
sich  in  endgültige  verwandeln,  wenn  binnen  sechs  Monaten  die 
Urkunden  über  die  definitive  Errichtung  der  Gesellschaft, 
bezw.  über  die  Nichtbeanstandung  der  erwähnten  Beschlüsse 
vorgelegt  werden,^)  wobei  die  endgültigen  Registrirungen  den 
Rang  der  provisorischen  behalten. 

Die  rechtliche  Bedeutung  der  Eintragung,  bezw.  Deposition 
ist  eine  verschiedene.  Entweder  ist  sie  Pormbestandtheil  des 
betreffenden  rechtsgeschäftlichen  Gesammtherganges,  so  dass 
letzterer  ohne  sie  nicht  zum  Abschluss  gelangt,  so  vielfach 
für  die  Eintragung  des  Statutes  und  der  Statutenänderungen,*) 
oder  sie  ist  für  die  rechtlichen  Wirkungen   nach   aussen  von 


1)  Art.  210,  214,  vergl.  dazu  Ring  S.  247,  anders  ß.D.H.  G.E. 
§  198;   Schweiz  621,  Ungarn  158,  England  Comp.  Act  1862  sect.  17,  18. 

3)  Gesetz  von  1895  §  69. 

«)  55,  §§  4,  5,   56,  164  §  8. 

*)  Deutsches  H.  G.  B.  art.  211,  214  (=  Rev.  D.  H.  G.  B.  §§  200,  277), 
Schweizer.  Obligationenr.  art.  623,  626,  Ungarisches  H.  G.  B.  §  160, 
Schwed.  Aktieng.  §2,  England  Comp.  Act  1862  sect.  18;  für  Nordamerika 
Stimson  §8090,  Cook  p.  1620,  1640,  1643,  1656,  1660,  1677,  1682, 
1687,  1694,  1706,  1722,  1732,  1746,  1757,  1763,  1767,  1773,  1784,  1823, 
1828,  1840,  1863,  1868,  1873,  1883,  1889,  1898,  1904,  1910,  1917.  In 
Frankreich  tritt  Dritten  nicht  entgegensetzbare  Nullität  ein,  Lyon-Caen 
et  Renault  II  Nr.  209 ff.,  ähnlich  in  Italien,  vergl.  Yidari  I  p.  551  ff. 
Lehmann,  Recht  der  AktiengeseUschaften.  20 
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wesentlicher  Bedeutung,  während  nach  innen  der  rechtliche 
Effekt  schon  vorher  eingetreten  ist,^)  oder  sie  tilgt  nur  in 
Verbindung  mit  der  darauf  erfolgenden  Verkündung  die  Ein- 
rede der  Nichtkenntniss,^  oder  endlich  sie  ist  lediglich 
ordnungshalber  vorgeschrieben,  ohne  dass  sich  an  ihre  Unter- 
lassung rechtliche  Nachtheile  knüpfen.^)  Das  Einzelne  ist  an 
seinem  Ort  vorzutragen. 

3.  Verkündung  in  öffentlichen  Blättern  u.  s.  w. 
Die  Verkündung  in  bestimmten  öffentlichen  Blättern  *)  erfolgt 
entweder  durch  die  Registerbehörden  ^)  oder  durch  die  Inter- 
essenten selbst*)  im  Anschluss  an  die  Eintragung,  bezw.  die 
Deposition  und  erscheint  dann  als  Begleit-  oder  Folgeakt  der 
ersteren.  Aber  nicht  alle  depositionsbedürftigen  Akte  sind 
verkündungsbedürftig, ')  wie  umgekehrt  der  Verkündung  hin 
und  wieder  auch  Akte  unterworfen  sind,  welche  nicht 
depositionsbedürftig  sind.®)  Die  Verkündung  geschieht  ent- 
weder in  extenso  oder  auszugsweise.    Die  Wirkung  der  ünter- 


1)  Ungar.  H.  G.  E.  §  181,  Span.  H.  ö.  B.  art.  24,  25;  Portugies. 
H.  G.  B.  art.  57.  In  Belgien  kann  der  Gegenkontrahent  sich  darauf  be- 
rufen, Gesetz  von  1873  art.  11,  12. 

*)  So  für  den  Widerruf  der  Yollmacht  des  Vorstandes  Deutschland 
art.  233  (R.  D.  H.  G.  B.  §  15),  Schweizer  Obligationenr.  art.  653,  861. 
Ungar.  H.  G.  ß.  §§  184,  42. 

3)  So  z.  B.  Deutsches  H.  G.  B.  art.  238  a  (=  ßev.  D.  H.  G.  B.  §  259 
Abs.  5),  soweit  es  sich  nicht  um  eintragungsbedürftige  Beschlüsse  handelt. 

*)  Das  Einzebie  bei  B ehrend  §39,  vergl.  auch  Portugies.  H.  G.  B. 
art.  145.  Italien.  Cod.  di  comm.  art.  94—96,  Schwed.  Aktiengesetz  §  71. 
In  den  letzteren  beiden  Ländern  sind  besondere  Blätter  für  die  Aktien- 
gesellschaften geschaffen,  in  Italien  ein  boUettino  ufficiale  delle  societä 
per  azioni,  in  Schweden  eine  jährliche  Sammlung  aller  Publikationen 
betr.  Aktiengesellschaften. 

^)  So  in  Deutschland,  Oesterreich,  Ungarn,  Schweiz,  Schweden, 
Belgien. 

*)  So  in  Frankreich,  Italien,  Holland,  Portugal,  auch  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika. 

')  z.  B.  in  Deutschland  nicht  einfache  Generalversammlungsbeschlüsse 
238  a  («  Hev.  D.  H.  G.  B.  §  259),  nicht  die  Namen  der  Aufsichtsraths- 
mitglieder  mit  Ausnahme  des  ersten  Aufsichtsrathes.  In  England  ist  die 
Verkünduhg  in  öffentlichen  Blättern  überhaupt  nicht  gefordert. 

»)  z.  B.  Bilanzen.   Span.  H.  G.  B.  art.  157. 
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lassung  der  Verkündung  ist  entweder  die  gleiche,  wie  die  der 
Unterlassung  der  Eintragung,  bezw.  Deposition,  ^)  oder  sie 
ist  eine  geringere.  Das  letztere  gilt  insbesondere  da,  wo  die 
Eintragung  konstitutive  Bedeutung  hat.  Hier  hat  die  Ver- 
kündung meist  nur  beweisende  Kraft. ^) 

Neben  der  Verkündung  in  öffentlichen  Blättern,  vereinzelt 
an  ihrer  Stelle,  wird  Anschlag  im  Gerichts-,  Gemeinde-  oder 
Börsenlokal  *)  oder  Aushängung  im  Geschäftslokal  der  Gesell- 
schaft *)  vorgeschrieben. 

4.  Registrirung  in  Büchern  der  Gesellschaft. 
Ausser  dem  früher  besprochenen  Aktienbuch  und  den  jähr- 
lichen üebersichten  über  Mitglieder  und  Vermögensbestand*) 
kommen  noch  in  Frage  die  englischen  Pfandbücher  *)  (register 
of  mortgages),  in  die  jeder  Gläubiger  und  jeder  Aktionär 
Einsicht  hat,  Statutenbücher  (books  of  by-laws  '^,  Bilanz- 
bücher, Protokollbücher.*) 

6.  Endlich  gehören  hierher  die  früher  besprochenen  Be- 
stimmungen über  Zusätze  zu  dem  Namen,  die  in  der  geschäft- 
lichen Thätigkeit  zu  machen  sind.^) 

^)  So  in  Frankreich,  Gesetz  von  1867  art.  56 ff.  —  Lyon-Caen  et 
Renault  H  Nr.  209ff.,  192ff.  —  Ungar.  H.  G.  B.  §  160,  ItaHen.  Cod. 
di  comm.  art.  98  ff.,  Belg.  Gesetz  von  1873  art.  11,  12. 

2)  So  Deutsches  H.  G.  B.  art.  211,  210c  (R.  D.  H.  G.  B.  §§  199,  200, 
vergl.  Ring  276),  Schweizer.  Obligationenr.  art.  863,  623,  Schwed.  Aktien- 
gesetz §  2,  Portugies.  H.  G.  B.  art.  193,  57. 

^)  Italien.  Cod.  di  comm.  art.  91. 

*)  Französ.  Gesetz  von  1867  art.  63,  Portugies.  H.  G.  B.  art.  193 
§  3,  Engl.  Comp.  Act  1862  sect.  44  (für  Bilanzen). 

«*)  Engl.  Comp.  Act  1862  sect.  26. 

®)  Engl.  Comp.  Act  1862  sect.  43.  Nach  dem  neuesten  Entwurf 
der   engl.  Comp.  Bill   soll   dies  bei  der  Registerbehörde  gehalten  werden. 

')  So  insbesondere  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 
Vergl.  Kalifornien  Cook  p.  1621,  Idaho  Cook  p.  1656,  Jowa  Cook  p. 
1677,  Minnesota  Cook  p.  1733,  Nebraska  Cook  p.  1763,  New-Jersey 
Cook  1786,  Oklahoma  Cook  p.  1935;  vergl.  Stimson  §8072. 

*)  Minute-book,  record-book  Cook  §714,  Stimson  §8042. 

')  Siehe  oben  S.  156,  157.  Die  Einrichtungen  unter  4  und  5  fasst 
man  in  der  französischen  Theorie  unter  dem  Namen  publicite  permanente 
zusammen. 

20* 
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II.  Abschnitt. 
Die  Entstehung  der  Aktiengesellschaft^) 

§  24. 
Grundnormen  und  Gründungsvorschriften. 

Die  die  Entstehung  der  Aktiengesellschaft  regelnden 
Normen  der  einzelnen  Gesetzgehungen  lassen  sich  in  zwei 
grosse  Gruppen  scheiden.  Auf  der  einen  Seite  stehen  solche 
Satzungen,  welche  das  innerste  und  ureigentlichste  Wesen  des 
Entstehungsherganges  betreffen.  Sie  entspringen  der  begriff- 
lichen Gestaltung  der  Aktiengesellschaft,  ergeben  sich  folge- 
richtig also  auch  da,  wo  es  an  positiven  Sätzen  gebricht.  Wir 
nennen  sie  die  Grundnormen  der  Entstehung  der  Aktien- 
gesellschaft. Auf  der  anderen  Seite  stehen  Satzungen,  welche, 
aus  besonderen  wirthschaftlichen  Bedürfnissen  hervorgegangen, 
lediglich  in  positiven  Geboten  und  nicht  in  der  Natur  der 
Sache  ihre  Daseinsberechtigung  finden.  Diese  zweite  Gruppe  hat 
im  Laufe  der  Zeit  an  Umfang  gewonnen.  Die  zahlreichen 
Missstände,  welche  die  Gründungshergänge  aufweisen,  haben 
die  Gesetzgebungen  der  verschiedenen  Länder  zu  ernsten 
Maassregeln  veranlasst.  Immer  eingehender  und  detaillirter 
ist  der  Gründungshergang  von  ihnen  geregelt  worden.  Um 
die  eigentlichen  Grundnormen  haben  diese  Gründungs- 
vorschriften ihre  Ranken  gelegt,  häufig  in  solcher  Fülle, 
dass  sie  dem  Blick  des  Beobachters  jene  verdecken,   so   dass 


1)  Litteratur:  Renaud  §§20—40,  Primker  §§114—118,  Wiener 
in  Z.  f.  H.  R.  XXIY,  XXY,  Behrend  §§  98—115,  Lyon-Caen  et 
Renault  II  Nr.  685ff.,  Houpin  Nr.  354-450,  de  Muralt,  de  la 
fondation  des  societes  anonymes  1887,  Marinesco,  Des  conditions 
exigees  pour  la  Constitution  des  societes  anonymes  1889,  Ostrorog, 
Constitution  des  societes  anonymes  en  France,  dans  l'Empire  allemand 
et  en  Grand-Bretagne  1893,  Anspach  in  Revue  des  societes  XII  336, 
389;  für  Nordamerika  Thompson  §§215—249.  Von  grosser  Wichtigkeit 
Gierke,  Genossenschaftstheorie  15 — 141,  insbesondere  121  ff. ;  derselbe 
Deutsches  Privatrecht  I  §  63. 
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erst  nähere  Prüfung   den  Stamm   von   dem   ihn   umgebenden 
Laubgewinde  zu  säubern  vermag. 

Die  Grundnormen  der  Entstehung  sind  an  sich  essentieller 
Natur  (substantial),  ohne  ihre  Beobachtung  kann  die  Aktiengesell- 
schaft im  Zweifel  nicht  zur  Entstehung  gelangen.  Die  Gründungs- 
vorschriften sind  an  sich  Ordnungsvorschriften  (directory).  Im 
Zweifel  zieht  ihre  Nichtbeobachtung  zwar  rechtliche  Nachtheile 
für  die  Zuwiderhandelnden,  vielleicht  auch  für  die  Aktiengesell- 
schaft herbei,  aber  die  Entstehung  der  Aktiengesellschaft  wird 
nicht  gehindert.  Dies  gilt  aber  nur  im  Zweifel.  Die  Gesetz- 
gebungen der  einzelnen  Länder  haben  die  Grenzlinie  nicht 
immer  mit  der  wünschenswerthen  Genauigkeit  gezogen.  Wie 
auf  der  einen  Seite  Grundnormen  nur  mit  der  Wirkung  von 
Ordnungsvorschriften  bekleidet  worden  sind,  so  hat  man  auf 
der  anderen  Seite  Gründungsvorschriften  die  Eigenschaft 
wesentlicher  Normen  beigelegt.  Wo  derartige  positive  Satzungen 
sich  vorfinden,  hat  die  Wissenschaft  vor  ihnen  die  Waffen  zu 
strecken.  Wo  sie  dagegen  fehlen,  gewährt  die  obige  Scheidung 
die  Möglichkeit,  aus  der  bunten  Fülle  des  gesetzgeberischen 
Stoffes  das  Hauptsächliche  vom  Nebensächlichen  zu  scheiden. 
Wir  betrachten  zunächst  die  Grundnormen  der  Entstehung, 

§  25. 
Die  Grundnormen  der  Entstehung. 

Die  Grundnormen  der  Entstehung  sind  gegeben  mit  den 
Elementen :  Gesellschaft,  Kapitalgesellschaft,  Aktiengesell- 
schaft, Korporation. 

Aus  dem  Gesellschaftsbegriff  ergiebt  sich  das  Erforderniss 
einer  Mehrheit  von  (Vereins-)  Mitgliedern,  aus  dem  Kapital- 
gesellschaftsbegriff das  des  Grundkapitals,  aus  dem  Aktien- 
gesellschaftsbegriff die  Eigenschaft  des  Mitgliedes  als  Aktionär, 
aus  dem  Korpörationsbegriff  die  Aufstellung  einer  Satzung 
und  die  Erfüllung  der  für  die  Erlangung  von  Korporations- 
rechten vom  Gesetz  aufgestellten  Vorbedingungen. 

Endpunkt  des  Entstehungsherganges  ist  jedenfalls  die 
Erlangung  der  Korporationsrechte  (Inkorporirung).  Sie  setzt 
das    Vorhandensein    der    übrigen    Erfordernisse    voraus,    sie 
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sondert  sich  insofern  von  den  übrigen  Erfordernissen  ab.  Der 
Inkorporirung  voraus  geht  die  Schaffang  eines  Vereins  (des 
Personensubstrates) ;  einem  Nichts  kann  korporative  Gestaltung 
nur  im  Wege  der  Fiktion  ertheilt  werden.^)  Das  Vorhanden- 
sein von  Mitgliedern  ist  rückwärts  betrachtet  das  nächste 
Erforderniss.  Die  Mitgliedschaft  wiederum  setzt  eine  Vereins- 
satzung  voraus,  die  mindestens  die  begriffswesentlichen  Eigen- 
schaften des  Gebildes  enthält,  denn  ohne  solche  schwebt  die 
Mitgliedschaft  mit  Rechten  und  Pflichten  in  der  Luft.  Diese 
Vereinssatzung  muss  von  den  Gründern  als  die  Grundlage 
der  zukünftigen  Aktiengesellschaft  feierlich  festgestellt  sein. 
Erst  damit  wird  sie  Vereinssatzung,  der  die  Mitglieder  sich 
durch  den  Beitritt  unterwerfen.^) 

So  steht  am  Eingang  der  Entstehung  die  Feststellung 
der  Vereinssatzung  durch  die  Gründer,  der  Gründungsbeschluss. 
Sie  ist  zunächst  zu  betrachten. 

1.   Die  Feststellung   der  Vereinssatzung  (Gründungs- 
beschluss). 

§  26. 
Im  Allgemeinen. 

Die  Feststellung  der  Vereinssatzung  durch  die  Gründer 
ist  von  allen  Gesetzgebungen  als  der  erste  rechtsgeschäftliche 
Akt  im  Gründungshergang  vorausgesetzt.  Aber  nur  wenige 
Gesetzgebungen  haben  sich  zu  bewusster  Klarheit  über  diese 
Thatsache  durchgerungen.  Die  meisten  verabsäumen  es,  die  noth- 
wendigen  Folgerungen  daraus  zu  ziehen  und  gelangen  hierdurch 
zu  theoretisch  unrichtigen  wie  praktisch  bedenklichen  Sätzen. 

Unter  Vereinssatzung  (Statut)  im  Sinne  dieser  Paragraphen 
kann  ein  doppeltes  verstanden  werden:  einerseits  die  Ge- 
sammtheit  der  für  die  zukünftige  Aktiengesellschaft  maass- 
gebenden  Verfassungsartikel,  also  das  gesammte  Statut  mit 
seinen  Einzelheiten  wesentlicher  und  unwesentlicher  Art, 
andererseits    der    eigentliche    Kern,     die    Grundbedingungen 

^)  So  freilich  in  Nordamerika. 

8)  Vergl.  R.  Schmidt  in  Holdheims  Wochenschr.  I  293fi'. 
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der  zukünftigen  Verfassung,  d.  h.  diejenigen  Bestandtheile 
des  Statuts,  welche  da  sein  müssen,  um  überhaupt  den 
Schein  einer  Aktiengesellschaft  zu  erzeugen,  im  Gegensatz  zu 
solchen,  welche  zwar  von  der  Gesetzgebung  auch  zugelassen 
oder  geboten  sind,  deren  Vorhandensein  aber  für  die  recht- 
liche Eigenschaft  des  Statuts  als  solchen  bedeutungslos  ist. 

Die  Feststellung  der  Vereinssatzung  im  ersteren  Sinne 
ist  Feststellung  des  ganzen  Statuts  der  zukünftigen  Aktien- 
gesellschaft. 

Die  Feststellung  der  Vereinssatzung  im  zweiten  Sinne  ist 
Feststellung  des  die  ßegriffsmomente  der  Aktiengesellschaft 
enthaltenden  Statutenkemes,  der  Grundbedingungen  der  Gesell- 
schaft. 

Wenn  die  sämmtlichen  Gesetzgebungen  von  der  Feststellung 
der  Vereinssatzung  durch  die  Gründer  als  dem  Anfangspunkt 
des  Entstehungsherganges  ausgehen,  so  fassen  sie  den  Begriff 
der  Vereinssatzung   bald  im   ersten,    bald   im   zweiten  Sinne. 

Die  Feststellung  des  gesammten  Statutes  durch  die  Gründer 
verlangt  vor  allem  das  deutsche  Recht.  Schon  die  erste 
Aktiennovelle  des  Jahres  1870  ging  davon  aus,  dass  die  Gründer 
das  gesammte  Statut  festzustellen  hätten.^)  Denn  wie  sie  die 
Förmlichkeit  der  Statutserrichtung  vor  denen  der  Aktien- 
zeichnung besprach,^)  so  liess  sie  das  von  den  Gründern  er- 
richtete Statut  in  der  konstituirenden  Generalversammlung  von 
den  Aktionären  „genehmigen".^)  Noch  schärfer  hat  die  zweite 
Aktiennovelle  des  Jahres  1884  das  Verlangen,  dass  die  Fest- 
stellung des  gesammten  Statuts  den  Anfangsakt  der  Gründung 
bilde,   ausgesprochen.     Nach  art.  209  *)  muss    der  Inhalt   des 


')  Ja  schon  der  preussische  Entwurf  zum  Allgem.  D.  Handelsgesetz- 
buch art.  181  Abs.  2.  Die  in  der  Kommission  geäusserte  gegentheilige 
Ansicht  (Protokolle  1036,  1037)  hat  im  Wortlaut  des  Gesetzes  keinen 
Ausdruck.  Wiener  in  Z.  f.  H.  R.  XXIV  34.  Indessen  hat  vor  der 
zweiten  Aktiennovelle  die  Judikatur  die  Zeichnung  von  Aktien  auf 
Grund  von  Grundbedingungen  für  zulässig  erklärt.  R.  0.  H.  G.  VII  267  ff., 
XI  372  ff.,  XVni  354  ff. 

«)  Art.  208  Abs.  2,  3. 

3)  Art.  209  b  Abs.  2. 

*)  ==  R.  D.  G.  H.  B.  §  182. 
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Statuts  durch  mindestens  fünf  Gründer  in  gerichtlicher  oder 
notarieller  Verhandlung  festgestellt  sein.  Das  von  diesen 
Personen  festgestellte  Statut  ist  das  gesammte  Statut,  das  in 
der  Folgezeit  abgeändert,  aber  nicht  neu  konstituirt  werden  kann. 
Auf  dem  gleichen  Standpunkt  stehen  das  Schweizerische 
Obligationenrecht, ^)  das  belgische,^)  französische^)  und  portu- 
giesische Recht.'*) 

Die  Feststellung  des  gesammten  Statuts  durch  die  Gründer 
gewährt  den  Vortheil,  dass  die  später  hinzutretenden  Mit- 
glieder sich  der  rechtlichen  Folgen  ihrer  Zeichnung  in  vollem 
Maasse  bewusst  werden  können.  Indem  sie  nicht  blos  die 
Grundbedingungen,  sondern  alle  Einzelheiten  der  Verfassung 
im  festgestellten  Statut  erblicken,  werden  sie  in  die  Lage 
gesetzt,  die  Bedenken,  welche  gegen  ihre  ßetheiligung  sich 
ergeben,  zu  übersehen  und  zu  prüfen.  Wenngleich  nach  den 
meisten  Gesetzgebungen  die  Abänderung  des  Statuts  im 
Wege  des  Majoritätsbeschlusses  zulässig  ist,  so  ist  regelmässig 
eine  solche  Abänderung  erst  nach  Verlauf  einer  gewissen 
Zeit  und  bei  eintretendem  Bedürfaiss  zu  erwarten.  Der  Zeichner 
darf  soweit  regelmässig  annehmen,  dass  das  ihm  vorgeschlagene 
Statut  auch  in  Zukunft  im  Ganzen  den  gleichen  Inhalt  be- 
halten wird,  die  Gesetzgebung  ihrerseits  ist  in  der  Lage,  gegen 
gefährliche  Statutenänderungen  Präventivbestimmungen  zu 
treffen  und  dadurch  die  Sicherheit  des  Einzelmitgliedes  gegen 
nachträgliche  Verschlechterungen  seiner  Lage  zu  erhöhen.  — 
Der  Nachtheil,  den  die  Feststellung  der  gesammten  Statuten 
durch  die  Gründer  mit  sich  führt,  ist,  dass  de  facto  diese  die 
Einzelheiten  der  Verfassung  vorschreiben.  Der  geringste  Theil 
des   zeichnenden  Publikums    sieht   sich   die  Statuten   genauer 


*)  Die  Aktienzeichnung  nimmt  auf  das  Statut  Bezug,  die  konsti- 
tuirende  Generalversammlung  hat  nur  die  Vollzeichnung  zu  konstatiren 
art.  615  Abs.  2,  618. 

-)  Der  von  den  Gründern  festgestellte  „acte  de  societe"  ist  bei  der 
Successivgründung  zu  publiziren,  art.  31  in  der  Fassung  des  Gesetzes 
von  1886. 

3)  Lyon-Caen  et  Renault  II  Nr.  686 ff. 

*)  H.  G.  B.  art.  164,  55  Nr.  4.  56  Nr.  4. 
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an  und  selbst  derjenige,  der  gegen  diese  oder  jene  Bestimmung 
Bedenken  hegt,  steht  der  fertigen  Thatsache  eines  festgestellten 
Gesammtstatuts  gegenüber,  vor  der  der  Wunsch  des  Einzelnen 
zurücktreten  muss.  Selbst  da,  wo  in  der  konstituirenden 
•Generalversammlung  die  Genehmigung  der  Statuten  zu  erfolgen 
hat,  wird  selten  in  eine  Einzeldiskussion  aller  Statuten- 
paragraphen eingetreten  werden,  regelmässig  wird  es  sich  um 
Gesammtannahme  oder  Gesammtablehnung  des  Statuts  handeln. 
Im  Gegensatz  zu  den  bisher  aufgezählten  Gesetzgebungen 
verlangen  andere  Rechte  die  Feststellung  nur  der  Grund- 
bedingungen der  Verfassung  durch  die  Gründer.  Voran- 
steht das  englische  Recht.  Die  Grundbedingungen  der  Ver- 
fassung sind  nach  englischem  Recht  enthalten  im  memo- 
randum  of  association.  Den  Grundbedingungen  stehen  gegen- 
über die  übrigen  Statutsbestimmungen  (articles  of  association). 
Letztere  können,  aber  brauchen  nicht  von  den  Gründern 
festgestellt  zu  werden.*)  Und  selbst  wenn  sie  von  den  Gründern 
festgestellt  werden,  sind  die  articles  of  association  äusserlich 
und  innerlich  von  dem  memorandum  of  association  geschieden. 
Die  articles  of  association  sind  nur  die  Beilagen  zum  memo- 
randum of  association,  mit  Bezug  auf  ihre  Abänderung  unter- 
liegen sie  leichteren  Bedingungen,  als  das  memorandum  of 
association.  Als  eigentlicher  Ausgangspunkt  der  Entstehung 
erscheint  stets  die  Feststellung  des  memorandum  of  association.^) 
Verwandt  mit  der  englischen  Unterscheidung  ist  die  des 
ungarischen  Handelsgesetzbuches.  Hier  figuriren  die  Grund- 
bedingungen in  dem  von  den  Gründern  ausgefertigten  Prospekt,*^) 


»)  Comp.  Act  1862  sect.  6—8,  14. 

2)  Dem  englischen  Rechte  folgen  hierin  die  Statutargesetzgebungen 
Nordamerikas.  Die  corporators  oder  incorporators  haben  nach  ihnen 
die  articles  of  incorporation  oder  das  certificate  oder  statement  oder  den 
«harter  of  incorporation  oder  die  articles  of  agreement  oder  die  articles 
of  Organisation  zu  unterschreiben.  Cook  p.  1606,  1620,  1629,  1634, 
1640,  1643,  1648,  1656,  1660,  1667,  1676,  1681,  1687,  1692,  1694,  1705, 
1722,  1732,  1741,  1757,  1767,  1773,  1784,  1806,  1814,  1822,  1828,  1840, 
1846,  1863,  1871,  1883,  1898,  1904,  1910,  1917,  1924,  1928.  —  Vergl. 
auch  Cook  §  15.  Stimson  §8020. 

«)  §  150. 
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während  die  sonstigen  Statutsbestimmungen  erst  späterhin  in 
der  konstituirenden  Generalversammlung  festgestellt  werden.*) 
Auch  hier  sind  die  Grundbestimmungen  ausser  lieh  und  innerlich^) 
von  den  Statutsbestimmungen  geschieden.^) 

Die  gleiche  Unterscheidung  kehrt  im  schwedischen 
Gesetz  von  1896  wieder.  Die  Gründer  errichten  die  Gründungs- 
urkunde (stiftelseurkund).  Das  Statut  (bolagsordning)  wird 
von  der  konstituirenden  Generalversammlung  beschlossen.  Die 
Gründungsurkunde  enthält  nur  die  Grundbedingungen,  von 
denen  das  Statut  bei  Widerspruch  nur  eines  Aktionärs  nicht 
abweichen  darf.  Die  sonstigen  Statutsbestimmungen  gelten 
als  von  sekundärer  Bedeutung.*)  Das  italienische  Gesetzbuch 
endlich  lässt  bei  der  Successivgründung  die  Aufnahme  der 
Grundbedingungen  oder  die  des  ganzen  Statuts  in  den  Prospekt 
zu,  gestattet  demnach  diesen  wie  den  oben  geschilderten  Modus 
nach  Wahl  der  Gründer.^) 

Wo  es  an  besonderen  Bestimmungen  über  den  Ent- 
stehungshergang fehlt,  wird  man  die  Feststellung  der  Grund- 
bedingungen durch  die  Gründer  für  genügend  erachten  müssen.*) 

§  27. 
Inhalt  und  Form  der  Feststellung. 

In  beiden  Fällen,  ob  das  gesammte  Statut  oder  ob  nur 
die  Grundbedingungen  festgestellt  werden,  muss  die  Fest- 
stellung jedenfalls  die  wesentlichen  Eigenschaften  der  zukünf- 
tigen Aktiengesellschaft  betreffen;  das  durch  die  Feststellung 
in  seinen  Anfängen  geformte  Gebilde  muss  die  der  Aktien- 
gesellschaft charakteristischen  Seiten  an  sich  tragen. 

Die  Feststellung  muss  betreffen  einen  Kapitalverein   mit 


1)  §  154  Nr.  2. 

2)  §  179  Abs.  2. 

ä)  So  auch  das  japanische  Recht,  Lönholm  224.  H.  G.  B.  art.  157, 
158,  163. 

4)  §§  8—11,  18.  Aehnlich  der  norwegische  Entwurf  des  Aktien- 
gesetzes von  1894  §§  5,  7,  9,  10,  15. 

«*)  Art.  129,  134,  Abs.  2  Nr.  2. 

ö)  So  auch  in  den  Entsch.  des  R.  0.  H.  G.  Vn  266  ff.,  X  325,  XI 
372ff.,  XVm  35ff.,  361,  362.     Yergl.  Behrend  S.  735  A.  11. 
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bestimmtem  Zweck.  Folglich  muss  das  Grundkapital  und  der 
Gegenstand  des  Unternehmens  festgestellt  werden.  Die  Fest- 
stellung muss  betreffen  einen  Aktienverein.  Folglich  muss  die 
Zahl  der  Antheile,  in  die  das  Grundkapital  zerlegt  wird, 
und  die  daraus  resultirende  Höhe  des  Aktiennennbetrages 
sowie  die  Beschränkung  der  Haftung  auf  diesen  Nennbetrag 
festgestellt  werden. 

Alle  Gesetze  weisen  mit  Bezug  auf  diese  Punkte  Ueber- 
einstimmung  auf,  die  einen  heben  sie  scharf  und  deutlich 
hervor,  die  anderen  setzen  sie  voraus. 

Aber  meist  soll  sich  die  Feststellung  nicht  auf  die  noth- 
wendigsten  Elemente  beschränken,  meist  sollen  weitere  Einzel- 
heiten, die  nicht  aus  der  Natur  der  Dinge,  sondern  aus 
Zweckmässigkeitsgründen  in  den  Uranfang  des  Entstehungs- 
herganges verwiesen  werden,  der  Feststellung  unterstehen. 
So  verlangt  das  englische  Recht  Aufführung  des  Namens  der 
Aktiengesellschaft  und  Angabe  desjenigen  der  drei  Königreiche,  in 
dem  der  Sitz  der  Gesellschaft  sein  soll,  im  memorandum  of 
association,^)  das  ungarische  Recht  Angabe  der  Unter- 
nehmungsdauer im  Prospekt,^)  während  das  schwedische 
Recht  eine  Reihe  weiterer  Punkte  für  auffiihrungsbedürftig 
erklärt.^)  Wo  das  ganze  Statut  festzustellen  ist,  ist  natur- 
gemäss  grössere  Detaillirung  vorgeschrieben.  Name,  be- 
ziehungsweise Firma  und  Sitz  der  Gesellschaft,  die  Art 
der  Aktien,  die  Art  der  Bestellung  und  Zusammensetzung 
des  Vorstandes,  die  Form,  in  der  die  Einberufung  der  General- 
versammlung und  die  Bekanntmachungen  der  Gesellschaft 
erfolgen,  müssen  im  Statut  angegeben  werden.*)     Einige  Ge- 


^)  Comp.  Act  1862  sect.  8.  Auch  in  den  Statutarrechten  Nord- 
amerikas enthalten  die  articles  of  incorporation  stets  den  Namen  der 
Korporation,  häufig  auch  Angabe  des  Sitzes,  der  Zeitdauer  der  Unter- 
nehmung und  der  Zahl  und  der  Namen  der  ersten  Direktoren.  Vergl. 
im  Einzelnen  Stimson  §  8022. 

«)  H.  ö.  ß.  §  150  Abs.  2  Nr.  1. 

*)  Sitz  der  Gesellschaft,  Beschaffenheit  der  Aktien  und  Aktienur- 
kunden, Zusammensetzung  der  verschiedenen  Organe,  die  Art,  wie  die 
Zeichner  ihre  Verpflichtungen  zu   erfüllen   haben.     Gesetz  von  1895  §  8. 

*)  Deutschland  209  (vergl.  ßev.  D.  H.  G.  B.  §  182). 
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setze  verlangen  genaue  Angaben  über  das  Stimmrecht  der 
Aktionäre,  die  Form  der  Beschlussfassungen  der  General- 
versammlung, die  Zahl  der  Aufsichtsrathsmitglieder,  die 
Bilanzirung  und  Gewinnvertheilung,  den  Betrag  des  gezeich- 
neten und  eingezahlten  Kapitals.^) 

Meist  wird  die  Aufiiahme  aller  dieser  Bestimmungen  in 
die  Feststellungsurkunde  für  wesentlich  erklärt.  Eine  Fest- 
stellungsurkunde, welcher  eines  dieser  Momente  fehlt,  wäre 
keine  Feststellungsurkunde,  die  Feststellung  wäre  nicht  ord- 
nungsgemäss erfolgt  und  deshalb  keine  Feststellung  im  Rechts- 
sinne. Die  Nachholung  hätte  die  Bedeutung,  eiue  neue 
Feststellung  zu  schaffen.  So  unerwünscht  diese  Folgerung 
ist,  wo  die  Zahl  der  in  die  Feststellungsurkunde  aufzu- 
nehmenden Punkte  von  der  Gesetzgebung  ungebührlich  hoch 
gegriffen  ist,  so  ist  an  der  positiven  Satzung  nicht  zu  rütteln. 
De  lege  ferenda  empfiehlt  sich  möglichste  Vereinfachung  des 
wesentlichen  Feststellungsinhaltes,  Beschränkung  auf  die 
Essentialien  des  Aktiengesellschaftsbegriffes,  um  später  hervor- 
tretende Nichtigkeiten  zu  vermeiden. 

Die  Feststellung  muss  nach  den  meisten  Gesetzen  formell 
erfolgen.  Eine  formlose  Feststellung  kann  aus  dem  Grunde 
nicht  genügen,  weil  die  Feststellung  die  Basis  des  sich  langsam 
entwickelnden  Entstehungsherganges  bildet.  Mindestens  wird 
deshalb  Schriftlichkeit  der  Feststellung  verlangt,  meist  findet 
sich  das  Postulat  der  Feststellung  vermittelst  einer  öffentlichen 
(gerichtlichen  oder  notariellen)  Urkunde.  Abgesehen  von  der 
grösseren  Sicherheit  des  Beweises  verbürgt  die  öffentliche 
Feststellung  in  weit  höherem  Grade  die  Emstlichkeit  des 
Willens  und  Solidität  der  Absichten,  als  die  geheime  Privat- 
beredung  mit  einfacher  schriftlicher  Fixirung.^)  Die  Unter- 
lassung der  Förmlichkeit  zieht  meist  Nichtigkeit  der  Feststellung 
nach  sich.^) 


^)  Schweiz  616,  Portugal  114;  vergl.  auch  Italien  89. 
«)  Vergl.  bezl.  der  Einzelheiten  oben  S.  297,  298. 
»)  Vergl.  unten  §  38. 
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§  28. 
Die  feststellenden  Personen  (Gründer). 

Die  Feststellung  erfolgt  durch  die  Gründer  (fondateurs^ 
fandadores,  promoters,  promotori,  incorporators,  oprichterSy 
stiftame).  Die  Gründer  können  möglicherweise  bei  der  Fest- 
stellung die  sämmtlichen  Aktien  zeichnen,  dann  sind  sämmt- 
liche  Aktionäre  zugleich  Statutsfeststeller,  die  Aktiengesell- 
schaft tritt  in  die  rechtliche  Welt  nur  mit  Mitgliedern,  die 
Gründer  sind.  In  solchem  Falle  erfolgt  die  Feststellung  noth- 
wendig  im  Wege  des  Feststellungs  beschlusses  (des  Gründungs- 
beschlusses). Denn  da  eine  Korporation  einer  Mehrheit  von 
Personen  zu  ihrer  Entstehung  bedarf,  so  muss  eine  Mehrheit 
von  Personen  die  sämmtlichen  Aktien  übernehmen,  eine  Mehr- 
heit von  Personen  also  auch  die  Feststellung  vornehmen.  Die 
Gründer  können  möglicherweise  bei  der  Feststellung  aber 
auch  nur  einen  Theil  der  Aktien  übernehmen,  während  der 
Rest  durch  Hinzutreten  weiterer  Mitglieder,  sei  es  auf  private, 
sei  es  auf  öffentliche  Aufforderung  hin  übernommen  wird. 
Hier  deckt  sich  Feststellung  und  üebernahme  der  Aktien 
weder  zeitlich  noch  mit  Bezug  auf  die  Personen.  Hier  sondern 
sich  ürmitglieder  und  andere  Mitglieder.  An  und  für  sich 
bedarf  es  hier  eines  Feststellungsbeschlusses  nicht,  die  Fest- 
stellung durch  eine  Person  könnte  an  und  für  sich  genügen. 
Aber  eine  Feststellung  durch  einen  Einzelnen  hätte  in  Wahrheit 
lediglich  eine  präparatorische  Bedeutung.  Der  Einzelne,  der 
sie  vornähme,  könnte  sie  so  lange  wieder  beseitigen  und  seine 
Mitgliedschaft  tilgen,  bis  ein  zweites  Mitglied  hinzugekommen 
wäre,  erst  damit  würde  der  Entstehungshergang  beginnen. 

Denkbar  und  an  sich  zulässig  wäre  endlich,  dass  der  oder 
die  Gründer  nur  die  Feststellung  vornähmen,  ohne  Aktien 
zu  übernehmen,  dass  sie  vielmehr  die  Zeichnung  der  Aktien 
dem  Publikum  überliessen.  Hier  würde  in  noch  stärkerem 
Grade  gelten,  was  eben  gesagt  ist.  Wenn  solche  Feststellung 
nur  durch  einen  Gründer  erfolgte,  so  läge  ein  einfaches, 
ausserhalb  des  Aktienrechts  stehendes  Projekt  vor.  Erfolgt 
sie  durch  mehrere  Gründer,  so  ist  zwar  eine  innere  Gebunden- 
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heit  unter  den  Gründern  vorhanden,  aber  der  Entstehungs- 
hergang der  Aktiengesellschaft  selbst  würde  erst  mit  der 
Zeichnung  seitens  des  Publikums  einsetzen,  weil  erst  damit 
Mitglieder  erzeugt  werden.  Nichtsdestoweniger  haben  zumal  nord- 
amerikanische Gesetze  den  Fall,  dass  Gründer  nicht  Aktionäre 
sind,  wohl  zugelassen  und  ihn  durch  ihre  Gründungsvorschriften 
in  zum  Theil  höchst  eigenthümlicher  Weise  geregelt,  weil  die 
Gründereigenschaft  als  solche  für  die  Entstehung  der  Korpora- 
tion Bedeutung  hat,  auch  wenn  die  Mitgliedeigenschaft  mit 
ihr  nicht  verknüpft  ist. 

Die  einzelnen  Gesetzgebungen  stellen  sich  zu  den  beiden 
Fragen,  ob  es  eines  Feststellungsbeschlusses  bedarf,  d.h. 
ob  eine  Mehrheit  von  Gründern  nothwendig  ist,  und  ob  die 
Gründer  zugleich  Aktien  übernehmen  müssen,  verschieden. 
Nach  englischem  Eecht  müssen  mindestens  sieben  Personen 
das  memorandum  of  association  unterschreiben,  von  denen  jede 
eine  Aktie  übernehmen  soU.^)  Nach  deutschem  Recht  müssen 
mindestens  fünf  Personen,  deren  jedwede  mindestens  eine  Aktie 
übernimmt,  den  Inhalt  des  Statuts  feststellen,^)  die  gleiche 
Zahl  muss  nach  schwedischem  Recht  *)  die  Gründungsurkunde 
errichten.  Die  Statutargesetzgebungen  der  nordamerikanischen 
Union  verlangen  stets  eine  Minimalzahl  von  Gründern,  die 
von  2  bis  auf  24   steigt,    aber   nicht  alle   gebieten,    dass    die 


1)  Comp.  Act  1862  sect.  8. 

2)  Art.  209  (=  R.  D.  H.  G.  B.  §  182  Abs.  1).  Müssen  dies  nothwendig 
physische  Personen  sein?  Die  StatutsfeststeUimg  und  die  Uebernahme 
der  Aktien  kann  an  sich  auch  durch  nicht  physische  Personen  erfolgen; 
Schwierigkeiten  erwachsen  nur  deshalb,  weil  die  Grründer  Organe  der 
entstehenden  Aktiengesellschaften  sind  und  deshalb  nicht  blos  civUer, 
sondern  auch  poenaler  Verantwortlichkeit  unterliegen.  Vergl.  art.  249  a 
(=  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  313).  Indessen  wird  man  die  letztere  denjenigen 
Vertretern  einer  juristischen  Person  auferlegen,  welche  die  strafbare 
Handlung  begehen.  Vergl.  Staub  zu  art.  209  §2,  Entsch.  des  Kammer- 
ger, vom  3.  September  1889  in  Z.  f.  H.  R.  XXXX  471. 

*)  Gesetz  von  1895  §  9.  Dass  die  Gründer  selbst  Aktien  zu  über- 
nehmen haben,  sagt  das  schwedische  Gesetz  nicht,  doch  setzt  es  dies 
wohl  voraus. 
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Gründer  zugleich  Urmitglieder  sind.^)  In  anderen  Rechten 
fehlt  es  an  derartigen  Bestimmungen,*)  wenngleich  eine  Mehrheit 
von  Gründern  vorausgesetzt  wird,  üeberhaupt  aber  herrscht 
über  die  rechtliche  Umgrenzung  des  Begriffes  der  Gründer 
keineswegs  völlige  Uebereinstimmung  in  den  einzelnen  Gesetzen. 
Neben  dem  eigentlichen  Gründerbegriff,  der  sich  auf  die  Fest- 
steller des  Statuts  reduzirt,^)  kommt  ein  erweiterter  Gründer- 
begriff zum  Vorschein,    der  entweder  die  Sacheinleger*)  oder 


*)  Siehe  oben  S.  142  N.  1.  Dass  die  Gründer  zugleich  Aktien 
übernehmen  sollen,  gebieten  z.  B.  die  bei  Cook  p.  1620,  1640,  1656,  1668, 
1722,  1773,  1792,  1806,  1825,  1846,  1911,  1918,  1938  abgedruckten  Gesetze. 

2)  In  Frankreich  und  Italien  nimmt  die  Wissenschaft  an,  dass  der 
Gründer  nicht  nothwendig  Aktionär  zu  sein  braucht,  Houpin  Nr.  384, 
Vivante,  Trattato  Nr.  360,  361. 

3)  Ueber  den  Begriff  der  Gründer  Thoel  §  134,  Renaud  §83, 
Schmidt,  Die  civilrechtüche  GründerverantwortUchkeit  nach  deutschem 
.Aktienrecht  9ff.,  Ring  217,  Wiener,  Aktiengesetzentwurf  1884  S.  17,  18, 

Behrend§99.  Percerou,  Des  fondateurs  de  societes  anonymes Mont- 
beliard  1896.  Die  meisten  Gesetze  gehen  von  dem  Begriffe  der  Gründer 
als  der  Statutsfeststeller  aus.  So  Deutschland  209  c  (=R.  D.  H.  G.  B. 
§  187) :  „Die  Aktionäre,  welche  das  Statut  festgestellt  haben ....  gelten 
als  die  Gründer  der  Gesellschaft",  Schweden  8:  „Diejenigen,  welche  eine 
Aktiengesellschaft  gründen  wollen,  soUen  eine  Gründungsurkunde  er- 
richten," Belgien  art.  30  in  der  Fassung  des  Gesetzes  von  1886,  (jedoch 
gelten  hier  nicht  alle  Statutsfeststeller  als  Gründer),  Ungarn  150  ff.  (dazu  von 
Schnierer  S.  153),  Italien  126 ff.  (dazu  Vidari  II  Nr.  1140,  Vivante  I 
Nr.  360,  361),  Portugal  163  ff.  Weitergehend  die  französische  Praxis, 
vergl.  Lyon-Caen  et  Renault  11  Nr.  793,  auch  Wiener,  Z.  f.  H.  R. 
XXIV,  8—11,  Houpin  Nr.  384,  Percerou  p.  lOff.  Auch  die  nord- 
amerikanischen Statuten  verstehen  in  der  Thätigkeit  der  incorporators  die 
Feststellung  der  articles  of  incorporation  in  erster  Linie.  Cook  §  10  und 
pag.  1606,  1640,  1660,  1667  u.  s.  w. 

*)  Weil  diese  bei  der  Gründung  stark  interessirt  sind;  solche 
werden  dann  auch  nur  im  ersten  Gründungsstadium  zugelassen.  So 
Deutschland  209  c  (R.  D.  H.  G.  B.  §  187):  „Aktionäre,  welche  ....  andere 
als  durch  Baarzahlung  zu  leistende  Einlagen  machen,  gelten  als  die 
Gründer  der  Gesellschaft".  Da  art.  209 e  Abs.  2  No.  1  (R.D.H.  G.B. 
§  189  Abs.  3  No.  1)  zur  Gültigkeit  des  Zeichnungsscheines  verlangt, 
dass  er  die  Abmachungen  bezügUch  der  Apports  enthält  und  da  die 
Zeichnung  nach  deutscher  Rechtsterminologie  von  den  „Zeichnern", 
die  Uebernahme  von  den  „Gründern"  erfolgt,  so  ergiebt  sich,  dass 
Sacheinlagen    nur   vor    der  Eröffnung    des   Zeichnungsverfahrens    stipu- 
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überhaupt  alle  Personen  umfasst,  auf  deren  Thätigkeit  die 
Gründung  zurückzuführen  ist,  so  dass  die  Frage,  ob  ein 
Gründer  vorhanden  ist.  ihre  Beurtheilung  nur  unter  Erwägung 
aller  einschlägigen  Verhältnisse  erhalten  kann.^)  Für  die 
Struktur  des  Entstehungsherganges  kommt  der  weitere  Gründer- 
begriff nicht  zur  Anwendung.  Vielmehr  interessiren  hier  die 
Gründer  als  Feststeller  des  Statuts, 

Soweit  die  Gründer  in  dieser  Eigenschaft  zugleich  Mit- 
glieder sein  müssen,  decken  sich  Gründerqualität  und  Mitglieder- 
qualität nicht  begrifflich.  Die  Mitgliederqualität  kann  verlören 
gehen,  die  Gründerqualität  verbleibt.  Aus  der  Gründerqualität 
erwachsen  besondere  Pflichten,  die  der  Gründer  durch  Auf- 
gabe der  Mitgliedschaft  nicht  einseitig  abschütteln  kann.  Den 
Gründern  sind  durch  die  neueren  Gesetze  Aufgaben  zu- 
gewiesen und  Verantwortlichkeiten  aufgebürdet,  die  mit  der 
Mitgliederqualität  nichts  zu  thun  haben.  Sie  sind  zu  Organen 
der  Aktiengesellschaft  gemacht,   deren  Amt   vor   allem   darin" 


lirt  werden  können.  Demgemäss  „zeichnen"  richtiger  Ansicht  nach 
die  „Sacheinleger"  überhaupt  nicht  (vergl.  auch  Jacoby,  Die  ßechts- 
natur  des  Dlationsvertrages  bei  der  Aktiengesellschaft  1896  S.  33  fiF.,  a.  A. 
Ring  217,  218,  Behrend  748  A.  19).  —  Schweden  erwähnt  die  Sach- 
einlagen nur  bei  den  Gründern  (14),  verlangt  Aufnahme  der  Aus- 
bedingungen in  den  Prospekt  und  versagt  den  Gründern,  welche  Sach- 
einlagen machen,  die  ßetheiligung  an  der  Abstimmung  in  der  konsti- 
tuirenden  Generalversammlung  (17).  Als  Sacheinleger  werden  danach 
nur  Gründer  zugelassen.  —  Belgien  verlangt,  dass  der  Zeichnungsschein 
die  Angaben  über  die  Sacheinlagen  enthält,  diese  müssen  demnach  vorher 
ausbedungen  sein  (31  in  der  Fassung  des  Gesetzes  von  1886).  —  Ungarn 
gebietet  ausdrücklich  Aufnahme  der  Sacheinlagen  in  den  Prospekt  (150 
Abs.  2  No.  5).  --Die  Schweiz  macht  die  Aufnahme  der  Vereinbarungen  über 
Apports  in  das  Statut  obligatorisch,  da  auf  das  Statut  die  Zeichnung  Bezug 
nimmt,  ergiebt  sich,  dass  Sacheinlagen  vor  der  Zeichnung  stipulirt  sein 
müssen  (619,  615).  —  In  Prankreich  und  Italien  werden  Sacheinlagen  auch 
während  der  Zeichnung  zugelassen,  doch  erscheinen  auch  in  Frankreich 
die  Sacheinleger  als  eine  Art  Gründer  (art.  8  des  Gesetzes  von  1867). 
Vergl.  Wiener  Z.  f.  H.  R.  XXIV,  9. 

^)  So  in  England  und  Nordamerika.  Buckley  p.  575,  Lindley 
p.  346,  Morawetz  §545,  Spelling  §661,  Cook  §651.  Das  deutsche 
Handelsgesetzbuch  legt  den  Emissionshäusern  eine  Art  Gründerhaftung 
auf,  worüber  später  art.  213  b. 
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besteht,  den  Gründungshergang  in  gesetzlicher  und  lauterer 
Weise  durchzufuhren.  Auf  das  Einzelne  ist  an  den  betreffenden 
Stellen  einzugehen. 

§  29. 
Rechtliche  Bedeutung  des  Gründungsbeschlusses. 

Welches  ist  die  rechtliche  Bedeutung  des  Feststellungs- 
oder Gründungsbeschlusses?  Nach  zwei  Seiten  ist  zunächst 
eine  Abgrenzung  vorzunehmen.  Der  Gründungsbeschluss  schafft 
allein  nicht  die  Aktiengesellschaft,  diese  bedarf,  um  zur  recht- 
lichen Existenz  zu  gelangen,  im  Konzessionssystem  der  Er- 
theilung  der  Genehmigung,  im  Normativsystem  derjenigen 
Publizitätsakte,  welche  für  die  Erlangung  korporativer  Rechte 
erforderlich  sind.  Der  Gründungsbeschluss  enthält,  soweit 
nicht  positive  Vorschriften  ein  Anderes  besagen,^)  nicht  einmal 
die  sämmtlichen  Vorbedingungen  für  die  Erlangung  der 
korporativen  Rechte,  so  dass  mit  ihm  die  Aktiengesellschaft 
reif  ist,  die  rechtliche  Existenz  zu  erwerben.  Denn  er  fällt 
nicht  oder  doch  nicht  nothwendig  zusammen  mit  der  so- 
genannten Errichtung  der  Aktiengesellschaft;  denn  diese  setzt 
die  üebemahme  des  ganzen  Grundkapitals  voraus,  welche 
bei  der  Feststellung  erfolgen  kann,  aber  nicht  erfolgen  muss. 
Der  Gründungsbeschluss  kann  zugleich  Errichtungsbeschluss 
sein,  aber  er  ist  es  nicht  stets.  Der  Gründungsbeschluss  also 
perfizirt  die  Aktiengesesellschaft  weder  nach  aussen  noch 
nach  innen. 

Der  Gründungsbeschluss  ist  andererseits  verschieden  von 
Vereinbarungen,  welche  unter  den  Gründern  ergehen  und 
entweder  eine  lediglich  vorbereitende  Bedeutung  haben   oder 


^)  So  in  England,  wo  das  von  den  7  Urmitgliedern  unterschriebene 
memorandum  of  association  nur  bei  dem  registrar  of  Joint  stock 
companies  einzureichen  ist,  worauf  die  korporativen  Rechte  entstehen, 
Comp.  Act  1862  sect.  6,  8,  17,  18,  so  auch  in  den  Staaten  der  nord- 
amerikanischen Union,  die  in  dieser  Beziehung  ganz  der  englischen  Ent- 
wicklung folgen,  ja  theilweise  sogar  noch  weiter  gehen,  da  die  Gründer 
nach  vielen  von  ihnen  nicht  einmal  Aktionäre  zu  sein  brauchen.  Cook 
p.  1620,  1629,  1640,  1643,  1648,  1656,  1660,  1667,  1676,  1681.  1682,  1687, 
1692,  1706,  1722  u.  s.  w. 

Lehmann,  Recht  der  AktiengeseUschaften.  21 
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nur  die  internen  Beziehungen  des  einen  Gründers  zu  dem 
andern  regeln  sollen.  Diese  Scheidung  macht  sich  insbesondere 
da  bemerklich,  wo  der  Gründungsbeschluss  sich  in  formaler 
Weise  vollzieht.  Dem  formalen  Gründungsbeschluss  können 
Vorverabredungen  unter  den  sämmtlichen  Gründern  oder 
unter  einzelnen  von  ihnen  voraufgehen,  welche  eine  Ver- 
pflichtung zur  Mitwirkung  an  der  geplanten  Gründung  erzeugen, 
ohne  dass  ein  eigentlicher  Gründungsbeschluss  vorliegt.  Diese 
Verabredungen  stehen  ausserhalb  des  Entstehungsherganges 
der  Aktiengesellschaft,  der  Gründungsbeschluss  ist  der  erste 
Bestandtheil  des  Entstehungsherganges,  die  Vorverabredungen 
haben  lediglich  interne,  obligatorische  Wirkung,  der  Gründungs- 
beschluss hat  zugleich  die  externe  Bedeutung  eines  auf  Er- 
zeugung der  Korporation  gerichteten  Schöpfungsaktes. 

Im  Gründungsbeschluss  sind  drei  Seiten  auseinanderzu- 
halten: die  Erzeugung  rechtlicher  Beziehung  unter  den  Gründern 
selbst  (interne  Seite  des  Gründungsbeschlusses),  die  Begrün- 
dung der  Gründerqualität  (personenrechtliche  Seite  des 
Gründungsbeschlusses),  endlich  die  Uebemahme  der  Mitglied- 
schaft (körperschaftliche  Seite  des  Gründungsbeschlusses). 

Der  Gründungsbeschluss  erzeugt  zunächst  eine  rechtliche 
Gebundenheit  unter  den  Gründern  selbst.  Indem  diese  zu- 
sammentreten und  das  Statut  feststellen,  vei-pflichten  sie  sich 
gegenseitig,  gemeinsam  thätig  zu  sein  zur  Herbeiführung  aller 
der  Bedingungen,  welche  für  die  Schaffung  der  Aktiengesell- 
schaft erfordert  werden.^)  Vor  allem  kommt  hier  in  Frage  die 
Mitwirkung  bei  allen  denjenigen  Handlungen,  die  das  Gesetz 
den  Gründern  auferlegt,  um  den  Entstehungshergang  zur  Voll- 
endung zu  bringen,  z.  B.  Erlass  eines  Prospektes,  Anmeldung 
zum  Handelsregister,  Abgabe  gewisser  Erklärungen,  Erstattung 
von  Berichten,  Annahme  oder  Ablehnung  von  Zeichnungen. 
Jeder    der    Gründer    hat    gegen    die    Mitgründer    aus    dem 


^)  Eine  solche  Verpflichtung  muss  hier  angenommen  werden,  denn 
welchen  Sinn  hätte  sonst  die  Statutsfeststellung?  Die  Polemik  Adel- 
manns. Ueber  die  bei  Successivgründung  von  Aktiengesellschaften  hervor- 
gehenden Rechtsverhältnisse  1893  S.  8,  9  ist  nicht  gerechtfertigt.  Vergl. 
auch  Behrend  723  A.  2. 
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Gründungsbeschluss  den  Anspruch  darauf,  dass  diese  ihre 
Mitwirkung  nicht  versagen.  Insofern  lässt  sich  sagen,  dass 
der  Gründungsbeschluss  eine  Gründersozietät  oder  ein  Gründer- 
konsortium erzeugt.^)  Aber  diese  Gründersozietät'^)  darf 
mangels  weitergehender  Vereinbarungen  nur  auf  diejenigen 
Handlungen  beschränkt  werden,  welche  den  Gründern  als  solchen 
obliegen.  Vor  allem  darf  der  Gründungsbeschluss  selbst  nicht 
aufgefasst  werden  als  Aktiengesellschafts vertrag.^)  Die  Gründer- 
sozietät beruht  auf  der  Gründer-,  nicht  auf  der  Aktionär- 
eigenschaft. 

Nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  die  Gründer  ausserdem  be- 
sondere Vereinbarungen  treffen  bezüglich  der  Einwerfung  von 
Vermögenswerthen  in  die  spätere  Gesellschaft,  der  Tragung  von 
Gründungskosten,  der  Gewährung  von  Gründervortheilen  u.  a.  m. 
Alle  diese  Beredungen  aber  haben  nichts  mit  dem  Gründungs- 
beschluss zu  thnn.  Sollen  sie  ihre  Wirkung  auf  die  spätere 
Aktiengesellschaft  äussern,  so  müssen  sie  in  das  Statut  auf- 
genommen werden.  Die  Aufnahme  in  das  Statut  wäre  dann 
aber  rechtlich  von  den  Vereinbarungen  durchaus  zu  scheiden. 

Der  Gründungsbeschluss  begründet  weiter  für  jeden  der 
Beschliessenden  die  Gründerqualität  und  die  damit  ver- 
bundenen Rechte  und  Pflichten.  Dies  ist  von  grosser  Bedeutung. 
Denn  damit  erhält  einerseits  das  embryonale  Gebilde  ein  leitendes 
Organ,  welches  den  den  späteren  Organen  zugewiesenen 
Aufgaben  schon  im  Entstehungsstadium  gerecht  wird.*) 
Andererseits  wird  damit  ein  fester  Kitt  für  die  Urmitglieder 


1)  Renaud  222,  B ehrend  718  A.  8.  Von  diesem  Gründer- 
"konsortium  sind  natürlich  Konsortialverhaltnisse  behufs  Aktienbegebung 
zu  scheiden,  über  welche  handelt  Sydow  in  Z.  f.  H.  R.  XIX  427  ff., 
Ring  178-182,  Staub  zu  art.  266  §9,  Behrend  985,  986. 

®)  Die  Eingehung  einer  solchen  ist  an  sich  kein  Handelsgeschäft, 
so  wenig  die  Gründer  an  sich  Kaufleute  sind.  Vergl.  Behrend  717  A.  5, 
Adelmann  S.  9,  10. 

»)  Ring  174. 

*)  Am  schärfsten  durchgeführt  in  Nordamerika,  wo  die  Bezeichnung 
incorporator,  corporator  hierauf  hinweist.  Vergl.  aber  auch  Gierke, 
Genossenschaftstheorie  275.  Die  ältere  Auffassung  sah  in  Deutschland 
blosse  negotiorum  gestores  in  ihnen  R.  0.  H.  G.  X  205,  XX  211  ff. 

21* 
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geschaflfen.  Diese  können  nicht  ohne  Zustimmung  der  Gründer 
ihre  Betheiligung  zurückziehen,  weil  jeder  sich  der  Vereinsnorm 
unterworfen  hat,  demnach  nur  durch  die  leitenden  Organe 
befreit  werden  kann.  Und  kein  Gründer  kann  ohne  Zustimmung 
der  anderen  seine  rechtliche  Lage  verändern.^)  Wohl  aber 
können  die  sämmtlichen  Gründer  den  .Gründungsbeschluss 
wieder  rückgängig  machen. 

Der  Gründungsbeschluss  enthält  endlich  nach  der  Mehr- 
zahl der  Rechte  Mitgliedschaftserklärungen.  Die  Feststellung 
des  Statuts  ist  nach  der  Mehrzahl  der  Rechte  mit  der  Unter- 
werfung unter  das  Statut  durch  Uebernahme  von  Aktien  ver- 
bunden. Wo  diese  Auffassung  herrscht,  enthält  der  Gründungs- 
beschluss zugleich  die  SchaflFung  eines  personenvereinlichen 
Substrates  für  die  Korporation.  Es  stellt  dann  insofern  der 
Gründungsbeschluss  einen  Gesammtakt  dar,-)  d.  h.  einen  Rechts- 
akt, bei  dem  ein  Zusammenwirken  Mehrerer  nöthig  ist,  um 
einen  Rechtseffekt  zu  erzielen,  ohne  dass  die  Mehreren  als 
Gegenkontrahenten  zu  einander  in  obligatorische  Beziehungen 
treten.  Die  Unterwerfung  des  einzelnen  Gründers  unter  die 
Vereinsnorm  erfolgt  durch  einseitige  Erklärung  des  betreffenden 
Gründers,  welche  rechtlich  sich  in  Nichts  von  der  Zeichnung 
unterscheidet.  Eine  Mehrheit  solcher  Erklärungen  wird  für 
den  Gründungsbeschluss  erfordert,  und  die  Rechtswirksamkeit 
jeder  Erklärung  hängt  von  dem  Einverständniss  der  übrigen 
Gründer  insoweit  ab,  wie  die  Rechtswirksamkeit  der  Zeichnung 
davon  abhängig  ist.  Aber  kein  Gründer  macht  eine  Sozietäts- 
offerte,  jeder  nimmt  einen  selbständigen  Statutsakt  vor. 
Möglich  und  regelmässig  ist,  dass  die  Gründer  durch  interne 
Vereinbarungen  sich  zur  Uebernahme  einer  bestimmten  Aktien- 
zahl gegenseitig  verpflichtet  haben,  aber  derartige  Verein- 
barungen  sind   von  der  Uebernahme  durchaus  zu  scheiden.^) 


^)  Vergl.  auch  B ehrend  718  A.  8,  723,  dessen  Begründung  freUich 
nicht  einwandsfrei  ist. 

^)  Gierke,  Genossenschaftstheorie  133 ff.,  Kuntze,  der  Gesammt- 
akt  in  der  Festgabe  der  Leipziger  Juristenfakultät  für  Müller  1892. 

»)  Das  Nähere  in  §  32. 
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2.    Die   Zeichnung  des  Grundkapitals.^) 

§30. 
Im  Aligemeinen. 

An  die  Feststellung  der  Vereinssatzung  schliesst  sich 
als  zweites  Erforderniss  die  Zeichnung  des  Grundkapitals. 
Als  Kapitalverein  bedarf  die  Gesellschaft  eines  bestimmten 
Grundkapitals.  Dieses  Grundkapital  muss  aufgebracht  werden 
von  den  Mitgliedern,  zu  diesem  Zwecke  ist  es  in  Aktien  zerlegt. 
Polgeweise  müssen  die  sämmtlichen  Aktien  übernommen  oder 
gezeichnet  sein.  Vor  erfolgter  Vollzeichnung  ist  das  Grund- 
kapital projektirt,  aber  nicht  aufgebracht.  Die  Zeichnung  des 
Grundkapitals  ist  deshalb  das  zweite  Erforderniss.  Sie  ist 
wesentliches  Erforderniss,  soweit  nicht  die  Gesetzgebung  ein 
anderes  bestimmt.^) 

Die  Zeichnung  des  Grundkapitals  kann  geschehen  bei 
und  mit  der  Statutsfeststellung,  indem  die  Statutsfeststeller 
(Gründer)  das  gesammte  Grundkapital  sofort  übernehmen. 
Dies  ist  der  eigentliche  Fall  der  Simultangmndung.  Innerlich 
ihm  gleichstehend  ist  der  Fall,  dass  nachträglich  einer  der 
Gründer  oder  sämmtliche  Gründer  den  Rest  des  Grundkapitals 
übernehmen.  Auch  hier  darf  deshalb  von  Simultangründung 
gesprochen  werden.  Simultangründung  ist  stets  vorhanden, 
wenn  nur  die  statutsfeststellenden  Gründer  das  Grundkapital 
übernehmen.  Uebernehmen  nicht  die  Gründer  das  gesammte 
Grundkapital,  bedarf  es  vielmehr  des  Angehens  anderer 
Personen,  so  liegt  nicht  Simultan-,  sondern  Successivgründung 
vor.  Für  den  Begriff  der  Successivgründung  ist  demnach 
entscheidend,    dass    der   Kreis   der  Mitglieder   sich    ausdehnt 


1)  Renaud  §  20fiF.,  Lyon-Caen  et  Renault  II  Nr.  686fiF., 
Behrend  §§99, 104,  PrimkerS.  539 ff.,  Ring  218— 230.  Begr.  zum  Entw. 
der  zweiten  deutschen  Aktiennovelle  153 ff.  Buckley  p.  46ff.,  Cook 
§52ff.,   Morawetz  §43ff.,   Spelling  §  279ff. 

^)  Ausdrücklich  anerkannt  Belgien  29,  Ungarn  149,  Portugal  162^; 
ausdrücküch  verneint  England  und  Nordamerika  (Morawetz  §§57,  59, 
Thompson  §  246).  Daran  hält  prinzipiell  auch  der  neueste  Entwurf  des 
englischen   Aktiengesetzes   fest.     Bezüglich    der  übrigen    Länder  später. 
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durch  successiven  Hinzutritt  Anderer ;  den  Urmitgliedern  treten 
die  sonstigen  Mitglieder  gegenüber.  An  und  für  sich  ist  für 
den  Begriff  der  Successivgründung  gleichgültig,  ob  dieser 
Hinzutritt  nach  privater  Werbung  oder  auf  Grund  öffentlichen 
Prospektes,  ob  er  seitens  einer  oder  mehrerer  oder  vieler 
Personen  erfolgt,  ob  diese  Personen  haare  Einlagen  oder  Sach- 
einlagen zu  machen  versprechen.  Aber  einzelne  Gesetzgebungen^ 
z.  B.  die  deutsche,  haben  die  Grenzen  zwischen  Simultan- 
und  Successivgründung  verschoben.  Sie  haben  der  Simultan- 
gründung gewisse  Fälle  der  Successivgründung  zugewiesen, 
nämlich  solche,  bei  welchen  der  von  den  Statutsfeststellern 
nicht  übernommene  Rest  des  Grundkapitals  durch  an  der 
Gründung  stark  interessirte  Personen,  die  Sacheinleger,  auf- 
gebracht wird.  Als  Gründer  zweiter  Art  treten  diese  zu  den 
Gründern  erster  Art,  der  Begriff  der  Simultangründung  im 
obigen  Sinne  wird  durch  Erweiterung  des  Gründerbegriffes 
aufrecht  erhalten. 

Die  Unterscheidung  zwischen  Simultangründung  und 
Successivgründung  ist  durch  die  Natur  der  Sache  ge- 
geben. Bei  der  Simultangründung  sind  die  Gründer  zugleich 
die  Errichter  der  Gesellschaft,  Gründungsbeschluss  und  Er- 
richtungsbeschluss  erfolgt  durch  dieselben  Personen,  die 
Gründer  der  Gesellschaft  sind  identisch  mit  den  Anfangs- 
mitgliedern der  entstandenen  Gesellschaft.  Bei  der  Successiv- 
gründung sind  nicht  Anfangsmitglieder  und  Gründer  identisch, 
die  Gründer  bilden  vielmehr  entweder  einen  engeren  Kern 
unter  den  Anfangsmitgliedern  oder  die  Gründer  sind  über- 
haupt nicht  Anfangsmitglieder. 

Trotzdem  zeigt  nur  ein  Theil  der  neueren  Gesetze  die 
Scheidung  zwischen  Simultan-  und  Successivgründung  deutlich 
ausgeprägt.^)  Andere  beobachten  völliges  Schweigen  oder 
haben   nur   die  Successivgründung   im  Auge.^)      Nichtsdesto- 


*)  Deutschland  209dff.  (=  R.  D.  H.  G.  B.  §  188ff.),  Schweiz  618, 
Italien  128  ff.,  Schweden  11  ff.,  Portugal  163  ff.,  Argentinien  319 ff., 
Mexiko  166,  Belgien  art.  30  ff.  in  der  Fassung  des  Gesetzes  von  1886. 

«)  Spanien  151,  Frankreich  Gesetz  von  1867  art.  1  ff.,  A.  D.H.  G.B. 
208  ff.,  Ungarn  150  ff.    Auch  England  und  Nordamerika  gehören  hierher. 
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weniger  wird  auch  in  diesen  Ländern  jede  der  beiden  Grün- 
dungsarten zulässig  sein,  wenngleich  es  fraglich  bleibt,  ob  da, 
wo  nur  der  Modus  der  Succesivgründung  von  der  Gesetz- 
gebung ins  Auge  gefasst  ist,  die  für  diese  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten  bei  der  Simultangründung  zu  beobachten  sind.^) 

§  31. 
Die  Form  der  Zeichnung. 

Die  bei  der  Zeichnung  des  Grundkapitals  zu  beob- 
achtenden Förmlichkeiten  sind  meist  verschieden  gestaltet,  je 
nachdem  es  sich  um  den  gewöhnlichen  Fall  der  Baareinlage 
oder  um  den  ungewöhnlichen  Fall  der  Sacheinlage  (qualifizirte 
Gründung)  handelt.^)  Wir  besprechen  zunächst  den  Normal- 
fall der  Baareinlage. 

1.  Die  Form  der  Zeichnung  ist  eine  einfache  bei  der 
Simultangründung,  eine  komplizifte  bei  der  Successivgründung. 
Bei  der  Simultangründung  ist  in  der  Feststellungsurkunde 
oder  einem  auf  diese  bezugnehmenden  Zusatz  der  Betrag  der 
von  dem  einzelnen  Gründer  übernommenen  Aktien  anzugeben. 
Indem  der  Gründer  die  Urkunde  unterschreibt,  nimmt  er  den 
Akt  der  Zeichnung  vor.  Die  von  sämmtlichen  Gründern 
unterschriebene  Feststellungsurkunde  mit  ihren  Zusätzen  ergiebt 
demnach  die    das  Grundkapital   erschöpfenden  Zeichnungen.*) 

Bei  der  Successivgründung  erfolgt  die  Zeichnung  des 
Grundkapitals  nothwendig  schriftlich  *)  und  zwar  in  besonderen 
Urkunden,  sei  es,  dass  jeder  Zeichner  in  einem  eigenen 
Zeichnungsschein*)  (buUetin  de   souscription)   oder   dass   eine 


0  Lyon-Caen  et  Renault  n  Nr.  724,  686. 

^)  lieber  beide  Begriffe  oben  S.  217. 

»)  Deutscbland  209  d  («ß.D.H.G.B.  §  188),  Schweiz  618,  Italien 
128,  Schweden  11,  Belgien  30  cit. 

*)  So  schon  bei  den  älteren  Kompagnien.  Vergl.  meine  geschicht- 
liche Entwicklung  S.  76;  für  das  frühere  Recht  Renaud  247;  für  das 
jetzige  Recht  Deutschland  209e  (=  R.  D.  H.  G.  B.  §  189;  dazu  Ring  223), 
Belgien  art.  31,  Italien  130,  Schweden  17,  Schweiz  615  u.  s.  w.,  für  Nord- 
amerika bestritten  Cook  §  52. 

«)  Deutschland  209  e  («  R.  D.  H.  ö.  B.  §  189). 
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Mehrheit  von  Zeichnern  in  Zeichnungslisten  ^)  oder  Zeichnungs- 
bögen^)  oder  Zeichnungsbüchern  die  Zeichnung  vomimmt.^) 
Die  Zeichnungsurkunden  müssen  einen  bestimmten  Inhalt 
haben,  widrigenfalls  die  Zeichnung  rechtlicher  Wirksamkeit 
entbehrt.  Dieser  Inhalt  ergiebt  sich  aus  dem  Wesen  der 
Zeichnungserklärung.  ^  Indem  der  Zeichner  die  Zeichnung 
vornimmt,  erklärt  er,  einer  bestimmten,  in  der  Entstehung 
begriffenen  Aktiengesellschaft  als  Mitglied  beitreten  zu  wollen, 
und  da  die  Mitgliedschaft  ihren  Inhalt  erhält  durch  den 
Aktienbetrag,  so  giebt  der  Zeichner  den  Betrag,  mit  dem  er 
sich  betheiligen  will,  in  der  Zeichnungserklärung  an.  Danach 
enthält  die  Zeichnungsurkunde  jedenfalls  zwei  Bestandtheile : 
einmal  die  Kennzeichnung  der  Aktiengesellschaft,  der  der 
Zeichner  beitreten  will,  sodann  die  Erklärung,  einen  bestimmten 
Aktienbetrag  übernehmen  zu  wollen. 

Was  die  Bestandtheile  der  ersten  Art  betrifft,  so  wird 
die  grösste  Vollständigkeit  da  erzielt  werden,  wo  sich  die 
Zeichnungsurkunde  den  ganzen  Inhalt  des  Statuts  aneignet. 
Hier  giebt  der  Zeichner  klar  und  unzweideutig  seine  Unter- 
werfung unter  das  ihm  bekannt  gewordene  Statut  zu  erkennen. 
In  der  That  erwähnen  einzelne  Gesetze  diese  Form  der 
Zeichnung  ausdrücklich,*)  und  auch  ohne  solche  Erwähnung 
ist  sie  zweifellos  für  gültig  zu  erachten.  Aber  die  Aufiaahme 
des  ganzen  Statuts  in  die  Zeichnungsurkunde  erfordert  ein 
schwerfälliges  und  umständliches  Verfahren;  sie  ist  zudem  da  aus- 
geschlossen, wo  die  Gesetze  den  Gründungsbeschluss  nur  auf  die 
Feststellung  der  Grundbedingungen  der  Verfassung  erstrecken.^) 
Demgemäss  begnügen  sich  die  meisten  Gesetze  mit  der  Auf- 
nahme der  wesentlichsten  Bestimmungen  des  Statuts  in 
die   Zeichnungsurkunde,   während   diese    —  soweit   ein   volles 


0  Schweden  17,  Portugal  164  §  7. 

2)  Ungarn  150  Abs.  2. 

*)  Eingehende  Bestimmungen  in  manchen  nordamerikanischen 
Statutarrechten.  wo  besondere  Kommissionen  zur  Entgegennahme  der 
Zeichnung  von  der  Behörde  bestellt  werden.     Thompson  §  1245 ff. 

4)  Italien  130. 

'^)  Siehe  oben  S.  313  f. 
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Statut  festgestellt  sein  muss  —  im  übrigen  auf  dasselbe 
verweist.^) 

Die  Zeichnungsurkunde  muss  danach  meist  enthalten  die 
Angabe  des  Gesellschaftszweckes,  des  Grundkapitals  und  der 
Aktienzahl ;  ^)  einzelne  Gesetze  fügen  hinzu  Angabe  der  Dauer 
des  Unternehmens,^)  der  Firma  und  des  Sitzes  der  Gesellschaft, 
der  Art  der  Aktien,  der  Organe,  der  Form,  in  der  die  Be- 
kanntmachungen der  Gesellschaft  ergehen,  der  Verpflichtungen 
der  Zeichner.*)  Wo  es  an  Vorschriften  über  den  Inhalt  fehlt, 
wird  jede  Kennzeichnung  der  Gesellschaft,  insbesondere  die 
blosse  Bezugnahme  auf  das  Statut  oder  dessen  Grund- 
bedingungen'^)  genügen,  sofern  klar  ersichtlich  ist,  dass  der 
Bezugnehmende  seinen  Willen  darauf  gerichtet  hat,  dieser 
bestimmten  Gesellschaft  beizutreten.®) 

Was  die  Bestandtheile  der  zweiten  Art  betrifft,  so  muss 
die  Zeichnungsurkunde  genau  den  Betrag  der  Aktien,  die  der 
Zeichner  übernehmen  will,  angeben,  vor  allem  also  die  Zahl 
der  Aktien.  Sind  die  Aktien  von  verschiedener  Art,  sei  es 
mit  Bezug  auf  die  Höhe  des  Nennbetrages  oder  den  Inhalt 
des  Aktienrechts  oder  die  Form  der  Aktienurkunde,  so  muss 
die  Zeichnimgsurkunde  ersehen  lassen,  welche  Art  übernommen 
ist.'')     Fehlt  es  der  Zeichnungsurkunde  an  der  diesbezüglichen 


1)  Deutschland  209  e  Abs.  2  Nr.  1  (=  R.D.H.  G.  B.  §  189  Abs.  3 
Nr.  1),  Belgien  art.  31  in  der  Fassung  des  Gesetzes  von  1886,  Portugal 
164  §  2,  Schweden  13,  Itaüen  129,  130. 

«)  Deutschland  209  e  Abs.  2  No.  1,  Belgien  art.  31  cit.,  Ungarn  150, 
Italien  129,  Portugal  164  §  2,  Schweden  13,  8. 

8)  Ungarn  150. 

*)  Deutschland  209  e  Abs.  2  Nr.  1,  209  (=  R.  D.  H.  G.  B.  §  189  Abs.  3 
Nr.  1,  §  182  Abs.  2),  Schweden  13,  8. 

'■>)  Siehe  die  oben  S.  311  A.  1  citirten  Entsch.  des  R.  0.  H.  G. 

®)  Schweiz  615  Abs.  2;  so  insbesondere  in  Frankreich,  wo  es  an 
Vorschriften  über  die  Form  der  Zeichnung  gebricht;  vergl.  Lyon-Caen 
et  Renault  11  Nr.  687.  Für  Nordamerika  Mora wetz  §69,  Thompson 
§  1157  fif.  Auch  Deutschland  zeigt  in  der  die  Heilung  der  Ungültigkeit 
betreffenden  Bestimmung  der  art.  209  e  Abs.  3  (=:  R.  D.  H.  G.  B.  §  189 
Abs.  4)  Spuren  dieser  Auffassung.    Darüber  Näheres  unten  §  38. 

')  Deutschland  209  e  Abs.  1  (=  R.  D.  H.  G.  B.  §  189  Abs.  2),  Italien  130. 
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Spezialisirung,    so   ist   sie   unvollständig   und   ohne   rechtliche 
Wirkung. 

Ausser  diesen  im  Wesen  der  Zeichnungsurkunde  liegenden^ 
deshalb  auch  da,  wo  es  an  positiven  Sätzen  fehlt,  platzgreifenden 
Erfordernissen  stellen  einzelne  Gesetze  weitere  positive  Er- 
fordernisse für  den  Inhalt  der  Zeichnungsurkunde  auf,  die 
sich  lediglich  aus  Zweckmässigkeitsgründen  rechtfertigen. 
Dahin  gehört,  dass  die  Zeichnungsurkunde  die  zu  Gunsten 
einzelner  Aktionäre  bedungenen  besonderen  Vortheile,  die 
bezüglich  etwaiger  Sacheinlagen  erfolgten  Stipulirungen,  die 
der  Gesellschaft  zur  Last  fallenden  Gründungskosten  und 
Gründerprämien,  das  Nationale  der  Gründer,  den  Betrag  der 
von  diesen  übernommenen  Aktien,  den  Betrag,  für  den  die 
Ausgabe  der  Aktien  stattfindet,  die  Höhe  der  ersten  Zahlungs- 
rate, den  Zeitpunkt,  mit  dessen  Eintritt  die  Zeichnung  unver- 
bindlich wird,  den  Schlusstermin  der  Zeichnung,  die  bei  Ueber- 
zeichnung  zu  beobachtenden  Vertheilungsgrundsätze  angeben, 
dass  sie  die  Einladung  zu  einer  konstituirenden  General- 
versammlung enthalten,  den  Vorsitzenden  dieser  Versammlung 
bezeichnen,  dass  sie  die  Höhe  der  etwa  sofort  zu  emittirenden 
Prioritätsobligationen  fixiren  solP)  —  Erfordernisse,  die  den 
Zweck  verfolgen,  dem  Zeichner  möglichste  Klarheit  über  die 
einschlägigen  Verhältnisse  zu  verschaffen.  Die  Nichtbeob- 
achtung  solcher  Vorschriften  hat  indessen  die  Ungültigkeit 
der  Zeichnungserklärung  nur  da  zur  Folge,  wo  dies  ausdrücklich 
bestimmt  ist,^)  da  es  sich  um  reglementarische  Bestimmungen 
handelt,  die  nicht  aus  dem  Wesen  des  Zeichnungsaktes  entspringen. 

Die  Zeichnungsurkunde  muss  endlich  von  dem  Zeichner 
unterschrieben  werden  (souscription),  sei  es  dass  diese  Unter- 
schrift von  ihm  persönlich  oder  durch  einen  Stellvertreter 
abgegeben    wird.^)       Einzelne    Gesetze    verlangen    öffentliche 


1)  Vergl.  Deutschland  209  e  Abs.  2  («  R.  D.  H.  G.  B.  §  189  Abs.  3), 
Belgien  art.  31  cit.,  Italien  129,  Ungarn  150,  Portugal  164  §  2,  Schweden  13. 

2)  z.  B.  in  Deutschland  209  e  Abs.  3  (=  R.  D.  H.  G.  B.  §  189  Abs.  4), 
jedoch  mit  Zulassung  der  Heilung,  Schweden  15. 

^)  Ungarn  151;   genaue  Vorschriften  über   die   Unterschrift  Italien 
130.     Im  übrigen  entscheidet  darüber  bürgerliches  Recht. 
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Beglaubigung  der  Unterschrift.^)  Mehrfach  wird  doppelte 
Ausfertigung  der  Zeichnungsurkunde  vorgeschrieben,  ohne  dass 
indessen  von  der  Beobachtung  der  Vorschrift  die  Gültigkeit 
der  Zeichnung  abhängt.^) 

Die  Zeichnung  kann  bei  der  Successivgründung  auf  private 
Werbung  seitens  der  Gründer  erfolgen,  es  besteht  somit  für 
die  Successivgründung  nicht  Prospektzwang.  ^)  B;egelmässig 
aber  wird  der  Zeichnung  voraufgehen  eine  öffentliche  Auf- 
forderung der  Gründer  an  das  Publikum,  zeichnen  zu  wollen,*) 
und  diese  Aufforderung  wird  sich  regelmässig  in  der  Form 
eines  Prospektes  vollziehen.  Eine  Anza-hl  von  Gesetzen  geht 
aber  weiter  und  stellt  für  die  Successivgründung  das  Prinzip  des 
Prospektzwanges  (Prospekttheorie)  auf.  Nach  ihnen  muss 
der  Zeichnung  diesenfalls  der  Erlass  eines  Prospektes  vorauf- 
gehen. Dahin  gehört  zunächst  das  Ungarische  Handelsgesetz- 
buch, welches  die  Gründer  verpflichtet,  den  von  ihnen  unter- 
zeichneten Prospekt  in  jeden  Zeichnungsbogen  aufzunehmen,*) 
das  belgische  Gesetz,  das  der  Zeichnung  die  Publikation  des 
Statutsentwurfs  seitens  der  Gründer  voraufgehen  lässt,®)  das 
portugiesische  Handelsgesetzbuch,  das  einen  Plan  für  die 
Subskription  entwerfen  lässt  und  verbietet,  Aktien  gleichzeitig 
durch    private    und    öffentliche    Subskription    aufzunehmen,') 

0  Bauen  130  Abs.  3. 

2)  Deutschland  209  e  Abs.  2  (R.  D.  H.  G.  B.  §189  Abs.  3),  vergl. 
Ring  223,  224,  Belgien  art.  31  cit. 

*)  So  in  den  Gesetzen  Deutschlands,  Oesterreichs,  der  Schweiz, 
Frankreichs,  Italiens. 

*■)  Die  Gründer  können  mit  dieser  Aufforderung  unmittelbar  vor 
das  Publikum  treten  und  somit  als  „Emissionshäuser"  der  Primitivzeichnung 
selbst  figuriren,  sie  können  Zeichnungsstellen  angeben,  welche  die 
Zeichnungen  entgegennehmen,  sie  können  endUch  sich  besonderer 
Emissionshäuser  bedienen,  die  formell  zur  Zeichnung  einladen,  während 
in  Wahrheit  die  Einladung  von  den  Gründern  ausgeht.  Vergl.  B ehrend 
737,  738,  Ring  316ff.,  Schmidt,  Gründerverantwortlichkeit  51,  52. 
lieber  die  Thätigkeit  der  Emissionshäuser  unten  §  44,  über  das  Ver- 
hältniss  der  Zeichnungsstellen  zu  den  Gründern  R.  0.  H.  G.  XVII  Nr.  15, 
zum  Publikum  ebenda  und  XVIII   S.  183,  XX  S.  251. 

*)  §  150. 

6)  Art.  31  cit. 

')  Art.  164  §  2,  169. 
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endlich  das  schwedische  Aktiengesetz,  nach  dem  bei  der 
Successivgründung  eine  Zeichnung  ungültig  ist,  die  nicht  auf 
Grund  einer  gesetzförmlichen  Einladung  (inbjudning)  erfolgt  ist.^) 

Wo  das  Prinzip  des  Prospektzwanges  besteht,  sind  in 
den  Prospekt  mindestens  diejenigen  Angaben  aufzunehmen, 
welche  das  Gesetz  als  die  Grundbedingungen  der  Verfassung 
hinstellt.^)  Möglicherweise  liegt  in  der  Aufnahme  solcher  in 
den  Prospekt  der  Gründungsbeschluss  selbst.  Haben  nämlich 
die  Gründer  nicht  vorher  den  Feststellungsbeschluss  ^)  gefasst, 
so  vollzieht  sich  die  Fassung  in  der  Form  der  Unterzeichnung 
des  Prospektes  durch  die  Gründer.  Die  Zeichnung  des 
Publikums  stellt  sich  im  System  des  Prospektzwanges  dar  als 
Beitritt  zum  Prospekt,  insofern  der  Zeichner  die  ihm  durch 
den  Prospekt  bekannt  gewordenen  Verfassungsartikel  durch 
seine  Unterschrift  anerkennt.  Dem  entsprechend  wird  Auf- 
nahme des  Prospektes  in  den  Zeichnungsbogen  verlangt.^) 

Der  Prospekt  ist  vor  der  Zeichnung  zu  veröffentlichen;*) 
für  die  Richtigkeit  seines  Inhaltes  besteht-  eine  weitgehende 
Gründerhaftung.  ®) 

Die  Unterlassung  der  Beobachtung  von  Vorschriften,  die 
sich  auf  den  Prospekt  beziehen,  macht  den  Zeichnungsakt  an 
sich  nicht  ungültig,  sofern  er  im  übrigen  den  allgemeinen 
Erfordernissen  entspricht.  Indessen  haben  positive  Be- 
stimmungen mitunter  auch  diese  Vorschriften  für  essentiell 
erklärt. ') 


^)  §  15.  Auch  das  japanische  Recht  gehört  hierher  H.  G.  B. 
art.  157,  159.  Dagegen  huldigt  nicht  das  englische  Recht  der  Prospekt- 
theorie, wie  B ehrend  737  A.  4  annimmt.  Die  Comp.  Act  1867  sect.  38 
enthält  nur  Bestimmungen  über  den  Inhalt  eines  Prospektes,  macht  aber 
den  Prospekt  nicht  obligatorisch.  Vergl.  dazu  Oppenheim  in  Z.  für 
Handelsr.  XXVII  417  ff.  Auch  der  neueste  Entwurf  der  englischen 
Company  Bill  proklamirt  nicht  den  Prospektzwang. 

2)  Ungarn  150,  Italien  129,  Portugal  164  §  2,  Schweden  13. 

8)  Darüber  oben  §§  26,  27. 

*)  Schweden  13,  Ungarn  150. 

^)  Belgien  art.  31  cit.,  vergl.  auch  Schweden  12. 

ö)  Darüber  unten  §§  42  ff. 

')  Schweden  15. 
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2.  Für  den  Fall,  dass  der  Zeichner  nicht  Baareinlagen 
(apports  en  argent),  sondern  Sacheinlagen  (apports  en  nature^ 
amount  payable  otherwise  than  in  cash)  zu  leisten  verspricht, 
sei  es,  dass  es  sich  um  die  Einbringung  von  Grundstücken  oder 
beweglichen  Sachen,  um  die  Uebertragung  von  Forderungen 
oder  anderer  Rechte,  um  die  lUation  eines  ganzen  Geschäfts^ 
um  sonstige  wirthschaftliche  Güter  oder  gar  um  Dienste 
handelt,^)  finden  sich  in  mehreren  Gesetzen  besondere  Vor- 
schriften. Solchenfalls  müssen  die  diesbezüglichen  Abmachungen 
in  ihren  Essentialien  (Person  des  Einlegenden,  Gegenstand 
der  Einlage,  Betrag  der  dafür  zu  gewährenden  Aktien)  in 
das  Statut  oder  den  Prospekt  aufgenommen  werden.^)  Darin 
liegt  entweder,^)  dass  die  Aufnahme  vor  der  Eröffnung  der 
Zeichnung  zu  erfolgen  hat,  so  dass  das  zeichnende  Publikum 
derartige  Sacheinlagen  nicht  machen  darf,  oder*)  dass  die 
Aufnahme  nach  Schluss  der  Zeichnung  mit  Genehmigung 
der  Zeichner  erfolgen  darf,  hier  ist  jeder  Zeichner  in  der 
Lage,  Sacheinlagen  zu  machen.  Nach  anderen  Gesetzen  be- 
darf es  der  Einreichung  der  über  die  Sacheinlageverpflichtung 
ausgefertigten  Urkunde  zum  Register.*^)  Wo  sich  derartige 
Vorschriften  nicht  finden,®)  gilt  für  die  Form  der  Zeichnung 
bei  Sacheinlagen  grundsätzlich  nichts  besonderes,  nur  müssen 
die  zu  machenden  Einlagen  deutlich  im  Zeichnungsschein  an- 
gegeben werden. 

Erfolgt  die  Aufnahme  der  Abmachungen  in  das  Statut  oder 
den  Prospekt  nicht,  so  ist  eine  gewöhnliche  Zeichnung  anzunehmen- 
Der   Zeichnende   ist   verpflichtet,    Baareinlagen   zu   machen.') 


1)  Vergl.  darüber  oben  S.  217. 

«)  Deutschland  209b  Abs.  2  (=  R.  D.  H.  G.  B.  §  186  Abs.  2),  Schweiz. 
619,  Spanien  151,  Portugal  164  §  2, 113  §  2  Nr.  1,  Ungarn  150  Abs.  2  No.  5, 
Schweden  14. 

3)  So  in  Dentschland  209  e  Abs.  2  Nr.  1  (==  R.  D.  H.  G.  B.  §  18» 
Abs.  3  Nr.  1 ;  siehe  oben  §  28),  Schweiz  619,  615. 

*)  So  Spanien  151. 

ö)  Engl.  Comp.  Act  1867  sect.  25. 

^)  So  in  Frankreich,  Italien. 

')  Deutschland  209  b  Abs.  4  (=«  R.  D.  H.  G.  B.  §  186  Abs.  4> 
Schweden  14. 
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§  32. 
Der  materielle  Inhalt  der  Zeichnung. 

Durch  die  Zeichnung  erklärt  der  Zeichnende,  sich  mit 
einem  bestimmten  Betrage  am  Grundkapital  der  zukünftigen 
Aktiengesellschaft  als  Mitglied  betheiligen  zu  wollen.  Dieser 
Betrag  ergiebt  sich  aus  der  Anzahl  der  übernommenen  Aktien. 
Mindestens  mit  diesem  Betrage  erklärt  der  Zeichner  seine 
Betheiligung.  Unter  pari  Zeichnungen  sind  auch  ohne  aus- 
drückliche gesetzliche  Bestimmung  *)  unstatthaft,  sie  wider- 
sprechen dem  Wesen  der  Aktienzeichnung,  welches  die  Be- 
theiligung in  Höhe  der  Aktie  erfordert,  und  würden  die  Auf- 
bringung der  Grundkapitals  illusorisch  machen.^)  Wohl  aber 
sind  zulässig  und  kommen  häufig  vor  Zeichnungen  über  pari,  d.  h. 
Zeichnungen,  in  denen  der  Zeichner  mehr  als  den  Nennbetrag 
der  Aktie  zu  leisten  verspricht.^)  Einzelne  Gesetze  verlangen, 
um  möglichste  Klarheit  hierüber  zu  schaffen,  dass  der  Zeich- 
nungsschein den  Betrag,  für  den  die  Ausgabe  der  Aktien 
stattfindet,  angebe.^)  Wo  dies  nicht  gilt,  ist  die  einfache 
Zeichnung  Zeichnung  zum  Nennbetrage,  die  üeberparizeichnung 
muss  sich  als  solche  erkennbar  machen. 

Durch  die  Zeichnung  erklärt  der  Zeichnende  nur 
seine  mitgliedschaftliche  Betheiligung.  Verpflichtungen,  die 
nicht  in  der  Mitgliedschaft  wurzeln,  übernimmt  er  damit  nicht. 
Verpflichtungen  gegenüber  den  Prospektanten,  z.  B.  zum  Ersatz 
der  Gründungskosten  oder  zur  Zahlung  einer  Provision,  können 
neben  der  Zeichnung  übernommen  werden,  in  der  Zeichnung 
selbst  sind  sie  nicht  enthalten.^)  Die  Gründer  haben  weder 
im  Falle  des  Zustandekommens  noch  im  Falle  des  Scheiterns 


1)  Deutschland  209  a  Abs.  2  (=  R.  D.  H.  G.  B.  §  184  Abs.  1),  vergl. 
King  205,  Italien  131  Abs.  3,  Schweden  5  Abs.  3. 

«)  Vergl.  oben  S.  220,  Renaud  221,  Lyon-Oaen  et  Renault  11 
Nr.  688b. 

3)  Oben  S.  221f. 

*)  Deutschland  209  e  Abs.  2  Nr.  3  (R.  D.  H.  G.  B.  §  189  Abs.  3  Nr.  3). 

5)  Renaud  253,  Ring  228;  vergl.  Italien  126  Abs.  2,  Portugal 
165,  Ungarn  ■  154  Abs.  2;  für  Frankreich  streitig;  vergl.  Wiener  in 
Z.  f.  H.  R.  XXIV  12;  für  Nordamerika  Cook  §  63. 
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des  Unternehmeiis  gegen  die  Zeichner  aus  der  Zeichnung 
Anspruch  auf  Ersatz  ihrer  Auslagen. 

Die  Betheiligung  der  Zeichner  soll  iin  Zweifel  mit  einer 
haaren  Geldsumme  erfolgen,  der  Zeichner  erklärt  im  Zweifel 
sich  bereit,  einen  bestimmten  Geldbeitrag  zu  entrichten.  Will 
der  Zeichner  andere  Einlagen  machen,  so  muss  er  dies  aus- 
drücklich erklären  und  die  einzulegenden  Gegenstände  deutlich 
kennzeichnen  und  schätzen.^)  An  und  für  sich  können  andere 
Einlagen  sowohl  von  Gründern,  wie  von  Nichtgründern  ge- 
macht werden.  Indessen  haben  nicht  wenige  Gesetze  Sach- 
einlagen nur  für  Gründer  zugelassen.^) 

Die  Zeichnungserklärung  ist  eine  Verpflichtungs- 
erklärung. Der  Zeichner  giebt  den  Willen  kund,  sich  in  Höhe  des 
gezeichneten  Betrages  jetzt  oder  in  Zukunft  zu  verpflichten. 
Demnach  setzt  die  Zeichnung  einmal  Verpflichtungsfähigkeit 
des  Zeichners  voraus,  eine  von  einer  verpflichtungsunfähigen 
Person  vorgenommene  Zeichnung  ist  rechtlich  unwirksam.  Sie 
setzt  sodann  den  Verpflichtungs willen  voraus.  Eine  wegen 
wesentlichen  Irrthums  des  Zeichners  des  Verpflichtungswillens 
entbehrende  Zeichnung  ist  nichtig,^)  eine  erzwungene  Zeichnung 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  anfechtbar. 

Die  Zeichnungserklärung  enthält  nicht  nothwendig  eine 
unbedingte,  vorbehaltlose  Verpflichtungserklärung.  Die  Zeich- 
nung kann  an  sich  auch  unter  einer  Bedingung  oder  Befristung 
oder  sonstigen  Beschränkung  erfolgen,  eine  derartige  Zeich- 
nungserklärung ist  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  gültig, 
sofern  die  Beschränkung  in  der  Zeichnung  selbst  zum  Aus- 
druck gebracht  ist.  Ausserhalb  der  Zeichnung  gemachte 
Beschränkungen  haben  für  die  Zeichnurfg  selbst  keine  Be- 
deutung.*)    Doch  kann  eine  beschränkte  Zeichnung,  so  lange 


1)  Siehe  oben  S.  333. 

2)  Siehe  oben  S.  319  A.  4. 

*)  Ring  230,  wobei  freilich  auf  das  Willensmoment  gegenüber  der 
Erklärung  hier  nur  mit  grosser  Vorsicht  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 
Wiener  in   Z.  f.  H.  R.  XXJ.V   464 ff.,  483;   vergl.  R.  G.  E.  Civ.  IX  Nr.  6. 

*)  R.G.  E.  Civ.  II  S.  130  ff.  und  die  dort  Citirten,  XVni  S.  Iff., 
XIX  S.  124ff.     Vergl.  Ring  228,  229. 
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die  Beschränkung  besteht,  für  die  Feststellung,  dass  das 
Grundkapital  vollgezeichnet  ist,  nicht  verwerthet  werden, 
folglich  wäre  die  mit  einer  Beschränkung  versehene  Zeichnung 
für  den  Errichtungsbeschluss  eine  Nichtzeichnung.^)  Da 
andererseits  die  Errichtung  der  Gesellschaft  nicht  vom  Eintritt 
der  Bedingungen,  die  der  einzelne  Zeichner  macht,  abhängig 
gemacht  werden  kann,  ergiebt  sich,  dass  bedingte,  befristete 
oder  sonst  beschränkte  Zeichnungserklärungen  erheblichen  Be- 
denken unterliegen.  So  rechtfertigt  es  sich,  wenn  einzelne  Gesetze 
grundsätzlich  nur  reine  Zeichnungen  zulassen  und  andere  für 
ungültig  erklären.^)  Jedoch  wird  auch  in  ihnen  für  den 
Vorbehalt,  dass  die  Zeichnung  unverbindlich  sein  solle,  falls, 
nicht  bis  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt  die  Gesellschaft 
errichtet  sei,  eine  Ausnahme  gemacht.**) 

Aber  auch  ohne  ausdrückliche  Erklärung  muss  aus  der 
Natur  der  Sache  der  Zeichnung  der  stillschweigende  Vorbehalt 
subintelligirt  werden,  dass  die  Gesellschaft  binnen  angemessener 
Frist  errichtet  werde.*)  Unmöglich  kann  der  Zeichner  sich 
für  alle  Ewigkeit  verpflichten  wollen.  Hat  er  den  Willen 
kundgegeben,  einer  in  der  Entstehung  begriffenen  Gesellschaft 
beizutreten,  so  kann  nach  verständigen  Auslegungsgrundsätzen 
dieser  Wille  nur  dahin  ausgelegt  werden,  dass  die  Gesellschaft 
in  angemessener  Frist  zu  Stande  komme.  Tritt  diese  Voraus- 
setzung  nicht   ein,    so   verliert   die   Zeichnung   ihre   Bindung. 

Welche  Frist  als  angemessene  zu  erachten  ist,  ist  That-,. 
nicht  Rechtsfrage.*^)  Die  der  richterlichen  Beurtheilung 
erwachsenden  Schwierigkeiten  suchen  verschiedene  Gesetze  durch 
die  Bestimmung  einer  Frist  für  die  Bindung  des  Zeichners  zu 


1)  Schweiz  617  Abs.  2. 

«)  Deutschland  209  e  Abs.  3  (=  R.  D.  H.  G.  B.  §  189  Abs.  4).  Für 
Frankreich  nimmt  die  Praxis  denselben  Standpunkt  ein.  Lyon-Caen 
et  Renault  II  Nr.  689;  für  Nordamerika  Cook  §  79ff. 

^)   Diesbezügliche    Angaben    verlangen    sogar    einzelne    Gesetze. 

Siehe  oben ,   aber  nur  für  die  Zeichnung   des  Publikums,   nicht  für 

die  Uebernahme  der  Gründer. 

*)  Renaud  259f.,  Primker  543 f.,  Wiener  in  Z.  f.  H.  R.  XXIV 
487f.,  Ring  225,  Adelmann  55ff. 

^)  Vergl.  im  Einzelnen  Renaud  259 ff. 
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beseitigen.  So  bestimmt  das  Ungarische  Handelsgesetzbuch, 
dass,  falls  die  Zeichnungen  an  dem  im  Prospekt  angegebenen 
Schlusstermin  der  Zeichnung  nicht  das  Grundkapital  erschöpfen, 
oder  falls  die  Gründer  nicht  innerhalb  zweier  Monate  vom 
Schlusstcrmin  der  Zeichnung  ab  die  Zeichner  zur  konsti- 
tuirenden  Generalversammlung  einberufen,  die  Zeichner  die  ein- 
gezahlten Summen  zurückfordern  können.*)  Der  italienische 
Codice  di  commercio  gewährt  den  Zeichnern  das  Recht,  von 
ihrer  Verpflichtung  entbunden  zu  werden,  wenn  die  Hinter- 
legung der  Errichtungsurkunde  beim  Gericht  sich  übermässig 
lange  verzögert.^)  Das  schwedische  Aktiengesetz  lässt  die 
Aktienzeichnung  nicht  weiter  bindend  sein,  wenn  die  Gründer 
es  verabsäumen,  innerhalb  der  im  Prospekt  angegebenen  Frist 
die  konstituirende  Generalversammlung  einzuberufen.^)  InUeber- 
einstimmung  mit  derartigen  Bestimmungen  wird  allgemein  der 
Grundsatz  aufzustellen  sein,  dass  der  Zeichner  das  Rücktritts- 
recht dann  hat,  wenn  nach  Ablauf  des  Schlusstermins  für  die 
Zeichnung  die  Gründer  nicht  in  der  gesetzlich  vorgeschriebenen,*) 
beziehungsweise  angemessenen  Frist  die  Generalversammlung 
behufs  Beschlussfassung  über  die  Wahl  der  Organe  sowie 
Errichtung   der  Gesellschaft   einberufen.^) 

Weiter  sind  die  Zeichner  ihrer  Verpflichtungen  dann 
als  ledig  zu  betrachten,  wenn  die  Errichtung  der  Gesell- 
schaft nicht  stattfinden  kann,  weil  nicht  Vollzeichnung 
erzielt  ist,®)  oder  wenn  die  konstituirende  Generalversamm- 
lung die  Errichtung  ablehnt.  Nur  im  Wege  einer  neuen 
Zeichnung  kann  die  Begründung  von  Zeichnerverpflichtungen 
dann  erreicht  werden.  Das  Gleiche  hat  dann  zu  gelten, 
wenn   die   errichtete  Gesellschaft   nicht  in  rechtliche  Existenz 


0  §§  154,  150. 

2)  Art.  99,  Abs.  4. 

«)  §  16. 

*)  Portugal  164  §  2  Nr.  6. 

^)  Dies  wird  man  auch  für  die  Uebernahme  der  Gründer  anzunehmen 
haben.     Behrend  724  A.  8,  Adelmann  123. 

^)  Ueber  die  Frage,  wie  sich  der  Zeichner  zu  verhalten  hat,  wenn 
trotz  mangelnder  Vollzeichnung  die  Errichtung  beschlossen  wird,  unten  . .  . 
Lehmann,  Recht  der  AktiengeseUschaften.  22 
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treten  kann,  weil  die  erforderliche  Genehmigung  der  Regierung 
versagt  wird,  ferner  wenn  die  Bedingungen,  auf  die  hin 
die  Zeichnung  erfolgte,  einseitig  geändert  werden,^)  ins- 
besondere 'die  Gründer  den  Betrag  des  Grundkapitals  oder 
die  Höhe  der  Aktien  einseitig  erhöhen  oder  reduziren.  Endlich 
ist  selbstverständlich,  dass,  wenn  von  denjenigen  Personen, 
welche  darüber  zu  befinden  haben,  die  Zeichnung  zurück- 
gewiesen oder  der  Zeichner  nachträglich  seiner  Verpflichtung 
entbunden  wird,  die  Verpflichtung  des  Zeichners  aufhört. 

In  allen  diesen  Fällen  kann  der  Zeichner  nicht  blos* 
einredeweise  den  gegen  ihn  aus  der  Zeichnung  erhobenen 
Anspruch  zurückweisen,  sondern  er  kann  auch  die  etwa  ein- 
gezahlten Summen  oder  zur  Sicherheit  ausgehändigten  Werth- 
papiere  zurückverlangen,  weil  die  Voraussetzung,  unter  der 
diese  Rechtshandlungen  erfolgten,  hinfällig  geworden  ist. 

Dagegen  kann  der  Zeichner  sich  nicht  von  seiner  Ver- 
pflichtung entbunden  betrachten,  weil  die  Aussichten  für  das 
Gedeihen  der  Gesellschaft  sich  inzwischen  geändert  haben 
oder  weil  er  die  Ueberzeugung  erlangt,  dass  die  Zwecke  der 
Gesellschaft  sich  mit  den  veranschlagten  Mitteln  nicht  erreichen 
lassen.  Ebensowenig  kann  er  daraus,  dass  ihm  die  Gründer 
betrügerische  Vorspiegelungen  gemacht  haben,  die  Nicht- 
verbindlichkeit  der  Zeichnung  gegenüber  der  später  entstandenen 
Gesellschaft  ableiten.  Ueberhaupt  kann  er  auf  Vereinbarungen 
mit  Mitzeichnern  oder  Dritten  keine  Einreden  gegen  die 
Gesellschaft  stützen;^)  auch  der  als  Strohmann  fungirende 
Zeichner  bleibt  Zeichner.^)  Selbst  täuschende  Angaben  im 
Prospekt  würden  die  Verpflichtung  des  Zeichners  an  sich  nicht 
berühren,  sondern  allein  einen  Anspruch  gegen  die  Prospektanten 
auf  Herbeiführung  seiner  Liberirung,  bez.  Schadensersatz 
begründen.^)    Auch  befreit  den  Zeichner  von  der  Verpflichtung 


1)  Renaud  256,  257. 

«)  Wiener  in  Z.  f.  H.  R.  XXIV  14—16,  472,  Lyon-Caen  et 
Renault  U  Nr.  689;  R.  G.  E.  Civ.  IX  S.  37 ff.,  XIX  S.  124;  Adelmann 
S.  56.     Vergl.  ferner  O.  L.  G.  Köln  1888  in  Z.  f.  H.  R.  XXXVU  548. 

»)  R.  G.  E.  Civ.  XXVm  S.  76,  77. 

*)  Ring  229,  230. 
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nicht  die  Thatsache,  dass  ihm  nicht  der  volle  Betrag,  sondern 
nur  ein  Theil  des  übernommenen  Aktienbetrages  zugebilligt 
ist,  sofern  er  nicht  im  Zeichnungsschein  einen  diesbezüglichen 
Vorbehalt  —  soweit  solcher  gestattet  ist  —  gemacht  hat. 
Denn  eine  derartige  Reduktion  der  Zeichnungsbeträge  ist  bei 
Ueberzeichnung  geboten,  und  die  Gründer  haben  —  mangels 
andersartiger  gesetzlicher  Bestimmung  —  hinsichtlich  der 
Vertheilung  der  Aktien  freie  Hand.^)  Jede  einzelne  Zeichnung 
verpflichtet  den  Zeichner  gesondert,  und  die  Zurückweisung 
der  einen  Zeichnung  hat  nicht  die  Befreiung  von  einer  anderen 
zur  Folge. 

Stellt  sich  somit  die  Zeichnungserklärung  als  eine  von 
gewissen  Voraussetzungen  geleitete  Verpflichtungserklärung 
dar,  so  fragt  es  sich,  von  welchem  Zeitpunkt  ab  die  Ver- 
pflichtung des  Zeichners  entsteht.  Da  die  Beantwortung  dieser 
Präge  indessen  die  Erkenntniss  der  rechtlichen  Natur  der 
Zeichnung  voraussetzt,  so  ist  sie  bis  zur  Betrachtung  dieser 
zu  verschieben. 

Dagegen  ist  die  andere  Frage  hier  zu  erörtern,  ob  die 
Zeichnung  Rechte  des  Zeichners  begründet.  Dass  die 
Zeichnung  an  sich  nicht  zum  Aktionär  macht,  liegt  auf  der 
Hand.  Denn  ganz  abgesehen  davon,  dass  die  Aktiengesell- 
schaft als  solche  noch  gar  nicht  besteht,^)  ja  es  noch  nicht 
einmal  feststeht,  ob  sie  in  die  Existenz  treten  wird,  kann  die 
Zeichnung  deshalb  nicht  zum  Aktionär  machen,  weil  die 
Möglichkeit,  dass  mehr  Zeichnungen  erfolgt  sind,  als  der 
Betrag  des  Grundkapitals  zulässt,  so  lange  vorhanden  ist,  bis 
die  Zahl  der  Zeichnungen  in  üebereinstimmung  mit  dem  Grund- 
kapital gebracht  ist.^)  Wohl  aber  könnte  sich  die  Frage 
«erheben,  ob  nicht  die  Zeichnung  Rechte   entweder   gegen   die 


^)  Siehe  unten  S.  342.  Aber  auch  Verietzung  diesbezüglicher  Zusagen 
würde  nur  einen  Anspruch  gegen  die  Gründer  begründen. 

®)  So  wenigstens  bei  Neugründung. 

3)  Die  zumal  bei  Amerikanern  (Morawetz  §  58,  Cook  §  58  u.  a.) 
sich  findende  Annahme,  dass  die  nach  der  Yollzeichnung  vorgenommenen 
Zeichnungen  einfach  unwirksam  seien,  richtet  sich  schon  durch  praktische 
Unbrauchbarkeit. 

.  22* 
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nachträglich  entstandene  Aktiengesellschaft  oder  gegen  die 
Gründer  gewährt.  Was  das  Verhältniss  zur  Aktiengesellschaft 
betriflPt,  so  wurzelt  die  mitgliedschaftliche  Stellung  des  Aktionärs 
im  letzten  Grunde  freilich  in  der  Zeichnung,  aber  seine  mit- 
gliedschaftlichen Rechte  setzen  doch  den  Erwerb  der  Mitglied- 
schaft, der  in  der  Zeichnung  allein  nicht  liegt,  voraus.  Da 
andererseits  bei  Neugründung  der  Erwerb  der  Mitgliedschaft 
sich  in  und  mit  dem  Entstehungsakt  der  Gesellschaft  vollzieht^ 
so  lässt  sich  garnicht  absehen,  wie  gegen  die  Aktiengesellschaft 
Eechte  aus  der  Zeichnung  entstehen  können.  Anders  liegt  der 
Fall  da,  wo  die  Aktiengesellschaft,  an  der  sich  der  Zeichner 
betheiligen  will,  bereits  existirt.  Dies  gilt  nach  allen  Rechten 
im  Falle  der  Grundkapitalserhöhung,  da  hier  die  bestehende 
Gesellschaft  neue  Mitglieder  aufiiimmt  —  nach  englisch-nord- 
amerikanischem Recht  aber  auch  im  Falle  der  Neubildung^ 
insofern  hier  die  Vollzeichnung  des  Grundkapitals  nicht  Vor- 
aussetzung der  Entstehung  ist,  sondern  die  mit  einer  Minimalzahl 
von  Zeichnern  versehene  Gesellschaft  nach  erfolgter  Inkorporirung 
weitere  Zeichner  aufsucht,  oder  indem  gar  die  Gründer  vor  der 
Zeichnung  bereits  inkorporirt  werden.  ^)  Hier  steht  dem  Zeichner 
eine  bereits  existirende  Korporation  gegenüber.  Die  sich  hier 
erhebende  Frage  ist  ebenso  zu  beantworten,  wie  die  Frage^ 
ob  der  Zeichner  aus  der  Zeichnung  gegen  die  Gründer  Rechte 
erwirbt. 

Zwei  Fälle  sind  hier  offenbar  zu  scheiden.  Entweder 
erfolgt  die  Zeichnung  auf  Grund  einer  besonderen  Zu- 
sage, kraft  deren  der  Gründer,  bez.  bei  Grundkapitals- 
erhöhungen die  zur  Zeichnung  aufi'ordernde  Gesellschaft  sich 
verpflichtet,  dem  Zeichner  die  erforderliche  Anzahl  von 
Aktien  zu  verschaffen,  oder  sie  erfolgt  auf  Grund  einer  all- 
gemeinen Einladung  zur  Zeichnung,  ohne  dass  besondere  Zu- 
sagen gemacht  werden. 

Im  ersteren  Falle  ist  zweifellos  ein  Anspruch  des  Zeich- 
ners gegen  den  anderen  Vertragstheil  auf  Verschaffung  einer 
der  Zusage  entsprechenden  Anzahl  von  Mitgliedschaftsrechten, 


^)  Siehe  unten  §38,  Morawetz  §33. 
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bez.  auf  Schadensersatz  gegeben.  Im  zweiten  Falle  ist 
in  Ermangelung  positiver  Bestimmungen  das  Vorhandensein 
«ines  derartigen  Anspruches  zu  verneinen.  Denn  in  der 
blossen  allgemeinen  Aufforderung  an  das  Publikum,  zeichnen- 
zn  wollen,  liegt  an  sich  keine  Zusage  der  Gründer,  den 
Zeichnern  die  Mitgliedschaft  zu  verschaffen.  Eine  solche-  Zu- 
sage zu  machen,  werden  die  Gründer  schon  aus  dem  Grunde 
nicht  geneigt  sein,  weil  im  ersten  Entstehungsstadium  der 
Gesellschaft  sich  noch  nicht  absehen  lässt,  welche  Schwierig- 
keiten sich  der  Durchführung  des  Unternehmens  in  den  Weg 
stellen  werden,  und  weil  nicht  anzunehmen  ist,  dass  sie  sich 
der  Freiheit,  das  projektirte  Unternehmen  wieder  aufzugeben, 
entschlagen  wollen.  Aus  der  rechtlichen  Natur  der  Zeichnung 
aber  lässt  sich,  wie  noch  auszuführen  sein  wird,  ein  Anspruch 
auf  Berücksichtigung  nicht  ableiten,  denn  die  Zeichnung  stellt 
nicht  mehr  dar,  als  eine  einseitige,  das  Mitgliedwerden  be- 
zweckende Verpflichtungserklärung.  ^) 

Wann  der  erstere,  wann  der  zweite  Fall  gegeben  ist, 
ist  Thatfrage.  Die  Vermuthung  aber  spricht  für  den  zweiten 
Fall.^)  Der  Zeichner,  der  den  Anspruch  auf  Verschaffung 
der  Mitgliedschaft  gegen  die  Gründer  erhebt,  hat  den  Nach- 
weis, dass  ihm  eine  Zusage  dieses  Inhalts  ertheilt  sei,  zu  führen. 

Eine  solche  Zusage  geben  zunächst  jedenfalls  die  sämmt- 
lichen  Gründer  unter  einander  ab.  Indem  sie  das  Statut 
feststellen  und  Aktien  übernehmen,  verpflichten  sie  sich  gleich- 
zeitig gegenseitig,  die  von  dem  Einzelnen  übernommenen  Bei- 
träge anzunehmen,  und  dahin  zu  wirken,  dass  die  Gesellschaft 
in  der  projektirten  Weise  zur  Existenz  gelangt,  demgemäss 
der  Einzelne  zu  dem  von  ihm  übernommenen  Betrage  Mitglied 
wird.     Sie  „nehmen  gegenseitig  die  Zeichnungen  an".*) 

^)  Anders  zum  Theil  die  ausländische  Litteratur,  insbesondere  die 
Nordamerikas.  Vergl.  Cook  §58,  Morawetz  §66,  aber  auch  z.  B.  die 
italienische.  Vergl.  Vidari,  II  Nr.  1141.  In  der  Nürnberger  Kon- 
ferenz wurde  ein  Antrag,  das  Verhältniss  in  solchem  Sinne  zu  regeln,  ab- 
gelehnt (Protokolle  373,  379,  880). 

2)  Vergl.  auch  ßegelsberger,  Civilrechtl.  Erörterungen  I  52. 

^)  Mit  dem  Gründungsbeschluss  (ob.  §  29)  hat  diese  „gegenseitige 
Annahme"  nichts  zu  thun. 
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Eine  solche  Zusage  kann  ferner  im  Falle  der  Successiv- 
gründung  von  den  sämmtlichen  Gründern  einem  einzelnen 
Zeichner  gegenüber  abgegeben  werden,  sei  es,  dass  an  eine 
namentlich  aufgeführte  Person  die  spezielle  Aufforderung,  sich 
betheiligen  zu  wollen,  gerichtet  wird,  sei  es,  dass  ein  gedruckter 
Prospekt,  der  solche  Zusage  enthält,  zunächst  an  bestimmte 
Personen  geschickt  und  deren  Zeichnungserklärung  ab- 
gewartet wird. 

Dagegen  kann  die  in  einem  dem  grossen  Publikum  zur 
Zeichnung  offenstehenden  Prospekt  gemachte  Zusage  der  Be- 
rücksichtigung von  Zeichnungen  im  Zweifel  nur  als  das  Ver- 
sprechen, bei  üeberzeichnung  eine  Reduktion  nach  festen 
Grundsätzen  vornehmen  zu  wollen,  aufgefasst  werden.  Denn 
die  Gründer  werden  hier  mit  der  Möglichkeit  zu  rechnen 
haben,  dass  eine  volle  Berücksichtigung  aller  Zeichnungen 
schon  durch  eine  eintretende  üeberzeichnung  unmöglich  gemacht 
werden  kann,  und  dementsprechend  sind  ihre  Erklärungen 
auszulegen. 

An  und  für  sich  nämlich  besteht  eine  Verpflichtung  der 
Gründer,  bei  üeberzeichnung  die  Vertheilung  (allotment)  der 
Beträge  nach  bestimmten  Grundsätzen  vorzunehmen,  nicht.  ^) 
So  wenig  der  Zeichner  an  sich  überhaupt  ein  Recht  auf 
Verschaffung  der  Mitgliedschaft  gegen  die  Gründer  hat,  ebenso 
wenig  hat  er  den  Anspruch  darauf,  bei  üeberzeichnung  in  gleicher 
Weise  wie  sein  Mitzeichner  berücksichtigt  zu  werden.  Die 
Gründer  haben  es  vielmehr  in  ihrer  Hand,  den  einen  Zeichner 
voll,  den  anderen  zu  einem  Theile,  den  dritten  überhaupt  nicht 
zu  berücksichtigen.  Wohl  aber  können  die  Gründer  in  dem 
Prospekt  bestimmte  Grundsätze  aufstellen,  nach  denen  sie  die 
Vertheilung  der  Beträge  an  die  einzelnen  Zeichner  vornehmen 
werden.  Solchenfalls  haben  die  Zeichner  einen  Anspruch 
darauf,  dass  die  Vertheilung  in  dieser  Weise  erfolgt.     Die  in 


^)  Die  ausländische  Litteratnr  nimmt  vielfach  solche  Verpflichtung^ 
an.  Lyon-Caen  et  Renault  11  Nr.  686ff.,  v.  Schnierer,  Kommentar 
zum  Ungar.  H.  G.  B.  S.  154,  Cook  §  58. 
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dem  Prospekt  aufgestellten  Repartitionsgrundsätze  können  ver- 
schiedenartig sein.  Entweder  werden  die  Zeichner  grösserer 
Beträge  gegenüber  denen  kleinerer  Beträge  begünstigt,  oder 
es  wird  umgekehrt  die  Berücksichtigung  nur  kleinerer  Beträge 
zugesichert,  während  die  Streichung  der  überschüssigen  Beträge 
vorbehalten  wird,  oder  es  wird  eine  bruchtheilweise  Berück- 
sichtigung in  Aussicht  gestellt.^)  -Wird  nur  die  allgemeine 
Zusage  verhältnissmässiger  Repartition  ohne  Angabe  näherer 
Grundsätze  ertheilt,  so  wird  für  die  einzelnen  Zeichnungsbeträge 
diejenige  Reduktion  einzutreten  haben,  welche  sich  aus  dem 
Verhältniss  des  Gesammtzeichnungsbetrages  zum  Grundkapital 
ergiebt.  Verhält  sich  z.  B.  ersterer  zu  letzterem  wie  4:1,  so 
wird  jeder  Zeichnungsbetrag  auf  den  vierten  Theil  reduzirt 
werden  müssen,  so  dass  demnach  der  Zeichner  von  zwanzig 
Aktien  nur  fünf,  der  von  vier  Aktien  nur  eine  erhalten  würde. 
Soweit  die  Reduktion  einzelner  Zeichnungen  danach  auf  Be- 
träge  unter  einer  Aktie  führen  würde,  (z.  B.  vorliegenden  Falls 
für  den  Zeichner  einer  Aktie),  wird  das  Loos  zu  entscheiden 
haben,  welchem  unter  solchen  Zeichnern  der  gezeichnete 
Betrag  zu  belassen  ist.  An  einer  derartigen  Verloosung  haben 
aber  nur  diejenigen  Zeichner  theilzunehmen,  für  die  die 
Reduktion  nicht  ein  glattes  Ergebniss  geliefert  hat,  und  zwar 
werden  sie  mit  so  vielen  Loosen  betheiligt  werden  müssen, 
als  dem  Maasse  ihrer  unerledigt  gebliebenen  Betheiligung  ent- 
spricht, somit  in  obigem  Falle  die  Zeichner  von  drei  Aktien 
mit  drei,  die  von  einer  Aktie  mit  einem  Loose.^) 

Um  möglichste  Klarheit  über  die  Repartitionsgrundsätze 
zu  schaffen,  haben  einzelne  Gesetze  vorgeschrieben,  dass 
die  Gründer  die  Grundsätze,  nach  denen  die  Repartition  er- 
folgen solle,  im  Prospekt  anzugeben  haben.*) 


^)  Indem  z.  B.  die  Zeichner  von  je  zwei  Aktien  nur  eine  erhalten, 
während  für  die  Zeichner  von  nur  einer  Aktie  das  Loos  die  Entscheidung 
gewähren  soll. 

«)  Näheres  bei  Eenaud  272 ff. 

^)  Schweden  13,  norweg.  Entwurf  9. 
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§  32. 
Die  rechtliche  Natur  der  Zeichnung.^) 

Nach  dem  Voraufgeschickten  treten  wir  an  die  Be- 
wortung  der  Frage,  was  die  Aktienzeichnung  juristisch  dar- 
stellt. Dabei  ist  unter  Aktienzeichnung  auch  die  Uebernahme 
seitens  der  Gründer  verstanden.  Wenn  „Uebernahme"  und 
„Zeichnung"  hin  und  wieder  geschieden  werden,  jene  bei  der 
Simultangründung  durch  die  Gründer,  diese  bei  der  Successiv- 
gründung  durch  andere  Personen  erfolgt,  wenn  für  die  for- 
mellen Erfordernisse  dabei  zum  Theil  verschiedene  Vorschriften 
aufgestellt  werden,  so  kann  für  die  hier  zu  behandelnden 
Fragen  die  Scheidung  zwischen  Uebernahme  und  Zeichnung 
nicht  in  Betracht  kommen.  Uebernahme  und  Zeichnung  sind 
nicht  zwei  innerlich  verschiedene  Rechtsakte,  sondern  beide 
fallen  unter  den  Gesammtbegriff  der  Zeichnung.  Die  meisten 
Gesetzbücher  geben  dem  auch  in  der  Terminologie  Ausdruck. 
Erst  in  neuester  Zeit  sind  einige  Gesetzbücher^)  zu  der 
doppelten  Bezeichnung  gelangt,  ohne  damit  das  Wesen  der 
beiden  Akte  zu  einem  verschiedenartigen  stempeln  zu  wollen. 
Die  verschiedenen  Erfordernisse  der  Form  erklären  sich  hin- 


^)  Litteratur:  JoUy  in  Zeitschr.  für  deutsches  Recht  XI  352  ff.. 
WitteinZ.f.H.R.VlII20ff.,Regelsberger,Civilrechtl.  Erörterungen  I 
52ff.,  Brinckmann,  Handelsrecht  §61;  Auerbach,  Das  Gesellschafta- 
wesen  230ff.,  Laband  in  Z.  f.  fl.  R.  VII  621f.,  Renaud  222—244, 
Primker  539 ff.,  Löwenfeld  93 ff.,  Hahn,  Ueber  die  aus  der  Zeichnung 
von  Aktien  hervorgehenden  Rechtsverhältnisse  Diss.  1874,  Wiener  in  Z.  f. 
H.  R.XXiy  1—65;  Gierke,  Genossenschaftstheorie  124, 125, 133,  Deutsches 
Privatr.  I  487,  Adelmann,  Ueber  die  bei  der  Successivgründung  von 
Aktiengesellschaften  hervorgehenden  Rechtsverhältnisse  Diss.  1893;  K  u  n  t  z  e , 
Der  Gesammtakt  (in  Festgabe  der  Leipziger  Juristenfakultät  für  Müller) 
1892;  Behrend  §§  100,  104,  105;  R.  Schmidt  in  Holdheims 
Wochenschr.  I  293ff.,  Ring  221,  222,  Staub  zu  art.  209e  §  13,  Gareis- 
Fuchsberger  323,324,408;  Petersen-Pechmann  S.  48ff.  Für  Frank- 
reich Lyon-Caen  et  Renault  11  Nr.  686ff.,  Houpin  Nr.  363—373,  für 
Italien  .Vivante,  Trattato  I  Nr.  355—361,  für  England  Buckley  p.  46, 
47,  für  Nordamerika  Morawetz  §43ff.,  Waterman  §  44ff.,  Spelling 
§  279ff.,  Thompson  §  1136 ff.,  Lobingier  in  Encyklop.  XXIII  p.  786 ff. 

2)  Deutschland  209  d,  e  (=R.D.H.  G.B.  §§188,  189),  Schweden 
11,  12  (öfvertaga-teckna). 
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reichend  aus  wirthschaftlichen  Gründen,  die  verschiedenen  Be- 
zeichnungen aus  der  Eigenschaft  der  rechtlich  handelnden 
Personen.  Im  Grunde  kann  kein  Zweifel  bestehen,  dass  der 
Gründer  Aktien  „zeichnet",  wie  der  Zeichner  Aktien  „über- 
nimmt". Beide  wollen  das  Gleiche,  sich  mit  einem  bestimmten 
Betrage  an  der  Gesellschaft  betheiligen.  Der  Umstand,  dass 
die  Uebemahme  durch  die  Gründer  im  Statute  oder  einem 
Zusatz  zum  Statute,  die  Zeichnung  auf  einem  separaten 
Zeichnungsschein  erfolgt,  ist  freilich  nicht  ohne  Folgen  für 
die  Wirksamkeit  des  Aktes.  Aber  die  Andersartigkeit  dieser 
Wirkungen  beruht  nicht  auf  einer  Verschiedenartigkeit  im 
Wesen  der  beiden  Akte,  sondern  auf  Verschiedenartigkeit  in 
den  nebenher  gehenden  Verhältnissen.  Dass  eben  die  Zeich- 
nung durch  den  Gründer  und  dass  sie  im  Statute  oder  Zusatz 
zum  Statute  erfolgt,  bedingt  für  die  „Uebernahme"  andere 
Wirkungen,  als  für  die  gewöhnliche  „Zeichnung"  seitens  des 
Publikums.  Der  Zeichnungsakt  ist  bei  beiden  im  innersten 
Grunde  der  gleiche.  Demgemäss  herrscht  kein  Bedenken 
dagegen,  Sätze,  welche  die  Gesetzgebung  für  die  Zeichnung 
aufgestellt  hat,  auf  die  Uebernahme  zu  übertragen,  sofern  sie 
das  mit  der  Uebernahme  gemeinschaftliche  eigentliche  Wesen 
der  Zeichnung  und  nicht  blos  das  äusserliche,  sie  von  der 
Uebernahme  trennende  Beiwerk  betreffen. 

Es  ist  nothwendig,  dies  an  die  Spitze  zu  stellen,  so 
selbstverständlich  es  erscheint.  Denn  hält  man  daran  fest, 
dass  der  übernehmende  Gründer  nichts  anderes  thut,  als  das 
Publikum,  nämlich  zeichnet,  so  hat  man  einen  gemeinsamen 
Kern  für  die  Rechtshandlungen  beider  gewonnen,  der  das 
eigentliche,  das  wahre  Wesen  der  Zeichnung  enthält.  Was 
von  der  Zeichnung  konstruktiv  aufgestellt  wird,  muss  in  gleicher 
Weise  für  die  Uebernahme  des  Gründers,  wie  für  die  Zeich- 
nung des  Publikums  zutreffen.  Wird  die  Konstruktion  nur 
dieser,  nicht  jener  oder  nur  jener,  nicht  dieser  gerecht,  so 
kann  sie  nicht  die  richtige  sein.  Auf  Momente  muss  dann 
das  Hauptgewicht  gelegt  sein,  welche  das  Wesen  der  Zeich- 
nung nicht  ausmachen,  sondern  ausserhalb,  in  den  begleitenden 
Rechtsverhältnissen     liegen.      Als     solche    Begleitverhältnisse 
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erscheinen  bei  der  Uebernahme  die  eigenthümliche  Stellung 
des  Gründers,  die  Verbindung  des  Aktes  mit  der  Statutsfest- 
Stellung,  der  Umstand,  dass  die  Zahl  der  Handelnden  von 
vornherein  eine  fest  begrenzte  und  geringe  ist,  dass  Jeder 
den  Anderen  kennt  und  mit  ihm  vorher  in  ein  Konsortial- 
verhältniss  getreten  ist,  dass  der  Akt  sich  stets  oder  doch 
meist  als  Vollziehung  eines  vorher  geschlossenen  pactum  auf 
Zeichnung  bzw.  Anerkennung  der  Zeichnung  darstellen  wird, 
dass  üeberzeichnung  ausgeschlossen  ist;  bei  der  Zeichnung 
des  Publikums,  dass  das  Statut  oder  doch  die  Grundbedingungen 
bereits  festgestellt  und  Aktien  von  den  Gründern  übernommen 
sind,  dass  die  Zeichnung  erfolgt  auf  eine  Aufforderung  oder  Ein- 
ladung seitens  der  Gründer,  dass  die  Zeichner  meist  einander 
nicht  kennen  und  sie  jedenfalls  nicht  miteinander,  sondern  nur 
mit  den  Gründern  in  Beziehung  treten,  dass  die  Möglichkeit  der 
Üeberzeichnung  und  damit  die  der  Zurückweisung  von  Zeich- 
nern gegeben  ist,  dass  den  Gründern  gegenübersteht  die  grosse 
Masse  der  Zeichner,  welche  zum  Theil  den  Gründern  ent- 
gegengesetzte Interessen  verfolgt,  endlich  und  vornehmlich 
aber,  dass  die  Gründer  als  die  Schöpfer  des  Unternehmens 
de  facto  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  de  jure  das  Heft 
in  der  Hand  haben. 

Wie  sehr  alle  diese  Begleitumstände  verführen,  in  das 
Wesen  der  Zeichnung  ihr  fremde  Momente  hineinzubringen, 
lehrt  die  vom  Zeichnungsvertrag  ausgehende  Litteratur  des 
In-  und  Auslandes.^)  Schon  die  Thatsache  muss  stutzig  machen, 
dass  häufig  der  Grundakt  der  Zeichnung  bei  der  Simultan- 
und  bei  der  SuccessivgründuDg  verschiedenartig  konstruirt, 
bei  jener  in  den  Abschluss  des  Gesellschaftsvertrages  der 
Schwerpunkt  gelegt  wird,*)  während  bei  dieser  gestritten  wird, 
ob  die  Zeichnung  Abgabe  oder  Annahme  einer  Offerte  sei.*) 
Noch    auffälliger    ist,    dass    bei    der   Successivgründung    der 


^)  Eine  eingehende  Darstellung  und  Widerlegung  der  einzelnen 
Theorien  üefert  Renaud  §§22—24,  ferner  Adel  mann  S.  36— 48,  auf 
die  im  Ganzen  zu  verweisen  ist,  um  nicht  bereits  Gesagtes  zu  wiederholen. 

«)  Behrend  724,  Ring  219,  Staub  a.  a.  0. 

^)  Ausführliche  Erörterung  darüber  bei  Adelmann  29 — 33. 
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grösste  Streit  darüber  herrscht,  wann  der  Zeichnungsvertrag 
perfekt  sei,  wer  kontrahire,  welcher  Art  der  Vertrag  sei,  wie 
die  Rechte  aus  dem  Vertrage  der  Aktiengesellschaft  erworben 
werden,  welche  Einreden  der  Zeichner  gegenüber  der  Gesell- 
schaft habe.  Die  Perfektion  des  Zeichnungsvertrages  soll  nach 
der  einen  Ansicht  mit  der  Niederschrift  der  Zeichnung,^)  nach 
der  anderen  mit  der  Annahme  der  Zeichnung  seitens  der 
Gründer,^)  nach  einer  dritten  mit  der  Benachrichtigung  des 
Zeichners  von  der  Annahme  der  Zeichnung,^)  nach  einer 
vierten  mit  der  Beschlussfassung  der  konstituirenden  General- 
versammlung,*) nach  einer  fünften  ^)  mit  der  Anmeldung  der 
Zeichner  zum  Handelsregister  eintreten.  Als  Kontrahenten 
des  Vertrages  sehen  die  Einen  Zeichner  und  Mitzeichner,  ^) 
die  Anderen  Zeichner  und  Gründer,')  die  Dritten  Zeichner, 
Mitzeichner  und  Gründer®)  an,  während  nach  einer  vierten 
Auffassung  zwei  verschiedene  Verträge  einerseits  des  Zeichners 
mit  den  Gründern,  andererseits  des  Zeichners  mit  den  Mit- 
zeichnern vorliegen.®)  Konstruirt  wird  der  Vertrag  bald  als 
Sozietät,^®)  bald  alsKauf:,^')  Mandat-,^^)  Innominatkontrakt,^^) 
oder  Kombination  mehrerer  dieser.^*)  Das  Problem,  wie  die 
Rechte  aus  dem  Vertrage  zwischen  Zeichner  und  Mitzeichner 
oder  Zeichner  und  Gründer  auf  die  Körperschaft  übergehen, 
wird  durch  die  Annahme    einer   ausdrücklichen  Oession  oder 


^)  Hahn  24,  25  wenigstens  für  den  Fall  der  Niederschrift  beim 
Projektanten,  Petersen-Pechmann  S.  48f.,  so  auchMorawetz  §§56, 
59,  Thompson  §1138. 

2)  Behrend  S.  739,  Wiener  S.  46. 

3)  Jolly  S.  354. 

*)  Ring  221,  259,  Adelmann  49. 
^)  Staub  a.  a.  0. 

«)  Jolly  a.  a.  0.,  Witte  S.  23,  Primker  544,  Vivante  INr.  355, 
Morawetz  §  59,  Thompson  §  1138. 

')  Brinckmann,  Hahn,  Laband  a.  a.  0. 

«)  Ring  222. 

^)  Wiener  24ff.,  insbes.  S.  43,  44. 

10)  Jolly,  Witte,  Primker. 

11)  Anerbach. 
1*)  Brinckmann. 
1')  Laband,  Hahn. 

1^)  Wiener  a.  a.  O.,  Adelmann  S.  44---48. 
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einer  fingirten  oder  gesetzlichen  Cession  ^)  seitens  der  Sozietät 
oder  seitens  der  Gründer,-)  einer  negotiorum  gestio  durch 
die  Gründer,'*)  eines  Vertrages  zu  Gunsten  Dritter,*)  endlich 
eines  einfachen  gesetzlichen  Ueberganges  ^)  zu  lösen  gesucht. 
Am  ehesten  ist  Einigkeit  über  die  Unzulässigkeit  von  Einreden 
seitens  des  Zeichners  gegen  die  zur  Entstehung  gelangte 
Aktiengesellschaft  aus  Berednngen  mit  den  Gründern  erzielt.®) 
Die  praktische  Unhaltbarkeit  der  aus  jeder  Vertragstheorie, 
auch  der  des  Vertrages  zu  Gunsten  Dritter  ')  sich  ergebenden 
Konsequenzen  ist  überall  zum  Bewusstsein  gekommen.  Neuere 
Gesetze  haben  ausdrücklich  die  Unstatthaftigkeit  von  nicht  in 
dem  Zeichnungsschein  enthaltenen  Einreden  gegenüber  der 
Gesellschaft  ausgesprochen. 

Diese  Schwierigkeiten  fallen  fort  bei  folgerechter  Durch- 
führung der  Auffassung,  dass  die  Zeichnung  überhaupt  keinen 
Vertrag,  sondern  einen  einseitigen,  auf  Mitgliedschaft  in  der 
künftigen  Aktiengesellschaft  mit  Pflichten  und  Rechten  ge- 
richteten Akt®)  darstellt.®)     Die  Pflichten    sind  vorläufig  das 

0  Witte,  Laband. 

«)  Hahn. 

^)  Auerbach. 

*)  Eenaud  242ff.,  Eegelsberger  a.a.O.,  Gierke  S.  124  A.  2, 
R.  Schmidt  a.  a.  0.,  Gareis-Fuchsberger  408. 

ö)  Wiener  S.  24ff. 

6)  Siehe  oben  S.  338. 

')  Bürgerl.  Gesetzb.  §  334. 

®)  Diese  Ansicht  ist  noch  nicht  von  Renaud  aufgestellt,  wenngleich 
sie  sich  aus  seiner  Grundauffassung  logisch  ergeben  hätte.  Vielmehr 
hängt  Renaud  noch  am  Zeichnungsvertrag,  und  zwar  dem  Vertrag  zu 
Gunsten  Dritter,  fest  S.  242 ff.  Gierke,  Genossenschaftstheorie  S.  124 
A.  2  sieht  in  der  Zeichnung  nicht  blos  „ein  für  die  künftige  juristische 
Person  äusseres  Rechtsgeschäft",  sondern  auch  einen  „Bestandtheil  ihres 
inneren  Konstitutivaktes",  weist  ihr  also  eine  Doppelnatur  —  Vertrag 
und  einseitiger  Akt  —  zu.  Vergl.  ebenda  S.  133  A.  2  und  Deutsches 
Privatr.  I  S.  487.  So  auch  das  Reichsgericht  E.Civ.  Bd.  IX  S.  38,  XXVIII 
S.  76  und  BehrendS.  738.  Schärfer  hebt  den  Gesichtspunkt  des  einseitigen 
Aktes  hervor  R.  G.  E.  Civ.  XVIII  S.  66f.  Dieser  ist  unserer  Auffassung 
nach  der  entscheidende,  während  der  nebenhergehende  Vertrag  mit  den 
Gründern  naturales  Beiwerk  ist.     Die  nähere  Begründung  im  Texte. 

®)  Demgemäss  nach  heutigem  Recht  höchstens  accessorisches 
Handelsgeschäft  R.  G.  in  Civ.  IV  S.  311,  Ring  222,  Adelmann  28,  29. 
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Primäre,  denn  die  Kapitalgesellschaft  erheischt  zunächst  das 
Kapital,  das  für  die  übernommene  Quote  aufzubringen  der 
Zeichner  sich  bereit  erklärt. 

Aber  die  Pflichten  sind  nicht  das  Einzige,  die  Aktien- 
zeichnung ist  nicht  blos  ein  einseitiges  obligatorisches  Ver- 
sprechen, wie  die  Auslobung  oder  die  Kreirung  eines  Inhaber- 
papieres  oder  das  Accept  eines  Wechsels,  die  Pflichten  sind 
blos  die  Hauptkonsequenzen  des  einheitlichen  Aktes,  durch 
den  der  Zeichner  Mitglied  der  künftigen  Aktiengesellschaft 
zu  werden  erklärt.  Die  Zeichnung  ist  ein  Statusakt,  ver- 
gleichbar dem  Eintritte  in  ein  Staats-  oder  Gemeindewesen, 
nur  dass  naturgemäss  der  pekuniäre  Gesichtspunkt  hier  die 
übrigen  Seiten  zurücktreten  lässt.  Die  Zeichnung  gehört 
darum  systematisch  nicht  in  das  Vertragsrecht,  sondern  in 
den  die  Rechtssubjekte  betreffenden  Theil  des  Systems.  Die 
Zeichnung  ist  ein  einseitiger  Akt  bei  der  Simultan-  wie  bei 
der  Successivgründung. 

Dieser  einseitige  Akt  hat  seinen  Wurzelgrund  in  der 
korporativen  Natur  des  Gebildes,  dem  der  Zeichner  sich  an-^ 
schliessen  will.  Indem  er  das  Statut  oder  dessen  Grund- 
bedingungen unterzeichnet,  erklärt  er  seinen  Willen  darauf 
gerichtet,  in  Gemässheit  des  Statutes  oder  dessen  Grund- 
bedingungen Mitglied  der  Korporation  werden  zu  wollen.. 
Erst  wenn  die  gesetzlich  erforderliche  Anzahl  solcher  Beitritts- 
erklärungen erreicht  ist,  kann  das  corpus  sich  entfalten.  Weil 
die  vorschriftsmässige  Anzahl  übereinstimmender  Willens- 
erklärungen vorhanden  ist,  kann  die  Gesellschaft  „errichtet" 
werden,  das  Statut  in  Kraft  treten.  Nicht,  weil  die  Mitglieder 
sich  gegenseitig  sozietätsmässig  obligirt  haben,  sondern  weil 
sie  durch  einen  Gesammtakt  ^)  den  übereinstimmenden  Willen 
bethätigt  haben,  Mitglieder  der  Körperschaft  zu  werden. 
Jeder  Zeichner  äussert  dabei  den  Willen  für  sich,  alle  ge- 
äusserten Willen  aber  haben   denselben  Inhalt.     Die  Ueber- 


')  Kuntze  a.  a.  0..  Gierke,  Genossenschaftstheorie  S.  133f., 
Deutsches  Privatr.  §63  S.  486,  in  Jherings  Jahrb.  XXXV  181;  vergl.. 
auch  R.  Schmidt  bei  Holdheim  I  291  ff. 
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einstimmung  des  Inhaltes  ist  die  unerlässliche  Bedingung  für 
das  Zustandekommen  der  Körperschaft.^) 

Die  Aktienzeichnung  ist  einseitiger  Akt  sowohl  bei 
der  Simultan-  wie  bei  der  Successivgründung. 

1.  Bei  der  Simultangriindung  erfolgt  sie  im  Statute  selbst 
oder  in  einer  Zusatzverhandlung  zur  Statutsfeststellung.  Erst 
damit  ist  die  Gesellschaft  errichtet.  Sind  Statutsfeststeller  und 
üebernehmer  identisch,  und  geschieht  Statutsfeststellung  und 
Statutsvollziehung  gleichzeitig,  so  wird  die  klare  Erkenntniss  der 
Natur  der  „üebemahme"  durch  den  umstand  getrübt,  dass 
Statutsfeststeller  und  Beitretende  zum  Statute  beide  Akte  gleich- 
zeitig vornehmen.  Denn  da  die  Feststeller  des  Statuts  regel- 
mässig vorher  eine  den  Aktienverein  vorbereitende  societas  ein- 
gegangen sind,  fällt  die  Feststellung  des  Statuts  in  den 
Bereich  der  Aufgaben  dieser  societas.  Indem  durch  die 
Uebernahme  sämmtlicher  Aktien  das  Statut  nicht  blos  fest- 
gestellt, sondern  auch  vollzogen  wird,  wird  der  Gedanke,  dass 
die  Uebernahme  ein  Sozietätsakt  sei,  nahe  gelegt.^)  Und  freilich 
kann  die  Uebernahme  sich  zugleich  als  Erfüllung  einer  Sozietäts- 
pflicht  darstellen,  aber  im  Hinblick  auf  die  Aktiengesellschaft 
ist  sie  nicht  Sozietäts-,  sondern  einseitiger  Beitrittsakt.  Es 
lässt  sich  auch  nicht  einmal'  sagen,  dass  die  societas  die 
causa,  die  Uebernahme  der  abstrakte  Formalakt,  wie  die  emtio 
die  causa,  die  traditio  der  dingliche  Vertrag,  das  Darlehn  die 
causa,  der  Wechsel  der  abstrakte  Formalakt  ist.  Denn  societas 
und  Uebernahme  sind  in  ihrem  Wesen  weit  schärfer  von 
einander  geschieden.  Die  Identität  der  Parteien,  die  dort 
herrscht,  fehlt  hier.  Socii  sind  die  Gründer  im  Verhältnisse 
zu  einander,  Zeichner  ist  nur  der  einzelne  Gründer  als  zu- 
künftiges Mitglied  der  Gesellschaft.  Wenn  also  aus  der  causa  Ein- 
reden unter  den  Parteien  erwachsen,  die  im  abstrakten  Formalakt 
nachwirken,  so  hat  hier  kein  Zeichner  gegenüber  der  Gesellschaft 
eine  Einrede  aus  Ausmachungen  in  der  Gründersozietät. 

Geschieht  Statutsfeststellung  und  Statutsvollziehung  nicht 
gleichzeitig,    übernimmt    vielmehr    ein    Statutsfeststeller    erst 

0  R.  Gr.  E.  Civ.  XVIII  S.  66,  XXYin  S.  77,  XXXI  S.  21  f. 
^)  So  neuestens  Adel  mann  S.  21f. 
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nachträglich  einen  Theil  der  Aktien,  so  sondern  sich  üeber- 
nahmeakt  und  Statutsfeststellung  auch  äusserlich  von  einander, 
die  Selbständigkeit  des  Uebernahmeaktes  tritt  schärfer  hervor. 
Freilich  kann  sich  auch  in  diesem  Falle  die  Uebernahme  als 
Erfüllung  einer  Sozietätspflicht  darstellen,  aber  sie  braucht 
es  nicht  nothwendig.  Hatte  der  Sozietätsvertrag  die  Gründer 
nur  verpflichtet,  einen  Theil  der  Aktien  zu  übernehmen  und 
entschliesst  sich  nachträglich  ein  Gründer  freiwillig,  den  ganzen 
Restbetrag  zu  übernehmen,  so  erfüllt  der  Uebernehmende 
keineswegs  eine  Sozietätsverpflichtung.  Die  Vermengung  von 
üebexnahmeakt  und  Gründersozietät  liegt  also  dann  ferner. 
Hier  kann  es  sich  nicht  fragen,  ob  er  verpflichtet  ist,  sondern, 
ob  er  berechtigt  ist,  zu  „übernehmen",  nicht,  ob  ihn  die  Mit- 
statutsfeststeller mit  der  actio  pro  socio  auf  Bewirkung  der 
Uebernahme  belangen,  sondern  ob  sie  ihm  umgekehrt  ver- 
wehren können,  wider  ihren  Willen  mehr  zu  übernehmen,  als 
nach  dem  Sozietätsvertrage  ihm  oblag.  Diese  Frage  ist  die- 
selbe, welche  bereits  oben  begegnet  ist,  nämlich  ob  der  Zeich- 
ner von  den  Gründern  zurückgewiesen  werden  kann. 

Noch  schärfer  sondern  sich  zeitlich  Uebernahme  und 
Statutsfeststellung,  wenn  jene  nach  der  Statutsfeststellung 
durch  einen  Gründer  im  uneigentlichen  Sinne  des  Wortes, 
nämlich  einen  Sacheinleger  erfolgt,  der  das  Statut  gar  nicht 
mitfeststellte.  Dadurch,  dass  der  Sacheinleger  Aktien  über- 
nimmt, schliesst  er  nicht  einen  Vertrag  mit  den  eigentlichen 
Gründern  ab.  Wird  regelmässig  eine  Vereinbarung  mit  diesen 
voraufgegangen  sein,  nach  der  sie  die  Uebernahme  zu  gestatten 
sich  verpflichtet  haben,  so  ist  der  Uebernahmeakt  hier  so  wenig 
ein  Vertrag,  als  er  es  in  den  vorgehenden  Fällen  war,  der 
Sacheinleger  steht  den  eigentlichen  Gründern  hier  noch  fremder 
gegenüber.  Er  tritt  lediglich  dem  von  Anderen  entworfenen 
Statut  bei,  freilich  mit  der  Modifikation,  dass  er  statt  der 
Baareinlagen  Sacheinlagen  zu  machen  verspricht.  Damit  wird 
nicht  der  Uebernahmeakt  ein  anderer.^) 

^)  Ein  Einlage  vertrag  wird  auch  in  diesem  Falle  nicht  geschlossen, 
anders  als  bei  der  Uebernahme  von  Anlagen,  ßeichsger.  Civils.  11  Nr.  80, 
XVIII  Nr.  11  S.  66f.,  XXXI,  S.  21-   23,  Behrend  747. 
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In  allen  Fällen  der  bei  der  Simultangründung  platz- 
greifenden üebernahme  haben  wir  demnach  denselben  ein- 
seitigen, auf  Mitgliedschaft  in  Gemässheit  der  Statuten  oder 
doch  der  Grundbedingungen  derselben  gerichteten  Willensakt 
vor  uns,  neben  dem  Verträge  verschiedenartigen  Inhaltes 
laufen  können,  die  aber  mit  ihm  nicht  verwechselt  werden 
dürfen. 

2.  Auch  bei  der  Successivgründung  ist  die  Zeichnung 
wie  die  üebernahme  nur  der  einseitige  Akt  des  Beitritts  zum 
Statut.  Sie  erfolgt  nicht  durch  Vertrag  zwischen  Zeichner 
und  Prospektanten,  sondern  durch  einseitige  Rechtshandlung 
des  Zeichners.  Um  die  Verpflichtung  des  Zeichners  zu  er- 
zeugen, bedarf  es  auch  nicht  der  Annahme  der  Zeichnung 
seitens  der  Gründer,  das  Zeichnen,  die  Erklärung  allein  erzeugt 
die  Verpflichtung.  Als  Beitritt  zum  Statute  soll  die  Zeich- 
nung möglichst  als  reine  Zeichnung  erfolgen  und  jede  nicht 
in  dem  Zeichnungsscheine  enthaltene  Beschränkung  soll  der 
Gesellschaft  gegenüber  unwirksam  sein.  Interne  Verein- 
barungen zwischen  Gründern  und  Zeichner  wirken  gegenüber 
der  Aktiengesellschaft  nicht,  da  diese  mit  Bezug  auf  die  Zeich- 
nung weder  Rechtsnachfolger  der  Gründer  ist  noch  als  Dritter,, 
zu  dessen  Gunsten  der  Zeichnungsvertrag  abgeschlossen  ist. 
Rechte  aus  der  Zeichnung  geltend  macht,  vielmehr  die 
Zeichner  aus  deren  einseitigen,  sie  selbst  schaffenden  Er- 
klärungen belangt. 

Was  die  Zeichnung  bei  der  Successivgründung  von  der 
üebernahme  bei  der  Simultangründung  scheidet,  ist  der  Um- 
stand, dass  die  üebernahme  regelmässig  als  fertiger  Akt 
an  der  Schwelle  des  Gründungsherganges  uns  entgegentritt^ 
während  die  Zeichnung  des  Publikums  zeitlich  dem  Gründungs- 
beschluss  nachfolgt  und  innerhalb  des  Entstehungsstadiums 
unter  dem  maassgebenden  Einfluss  der  Gründer  steht.  Wie 
die  Eröffiiung  der  Zeichnung  vom  Willen  der  Gründer  abhängig 
ist,  diese  durch  Beschluss  den  Gründungsprozess  sistiren 
können,  so  nehmen  sie  überhaupt  eine  übergeordnete  Stellung 
den  Zeichnern  gegenüber  ein.  Sie  laden  zur  Zeichnung  ein, 
lehnen  Zeichnungen  ab  oder  nehmen   sie   an,    repartiren   und 
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reduziren  bei  üeberzeichnung,  streichen  zahlungsunfähige  Zeich- 
ner von  der  Liste  und  melden  die  Zeichner  zum  Handels- 
register an.  So  besitzt  die  Frage  eine  grosse  Bedeutung,  von 
welchem  Moment  ab  die  Stellung  des  Zeichners  eine  rechtlich 
gesicherte  ist  Aber  bei  Beantwortung  dieser  Frage  darf  der 
Rechtsakt  der  Zeichnung  nicht  mit  dem  Recht  auf  die  Mit- 
gliedschaft verwechselt  werden.  Diese  Dinge  wirft  man  zu- 
sammen, wenn  man  die  Frage  erhebt,  ob  in  der  Zeichnung 
die  Vornahme  oder  die.  Annahme  einer  Offerte  läge.  Man 
denkt  dabei  an  die  Freiheit  oder  Gebundenheit  der  Gründer, 
die  mit  dem  Zeichnungsakt  nichts  zu  thun  hat. 

Wenn  die  Zeichnung  ein  einseitiger  Akt  ist,  so  können 
die  Gründer  zu  diesem  einseitigen  Akt  weder  als  Offerenten 
noch  als  Acceptanten  Stellung  nehmen.  Vielmehr  können  sie 
höchstens  zu  dem  einseitigen  Akt  der  Zeichnung  als  Mit- 
wirkungsberechtigte Stellung  nehmen.^)  Und  dann  würde  sich 
fragen,  wieweit  ihr  Mitwirkungsrecht  reicht  und  wann  ihre 
Zustimmung  ertheilt  ist. 

Damit  ist  das  Problem  in  das  rechte  Licht  gerückt,  die 
Einheit  von  üebemahme  und  von  Zeichnung  ist  gewahrt,  die 
Beziehungen  zwischen  Zeichnern  und  Gründern  werden  von 
denen  zwischen  Zeichnern  und  Gesellschaft  geschieden  und 
die  Aufgabe  der  Gründer  wird  im  Auge  behalten. 

Das  Mitwirkungsrecht  der  Gründer  bei  der  Zeichnung 
könnte  ein  doppeltes  Fundament  haben.  Es  könnte  beruhen 
auf  ihrer  Stellung  als  Kreatoren  und  auf  ihrer  Stellung  als 
Organen  der  werdenden  Aktiengesellschaft.  Jenes  wäre  ein 
individualistisches,  dieses  ein  sozialrechtliches  Fundament. 

Das  individualistische  Fundament  ist  zunächst  das  maass- 
gebende.  Die  Lage  der  Dinge  nach  Feststellung  des  Statutes 
und  theilweiser  Üebemahme  der  Aktien  macht  zunächst  das 
Weitere  vom  alleinigen  Willen  der  Gründer  abhängig.  Wie 
niemand  aus  dem  Publikum  ein  Recht   auf  den  Erlass  eines 


^)  Damit   ist   das   Bedenken,   welches   ß.  Schmidt   a.  a.  0.  S  1 
gegen  den  einseitigen  Akt  hegt,  beseitigt. 

Lehmann,  Recht  der  AktiengeseUschaften.  23 
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Prospektes  hat,  so  liegt  im  Erlass  des  Prospektes  im  Zweifel 
nicht  ein  bindendes  Versprechen  der  Gründer,  jedem  aus 
dem  Publikum,  der  die  Bedingungen  des  Prospektes  erfüllt, 
die  Zeichnung  zu  gestatten,  es  liegt  vor  eine  blosse  Bekannt- 
machung der  für  die  Zeichnung  maassgebenden  Thatsachen 
nebst  dem  Anheimstellen  an  diejenigen,  welche  geneigt  sind, 
Mitglieder  zu  werden,  sich  behufs  Abgabe  ihrer  einseitigen 
Erklärungen  zu  melden.  Vorbehalten  bleibt  den  Gründern 
das  Recht,  den  Prospekt  zurückzuziehen,  vorbehalten  das 
Recht,  Einzelne  überhaupt  nicht  zur  Zeichnung  zuzulassen, 
indem  sie  verweigern,  ihnen  die  Zeichnungsscheine  auszu- 
händigen, den  Eintritt  in  das  Lokal,  in  welchem  die  Zeich- 
nung stattfindet,  zu  gestatten  u.  s.  w.  Dabei  hat  jeder  der 
Gründer  das  selbständige  Recht,  seinen  Konsens  zu  verweigern. 
Denn  da  sich  nach  aussen  die  Gründer  vorläufig  zu  nichts 
verpflichtet  haben,  bedarf  es  des  Konsenses  Aller,  die  Nicht- 
ertheilung  des  Konsenses  seitens  Eines  kann  ihn  den  Mit- 
gründem  verantwortlich  machen,  wirkt  aber  nach  aussen  trotz- 
dem. Der  Angabe  eines  Grundes  für  die  Konsensverweigerung 
bedarf  es  nicht.^) 

Schwieriger  gestaltet  sich  die  Untersuchung,  wenn  nach 
erfolgter  Zeichnung  die  Entgegennahme  des  Zeichnungs- 
scheines verweigert  oder  der  Zeichnungsschein  zurückgeschickt, 
wenn  nach  Verlauf  einiger  Zeit  der  Zeichner  benachrichtigt 
wird,  dass  seine  Zeichnung  nicht  angenommen  ist,  oder  wenn 
er  überhaupt  keine  Nachricht  erhält.  Wer  vom  Zeichnungs- 
vertrage ausgeht  und  in  der  Zeichnung  eine  Offerte  an  die 
Gründer  erblickt,  kann  darüber  nicht  Zweifel  hegen,  dass  die 
Gründer  das  Recht  haben,  diese  Offerte  anzunehmen  oder 
abzulehnen,  für  ihn  kann  es  sich  nur  fragen,  ob  der  einzelne 
Gründer  oder  die  Gesammtheit  der  Gründer  ablehnen  muss, 
bis  zu  welchem  Zeitpunkt  die  Entscheidung  getroffen  sein 
muss  und  was  die  Folge  des  Stillschweigens  der  Gründer  ist. 

Wer  von  der  Zeichnung  als  einseitigem  Akte  ausgeht, 
hat  vielmehr  zwei  Fragen  zu  scheiden:    einmal,    von  welchem 


1)  Vergl.  oben  §  31  S.  342. 
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Zeitpunkt  ab  ist  der  Zeichner  aus  der  Zeichnung  verpflichtet, 
sodann,  von  welchem  Augenblicke  ab  hat  er  ein  von  den 
Gründern  ihm  nicht  zu  raubendes  Eecht  auf  die  Mitgliedschaft 
erworben. 

Die  Verpflichtung  des  Zeichners  aus  der  Zeichnung 
entsteht  mit  dem  Moment,  wo  er  den  Zeichnungsschein  unter- 
schrieben hat,  sie  ruht  aber,  solange  er  den  Zeichnungsschein 
noch  nicht  aus  seiner  Machtsphäre  herausgelassen  hat,  sie 
tritt  ins  Leben,  sobald  er  nicht  mehr  in  der  Lage  ist,  die 
Erklärung  zu  kassiren.  Wo  also  der  Zeichner  sich  in  ein 
Zeichenbuch  einträgt,  wird  seine  Verpflichtung  mit  der  Ein- 
tragung ins  Leben  treten,  da  er  die  Eintragung  nachträglich 
nicht  einseitig  tilgen  darf,  wo  er  Zeichnungsscheine  behufs 
Ausfüllung  erhält,  wird  sie  so  lange  ruhen,  bis  die  Zeichnungs- 
scheine den  Gründern  oder  deren  Vertretern  zugestellt  sind,^) 
und  zwar  mit  seinem  Willen  zugestellt  sind,  ihm  gestohlene 
Zeichnungsscheine  würden  die  Verpflichtung  nicht  begründen.^) 

Die  Berechtigung  des  Zeichners  auf  die  Mitgliedschaft 
entsteht,  wie  wir  sahen,  ^)  nicht  in  dem  gleichen  Moment,  wie 
die  Verpflichtung.  Aus  der  Zeichnung  entsteht  zunächst  kein 
Recht  des  Zeichners.  Die  Gründer  haben  vielmehr  zunächst 
das  Recht,  die  Zeichnung  zurückzuweisen,  selbst,  wenn  sie 
sich  bewusst  sind,  dass  dadurch  die  Vollzeichnung  des  Kapitals 
verhindert  wird.  Stehen  sie  vor  der  Wahl  zwischen  zwei 
Zeichnern,  so  können  sie  die  Entscheidung  nach  freier  Willkür 
treffen  ohne  Rücksicht  auf  die  Vermögensverhältnisse  der 
Zeichner  und  die  Priorität  der  Zeichnung,  geleitet  vielleicht 
durch  gänzlich  ausserhalb  der  Zwecke  der  Aktiengesellschaft 
liegende  Motive,  persönliche  Zuneigung  oder  Abneigung,  eigene 
geschäftliche  Interessen  u.  dgl.  m.  Sie  brauchen  die  Zurück- 
weisung auch  nicht  zu  motiviren.  Das  Zurückweisungsrecht 
steht  jedwedem  von  ihnen  zu.  Wenn  auch  nur  einer  von 
ihnen  seinen  Konsens  verweigert,  so  ist  der  Zeichner  zurück- 
gewiesen.    Jeder  einzelne  Gründer  ist  also  in  der  Lage,  durch 


^)  So  auch  richtig  Vivante,  Trattat o  I  Nr.  360. 
2)  Wiener  in  Z.  f.  H.  R.  XXIY  486,  Ring  230. 
»)  Siehe  oben  §  31. 
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Verweigerung  des  Konsenses  das  ganze  Unternehmen  nach 
erfolgter  Zeichnung  zum  Stillstand  zu  bringen.^)  Ein  anderes 
würde  natürlich  dann  gelten,  wenn  die  Q-ründer  erklärt  haben, 
dass  Majorität  genügen  solle,  oder  dass  jeder  von  ihnen  das 
Kecht  haben  solle,  mit  Wirkungen  für  andere  Zeichnungen 
zu  acceptiren. 

Eine  zeitliche  Grenze  für  die  Ausübung  des  Zurück- 
weisungsrechtes ist  nicht  gegeben.  Die  Gründer  sind  im 
Zweifel  nicht  gehalten,  sich  sofort  zu  äussern,  und  ihr  Schweigen 
ist  im  Zweifel  nicht  als  Annahme  aufzufassen.^)  Nur  dürfen 
sie  ihre  Erklärung  jedenfalls  über  die  Zeit  nicht  hinaus- 
schieben, welche  für  die  Dauer  der  Zeichnerverpflichtung 
maassgebend  ist. 

Haben  die  Gründer  die  Zeichnung  „angenommen"  durch 
Zutheilung  der  entsprechenden  Anzahl  Aktien,^)  so  ist  damit 
jedenfalls  ein  Recht  des  Zeichners  gegen  die  Gründer  des 
Inhaltes  erwachsen,  dass  diese  ihn  nicht  willkürlich  nach- 
träglich zurückweisen.  Die  Freiheit  der  Gründer  ist  damit 
nach  innen  eingeschränkt.  Dagegen  ist  die  Frage  noch 
nicht  entschieden,  ob  der  Zeichner  durch  die  Annahme  der 
Gründer  eine  ihm  nicht  mehr  zu  raubende  Anwartschaft 
auf  die  Mitgliedschaft  erworben  hat,  ob  er  also,  falls  die  Ge- 
sellschaft in  die  rechtliche  Existenz  getreten  ist,  mit  der  Fest- 
stellungsklage die  Anerkennung  seiner  Eigenschaft  als  Aktionär 
auf  Grund  jener  Annahme  durchsetzen  kann.  Anders  formulirt 
lautet  die  Frage  dahin:  enthält  die  Annahmeerklärung  seitens 
der  Gründer  die  formelle  Mitgliedsproklamirung  oder  enthält 
sie  nur  die  Verpflichtung,  nicht  willkürlich  die  Zeichner  wieder 
zu  streichen? 

Richtiger  Ansicht  nach  ist  die  Frage  in  letzterem  Sinne, 
zu   beantworten.     Die   formelle  Mitgliedsproklamirung   erfolgt 
erst  in  einem  späteren  Stadium,  sei  es  in  der  konstituir enden 
Generalversammlung,    sei  es   bei  Gelegenheit  der  Anmeldung 


1)  Renaud  223,  a.  A.  mit  Unrecht  Hahn  S.  16, 17,  Adelmann  S.  35. 
«)  Vergl.  Behrend  S.  739  A.  11. 

*)  Möglicherweise   in   der  Form   der  Ausstellung  von  Zutheilungs- 
scheinen,  ßenaud  401. 
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zum  Handelsregister.  Bis  dahin  können  die  Gründer  den 
Zeichner  trotz  erfolgter  Annahme  mit  Wirkung  nach  aussen 
zurückweisen  (streichen).  Eine  solche  Streichung  kann  unter 
Umständen  nicht  blos  ein  Recht,  sondern  eine  Pflicht  der 
Gründer  sein.  Ergiebt  sich  nämlich,  dass  der  Zeichner  die 
vorgeschriebenen  Einzahlungen  nicht  leisten  will  oder  leisten 
kann,  so  sind  die  Gründer  unter  Umständen  geradezu  ge- 
halten, ihn  von  der  Mitgliederliste  zu  streichen  und  würden 
sich  der  Gesellschaft  für  den  dieser  erwachsenen  Schaden 
andernfalls  haftbar  machen.^)  Aber  auch  sonst  kann  die 
Nothwendigkeit  für  die  Gründer  sich  ergeben,  die  Streichung 
vorzunehmen,  z.  B.  weil  sie  mehr  Zeichner -acceptirt  haben,  als 
das  Grundkapital  zulässt,  diesenfalls  wären  sie  zwar  dem 
Zeichner,  den  sie  zurückweisen,  zum  Schadensersatz  ver- 
pflichtet, aber  die  Zurückweisung  würde  wirksam  sein.  Einzelne 
Gesetze  räumen  der  Generalversammlung  der  Zeichner  eine 
Mitwirkung  bei  der  Zurückweisung  ein.^ 

Die  Gründer  nehmen  nach  erfolgter  Annahme  der  Zeich- 
nung die  Zurückweisung  somit  nicht  als  Kreato^en,  sondern 
als  Organe  der  entstehenden  Aktiengesellschaft  vor.  An 
Stelle  des  individualistischen  Fundaments  tritt  also  das 
sozialrechtliche,  dies  ist  die  Bedeutung  der  Annahme. 
Hing  es  bis  dahin  rein  vom  Belieben  der  Gründer  ab, 
zuzulassen,  so  haben  sie  von  da  ab  zwar  auch  noch  die 
Fälligkeit,  mit  Wirkung  nach  aussen  einzelne  Zeichner 
durch  andere  zu  ersetzen,  aber  wenn  sie  ohne  justa  causa 
diese  Ersetzung  vornehmen,  so  haften  sie  dem  dadurch 
Betroffenen.  Erst  mit  der  definitiven  Sanktion  der  Zeich- 
nungen ist  den  Gründern  diese  Befugniss  genommen,  ist  die 
Stellung  des  Aktionärs  in  der  werdenden  Gesellschaft  fest- 
gelegt. 

Diese  definitive  Sanktion   erfolgt   spätestens   in   der  von 


^)  Deutschland  art.  213  a  Abs.  3,  anders  nach  Rev.  D.  H.  G.  B. 
§  202  Abs.  3. 

2)  So  Schweden  17  entsprechend  dem  Satze,  dass  im  Prospekt  die 
Grundsätze  der  Zutheilung  auszudrücken  sind. 
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den  Gründern  vorzunehmenden  Schlusshandlung  der  Ein- 
reichung der  Mitgliederliste  zum  Handelsregister.^)  Die  in 
diesem  Verzeichniss  von  den  Gründern  Aufgeführten  sind 
zweifellos  die  wirklich  und  unwiderruflich  bestätigten,  die 
Gründer  können  sie  nachträglich  nicht  mehr  streichen.  So- 
weit die  Gesetze  eine  solche  Einreichung  nicht  kennen,  erfolgt 
sie  mit  der  Anerkennung  der  Zeichner  als  solcher  in  der 
konstituirenden  Generalversammlung,  indem  die  Gründer  diese 
zur  Ausübung  des  Stimmrechts  zulassen.^)  Damit  ist  das 
Recht  des  Zeichners  aus  einem  obligatorischen  Anspruch 
gegen  die  Gründer  zu  einem  selbständigen  Anwartschaftrecht 
auf  die  Mitgliedschaft  geworden,  und  es  bedarf  nur  noch  der 
Erfüllung  der  formellen  Requisite,  um  die  Korporation  zu 
erzeugen  und  damit  die  Anwartschaft  auf  die  Mitgliedschaft 
in  die  fertige  Mitgliedschaft  zu  verwandeln. 

§  33. 
3.  Zahlung  der  ersten  Rate.^) 

Kraft  der  Zeichnung  ist  der  Zeichner  gehalten,  die  von 
ihm  übernommene  Quote  des  Grundkapitals,  beziehungsweise 
bei  üeberpariemission  den  Mehrbetrag  zu  zahlen.  Der  durch 
die  Gründer  in  den  Statuten  fixirte  Betrag  des  Grundkapitals 
ist  mit  erfolgter  Vollzeichnung  vorhanden,  wenngleich  noch 
nicht  in  baarem  Gelde,  sondern  in  Forderungen,  welche  die 
Aktiengesellschaft  mit  der  Entstehung  gegen  die  einzelnen 
Mitglieder  hat,  und  welche  schon  während  des  Entstehungs- 
herganges die  Gründer,  bezw.  sonstigen  Organe  der  werdenden 
Aktiengesellschaft  gegen  die  Zeichner  geltend  machen  können. 

Da  aber  durch  die  blosse  Zeichnung  eine  Garantie  für 
die  wirkliche  Einzahlung  der  gezeichneten  Summe  nicht  ge- 
geben ist,  insofern  die  Ernsthaftigkeit  der  Willensentschliessung 


1)  Deutschland  210  Abs.  2,  Nr.  2  (R.  D.  H.  G.  B.  §  194  Abs.  2  No.  3.) 
«)  Schweiz  618,  Itaüen  134,  Belgien  32,  Ungarn  154,  155,  Portugal 

164  §§  4,  6,  Frankreich  art.  24  des  Gesetzes  von  1867. 

3)Litteratur:Behrend§102,Lyon-CaenetRenaultnNr.695ff., 

Vidari  11  Nr.  1151  ff.    Siehe  ferner  oben  §  24. 
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einerseits,  die  Zahlungsfähigkeit  des  Zeichners  andererseits 
durchaus  zweifelhaft  sein  kann,  so  bestimmen  zahlreiche  Ge- 
setze, zumal  solche,  welche  dem  Normativsystem  angehören, 
in  Festlegung  einer  seit  Alters  her  überkommenen  Praxis,^) 
dass  der  Zeichner  gehalten  ist,  einen  bestimmten  Prozentsatz 
des  Zeichnungsbetrages  sofort  bei  der  Zeichnung  oder  doch 
noch  während  des  Entstehungsstadiums  der  Gesellschaft  zu 
entrichten,  (premier  versement,  amount  payable  on  appü- 
cation  and  allotment  on  each  share).  Wo  solche  Be- 
stimmung nicht  getroffen  ist,  ^)  kommt  es  darauf  an,  ob  die 
Gründer  in  den  Zeichnungsbedingungen  die  sofortige  Ein- 
zahlung einer  bestimmten  Summe  vorgeschrieben  haben 
oder  nicht.  Ersterenfalls  würde  der  auch  angenommene 
Zeichner  von  den  Gründern  einfach  gestrichen  werden  können, 
weil  er  die  Voraussetzungen  für  die  Zulassung  zur  Zeichnung 
nicht  erfüllt  hat,  letzterenfalls  würde  die  Verpflichtung  zur 
Einzahlung  erst  dann  realisirt  zu  werden  brauchen,  wenn  die 
Gesellschaft  zu  Stande  gekommen  und  die  Einforderung  des 
Betrages  in  Gemässheit  der  gesetzlichen  bezw.  statutarischen 
Bestimmungen  von  den  maassgebenden  Gesellschaftsorganen 
erfolgt  ist. 

Der  von  den  einzelnen  Gesetzen  aufgestellte  Betrag 
der  Einzahlungssumme  ist  im  Zweifel  nur  als  Minimal- 
betrag aufzufassen.  Daraus  ergiebt  sich  die  Folgerung,  dass 
eine  entgegenstehende  Vereinbarung,  welche  diesen  Betrag 
herabsetzt,  wirkungslos,  dass  dagegen  eine  solche,  welche  ihn 
erhöht,  als  rechtlich  zulässig  zu  erachten  ist.  Nur  selten 
finden  sich  Fixirungen  des  Maximalbetrages  für  die  sofort  zu 
leistenden  Einzahlungen.^) 

^)  Vergl.  meine  geschichtliche  Entwicklung  des  Aktienrechts  S.  77. 

*)  Wie  in  den  Ländern  des  Konzessionssystems,  weü  es  hier  von 
der  Regierung  abhängt,  einem  Unternehmen,  das  nicht  die  genügende 
Sicherheit  bietet,  die  Konzession  zu  verweigern.  Darum  fehlt  es  z.  B, 
in  Oesterreich  bisher  an  gesetzlichen  Bestimmungen  dieser  Art.  Auch 
in  England  fehlen  bisher  gesetzüche  Bestimmungen.  Der  neueste  Ent- 
wurf des  englischen  Aktiengesetzes  trifft  freilich  solche. 

•)  So  hin  und  wieder  in  nordamerikanischen  Statuten,  z.  B.  in 
New-Hampshire  für  Eisenbahngesellschaften  (Cook  p.  1773). 
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Der  Betrag  der  Einzahlungssumme  bezieht  sich  im  Zweifel 
auch  nur  auf  diejenigen  Aktien,  bei  denen  ßaarzahlung  erfolgen 
soU.^)  Was  die  gegen  Sacheinlagen  übernommenen  Aktien 
betrifft,  so  sind  sie  schon  aus  dem  Grunde  derartigen  Be-? 
Stimmungen  nicht  unterworfen,  weil  eine  Ratenzahlung  hier 
aus  der  Natur  der  Sache  meist  ausgeschlossen  sein  wird,  die 
Leistung  aber  der  ganzen  Sacheinlage  vor  erfolgter  Kon-^ 
stituirung  der  Gesellschaft  von  den  Einlegern  an  und  für  sich 
nicht  verlangt  werden  kann,  meist  auch  nicht  durchführbar 
ist,  da  sie  die  rechtliche  Existenz  der  Gesellschaft  voraussetzt. 
Hinzu  kommt,  dass  die  Sacheinlagen  nach  vielen  Gesetz- 
gebungen von  der  Gesammtheit  der  Zeichner  anerkannt  sein 
müssen,  vor  erfolgter  Anerkennung  demnach  unter  keinen 
umständen  vorgenommen  werden  können.  Andererseits  er^ 
übrigt  sich  für  Sacheinlagen  eine  besondere  Bestimmung,  weil 
der  auf  üebertragung  gerichtete  Rechtsakt  mit  der  Entstehung 
der  Gesellschaft  in  seiner  Totalität  perfekt  wird,  demnach  das 
Eigenthum  oder  sonstige  Recht  hier  auf  die  Gesellschaft  sofort 
übergeht.^) 

Der  von  den  einzelnen  Gesetzgebungen  fixirte  Betrag  ist 
ein  sehr  verschiedener.  Nach  der  deutschen  Gesetzgebung 
muss  auf  jede  Aktie  mindestens  25  ^o  des  Nennbetrages  imd 
bei  Ueberpariemission  der  Mehrbetrag  vor  der  Anmeldung 
der  Gesellschaft  zum  Handelsregister  eingezahlt  sein.^  Die 
neueste  französische  Gesetzgebung  verlangt  für  Kleinaktien 
(deren  Betrag  25  Francs  nicht  übersteigt)  sofortige  VoUein- 
zahlung,  während  für  sonstige  Aktien  25  %  genügen.^)  Andere 
europäische    Gesetze    fordern    10, '^)    20®)   oder    30')  Prozent, 


^)  Deutschland  210  Abs.  3  (R.  D.  H.  G.  B.  §  195  Abs.  3),  Schweiz  622, 
619,  Belgien  31  (Gesetz  von  1886). 

«)  Vergl.  Lyon-Caen  et  Renault  11  Nr.  702. 

3)  210  Abs.  3  «  R.  D.  H.  G.  B.  §  195  Abs.  3. 

*)  Ueber  die  sehr  unklar  gefasste  Bestimmung  Lyon-Caen, 
Appendice  zu  tome  II  Nr.  9. 

^)  Belgien  art.  31  in  der  Fassung  des  Gesetzes  von  1886,  Ungarn 
151  Abs.  2,  Niederlande  51,  Portugal  162  Nr.  3,  4. 

ö)  Schweiz  622. 

')  Italien  131. 
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während   die   Statutargesetze   der    nordamerikanischen   Union 
zwischen  2  und  50  7o  schwanken.^) 

Der  geforderte  Minimalbetrag  muss  fiir  die  einzelnen  Aktien 
eingezahlt  werden.  Es  genügt  demnach  nicht,  dass  die  ge- 
setzlich aufgestellte  Quote  des  gesammten  Grundkapitals  ein- 
gezahlt ist,  sofern  nicht  auch  jedör  Zeichner  fiir  den  Minimal- 
betrag seine  Aktie  liberirt  hat.^)  Ebenso  wenig  genügt  es, 
wenn  die  von  dem  Besitzer  mehrerer  Aktien  gemachten 
Zahlungen  im  Gesammtbetrage  die  gesetzliche  Rate  erschöpfen, 
sofern  nicht  auf  jede  Aktie  der  gesetzliche  Betrag  entfällt. 
Handelt  es  sich  um  Aktien,  welche  zu  einem  Theile  durch 
Baarleistung,  zu  einem  anderen  durch  Sacheinlage  liberirt 
werden  sollen  (actions  mixtes),  so  erhebt  sich  die  Frage,  ob 
mit  der  den  Werth  der  ersten  Rate  erschöpfenden  Sacheinlage 
dem  gesetzlichen  Erfordemiss  Genüge  geschehen,  oder  ob 
trotzdem  die  erste  Rate  von  der  Baareinzahlungsquote  zu 
entrichten  ist,  und  letzterenfalls,  ob  der  entsprechende  Prozent- 
satz nach  der  Baareinzahlungsquote  oder  dem  Nennbetrag 
der  Aktie  berechnet  wird.  An  und  für  sich  wird  die  Frage 
in  ersterem  Sinne  entschieden  werden  müssen,^)  da  dem 
gesetzlichen  Erfordemiss  auch  durch  Zeichnung  der  Sacheinlage 
nachgekommen  wird.  Aus  wirthschaftlichen  Erwägungen 
empfiehlt  es  sich  indessen,  die  Baarzahlung  der  vollen  gesetz- 
lichen Erstrate  in  allen  Fällen  zu  verlangen,  in  denen  die 
Einlage  nicht  ganz  und  gar  Sacheinlage  ist.  Sollte  bei  der 
action  mixte  die  Baareinzahlungsquote  weniger  als  die  gesetz- 
liche Erstrate  betragen,  so  wäre  sie  naturgemäss  voll  zu 
leisten.  Noch  weiter  geht  die  neueste  französische  Gesetz- 
gebung, indem  sie  bei  actions  mixtes  schlechthin  Vollzahlung 
vor  der  Errichtung  gebietet.*) 


1)  Cook  p.  1606,  1607,  1620,  1634,  1635,  1643,  1648,  1746,  1759, 
1773,  1817,  1829,  1847/51,  1890. 

2)  Lyon-Caen  et  Renault  II  Nr.  696,  Ring  256. 

^)  In  Belgien  und  Frankreich  ist  die  Frage  vielfach  diskutirt 
worden.  Lyon-Caen  et  Renault  II  Nr.  703.  In  obigem  Sinne  Belgien 
art.  29  No.  3  in  der  Fassung  des  Gesetzes  von  1886. 

*)  Gesetz  vom  I.August  1893,  dazu  Lyon-Caen,  Appendice  Nr.  13. 
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Der  geforderte  Minimalbetrag  muss  nach  mehreren  Gesetz- 
gebungen effektiv  eingezahlt  werden.^)  Soweit  dies  nicht 
ausdrücklich  bestimmt  ist,  ist  jede  Zahlungsart,  also  auch 
Aufrechnung  mit  einer  gegen  die  zukünftige  Gesellschaft  ge- 
richteten Forderung  zulässig.^)  Von  wem  der  Betrag  ent- 
richtet wird,  ist  gleichgültig.  Keineswegs  ist  erforderlich, 
dass  ihn  der  Zeichner  selbst  einzahlt,  die  Zahlung  durch 
Dritte  für  den  Zeichner  genügt.  Welche  Rechte  dadurch 
dem  Dritten  gegen  den  Zeichner  erwachsen,  bestimmt  sich 
nach  bürgerlichem  Recht.  ^) 

Der  Betrag  ist  an  diejenigen  zu  entrichten,  welche  in 
dem  Zeitpunkt  der  Einzahlung  die  maassgebenden  Organe 
der  entstehenden  Gesellschaft  sind,  d.  h.  an  die  Gründer, 
beziehungsweise  an  die  etwa  bereits  bestellten  Vorstandsmit- 
glieder oder  sonstigen  Beamten.*)  Ist  im  Prospekt  eine 
bestimmte  Einzahlungsstelle,  z.  B.  ein  Bankhaus,  angegeben, 
so  hat  die  Einzahlung  bei  diesem  zu  erfolgen.  **)  Einzelne 
Gesetze  bestimmen,  um  die  Gefahr  unrechtmässiger  Ver- 
wendung der  eingezahlten  Gelder  zu  verhüten,  dass  die  Ein- 
zahlung bei  einer  öffentlichen  Kasse  zu  erfolgen  hat,  welche 
diesen  Betrag  an  die  Vorstandsmitglieder  erst  nach  Beendigung 
der  Gründung  abführt.*) 

Wann  die  erste  Einzahlung  zu  erfolgen  hat,  bestimmen, 
falls    nicht   im   Statut    oder   Prospekte   darüber   Vorschriften 


>)  Dahin  gehört  z.  B.  Deutschland  210  Abs.  3  (R.D.H.G.B.  §  195 
Abs.  3. 

*)  Vergl.  z.  B.  die  französische  Jurisprudenz  bei  Lyon-Caen  et 
Renault  11  Nr.  699. 

•)  Behrend  §  102   A.  5,    Lyon-Caen   et  Renault  II  Nr.   701. 

*)  Deutschland  210  Abs.  3  (=  R.  D.  H.  G.  B.  §  195  Abs.  3,  dazu 
Behrend  728  A.  8,  Ring  257,  Entseh.  d.  R.  G.  in  Strafsachen  XXIV 
Nr.  4),  Schweden  19  Nr.  3.  Für  Nordamerika  Material  bei  Cook  pag.  1606, 
1629,  1669,  1722,  1817,  1829. 

^)  Zulässig  wäre  an  sich  diesenfalls  Zahlung  durch  Giroumschreibung 
bei  der  betreffenden  Bank.  Lyon-Caen  et  Renault  11  Nr.  699.  In- 
dessen sind  einzelne  Gesetze  dagegen,  so  das  deutsche  210  Abs.  3 
(=  R.  D.  H.  G.  B.  §  195  Abs.  3.) 

«)  Italien  133,  Portugal  162  Nr.  3,  Nr.  4  §  4. 
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getroflfen  sind,  die  maassgebenden  Organe,  also  Gründer  oder 
Vorstand.  Hin  und  wieder  schreiben  Gesetze  vor,  dass  ein 
gewisser  Prozentsatz  sofort  bei  der  Zeichnung,  ein  weiterer 
bis  zur  Konstituirung  der  Gesellschaft  zu  entrichten  sei.^) 
Wo  dies  nicht  gilt,  ist  die  erste  Einzahlung  auf  die  jeder- 
zeitige Aufforderung  (call)  der  kompetenten  Organe  zu  leisten.^) 
Nur  hat  die  Leistung  jedenfalls  vor  dem  Abschluss  des 
Gründungsherganges  ^)  oder  doch  vor  dem  Geschäftsbeginn 
der  Gesellschaft*)  zu  geschehen. 

Was  die  rechtliche  Bedeutung  der  ersten  Einzahlung 
betriflft,  so  sind  mangels  entgegenstehender  gesetzlicher  Be- 
stimmung ^)  die  diesbezüglichen  Vorschiiften  nur  als  Ordnungs- 
vorschriften anzusehen.  Die  Aktiengesellschaft  würde  auch 
bei  Nichtbeobachtung  derselben  entstehen.  Nach  einigen  Ge- 
setzen ®)  ist  die  Zeichnung  nichtig,  falls  nicht  bei  ihr  die  erste 
Rate  eingezahlt  wird. 

§  34. 

4.  Die  Feststellung  der  Vollzeichnung  und  der  ersten  Einzahlung. 

Prüfung  der  Sacheinlagen,  der  Uebernahmen  von  Vermögenswerthen, 

der  Gründungsaufwände  und  Gründungsbegünstigungen.  ^) 

Soweit  die  Vollzeichnung  des  Grundkapitals  und  die  Ein- 
zahlung der  ersten  Rate  dem  Inkorporirungsakt  voraufgehen, 
bedarf  es  der  Feststellung,  dass  diesen  gesetzlichen  Erforder- 
nissen Genüge  geschehen  ist. 

Im   Falle   der   Simultangründung   kann   solche   Fest- 

0  Ungarn  151,  159». 

2)  Lyon-Caen  et  Renault  11  Nr.  697,  Behrend  727. 
.  3)  Deutschland  210  Abs.  3  («=  R.  D.  H.  G.  B.  §  195  Abs.  3),  Belgien 
art.  29    in    der  Fassung   des   Gesetzes  von    1886,    Portugal    162    Nr.  3, 
Schweiz  618,  Italien  131,  Ungarn  159. 

*)  So  vielfach  in  nordamerikanischen  Statutarrechten,  wo  die  In- 
korporirung  schon  im  Anfang  der  Gründung  erfolgt. 

ö)  z.  B.  Belgien  art.  29  cit. 

^)  Ungarn  151,  Bosnien  156. 

')  Litteratur:  Renaud  §27,  Behrend  §107,  Ring  und  Staub 
zu  art.  209b,  e,  g,  h,  210,  210a,  Lyon-Caen  et  Renault  II  Nr.  706 ff., 
Vidari  U  Nr.  1165 ff.    Siehe  ferner  oben  §  24. 
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Stellung  lediglich  durch  die  Gründer  und  bereits  bei  Gelegen- 
heit der  Statutsfeststellung  geschehen.  Die  das  Statut  unter- 
schreibenden Gründer  können  durch  ihre  Unterschrift  die 
Erfüllung  jener  Erfordernisse  anerkennen/)  und  die  Ein- 
reichung des  Statuts  enthält  dann  gegenüber  der  Register- 
behörde zugleich  die  Erklärung  der  Gründer,  dass  die  Voll- 
zeichnung und  erste  Einzahlung  bewirkt  ist.^)  Indessen  be- 
gnügen sich  einzelne  Gesetze  nicht  mit  der  einfachen  Ein- 
reichung des  Statuts,  verlangen  vielmehr  eine  ausdrückliche 
Erklärung,  sei  es  des  ersten  Vorstandes,  sei  es  der  Gründer 
und  der  im  Gründungsstadium  gewählten  Organe,  dass  die 
erste  Ei^zahlung  geleistet,  oder  gar,  dass  die  Vollzeichnung 
erfolgt  sei.^) 

Dagegen  ist  im  Falle  der  Successivgründung  ein  be- 
sonderer, das  Ergebniss  der  zahlreichen  Einzelakte  zusammen- 
fassender Eeststellungsakt  nöthig.  Dieser  Feststellungsakt 
kann  und  wird  zunächst  durch  die  Gründer  erfolgen,  welche 
durch  eine  urkundliche  Erklärung  zum  Ausdruck  bringen, 
dass  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Aufbringung 
des  Grundkapitals  und  die  Zahlung  der  ersten  Rate  erfüllt 
sind.  Solchenfalls  ist  der  Feststellungsakt  der  Gründer  von 
dem  eigentlichen,  durch  die  einberufenen  Zeichner  erfolgenden 
Errichtungsbeschluss  zu  scheiden.  Aus  der  Natur  der  Sache 
heraus  wird  indessen  die  über  die  Errichtung  beschliessende 
(konstituirende)  Generalversammlung  der  Zeichner  den  Fest- 
stellungsakt der  Gründer  ihrer  Prüfung  unterwerfen,  da  die 
Vollzeichnung  des  Grundkapitals  die  Basis  ihrer  Ent- 
schliessungen  bildet.  Es  ergiebt  sich  demnach  im  Falle  der 
Successivgründung  jedenfalls  eine  Mitwirkung  der  Zeichner- 
gesammtheit  bei  Feststellung  der  Vollzeichnung  und  ersten 
Einzahlung.  Noch  weiter  gehend  überweisen  viele  Gesetzgebungen 
den  ganzen  Feststellungsakt  der  Zeichnergesammtheit  und  ver- 
legen ihn  in  die  konstituirende  Generalversammlung. 


1)  Schweiz   618,   Italien   128,   Portugal   163,   Belgien   29/30  in   der 
Fassung  des  Gesetzes  von  1886. 

8)  So  auch  Schweiz  622,  618,  vergl.  Faas  S.  88,  39. 

»)  Deutschland  210  Abs.  3  (=  R.  D.  H.  O.  ß.  §  195  Abs.  3),  Schweden  19. 
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Nach  französischem  Recht  muss  die  VoUzeichnung  und 
die  Einzahlung  der  ersten  Rate  durch  eine  notarielle  Er- 
klärung der  Gründer  konstatirt  werden.  Diese  Erklärung  mit 
der  Liste  der  Zeichner  und  einer  Uebersicht  der  erfolgten 
Einzahlungen  muss  der  ersten  Generalversammlung  der  Zeichner 
vorgelegt  und  von  derselben  auf  ihre  Richtigkeit  geprüft 
werden.  Erst  mit  erfolgter  Verifikation  seitens  der  General- 
versammlung ist  der  Feststellungsakt  vollendet.*) 

Das  belgische  Recht  lässt  die  Gründer  der  konstituiren- 
den  Generalversammlung  selbst  in  Gegenwart  eines  Notars 
den  Nachweis  über  die  Vollzeichnung  und  die  erste  Ein- 
zahlung nebst  der  Zeichnerliste  und  dem  Status  der  Ein- 
zahlungen behufs  Anerkennung  vorlegen.^)  Aehnlich  das 
ungarische,*)  das  italienische,^)  das  portugiesische,*^)  das 
schweizerische  Gesetzbuch®)  und  das  schwedische  Aktien- 
gesetz.') 

Nach  der  deutschen  Gesetzgebung  haben  die  Gründer 
zunächst  den  von  der  Zeichnergesammtheit  in  einer  zu  diesem 
Zweck  einberufenen  Versammlung  gewählten  ersten  Organen 
den  Bericht  über  die  Vollzeichnung  und  erste  Einzahlung  vor- 
zulegen, diese  haben  den  Bericht  zu  prüfen®)  und  darüber 
Bericht  zu  erstatten.  Sodann  ist  von  den  Gründern  und  den 
erstgewählten  Organen  eine  gemeinschaftliche  Erklärung  gegen- 
über der  Registerbehörde  abzugeben,  dass  das  Grundkapital 
voll  gezeichnet  und  die  erste  Einzahlung  erfolgt  ist,  wobei 
die  Duplikate  der  Zeichnungsscheine  und  eine  Zeichnerliste 
einzureichen  sind.  Eine  Schlussprüfimg  nimmt  die  unter  richter- 
lichem   Vorsitz    tagende    konstituirende    Generalversammlung 


^)  Art.  24,   1,    30    des    Gesetzes    von    1867,    dazu    Lyon-Caen    et 
Renault  11  Nr.  706. 

8)  Art.  32  des  Gesetzes  von  1873. 
8)  §  154  Nr.  1. 
*)  Art.  134  Nr.  1. 
«*)  Art.  164  §  4. 
«)  Art.  618. 

')  §  17. 

®)  Darüber   Hergenhahn,   Vorstand  der  Aktiengesellschaft  86 ff. 
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über  die  Richtigkeit  der  Gründerfeststellung  vor.^)  Grund- 
gedanke aller  dieser  Bestimmungen  ist,  eine  willkürliche  und 
fraudulöse  Feststellung  der  Vollzeichnung,  bezw.  ersten  Ein- 
zahlung durch  die  Gründer  zu  verhüten.  Indem  diese  ge- 
zwungen werden,  vor  dem  Notar  oder  gegenüber  der  Register- 
behörde die  Feststellungserklärung  vorzunehmen,  werden  sie 
zur  gewissenhaften  Selbstprüfung  angehalten;  indem  sie  der 
Zeichnerversammlung  die  Feststellungserklärung  nebst  ihren 
Belegen  vorzulegen  haben,  wird  jeder  Zeichner  in  die  Lage 
versetzt,  sich  seinerseits  über  das  Vorhandensein  der  gesetz- 
lichen Voraussetzungen  Ueberzeugung  zu  verschaffen.  Am 
durchgreifendsten  tragen  die  Bestimmungen  des  deutschen 
Rechts  dem  letzten  Gedanken  dadurch  Rechnung,  dass  sie 
nicht  blos  gleich  den  übrigen  Gesetzgebungen  der  Zeichner- 
versammlung gestatten,  sondern  ihr  vorschreiben,  eine  Prüfimg 
der  Gründererklärung  durch  Vorstand  und  Aufsichtsrath,  bezw. 
besondere  Revisoren  ^)  vornehmen  zu  lassen.  Denn  thatsächlich 
wird  ohne  jenen  Zwang  die  konstituirende  Generalversammlung 
nur  selten  zur  Einleitung  einer  Spezialprüfung  durch  Kom- 
missare schreiten. 

Schärfer  noch  als  hinsichtlich  der  Vollzeichnung  und  der 
ersten  Einzahlung  macht  sich  das  Bedürfniss  einer  Prüfung 
geltend  bei  der  sogenannten  qualifizirten  Gründung  hin- 
sichtlich der  Sacheinlagen.  Denn  wenn  jene  einen  mehr  formalen 
und  äusserlichen  Charakter  trägt,  kommt  es  bei  dieser  auf 
erhebliche,  materielle  Wirkungen  hinaus.  Die  Aktiengesellschaft 
soll  von  Anfang  an  mit  einem  in  Vermögenswerthen  anderer 
Art,  als  baarem  Gelde,  bestehenden  Grundkapital  ins  Leben 
treten.  Nicht  die  Thatsache  der  formellen  Vollzeichnung, 
sondern  die  der  effektiven  Vollzeichnung  kann  hier  durch 
fraudulöse  Manöver  vereitelt  werden.  Wenn  die  in  den  Zeich- 
nungen liegenden  Vermögenswerthe  der  Gesellschaft  den  als 
Grundkapital  veranschlagten  Vermögensbetrag    bei    normalem 


»)  Art.  209h,  f,  210  Abs.  2,  3,  210a  (vergl.  R.  D.  H.  G.  B.  §§  192 
190  Abs.  2,  193,  195  Abs.  2,  3,  196). 

*)  lieber  die  rechtliche  Stellung  dieser  ist  an  späterer  Stelle  zu 
handeln. 
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Entstehungshergang  erreichen  sollen,  so  wird  durch  Ein- 
bringung unterwerthiger  Sacheinlagen  das  Erforderniss  der 
Herstellung  des  Grundkapitals  zum  grösseren  oder  geringeren 
Theile  vereitelt,  der  Sacheinleger,  der  eine  nur  den  halben 
Werth  ausmachende  Einlage  seines  übernommenen  Aktien- 
betrages inferirt,  hat  xlurch  den  Uebemahmeakt  in  Wahrheit 
nur  den  halben  Betrag  der  von  ihm  übernommenen  Beträge 
zu  inferiren  sich  verpflichtet.  Nach  Approbation  der  minder- 
werthigen  Einlage  durch  die  Gründer  würde  mit  der  Ent- 
stehung der  Aktiengesellschaft  eine  Aktiengesellschaft  vor- 
handen sein,  bei  der  das  als  voll  eingezahlt  bezeugte 
Grundkapital  in  Wahrheit  nur  pro  parte  vorhanden  ist. 
Während  bei  der  Baareinlagenzeichnung  der  seine  Ver- 
pflichtungen nicht  erfüllende  Zeichner  nachträglich  gestrichen 
und  durch  andere  Zeichner  ersetzt  werden  kann,  wäre  der 
Sacheinleger  nach  erfolgter  Approbation  seitens  der  Gründer 
in  der  glücklichen  Lage,  die  Rechte  eines  Mitgliedes  ohne 
weitere  Verpflichtungen  zu  besitzen,  die  Ergänzung  des  am 
Grundkapital  fehlenden  Betrages  wäre  nur  im  Wege  lang- 
andauernden Zuschlages  etwaigen  Betriebsüberschusses  zu  dem 
Gesellschaftsvermögen  erreichbar.  Diese  missliche  Lage  wird 
dadurch  erschwert,  dass  es  meist  gerade  die  Statutsfeststeller 
sein  werden,  welche  Sacheinlagen  vornehmen,  die  S.acheinleger 
sind  gewöhnlich  Gründer  im  eigentlichsten  Sinne  des  Wortes. 
Auch  wo  sie  es  nicht  sind,  stehen  sie  meist  in  engeren  Be- 
ziehungen zur  Gründung,  als  das  grosse  Publikum  der  Zeichner. 
Wie  sie  deshalb  von  mehreren  Gesetzgebungen  mit  den 
Gründern  identifizirt  oder  ihnen  doch  zur  Seite  gestellt 
werden,^)  so  werden  für  die  Approbation  der  Sacheinlagen 
überhaupt  vielfach  eingehende  und  sorgsame  Vorschriften 
aufgestellt. 

Soweit  sich  die  verschiedenen  Gesetze  mit  der  Regelung 
der  Sacheinlagen  befassen,^)  kehren  in  ihren  Bestimmungen 
stets  zwei  Sätze  wieder.  Einerseits  wird  die  Herstellung 
möglichster  Klarheit  über   den   Gegenstand   der   Sacheinlage 

1)  Siehe  oben  S.  319,  SSp. 
*)  Wenig  in  England. 
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und  den  Betrag  der  vom  Sacheinleger  übernommenen  Aktien 
zu  erzielen  gesucht,  andererseits  wird  der  Zeichnerversammlung 
das  Genehmigungsrecht  zu  Sacheinlagen  zugesprochen  und 
durch  detaillirte  Vorschriften  die  Gefahr  übereilter  Ge- 
nehmigung zu  verhüten  gesucht.  Auf  den  ersten  Theil  der 
diesbezüglichen  Bestimmungen  ist  zwar  schon  bei  früherer 
Gelegenheit  verwiesen  worden,^)  aber  die  dortigen  Erörterungen 
fassten  lediglich  die  Stellung  der  Sacheinleger  als  Zeichner 
ins  Auge.  Hier  indessen  handelt  es  sich  um  die  Feststellung 
der  Grundkapitalsaufbringung,  so  dass  von  einer  nochmaligen 
Würdigung  dieser  Vorschriften  nicht  abgesehen  werden  kann, 
zumal  nur  ein  Theil  derselben  bei  früherer  Gelegenheit  er- 
örtert wurde. 

Soll  die  Zeichnergesammtheit  ihr  Mitwirkungsrecht  bei 
der  qualifizirten  Gründung  mit  Erfolg  ausüben,  so  ist  es  er- 
wünscht, dass  jeder  Zeichner  möglichst  frühzeitig  über  das 
Vorhandensein  von  Sacheinlagen  gehörige  Kenntniss  hat. 
Hieraus  entspringt  die  vielfach  wiederkehrende  Vorschrift, 
dass  die  auf  die  Sacheinlage  bezüglichen  Erklärungen  in  das 
ursprüngliche  Statut  oder  den  Prospekt  einerseits,  die  Zeich- 
nungsscheine andererseits,  -)  also  diejenigen  Urkunden,  welche 
die  Grundlage  der  Zeichnung  bilden,  aufzunehmen  sind.  Ein 
Theil  der  Gesetze  begnügt  sich  mit  der  allgemeinen  Anord- 
nung, dass  bei  Sacheinlagen  in  jenen  Urkunden  der  Ueber- 
nahmepreis  anzugeben  ist,^)  andere  gebieten  Angabe  der 
Einlagebedingungungen,  also  eine  genaue  Spezifikation  der 
Uebernahmemodalitäten,  ohne  in  Einzelheiten  sich  einzulassen,*) 
wieder  andere  schreiben  genau  formulirend  Angabe  der  Person 
des  Aktionärs,  des  Gegenstandes  der  Einlage  und  des  Be- 
trages  der   für    die   Einlage   zu    gewährenden   Aktien    vor.^) 


1)  Oben  §  31  Nr.  2  S.  333. 
«)  Siehe  oben  §  31  Nr.  2. 

«)  Schweden  14,  Schweiz  619,  Ungarn  150  Abs.  2  Nr.  6),  Portugal  114 
.Nr.  8  §  2. 

*)  Belgien  31  (Gesetz  von  1886). 

«>)  Deutschland  209  b  Abs.  2  (=  R.  D.  H.  G.  B.  §  186  Abs.  2). 
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Nicht  überall^)  aber  findet  sich  eine  derartige  Vorschrift, 
deren  Nutzen  auch  nur  darin  bestehen  kann,  die  Zeichner- 
gesammtheit  auf  das  Irreguläre  des  Entstehungsherganges 
aufmerksam  zu  machen,  ohne  sie  über  die  Einzelheiten  voll- 
ständig zu  informiren. 

Wichtiger  ist  eine  andere,  dem  deutschen  Recht  eigen» 
thümliche  Regelung.  Hier  wird  den  Gründern  die  Pflicht 
zur  Anfertigung  eines  Gründerberichtes,  einer  Art  Recht- 
fertigungsschrift, auferlegt.-)  Die  Gründer  haben  die  Um- 
stände darzulegen,  mit  Rücksicht  auf  welche  ihnen  die  Höhe 
der  für  die  Einlageobjekte  gewährten  Beträge  in  Aktien  ge- 
rechtfertigt erscheint.  Insbesondere  sollen  sie  dem  Erwerb 
durch  die  Gesellschaft  voraufgegangene  Rechtsgeschäfte,  welche 
auf  die  Einbringung  in  die  Aktiengesellschaft  hingezielt  haben, 
sowie  die  etwaigen  früheren  Erwerbs-  und  Herstellungspreise 
aus  den  letzten  zwei  Jahren  angeben.^) 

Dieser,  auch  bei  der  Simultangründung  zu  erstattende 
Gründerbericht  -ist  zunächst  den  von  den  Gründern  selbst, 
bei  der  Successivgründung  den  von  der  Zeichnerversammlung 
bestellten  Organen,  (Vorstand,  Aufsichtsrath),  oder,  wenn 
diese  selbst  als  Gründer  oder  aus  einem  anderen  Grunde 
interessirt  sind,  besonderen  Revisoren  zur  Prüfung  vorzulegen.^) 
Der  von  ihnen  erstattete  Prüfungsbericht  ist  nebst  dem  Gründer- 
bericht der  Registerbehörde  einzureichen  und  gelangt  bei  der 
Successivgründung  dann  erst  an  die  konstituirende  General- 
versammlung.^) Für  die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der 
gemachten  Angaben  sind  die  Gründer  solidarisch  verhaftet.^) 


^)  So  nicht  in  Frankreich. 

2)  Art.  209  g  (=  R.  D.  H.  G.  B.  §  191). 

•^)  Das  rev.  D.  H.  G.  B.  fügt  dazu  bei  Uebergang  eines  Unternehmens 
auf  die  Gesellschaft  die  Angabe  der  Betriebsergebnisse  aus  den  letzten 
beiden  Geschäftsjahren. 

*)  Art.  209h  Abs.  1  (=  R.  D.H.  G.  B.  §  192). 

^)  Ueber  die  Prüfung  des  Gründungsherganges  Schmidt,  Gründer- 
verantwortlichkeit 64 ff.,  Ring  237 ff.,  Sattler,  Revision  bei  Gründung 
von  Aktiengesellschaften  1893;  B ehrend  728,  729;  Hergenhahn  in 
Gruchots  Beiträgen  Bd.  XXXVI  S.  611,  737,  XXKVU  S.  289,  585. 

*)  Das  Nähere  unten  §  43. 
Lehmann,  Recht  der  Aktiengesellschaften.  24 
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—  Zweifellos  wird  hier  für  die  Vollherstellung  des  Grund- 
kapitals erhöhte  Sorge  getragen.  Der  gegen  die  Gründer 
geübte  Zwang  zur  Rechtfertigung  der  Zulassung  von  Sach- 
einlagen setzt  die  Zeichnergesammtheit  unter  allen  Umständen 
in  den  Stand,  an  der  Hand  der  vorgebrachten  Thatsachen, 
deren  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  von  den  prüfenden 
Organen  vorher  untersucht  ist,  zu  beurtheilen,  ob  die  Sach- 
einlage dem  gewährten  Uebemahmebetrage  entspricht.  Indem 
das  Gesetz  zweckmässig  die  Gründer  zwingt,  Klarheit  über 
die  hauptsächlichsten  Punkte  durch  eine  unter  strenger  Ver- 
antwortlichkeit stehende  Berichterstattung  zu  gewähren,  erspart 
es  weitschweifige  Anfragen  und  Verhandlungen  in  der  kon- 
stituirenden  Generalversammlung,  welche  von  vornherein  die 
Prosperität  des  Unternehmens  zu  verdächtigen  geeignet  sind, 
und  es  schützt  die  Minderheit  der  Zeichner  gegen  einen  Er- 
richtungsbeschluss,  der  gefasst  wird,  ohne  dass  über  die 
Bewerthung  der  Sacheinlagen  das  nöthige  Licht  verbreitet 
ist.  Gilt  das  Gesagte  schon  dann,  wenn  man  die  Prüfungs- 
kompetenz der  den  Gründerbericht  kontrollirenden  Organe 
lediglich  auf  die  formelle  Untersuchung  der  Richtigkeit  und 
Vollständigkeit  der  von  den  Gründern  angegebenen  Thatsachen 
beschränkt,  so  wird  eine  weit  grössere  Garantie  dann  ge- 
schaffen, wenn  die  Prüfungsorgane  auch  in  eine  sachliche 
Prüfung  des  Gründerberichts  einzutreten  und  ihre  Bedenken 
gegen  die  Angemessenheit  der  für  Sacbeinlagen  gewährten 
Beträge  der  Zeichnerversammlung  vorzutragen  haben. ^)  Nicht 
verkannt  werden  darf  freilich,  dass  ein  derartiger  Gründer- 
bericht da  zu  lächerlichen  Ergebnissen  führen  kann,  wo 
ausserordentliche  Umstände  die  Erwerbspreise  der  Sachein- 
lagen beeinflussen,  wie  bei  Kolonialgesellschaften,-)  falls  das 
als  Sacheinlage  dienende  Land  durch  Okkupation  oder  Tausch 
gegen  Glasperlen  erworben  ist,  oder  bei  Gesellschaften  zur 
Verwerthung  eines  als  nützlich  erkannten  und  als  Sacheinlage 
inferirten   Patentes,    das    zu    einem   billigen  Preise   erstanden 


1)  So  Rev.  D.  H.  G.  B.  §§  193,  196  Abs.  3. 
'2)  Vergl.  Simon  in  Z.  f.  H.  R.  XXXIV  136. 


Die  Feststellung  der  Vollzeichnung  ete,.  37 1 

ist.  In  solchen  Fällen  wird  die  Angabe  des  früheren  Er- 
werbs- oder  Herstellungspreises  eher  einen  schädlichen,  als 
einen  nützlichen  Binfluss  üben.  Immerhin  werden  in  der- 
artigen Ausnahmefällen  die  Theilnehmer  sich  über  die 
Schwierigkeit  und  Unsicherheit  der  Abschätzung  kaum  einer 
Täuschung  hingeben. 

Ob  nun  eine  vorherige  Klarlegung  der  auf  Sacheinlagen 
bezüglichen  Verhältnisse  vorgeschrieben  ist  oder  nicht,  so  hat 
die  Zeichnergesammtheit  die  Illation  zu  genehmigen.  Bei 
der  Simultangründung  geschieht  dies  meist  schon  durch  die 
Unterzeichnung  des  jene  Ausmachungen  enthaltenden  Statutes 
durch  die  Gründer,  ohne  dass  es  weiterer  Förmlichkeiten 
bedarf.')  Bei  der  Successivgründung  bedarf  es  dagegen  ent- 
weder einer  besonderen  Approbation  der  Sacheinlagen  seitens 
der  Zeichnerversammlung,  welche  gewöhnlich  als  mit  der 
konstituirenden  Generalversammlung  identisch  gedacht  ist,-) 
oder  die  Approbation  der  Sacheinlagen  erfolgt  indirekt  durch 
Fassung  des  Errichtungsbeschlusses.'^)  Der  Zeichnerversamm- 
lung sind  somit  die  auf  die  Sacheinlagen  bezüglichen  Aus- 
machungen vorzulegen,^)  sie  hat  dann  über  Anerkennung  der 
Sacheinlagen  sich  schlüssig  zu  machen,^)  ja  einzelne  Gesetze®) 
geben   ihr   das   weitere   Eecht,    den  Werth   der  Sacheinlagen 


0  So  Deutschland  209  d,  g,  h,  210  (=  R.  D.  H.  G.  B.  §§  188,  191—193, 
195).  Der  Prüfungsbericht  muss  hier  von  den  Gründern  freilich  auch  ge- 
nehmigt sein,  allein  das  geschieht  schon  durch  Unterzeichnung  der  Anmeldung 
zum  Handelsregister;  ferner  Schweden  11,  Belgien  30.  In  Frankreich 
lässt  art.  4  des  Gesetzes  von  1867  diese  einfache  Form  nur  für  den  Fall 
zu,  dass  die  sämmtlichen  Gründer  Miteigenthümer  einer  Anlage  sind,  die 
sie  zusammen  inferiren,  z.  B.  bei  Umwandlung  einer  offenen  Handelsgesell-^ 
Schaft  in  eine  Aktiengesellschaft.     Lyon-Caen  et  Renault  II  Nr.  718. 

2)  Schweiz  619,  Frankreich  art.  4  oit.,  Italien  134  Nr.  1,  Ungarn  156, 

3)  Deutschland  210  a  Abs.  4  (=  R.  D.  H.  G.  B.  §  196  Abs.  4), 
Schweden  17. 

"*)  In  Deutschland  ausserdem  Gründer-  und  Prüfungsbericht. 

^)  Deutschland  210  a  (R.  D.  H.  G.  B.  §  196),  Schweiz  619,  Itaüen 
134  Nr.  1. 

^)  Frankreich  Art.  4  des  Gesetzes  von  1867,  Ungarn  156  (jedoch  nur 
zu  niedrigerem. Preise). 

24* 
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abzuschätzen,  so  dass  erst  der  Beschluss  der  Zeichnerver- 
sammlung die  Höhe  des  Aktienbetrages  feststellt.  Die  Ge- 
nehmigung erfolgt  mit  Mehrheit  der  Stimmen,  wobei  jedoch 
nach  mehreren  Gesetzen  ein  bestimmter  Bruchtheil  der  sämmt- 
lichen  Zeichner  und  ein  bestimmter  Prozentsatz  des  gesammten 
Grundkapitals  durch  die  Mehrheit  repräsentirt  sein  muss.^) 
Auch  wird  den  einzelnen  Zeichnern  hin  und  wieder  gleiches 
Stimmrecht  (Virilprinzip)  gewährt.^)  Der  Sacheinleger  selbst 
ist  im  Zweifel  nicht  stimmberechtigt.'^)  —  Sollen  die  Fest- 
setzungen bezüglich  der  Sacheinlagen  zu  Ungunsten  der  Ge- 
sellschaft geändert  werden,  so  bedarf  es  im  Zweifel  der 
Zustimmung  sämmtlicher  Aktionäre,  da  jeder  Zeichner  sich  nur 
auf  die  ursprünglichen  Festsetzungen  hin   verpflichtet  hatte. ^) 

Hin  und  wieder  sind  erhöhte  Kautelen  getroffen,  um 
üebervortheilungen  der  Zeichner  durch  die  Gründer  vor- 
zubeugen. Dahin  gehört  die  Bestimmung  des  französischen 
Gesetzes  von  1867,  dass  es  zweier,  in  gewissen  Zeitabständen 
stattfindender  Generalversammlungen  der  Zeichner  behufs 
Approbation  der  Sacheinlagen  bedürfe,  von  denen  die  erste 
die  Schätzung  des  Werthes,  die  zweite  die  Approbation  vor- 
zunehmen habe;  die  letztere  könne  nur  dann  den  Genehmigungs- 
beschluss  fassen,  wenn  wenigstens  die  Hälfte  des  Grund- 
kapitals in  ihr  vertreten  sei.  Andernfalls  komme  es  zu  einem 
blos  provisorischen  Beschlüsse,  der  durch  eine  neue,  mindestens 
durch  ein  Fünftel  des  Grundkapitals  dargestellte,  General- 
versammlung zu  bestätigen  sei;  sei  auch  diese  nicht  genügend 


^)  Deutschland  a.  a.  0.,  Frankreich  art.  4  cit.,  Schweiz  619,  Schweden  17. 
—  Italien  und  Ungarn  verlangen  nur  Vertretung  eines  bestimmten  Bruch- 
theUes  der  Aktien  oder  Aktionäre,  Italien  156,  Ungarn  lö6,  165.  Belgien 
und  Portugal  haben  keine  diesbezügliche  Sondervorschrift. 

8)  Schweiz  619  Abs.  3,  Italien  156  Abs.  2,  Portugal  164  §  5.  Ungarn 
lässt  nach  Aktien  abstimmen,  doch  darf  niemand  mehr  als  zehn  Stimmen 
haben. 

8)  Schweiz  619  Abs.  4,  Frankreich  art.  4  cit.,  Belgien  32,  Schweden  17, 
Portugal  164  §  6,  Ungarn  156  Abs.  4;  vermittelnd  ß.  D.  H.  G.  B.  §  196 
Abs.  4. 

*)  Deutschland  210  a  Abs.  4  (R.  D.  H.  G.  B.  §  196  Abs.  5). 
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besucht,  so  sei  das  Unternehmen  als  gescheitert  zn  betrachten.^) 
Diesem  Verfahren  ist  mit  Recht  der  Vorwurf  einer  grossen 
Weitschweifigkeit  gemacht  worden,  während  es  andererseits 
Missbräuche  kaum  in  der  Weise  zu  verhüten  vermöchte,  wie  das 
deutsche  System.  —  Zweckentsprechender  sind  dagegen  Be- 
stimmungen, wonach  auf  Antrag  eines  bestimmten  Bruchtheiles 
der  anwesenden  Zeichner  Vertagung  der  Beschlussfassung  ein- 
zutreten hat,  sei  es,  dass  zn  solchem  Antrag  einfach  Mehrheit 
der  Anwesenden  verlangt  oder  je  nach  der  Länge  der  be- 
antragten Vertagungsfrist  die  Grösse  des  Bruchtheiles  ver- 
schieden bemessen  wird.^) 

Der  von  der  Zeichnergesammtheit  gefasste  Approbations- 
beschluss  ist  zu  protokoUiren,  sei  es  nach  gewöhnlichen  Grund- 
sätzen,^) sei  es  in  besonders  feierlicher  Form.^)  War  die 
SacheinlagefestsetÄung  nicht  bereits  dem  Statute  einverleibt, 
so  ist  sie  nach  einigen  Gesetzen  einzufügen,**)  während 
andere  sie  ausserhalb  des  Statuts  belassen.^) 

Was  von  Sacheinlagen  gesagt  ist,  gilt  mehrfach')  auch 
für  Vermögenswerthe,  welche  die  Gesellschaft  bereits  im  Er- 
richtungsstadium im  Wege  kontraktlicher  Stipulirung  über- 
nehmen soll,®)  sei  es,  dass  der  Gegenkontrahent  ein  Gründer, 
sei  es,  dass  er  ein  Aktionär  oder  ein  Dritter  ist.  Oekono- 
misch  birgt  der  Uebernahmevertrag  dieselbe  Gefahr  der 
Differenzirung  von  nominellem  Grundkapital  und  wirklichem 
Gesellschafts  vermögen,  wie  die  Sacheinlage.    Es  kommt  wirth- 

')  Art.  30, 4  des  Gesetzes  von  1867,  dazu  Lyon-Caen  et  Renaultll 
Nr.  709  ff. 

8)  Italien  135. 

»)  Belgien  32,  Deutschland  210b  (R.  D.  H.  G.  B.  §  197). 

*)  Schweiz  619. 

^)  Ungarn  156  Abs.  3,  Spanien  151. 

*)  So  Schweden. 

')  Schweiz  619,  Ungarn  156,  Deutschland209b Absatz 2  (=ß.D.H.G.B. 
§  186  Abs.  2).  Das  französische,  belgische,  italienische  und  schwedische 
Recht  schweigen  von  diesem  Fall. 

®)  Nicht  unter  den  Begriff  der  Uebernahmeverträge  in  diesem  Sinne 
fallen  von  Projektanten  geplante,  aber  von  der  Aktiengesellschaft  erst  nach 
der  Entstehung  eingegangene  Verträge.  Vergl.  Wiener  in  Z.  f.  H.  R. 
XXV  50. 
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schaftlich  auf  das  Gleiche  hinaus,  ob  der  Gründer  geringer- 
werthige  Objekte  inferirt,  oder  ob  er  oder  ein  anderer  der 
Gesellschaft  im  Entstehungsstadium  Anlagen  zu  übermässigem 
Preise  ^eräussert.  Terminologisch  wird  somit  dieser  Fall  mit 
dem  vorigen  unter  dem  gemeinsamen  Namen  der  qualifizirten 
Gründung  zusammengefasst.  Dagegen  ist  juristisch  der  Ueber- 
nahmevertrag  durchaus  von  der  Sacheinlage  zu  scheiden.^) 
Während  es  sich  bei  der  letzteren  um  den  einseitigen  Akt 
des  Mitgliedwerdens  handelt,^)  ist  beim  Uebernahme vertrag 
ein  wirklicher  Vertrag  zwischen  der  in  Entstehung  befind- 
lichen und  durch  ihre  Organe  dargestellten  Gesellschaft  und 
einem  Gegenkontrahenten  abgeschlossen,  der  freilich  erst  in 
Wirksamkeit  treten  kann  mit  der  Vollendung  des  gesellschaft- 
lichen Entstehungsherganges.*)  Als  solcher  Vertrag  kann 
nach  der  Natur  der  Sache  nur  ein  entgeltlicher  Vertrag  in 
Betracht  kommen,  rein  unentgeltliche  Zuwendungen  an  die 
Gesellschaft  bedürfen  keiner  gesetzlichen  Sonderregelung,  weil 
eine  Gefahr  für  die  Herstellung  des  Grundkapitals  durch 
sie  nicht  zu  befürchten  ist.  Die  Art  des  von  dör  Gesell- 
schaft zu  entrichtenden  Gegenaequivalents  ist  an  sich  gleich- 
gültig, es  kann  sich  um  Zahlung  des  Kaufpreises,  tausch- 
weise Hingabe  eines  der  Gesellschaft  gehörigen  Objektes, 
Oewährung  von  Vortheilen,  z.  B.  Einräumung  eines  Nutzungs- 
rechtes an  einem  Grundstück  der  Gesellschaft,  eines  Antheil- 
rechtes  an  der  Dividende  handeln.  Möglich  wäre,  dass  im 
konkreten  Falle  nicht  einmal  eine  unmittelbare  Minderung 
des  Grundkapitals,  sondern  nur  eine  Schädigung  der  Dividenden- 
rechte der  Aktionäre  zu  befürchten  wäre.  Trotzdem  würden, 
da  die  Grenzlinie  schwierig  zu  ziehen  ist,  auch  derartige  Ver- 
träge   unter    die  Kategorie    der    Uebernahme  vertrage    fallen. 


1)  Vergl.  Behrend  747. 

2)  Oben  S.  351. 

*)  Behrend  747  sieht  den  Ueb.ernahmevertrag  als  resolutiv  be- 
dingten Vertrag  an,  allein  die  Wirkung  des  Rechtsgeschäftes  wird  nicht 
nachträglich  rückgängig  gemacht,  sondern  das  Geschäft  wird  erst  mit 
der  Entstehung  der  Gesellschaft  voll  existent,  richtiger  ist  also  von 
suspensiv  bedingtem  Vertrage  zu  reden. 
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Gleichgültig  ist  ferner  die  Art  des  übernommenen  Vermögens- 
werthes,  ob  dieser  in  Grundstücken,  Mobilien,  Autorrechten, 
Forderungen  oder  nur  in  thatsächlichen  Beziehungen  (Kund- 
schaft, Fabrikgeheimniss)  besteht,  sofern  sie  nur  ein  bilanz- 
massiges  Aktivum  darstellen.^)  Ja  selbst  Dienste,  z*  B.  die 
Verrichtung  einer  Arbeit  würden  unter  den  Begriff  der 
Vermögenswerthe  fallen.^)  Je  nachdem  kann  der  Uebernahme* 
vertrag  sich  als  Kauf-,  Tausch-,  Werk verdingungsver trag, 
Dienstmiethe  oder  Innominatkontrakt  darstellen.  Stets  aber 
niuss  es  sich  um  üebernahme  eines  bestimmten,  einzelnen 
Vermögensstückes  (Gegenstand)  handeln.  Die  Veräusserung 
oder  Verpachtung  von  Gesellschaftsgegenständen,  der  Abschluss 
^ines  Vertrages,  durch  den  die  Gesellschaft  gegen  Zahlung 
einer  Summe  sich  zu  Arbeiten  verpflichtet  u.  dgl.,  würden, 
auch  wenn  sie  im  Gründungsstadium  vorgenommen  werden, 
nicht  unter  den  Begriff  der  üebernahme  (etwa  der  bedungenen 
Summe)  zu  zählen  sein.  Hier  wird  nicht  ein  Vermögensstück 
■übernommen,  sondern  entweder  ein  bereits  übernommenes 
Vermögensstück  in  Geld  umgesetzt  oder  bestimmungsgemäss 
verwendet,  oder  überhaupt  nur  der  Betrieb  der  gesellschaft- 
lichen Geschäfte  durch  Kontrakte  vorbereitet. 

Während  bei  der  Illation  von  Sacheinlagen  juristisch 
ein  einseitiger  Statusakt  vorliegt,  der  demnach  seiner  recht- 
lichen Natur  nach  ganz  in  die  aktienrechtliche  Sphäre  hinein- 
gehört,'*)  ist  bei  der  üebernahme  von  Vermögenswerthen  an 
sich  ein  ausserhalb  des  Aktienrechts  stehender  Vertrag  vor- 
handen,   den    je    nach    der    Art    des    Geschäftes^)    und    der 


^)  Simon,  BUanzen  S.  96ff. 

.  ^)  Weshalb  hier  Dienste  ausgeschlossen  sein  sollen,  (B ehrend  S.  746 

A.  13)   ist   nicht   abzusehen,  da  es  sich  nicht   um  Einlagen,   sondern  um 

Ueberlassung  von  Vermögensweifhen   gegen  Gegenaequivalente  handelt, 

Dass  solche  bilanzmässig  darzustellen  sind,   erkennt  B ehrend  selbst  an. 

^y  D.  h.  der  Elationsakt  selbst,  nicht  die  ihm  zu  Grunde  liegenden 
Vereinbarungen,  die  ausserhalb  des  Aktienrechts  stehen. 

*)  Z.  B.  ob  es  sich  tim  G^sehjäfte  über  Immobilien  oder  über  Mobilien 
handelt.  .  .1  _ 


376  Darstellung  des  geltenden  Aktienrechts. 

Personen  der  Kontrahenten,^)  die  civil-  oder  handelsrechtlichen 
Grundsätze  sowohl  mit  Bezug  auf  die  Form,  als  mit  Bezug 
auf  den  Inhalt  der  Verpflichtungen  beherrschen.  Das  Aktien- 
recht bemächtigt  sich  dieses  Vertrages  nur  insoweit,  als  es 
nach  mehreren  Gesetzgebungen  eine  solenne  Kundgebung 
der  Ausmachungen  und  eine  feierliche  Approbation  seitens 
der  Zeichnerversammlung  auf  Grund  stattgehabter  Prüfung 
oder  ohne  solche  in  derselben  Weise  verlangt,  wie  bei  den 
Sacheinlagen,  und  andernfalls  die  Wirksamkeit  des  Vertrages 
gegenüber  der  Gesellschaft  leugnet.  Daraus  ergiebt  sich, 
dass  die  Gültigkeit  des  Uebernahmevertrages  sich  nach  den 
maassgebenden  civil-  oder  handelsrechtlichen  Sätzen  richtet, 
und  dass  der  an  sich  ungültige  Vertrag  durch  die  Beobach- 
tung der  aktienrechtlichen  Vorschriften  eine  Heilung  nicht 
erfahren  kann. 

Falls  für  Uebernahmeverträge  im  Entstehungsstadium 
besondere  Grundsätze  nicht  aufgestellt  sind,  ist  ihre  Gültigkeit 
und  Wirksamkeit  unter  dem  allgemeinen  Gesichtspunkt  der 
im  Gründuügsstadium  Namens  der  zukünftigen  Gesellschaft 
abgeschlossenen'  Verträge  zu  beurtheilen,  eine  Frage,  auf  die 
später  einzugehen  ist. 

Handelt  es  sich  bei  den  bisher  besprochenen  Kategorien 
(Sacheinlage  und  üebernahmevertrag)  um  Rechtsvorgänge, 
die  für  die  effektive  Aufbringung  des  Grundkapitals  ent- 
scheidend sind,  so  ist  bei  einer  dritten  Art  von  Fällen  sowohl 
die  ziflfernmässige  wie  die  wirkliche  Aufbringung  des  Grund- 
kapitals unberührt,  wohl  aber  entweder  eine  sofortige  Min- 
derung des  Anfangsvermögens  durch  Aufwände  zu  Gunsten 
von  Personen,  die  auf  solche  nicht  oder  doch  nicht  in  dieser 
Höhe  Anspruch  haben,  oder  eine  Benachtheiligung  der  zu- 
künftigen Mitglieder  durch  Begünstigungen  vorübergehender  oder 
dauernder  Art,  die  einzelnen  zu  Theil  werden,  gefahrdrohend. 
Danach  lassen  sich  Gründungsaufwände  und  Gründungs- 


^)  Z.  B.  ob  der  Gegenkontrahent  ein  Kaufinann  ist  oder  nicht.  Wo 
die  Aktiengesellschaft  ohne  weiteres  Kaufmann  ist,  wird  ein  mindestens 
einseitiges  Handelsgeschäft  vorliegen,  da  es  mit  einer,  wenn  auch  un- 
fertigen Aktiengesellschaft  geschlossen  ist. 
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begünstigungen  unterscheiden.  Die  Gründungs  aufwände 
bestellen  in  Vermögenszuwendungen  an  Gründer  oder  Dritte, 
sei  es  als  Ersatz  für  die  ihnen  durch  die  Gründung  erwachsenen 
Auslagen,  sei  es  als  Entschädigung  für  den  durch  die  Vor- 
bereitungsarbeit entgangenen  regelmässigen  Ertrag  ihrer  Be- 
rufsthätigkeit,  sei  es  als  Belohnung  für  aufgewendete  Mühe 
oder  erfolgreiche  Thätigkeit.^)  Sie  können  eine  verschiedene 
Gestalt  annehmen.  Bald  erscheinen  sie  als  Gründerprovision, 
d.  h.  als  eine  Geldleistung,  die  nach  einem  Bruchtheil  des 
Grundkapitals  oder  sonstigem  Maassstab  bemessen  wird,  bald 
als  Gewährung  von  Werthobjekten,  die  aus  Mitteln  des  Gesell- 
schaftsvermögens beschafft  werden,  bald  als  Einräumung  von 
Rechten  an  der  Gesellschaft  gehörenden  Gegenständen  oder  als 
Versprechen  zukünftiger  Leistungen.  Stets  aber  handelt  es  sich 
um  einen  Aufwand  auf  Kosten  des  anfänglichen  Gesellschafts- 
vermögens. Die  Festsetzung  der  Gründungsaufwände  ist  nach 
einzelnen  Gesetzen  besonderen  Förmlichkeiten  unterworfen, 
wenn  sie  der  GeseDschaft  gegenüber  Wirksamkeit  erlangen 
soll.^)    Hin  und  wieder  ist  sie  schlechthin  untersagt.**) 

Was  die  Gründungsbegünstigungen  betrifft,  so  fallen 
unter  diese  hauptsächlich  Bewilligungen  von  Sondervortheilen 
(avantages    particuliers,    beneficii    particolari  ^)    an    einzelne 


^)  ßehrend  748  nennt  sie  Gründerlohn,  aber  der  Gründerlohn 
kann  einerseits  auch  in  Einräumung  von  avantages  particuliers  bestehen 
und  es  kann  sich  andererseits  vielleicht  nur  um  Ersatz  von  Kosten,  nicht 
um  eine  Prämie  handeln.  Die  obige  Terminologie  entspricht  der  von 
Ring  214. 

8)  Z.  B.  Deutschland  209  b  Abs.  3  (=  R.  D.  H.  G.  B.  §  186  Abs.  3). 

*)  So  sind  in  Italien  schlechthin  nichtig  alle  Ausmachungen,  durch 
welche  die  Gründer  sich  reser\dren  „alcun  premio,  aggio  o  beneficio  partico- 
lare,  rappresentato  in  qualsiasi  forma  da  prelevamenti"  etc.  Selbstver- 
ständlich ungültig  ist  die  Gewährung  von  Freiaktien  in  dem  Sinne,  dass 
die  an  sich  nothwendige  Einlage  erlassen  wird,  so  auch  die  sonst  die 
actions  gratuites  anerkennende  französische  Jurisprudenz  Lyon-Caen 
et  Renault  11  Nr.  690.  Auf  einem  Umwege  kann  freilich  der  Gründer 
zum  gleichen  Resultat  gelangen,  wenn  er  den  gezeichneten  Betrag  sich 
als  Gründungsaufwand  zurückerstatten  lässt  (Ring  215). 

*)  Vergl.  darüber  Revue  des  societes  XU  p.  384  ff.  Diesen  Fall  hat 
Deutschland  209b  Abs.  1  (R.  D.  H.  G.  B.  §  186  Abs.  1)  im  Auge. 
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Aktionäre,^)  die  dadurch  in  eine  bessere  Stellung  gerathen, 
als  die  übrigen  Mitglieder.  Denkbar  aber  ist  auch,  dass  ein 
Nichtaktionär  eine  Begünstigung  z.  B.  in  Gestalt  eines  Vor- 
rechtsantheiles  an  der  Dividende  zugebilligt  erhält,  zumal  da, 
wo  für  die  Gründereigenschaft  die  Aktionäreigenschaft  nicht 
Vorbedingung  ist.  Die  Gründungsbegünstigung  kann  ebenfalls 
in  verschiedener  Gestalt  vorkommen.  Es  kann  sich  um  Ein- 
räumung von  Vermögensvortheilen  mit  Bezug  auf  die  Dividende 
handeln,^)  sei  es,  dass  der  Begünstigte  ein  Vorzugsrecht  (pre- 
levement,  prelevemento)  vor  den  sonstigen  Mitgliedern  oder 
einen  grösseren  Betrag  als  die  übrigen  Mitglieder  erhält;  es 
können  Bezugsrechte,  d.  h.  Rechte  auf  Zutheilung  neu  aus- 
zugebender Aktien,  in  Frage  kommen,  oder  eigenthümliche, 
mitgliedschaftliche  Nutzungsrechte.  Auch  die  früher  erwähnten  ^) 
actions  gratuites  kommen  als  Gründungsbegünstigungen  vor, 
Sie  enthalten  formell  keine  Kürzung  des  Grundkapitals,  sondern 
eine  Beeinträchtigung  der  gewöhnlichen  Mitglieder,  da  mit 
diesen  dann  Personen  in  den  Mitgliedschaftsrechten  konkurriren, 
die  keine  Einlage  gemacht  haben.  Die  actions  gratuites  sind 
nach  mehreren  Gesetzen  ausdrücklich  für  unzulässig  erklärt,'*) 
aber  auch  soweit  ein  positives  Verbot  nicht  besteht,  wären 
gegen  ihre  Gewährung  erhebliche  Bedenken  vorhanden.^)  Die 
Bezugsrechte  sind  dagegen  durchaus  zulässig,  soweit  nicht 
positive  Beschränkungen  existiren®)  und  das  Gleiche  gilt  von 
änderen  Gründungsbegünstigungen.  "^ 

Gründungsaufwände   und   Gründungsbegünstigungen    sind  . 


^)  Nicht  an  Gruppen  von  Aktien.  Die  Schaffung  von  Prioritäts- 
aktien fällt  also  nicht  darunter. 

2)  So  bei  den  parts  de  fondateurs,  siehe  oben  S.  195,  196. 

3)  Oben  S.  194,  195. 

*)  Italien  127,  Portugal  164  §  3,  auch  Deutschland  und  Schweden 
gehen  von  der  Unzulässigkeit  aus.  Vergl.  ßing  214  und  Entsch.  des 
Reichsger.  bei  Bolze  IV  Nr.  812.  Jetzt  auch  R.  D.  H.  G.  B.  §  178.  Da- 
gegen hält  sie  die  französische  Jurisprudenz  zum  Theil  für  zulässig. 
Lyon-Caen  et  Renault  11  Nr.  690. 

^)  Vergl.  Renaud  758,  784. 

ö)  Deutschland  215  a  Abs.  4  (=  R.  D.  H.  G.  B.  §  283),  Italien  127. 

')  Besondere  Beschränkungen  in  Italien  127,  Portugal  164  §  3. 


Die  Feststellung  der  Vollzeichnung  etc»  379 

ebenfalls  möglichst  klarzulegen  und  von  der  Zeichnergesammt- 
heit  zu  approbiren.^)  Dabei  ist  für  die  einzelnen  Grtindungs- 
aufwände  die  Angabe  der  Höhe  des  Aufwandes  und  der 
Person  des  Destinatars  erforderlich,  aber  auch  genügend,  eine 
Spezialisirung  der  einzelnen  Posten,  aus  denen  er  sich  be- 
rechnet, ist  nicht  nothwendig,  auch  kaum  ausführbar.^)  Bei 
den  Gründungsbegünstigungen  ist  Umfang  und  Art  der 
einzelnen  Begünstigung  genau  und  erschöpfend  klarzulegen, 
um  Zweifeln  für  die  Zukunft  vorzubeugen.^) 

Für  die  Klarlegung  und  Approbation  der  Gründungs- 
aufwände und  Gründungsbegünstigungen  gilt  im  Ganzen  das 
bezüglich  der  Sacheinlagen  Bemerkte.'*) 

Die  rechtliche  Struktur  der  die  Gründungsaufwände  und 
-Gründungsbegünstigungen  betreffenden  Hergänge  ist  nicht  stets 
die  gleiche.  Bei  den  Gründungsaufwänden  handelt  es  sich 
um  kontraktliche  Vereinbarungen  zwischen  der  Aktiengesell- 
schaft und  einem  Anderen  in  derselben  Art,  wie  bei  den 
Uebernahmeverträgen.^)  Nur  übernimmt  nicht,  sondern  ge- 
währt die  Gesellschaft  hier  einen  Vermögenswerth.  Bei  den 
Gründungsbegünstigungen  kann  ebenfalls  ein  kontraktliches 
Verhältniss  vorliegen  und  wird  es  stets,  wenn  der  Gegen- 
kontrahent Nichtmitglied  ist;  das  Nichtmitglied  tritt  kraft 
jder  Gründungsbegünstigung  in  ein  Gläubigerverhältniss  zur 
Gesellschaft.  Ist  der  Begünstigte  dagegen  Aktionär,  so 
iann  die  Gründungsbegünstigung  möglicherweise  nur  als  Be- 
standtheil.  seines  Statusaktes  erscheinen.    Das  Verhältniss  läge 


1)  Deutschland  209b,  209e  Abs.  2  Nr.  1,  209h,  210  Abs.  2  No.  1, 
210a(=R.D.H.  G.B.  §§  186,  189  Abs.  3  Nr.  1,  192,  193,  195  Abs.  2 
No.  1,  2,  196);  Schweiz  619,  Belgien  31,  Frankreich  art.  4,  30  des  Gesetzes 
von  1867,  Italien  129,  134  Abs.  2  Nr.  3,  Ungarn  154,  156,  Schweden  14, 
17,  Portugal  164  §  2  Nr.  4,  §  6. 

2)  Deutschland  209  b  Abs.  3,  209  e  Abs.  2  Nr.  1,  210  Abs.  2  Nr.  1 
(=  R.  D.  H.  G.  B.  §§  186  Abs.  3,  195  Abs.  2  Nr.  1).  Dazu  Eing  214,  215, 
248  249,  Behrend  749.  751. 

«)  Deutsch]and209bAbs.l(=R.D.H.G.B.§  186 Abs.l),Schweiz619. 
*)  Nur  ist    nach    deutschem  Recht    ein  Gründerbericht   hiet   nicht 
erforderlich. 

^)  Siehe  oben  S.  366  ff. 
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dann  ebenso  wie  bei  der  Sacheinlage,  der  Begünstigte  stände 
nicht  als  Gegenkontrahent  der  Gesellschaft  gegenüber,  sondern 
erwürbe  eine  eigenthümlich  geartete  Mitgliedschaft.  Im  ersteren 
Fall  ist  die  Feststellung  im  Statute  nur  die  solenne  Form 
und  die  Approbation  der  Zeichnerversammlung  nur  die  solenne 
Genehmigung  der  von  der  Gesellschaft  geschlossenen  Verträge. 
Im  zweiten  Falle  ist  die  Feststellung  im  Statute  die  nothwen- 
dige  Einverleibung  mitgliedschaftlicher  Sonderrechte  in  die 
Verfassungsurkunde  und  die  Approbation  der  Zeichnerver- 
sammlung der  die  Sonderrechte  erzeugende  Korporations- 
beschluss.^) 

Hieraus  ergiebt  sich  der  Schluss,  dass,  soweit  besondere 
Bestimmungen  nicht  existiren,  Gründungsaufwände  nach. den- 
jenigen Grundsätzen  auszubedingen  sind,  die  für  Verträge  der 
entstehenden  Gesellschaft  überhaupt  maassgebend  sind  —  dass 
dagegen  die  mitgliedschaftliche  Sonderrechte  gewährenden 
Gründungsbegünstigungen  nothwendig  in  das  Statut  aufzu- 
nehmen und  von  den  Zeichnern  anzuerkennen  sind. 

§  35. 
5.  Die  Errichtung  der  Aktiengesellschaft.^) 

An  die  Feststellung  der  Vereinssatzung  und  die  Zeich- 
nung des  Grundkapitals  schliesst  sich  die  Errichtung  der 
Aktiengesellschaft,  sie  stellt  somit  das  dritte  Stadium  des 
Entstehungsherganges  dar.  So  wenigstens  nach  kontinentaler 
Auffassung,^)  während  in  England  und  Nordamerika  die  Er- 
richtung der  Gesellschaft  der  Vollzeichnung  des  Grundkapitals 
vor  aufgeht.*) 

1)  Vergl.  auch  Behrend  779  A.  7. 

9)  Litteratur;  Renaud  §§  33,  Wiener  in  Z.  f.  H.  E.  XXIV  S.  57 ff., 
Behrend  §  100,  106,  Ring  und  Staub  zu  art.  209d,  2l0a,  Lyon-Caen 
et  Renault  U  Nr.  706ff.,  Vidari  H  Nr.  1158ff.    Siehe  ferner  oben  §  24. 

3)  Deutschland  209d,  210a  (R.  D.  H.  G.  B.  §§  188,  196),  Belgien  29 
in  der  Fassung  des  Gesetzes  von  1886,  Italien  128,  129,  132,  134,  Ungarn 
149,  154,  Schweiz  618,  Frankreich  art.  25,  30  des  Gesetzes  von  1867, 
Schweden  11,  17,  Portugal  162—164. 

*)  In  England  liegt  die  Errichtung  vor,  wenn  das  memorandum  of 
association  von  den  7  Gründern   unterzeichnet  ist.     Erst   nach   erfolgter 
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Die  Errichtung  (Constitution,  costituzione)  geschieht  nach 
kontinentaler  Auffassung  durch  den  Beschluss  der  Zeichner, 
dass  die  Gesellschaft  zu  Stande  komme.  ^)  Sie  enthält  dem- 
nach den  Assoziationsbeschluss  der  Zeichnergesammtheit.  Bei 
radikaler  Durchführung  des  Prinzipes  der  Assoziationsfreiheit 
wäre  mit  diesem  Beschluss  die  Gesellschaft  nach  innen  und 
nach  aussen  vollendet,  der  Errichtungsbeschluss  also  identisch 
mit  derü  Inkorporirungsakt.  Aber  sowohl  in  den  Ländern 
des  Konzessions-  als  in  denen  des  Normativsystems  wird  diese 
Bedeutung  abgeschwächt.  In  jenen  bedarf  es  zum  Erwerbe 
der  korporativen  Rechte  der  Konzessionirung,  folglich  kann  der 
Errichtungsbeschluss  nur  den  Assozürungsprozess  zur  Ge- 
nehmigung reif  machen.  In  den  Ländern  des  Normativsystems 
wird  zum  Erwerb  der  Rechtspersönlichkeit  ein  weiterer  öffent- 
licher Akt  begehrt.  Hier  kann  die  Errichtung  die  Gesellschaft 
nur  nach  innen,  nicht  nach  aussen  vollenden.  So  spalten  sich 
Errichtung  der  Gesellschaft  und  Entstehung  der  Gesellschaft, 
erstere  wird  Vorbedingung  der  letzteren.  Diesem  Gedanken 
geben  mehrere  Gesetze  terminologisch  und  sachlich  Ausdruck. 
Das  deutsche  Recht  vor  allem  sondert  Errichtung  und  Entstehung 
bewusst  und  klar  in  Namen  und  Wirkung  von  einander,  jene 
wird  in  das  Grtindungsstadium  verwiesen,^)  diese  geschieht 
erst  mit  der  Eintragung.^)  Ebenso  das  schwedische  Recht.*) 
Andere  Gesetze  beziehen  zwar  den  Ausdruck  auch  auf  die 
Entstehung,  aber  indem  sie  erst  nach  Vornahme  der  Publizitäts- 
akte die  „konstituirte"  Gesellschaft  in  die  rechtliche  Existenz 


Inkorporirung  braucht  die  Zeichnung  eröffnet  zu  werden.  Ebenso  meist 
der  Rechtszustand  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  Dem- 
gemäss  ist  in  diesen  Gebieten  von  einer  konstituirenden  Generalversammlung 
keine  Kede. 

^)  In  dieser  Beziehung  wieder  anders  das  englisch-nordamerikanische 
Recht.  In  England  genügt  es,  wenn  sieben  Zeichner  den  Errichtungsakt 
vornehmen,  in  Nordamerika  können  auch  Nichtzeichner  errichten.  Siehe 
oben  §  28. 

«)  Art.  209  d,  210  a  cit.  (R.D.H.G.B.  §§  188,  196). 

»)  Art.  211  (R.  D.  H.  G.  B.  §  200). 

*)  Aktiengesetz  von  1895  §§11,  17,  2,  auch  der  norweg.  Ent- 
wurf §§  5,  15,  16,  21. 
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treten    lassen,    weisen    sie    dem    Konstituirungsbeschluss    die 
gleiche  beschränkte  Wirkung  zu.^) 

Der  Errichtungsbeschluss  der  Zeichnergesammtheit  kann 
möglicherweise  bereits  im  Anfangsstadium  der  Gründung  er- 
folgen. Wenn  die  Gründer  sofort  sämmtliche  Aktien  über- 
nehmen, so  verbinden  sie  mit  der  Feststellung  des  Statuts 
(dem  Gründungsbeschluss)  zugleich  den  Errichtungsbeschluss.-) 
Statutsfeststellung,  Vollzeichnung,  Konstituirung  vollziehen  sich 
dann  äusserlich  in  einem  Akte,  dieselbe  Urkunde  enthält 
die  drei  begrifflich  verschiedenen  Hergänge  in  einem  äusserlich 
einheitlichen  Vorgang  verschmolzen,  die  Unterschrift  derselben 
Urkunde  durch  die  Gründer  birgt  die  Anerkennung  des 
Statuts,  die  Zeichnungserklärung  und  die  Zustimmung  zum 
Errichtungsbeschluss  in  sich.  Ausdrücklich  wird  diese  ein- 
fachste und,  soweit  nicht  positive  Bestimmungen  entgegen- 
stehen, durchaus  zulässige  ^)  Form  der  Errichtung  denn  auch  von 
einer  Anzahl  von  Gesetzgebungen  in  der  Weise  anerkannt,  dass 
es  diesenfalls  nicht  einmal  einer  besonderen  Beschlussfassung 
über  die  Errichtung  bedarf,  dass  vielmehr  Statutsfeststellung 
und  Uebernahme  der  Aktien  den  Errichtungsbeschluss  in  sich 
bergen  sollen.*)  Weitergehend  dehnen  sogar  einzelne  Gesetze 
dies  auf  jeden  Fall  der  Simultangründung  aus.  Auch  dann, 
wenn  die  Uebernahme  der  sämmtlichen  Aktien  nicht  in  der 
Statutsfeststellungsverhandlung,  sondern  zum  Theil  nachträglich 
in  einer  Zusatzverhandlung  erfolgt,  bedarf  es  keines  förm- 
lichen  Errichtungsbeschlusses.      Mit    der    erfolgten    und   von 


^)  So  in  Belgien,  Frankreich,  Ungarn,  Italien. 

2)  Gründungsbeschluss  und  Errichtungsbeschluss  halten  auch  termino- 
logisch auseinander  das  schwedische  Gesetz  §  8  und  11,  17,  sowie  der 
norwegische  Entwurf  §  4  (stiftes-konstitueres). 

^)  Demnach  z.  B.  in  Spanien  151,  wo  das  Gesetz  darüber  schweigt, 

*)  Deutschland  209 d  Abs.  1  (vergl.  ß.  D.  H.  G.  B.  §  188  Abs.  1). 
„In  dem  Falle,  dass  sämmtliche  Aktien  durch  die  Gründer  übernommen 
werden,  gilt  mit  der  Uebernahme  die  Gesellschaft  als  errichtet."  Vergl. 
B ehrend  724,  725,  ebenso  Schweden  11.  Vergl.  auch  Schweiz  618, 
Italien   128,  Portugal  163,  Belgien  30  (Fassung  von  86). 
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den  Mitgliedern  sanktionirten  Uebernahme  des  Restbetrages 
an  Aktien  ist  die  Errichtung  konsummirt.^) 

Aber  nicht  überall  ist  diese  einfache  Form  der  Errichtung 
bei  der  Simultangründung  zugelassen.  Andere  Gesetze,  von 
dem  Fall  der  Successivgründung  als  dem  normalen  ausgehend 
oder  von  der  Nothwendigkeit  eines  Prospektes  behufs  Fest- 
legung der  Gründerverantwortlichkeit  geleitet,  verlangen  auch 
für  die  Simultangründung  einen  förmlichen,  mitunter  sich 
auch  zeitlich  von  der  Feststellung  der  Statutsbedingungen 
und  der  Uebernahme  der  Aktien,  sondernden  Errichtungs- 
beschluss.^)  In  dieser  Gruppe  von  Gesetzen  gilt  für  die 
Simultangründung  dann  prinzipiell  das  gleiche,  wie  für  die 
Successivgründung,  so  dass  von  einer  besonderen  Betrachtung 
der  Errichtung  im  Falle  der  Simultangründung  für  sie  abgesehen 
werden  darf. 

Uebernehmen  die  Gründer  nicht  sämmtliche  Aktien,  so 
kann  zur  Errichtung  der  Gesellschaft  erst  mit  der  Vollzeich- 
nung des  Grundkapitals  geschritten  werden.  Wäre  die  recht- 
liche Wirkung  der  Zeichnung  die,  dass  jeder  einzelne  Zeichner 
kraft  der  Zeichnung  das  unentziehbare  Recht  auf  die  Mit- 
gliedschaft erwürbe,  und  dass  vom  Willen  der  Gründer  unab- 
hängige Normen  bei  üeberzeichnung  die  Reihenfolgeberech- 
tigung regelten,  so  würde  bei  der  Successivgründung  die  Er- 
richtung der  Gesellschaft  in  dem  Momente  vollendet  sein,  wo 
das  Grundkapital  in  Gemässheit  des  Prospektes  oder  der  im 
Zeichnungsschein  enthaltenen  Bedingungen  voll  gezeichnet  wäre. 
Denn  an  sich  lässt  sich  in  der  Zeichnung  die  auf  Konstituirung 
der  Gesellschaft  gerichtete  Zustimmungserklärung  des  einzelnen 
Zeichners  nicht  minder  erblicken,   als  in  der  Unterschrift  des 


1)  Deutschland  209 d  Abs. 2  (=R.D.H.G.B.  §188Abs.2),  Schwedenll. 
Dagegen  würden  die  sonstigen  in  der  vorigen  Anmerkung  genannten 
Gresetze  nicht  mehr  hierher  gehören.  Nach  ihnen  müsste  dann  eine 
Konstatirung  der  Erfüllung  der  gcsetzl.  Erfordernisse  durch  die  Gründer 
hinterher  erfolgen. 

2)  So  Ungarn  150,  154,  Frankreich  art.  24,  30  des  Gesetzes  von 
1867,  vergl.  dazu  Lyon-Caen  etKenaultll  Nr.  724,  Entw.  des  norweg. 
Aktieng.  §  7. 
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Gründers  unter  das  Statutsfeststellungsprotokoll,  und  die  Ge- 
sammtheit  der  zerstreuten  Zeichnungserklärungen  würde  dann 
den  Errichtungsbeschluss  in  sich  bergen. 

Aber  da  die  Zeichnungserklärung  zwar  Verpflichtungen, 
aber  noch  nicht  Rechte  erzeugt,  so  kann  es  zur  Errichtung  der 
Gesellschaft  erst  dann  kommen,  wenn  das  Grundkapital 
deckende  Zeichnerberechtigungen  erwachsen  sind.  Nach 
den  früher  dargelegten  Erörterungen  vollzieht  sich  die  Um- 
wandlung der  Zeichnerverpflichtung  in  eine  Zeichnerberech- 
tigung mit  der  offiziellen  Sanktionirung  der  Zeichnungser- 
klärung durch  die  Gründer.^)  Vor  der  offiziellen  Sanktionirung 
der  das  Grundkapital  deckenden  Zeichnungen  durch  die 
Gründer  kann  die  Errichtung  der  Gesellschaft  nicht  stattfinden. 

An  sich  ist  die  Sanktionirung  der  einzelnen  Zeichnungen 
einseitiger  Rechtsakt  der  Gründer,  eine  Mitwirkung  der  Zeich- 
nergesammtheit  ist  bei  der  Sanktionirung  der  einzelnen  Zeichnung 
nicht  gegeben.  Folglich  würde  an  sich  die  förmliche  Sanktio- 
nirung der  das  Grundkapital  deckenden  Zeichnungserklärungen 
seitens  der  Gründer  für  die  Errichtung  der  Gesellschaft  ge- 
nügen, eines  Errichtungsbeschlusses  der  Zeichnergesamratheit 
in  einer  konstituirenden  Generalversammlung  bedürfte  es  nur 
dann,  wenn  die  im  Zeichnungsschein  enthaltenen  Bedingungen 
eine  Aenderung  erfahren  sollen.^) 

Indessen  erscheint  eine  derartige  Regelung  in  hohem 
Grade  unzweckmässig.  Es  erscheint  natürlich  und  angemessen, 
dass  die  Errichtung  der  Gesellschaft  sich  in  der  Eorm  eines 
Assoziationsaktes  der  Zeichnergesammtheit  äussert,  ob  dieser 
nun  die  Natur  eines  wirklichen  Schöpfiingsaktes  oder  nur  die 
Natur  eines  Anerkennungsaktes  hat.  Weil  mit  der  Errich- 
tung die  korporative  Gestaltung,  wenngleich  erst  nach  innen 
zu  funktioniren  beginnt,  so  ist  es  nur  der  Natur  der  Sache 
entsprechend,  wenn  die  Errichtung  mit  einer  korporativen  Be- 
thätigung     der     Zeichnergesammtheit     einsetzt.       Wo     der 


1)  Siehe  oben  S.  357,  358. 

®)  So   im  Prinzip   auch   nach  der  belgischen  Gesetzgebung,   wo  die 
Konstituirungserklärung  durch  die  Gründer  erfolgt  (art.  32). 
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Zeichnergesammtheit  ein  Approbationsrecht  mit  Bezug  auf 
die  Feststellung  der  Vollzeichnung,  ersten  Einzahlung  und 
der  Sacheinlagen  zugebilligt  wird,  ist  ohnehin  selbstverständ- 
lich, dass  die  Errichtung  sich  in  der  Gestalt  eines  Errichtungs- 
beschlusses der  Zeichnergesammtheit  äussert,  da  eine  der- 
artige Approbation  der  Errichtung  vorauszugehen  hat.  Mit 
der  Errichtung  wird  sich  ferner  sofoii  die  Wahl  der  ersten 
Organe  und  die  Feststellung  des  Statutes,  soweit  solche  nicht 
schon  durch  die  Gründer  erfolgt  ist,  vollziehen,  Hergänge, 
die  nur  im  Wege  korporativer  Beschlussfassung  ihre  Erledigung 
finden  können.  Aus  allen  diesen  Gründen  rechtfertigt  es 
sich,  wenn  nach  allen  Gesetzgebungen  die  Errichtung  der 
Gesellschaft  bei  der  Successivgründung  durch  eine  General- 
versammlung der  Zeichner  erfolgen  soll,  die  sogenannte 
konstituirende  Generalversammlung. 

Die  Bestimmungen  über  die  konstituirende  Generalver- 
sammlung sind  sehr  mannigfaltig,  sowohl  mit  Bezug  auf  ihre 
Form  als  mit  Bezug  auf  die  rechtliche  Bedeutung  ihrer  Be- 
schlüsse, als  endlich  mit  Bezug  auf  ihre  Kompetenz.  Bald 
bildet  die  konstituirende  Generalversammlung  nur  die  letzte 
einer  Mehrzahl  auf  einander  folgender  Versammlungen  der 
Zeichner,  bald  steht  sie  isolirt  da.  Bald  hat  sie  lediglich  die 
Aufgabe,  feierlich  das  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Er- 
fordernisse für  die  Errichtung  zu  konstatiren,  bald  fasst  sie 
einen  wirklichen  Errichtungsbeschluss.  Bald  beschränkt  sich 
ihre  Kompetenz  nur  auf  die  Konstituirung,  bald  befasst  sie 
sich  mit  weiteren  Aufgaben  (Wahl  der  Organe,  Festsetzung 
der  Statuten). 

Ueberall  aber  unterstehen  derartige  Versammlungen  bereits 
den  Grundsätzen,  welche  für  das  korporative  Leben  der  Ge- 
sellschaft maassgebend  sind.  Wie  sie  demnach  förmlich  ein- 
berufen werden,  so  vollzieht  sich  prinzipiell  die  Beschlussfassung 
in  denjenigen  Formen,  welche  für  die  Generalversammlungen 
der  entstandenen  Gesellschaft  Platz  greifen.  Vor  allem  ent- 
scheidet überall  bereits  in  diesen  Versammlungen  der  Mehr- 
heitsgedanke, wenngleich  durch  ängstliche  Vorschriften  der 
Schutz    des   Einzelnen    gegen   Benachtheiligungen    durch    die 

Lehmann,  Recht  der  Aktiengesellschaften.  25 
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Besitzer  grösserer  Aktienbeträge  erstrebt  wird.  Grundgedanke 
ist,  dass  die  sämmtlichen  Zeichner  durch  ihre  Zeichnungs- 
erklärungen die  für  die  Errichtung  nothwendige  Zustimmung 
zu  den  Grundlagen  der  Gesellschaft  bereits  ertheilt  haben. 
Soweit  demnach  jene  Grundlagen  keine  Aenderungen  erfahren, 
kann  schon  jetzt  die  Majoritätsidee  zum  Durchbruch  gelangen, 
damit  nicht  die  Errichtung  der  Gesellschaft  an  dem  aus 
egoistischen  Motiven  entspringenden  Widerspruch  eines  einzelnen 
Zeichners  scheitere.  In*Wahrheit  hat  also  die  konstituirende 
Generalversammlung  nur  die  Bedeutung  einer  konfirmirenden, 
der  Errichtungsbeschluss  nur  die  Bedeutung  eines  die  Zeich- 
nungsverpflichtung endgültig  aufrechterhaltenden  Rechtsaktes. 
Der  die  Errichtung  vornehmenden,  demnach  konstituirenden 
Generalversammlung  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  können, 
wie  bemerkt  ist,  andere  Zeichnerversammlimgen  voraufgehen, 
die  dem  Errichtungszwecke  dienen,  so  dass  sie  unter  den 
weiteren  Begriff  der  konstituirenden  Generalversammlung  eben- 
falls zu  ziehen  sind,  ohne  dass  die  Errichtung  in  ihnen  statt- 
findet, ja  ohne  dass  die  Beschlussfassung  über  die  Errichtung 
den  Gegenstand  ihrer  Tagesordnung  bildet.  Dahin  gehört 
in  Deutschland  ^)  die  zur  Wahl  der  ersten  Organe  (Aufsichts- 
rath,  Vorstand)  einzuberufende  Zeichnerversammlung,  die  noth- 
wendig  von  der  eigentlichen  konstituirenden  Generalversamm- 
lung zeitlich  geschieden  ist,  da  diese  Organe  behufs  Prüfung 
des  Gründungsherganges  und  Anmeldung  der  Gesellschaft  zum 
Handelsregister,  Akten  also,  welche  der  Errichtung  der  Gesell- 
schaft bei  der  Successivgründung  voraufgehen,  ^)  gewählt  werden. 
Aber  auch  die  Generalversammlungen  der  Zeichner  behufs  Appro- 
bation der  Sacheinlagen  oder  Feststellung  der  Vollzeichnung  ^) 
können  an  sich  der  eigentlichen  konstituirenden  Generalver- 
sammlung zeitlich  vorangehen,*)  wenngleich    sie  meist  als  mit 


»)  Art.  209f.  (jetzt  deutlicher  R.  D.  H.G  B.  §  190  Abs.  2,  3). 

2)  Anders  bei  der  SimultangründuDg,  wo  die  Wahl  bei  oder  nach 
der  Errichtung  stattfindet  (R.  D.  H.  G.  B.  §  190  Abs.  1. 

8)  Siehe  oben  §  34. 

^)  Vergl.  z.  B.  Schweiz  618,  619,  wo  Identität  mit  der  konstituirenden 
Generalversammlung  nicht  gefordert  wird. 
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ihr  verbunden  gedacht  sind.^)  Auch  kann  die  konstituirende 
Generalversammlung  in  Folge  eines  Vertagungsbeschlusses  in 
mehrere,  auf  einander  folgende  Versammlungen  zerfallen. 
Wie  weit  auf  solche  vorbereitenden  Versammlungen  die  Be- 
stimmungen über  die  konstituirende  Generalversammlung  An- 
wendung finden,  lässt  sich  nur  aus  dem  konkreten  Gesetz 
entnehmen.^)  Nur  soviel  steht  fest,  dass  eine  behufs  Errich- 
tung einberufene  Generalversammlung  als  konstituirende  auch 
dann  anzusehen  ist,  wenn  in  ihr  der  Errichtungsakt  nicht  vor- 
genommen, sondern  auf  die  nächste  Versammlung  verschoben 
wird.  Auch  greift  für  alle  Generalversammlungen  der  Zeichner 
im  Gründungsstadium  das  Majoritätsprinzip  durch. ^) 

Die  Einberufung  der  konstituirenden  Generalversammlung 
erfolgt,  soweit  nicht  andere  Bestimmungen  existiren,  durch 
die  Gründer,^)  sei  es,  dass  diese  im  Prospekt  von  vornherein 
den  Termin  angeben,  sei  es,  dass  sie  nach  erfolgter  Voll- 
zeichnung in  einer  öffentlichen  Bekanntmachung  oder  durch 
besondere  Schreiben  an  die  einzelnen  Zeichner  die  Einberufung 
vollziehen.  Vereinzelt  wird  die  Berufung  durch  die  Register- 
behörde auf  Grund  der  von  den  Gründern  und  den  zur 
Prüfung  des  Gründungsherganges  gewählten  Organen  er- 
folgten Anmeldung  der  Gesellschaft  zum  Handelsregister  vor- 
genommen.^) 


0  Z.  B.  Deutschland  210a  (KD.H.G.B.  §  196),  Schweden  17, 
Italien  134,  Ungarn  154,  Portugal  164  §  4-6. 

®)  So  sind  die  behufs  Wahl  des  Aufsichtsraths  einberufenen  Zeichner- 
versammlungen in  Deutschland  den  Bestimmungen  über  die  eigentliche 
konstituirende  Generalversammlung  nicht  unterworfen.  R.  D.  H.  G.  B. 
§§  190,  197,  196. 

•^)  Demnach  in  Deutschland  auch  für  die  Zeichnerversammlung  be- 
hufs Wahl  der  Organe,  art.  210b  (jetzt  R.D.H.G.B.  §§  190,  197),  vergl. 
Ring  232,  274,  Behrend  726. 

*)  Vergl.  Wiener  in  Z.  f.  H.  R.  XKIV.60.  Ausdrücklich  anerkannt 
Belgien  31  (Fassung  des  Gesetzes  von  86),  Frankreich  art.  25  des  Ge- 
setzes von  1867,  Italien  134,  156  (oder  von  denjenigen,  die  nach  dem 
Prospekt  den  Vorsitz  in  der  K.-G.  führen  sollen),  Ungarn  154,  Portugal 
164  §  2  No.  6,  Schweden  16. 

»"O  So  Deutschland  210  a  (R.D.H.G.B.  §  196). 

25* 
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Die  Einberufung  der  konstituirenden  Generalversammlung 
hat  nach  erfolgter  Vollzeichnung  baldthunlichst  ^)  zu  geschehen. 
Die  Gründer,  bezw.  die  ßegisterbehörde  haben  nicht  blos 
das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht,  die  die  Errichtung  der 
Gesellschaft  bezweckenden  Maassregeln  ohne  Säumniss  zu  be- 
treiben. Unmotivirte  Verzögerung  der  Einberufung  kann  die 
Zeichner  von  der  übernommenen  Verpflichtung  befreien  ^)  und 
die  Gründer  den  von  ihnen  acceptirten  Zeichnern  gegenüber 
schadensersatzpflichtig  machen.  Um  die  Gefahr  der  Verzögerung 
zu  verhüten,  schreiben  einige  Gesetze  vor,  dass  die  Gründer 
bereits  im  Prospekt  die  Einladung  zur  konstituirenden  General- 
versammlung vorzunehmen  haben, ^)  andere  stellen  eine  mehr 
oder  minder  kurz  bemessene  Frist  auf,  innerhalb  deren  die 
konstituirende  Generalversammlung  abzuhalten  ist.*)  Soweit 
die  Einberufung  nicht  bereits  im  Prospekt  erfolgt,  muss  sie 
in  der  für  die  Zusammenberufung  von  Aktionären  überhaupt 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Art,  vor  allem  unter  Wahrung 
derjenigen  Frist,  welche  zwischen  Einberufung  und  Ab- 
haltung von  Generalversammlungen  zu  liegen  hat,  und  unter 
Ankündigung  der  Tagesordnung  geschehen.^) 

Die  konstituirende  Generalversammlung  tagt  prinzipiell 
in  derselben  Weise,  wie  andere  Generalversammlungen.  Soweit 
deshalb  für  Generalversammlungen  die  Hinzuziehung  beson- 
derer ürkundspersonen  (Notare)  nicht  gefordert  wird,  sind 
solche  auch  für  die  konstituirende  Generalversammlung  nicht 
nothwendig.  Aber  mehrere  Gesetze  weichen  hiervon  ab,  sie 
schreiben  wegen  der  Wichtigkeit  der  Beschlüsse  und  zur  Ver- 
hütung von  Missbräuchen  für  die  konstituirende  Generalver- 
sammlung erhöhte  Oeffentlichkeit  vor,  sei  es  die  Hinzuziehung 


1)  „Ohne  Verzug"  Deutschland  210a  (fehlt  im  Rev.  D.  H.  G.  B.) 

^)  Siehe  oben  S.  336,  337.  Ausdrücklich  anerkannt  Ungarn  154. 
Schweden  16. 

^)  Belgien  31  (Fassung  von  86),  Schweden  16. 

*)  Itaüen  134,  Ungarn  154,  Portugal  164  §  2  No.  6,  Schweden  13 
Abs.  2,  Belgien  31. 

^)  Deutschland  210b  (=  E.  D.  H.  G.  §  197),  Schweiz  620. 
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eines  Notars/)  sei  es  die  richterliche  Leitung.^)  Hat  die 
konstituirende  GeneralversainmluDg  die  Aufgabe,  das  Statut 
festzustellen,  so  würde  ohnehin  nach  den  früher  erörterten 
Grundsätzen  der  Publizität^)  eine  öffentliche  Beurkundung 
nöthig  sein. 

Den  Vorsitz  in  der  konstituirenden  Generalversammlung 
führen  die  gesetzlich  dazu  berufenen  Personen;^)  fehlt  es  an 
gesetzlichen  Vorschriften,  so  hat  die  Generalversammlung 
den  Vorsitzenden  selbst  mit  Stimmenmehrheit  zu  wählen. 
Nach  einigen  Gesetzen  soll  der  Prospekt  auch  über  die  Person 
des  Vorsitzenden  Bestimmungen  enthalten.*^)  Diesenfalls  würde 
der  im  Prospekt  Genannte  den  Vorsitz  führen,  falls  nicht 
durch  Stimmenmehrheit  ein  anderer  Vorsitzender  bestellt  wird. 

Die  konstituirende  Generalversammlung  ist  nicht  eine 
Versammlung  der  Aktionäre,  da  die  Aktionäreigenschaft 
die  Entstehung  der  Aktiengesellschaft  ja  bereits  voraussetzt, 
sondern  nur  eine  Versammlung  der  Zeichner,  d.  h.  der 
von  den  Gründern  als  solchen  zugelassenen  Zeichner.  Daraus 
ergiebt  sich,  dass  in  Ermangelung  entgegenstehender  Be- 
stimmungen®) an  der  konstituirenden  Generalversammlung  nur 
die  von  den  Gründern  offiziell  zugelassenen  Zeichner  theil- 
nehmen  können.')  Andererseits  haben  die  von  den  Gründern 
zugelassenen  Zeichner  auch  das  unentziehbare  Recht  der 
Theilnahme,  die  Zeichnerversammlung  kann  es  ihnen  nicht 
rauben.  Ein  Urtheil  über  die  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit 
der  einzelnen  Zeichnung  seitens  der  Zeichnerversammlung 
kann  sich  nur  bei  Gelegenheit  der  Feststellung  der  Vollzeich- 
nung, ein  Urtheil  über  die  Ernsthaftigkeit  der  Zeichnung  nur 
in  der  Versagung  der  Errichtung  äussern;   dagegen  kann  der 


1)  Belgien  32,  Italien  136,  91;  vergl.  auch  Schweiz  618. 

«)  Deutschland  210a  Abs.  2  (=  R.  D.  H.  G.  B.  §  196  Abs.  2). 

»)  Obön  S.  296  ff. 

*)  In  Deutschland  der  .Registerrichter  210  a  (E.D.H.G.B.  §  196). 

'^)  Italien  129,  Portugal  164  §  2  No.  7. 

")  Solche  z.  B.  in  Schweden,  wo  sämmtliche  Zeichner  an  der  kon- 
stituirenden G-eneralversammlung  theilnehmen  §  17. 

^  Deutschland  210a  Abs.  1  (RD.H.G.B.  §  196  Abs.  1).  Vergl. 
dazu  oben  §  32  S.  357. 
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einzelne  Zeichner  nicht  aus  jenen  Gründen  durch  Beschluss 
von  der  Versammlung  ausgeschlossen  werden.^)  Andernfalls 
würde  man,  da  bei  jedem  Zeichner  diese  Frage  erhoben 
werden  kann,  zur  völligen  Selbstnegation  der  Zeichnerversamm- 
lung gelangen.^) 

Die  Zeichner  können  an  der  konstituirenden  General- 
versammlung in  Person  oder  durch  Stellvertreter  theilnehmen. 
Mit  Bezug  auf  die  Stellvertretung  gilt  grundsätzlich  das  gleiche, 
wie  bei  anderen  Generalversammlungen.'^) 

Ist  der  von  den  Gründern  zugelassene  Zeichner  ver- 
storben,*) so  tritt  sein  Erbe  an  seine  Stelle,  sofern  er  im 
Besitz  der  für  den  zukünftigen  Aktionär  geforderten  Eigen- 
schaften ist.  Denn  wie  die  aus  der  Aktie,  so  sind  auch  die 
aus  der  Zeichnung  resultirenden  Pflichten  und  Rechte  ver- 
erblich. Schwieriger  gestaltet  sich  die  Rechtslage,  wenn  der 
Zeichner  seine  Anwartschaft  auf  andere  überträgt.  An  sich 
kann  der  Zeichner,  wie  den  etwaigen  obligatorischen  Anspruch 
gegen  die  Gründer  auf  Zulassung,  so  seine  durch  die  Zu- 
lassung erworbene  Aktionäranwartschaft  auf  andere  übertragen,, 
indem  er  ihnen  z.  B.  die  Aktienpromesse,  die  ihm  die  Gründer 
ertheilt  haben,  *^)  nebst  einer  üebertragungserklärung  aushän- 
digt. Während  es,  so  lange  nur  der  obligatorische  Anspruch 
in  Frage  steht,  naturgemäss  der  offiziellen  Zulassung  des 
Rechtsnachfolgers  durch  die  Gründer  an  Stelle  des  ursprüng- 
lichen Zeichners  bedarf,  fragt  es  sich,  ob  der  Rechtsnach- 
folger des  offiziell  zugelassenen  Zeichners  einer  besonderen 
Zulassung  zu  der  konstituirenden  Generalversammlung  be- 
dürftig   ist.      Diese    Frage    wird    aus    dem    Grunde    bejaht 


1)  Vergl.  Wiener  in  Z.  f.H.R.  XXIV  45. 

*)  Wo,  wie  in  Schweden,  die  Zeichnerversammlung  auch  bei  Zu- 
theilung  der  Aktien  mitzuwirken  hat,  gilt  freilich  ein  anderes. 

3)  Deutschland  210b  (R.D.H.G.B.  §197).  Vergl.  221,  190  (KD. 
H.  G.  B.  §  252  Abs.  2). 

*)  Z.  B.  in  Deutschland  zwischen  Einreichung  der  Zeichnerliste  zum 
Handelsregister  und  Abhaltung  der  konstituirenden  Generalversammlung, 
ferner  allgemein  bei  Vertagung  der  konstituirenden  Generalversammlung 
in  der  Zwischenzeit. 

^)  Renaud  401. 
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werden  müssen,  weil  die  freie  einseitige  Uebertragbarkeit 
der  Aktien  erst  mit  der  rechtlichen  Existenz  der  Aktien- 
gesellschaft gegeben  ist,  während  im  Gründungsstadium  nur 
die  von  den  Gründern  zugelassenen  Zeichner  an  der  kon- 
stituirenden  Generalversammlung  theilnehmen  können.  Streit 
herrscht  darüber,  wer  die  Zulassung  zu  bewilligen  hat  und 
wie  weit  eine  Verpflichtung  zur  Zulassung  besteht.  Hier 
wird  zu  unterscheiden  sein,  ob  der  alte  Zeichner  weiter  ver- 
haftet bleiben  soll,  oder  ob  es  sich  um  Substitution  durch 
den  neuen,  also  Entlassung  des  alten  Zeichners  aus  seiner 
Verpflichtung  handelt.  Soll  der  alte  Zeichner  weiter  verhaftet 
bleiben,  so  besteht  eine  Verpflichtung,  den  Rechtsnachfolger 
zuzulassen,  weil  der  Gesellschaft  ein  Schade  nicht  erwachsen 
kann.  Soll  der  ursprüngliche  Zeichner  dagegen  liberirt  werden, 
so  hängt  es  von  der  Willkür  der  die  Zulassung  Vornehmenden 
ab,  die  Liberirung  vorzunehmen  oder  zu  versagen.  In  beiden 
Fällen  aber  entlässt  und  lässt  zu  die  Zeichnergesammtheit, 
weil  die  Theilnahme  anderer  Personen,  als  der  ihr  ursprüng- 
lich zugehörigen,  der  Anerkennung  durch  die  Zeichnerver- 
sammlung bedarf.  Die  Zulassung  erfolgt  durch  den  Majoritäts- 
beschluss  der  Gesammtheit.^) 

In  Anbetracht  der  Schwierigkeiten,  die  eine  Abtretung 
der  Zeichneranwartschaft  der  rechtlichen  Beurtheilung  ver- 
ursacht und  der  Gefahren  einer  Negotiirung  unfertiger  Aktien- 
rechte haben  einzelne  Gesetzgebungen  der  Abtretung  von 
Antheilen  vor  Entstehung  der  Aktiengesellschaft  jegliche 
rechtliche  Wirkung  gegenüber  der  Gesellschaft  versagt.^) 

Die  konstituirende  Generalversammlung  bedarf  nicht  noth- 
wendig  des  Erscheinens  sämmtlicher  Zeichner,  sofern  nur  alle 
zugelassenen  Zeichner  ordnungsmässig  geladen  sind.  Viel- 
mehr würden  in  Ermangelung  besonderer  Bestimmungen   die 


*)  Deutschland  210  a  Abs.  4.  Zum  Theil  anders  Staub  zu  diesem  Artikel, 
der  der  Zeichnergesammtheit  stets  willkürliche  Zulassung  gewährt  und  den 
alten  Zeichner  stets  frei  werden  lässt,  anders  auch  B ehrend  742  A.  8,  der 
umgekehrt  nur  eine  formelle  Anerkennung  zulässt,  während  der  alte 
Zeichner  verhaftet  bleiben  soll,  vergl.  auch  die  bei  Ring  266  angeführten. 

«)  Belgien  40,  Italien  137,  R.D.H.O.B.  §200  Abs.  2. 
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allgemeinen  Grundsätze  über  die  zur  Beschlussfassung  erforder- 
liche Anzahl  von  Theilnehmern  platzgreifen.  ^)  Aber  in 
manchen  Gesetzgebungen  wird  zur  Beschlussfassung  eine 
Minimalzahl  von  Erschienenen  verlangt,  um  dadurch  bei  der 
grundlegenden  Bedeutung  der  zu  fassenden  Beschlüsse  eine 
Kautel  gegen  die  Gefahr  der  Uebervortheilung  des  indolenten 
Publikums  durch  die  Gründer  zu  schaffen.^)  Diese  Minimal- 
zahl wird  bald  nach  den  Personen  der  Zeichner/'^)  bald  nach 
dem  Aktienkapital,*)  bald  nach  beiden  Momenten '^)  bemessen. 
Wo  dieser  Standpunkt  eingenommen  ist,  würde  eine  General- 
versammlung, in  der  die  gesetzliche  Minimalzahl  nicht  er- 
schienen ist,  sich  in  Folge  der  Beschlussunfähigkeit  vertagen 
müssen,  wiederholte  Beschlussunfähigkeit  würde,  wenn  es  in 
Folge  derselben  zur  Errichtung  der  Gesellschaft  innerhalb 
der  gesetzlich  vorgeschriebenen  oder  im  Zeichnungsschein  an- 
gegebenen oder  eventuell  angemessenen  Frist  nicht  kommt, 
die  Befreiung  der  Zeichner  von  ihrer  Verbindlichkeit  zur 
Folge  haben.  Nach  französischem  Recht  darf,  wenn  die  er- 
forderte Zahl  nicht  vorhanden  ist,  nur  ein  vorläufiger  Beschluss 
gefasst  werden,  der  dann  der  Bestätigung  einer  zweiten, 
wiederum  von  einer  bestimmten  Minimalzahl®)  nothwendig  zu 
besuchenden  Generalversammlung  bedarf.  Erweist  sich  auch 
die  zweite  Generalversammlung  als  beschlussnnfähig,  so  ist  das 
Unternehmen  als  gescheitert  zu  betrachten. 

Von  der  zur  Beschlussfähigkeit  erforderlichen  Anzahl 
von  Zeichnern  oder  Aktien  ist  die  zur  Errichtung  der  Ge- 
sellschaft noth wendige  Majorität  zu  unterscheiden.  Alle 
Gesetzgebungen   stehen,    wie    bereits    bemerkt    ist,    auf   dem 


^)  So  auch  deutlich  anerkannt  Portugal  164  §  6.  Belgien  32. 

®)  Frankreich  art.  30  des  Gesetzes  von  1867,  Italien  156,  Ungarn  155, 
dagegen  gilt  dies  nicht  in  Deutschland,  der  Schweiz,  Schweden,  wo  in 
jedem  Falle  die  Generalversammlung  beschlussfähig  ist. 

^)  So  Italien  (Hälfte  der  Zeichner). 

*)  So  Frankreich  (Hälfte  des  Aktienkapitals). 

'*)  So  Ungarn  155:  mindestens  sieben  Zeichner,  mindestens  Ver- 
tretung von  einem  Viertel  des  Grundkapitals. 

*)  Vertreten  muss  hier  mindestens  ein  Fünftel  des  Aktienkapitals 
sein,  art.  30  des  Gesetzes  von  1867. 
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Standpunkte,  dass  der  Errichtungsbeschluss  nicht  der  Ein- 
stimmigkeit der  erschienenen  Zeichner  bedarf,  dass  vielmehr 
die  Majorität  prinzipiell  genügt.  Aber  nur  ein  Theil  der 
Gesetzgebungen  begnügt  sich  schlechthin  mit  der  einfachen 
Majorität,^)  und  auch  von  diesen  weichen  einzelne  von  den 
allgemeinen  Grundsätzen  nur  insofern  ab,  als  sie  entweder  jedem 
erschienenen  Zeichner,  ohne  Rücksicht  auf  den  gezeichneten 
Aktienbetrag,  eine  Stimme  gewähren,^)  demnach  Majorität 
der  anwesenden  Zeichner,  nicht  Majorität  der  vertretenen 
Aktien  entscheiden  lassen  oder,  als  sie  zwar  das  Stimmrecht 
nach  Aktien  beziffern,  aber  einen  Maximalbetrag  von  Stimm- 
rechten, die  der  Einzelne  geltend  machen,  darf,  statuiren.'*) 
Andere  dagegen  verlangen  für  den  Errichtungsbeschluss,  dass 
die  Majorität  einen  gewissen  Bruchtheil  sowohl  der  sämmt- 
lichen  Zeichner,  als  der  Aktien  umfasse.  So  bestimmt  das 
Deutsche  Handelsgesetzbuch,^)  dass  die  der  Errichtung  zu- 
stimmende Mehrheit  mindestens  ein  Viertheil  sämmtlicher 
zugelassener  Zeichner*^)  und  der  Betrag  ihrer  Antheile 
mindestens  ein  Viertheil  des  gesammten  Grundkapitals  ®)  dar- 
stelle. Aehnlich  das  schwedische  Gesetz.')  Hiemach  ist  zwar 
einfache  Majorität  nicht  ausgeschlossen,  aber  doch  nur  dann 
möglich,    wenn   die   Zahl   der   anwesenden  Zeichner   und   die 

1)  Schweiz  618  (mit  Ausnahme  der  Grenehmigung  der  Sach- 
einlagen etc.  619),  Portugal  164  §  6,  Frankreich  art.  30,  28  des  Gesetzes 
von  1867  (mit  Ausnahme  der  (jenehmigung  der  Sacheinlagen  art.  4), 
Ungarn  154 — 156,  Italien  156;  Belgien  32  verlangt  sogar  nur,  dass  die 
Mehrheit  nicht  gegen  die  Errichtung  ist. 

«)  So  Belgien  32,  Italien  156,  Portugal  164  §  5.  Renaud  S.  281 
und  Wiener  in  Z.  f.  H.  R.  XXIV  58  nehmen  dies  in  Ermangelung  anderer 
Bestimmungen  als  geltendes  Recht  an.  In  Frankreich  kann  wenigstens 
jeder  Zeichner  theilnehmen,  ohne  dass  im  übrigen  Virilprinzip  herrscht. 
Vergl.  Lyon-Caen  et  Renault  II  Nr.  710. 

^)  Ungarn  155,  Frankreich  art.  27  des  Gesetzes  von  1867. 

^)  art.  210 a  Abs.  4  (R.  D.  H.  G.  B.  §  196  Abs.  4). 

'*)  Dahin  gehören  auch  die  Gründer,  da  sie  ebenfalls  Zeichner  sind. 
Vergl.  jetzt  R.D.H.G.B.  §  196  Abs.  4. 

**)  D.  h.  des  ziifernmässigen  Grundkapitals. 

')  §  17. 
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Menge  der  durch  sie  vertretenen  Aktien  so  gross  ist,  dass 
auch  den  übrigen  Erfordernissen  des  Gesetzes  durch  einfache 
Majorität  Genüge  geschehen  kann.  Im  übrigen  bezieht  sich 
die  Vorschrift  nur  auf  den  Fall,  dass  die  anwesenden  Zeichner 
sich  nicht  einigen.  Bei  Einstimmigkeit  bedarf  es  der  Er- 
füllung jener  besonderen  Erfordernisse  nicht. ^)  Die  rechtliche 
Tragweite  einer  derartigen  Vorschrift  ist  eine  andere,  als  die 
der  obigen  Bestimmungen  über  die  zur  Beschlussfähigkeit  er- 
forderliche Anzahl.  Eine  konstituirende  Generalversammlung, 
in  der  die  für  die  Errichtung  gesetzlich  erforderte  Majorität 
nicht  vorhanden  wäre,  wäre  als  beschlussfähig  zu  erachten, 
nur  würde  der  Beschluss  sich  nicht  als  Errichtungs-,  sondern 
als  Ablehnungsbeschluss  mit  Bezug  auf  die  Errichtung  dar- 
stellen. Um  einer  derartigen  Eventualität  vorzubeugen,  be- 
stimmen die  beiden  genannten  Gesetze,  dass  auf  dahinzielenden, 
einfachen  Majoritätsbeschluss  die  Vertagung  der  Versammlung 
einzutreten  hat.^)  Zum  Theil  noch  weitergehende  Vorschriften 
mit  Bezug  auf  das  Recht,  die  Vertagung  zu  verlangen,  finden 
sich  in  anderen  Gesetzbüchern.^) 

Stimmberechtigt  in  der  konstituirenden  Generalversamm- 
lung sind  an  sich  nicht  blos  die  Zeichner,  sondern  auch  die 
Gründer  für  den  von  ihnen  übernommenen  Aktienbetrag. 
Die  Gründer qualität  ist  keineswegs  an  sich  ein  Grund  der 
Ausschliessung  von  der  Abstimmung  über  die  Errichtung. 
Der  Umstand,  dass  die  Gründer  an  der  Errichtung  der  Ge- 
sellschaft de  facto  besonders  interessirt  sein  werden,  kann  sie 
nicht  der  Theilnahme  an  dem  Errichtungsbeschluss  berauben, 
weil  alle  Zeichner  das  gleiche  Recht  der  Bethätigung  ihrer 
Mitwirkungsrechte  am  Zustandekommen  der  Gesellschaft  haben 
und  das  grössere  oder  geringere  Sonderinteresse  des  Einzelnen 
bei  einer  kapitalistischen  Genossenschaft  noch  keine  Interessen- 
kollision  zwischen   dem   Einzelnen   und  der  Gesammtheit  be- 


^)  Ausdrücklich  anerkannt  in  Schweden  17. 

«)  Deutschland   210  a    Abs.    5    (=  E.  D.  H.  G.  B.   §   196    Abs.    6), 
Schweden  17. 

3)  Vergl.  Italien  135. 
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deutet.^)  Nur  insoweit,  als  es  sich  um  einen  ßeschluss 
über  Genehmigung  der  Sacheinlagen  seitens  eines  Gründers 
oder  an  Gründer  oder  Aktionäre"  zu  gewährende  Aufwände 
oder  Begünstigungen  handelt,  wird  der  betreffende  Gründer 
bezw.  Aktionär  nach  allgemeinen  Grundsätzen  an  der  Ab- 
stimmung nicht  theilnehmen  dürfen.^)  Dies  wird  aber  nicht 
blos  dann  gelten,  wenn  der  letztere  Beschluss  äusserlich  von 
dem  Errichtungsbeschluss  getrennt,  sondern  auch  dann,  wenn 
er  im  Errichtungsbeschluss  mitenthalten  ist.  Daraus  ergiebt 
sich  für  das  geltende  deutsche  Recht  die  Schlussfolgerung, 
dass  bei  qualifizirten  Gründungen  derjenige  Gründer,  der  die 
Sacheinlage  macht  oder  der  Gesellschaft  einen  Vermögens- 
werth  überlässt,*)  an  dem  Errichtungsbeschluss,  weil  dieser 
hier  auch  die  Beschlussfassung  über  Sacheinlagen  in  sich  birgt, 
nicht  theilnehmen  darf.  Andernfalls  würde  den  grössten 
Missbräuchen  Thür  und  Thor  geöffnet  und  gegen  die  Grund- 
prinzipien der  Theilnahme  an  der  Abstimmung  Verstössen 
werden.*)  —  Weitergehend  versagen  einzelne  Gesetze  den 
Gründern  schlechthin  die  Betheiligung  an  dem  Errichtungs- 
beschluss.*^) 

Die  konstituirende  Generalversammlung  schöpft  die  Kraft 
ihrer  Beschlussfassung,  wie  bemerkt  wurde,  aus  ihrer  eigentlich 
konfirmatorischen  Natur.     Demgemäss   ist   die   konstituirende 


0  So  auch  Ring  267,  Staub  zu  art.  210a  §  6,  Wiener  in  Z.  f.  H. 
R.  XXIV  61  (ausdrücklich  anerkannt  R.  D.  H.G.  B.  §  196  Abs.  4). 

*)  Frankreich  art.  4  des  Gesetzes  von  1867,  Schweiz  619  Abs.  4, 
Ungarn  156  Abs.  4,  Deutschland  221,  190  Abs.  3. 

^)  Aber  nur  dieser,  nicht  die  übrigen  Gründer,  ebenso  bei  Grün- 
dungsaufwänden etc. 

*)  Anders  Ring  268 — 270,  Staub  a.  a.  O.  unterscheidet  zwischen 
Sacheinlage  und  üebernahmevertrag,  aber  diese  formal  juristische  Unter- 
scheidung kann  hier  unmöglich  von  Bedeutung  sein,  weil  wirthschaftlich 
der  gleiche  Hergang  vorliegt,  vergl.  auch  die  oben  N.  2  angeführten  gesetzl. 
Bestimmungen.  In  dem  von  uns  befürworteten  Sinne  Schweden  17.  Das 
R.  D.  H.  G.  B.  §  196  Abs.  4  vermittelt.  Es  lässt  die  Gründer  zwar  mit- 
stimmen, betrachtet  aber  die  Errichtung  als  abgelehnt,  wenn  unter  den 
übrigen  Aktionären  die  Majorität  gegen  die  Errichtung  ist. 

5)  Belgien  32. 
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Generalversammlung  an  sich  niemals  befugt,  an  denjenigen 
Grundlagen  etwas  zu  ändern,  welche  die  Bedingungen  der 
Zeichnung  bildeten.  Selbst  einstimmiger  Beschluss  der  er- 
schienenen Zeichner  würde  zur  Aenderung  nicht  genügen,  sofern 
nicht  sämmtliche  Zeichner  erscheinen.  Der  abwesende  Zeichner 
könnte  an  sich  seine  Verbindlichkeit  als  erloschen  betrachten, 
wenn  an  irgend  einem  Punkte  der  Zeichnungsbedingungen 
eine  Aenderung  einträte.  Denn  eine  so  errichtete  Gesellschaft 
wäre  nicht  diejenige  Gesellschaft,  der  beizutreten  er  durch 
die  Zeichnung  sich  bereit  erklärt  hatte.  Auch  die  nothwen- 
dige  vorherige  Ankündigung  der  Tagesordnung  würde  ihn 
nicht  dem  Beschlüsse  unterwerfen,  da  die  Kompetenz  der 
konstituirenden  Generalversammlung  zur  Aenderung  der  Zeich- 
nungsbedingungen an  sich  nicht  gegeben  ist.  Abweichend  da- 
von gestatten  moderne  Gesetze  eine  Abänderung  auch  der 
wesentlichsten  Bestimmungen  des  Statutes,  sowie  eine  Er- 
weiterung der  Lasten  der  Gesellschaft  durch  die  konstituirende 
Generalversammlung,  sofern  diese  mit  Einstimmigkeit  erfolgt, 
eine  Abänderung  minder  wesentlicher  Bestimmungen  sogar 
bereits  mit  Majorität.^)  Wenn  gegen  die  letztere  Bestimmung 
Bedenken  kaum  zu  erheben  sind,  so  kann  die  erstere  zweifel- 
los zu  den  grössten  Missständen  führen,  da  unter  umständen 
eine  kleine  Anzahl  von  erschienenen  Zeichnern  die  Gesellschaft 
ganz  umzugestalten  in  der  Lage  ist.^) 

Die  Errichtung  der  Gesellschaft  kann  sich  in  einer 
doppelten  Form  vollziehen.  Entweder  beschränkt  sich 
die  konstituirende  Generalversammlung  auf  Anerkennung 
des  Vorhandenseins  der  für  die  Errichtung  nothwendigen 
Voraussetzungen^)     oder     sie     fasst     einen     förmlichen     Er- 


1)  Deutschland  210  a  Abs.  4  (zum  Theil  anders  E.D.H.G.B.  §196 
Abs.  5).  Die  Bestimmung  bezieht  sich  aber,  wie  Ring  jnit  Recht  hervor- 
hebt (S.  270)  nicht  auf  die  Rechte  Einzelner. 

2)  Vergl.  B ehrend  743  A.  11.  Sehr  richtig  deshalb  die  Unter- 
scheidung in  Schweden  18. 

^)  So  in  der  Schweiz  618.  Frankreich  art.  24,  25,  30  des  Gesetzes 
von  1867. 
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richtungsbeschluss.^)  Im  ersteren  Falle  kann  sich  die 
Verweigerimg  der  Errichtung  nur  kleiden  in  die  Form  eines 
das  Vorhandensein  jener  Vorbedingungen  negirenden  Be- 
schlusses. Ist  demnach  eine  positive  Feststellung  durch 
Beschluss  der  konstituirenden  Generalversammlung  einmal  er- 
folgt, so  ist  ein  nachträglicher,  die  Errichtung  versagender 
Beschluss  nicht  mehr  möglich.  Die  der  konstituirenden  General- 
versammlung zugewiesene  Genehmigung  der  Sacheinlagen  so- 
wie der  besonderen  mitgliedschaftlichen  Vortheile  würde,  wo 
dieses  System  adoptirt  ist,  Vorbedingung  oder  Mitbestandtheil 
der  auf  die  gesetzlichen  Vorbedingungen  gerichteten  Feststellung 
sein,  da  erst  mit  deren  Genehmigung  die  Thatsache  der  Voll- 
zeichnung des  Grundkapitals  gegeben  ist.  Die  Genehmigung 
der  üebernahmeverträge  und  Gründungsaufwände  würde  da- 
gegen an  sich  hinter  die  Errichtung  fallen,  wenngleich  die 
Gesetzgebungen  sie  als  ßestandtheil  des  Errichtungsbeschlusses 
auffassen.  Denn  es  handelt  sich  hier  in  Wahrheit  um  Ver- 
träge, welche  die  bereits  konstituirte  Gesellschaft  mit  Gegen- 
kontrahenten schliesst.^) 

Im  zweiten  Falle  hängt  es  von  der  Willkür  der  konsti- 
tuirenden Generalversammlung  ab,  die  Errichtung  zu  versagen, 
auch  wenn  das  Vorhandensein  aller  gesetzlichen  Vorbeding- 
ungen konstatirt  und  die  Approbation  der  Sacheinlagen  erfolgt 
ist.  Der  Begründung  der  Versagung  bedarf  es  nicht.  Um 
den  zu  Tage  tretenden  Widerspruch  zwischen  auf  einander 
folgenden  Beschlüssen  der  konstituirenden  Generalversammlung 
zu  vermeiden,^)  haben  einzelne  Gesetze  nur  einen,  zugleich 
die  Feststellung  der  sämmtlichen  Vorbedingungen  und  die 
Approbation  der  Sacheinlagen  enthaltenden  Errichtungsbeschluss 
zugelassen.^) 

Von  dem  eigentlichen  Errichtungsbeschluss  sind  diejenigen 


^)  So  in  Deutschland  210a  Abs.  1,  4  (R.D.H.G.ß.  §  196  Abs.  4), 
Ungarn  1543,  Portugal  164  §6,  Schweden  17. 

«)  Siehe  oben  S.  375  ff.,  379  ff. 

3)  So  könnte  die  Majorität  für  die  Approbation  der  Saeheinlagen 
sich   aus   anderen  Personen   zusammensetzen,   als  die  für  die  Errichtung. 

*)  So  Deutschland  210  a  (ß.D.H.G.B.  §196),  Schweden  17. 
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Beschlüsse  zu  scheiden,  welche  die  Organisirung  der  errich- 
teten Gesellschaft  bezwecken.  Dahin  gehört  überall  die  Wahl 
der  ersten  Organe,  soweit  diese  der  Zeichnergesammtheit 
überhaupt  zusteht  und  nicht  durch  das  Gesetz  den  Gründern 
überwiesen  ist.^)  Die  Wahl  der  ersten  Organe  (Vorstand, 
Aufsichtsrath)  erfolgt  an  sich  erst  nach  dem  Errichtungs- 
beschluss  und  nicht  einmal  nothwendig  in  der  konstituirenden 
Generalversammlung.^)  Aber,  wie  sie  ausnahmsweise  kraft 
positiver  Bestimmung  dem  Errichtungsbeschluss  voraufgeht,  ^) 
so  wird  sie  von  den  Ges'etagebungen  gewöhnlich  der  konsti- 
tuirenden Generalversammlung  zugewiesen,*)  ja  der  Errichtungs- 
akt von  einigen  erst  mit  der  Annahme  der  Wahl  als  vollendet 
betrachtet.*)  Soweit  sie  von  der  konstituirenden  Generalversamm- 
lung vorzunehmen  ist,  bedarf  sie  der  für  die  Beschlussfassung 
in  der  konstituirenden  Generalversammlung  erforderlichen 
Voraussetzungen,®)  im  übrigen  greifen  die  Bestimmungen  über 
die  Bestellung  dieser  Organe  überhaupt  Platz.') 

Weiter  zählen  in  einer  Anzahl  von  Ländern  zu  den 
Organisationsbeschlüssen  diejenigen  Beschlüsse,  welche  die 
Schaffung  einer  Gesellschaftsordnung  betreffen.  Wo  die 
Feststellung    des    ganzen    Statutes    dem    Errichtungsbeschluss 


^)  Praktisch  beim  Vorstand,  vergl.  Italien  134  Abs.  2  No.  4,  Ungarn 
183,  154 '*,  Portugal  164  §  6,  Frankreich  art.  25  des  Gesetzes  von  1867. 
Vergl.  R.  D.  H.  G.  B.  §  190  Abs.  3. 

2)  So  auch  der  Standpunkt  z.  B.  der  Schweizer  und  Schwedischen 
Gesetzgebung.  Schweiz  622,  Schweden  18,  11,  17.  Insbesondere  wird  die 
Wahl  der  Organe  bei  der  Simultangründung  getrennt  von  der  Errichtung 
vorkommen. 

^)  So  in  Deutschland  bei  der  Successivgründung  art.  209  f.  g.  h.  210 
(=  R.  D.  H.  G.  B.  §§  190,  192,  195). 

*)  Frankreich  art.  25,  30  des  Gesetzes  von  1867,  Italien  134,  Ungarn 
154,  Portugal  164  §  6. 

^)  Frankreich  art.  25  des  Gesetzes  von  1867,  dagegen  mit  bewusster 
Schärfe  Ungarn  154»'*;   Portugal  164  §  6. 

ö)  Frankreich  art.  30  des  Gesetzes  von  1867,  Italien  156,  154^-^; 
Ungarn  155,  154*,  Portugal  164  §§  6,  5. 

')  Soweit  deshalb  die  Bestellung  des  Vorstandes  durch  den  Auf- 
sichtsrath erfolgen  kann,  würde  dies  auch  für  den  ersten  Vorstand  gelten. 
Behrend  726  A.  2  (vergl.  auch  R.D.  H.G.  §  190  Abs.  3). 
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voraufgeht,^)  enthält  das  festgestellte  Statut  zugleich  die  Gesell- 
schaftsordnung. Wo  dagegen  nur  die  Grundbedingungen  der 
Verfassung  festgestellt  sind,  muss  die  nähere  Ausgestaltung 
der  Verfassung  durch  die  Zeichnerversammlung  erfolgen  ^)  und 
zwar  geschieht  dies  nach  der  Errichtung.  Hier  stehen  sich 
also  gegenüber  Grundbedingungen  und  Gesellschaftsordnung. 
Während  jene  in  dem  Prospekt  oder  der  Gründerurkunde 
(memorandum  of  association,  stiftelseurkund)  enthalten  sind, 
wird  die  Gesellschaftsordnung  (bylaws,  bolagsordning,  articles 
of  association)  durch  die  Zeichnerversammlung  beschlossen, 
sei  es  nothwendig  in  der  konstituirenden  Generalversammlung,*) 
sei  es  in  einer  darauf  folgenden  Versammlung.^)  Die  Ge- 
sellschaftsordnung wird  nach  der  Mehrzahl  der  Gesetzgebungen 
mit  Mehrheit  der  Stimmen  beschlossen,**)  es  sei  denn,  dass 
sie  Abweichungen  von  den  Grundbedingungen  der  Verfassung 
enthält.  Diesenfalls  bedarf  es  im  Zweifel  der  Zustimmung 
aller  Aktionäre,®)  oder  es  ist  gar  die  Abänderung  überhaupt 
ausgeschlossen.')  Gesellschaftsordnung  und  Grundbedingungen 
werden  dann  entweder  zu  einem  beide  umfassenden  Statute 
vereinigt®)  oder  sie  bleiben  auch  in  der  Folgezeit  äusserlich 
geschieden.^) 

Vereinzelte^)   wird  zur  Organisirung   auch   noch    ein   die 


1)  So  in  Deutschland,  der  Schweiz,  Frankreich,  Portugal;  zulässig 
auch  in  Italien  neben  dem  anderen  Modus.     Siehe  oben  S.  312  ff. 

^)  In  England  greift  eventuell  das  gesetzliche  Normalstatut  ein. 

^)  So  Italien  134  ^  Ungarn  154-. 

*)  So  auch  zulässig  in  Schweden  18,  jedenfalls  auch  in  England 
(>omp.  Act  1862  sect.  14. 

">)  Vergl.  Italien  134«,  156,  Ungarn  154«,  155,  Schweden  18,  ab- 
weichend England  Comp.  Act  1862  sect.  14,  wonach  alle  Unterzeichner 
des  memorandum  of  association  auch  die  articles  of  association  zu  unter- 
zeichnen haben. 

^)  Nicht  blos  der  Erschienenen. 

')  So  prinzipiell  in  England. 

®)  So  in  Italien  und  Ungarn,  Schweden. 

^)  So  in  England  und  Nordamerika  die  bylaws,  bezw.  articles  of 
association  gegenüber  dem  charter  of  incorporation,  bezw.  memorandum 
of  association. 

^^)  Ungarn  154 ». 
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Gründer  dechargirender  Beschluss   gefordert,    ohne   dass   dies 
gerade  wesentlich  ist. 

Die  stattgehabte  Errichtung  wird  endlich  durch  ein  öffent- 
liches oder  privates  Protokoll  beurkundet,^)  welchem  an  sich 
nur  Beweiskraft  zukommt.  Einzelne  Rechte  lassen  weiter- 
gehend erst  mit  der  Vollziehung  des  Protokolls  die  Konsti- 
tuirung  der  Gesellschaft  erfolgt  sein.'^) 

§  36. 
6.  Die  staatliche  Genehmigung.^) 

Die  staatliche  Genehmigung  erscheint  als  nothwendiges 
Erfordemiss  der  Entstehung  nur  in  den  Ländern  des  Kon- 
zessionsystems.*) In  den  Ländern  des  Normativsytems  bedarf 
nicht  die  Aktiengesellschaft  als  solche,  sondern  möglicher- 
weise der  Gegenstand  ihres  Unternehmens  der  staatlichen 
Genehmigung,  z.  B.  weil  es  sich  um  eine  Versicher ungs-,  Bank- 
oder Eisenbahngesellschaft  handelt.  Die  Präge,  welche  Aktien- 
gesellschaften konzessionsbedürffcig  sind,  ist  im  Normativsystem 
nicht  eine  Frage  des  Aktienrechts,  sondern  des  Polizeirechts.  **) 
Für  das  Aktienrecht  kommt  die  etwa  erforderliche  staatliche 
Genehmigung  nur  unter  dem  Gesichtspunkt  in  Betracht,  wie- 
weit sie  juristisch-technisch  Vorbedingung  der  Inkorporirung 
ist.  Nur  ihre  Stellung  im  Entstehungshergang  ist  hier  zu 
prüfen,  dagegen  ist  auf  den  Konzessionirungshergang  im  ein- 
zelnen  nicht  weiter  einzugehen. 

In  den  Ländern  des  Konzessionssystems  wird  die  staat- 
liche Genehmigung  erst  nach  Errichtung  der  Gesellschaft 
ertheilt,   nicht  blos,    weil  sie  die   endgültige  Feststellung    der 

1)  Deutschland  238  a,  210  a  (E.  D.  H.  G.  B.  §§  259,  190),  Schweiz  618, 
Belgien  32,  Portugal  164  §  6. 

*)  Belgien  32,  auch  Deutschland  a.  a.  0. 

8)  Litteratur:  Renaud  §§36—38. 

*)  In  Europa  halten  am  Konzessionssystem  noch  fest  Kussland,  das 
aber  zum  Normativsystem  übergehen  will,  die  Türkei,  Oesterreich  (auch 
für  Bosnien,  dagegen  nicht  Ungarn),  die  Niederlande,  Luxemburg,  Serbien, 
Griechenland.  Dazu  kommen  mehrere  südamerikanische  Staaten  und 
neuestens  Japan. 

'')  Freilich  wird  dies  nicht  immer  auseinandergehalten. 
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Statuten  voraussetzt,  in  deren  Approbation  sie  sich  äussert,^) 
sondern  auch  weil  ihr  Zweck  sie  dahin  verweist.  Wenn  der 
Staat  die  Gesellschaftsform  seiner  Konzessionirung  unterwirft, 
so  will  er  nur  solche  Gesellschaften  ins  Leben  treten  lassen, 
deren  Entstehungshergang  nach  spezieller  Prüfung  seiner  Organe 
als  ein  ordnungsgemässer  und  für  die  Zukunft  der  Gesell- 
schaft die  nöthigen  Garantien  darbietender  erscheint.  Die 
staatliche  Genehmigung  wird  somit  erst  am  Schlüsse  des 
Gründungsherganges  auf  Grund  einer  Prüfung  erfolgen,  die 
sich  unter  allen  umständen  darauf  erstrecken  wird,  ob  die 
Statuten  den  gesetzlichen  Anforderungen  entsprechen,  ob  das 
Grundkapital  voll  gezeichnet,  die  gesetzlichen  Einzahlungen 
erfolgt,  die  Konstituirung  gehörig  geschehen  ist.  Alle  diese 
Akte  müssen  also  geschehen  sein,  andernfalls  muss  nach  der 
ersten  Prüfung  eine  erneute  Prüfung  vorgenommen  werden.^) 
Und  weil  der  Staat  seine  Prüfung  darauf  erstreckt,  fehlt  es 
in  den  Ländern  des  Konzessionssytems  meist  an  genauen 
gesetzlichen  Vorschriften  über  den  Gründungshergang.  ^)  Im 
Wege  der  Verwaltungsanordnung  oder  von  Fall  zu  Fall  durch 
Einzelverfügung  wird  hier  vorgeschrieben, '  welche  Vorbeding- 
ungen zu  erfüllen  sind,  damit  die  Genehmigung  ertheilt  werde. 
Auch  ist  der  Staat  meist  frei  in  der  Versagung  der  Geneh- 
migung, die  Genehmigung  ist  Gnadenakt,  nicht  Justizver- 
waltungsakt, ein  Anspruch  auf  Genehmigung  ist  meist  auch 
bei  Erfüllung  der  gesetzlichen  Vorbedingungen  nicht  vor- 
handen.*) 

Die  staatliche  Genehmigung  erfolgt  auf  Grund  eines  Ge- 
suches, welches  auf  Ertheilung  der  Genehmigung  gerichtet  ist. 

Dieses  Gesuch  kann  von  den  Gründern  der  Gesellschaft 
eingereicht  werden.     Nicht  ausgeschlossen  ist,    dass   es  die  in 

^)  Vergl.  das  Material  bei  Ren  au  d  S.  364 ff. 

2)  Eenaud  S.  381.  In  Japan  erfolgt  eine  doppelte  Genehmigung, 
eine  solche  des  (Tründungsbeschlusses  und  eine  solche  am  Schlüsse  der 
Gründung,  Lönholm  224,  225.    H.G.B.  art.  156,  159,  166,  167. 

^)  Daher  der  Mangel  solcher  im  jetzt  noch  in  Oesterreich  geltenden 
Allg.  D. H.G.B.  Ausnahmsweise  eingehend  Bosnien  152 ff.,  Japan  (vergl. 
Lönholm  224 ff.)  art.  157 ff. 

*)  Abweichend  Niederlande  37.     Siehe  oben  S.  290. 
Lehmann,  Becht  der  Aktiengesellschaften.  26 
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der  konstituirenden  Generalversammlung  gewählten  ersten 
Organe  oder  sonst  von  der  Zeichnerversammlung  beauftragten 
Personen  einreichen.  Dem  Gesuche  sind  diejenigen  Urkunden 
beizulegen,  die  für  das  Zustandekommen  der  Gesellschaft  von 
Bedeutung  sind.  Insbesondere  ist  der  Entwurf  des  Statuts 
in  Abschrift  beizufügen  und  der  Nachweis  der  Vollzeichnung 
des  Grundkapitals  entweder  sofort  oder  später  zu  erbringen.') 

Die  Genehmigung  erfolgt  auf  Grund  einer  causae  cognitio 
der  staatlichen  Behörde,  welche  einen  doppelten  Gehalt  in 
sich  birgt,  einen  formal  juristischen  und  einen  wirthschafts- 
polizeilichen.  Vom  formal  juristischen  Standpunkt  prüft  die 
Behörde  zunächst,  ob  die  Gesellschaft  gesetzliche  Zwecke  ver- 
folgt, ob  ihr  Statut  den  gesetzlichen  Vorschriften  entspricht 
und  ob  die  Konstituirung  in  gesetzlicher  Weise  geschehen  ist. 
Soweit  in  den  Ländern  des  Konzessionssystems  Registerbehörden 
existiren,  denen  die  Prüfung  der  Legalität  der  Gesellschafts- 
entstehung obliegt,^)  ist  diese  causae  cognitio  der  Staatsbehörde 
für  die  Registerbehörde  bedeutungslos,  letztere  hat  ihre  Prüfung 
nochmals  selbständig  vorzunehmen  und  ist  an  die  rechtliche 
Auffassung  der  Staatsbehörde  nicht  gebunden.^)  Ergiebt  sich 
ein  Anstand  in  formal  juristischen  Beziehungen,  so  wird  auf 
Beseitigung  desselben  zunächst  zu  dringen  sein,^)  erfolgt  diese 
nicht,  so  ist  der  Staat  nicht  blos  berechtigt,  sondern  auch 
verpflichtet,  seine  Genehmigung  zu  versagen.  —  In  wirth- 
schaftspolizeilicher  Beziehung  hat  der  Staat  an  sich  ein  sehr 
ausgedehntes  Prüfungsrecht.  ^)     Er  kann  seiner  causae  cognitio 


1)  Renan d  381. 

')  Z.  B.  in  Oesterreich  nach  dem  AUg.  Deutsch.  Handelsgesetzbuch 
209—211  in  Bosnien. 

^)  Ausdrücklich  anerkannt  in  Bosnien  163. 

*)  Wie  die  Beseitigung  erfolgt,  hängt  von  dem  konkreten  Fall  ab. 
Handelt  es  sich  um  eine  Aenderung  der  Statuten,  so  greifen  die  im  §  35 
geschilderten  Rechtssätze  Platz,  handelt  es  sich  um  reine  Verwaltungs- 
akte, so  würde  eine  Xachholung  durch  einfachen  Beschluss  der  Zeichner- 
versammlung oder  durch  die  gewählten  Organe  erfolgen. 

'^)  Ausnahmsweise  nicht  in  den  Niederlanden  37,  vergl.  auch 
Argentinien  318  Abs.  2. 
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die  Frage  der  Zweckmässigkeit  der  Gesellschaft  für  das 
Staatswohl,  der  Durchführbarkeit  und  Rentabilität  des  Unter- 
nehmens an  sich,  der  Existenz  genügender  Mittel,  um  dasselbe 
durchzuführen,  insbesondere  des  Verhältnisses  von  Grundkapital 
und  erforderlichem  Gesellschaftsvermögen,  der  Ernsthaftigkeit 
der  Zeichnungen,  der  Zahlungsfähigkeit  von  Gründern  und 
Zeichnern,  des  wahren  Werthes  der  gemachten  Sacheinlagen, 
unterwerfen.  Er  kann  auch  den  Schutz  der  Zeichner  gegen 
Uebervortheilungen  seitens  der  Gründer  ins  Auge  fassen,  dem- 
nach die  Beseitigung  anstössiger  Statutsbestimmungen  begehren, 
falls  nicht  die  Genehmigung  versagt  werden  soll.  Indessen 
kann  das  einzelne  Gesetz  den  Staat  auf  die  Prüfung  bestimmter 
Punkte  beschränken,  z.  B.  nur  auf  die  Sicherheit  des  Unter- 
nehmens und  die  Existenz  eines  genügenden  Grundkapitals, 
und  ihn  bei  Vorhandensein  dieser  Voraussetzungen  verpflichten, 
die  Genehmigung  zu  ertheilen.^)  Wie  weit  die  staatliche  Be- 
hörde verpflichtet  ist,  bei  Versagung  der  Genehmigung  den 
Grund  anzugeben,  wird  eben  davon  abhängen,  ob  der  Staat  in 
wirthschaftspolizeilicher  Beziehung  ein  ausgedehntes  oder  be- 
schränktes Prüfungsrecht  hat. 

Die  Behörde,  welche  die  staatliche  Genehmigung  ertheilt, 
ist  stets  eine  Verwaltungsbehörde,^)  meist  eine  Abtheilung 
des  Ministeriums.^)  Wie  weit  ein  Rekurs  gegen  den  die  Ge- 
nehmigung ablehnenden  Bescheid  zulässig  ist,  entscheidet  sich 
nach  den  maassgebenden  verwaltungsrechtlichen  Grundsätzen. 

Von  der  Ertheilung  der  constitutio  personalis  an  die  Ge- 
sellschaft ist  im  Gebiete  des  Konzessionssystems  die  Kon- 
zessionirung  des  Gewerbes  zu  scheiden.  Diese  auch  im  Ge- 
biete des  Normativsystems  für  einzelne  Aktiengesellschaften 
erforderliche  Konzessionirung  erfolgt  nach  den  Bestimmungen 
der  maassgebenden  Gewerbeordnungen  durch  die  kompetente 


1)  Eingehende  Vorschriften  z.  ß.  in  Chile  429—433. 

2)  Vergl.  Code  de  comm.  art.  37,  der  in  einer  Anzahl  von  Ländern 
noch  gut. 

8)  In  Oesterreich  Ministerium   des  Innern  v.  C  an  st  ein  I,  476,   in 
Serbien  Finanzministerium  H.  G.  B.  art.  38. 

26* 
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Gewerbepolizeibehörde.     Für  ausländische  Aktiengesellschaften 
existiren  nicht  selten  verschärfende  Bestimmungen.^) 

§  37. 
7.  Der  Inkorporirungsakt.^) 

Unter  Inkorporirung  der  Gesellschaft  begreifen  wir  den- 
jenigen Schlnssakt,  welcher  der  Gesellschaft  die  rechtliche 
Existenz  gewährt.^)  Vor  diesem  Schlussakt  besteht  demnach 
die  Aktiengesellschaft  als  solche  rechtlich  nicht,  ob  sie  mit 
ihm  besteht,  hängt  von  der  Bedeutung,  welche  diesem  Schluss- 
akt beigemessen  wird,  ab.  Ist  er  nur  das  letzte  Glied  in  der 
Kette  der  die  Entstehung  bedingenden  Thatsachen,  so  besteht 
die  Gesellschaft  mit  ihm  rechtlich  nur  dann,  wenn  die  vorher- 
gehenden Akte  ordnungsgemäss  erfolgt  sind,  ist  er  von  selbst- 
ständiger kreatorischer  Bedeutung,  so  heilt  er  die  vorauf- 
gegangenen Mängel.  Wann  ihm  diese,  wann  jene  Bedeutung 
zukommt,  ist  später  zu  erörtern. 

Zur  Zeit  des  Oktroisystems  bestand  der  Inkorporirungs- 
akt   in   der  Ertheilung  des  Privilegs    durch   die  Staatsgewalt. 

Heute  gilt  dies  nur  noch  ausnahmsweise.  So  kommt  in 
England  noch  die  Verleihung  korporativer  Rechte  durch  Charter 
der  Krone  vor  und  nach  dem  deutschen  Reichsgesetz  vom 
15.  März  1888  kann  Kolonialgesellschaften  durch  Beschluss  des 
Bundesrathes  die  Rechtsfähigkeit  ertheilt  werden.*)  Solchen- 
falls ist  der  Regierungsakt  Inkorporirungsakt,  Die  nach- 
folgende Publikation  hat  nur  deklarative  Bedeutung. 

Im  Gebiete  des  Konzessionssystems  kann  an  sich  die 
staatliche  Genehmigung  der  Aktiengesellschaft  den  Schlussakt 


*)  Das  einzelne  gehört  nicht  hierher. 

«)  Zur  Litter atur:  Renaud  §§34,35,  B  ehrend  §§98,  108;  Ring 
und  Staub  zu  art.  210,  211^  Lyon-Caen  et  Renault  U  No.  188fiF., 
771  fif.;  Buekley  p.  20ff.,  Vidari  I  No.  803fiF. 

*)  Der  Ausdruck  ist  besonders  in  Nordamerika  geläufig,  freilich 
mehr  in  dem  Sinne,  dass  der  ganze  Werdegang  bis  zur  Erlangung  der 
rechtlichen  Existenz  Inkorporirung  heisst.  „The  incorporation  is  com- 
plete"  bedeutet  die  Erreichung  des  Abschlusses  durch  Erlangung  der 
Korporationsrechte. 

*)  Siehe  oben  S.  82,  86. 
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bilden.  Meist  wird  aber  ausser  dieser  noch  ein  Publizitätsakt 
verlangt.^)  Die  genehmigte  Gesellschaft  muss,  um  die  recht- 
liche Existenz  zu  erlangen,  eingetragen  oder  es  muss  das  ge- 
nehmigte Statut  öffentlich  deponirt  oder  es  muss  kundgemacht 
werden.  Erst  mit  Erfüllung  dieser  Vorschrift  ist  die  Gesell- 
schaft als  solche  rechtlich  existent. 

Diese  letzten  Bedingungen  gelten  stets  im  Gebiete  des 
Normativsystems.  Eintragung  oder  öffentliche  Deposition  oder 
Kundmachung  oder  mehrere  zusammen  bilden  hier  den  In- 
korporirungsakt. 

Das  Eintragungsprinzip  beherrscht  den  grösseren  Theil 
der  Rechte,  vor  allem  das  Gebiet  der  germanischen  Rechte. 
Die  Eintragung  wird  verlängt  in  Deutschland,^  Oesterreich,*) 
der  Schweiz,*)  Schweden,*^)  Grossbritannien, ^  zahlreichen 
nordamerikanischen  Statutarrechten, ')  dann  in  Ungarn,®) 
Bosnien,®)  Italien, ^^)  Portugal, ^^)  Spanien  ^^)  und  einzelnen  süd- 
amerikanischen Staaten. ^^)  Meist  ist  die  Eintragung  dabei  der 
Schlussakt,  hin  und  wieder  muss  zu  ihr  Publikation  hinzutreten.^*) 

Das  Depositionsprinzip  findet  sich  in  einzelnen 
romanischen  Rechten.  Dahin  gehören  die  Gesetzgebungen  von 
SVankreich,^^)    Belgien,^®)    Griechenland,^')     der    Türkei,*®) 


0  So  AUg.  D.  H.G.  ß.  211,  Bosnien  165,  Niederlande  38  u.  a. 

3)  211  (K.  D.  H.G.  ß.  §  200  Abs.  1). 

3)  A.D.H.G.B.  211. 

^)  623, 

')  §§  2,  69. 

«)  Comp.  Act  1862  aect.  18. 

^)  Siehe  oben  S.  298,  300. 

«)  §  160, 

»)  §  165. 
^0)  Art.  91,  90. 
^^)  164  §8,  49». 
^2)  119,  17. 

18)  Uruguay  407,  Venezuela  224,  Chile  440,  Argentinien  323 
**)  Ungarn  160,  Italien  91  u.  a. 
1»)  Art.  55—58  des  Gesetzes  von  1867. 
1«)  9—11. 
^0  45. 
^*)  34. 
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Serbien.^)  Es  findet  sich  ferner  in  mehrfachen  nord- 
amerikanischen Statuten.*)  Im  ganzen  weicht  die  öfifentliche 
Deposition  der  Eintragung. 

Die  Eintragung  (registration)  ist  entweder  eine  Eintragung 
des  ganzen  Statuts  oder  eine  Eintragung  nur  einzelner  Punkte 
des  Statuts.  Das  erstere  Verfahren  wird  beobachtet  in  Deutsch- 
land nach  geltendem  Recht, ^)  Oesterreich,*)  Ungarn,^)  der 
Schweiz/)  England,')  Italien,®)  Spanien,®)  Portugal,^®) 
Argentinien^^)  und  einzelnen  anderen  Staaten.  Es  ist  offenbar  aus 
der  Deposition  historisch  hervorgegangen.  Nur  die  Vereinigung 
der  sämmtlichen  Statuten  in  einem  Register  unterscheidet  es 
äusserlich  von  der  Deposition,  innerlich  freilich  der  Umstand, 
dass  bei  der  Deposition  ursprünglich  keine  Prüfung  der  Be- 
hörde, bei  der  Eintragung  stets  eine  Prüfung  der  Register- 
behörde voraufgeht.  Konsequent  muss  aber  die  Prüfung  der 
Registerbehörde  zur  Vereinfachung  der  Eintragung,  zur  Ein- 
tragung nur  der  Essentialien  der  Gesellschaft,  führen.  Denn 
wenn  die  Eintragung  von  einem  Dekret  der  Registerbehörde 
abhängig  ist,  so  ist  nach  erfolgter  Feststellung  der  Legalität 
nicht  einzusehen,  weshalb  das  ganze  Statut  eintragungsbedürftig 
sein  solle.  Die  Eintragung  der  wesentlichen  Momente  scheint 
dann  vollauf  zu  genügen.  Sie  erspart  überflüssige  Schreiberei, 
verhütet  praktisch  Fälle  der  Nichtigkeit  und  gewährt  dem 
Publikum  einen  weit  leichteren  Ueberblick,  als  die  Eintragung 
des  ganzen  Statuts.  Das  ßedürfiiiss  der  Publizität  wird  neben 
ihr  durch  Zurückbehaltung  des  eingereichten  Statutenexem- 
plars  bei   den  Akten  der  Registerbehörde   gewahrt.     Diesen 


1)  43. 

^  Als  blosse  filing  der  articles  of  incorporation. 
»)  210. 
*)  210. 
5)  158. 
0)  621. 

')  Comp.  Act  1862  sect.  18. 
8)  91,  90. 
ö)  119,  21  ^ 
>o)  164»,  49  \ 
'1)  293. 
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Schritt  haben  denn  auch  einzelne  Gesetze  gethan.  So  schreibt 
das  schwedische  Aktiengesetz  von  1895  ^)  nur  die  Eintragung 
der  wichtigsten  Punkte  des  Statuts  vor.  Die  nordameri- 
kanischen Statuten  verlangen  meist  nur  Registrirung  der 
articles  of  incorporation.*)  Auch  das  revidirte  Deutsche 
Handelsgesetzbuch   ist   zu   diesem  Verfahren  übergegangen.^) 

Die  Deposition  ist   stets  Deposition   des   ganzen  Statuts. 

Die  Verkündung  ist,  wo  sie  neben  der  Eintragung  gefordert 
wird,  nur  Verkündung  eines  Auszuges  aus  dem  Statut,  wo 
sie  neben  der  Deposition  vorkommt,  nicht  selten  Verkündung 
des  ganzen  Statuts.^) 

Im  Gebiete  des  Depositionsprinzips  besteht  der  Inkor- 
porirungsakt lediglich  in  Handlungen  der  Privatbetheiligten, 
die  Einreichung  der  erforderlichen  Schriftstücke^)  innerhalb 
der  gesetzlichen  Frist®)  macht  den  Inkorporirungsakt  aus. 
Das  Verhalten  der  Behörde  ist  ein  passives,  sie  nimmt  das 
Schriftstück  entgegen.  Bedarf  es  einer  Verkündung,  so  ist 
diese  freilich  mitunter  durch  Vermittlung  von  Beamten  vor- 
zunehmen.') Aber  diese  Vermittlung  räumt  den  Beamten 
kein  Prüfnngs-  und  Legalisirungsrecht  ein,  sie  verhalten  sich 
grundsätzlich  wiederum  nur  passiv.  Stets  ist  der  Kern  des 
Aktes  eine  einseitige  Kundgebungshandlung  des  in  die  Existenz 
tretenden  Lebewesens. 

Im  Gebiete  des  Eintragungsprinzips  besteht  der  In- 
korporirungsakt dagegen  in  einer  behördlichen  Handlung. 
Diese   behördliche  Handlung    ist   freilich,    wie    schon    früher 


0  §  69. 

-)  Siehe  oben  S.  313  A.  2. 

8)  §  198. 

*)  Z.  B.  Belgien  9. 

*)  In  Frankreich  ausser  dem  Statut  die  Feststellungserklärungen 
über  Vollzeichnung  und  erste  Einzahlung,  eine  Abschrift  der  über  Sach- 
einlagen und  Gründungsbegünstigungen  gefassten  Beschlüsse  der  kon- 
stituirenden  Generalversammlung,  die  Zeichnerliste;  art.  55  des  Gesetzes 
von  1867. 

^)  In  Frankreich  binnen  einem  Monat  nach  der  Errichtung  art.  55  cit. 

')  So  in  Belgien  10. 
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erörtert  wurde, ^)  kein  Gnadenakt,  sie  unterscheidet  sich 
scharf  von  der  Konzessionirung.  Die  Registerbehörde  ist 
verpflichtet,  die  Inkorporirungshandlung  vorzunehmen,  wenn 
die  gesetzlichen  Voraussetzungen  vorliegen  und  würde  sich 
bei  Verletzung  ihrer  Pflicht  nach  allgemeinen  Grundsätzen 
schadensersatzpflichtig  machen.  Immerhin  inkorporirt  hier  der 
Staat  durch  seine  Behörden,  nur  dass  an  Stelle  der  Einzel- 
konzession durch  lex  specialis  die  allgemeine  Norm  getreten  ist. 
Die  Inkorporirung  durch  die  behördliche  Handlung  setzt 
den  Antrag  auf  Inkorporirung,  d.  h.  auf  Eintragung,  voraus. 
Diesen  Antrag  (die  Anmeldung  zum  Register)  haben  die 
Organe  der  errichteten  Gesellschaft,^)  nach  einzelnen  Gesetz- 
gebungen auch  die  Gründer  ^)  oder  gar  nur  die  Gründer  *)  zu 
stellen.  Dem  Antrag,  der  entweder  vor  der  Register- 
behörde zu  Protokoll  oder  schriftlich  unter  Beglaubigung  der 
Unterschriften  an  die  Registerbehörde  einzureichen  ist,*)  sind 
alle  diejenigen  Urkunden  und  alle  Belege  für  diejenigen  That- 
sachen  beizufügen,  ohne  deren  Existenz  der  Inkorporinmgs- 
akt  nicht  erfolgen  soU.  Vor  allem  gehört  dahin  das  Statut,®) 
beziehungsweise  in  England')   und  Nordamerika^)    die  Grün- 


1)  Siehe  oben  S.  290. 

*)  Vorstand,  Schweiz  622,  Ungarn  159,  Italien  91  (hier  zusammen 
mit  dem  Notar),  Schweden  19. 

«)  Nach  Deutschland  210  (« Rev.  D.  H.  ö.  B.  §  195)  sämmtUche 
Gründer  und  MitgÜeder  des  Vorstandes  und  Aufsichtsrathes. 

*)  In  England  reichen  die  Unterzeichnet  des  memorandvmi  of  asso- 
ciation  dieses.  Comp.  Act  1862  sect.  17,  18,  in  Nordamerika  die  in- 
corporators,  sei  es  sämmtliche,  sei  es  zum  grösseren  Theil,  die  articles  of 
incorporation  ein  Cook  p.  1606,  1640,  1656  u.  s.  w. 

'^)  Deutschland  210  (E.  D.  H.  G.  B.  §  12),  Schweiz  622,  Ungarn  159. 

*)  Da,  wo  das  Statut  selbst  eingetragen  wird,  ist  dies  selbst- 
verständlich, da,  wo  nur  ein  Theil  der  Statutsbestimmungen  eingetragen 
wird,  bedarf  es  positiver  Bestimmung,  so  in  Schweden  19  Abs.  2  Nr.  1 
mit  69,  vergl.  auch  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  195  Abs  2  No.  1. 

^)  Comp.  Act  1862  sect.  17,  18,  das  memorandum  of  association, 
weU  articles  of  association  nicht  nothwendig  sind.  Sind  solche  beschlossen 
worden,  sollen  freilich  auch  diese  eingereicht  werden,  weil  sie  dann  eben- 
falls registrirt  werden. 

«)  Siehe  oben  S.  293  A..2. 
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dungsiirkunde.  Im  Gebiete  des  Konzessionssystems  ist  stets 
die  Genehmigungsakte  der  Regierung,^)  im  Gebiete  des 
Normativsystems  solche  nur  in  dem  Falle  beizulegen,  dass  der 
Gegenstand  des  Unternehmens  der  staatlichen  Genehmigung 
bedarf.^)  Weiter  sind  die  Urkunden  über  die  für  die 
Errichtung  -der  Gesellschaft  wichtigen  Beschlüsse,  also  bei 
der  Successivgründung  die  etwaigen  Beschlüsse  der  kon- 
stituirenden  Generalversammlung  über  Sacheinlagen,  Ueber- 
nahmen,  Gründungsaufwände  und  Gründungsbegünstigungen, 
die  die  Feststellung  der  Vollzeichnung  und  ersten  Einzahlung 
enthaltenden  Beschlüsse,  endlich  der  etwa  geforderte  Errich- 
tungsbeschluss  selbst  beizufügen,^)  während  bei  der  Simultan- 
gründung das  von  den  Gründern  unterschriebene  Statutsfest- 
stellungsprotokoll meist  auch  diese  Dinge  mitenthalten  soll. 
Des  Ferneren  ist  die  Thatsache  der  Vollzeichnung  entweder 
durch  eine  Bescheinigung  oder  durch  Einreichung  der  Dupli- 
kate von  Zeichnungsscheinen  bezw.  der  Zeichnerliste  darzu- 
legen,*) die  der  Leistung  der  vorgeschriebenen  ersten  Ein- 
zahlung entweder  zu  bescheinigen  oder  wenigstens  durch  eine 
Erklärung  zu  bekräftigen.*^)  Endlich  ist  der  Nachweis  der 
erfolgten  Organisirung  durch  Mittheilung  der  die  Bestellung 
der  Organe  nachweisenden  Urkunden  zu  erbringen.®)     Ausser 


^)  Oesterreich  210,  Bosnien  163,  Niederlande  38,  Argentinien  318  etc. 

3)  Deutschland  210  Abs.  2  No.  4  =  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  195  Abs.  2 
Nr.  6,  Schweden  19  Abs.  2  No.  4. 

8)  Schweiz  622  No.  4,  Ungarn  159  No.  5,  ItaUen  136,  134,  89, 
Schweden  19.  In  Deutschland,  wo  das  Gericht  die  konstituirende  Ver- 
sammlung selbst  leitet,  erübrigt  sich  diese  Vorschrift  210  a  (R.  D.  H.  G.  B. 
§  196). 

*)  Deutschland  210  Abs.  2  No.  2  (R.  D.  H.  G.  B.  §  195  Abs.  2  No.  3), 
Schweiz  622  No.  1,  Ungarn  159  No.  1,  Schweden  19  No.  3,  Italien  136,  89 
Abs.  2,  Portugal  164  §  8,  162  No.  2.  Soweit  die  Vollzeichnung,  wie  in 
England  und  vielfach  in  Nordamerika,  nicht  erfordert  wird,  fällt  dies 
natürlich  fort. 

^)  Deutschland  210  Abs.  3  (R.  D.  H.  G.  B.  §  195  Abs.  3),  Schweiz  622 
No.  2,  Ungarn  159  No.  3,  ItaUen  133,  89  Abs.  2,  Portugal  164  §  8,  162 
No.  3. 

0)  Deutschland  210  Abs.  2  No.  3  =  R.  D.  H.  G.  B.  §  195  Abs.  2  No.  4, 
Schweiz  622  No.  3,  Ungarn  159  No.  4,  Portugal  164  §§  8,  6. 
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diesen  aus  der  Natur  der  Sache  als  nothwendig  sich  er- 
gebenden, weil  die  formelle  Korrektheit  des  Entstehungs- 
herganges  darlegenden  Beilagen  verlangen  dann  einzehie  Gesetze 
noch  weitere  urkundliche  Belege,  welche  der  Registerbehörde 
und  späterhin  dem  Publikum  den  genaueren  Einblick  in  den 
G'ründungshergang  ermöglichen  sollen.  Dahin  gehören  in 
Deutschland  die  der  Illation  von  Sacheinlagen,  üebemahme 
von  Anlagen  seitens  der  Gesellschaft,  Gewährung  von  Grün- 
dungsaufwänden oder  Gründungsbegiinstigungen  zu  Grunde 
liegenden  Verträge,  die  Gründererklärung  sowie  eine  Berech- 
nung des  Gründungsaufwandes,  endlich  der  Prüfungsbericht.^) 
Fehlt  dem  Antrag  eines  der  gesetzlich  erforderten  Requi- 
site, so  ist  die  Eintragung  so  lange  abzulehnen,  bis  die 
Nachholung,  soweit  eine  solche  überhaupt  möglich  ist,  erfolgt. 
Stellt  sich  dagegen  der  Antrag  äusserlich  als  vorschrifts- 
mässig  dar,  so  hat  die  Registerbehörde  in  eine  Prüfung 
darüber  einzutreten,  ob  die  gesetzlichen -Voraussetzungen  für 
die  Entstehung  der  Gesellschaft  vorhanden  sind.  Vor  allem 
hat  sie  zu  prüfen,  ob  das  Statut,  bezw.  die  Gründungsurkunde 
den  gesetzlichen  Erfordernissen  entspricht,^),  d.  h.  nicht  nur, 
ob  sie  den  vom  Gesetz  für  nothwendig  erachteten  Inhalt 
haben,  sondern  auch,  ob  sonstige  Bestimmungen  im  Einklang 
mit  den  gesetzlichen  Normen  sind.  Erweist  sich  das 
Statut,  bezw.  die  Gründungsurkunde  als  ungültig,  weil  es  in 
seinen  wesentlichsten  Bestimmungen  im  Widerspruch  mit  dem 
Aktiengesetz  steht,  z.  B.  mit  Bezug  auf  den  Nominalbetrag 
der  Aktie  oder  die  Haftung  der  Aktionäre,  so  ist  die  Ein- 
tragung definitiv  zu  verweigern,  weil  eine  Heilung  dieses 
Mangels  unmöglich  ist,  es  vielmehr  einer  Neugründung  der 
Gesellschaft  bedarf.  Handelt  es  sich  dagegen  um  eine  Be- 
stimmung des  Statuts,   welche   entweder   überhaupt   nicht   zu 


1)  Art.  210  Abs.  2  Nr.  1,  3  (R.  D.  H.  G.  B.  §  195  Abs.  2  No.  2,  5). 
Diese  Vorschriften  sind  vor  allem  auf  den  Fall  der  Suocessivgründung 
zugeschnitten,  wo  ja  die  Konstituirung  der  Gesellschaft  erst  später 
erfolgt,  aber  sie  gelten  auch  für  die  Simultangründung,  wo  die  Kon- 
stituirung bereits  geschehen  ist. 

2)  Vergl.  Bosnien  163. 
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dessen  nothwendigen  Bestandtheilen  gehört,  oder  welche  nur 
aus  Zweckmässigkeitsgründen  vom  Gesetz  für  obligatorisch 
erklärt  wird,  während  sie  an  sich  mit  dem  Wesen  der  Gesell- 
schaft nichts  zu  thun  hat,^)  so  ist  die  Eintragung  so  lange 
hinauszuschieben,  bis  die  Korrektur  eingetreten  ist.  Wie  weit 
es  zur  Emendation  der  diesbezüglichen  Bestimmungen  eines 
neuen  Beschlusses  der  Zeichnerversammlung  bedarf,  hängt 
von  dem  einzelnen  Falle  und  den  diesbezüglichen  gesetzlichen 
Bestimmungen  ab.  Keineswegs  werden  die  Organe  der  Gesell- 
schaft einseitig  befugt  sein,  eine  vom  Kegisterrichter  geforderte 
redaktionelle  oder  sachliche  Aenderung  vorzunehmen,  vielmehr 
bedürfte  es  der  Uebertragung  dieser  Machtbefügniss  an  sie 
durch  den  Beschluss  der  konstituirenden  Generalversammlung 
und  dann  nur  innerhalb  der  Grenzen,  für  welche  letztere 
Beschlüsse  fassen  darf,  und  mit  der  Majorität,  welche  für  einen 
Beschluss  über  derartige  Materien  erforderlich  ist.^) 

Weiter  hat  die  Registerbehörde  ihre  Prüfung  auf  die 
Legalität  des  Errichtungsherganges  auszudehnen,  also  auf  die 
Thatsache  der  Vollzeichnung  und  ersten  Einzahlung,  der  Be- 
schlusfassung  über  die  Sacheinlagen,  der  formellen  Konsti- 
tuirung  der  Gesellschaft.  Sie  hat  dabei  nicht  blos  mangelnde 
Zeichnungen,  sondern  auch  wegen  ihrer  Form  oder  wegen 
notorischer  Geschäftsunfähigkeit  der  Zeichner  ungültige  Zeich- 
nungen^) zu  beanstanden  und  für  die  Thatsache  der  Voll- 
zeichnung in  Betracht  zu  ziehen.  Dagegen  hat  sie  ihre 
Prüfung  auf  die  Zahlungsfähigkeit  der  einzelnen  Zeichner 
nicht  auszudehnen,  weil  sie  nicht  die  Prosperität,  sondern  nur 
die  Legalität  der  entstehenden  Gesellschaft  zu  kontrolliren  hat. 
Bezüglich  der  ersten  Einzahlung  hat  sie  nach  Maassgabe  des 
konkreten  Aktiengesetzes  entweder  die  Bescheinigung,  die  ein- 
zuliefern ist,  auf  ihre  ordnungsgemässe  Form,*)  oder  die  von 


^)  Z.  B.  Vorschriften  über  die  Form  der  Publikation  gesellschaftlicher 
Angelegenheiten. 

«)  Vergl.  in  Zukunft  ßev.  D.  H.G.  B.  §  274  Abs.  1. 

*)  Ueber  derartige  Mängel  kann  sie  sich  aus  den  Duplikaten  der 
Zeichnungsscheine,  die  etwa  einzureichen  sind,  informiren. 

*)  Vergl.  z.  B.  Schweiz  622,  618,  ItaUen  133,  89  Abs.  2. 
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den  Anmeldenden  abzugebende  Erklärung^)  auf  ihren  Inhalt 
zu  prüfen.  Eine  nähere  Untersuchung,  ob  in  Wahrheit  die 
Einzahlung  erfolgt  ist,  liegt  ihr  dagegen  nicht  ob.  Was  die 
Beschlüsse  der  konstituirenden  Generalversammlung  betriflft, 
so  hat  sie  auf  die  ordnungsmässige  Abhaltung  derselben,  ins- 
besondere die  rechtmässige  Form  der  Berufung,  die  Wahrung 
der  gesetzlichen  Frist,  die  Anwesenheit  der  etwaigen  gesetz- 
lichen Mindestzahl  von  Aktionären,  das  Vorhandensein  der 
erforderlichen  Majorität  ihre  Prüfung  zu  erstrecken.  Bezüglich 
der  Wahl  der  Organe  hat  sie  festzustellen,  dass  solche  in 
gesetzlicher,  bezw.  statutarischer  Form  erfolgte,  dass  die  ge- 
wählten Personen  zur  Bekleidung  des  Amtes  rechtlich  fähig 
waren,  und  dass  sie  das  Amt  angenommen  haben.  Soweit 
eine  Genehmigung  erforderlich  ist,  hat  sie  die  Ertheilung 
der  Genehmigung  durch  die  kompetente  Behörde  zu  kon- 
statiren. 

Keineswegs  hat  die  Registerbehörde  dagegen  die  Befugniss, 
die  Eintragung  abzulehnen,  weil  sie  von  der  Nützlichkeit  oder 
Solidität  der  Unternehmung  nicht  überzeugt  ist,  oder  weil  die 
Personen  der  Gründer,  die  Art  der  Sacheinlagen,  der  Inhalt  des 
Statutes  ihr  sachliche  Bedenken  einflössen  oder  weil  sie  der 
Ansicht  ist,  die  gewerbepolizeiliche  Genehmigung  hätte  nicht 
ertheilt  werden  dürfen.  Denn  wie  sie  nur  Wächter  des  Rechts, 
nicht  polizeiliche  Behörde  ist,  so  hat  sie  die  etwa  von  polizei- 
lichen Behörden  ertheilte  Genehmigung  anstandslos  hinzu- 
nehmen, auch  dann,  wenn  nach  ihrer  Auffassung  die  Geneh- 
migung hätte  versagt  werden  müssen. 

Hält  die  Registerbehörde  einen  Ablehnungsgrund  für  vor- 
handen, so  hat  sie  in  ihrem  Beschlüsse  denselben  anzugeben, 
damit  im  Wege  des  Rekurses  die  dadurch  beschwerte  Partei 
die  Entscheidung  der  höheren  Instanz  anzurufen  in  der  Lage  ist. 

Hält  die  Registerbehörde  dagegen  die  Anmeldung  für 
gesetzmässig,  so  hat  sie  die  Eintragung  vorzunehmen.  Mit  der 
Eintragung  ist  der  Inkorporirungsakt  sodann  vollendet.     Das 


1)  Vergl.  Deutschland  210. 
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Über  die  Eintragung  ausgestellte  Attest  ^)  hat  in  Ermangelung 
entgegenstellender  Bestimmungen^)  nur  beweisende  Kraft. 

An  die  Eintragung,  beziehungsweise  Deposition  schliesst 
sich  dann  nach  den  meisten  Gesetzgebungen  die  Publikation. 
Die  Publikation  erfolgt  gewöhnlich  in  öffentlichen  Blättern, 
ausnahmsweise  durch  Anschlag  im  Gerichts-,  Gemeinde-  oder 
Börsenlokal.  ^)  Gewöhnlich  wird  nur  ein  Auszug  aus  der 
Eintragung,  bezw.  aus  dem  deponirten  Statut  publizirt,  der 
überall  die  Essentialien  des  Statutes,  sowie  dessen  Datum  und 
die  Form  der  Bekanntmachungen  der  Gesellschaft  ent- 
hält.^) Nach  mehreren  Gesetzgebungen  sind  aber  ausserdem 
weitere  Punkte  zu  publiziren,  so  die  Festsetzungen  bei  der 
qualifizirten  Gründung,  die  Personalien  der  Organe,  oder  auch 
der  Gründer,  die  Form,  in  der  der  Vorstand  zeichnen  soll.*^) 
Noch  weitergehend  ordnen  verschiedene  Gesetzgebungen 
Publikation  der  ganzen  Eintragung  an.®)  Die  Publikationen, 
welche  baldigst  zu  erfolgen  haben,')  besitzen  im  allgemeinen 
keine  rechtliche  Bedeutung  für  den  Inkorporirungsakt,  aus- 
nahmsweise ist  er  erst  mit  ihnen  vollendet.®) 

^)  Solches  findet  sich  zumal  in  England  und  Nordamerika.  Nach 
Comp.  Act  1862  sect.  18  soll  der  Begistrar  attestiren  (certify),  dass  die 
Kompagnie  inkorporirt  ist.  Nach  einzelnen  Statuten  Nordamerikas  giebt  die 
Registerbehörde  den  charter  (the  judge  must  issue  a  charter)  oder  das 
certificate  of  incorporation  aus.  Cook  p.  1606,  1620,  1656  u.  a.  Vergl. 
Stimson  §  8026. 

*)  So  mehrfach  in  Nordamerika. 

«)  Siehe  oben  S.  307. 

*)  Vergl.  Schweiz  621.  Der  Auszug  enthält  etwa  das,  was  in  Eng- 
land im  memorandum  of  association,  in  Nordamerika  in  den  articles  of 
incorporation  steht.  Danach  sind  letztere  in  Nordamerika  in  extenso  zu 
publiziren. 

'^)  Deutschland  210  c  (noch  weitergehend  R.  D.  fl.  G.  B.  §  199), 
Ungarn  158,  Bosnien  163,  Frankreich  57,  58  des  Gesetzes  von  1867. 

«)  Italien  91,  vergl.  aber  94,  95,  Belgien  9—11,  Niederlande  38, 
Schweden  71. 

^  „Unverzüglich"  Schweden  71,  bestimmte  Frist  in  Belgien  10, 
Frankreich  56,  Italien  91. 

8)  So  in  Frankreich  art.  56,  Ungarn  160,  Italien  98,  91,  Belgien  11 
Abs.  3,  Niederlande  39,  38,  ferner  in  mehreren  nordamerikan.  Statuten. 
Hinsichtlich  Deutschlands  in  Zukunft  R.  D.  H.  G.  B.  §  15.  Vergl.  oben  S.  307. 
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Der  Inkorporirungsakt  vollendet  die  rechtliche  Existenz. 
Die  Aktiengesellschaft  als  solche  ist  nun  da  und  kann  demnach 
ihre  geschäftliche  Thätigkeit  entfalten.  Wann  sie  diese  letztere 
beginnt,  ist  an  sich  gleichgültig.  Nach  mehreren  Gesetz- 
gebungen verliert  aber  der  Inkorporirungsakt  seine  Wirksam- 
keit, wenn  die  Gesellschaft  nicht  binnen  bestimmter  Frist  ihre 
Geschäfte  beginnt.^) 

Umgekehrt  stellen  andere  Gesetzgebungen  für  die  Zu- 
lässigkeit  des  G^schäftsbeginnes  besondere  Vorschriften  auf. 
Die  inkorporirte  Gesellschaft  ist  nach  ihnen  zwar  rechtlich 
existent,  aber  am  Geschäftsbeginn  so  lange  gehindert,  bis  nicht 
weitere  Erfordernisse  erfüllt  sind.  Zumal  nordamerikanische 
Statuten  gehören  hierher,  welche  den  Inkorporirungsakt  schon 
in  das  Anfangsstadium  der  Gründung,  insbesondere  vor  die 
Vollzeichnung  des  Grundkapitals  legen,  dagegen  letztere  oder 
doch  Zeichnung  eines  bestimmten  Bruchtheiles  des  Grund- 
kapitals nebst  Einzahlung  eines  gewissen  Prozentsatzes  ge- 
bieten, bevor  die  Geschäfte  eröffnet  werden  dürfen.^)  Der 
Sinn  solcher  Vorschrift  wird  im  Zweifel  **)  der  einer  Ordnungs- 
vorschrift sein,  d.  h.  die  trotzdem  abgeschlossenen  Geschäfte 
werden  gültig,  die  Behörde  ihrerseits  aber  wird  in  der  Lage 
sein,  den  Geschäftsbetrieb  bis  zur  Erfüllung  jener  Erforder- 
nisse zu  verbieten. 

Besitzt  die  Aktiengesellschaft  Zweigniederlassungen,  so 
hat  die  Anmeldung  der  Gesellschaft  bei  der  Registerbehörde 
der  Zweigniederlassung  nach  Eintragung,  bezw.  Deposition  bei 
der  Registerbehörde  der  Hauptniederlassung  in  den  Ländern 
zu  geschehen,  welche  dem  DecentraKsirungsprinzip  huldigen.*) 
Dabei  ist  entweder   die   gleiche  Prozedur,    wie   bei   dem   In- 


^)  So  in  nordamerikan.  Statuten,  vergl.  z.  B.  Georgia  (Cook  p.  1648). 
Nebraska  (p.  1763),  Pennsylvania  (p.  1847),  California  (p.  1623). 

2)  Niederlande  51,  vergl.  Cook  p.  1648,  1806,  1847,  1890,  1917 
Meist  wird  freilich  Geschäftsbeginn  und  rechtlicjie  Existenz  als  zusammen- 
fallend gedacht. 

^)  Hin  und  wieder  werden  die  Vorstände  solidarisch  haftbar  ge- 
macht.    Cook  p.  1890. 

*)  Siehe  oben  S.  299  ff. 
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korporirungsakt  zu  wiederholen  ^)  oder  es  genügt  die  Angabe 
gewisser  Thatsachen  unter  Nachweis  der  Eintragung  bei  der 
Eegisterbehörde  der  Hauptniederlassung.^)  Für  die  Ent- 
stehung der  Gesellschaft  hat  die  Anmeldung  bei  der  Register- 
behörde der  Zweigniederlassung  keine  Bedeutung.  Aber  auch 
für  die  Zweigniederlassung  hat  sie  im  allgemeinen  nur  die 
Bedeutung  einer  Ordnungsvorschrift,  die  rechtliche  Existenz  der 
Zweigniederlassung  ist  von  ihrer  Beobachtung  nicht  abhängig. 

§  38. 
8.  Inkorporirungsakt  und  Gründungsmängel.  ^) 

Nach  Betrachtung  der  den  Entstehungshergang  der  Aktien- 
gesellschaft von  dem  Gründungsbeschluss  bis  zur  Inkorporirung 
zusammensetzenden  Rechtsakte  treten  wir  an  die  schwierige 
Frage  heran,  welchen  von  diesen  für  die  Entstehung  wesent- 
liche, welchen  nur  reglementarische  Bedeutung  zukommt,  oder 
anders  ausgedrückt,  welche  Mängel  im  Gründungsstadium 
Nichtigkeit  der  Gesellschaft  zur  Folge  haben,  welche  dagegen 
nur  eine  Verhaftung  der  verstossenden  Gründer  oder  Gesell- 
schaftsorgane bewirken,  ohne  dass  die  rechtliche  Existenz  der 
Gesellschaft  gefährdet  wird. 

Die  radikale  Durchführung  zweier  entgegengesetzter  Prin- 
zipien führt  zu  gänzlich  verschiedenen  Resultaten.  Misst  man 
dem  Inkorporirungsakt  schöpferische  Bedeutung  bei,  so  erzeugt 
er  die  Aktiengesellschaft  auf  alle  Fälle,  gleichgültig,  ob  ihr 
ein  Mangel  anhaftet  oder  nicht  und  gleichgültig,  ob  der  Mangel 
sich  auf  wichtige  oder  unwichtige,  materielle  oder  formelle 
Bestandtheile  des  Gebildes  bezieht.  Misst  man  dem  Inkor- 
porirungsakt dagegen  nur  die  Bedeutung  eines  letzten  Er- 
fordernisses der  Entstehung  bei,  so  tritt  die  Aktiengesellschaft 
nur  dann  in  die  rechtliche  Existenz,    wenn  auch   die   sämmt- 

^)  So  Frankreich  59,  ferner  in  zahlreichen  nordamerikan.  Statuten. 

2)  So  Deutschland  212,  Schweiz  624.  (Eingehende  Vorschriften  im 
R.  D.  H.  G.  B.  §  201). 

3)  Litteratur:  Siehe  meine  Abhandlung  in  Iherings  Jahrb.  XXXIII 
389  flf.,  woselbst  Litteraturangaben.  Prax  Les  nullites  des  societes  ano- 
nymes 1884,  Lyon-Caen  et  Renault  II  Nr.  780ff.,  Anspach  in  Revue 
des  societes  XII  336  ff. 
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liehen  übrigen,  vom  Gesetze  erforderten  Gründungshandlungen 
in  legaler  Weise  vorgenommen  sind.  Der  Inkorporirungsakt 
ist  dann  das  letzte  Glied  in  der  Kette,  ist  diese  auch  nur  an 
einer  Stelle  unterbrochen,  so  vermag  er  die  rechtliche  Existenz 
nicht  zu  bewirken. 

Zweifellos  ist,  dass  das  erstere  Prinzip  dem  Oktroi- 
system,  das  letztere  dem  Normativsystem  am  ehesten  ent- 
spricht. Im  Oktroisystem  ist  es  die  lex  speciaKs,  welche 
die  konkrete  Gesellschaft  mit  ihren  Eigenthümlichkeiten  ins 
Leben  ruft,  in  dem  gesetzgeberischen  Privileg  ruht  die  letzte 
Wurzel  der  Rechtspersönlichkeit  der  Gesellschaft.  Rechtliche 
Natur,  Verfassung,  Typus  der  Gesellschaft  werden  durch  das 
Oktroi  bestimmt,  ein  höheres  Gesetz,  welches  dem  Oktroi 
Schranken  setzt,  ist,  von  der  Rechtslogik  abgesehen,  nicht 
vorhanden.  Nur  insoweit,  als  das  Oktroi  selbst  auf  das  ge- 
meine Recht  verweist,  äussert  dieses  seinen  Einfluss,  dann 
aber  nur  kraft  des  Oktrois.  Das  Oktroi,  welches  der  Gesell- 
schaft Rechtspersönlichkeit  verleiht,  ist  demnach  von  schöpfer- 
ischer und  zwar  allein  schöpferischer  Kraft.  Alle  übrigen 
Gründungshandlungen  haben  präparatorische  Bedeutung.  Im 
Normativsystem  umgekehrt  soll  die  allgemeine  Satzung  den 
Werdegang  regeln,  formal  gleiches  Recht  soll  für  alle  Gesell- 
schaften gelten.  Erfüllung  der  gesetzlichen  Vorbedingungen 
soll  allen  zur  Rechtspersönlichkeit  verhelfen,  weder  Bevor- 
zugungen (Privileg)  noch  arbiträres  Ermessen  der  Verwaltungs- 
behörde (Konzession)  soll  entscheiden.  Die  Registerbehörde 
soll  allein  die  Legalität  des  Entstehungsherganges  prüfen.  So 
ergiebt  sich  dann  das  entgegengesetzte  Resultat,  dass  alle 
Vorbedingungen  in  die  Reihe  der  Erfordernisse  für  die  Ent- 
stehung einrücken.  Ist  nur  die  legal  entstandene  Gesellschaft 
Gesellschaft  mit  Rechtspersönlichkeit,  so  enthalten  im  Zweifel 
alle  gesetzlichen  Vorschriften  für  den  Entstehungshergang 
legale  Erfordernisse  für  die  Entstehung. 

Soweit  das  Oktroisystem  heute   Geltung   hat,    wird    dem 
Oktroi   zweifellos    auch   jetzt   noch  jene   schöpferische   Kraft 
beiwohnen.     Nur  die  begrifflichen  Erfordernisse   der  Aktien-  ' 
gesellschaft  vermag   auch  das  Oktroi  nicht  zu   ändern.     Im 
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übrigen  kann  es  die  Gesellschaft  ins  Leben  rufen,  ohne  dass 
ein  Gründungsbeschluss  erfolgt,  das  Grundkapital  gezeichnet, 
eine  Einzahlung  geschehen,  eine  Konstituirung  beschlossen, 
eine  Eintragung  vorgenommen  ist.  Hat  die  Gesetzgebung  dem 
Oktroi  gewisse  Grenzen  gezogen,  indem  sie  z.  B.  den  Zweck 
der  zu  oktroiirenden  Gesellschaften  vorschrieb/)  so  ist  das 
Oktroi  freilich  nur  dann  gültig,  wenn  es  sich  innerhalb  jener 
Grenzen  hält.     Im  übrigen  dagegen  ist  es  absolut. 

Im  Gebiete  des  Normativsystems  wird  die  Erfüllung  aller 
gesetzlichen  Vorbedingungen  zur  Erwerbung  der  Rechtspersön- 
lichkeit da  jedenfalls  nöthig  sein,  wo  diese  Vorbedingungen 
lediglich  in  gewissen,  kraft  gewohnheitsrechtlicher  Bildung  ge- 
forderten und  aus  der  Natur  der  Sache  entspringenden  Grund- 
bedingungen für  die  Entstehung  von  Korporationen  bestehen. 
Wenn  der  Staat  nicht  besondere  Satzungen  erlässt,  welche 
den  Entstehungshergang  in  eigenthümlicher  Weise  gestalten, 
so  wird  die  wissenschaftliche  Forschung  mit  jenen  Elementen 
operiren,  welche  das  gewohnheitsrechtlich  sich  entwickelnde 
Gebilde  zu  seiner  Entstehung  voraussetzt.  Wie  weitere  nicht 
nothwendig  sind,  so  sind  umgekehrt  alle  gleich  nothwendig,  das 
Fehlen  auch  nur  eines  hindert  die  Entstehung.  Die  Elemente 
des  Vereins,  des  Kapitalvereins,  des  Aktienvereins,  der  be- 
schränkten Haftung  werden  hier  von  selbst  zu  den  gesetzlichen 
Vorbedingungen  führen. 

Dagegen  beginnt  die  Schwierigkeit  da,  wo  der  Staat  sich 
der  Regelung  des  Entstehungsherganges  bemächtigt  und  eine 
grössere  Anzahl  von  willkürlichen  und  nur  durch  vorüber- 
gehende wirthschaftliche  Missstände  erzeugte  Normen  erlassen 
hat,  welche  eine  lautere  und  solide  Gründung  erzwingen  sollen. 
Hier  erwächst  die  Aufgabe,  zu  untersuchen,  wie  weit  jene 
Normen  nur  regiementarische,  wie  weit  sie  auch  essentielle 
Bedeutung  haben.  Sicherlich  ist  z.  ß.  die  Registerbehörde 
nicht  blos  berechtigt,  sondern  geradezu  verpflichtet,  die  Ein- 
tragung einer  Aktiengesellschaft  abzulehnen,  deren  Entstehungs- 
hergang Gesetzwidrigkeiten  aufweist.    Eine  andere  Frage  aber 


*)  So  das  deutsche  Reichsgesetz  vom  15.  März  1888  §  8. 
Lehmann,  Recht  der  AktiengeseUschaften .  27 
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ist,  ob  die  trotzdem  eingetragene  Gesellschaft  wegen  jedes 
auch  noch  so  geringfügigen  Verstosses  der  rechtlichen  Existenz 
darbt.  Die  gesetzgeberische  ratio  wird  stets  das  erstere, 
braucht  aber  nicht  nothwendig  das  letztere  zu  erfordern.  Die 
Verhütung  ordnungswidriger  Gründungen  führt  nicht  nothwendig 
zur  Negirung  ordnungswidrig  entstandener  Gesellschaften.  Jene 
will  der  Möglichkeit  entstehender  Schäden  durch  Nicht- 
zulassung in  der  Bildung  begriflfener  Rechtsgestaltungen  zum  be- 
hördlichen Inkorporirungsakt  vorbeugen,  diese  würde  äusserlich 
anerkannte  und  in  geschäftliche  Thätigkeit  getretene  Gesell- 
schaften zerstören,  und  damit  einen  allgemeinen  Zusammen- 
bruch angebahnter  Rechtsverhältnisse  zur  Folge  haben. 

In  erster  Linie  wird  es  natürlich  auf  die  gesetzgeberische 
Satzung  selbst  ankommen.  Enthält  diese  einen  ausdrück- 
lichen Ausspruch  über  die  rechtliche  Tragweite  der  einzelnen 
Vorschrift,  so  kann  kein  Zweifel  bestehen.  Auch  da,  wo  nach 
der  Stellung  der  Vorschrift  im  System,  nach  der  gesetzlichen 
Terminologie  („muss")  die  Essentialität  klar  gemeint  ist, 
wird  die  Wissenschaft  sich  zu  beugen  haben.  Im  übrigen  ist 
dagegen  aus  dem  Zweck  der  Vorschrift  und  aus  ihrem  Ver-. 
hältniss  zu  den  begrifflichen  Erfordernissen  der  Gesellschaft 
die  Beantwortung  der  Frage  nach  ihrer  Essentialität  zu  ent- 
nehmen. 

Im  Gebiete  des  Konzessionssystems  bedarf  die  Frage, 
wie  weit  die  Konzession  seitens  der  Staatsbehörde  Mängel 
heilt,  besonderer  Beantwortung. 

Die  einzelnen  Gesetzgebungen  verhalten  sich  der  liier 
erörterten  Frage  gegenüber  in  verschiedener  Weise.  Eine 
erschöpfende  Aufzählung  aller  Nichtigkeitsgründe  findet  sich 
in  keiner  Gesetzgebung.  Wohl  aber  heben  einige  wenigstens 
diejenigen  Fälle  hervor,  bezüglich  deren  Zweifel  entstehen 
könnten,  während  sie  im  übrigen  auf  die  allgemeinen  Rechts- 
grundsätze verweisen.  Andere  umgehen  die  schwierige  Frage 
dadurch,  dass  sie  die  Inkorporirung  bereits  in  das  Anfangs- 
stadium der  Gründung  legen,  demnach  ein  nach  allgemeinen 
Rechtsprinzipien  eigentlich  unfertiges  Gebilde  zum  fertigen 
stempeln.     Eine  dritte  Klasse  von  Gesetzgebungen   zeigt  nur 
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ganz  zerstreute  Sätze,  aus  denen  die  Praxis  und  Wissenschaft 
die  allgemeine  ratio  zu  entnehmen  sich  abmühen  muss.  Viele 
Gesetze  endlich  beobachten  völliges  Schweigen,  sie  grenzen 
nur  den  Zeitpunkt  der  Inkorporirung  durch  Negirung  der 
Rechtspersönlichkeit  vor  dem  Inkorporirungsakt  ab,  ohne  über 
die  Tragweite  von  Gründungsverstössen  sich  auszulassen. 

Zu  der  ersten  Klasse  von  Gesetzgebungen  gehört  die 
Frankreichs,  ^)  Portugals  ^)  und  einiger  südamerikanischer 
Staaten.^)  Nach  französischem  Recht  ist  die  Zahl  der  Nich- 
tigkeitsgründe eine  höchst  ausgedehnte.  Nicht  blos  ein  Ver- 
stoss gegen  die  begrifflichen  Elemente  der  societe  anonyme, 
sondern  auch  die  Nichtbeobachtung  der  Vorschriften  über  die 
Minimalzahl  von  Aktionären,  den  Mindestbetrag  der  Aktien, 
die  Vollzeichnung,  die  Peststellung  der  Vollzeichnung,  die 
Approbation  von  Sacheinlagen,  ferner  die  Unförmüchkeit  der 
Konstituirung  ziehen  Nichtigkeit  der  Gesellschaft  nach  sich, 
wobei  den  allgemeinen  Erfordernissen  des  Civilrechts  nicht 
einmal  Abbruch  geschehen  soll.*)  Damit  ist  jenes  oben  ge- 
schildei-te  Prinzip  der  radikalen  Gleichstellung  aller  Vor- 
bedingungen ziemlich  strikt  durchgeführt.*^)  Ursprünglich  war 
die  Nichtigkeit  nicht  einmal  heilbar,  erst  die  neueste  franzö- 
sische Gesetzgebung  hat  Heilung  zugelassen.®) 

Das  portugiesische  Recht  stellt  als  Vorbedingungen  der 
endgültigen  Errichtung  auf  das  Vorhandensein  von  mindestens 


*)  Art.  41,' 42,  56  des  Gesetzes  von  1867,  vergl.  dazu  Lyon-Caen 
et  Renault  11  Nr.  780ff.,  Prax  op.  cit.,  Houpin  Nr.  497 ff. 

2)  162,  164  §§  6,  8,  165,  113,  107. 

3)  Argentinien  318,  324,  296;  Venezuela  221,  186,  187,  192—197, 
199,  Brasilien  siehe  Prax  p.  287. 

*)  Weitergehend  lässt  das  französische  Recht  sogar  Nichtigkeit  ein- 
treten, wenn  das  Statut  die  Aktie  für  negotiirbar  vor  Einzahlung  der 
ersten  Rate,  die  Umwandlung  in  Inhaberaktien  für  zulässig  vor  Liberirung 
von  60^ lo  erklärt,  u.  a.  Vergl.  jetzt  auch  Novelle  von  1893,  Lyon-Caen, 
Appendice  Nr.  26. 

•■^^  Umsomehr  als  die  Praxis  auch  Umgehungen  der  betreffenden 
Vorschriften  für  Nichtigkeitsgründe  erklärt.  Wiener  in  Z..  f.  H.  R. 
XXV  2.3. 

ö)  Gesetz  von  1893,  vergl.  Lyon-Caen,  Appendice. Nr., 30 ff, 
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zehn  Aktionären,  die  Vollzeichnung  des  Grundkapitals,  die 
Einzahlung  der  ersten  Rate,  die  Annahme  einer  Firma,  es 
verlangt  ferner  eine  öffentliche  Urkunde  für  die  Errichtung. 
Diese  Vorschriften,  so  wie  alle  für  die  Successivgründung  auf- 
gestellten sind  gleich  wesentlich,  da  nach  art.  107  als  nicht 
vorhanden  gelten  diejenigen  Gesellschaften,  die  nicht  nach 
den  Vorschriften  des  Gesetzes  errichtet  sind.  Auf  einem  ähn- 
lichen Standpunkt  scheint  das  Argentinische  Gesetzbuch 
zu  stehen,  und  auf  demselben  steht  das  von  Venezuela. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  Gesetzgebungen,  welche  materielle 
und  formelle  Nullitätsfälle  aufzählen,  beschränken  sich  andere 
zwar  nur  auf  die  Nullitätsfälle,  welche  Folgen  der  Nicht- 
beobachtung  der  Publizitätsformen  sind.  Dahin  gehören  die 
der  Niederlande,^)  Italiens,^)  Serbiens,-)  südamerikanischer 
Staaten.*)  Aber  der  ihre  Bestimmungen  durchziehende 
Gedanke  ist  offenbar  derselbe,  wie  in  den  obigen  Gesetz- 
gebungen. Wenn  speziell  bei  Formverstössen  die  Nichtig- 
keit hervorgehoben  wird,  so  wird  bei  materiellen  Mängeln  dies 
um  so  mehr  zu  gelten  haben.  Die  Aengstlichkeit,  mit 
der  einige  dieser  Gesetze*)  die  LegaKtät  des  Gründungs- 
herganges zu  erzielen  suchen,  lässt  kaum  annehmen,  dass 
mit  Bezug  auf  die  Nullität  hier  ein  freierer  Standpunkt  an- 
genommen ist.  Die  gesetzliche  Konstituirung  der  Gesellschaft, 
von  der  sie  reden,  ist  nach  ihrer  Auffassung  erst  dann  da, 
wenn  alle,  materielle  wie  formelle,  Satzungen  beobachtet  sind. 
Wenn  z.  B.  das  italienische  Handelsgesetzbuch  die  Veräusserung 
der  Aktien  vor  der  gesetzlichen  Konstituirung  für  nichtig 
erklärt,®)  so  kann  damit  nicht  blos  die  Legalität  der  Form  der 
Konstituirung,  sondern  nur  die  auch  materiell  legale  Konsti- 
tuirung gemeint  sein.  Demnach  werden  auch  diese  Gesetz- 
gebungen zu  der  Klasse  der  die  Nullität  nicht  einschränkenden, 


1)  Art.  38,  39. 

»)  Art.  98,  87,  91,  94,  95. 

«)  43. 

*)  z.  B.  Chile  441  mit  seinen  Tochterrechten,  Mexiko  95 — 97. 

^)  z.  B.  die  italienische,  die  mexikanische. 

•)  Art.  137. 
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sondern  ihr  Vorhandensein  nur  an  besonders  praktischen  Fällen 
illustrirenden  zu  zählen  sein.^) 

Die  Missstände  eines  die  Nullität  frei  zulassenden  Systems 
liegen  auf  der  Hand.  Je  zahlreicher  und  eingehender  die 
Gründungsvorschriften  werden,  um  so  grösser  wird  die  Gefahr 
des  Hervortretens  von  Gründungsmängeln.  Auch  bei  ängst- 
licher Sorgfalt  und  lauterster  Absicht  ist  nicht  ausgeschlossen, 
dass  diese  oder  jene  Stelle  des  Gründungsherganges  als  eine 
schadhafte  sich  herausstellt.  Häufig  wird  es  auf  die  Ge- 
schicklichkeit des  Notars,  an  den  die  Organe  der  entstehenden 
Gesellschaft  sich  wenden,  ankommen,  ob  sie  dem  Zusammen- 
bruche des  Ganzen  nach  Jahren  des  Bestandes  entgehen.  Der 
Chikane  und  den  eigennützigen  Absichten  Einzelner  ist  die 
Existenz  der  Gesellschaft  preisgegeben.  Die  Interessen  des 
mit  der  Gesellschaft  kontrahirenden  Publikums  sind  gefährdet. 
Auf  dem  künstlichen  Umwege  einer  Aufrechterhaltung  der 
auch  nichtigen  Gesellschaft  Dritten  gegenüber  muss  die  Heilung 
des  Uebels  versucht  werden,  ohne  dass  die  Klarheit  der  Ver- 
hältnisse und  die  Befriedigung  aller  rechtlichen  Interessen 
dadurch  gelingt.  De  lege  ferenda  kann  diesem  französischen 
NulKtätssystem  kaum  Beifall  gespendet  werden.*-) 

Das  umgekehrte  System  des  englisch-nordamerika- 
nischen Rechtes  vermeidet  alle  diese  üebelstände.  Indem  es 
den  Inkorporirungsakt  schon  in  den  Anfang  der  Gründungs- 
hergänge legt  und  nur  Einreichung,  bezw.  Eegistrirung  der  Grün- 
dungsurkunde durch  die  Gründer  begehrt,  beschränkt  es  die 
Zahl  der  für  die  rechtliche  Existenz  der  Aktiengesellschaft 
wesentKchen  Vorbedingungen  auf  ein  Minimum.  Vollzeichnung, 
erste  Zahlung,  Beschlüsse  der  konstituirenden  Generalversamm- 
lung, Förmlichkeit  des  Prospektes,  notarielle  Abfassung  des 
Statutes  fallen  hier  fort.  Lediglich  das  kurze  memorandum 
of  association  mit  seinen  in  die  Augen  springenden  Essentialien 
muss  von  der  erforderlichen  Minimalzahl   von  Gründern  fest- 


0  Für  Italien  siehe  auch  Vidari  II  Nr.  1157,  Pateri  270ff.,  297, 
Vivante,  Trattato  I  p.  404. 

^)  Gegen  dasselbe  hat  sich  auch  der  internationale  Pariser  Kongress 
(1889)  ausgesprochen.     Thesen  §  2  Nr.  VIII. 
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gestellt  und  nachher  der  Eegisterbehörde  eingereicht  sein.^) 
Die  Einreichung  oder  doch  die  Registrirung  erzeugt  dann  die 
Korporation.  Später  auftretende  Eechtswidrigkeiten  vermögen 
dann  zwar  die  Gültigkeit  des  betreffenden  Aktes,  aber  nicht 
die  der  Entstehung  der  Gesellschaft  zu  berühren.  Wird  für 
die  Gründereigenschaft  zugleich  Aktionäreigenschaft  verlangt/^) 
so  kann  sich  die  Frage  erheben,  ob  bei  Unterlassung  der  Zeich- 
nung seitens  der  Feststeller  des  memorandum  of  association 
Nichtigkeit  vorliegt;^)  wird,  wie  häufig  in  Nordamerika,  auch 
hiervon  abgesehen,  so  entsteht  eine  Korporation  ohne  Mitglieder. 
So  schwierig  die  Konstruktion  eines  solchen  Verhältnisses  sein 
mag,*)  so  darf  einem  Zweifel  nicht  unterliegen,  dass  diese 
Regelung  die  Uebelstände  des  französischen  Nullitätssystems 
beseitigt. 

Die  Mängel  des  englischen  Systems  sind  auf  ökonomischem, 
nicht  auf  juristischem  Gebiete  zu  suchen.  Indem  es  die  In- 
korporirung  ausserordentlich  erleichtert,  öffnet  es  wirthschaft- 
lichen  Uebelständen  Thür  und  Thor.*^)  Eine  Kontrolle  legaler 
Entstehung  wird  deshalb  gar  nicht  versucht,  weil  von  der 
Erstrebung  gewisser  Garantien  für  die  ordnungsmässige  Grün- 
dung vor  Ertheilung  der  Korporationsrechte  abgesehen  wird. 
Da  die  inkorporirte  Gesellschaft  rechtsfähig  wird,  ohne  die 
Grundlagen  ihrer  wirthschaftlichen  Widerstandsfähigkeit  zu  be- 
sitzen, so  vermag  sie  innerhalb  der  ihr  gezogenen  Grenzen 
Verträge  einzugehen  und  Verbindlichkeiten  zu  kontrahiren, 
für  deren  Realisirung  ihr  die  Mittel  durchaus  fehlen  können. 
—  Aber  diese  Mängel*  können  beseitigt  werden,  ohne  dass 
der  diesem  System  innewohnende  gesunde  Grundgedanke  auf- 
gegeben wird.  Der  Mittelweg  zwischen  den  beiden  entgegen- 
gesetzten Systemen  führt  zur  Scheidung  zwischen  wesentlichen 


1)  Siehe  oben  S.  313,  405,  406. 

2)  So  in  England  Comp.  Act  1862  seot.  8   und  in  mehreren  ameri- 
kanischen Statuten.     S.  oben  S.  318  ff. 

^)  In    England    und    Nordamerika     von    der    Litteratur    verneint ,- 
Buckley  p.  21,  Cook  §  10, 

*)  Darüber  Morawetz  §33. 

^)  Darum  bewegen  sich  die  Reformversuche  um  diesen  Punkt. 
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und  reglementarischeü  Bestimmungen.  Der  Staat  wird  gut 
Ihun,  den  Gründungshergang  durch  sorgfältige  Vorschriften 
in  legale  Bahnen  zu  lenken,  aber  er  darf  nicht  allen  diesen 
Vorschriften  gleiche  Bedeutung  beimessen.  Das  auch  mangel- 
haft entstehende  juristische  Lebewesen  muss  von  ihm  als 
solches  anerkannt  werden,  wenn  der  Mangel  nicht  ein  vitaler  ist. 

Damit  erwächst  die  schwierige  Aufgabe,  wo  es  an  aus- 
drücklichen Vorschriften  fehlt,  zwischen  essentiellen  Normen 
und  Ordnungsvorschriften  des  Gründungsherganges  zu  scheiden. 
Die  Kriterien,  die  anzuwenden  sind,  sind  verschieden.  Zer- 
streute Sätze  der  Gesetzgebung  können  ein  Prinzip  verbergen, 
das  für  die  Lösung  der  ganzen  Frage  bedeutungsvoll  ist,  die 
Fassung  der  gebietenden  Vorschrift  kann  WesentKchkeit  oder 
ünwesentlichkeit  verrathen,  die  Stellung  im  System  kann  die 
Bedeutung  der  Vorschrift  wiederspiegeln.  Und  endlich  kann 
die  Natur  der  Sache  auf  die  Nothwendigkeit  oder  Nichtnoth- 
wendigkeit  der  Erfordernisse  hinweisen. 

Unzweifelhaft  erscheinen  als  wesentliche  Erfordernisse 
überall  drei,  die  Feststellung  des  legalen  Statutes,  das  Vorhanden- 
sein der  nach  ausdrücklicher  gesetzlicher  Vorschrift  oder  nach  all- 
gemeinen Grundsätzen  erforderlichen  Minimalzahl  von  Mitgliedern 
und  die  Vornahme  desjenigen  Publizitätsaktes,  der  oben  als 
Inkorporirungsakt  bezeichnet  wurde.  Ein  Verstoss  gegen  diese 
Erfordernisse  ist  demnach  als  Nichtigkeitsfall  zu  betrachten. 
Die  Statutsfeststellung  zunächst  ergiebt  sich  aus  dem  Grunde 
als  wesentlich,  weil  mit  ihr  ja  die  zukünftige  Aktiengesell- 
schaft überhaupt  ihre  rechtliche  Gestaltung  erhält.  An  sich 
bedarf  das  Statut  freilich  nur  der  Angabe  derjenigen  Momente, 
die  für  die  begriffliche  Gestaltung  nothwendig  sind,  im  Gegen- 
satz zu  solchen,  die  hinzutreten  können,  aber  nicht  müssen, 
aber  wo  die  Gesetzgebung  solche  Scheidung  nicht  anerkennt 
und  dem  Statut  auch  einen  weiteren  Inhalt  als  obligatorischen 
zuweist,  muss  der  ganze  geforderte  Inhalt  vorhanden  sein,  ehe 
die  Gesellschaft  in  rechtliche  Existenz  treten  kann.  Eine 
Aktiengesellschaft  mit  unvollkommenem  Statut  kann  trotz  des 
Inkorporirungsaktes  Rechtspersönlichkeit  nicht  erwerben,  mag 
es  sich  im  Grunde  um  einen  vom  höheren  Standpunkte  aus  ganz 
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indifferenten  Punkt  handelnd)  Dagegen  gilt  nicht  nothwendig 
das  Gleiche,  wenn  das  Statut  sonstige  gesetzwidrige  Be- 
stimmungen in  sich  aufnimmt.  Derartige  gesetzwidrige  Be- 
stimmungen werden. freilich  ungültig  sein,  aber  die  Ungültigkeit 
bewirkt  nicht  eine  derartige  Unvollkommenheit  des  Statuts,  dass 
die  rechtliche  Existenz  der  Gesellschaft  damit  gehindert  ist. 
Betrifft  die  gesetzwidrige  Bestimmung  einen  nicht  nothwendig 
in  das  Statut  gehörigen  Punkt,  so  wird  trotz  ihres  Fortfalles 
der  sonstige  Inhalt  des  Statuts  den  gesetzlichen  Erfordernissen 
entsprechen  können.  Die  Frage,  wie  weit  mit  Fortfall  solcher 
Bestimmung  überhaupt  das  ganze  Statut  nach  Absicht  der 
Statutsfeststeller  in  Fortfall  kommen  solle,  ist  eine  That-,  nicht 
eine  Rechtsfrage.  Eine  derartige  Absicht  zu  präsumiren, 
geht  keinesfalls  an.  Es  muss  umgekehrt  angenommen  werden, 
dass  trotz  Nichtigkeit  einer  einzelnen  Statutsbestimmung 
nach  der  Absicht  der  Statutsfeststeller  das  ganze  Statut 
aufrecht  erhalten  werden  soll.  Das  ergiebt  sich  schon  aus 
der  Abänderungsfähigkeit  des  Statuts  durch  Majoritäts- 
beschluss. 

Das  Statut  muss  femer  in  legaler  Weise  festgestellt  sein. 
Wo  demnach  nach  gesetzlicher  Vorschrift  die  Feststellung  des 
Statuts  durch  einen  Gründungsbeschluss  erfolgt,  muss  dieser 
Beschluss  ergangen  sein  und  zwar  von  derjenigen  Anzahl  von 
Personen,  welche  für  die  Feststellung  gefordert  werden.  Ein  von 
einer  geringeren  Anzahl  von  Personen  festgestelltes  Statut  wäre 
nicht  ein  im  Sinne  des  Gesetzes  festgestelltes  Statut,  die  Gesell- 
schaft wäre  demnach  nichtig.^)  Dagegen  ist  fraglich,  ob  das 
Statut  auch  nothwendig  in  legaler  Form  festgestellt  sein  muss. 
Verlangt  die  Gesetzgebung  z.  B.  einen  öffentlichen  Akt  für  die 
Statutsfeststellung,  so  würde  eine  Feststellung  durch  einfachen 
schriftlichen  Akt  zwar  zunächst  eine  Feststellung  im  Sinne  des 
Gesetzes  nicht  sein.  Aber  wenn  die  Eintragung  und  Publik- 
machung  der  Gesellschaft  mit  Willen  der  Statutsfeststeller 
erfolgt,  so  ist  richtiger  Ansicht  nach  die  Ungültigkeit  als  ge- 


1)  Jetzt  anerkannt  vom  Kev.  D.  H.  G.  B.  §  309. 
«)  Anders  Rev.  D.  B.  G,  B.  §  309. 
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heilt  zu  betrachten.^)  Denn  der  Zweck  der  öffentlichen  Fest- 
stellung des  Statuts  ist  durch  den  mit  Einverständniss  der 
Statutsfeststeller  erfolgenden  öffentlichen  Akt  der  Kegistrirung 
ebenfalls  erreicht.  Es  würde  auf  eine  unnöthige  Spitzfindigkeit 
hinauslaufen,  wenn  man  der  Gesellschaft  die  rechtliche  Existenz 
versagen  wollte,  weil  im  ersten  Stadium  der  Gründung  jener 
Formfehler  vorkam. 

Die  Aktiengesellschaft  muss  andererseits  nicht  blos  mit 
einem  formgerechten  Statut,  sondern  auch  mit  einer  Mitglieder- 
anzahl ins  Leben  treten.  Wo  nicht  besondere  Minimalzahlen  ver- 
langt werden,  genügt  die  Zweizahl.  ^)  Wo  dagegen  eine  grössere  An- 
zahl begehrt  wird,  ist  eine  Aktiengesellschaft,  deren  Mitgliederzahl 
hinter  dieser  zurückbleibt,  im  Zweifel  ^)  als  nichtig  anzusehen. 
Freilich  ist  dieses  Resultat  als  ein  völlig  befriedigendes  kaum 
zu  bezeichnen,  die  Möglichkeit,  dass  der  Beitritt  eines  Mit- 
gliedes sich  aus  formellen  oder  materiellen  Gründen  als  nichtig 
erweist,  kann  die  Existenz  der  Aktiengesellschaft  bedrohen. 
Aber  regelmässig  wird  die  Mitgliederzahl  einer  Aktiengesell- 
schaft die  geforderte  Minimalzahl  bei  weitem  übersteigen,  in 
den  Ausnahmefällen  wird  der  Kreis  der  Interessenten  ein  so 
kleiner,  der  Zweck  der  Gesellschaft  ein  so  beschränkter  sein, 
dass  allgemeine  Schäden  für  das  Volkswohl  bei  Eintritt  der 
Nichtigkeit  kaum  zu  befürchten  sind. 

Die  Aktiengesellschaft  muss  endlich  formgerecht  inkorporirt 
sein,  d.  h.  die  Eintragung,  bezw.  Deposition  muss  formgerecht 
vorgenommen  sein.  Dagegen  wird  ein  Verstoss  hinsichtlich 
der  Einreichung  von  Begleitpapieren  der  Entstehung  der 
Gesellschaft  nicht  im  Wege  stehen. 

Anders  als  mit  den  obigen  drei  Erfordernissen  steht  es 
mit   dem   der  Vollzeichnung   des  Grundkapitals.     An   und 

^)  Renaud  325,  vergl.  meine  Abh.  S.  418,  Staub  zu  art.  211 
§  5,  anerkannt  Rev.D.H.  G.B.  §309,  a.  A.  Behrend  717  A.  4,  aber 
781  A.  8. 

2)  Siehe  oben  S.  143. 

^)  Das  Gegentheil  gilt  im  belgischen  Recht  art.  34  Nr.  4  der  Fassung 
des  Gesetzes  von  1886.  Auch  nach  dem  rev.  deutschen  H.  G.  B.  §  309 
wird  anzunehmen  sein,  dass  trotz  Nichtvorhandenseins  von  fünf  Ur- 
mitgliedern  die  Gesellschaft  in  rechtliche  Existenz  tritt. 
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für  sich  erscheint  freilich  auch  diese  als  nothwendiges  Er- 
forderniss.  Aber  der  daraus  zu  ziehende  Schluss,  dass  etwa 
bei  formaler  Ungültigkeit  auch  nur  einer  Zeichnung  die  Ge- 
sellschaft nichtig  ist,  zeigt  das  wirthschaftlich  Bedenkliche  dieser 
Auffassung.  Bei  Gesellschaften  mit  grossem  Grundkapital  wird 
ein  derartiger  Fall  kaum  vermeidbar  sein.  Wohl  gerade  mit 
Rücksicht  auf  ihn  hat  die  englisch-nordamerikanische  Gesetz- 
gebung die  Inkorporirung  vor  die  Zeichnung  des  Grundkapitals 
gelegt.  Um  so  mehr  ist  sorgfältig  zu  untersuchen,  ob  denn 
wirklich  das  einzelne  Gesetz  an  die  Unterlassung  dieses  Er- 
fordernisses Nichtigkeit  knüpft.  In  den  Ländern  mit  Kon- 
zessionssystem wird  man  der  Ertheilung  der  staatlichen  Ge- 
nehmigung meist  mit  Bezug  hierauf  heilende  Kraft  beimessen 
dürfen,  in  den  Ländern  des  Normativsystems  wird  ein  Porm- 
mangel  der  schriftlichen  Zeichnung  durch  nachträgliche 
Bethätigung  des  Zeichners  als  Aktionärs  seine  Heilung  er- 
halten.^) Aber  auch  materielle  Mängel  des  einzelnen  Zeich- 
nungsaktes werden,  wenn  der  handlungsfähige  Zeichner  bewusst 
an  der  Errichtung  der  Gesellschaft  theilnahm,  als  mit  der 
Eintragung  geheilt  betrachtet  werden  dürfen.^)  Selbst  das 
Fehlen  einzelner  Zeichnungen  braucht  nach  dem  Geiste  des 
einzelnen  Gesetzes  kein  Nichtigkeitsgrund  zu  sein.^)  Diesenfalls 
erhebt  sich  freilich  die  schwierige  Frage,  wieviel  Aktien  denn 
auf  alle  Fälle  gezeichnet  sein  müssen,  um  den  rechtlichen 
Bestand  der  Gesellschaft  zu  garantiren.  Die  Antwort,  dass 
die  gültigen  Zeichnungen  einen  zur  Verwirklichung  der 
Gesellschaftszwecke  hinlänglichen  Theil  des  Grundkapitals  er- 
schöpfen müssen,*)  macht  die  Entscheidung  von  dem  einzelnen 
Fall  abhängig   und  erzeugt  damit   eine   unsichere  Rechtslage. 


1)  Deutschland  209e  Abs.  3  (R.  D.  H.  G.  B.  §  189  Abs.  4).  Schrift- 
lichkeit  der  Zeichnung  und  Aufnahme  wenigstens  der  allerwesentüchsten 
Punkte  wird  freilich  stets  verlangt  werden  müssen. 

2)  Behrend  782,  783. 

^)  Dahin  gehört  das  belgische  Recht  (art.  34  Nr.  2  in  der  Fassung 
des  Gesetzes  von  1886),  ebenso  das  deutsche  Recht.  Siehe  meinen 
Aufsatz  in  Jherings  Jahrb.  XXXIII  428,  429. 

*)  Wiener  in  Z.  f.  H.  R.  XXIV  40,  41. 
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Vielmehr  muss  als  genügend  erachtet  werden,  wenn  die 
geforderte  Mindestzahl  von  Mitgliedern  durch  Zeichnungen 
hergestellt  ist.^) 

Von  der  Beantwortung  der  Frage,  wie  weit  das  Fehlen 
Ton  Zeichnungen  Nichtigkeitsgrund  ist,  hängt  die  Entscheidung, 
ob  die  Nichtbeobachtung  der  für  Sacheinlagen  aufgestellten 
Vorschriften  Nichtigkeitsgrund  ist,  ab.  Da  wo  die  Vollzeich- 
nung wesentliches  Erfordemiss  ist,  kann  die  Nichtigkeit  der 
durch  Sacheinlage  erzeugten  üebernahme  von  Aktien  ^)  mittelbar 
auch  die  Nichtigkeit  der  Gesellschaft  zur  Folge  haben.  Da- 
gegen wird  ein  Verstoss  gegen  die  für  üebernahme  von  An- 
lagen seitens  der  Gesellschaft  erlassenen  Vorschriften  nur 
Unwirksamkeit  des  Vertrages,  nicht  Nichtigkeit  der  Gesell- 
schaft nach  sich  ziehen. 

Dass  die  Vorschriften  über  Einzahlung  der  ersten  Rate 
im  Zweifel  einen  nur  reglementären  Charakter  haben,  ist  bereits 
früher  berührt  worden.^) 

Das  Gleiche  hat  von  den  eine  Gründungsprüfung 
anordnenden  Bestimmungen  zu  gelten.  Ein  Verstoss  gegen  sie 
wird  einen  Nichtigkeitsgrund  kaum  abgeben. 

Schwierig  liegt  die  Frage  bezüglich  des  Errichtungs- 
beschlusses. Nach  dem  Geist  der  meisten  gesetzlichen 
Bestimmungen  ist  der  Errichtungsbeschluss  zu  den  wesentlichen 
Erfordernissen  zu  zählen,  sein  Fehlen  würde  Nichtigkeit  der 
Gesellschaft  trotz  Inkorporirung  zur  Folge  haben.  Anderer- 
seits ist  ein  Verstoss  gegen  die^ijaeist  komplizirten  Bestimmungen 
über  die  konstituirende  Generalversammlung  leicht  begangen, 
und  so  würde  sich  damit  die  unwillkommene  Schlussfolgerung 
ergeben,  dass  die  geringste  Gesetzwidrigkeit  mit  Bezug  auf 
Einberufung  oder  Beschlussfassung  in  der  konstituirenden 
Generalversammlung  die  Negirung  der  Existenz  der  Gesellschaft 
nach  sich  ziehen  würde.     Nur  theilweise   würde  dadurch  ge- 


^)  Mein  Aufsatz  a.  a.  0. 

*)  Von  dieser  ist  wohl  zu  scheiden  Unwirksamkeit  der  auf  Sach- 
einlagen getroffenen  Abkommen,  von  denen  Deutschland  209  b  Abs.  4 
(R.  D.  H.  G.  ß.  §  186  Abs.  4)  spricht. 

8)  Oben  S.  363. 
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holfen,  dass  man  auf  die  koustituirende  Generalversammlung 
die  etwa  bestehenden,  das  Anfechtungsrecht  gegenüber  un- 
gesetzlichen Beschlüssen  von  Generalversammlungen  seitens 
der  Aktionäre  einschränkenden  Bestimmungen  anwendet.^) 
Eine  solche  Uebertragung  würde  freilich  die  Heilung  ge- 
wisser Ungültigkeiten  bis  zur  Eintragung  zur  Folge  haben, 
aber  immerhin  bleiben  noch  zahlreiche  übrig,  wie  der 
Mangel  gehöriger  Berufung,  der  Verstoss  gegen  die  Vorschriften 
über  die  Mindestzahl  von  Anwesenden  u.  a.  Unbedenklich 
wird  man  weiter  den  Mangel  der  geforderten  öffentlichen  Be- 
urkundung beim  Errichtungsbeschlusse  durch  die  nachfolgende 
Eintragung  als  geheilt  betrachten  dürfen,  wie  dies  schon  für 
die  Statutsfeststellung  angenommen  worden  ist.^)  Auch  wirfl 
man  bei  Einstimmigkeit  aller  Zeichner  den  sonst  aus  irgend 
einem  Grunde  mangelhaften  Errichtungsbeschluss  durch  die 
nachfolgende  Eintragung  konvalesciren  lassen  müssen,  da  die 
für  den  Errichtungsbeschluss  aufgestellten,  doch  in  erster  Linie 
zu  Gunsten  der  Zeichner  geschaffenen  gesetzlichen  Kautelen 
bei  übereinstimmendem  Beschluss  aller  Zeichner  keine  rechte 
ratio  mehr  haben.  Weitergehend  aber  wird  man  dem  Er- 
richtungsbeschluss überhaupt  da  wesentliche  Bedeutung  ab- 
sprechen müssen,  wo  die  Vollzeichnung  des  Gründkapitals 
nicht  wesentlich  ist.  Denn  wenn  der  Errichtungsbeschluss  im 
Grunde  nur  einen  konfirmatorischen  Akt  darstellt  und  der 
eigentliche  Schwerpunkt  der  Errichtung  in  der  Zeichnung  liegt, 
so  kann  er  für  die  rechtliche  Entstehung  der  Gesellschaft 
offenbar  keine  grössere  Bedeutung  beanspruchen,  als  die  Voll- 
zeichnung. ^)  EndUch  wird  in  den  Ländern  des  Konzessions- 
systems die  Genehmigung  seitens  des  Staates  Mängel  im  Er- 
richtungsbeschluss heilen.  Wie  hier  der  Errichtungsbeschluss 
überhaupt  eine  geringere  Rolle  spielt,  so  sind  etwaige  Ordnungs- 
widrigkeiten, die   ihm  zur  Last  fallen,   durch  die  auf  Grund 


*)  So   für  Deutschland  manche   Autoren.     Vergl.  meinen  Aufsatz 
S.  414ff. 

2)  Mein  Aufsatz  S.  417. 

^)  Mein  Aufsatz  S.  430,  jetzt  auch  Kev.  1).  H.  G.  B.  §  309. 
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einer  causae  cognitio  erfolgende  Genehmigung  der  Kegierung 
als  getilgt  zu  betrachten. 

Die  Genehmigung  seitens  des  Staates  selbst  ist  jeden- 
falls da  wesentliches  Erfordemiss,  wo  überhaupt  die  Aktien- 
gesellschaft der  staatlichen  Genehmigung  bedarf.  Die  nicht- 
genehmigte  Aktiengesellschaft  ist  im  Gebiete  des  Konzessions- 
systems nichtig.  Im  Gebiete  des  Normativsystems,  wo  lediglich 
der  Gegenstand  ihies  Unternehmens  über  die  Konzessions- 
bedürftigkeit entscheidet,  ist  nach  allgemeinen  Grundsätzen  zu 
beurtheilen,  ob  die  Unterlassung  der  Einholung  der  Konzession 
Nichtigkeit  der  Gesellschaft  oder  nur  UnStatthaftigkeit  des 
Geschäftsbetriebes  zur  Folge  hat.  Im  Zweifel  ist  das  Letztere 
anzunehmen. 

Was  endlich  die  Bestellung  der  ersten  Organe  betrifft, 
so  hat  im  Zweifel  ein  Verstoss  gegen  die  diesbezüglichen 
Vorschriften  nicht  die  Folge  der  Nichtigkeit.  Wäre  z.  B. 
der  erste  Vorstand  nicht  mit  der  erforderlichen  Majorität  ge- 
wählt, oder  wäre  unterlassen,  den  Aufsichtsrath  zu  bestellen, 
wo  dies  gefordert  ist,  so  würde  zwar  die  Gesellschaft  nicht 
gehörig  funktioniren  können,  aber  Nichtigkeit  der  Aktiengesell- 
schaft aus  diesem  Grunde  eintreten  zu  lassen,  erscheint  nicht 
angebracht,  weil  derartige  Verstösse  auch  während  des  Bestehens 
der  Gesellschaft  sich  ereignen  können  und  eine  Korporation 
vorübergehend  auch  ohne  Vorstand  oder  Aufsichtsrath  zu  be- 
stehen vermag.^) 

Im  Ganzen  ist  das  Bestreben  darauf  zu  richten,  die 
Nullitätsfälle  möglichst  einzuschränken.  Bei  Vorhandensein 
der  Grundelemente  ist  die  auch  ordnungswidrig  entstandene 
Aktiengesellschaft    zu   respektiren.     Der  Eintragungsakt   soll 


^)  Die  Schwierigkeit,  dass  der  Antrag  auf  Inkorporirung  dann  nicht 
von  dem  Organ  der  Aktiengesellschaft  gestellt  ist,  somit  die  Inkorporirung 
selbst  an  einem  Mangel  leidet,  ist  dadurch  zu  beseitigen,  dass  nach  der 
ratio  des  Gesetzes  ein  auf  Inkorporirung  gerichteter  WUle  der  Zeichner- 
gesammtheit  anzunehmen  ist,  der  sich  in  dem  Errichtungsbeschlusse  aus- 
prägte, die  auf  die  Antragstellung  bezüglichen  Vorschriften  aber  Ordnungs- 
vorschriften sind.  Nach  dem  schwed.  Aktiengesetz  §  55  ist  das  Fehlen 
der  Organe  Auflösungsgrund. 
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zwar  nicht  vermögen,  eine  Aktiengesellschaft  zu  schaffen,  wo 
die  begrifflichen  Momente  fehlen,  aber  er  soll  im  übrigen 
Verstösse  g^gen  Gründungsvorschriften  heilen  können.  Das 
entgegengesetzte  Prinzip  beraubt  ihn  seiner  Bedeutung,  stempelt 
ihn  sogar  zu  einer  schadenbringenden  Institution  um,  da  stets 
die  nach  erfolgter  Prüfung  der  Legalität  vorgenommene  Re- 
gistrirung  zwar  nicht  eine  Garantie  für  die  Solidität,  aber 
doch  eine  solche  für  die  Gesetzmässigkeit  der  Errichtung  dar- 
stellen wird.  Zwar  nicht  logisch,  aber  legislatorisch  führt  der 
Satz,  dass  vor  der  Registrirung  die  Aktiengesellschaft  nicht 
besteht,  zu  dem  anderen,  dass  mit  der  Registrirung  die  Aktien- 
gesellschaft, d.  h.  eine  die  begrifflichen  Merkmale  einer  solchen 
an  sich  tragende  Gesellschaft,  stets  besteht,  auch  wenn  ihr 
Fehler  anhaften. 

§39. 
9.  Die  Folgen  der  Nichtigkeit. 

Nach  allgemeinen  Grundsätzen  ergiebt  sich  als  Folge  eines 
Nichtigkeitsgrundes  die  Nichtexistenz  der  Aktiengesellschaft. 
Eine  nichtige  Aktiengesellschaft  ist  keine  Aktiengesellschaft. 
Wie  deshalb  von  einer  korporativen  Existenz  nicht  gesprochen 
werden  kann,  so  sind  keine  Aktionäre  im  Rechtssinne  da, 
Organe  einer  Aktiengesellschaft  existiren  nicht,  die  aus- 
gegebenen Aktien  sind  nichtig,  Handlungen,  die  Namens  der 
angeblichen  Aktiengesellschaft  vorgenommen  sind,  sind  so  zu 
beurtheilen,  als  ob  sie  im  Namen  eines  nicht  existirenden  an- 
geblichen Vollmachtgebers  vorgenommen  wären.  Das  Ver- 
mögen ist  nicht  Vermögen  einer  Aktiengesellschaft,  die 
etwa  inferirten  Objekte  bleiben  Eigenthum  des  Inferenten, 
Forderungen  und  Schulden  sind  in  Wahrheit  für  eine  Aktien- 
gesellschaft nicht  entstanden. 

Soweit  sich  freilich  eine  nichtige  Aktiengesellschaft  nach 
den  Grundsätzen  der  Konversion  aufrecht  erhalten  lässt,  würde 
sie  als  andersartiges  Gebilde  in  Betracht  kommen,  aber  die 
Anwendung  aktienrechtlicher  Grundsätze  auf  sie  wäre  prinzipiell 
ausgeschlossen. 

Nach   allgemeinen  Grundsätzen  hätte   auch  die  Geltend- 
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machung  der  Nichtigkeit  zu  erfolgen,  sei  es  durch  eine 
Eigenthumsklage  des  Inferenten  oder  Veräussers  von  Sachen 
an  die  Scheingesellschaft,  sei  es  durch  eine  Einrede,  sei  es 
durch  eine  Feststellungsklage  gegen  den  Vorstand  als  falsus 
procurator,  während  die  angeblichen  Aktionäre  und  Dritte  gegen 
die  nichtige  Gesellschaft  selbst  eine  solche  Klage  schon  aus  dem 
Grunde  nicht  anstrengen  könnten,  weil  sie  in  ihrem  Klage- 
fundamente die  Rechtspersönlichkeit  und  damit  die  Partei- 
fähigkeit der  Beklagten   leugnen.^) 

Die  nähere  Betrachtung  der  aus  der  Nichtigkeit  sich 
ergebenden  Verhältnisse  zeigt  indessen  das  Vorhandensein 
einer  Zeichnergemeinschaft,  in  der  auch  die  nichtige  Gesell- 
schaft fortexistirt.  Hatte  eine  derartige  Scheingesellschaft 
Jahre  lang  bestanden  und  Vermögenswerthe  angehäuft  in 
der  Gestalt  von  Reservefonds,  hatte  sie  Dividenden  ver- 
theilt,  hatte  sie  Anlagen  vorgenommen,  Fabrikate  produzirt, 
Schiffe  erbaut,  so  kann  bei  erfolgter  Feststellung  der  Nichtig- 
keit das  Schicksal  dieser  Vermögenswerthe  nicht  dem  blossen 
Zufall  überlassen  bleiben.  Unmöglich  können  sie  einfach 
herrenlos  sein,  weil  sich  ergiebt,  dass  die  Aktiengesellschaft 
als  solche  de  jure  nicht  besteht,  denn  sie  sind  ja  durch  die 
Mittel  der  angeblichen  Aktionäre  erworben  worden,  unmöglich 
können  sie  auch  dem  derzeitigen  angeblichen  Vorstande  zu- 
fallen, denn  wie  sie  zum  grössten  Theile  nicht  durch  ein 
Rechtsgeschäft,  das  er  abschloss,  sondern  durch  die  Rechts- 
geschäfte seiner  Vorgänger  erworben  wurden,  so  wollte  er  sie 
gar  nicht  für  sich,  sondern  wiederum  für  die  angeblichen 
Aktionäre  erwerben.  Vielmehr  haben  diejenigen,  durch  deren 
Mittel  sie  erworben  sind,  einen  Anspruch  auf  Vertheilung  der 
Vermögensmasse  unter  sie.  Auch  wenn  die  Form,  unter  der 
das  Zusammenwirken  mehrerer  mit  gemeinsamen  Mitteln  er- 
strebt war,  sich  als  nichtig  erweist,  die  Interessengemeinschaft 
bleibt  doch  bestehen.  Es  wäre  ein  Verstoss  gegen  die  bona 
tides,  wenn  man  denjenigen,  die  die  Opfer  aufgewendet  haben, 
die  Frucht  ihrer  Bemühungen  und  Leistungen  aus  dem  Grunde. 


1)  Mein  Aufsatz  S.  440,  441. 
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rauben  wollte,  weil  die  so  komplizirten  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  Entstehung  der  Aktiengesellschaft  von  ihnen  nicht 
beobachtet  wurden.  Vielmehr  ist  der  derzeitige  angebliche 
Vorstand  gehalten,  die  etwaigen  üeberschüsse  an  die  einzelnen 
Zeichner  pro  rata  ihrer  Einzahlungen  herauszukehren.  Was 
erworben  wurde,  wurde  mit  ihrem  Gelde  durch  negotiorum 
gestio  für  sie  erworben,  jeder  hat  einen  Anspruch  auf  antheilige 
Auskehrung  des  ßeinaktivums. 

Aber  dieser  Anspruch  der  Zeichner  auf  Vertheilung 
bezieht  sich  nur  auf  den  Reinüberschuss.  Unmöglich  können 
mit  Bezug  auf  das  ganze  vorhandene  Vermögen  die  Zeichner, 
die  Einzahlungen  gemacht  haben,  nach  erfolgter  Schein- 
inkorporirung  den  Gläubigern  gleichgestellt  werden.  Wenn 
diese  der  Scheingesellschaft  kreditirt  haben,  weil  sie  sie  in 
Folge  der  Inkorporirung  für  rechtlich  existent  hielten,  so 
dürfen  sie  auch  beanspruchen,  dass  sie  der  Gesammtheit  der 
Zeichner  vorgehen,  denn  dieselbe  Erwägung,  welche  dazu 
führt,  den  Gewinn  der  Interessengemeinschaft  der  Zeichner 
zuzusprechen,  muss  die  Zurücksetzung  der  Zeichner  gegenüber 
den  gutgläubigen  Gläubigern  rechtfertigen.  Das  Wagniss  war 
von  der  Zeichnergesammtheit  gewollt,  haben  sich  Verluste 
ergeben,  so  kann  sie  den  Folgen  nicht  mit  Berufung  auf  den 
Nullitätsgrund  aus  dem  Wege  gehen.  Sie  ist  gehalten,  die 
Verluste  nicht  blos  zu  tragen,  sondern  eventuell  zu  decken, 
jeder  bis  zum  Betrage  der  einzelnen  Zeichnung.  Liegt  nach 
den  Grundsätzen  der  Konversion  ein  anderes  Gebilde  vor,  so 
würde  die  Haftung  sich  nach  den  für  dieses  Gebilde  maass- 
gebenden  Grundsätzen  richten.  Darüber  hinaus  jedem  Zeichner 
eine  solidarische  Haftung  für  alle  Gesellschaftsschulden  auf- 
zuerlegen, geht  freilich  zu  weit.  Denn  weder  hat  der  Zeichner 
eine  Garantie  für  den  rechtlichen  Bestand  der  Gesellschaft 
übernommen  noch  wollte  er  ein  anderes  gesellschaftliches  Ver- 
hältniss  eingehen.^)  Indessen  statuiren  einzelne  Gesetzgebungen 
solidarische  Haftung  aller  Zeichner.^) 


')  Mein  Aufsatz  S.  440,  Ring  283,  ßehrend  766. 
2)  z.  ß.  Italien  98. 
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Allgemeine  Erwägungen  führen  somit  zur  Aufrecht- 
erhaltung einer  inkorporirten  und  in  Wahrheit  nichtigen 
Aktiengesellschaft  als  einer  Interessengemeinschaft,  einer  „de 
facto"  Aktiengesellschaft  im  Gegensatz  zur  rechtlich  vor- 
handenen. Diese  „de  facto"  Aktiengesellschaft  ist  in  der 
Lage  einer  in  das  Auflösungsstadium  getretenen  wirklichen 
Aktiengesellschaft.  Die  nichtige  Aktiengesellschaft  ist  einer 
Liquidationsaktiengesellschaft  wenn  nicht  gleich-,  so  doch  nahe- 
stehend. 

Soweit  sich  die  Gesetzgebung  und  Praxis  mit  der  Regelung 
der  Rechtsverhältnisse  einer  nichtigen  Aktiengesellschaft  befasst 
hat,  ist  sie  denn  anch  zu  ähnlichen  Resultaten  gelangt.  Nach 
französischem  Recht ^)  kann  die  Nichtigkeit  der  Aktiengesell- 
schaft Dritten  gegenüber  von  den  Gesellschaftern  nicht  geltend 
gemacht  werden,  gleichgültig  ob  diese  den  Nichtigkeitsgrund 
kannten  oder  nicht,  die  Gesellschaft  wird  also  trotz  der  Nichtig- 
keit nach  aussen  als  bestehend  angesehen,  sie  haftet  also 
mit  ihrem  Vermögen  den  Gläubigern,  ihre  Verträge  bleiben 
gültig,  die  Gläubiger  hätten  sogar  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen das  •  Recht,  die  Zeichner  zur  Erfüllung  ihrer  Ver- 
pflichtungen anzuhalten.^)  Wollen  die  Gläubiger  oder  Schuldner 
der  Gesellschaft  sich  freilich  auf  die  Nichtigkeit  der  Gesell- 
schaft berufen,  so  steht  ihnen  dies  frei.  Nur  in  ihrem  Interesse, 
nicht  gegen  ihr  Interesse  ist  die  Aufrechterhaltung  der  Ge- 
sellschaft statnirt.  Nach  innen  dagegen  soll  die  Gesellschaft 
null  und  nichtig  sein,  unter  den  Zeichnern  selbst  soll  sie 
nicht  bestehen.  Aber  die  französische  Jurisprudenz  hat  auch 
nach  innen  das  Bestehen  einer  faktischen  Gesellschaft  dann 
angenommen,  wenn  die  Gesellschaft  bereits  Geschäfte  betrieben 
hat.  Alles,  was  dann  geschehen  ist,  soll  aufrecht  erhalten  und 
die  Repartition  in  Gemässheit  der  statutarischen  Bestimmungen 
vorgenommen  werden.  Sie  hat  weitergehend,  als  es  nach  den 
obigen  Ausführungen  der  Fall  ist,  sowohl  die  Nothwendigkeit 
der  Vertheilung  von  Gewinn  und  Verlust  unter   die  Zeichner 


1)  Lyon-Caen  et  Kenault  II  Nr.  781  ff.,  Houpin  Nr.  899ff. 

2)  Siehe    über    den    Standpunkt    der    französ.    Jurisprudenz    oben 
.  221  A.  1. 

Lehmann,  Recht  der  Aktiengesellschaften.  28 
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nach  den  statutarischen  Festsetzungen  als  auch  die  Ver- 
pflichtung der  einzelnen  Zeichner  zur  Erfüllung  der  Zeichner- 
verpflichtung anerkannt.^)  Jeder  Interessent,  also  sowohl  jeder 
Gläubiger  als  jeder  der  Scheingesellschafter  hat  im  übrigen 
das  ßecht,  die  Nullitätsklage  zu  erheben,  sowohl  gegen  die 
Mitscheingesellschafter  als  gegen  die  Scheinaktiengesellschaft 
selbst,  sowohl  während  des  Bestandes  als  im  Auflösungs- 
stadium der  Scheingesellschaft.  ^)  Ob  das  die  Nullität  aus- 
sprechende Urtheil  mit  seiner  Rechtskraft  gegen  alle  oder  nur 
unter  den  Parteien  wirkt,  ist  bestritten.^) 

Das  belgische  Recht  normirt  über  die  Folgen  der 
Nichtigkeit  nur  bei  Verstössen  gegen  die  Form,  hier  aber  in 
ähnlicher  Weise,  wie  das  französische  Recht.  Ist  die  Errichtung 
nicht  durch  öfi'entliche  Urkunde  erfolgt,  so  ist  die  Gesellschaft 
nichtig,  aber  die  Aktionäre  dürfen  Dritten  gegenüber  die 
Nichtigkeit  nicht  geltend  machen,  unter  ihnen  selbst  wirkt 
die  Nichtigkeit  erst  dann,  wenn  ein  Mitglied  die  Nichtigkeits- 
erklärung herbeigeführt  hat.  Ist  die  gehörige  Verkündung 
der  Gesellschaftsakte  unterblieben,  so  kann  die  Gesellschaft 
zwar  verklagt  werden,  aber  nicht  klagen,  die  Gesellschafter 
müssen  die  Handlungen  der  Gesellschaft  Dritten  gegenüber 
anerkennen,  können  sie  aber  nicht  Dritten  gegenüber  geltend 
machen.*)  Aehnlich  die  italienische  Gesetzgebung.^)  In 
Nordamerika  hält  die  Jurisprudenz  nichtige,  aber  thatsächlich 
fungii-ende  Gesellschaften  als  „de  facto  Korporationen"  nach 
aussen  aufrecht,  so  dass  nicht  einmal  der  Dritte  unter  Be- 
rufung auf  die  illegale  Inkorporirung  sich  seiner  Verbindlichkeit 
entziehen  kann.^)     Nur  der  Staat  soll  sie  auflösen  können. 

Auch  das  revidirte  deutsche  Handelsgesetzbuch  hat  die 
bis  dahin  noch  nicht  geregelte  Frage  in  gleichem  Sinne  ent- 

1)  Lyon-Caen  et  Renault  II  Nr.  236,  785. 

2)  Lyon-Oaen  et  Renault  II  Nr.  781,  225. 

3)  Lyon-Caen  et  Renault  II  Nr.  231. 

*)  Gesetz  von  1873  art.  4  Abs.  2,  3.  art.  11. 

6)  Art.  99  Abs.  3.  Vergl.  Vidari  I  Nr.  828ff'.,  Sacerdote  in 
Diritte  commerciale  V  319—330. 

ö)  Spelling  §  51ff.,  Morawetz  §§  744—746,  755,  Cook  §  5,  §  183 
bis  186,  637,  Taylor  §  145 ff.,  Stimson  §8031. 
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schieden.^)  Nach  §  309  kann  jeder  Gesellschafter  und  jedes 
Mitglied  des  Vorstandes  und  Aufsichtsrathes  die  Nichtigkeits- 
erklärung der  Gesellschaft  durch  Klage  herbeiführen.  Das 
ergehende  Urtheil  wirkt  für  und  gegen  Jedermann.^)  Doch 
wird  die  Wirksamkeit  der  im  Namen  der  Gesellschaft  mit 
Dritten  vorgenommenen  Rechtsgeschäfte  durch  die  Nichtigkeit 
nicht  berührt,  die  Aktionäre  sind  verpflichtet,  die  Einzahlungen 
zu  machen,  soweit  dies  zur  Erfüllung  der  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten erforderlich  ist.  Die  Nichtigkeit  wird  in  das 
Handelsregister  auf  Grund  des  rechtskräftigen  Urtheils,  das 
sie  ausspricht,'  eingetragen.  Die  Gesellschaft  gilt  dann  als 
Liquidationsgesellschaft.  ^) 

Weitergehend  erhebt  sich  die  Frage,  wieweit  Nichtigkeits- 
gründe heilbar  sind.  Dass  blosser  Zeitablauf  die  Heilung 
bewirken  kann,  ist  nach  allgemeinen  Grundsätzen  zu  verneinen. 
Doch  sprechen  Zweckmässigkeitserwägungen  für  die  Ziehung 
einer  zeitlichen  Grenze.  Je  länger  die  Scheingesellschaft 
besteht,  um  so  zahlreicher  werden  die  mit  ihrer  Existenz  ver- 
knüpften Interessen,  um  so  schwieriger  wird  die  Sektion  des 
todten  Körpers.  Thatsächlich  haben  sich  denn  auch  einzelne 
Gesetze  zu  diesem  Schritt  entschlossen.  Die  Nullitätsklage 
soll  nach  belgischem  Recht  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  seit 
der  Publikation  nur  noch  für  die  Zukunft  wirken  können,*) 
nach  französischem  Recht  soll  sie  nach  Ablauf  von  zehn  Jahren 
seit  Entstehung  der  Gesellschaft  verjährt  sein.^) 

Anders  als  mit  der  Heilung  durch  blossen  Zeitablauf 
steht  es  mit  der  Heilung  durch  Beseitigung  des  konkreten 
Nichtigkeitsgrundes. 

Nach  der  Natur  der  Sache  wird  hier  zwischen  heilbaren 
und  unheilbaren  Mängeln  zu  scheiden  sein.  Gewisse  Erforder- 
nisse lassen  sich  ohne  Neukonstituirung  nicht  nachholen.  Ist 
z.  B.  der  Nominalbetrag  bei  sämmtlichen  ausgegebenen  Aktien 

^)  In  Anlehnung  an  meine  oben  citirten  Ausführungen;  zum  geltenden 
Recht  die  Entsch.  R.  G.  Civ.  XXXIX  Nr.  9. 
2)  §§  309,  272,  273. 
«)  §311. 
*)  Art.  127. 
•'^)  Novelle  von  1893. 

28* 


436  Darstellung  des  geltenden  Aktienrechts. 

unter  dem  gesetzlichen  Minimalbetrag,  so  bedarf  es  schlechthin 
der  Neugründung,  die  Gesammtheit  der  Mitgliedschaften  ist 
neu  herzustellen  und  damit  eine  neue  Gesellschaft  zu  schaffen ; 
sind  die  Vorschriften  über  die  beschränkte  Haftung  verletzt, 
so  muss  sich  die  Nichtaktiengesellschaft  erst  in  eine  Aktien- 
gesellschaft umwandeln,  sich  als  letztere  demnach  neu  kon- 
stituiren;  ist  die  erforderliche  Minimalzahl  von  Aktionären 
dadurch,  dass  das  Grundkapital  in  eine  geringere  Zahl  von 
Aktien  zerlegt  ist,  überhaupt  nicht  erreichbar,  so  kann  die 
Gesellschaft  nur  im  Wege  der  Neukreation  gültig  geschaffen 
werden.  Dagegen  wird  bei  der  Mehrzahl  von  Mängeln  eine 
solche  Heilung  an  sich  durchaus  denkbar  sein.  Sind  z.  B.  die 
im  Statut  nothwendig  zu  machenden  Angaben  über  Berufungen 
von  Generalversammlungen,  Formen  der  Publikationen,  über 
die  Wahl  der  Organe,  die  Form  der  Firma,  das  Stimmrecht 
der  Aktionäre,  die  Art  der  Dividendenvertheilung  dem  Gesetze 
widerstreitend,  so  erscheint  es  hart  und  unpraktisch,  wenn 
eine  aus  diesem  Grunde  nichtige  Aktiengesellschaft  nicht  durch 
Rektifikation  dieser  Punkte  seitens  der  Zeichnergesammtheit 
die  Gültigkeit  der  Gesellschaft  erzielen  sollte  und  zwar  nicht 
blos  für  die  Zukunft,  sondern  auch,  falls  bis  dahin  die 
Nichtigkeit  noch  nicht  geltend  gemacht  wurde,  mit  rückwirkender 
Kraft.  Die  entgegengesetzte  Ansicht  führt  zu  der  sonder- 
baren Konsequenz,  dass  man  zwar  der  Majoi?ität  während  des 
Bestandes,  ja  sogar  möglicherweise  schon  im  Errichtungsstadium 
der  Gesellschaft  die  Abänderung  des  Statuts  mit  Bezug  auf  die 
betreffenden  Punkte  gestattet,  dagegen  der  Zeichnergesammtheit 
die  Ergänzung  des  lückenhaften  Statuts  nach  dem  Inkorporirungs- 
akt  nicht  erlauben  will.  Vielmehr  wird  die  Heilung  solcher 
Mängel,  deren  Beseitigung  ohne  Neukonstituirung  an  sich 
denkbar  ist,  nach  Inkorporirung  der  Gesellschaft  zulässig  sein 
und  zwar  mit  demjenigen  Stimmenverhältniss,  das  für  die  Fest- 
stellung der  in  Frage  kommenden  Punkte  im  Gründungsstadium 
erfordert  ist.  Verlangte  das  Gesetz  etwa  für  Abänderung 
der  den  Gegenstand  des  Unternehmens  betreffenden  Statuts- 
bestimmung Zustimmung  aller  Zeichner  im  Gründungsstadium, 
so   würde    nach    erfolgter   Eintragung   die   Zustimmung    aller 
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Scheinaktionäre  für  die  Heilung  eines  den  Gegenstand  des 
Unternehmens  betreffenden  Nichtigkeitsgrundes  erforderlich  sein, 
begnügte  es  sich  mit  Einstimmigkeit  der  in  der  konstituirenden 
Generalversammlung  erschienenen  Zeichner  oder  mit  einfacher 
oder  qualifizirter  Majorität  derselben,  so  wird  solche  auch  für 
die  Heilung  des  Nichtigkeitsgrundes  genügen  müssen.  Von 
den  bestehenden  Gesetzgebungen  erkennen  allerdings  nur  die 
französische  und  belgische  dieses  Prinzip  an.^)  Aber  man 
wird  es  auch  da  zulassen  müssen,  wo  nicht  entgegenstehende 
Grundsätze  proklamirt  sind  oder  aus  der  ratio  des  Gesetzes 
sich  ergeben.  Schwierigkeiten  erwachsen  freilich  für  die  Rück- 
beziehung.  Wird  im  allgemeinen  solche  anzunehmen  sein, 
so  kann  es  im  einzelnen  fraglich  sein,  wieweit  die  nachträg- 
liche Heilung  auch  in  die  Vergangenheit  reicht.  Erblickte 
das  Gesetz  etwa  in  der  Nichterreichung  der  Siebenzahl  von 
Mitgliedern  einen  NuUitätsgrund  und  wird  die  Minimal - 
zahl  erst  nach  der  Inkorporirung  erreicht,  so  liesse  sich 
die  Heilung  zwar  für  die  Zukunft  auch  in  diesem  Falle 
rechtfertigen,  aber  ob  die  bis  dahin  aus  einer  geringeren 
Mitgliederzahl,  möglicherweise  blos  aus  einem  Mitgliede  be- 
stehende Scheingesellschaft  durch  nachträgliche  Erreichung  der 
Ziffer  rückwärts  betrachtet  zum  vollen  Leben  gelangt,  ist  zu 
bezweifeln.  Wenn  die  rechtliche  Existenz  einer  Korporation 
von  einer  bestimmten  Mitgliederzahl  abhängig  gemacht  wird, 
so  wird  damit  dßmjenigen  Verein,  der  diese  Mitgliederzahl 
nicht  hat,  die  Existenz  als  Korporation  mindestens  so  lange 
abzusprechen  sein,  bis  diese  Mitgliederzahl  vorhanden  ist,  eine 
rückwirkende  Kraft  kann  hier  dem  Hinzutritt  des  letzten  er- 
forderlichen Mitgliedes  aus  dem  Grunde  nicht  beigemessen 
werden,  weil  alle  vorher  vorgenommenen  Akte  nicht  durch  die- 
jenige Personenvereinigung  geschahen,  welche  das  Gesetz  als  das 
erforderliche  Substrat  der  Korporation  ansah.  Nur  ein  aus- 
drücklicher Beschluss  der  sämmtlichen  Mitglieder  könnte  die 
vorhergehenden  Akte  sanktioniren. 

Dieselbe  Frage  erhebt  sich  da,  wo  der  Mangel  der  Voll- 


1)  Ihnen  schliesst  sich  das  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  310  an. 


438  Darstellung  des  geltenden  Aktienrechts. 

Zeichnung  Nullitätsgrund  ist,  wenn  der  Mangel  nachträglich 
geheilt  wird.  —  Um  die  Schwierigkeiten,  die  in  letzterer  Hin- 
sicht entstehen,  zu  beseitigen,  hat  das  belgische  Gesetz  von 
1886  ^)  die  Gründer  kraft  des  Gesetzes  als  Zeichner  des 
Fehlbetrages  hingestellt,  sie  werden  nach  formalem  Recht 
Zeichner,  der  Mangel  der  Vollzeichnung  kann  hier  also  nicht 
auftauchen. 

§40. 

10.  Rechtshandlungen  Namens  der  Gesellschaft  vor  der 
Inkorporirung.^) 

Eine  gänzlich  andere  Frage,  als  die  soeben  erörterte,  ist 
die  nach  den  Wirkungen  von  Rechtshandlungen,  welche  Namens 
der  Gesellschaft  vor  dem  Inkorporirungsakt  erfolgt  sind.^) 

Während  im  Falle  der  Inkorporirung  das  Problem  zu 
lösen  ist,  wieweit  der  Inkorporirungsakt  Mängel  der  Entstehung 
heilt,  kann  bei  Nichtinkorporirung  von  einer  rechtlichen  Existenz 
der  Gesellschaft  unter  keinen  Umständen  gesprochen  werden. 
Ebenso  wenig  rechtfertigt  sich  aber  in  diesem  Falle  ohne 
Weiteres  die  Annahme  des  Vorhandenseins  einer  „de  facto" 
Aktiengesellschaft.  Denn  es  gebricht .  hier  an  denjenigen 
Momenten,  welche  die  Aufrechterhaltung  der  Aktiengesellschaft 
zu  Gunsten  der  Gläubiger  gebieten.  Während  das  Publikum 
bei  auch  ordnungswidriger  Inkorporirung  sich  auf  das  Vor- 
handensein einer  Aktiengesellschaft  stützend  in  rechtliche 
Beziehungen  zu  der  Scheingesellschaft  tritt,  hat  es,  so  lange 
der  Inkorporirungsakt  nicht  geschehen  ist,  keinerlei  Berechtigung 
zu  einer  derartigen  Annahme.  Lässt  es  sich  mit  einer  nicht- 
inkorporirten  Gesellschaft  ein,  so  hat  es  die  Folgen  seiner 
Handlungsweise  voll  zu  tragen.     Ist  die  gesetzgeberische  ratio, 


^)  Fassung  des  art.  34  Nr.  2. 

2)  Litteratur:  ßenaud  §40,  Behrend  §109,  Ring  .und  Staub 
zu  art.  211.  Weitere  Litteratur  bei  den  Angegebenen.  Fiir  Nordamerika 
Moräwetz  §  547—549,  Spelling  §  665,  832,  Cook  §  707. 

*)  Yielfach  werden  beide  Fragen  zusammengeworfen.  Allein  die 
legislatorischen  Erwägungen  müssen  hier  zu  ganz  verschiedenen  Resultaten 
führen. 
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welche  zum  öffentlichen  Inkorporirungsakte  führte,  die,  den 
Zeitpunkt,  von  dem  ab  die  Aktiengesellschaft  als  solche  in 
rechtliche  Existenz  tritt,  in  deutlicher  und  allen  zugänglicher 
Weise  abzugrenzen,  so  muss  sich  Jedermann,  der  geschäftliche 
Beziehungen  mit  der  Aktiengesellschaft'  anknüpft,  überzeugen, 
ob  der  Inkorporirungsakt  erfolgt  ist,  auf  seine  Unkenntniss 
darf  er  sich  nicht  berufen. 

Die  nichtinkorporirte  Aktiengesellschaft  hat  demgemäss  zu- 
nächst als  solche  keine  rechtliche  Existenz.  Diesen  Satz  sprechen 
zahlreiche  Gesetzgebungen  denn  auch  mit  deutlichen  Worten 
aus.^)  Sie  kann  als  Aktiengesellschaft  weder  Rechte  erwerben 
noch  Verbindlichkeiten  eingehen,  weder  klagen  noch  verklagt 
werden.  Sie  ist  aber  auch  nicht  einmal  eine  Scheingesellschaft, 
denn  es  gebricht  an  jedem  Schein,  der  sie  zu  einer  solchen 
stempelte.  Sie  ist  ebenso  wenig  eine  einfache  Sozietät,  weil 
die  Mitglieder  als  solche  nicht  eine  Sozietät,  sondern  eine 
Korporation  bilden  wollen.^)  Sie  ist  möglicherweise  eine  in 
der  Vorbereitung  begriffene  und  zur  Errichtung  noch  nicht 
gelangte  Aktiengesellschaft,  möglicherweise  eine  bereits  nach 
innen  errichtete  Gesellschaft,  die  aber  mit  oder  ohne  Willen 
der  Zeichnergesellschaft  nicht  weiter  gelangt  ist.  In  beiden 
Fällen  ist  nach  aussen  das  Bild  einer  Aktiengesellschaft  nicht 
vorhanden.  Wer  mit  ihr  kontrahirt,  kann  es  in  doppelter 
Weise  thun,  entweder,  indem  er  sie  als  fertiges  Gebilde  be- 
handelt, oder  indem  er  die  Voraussetzung  machte  dass  der 
Inkorporirungsakt  erfolgen  werde.  Beide  Fälle  sind  genauer 
zu  betrachten. 

Im  ersten  Falle  hat  der  Kontrahent  es  unterlassen,  sich 
über  die  Thatsache  der  Inkorporirung  zu  vergewissern,  er  hat 
mit  einem  Gebilde  kontrahirt,  von  dem  er  wissen  musste,  dass 
es  keine  Rechtspersönlichkeit  besitzt.  Er  ist  deshalb  nicht 
berechtigt,  sich  an  den  vermeintlichen  Gegenkontrahenten  zu 
halten,  eine  Interessengemeinschaft  der  Zeichner  ihm  gegen- 
über kann  hier  nicht   in  Frage   kommen,    denn   die  Zeichner 

1).  Deutschland  211  Abs.  1  (R.  D.  H.  G.  B.  §  200  Abs.  1),  Ungarn  160, 
Schweiz  623,  Schweden  2. 
«)  Renaud  389,  390. 
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wollen  an  sich  zunächst  lediglich  nach  innen  die  korporative 
Gestaltung  wirken  lassen.^)  An  wen  er  sich  halten  kann, 
das  ist  lediglich  diejenige  Person,  welche  Namens  der  nicht- 
inkorporirten  Gesellschaft  mit  ihm  kontrahirte.  Hatte  diese 
Person  ihn  über  die  Inkorporirung  der  Gesellschaft  getäuscht, 
so  würde  er  gegen  sie  als  falsus  procurator  die  allgemeinen 
Rechtsbehelfe  haben,  fehlt  es  an  dieser  Voraussetzung,  nahm 
vielmehr  diese  Person  sein  Wissen  an  oder  wollte  sie  nur  für 
den  Fall  der  Eintragung  der  Aktiengesellschaft  kontrahiren, 
so  würde  das  Rechtsgeschäft,  falls  es  nachträglich  zur  In- 
korporirung nicht  kommt,  wirkungslos  sein;  ob  dagegen  eine 
persönliche  Haftung  des  im  Namön  der  Gesellschaft  Auf- 
tretenden im  letzteren  Falle  zu  begründen  wäre,  ist  zweifel- 
haft.^) Lässt  sich  ausnahmsweise  die  nichtinkorporirte 
Gesellschaft  aus  einem  anderen  Gesichtspunkt  etwa  als  offene 
Handelsgesellschaft  aufrecht  erhalten,  so  würde  das  Geschäft 
nicht  mit  einer  Aktiengesellschaft,  sondern  mit  einer  offenen 
Handelsgesellschaft  abgeschlossen  sein. 

Indessen  stimmen  die  Normen  der  meisten  Gesetzgebungen 
mit  diesen  Grundsätzen  nicht  überein.  Einzelne^)  behandeln 
den  Fall  in  gleicher  Weise,  wie  den  einer  trotz  Inkorporirung 
nichtigen  Gesellschaft.  Auch  hier  soll  eine  „de  facto"  Aktien- 
gesellschaft nach  Art  der  im  vorigen  Paragraphen  geschilderten 
vorliegen,  sofern  nur  das  statutenmässig  zur  Vertretung  der 
Gesellschaft  berufene  Organ  Namens  der  Gesellschaft  gehandelt 
hat.  Wo,  wie  in  Frankreich,  der  Inkorporirungsakt  lediglich 
in  der  öffentlichen  Deposition  gewisser  Schriftstücke   besteht, 


^)  Soweit  einzelne  oder  alle  Zeichner  mit  dem  Gegenkontrahenten 
in  Verbindung  treten,  gilt  natürlich  ein  Anderes.  Dies  braucht  auch 
nicht  direkt,  sondern  kann  schon  durch  Vertretung  geschehen.  Vergl. 
Protokolle  zum  A.D.H.G.ß.  1039,  1450,  Wiener  in  Z.  f.  H.  ß.  XXIV 
462,  auch  R. G.  E.  Civ.  XXXIX  S.  30;  a.  A.  Renaud  397,  Ring  283, 
Behrend  756.  Aber  in  der  Wahl  eines  Organes  liegt  noch  nicht  eine 
derartige  Vollmacht  seitens  der  Zeichner.  Denn  die  Organe  sollen  im 
Gründungsstadium  lediglich  nach  innen  fungiren. 

«)  Renaud  S.  392,  anders  wohl  vom  Standpunkt  der  R. G. E.  Civ.  VI 
Nr,  60. 

3)  Frankreich  41,  Italien  98,  ChUe  441;  vergl.  auch  Japan  art.  171. 
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wird  sich  diese  Gleichstellung  auch  innerlich  rechtfertigen 
lassen.  Der  in  der  Deposition  liegende  einseitige  Verkündungs- 
akt  lässt  sich  durch  den  Beginn  der  Geschäfte  annähernd 
ersetzen,  eine  Garantie  für  die  legale  Entstehung  der  Gesell- 
schaft bietet  er  ohnehin  nicht,  da  eine  Prüfung  seitens  einer 
Behörde  ihm  nicht  voraufgeht.  Wo  dagegen  eine  auf  Grund 
behördlicher  Prüfung  erfolgende  Eintragung  zur  Inkorporirung 
verlangt  wird,  liegt  in  der  Uebertragung  der  für  die  Nullität 
geltenden  Sätze  auf  diesen  Fall  eine  allzu  grosse  Härte.  Die 
im  Gründungsstadium  gewählten  Organe  wären  danach  in- 
der  Lage,  durch  ihre  Handlungen  das  Vermögen  der  Zeichner 
zu  obligiren,  obwohl  diese  vor  der  behördlichen  Prüfung  und 
Eintragung  die  Gesellschaft  nach  aussen  gar  nicht  in  die 
Erscheinung  treten  lassen  wollen. 

Andere  Gesetzgebungen  weichen  zwar  von  dem  ent- 
wickelten Grundgedanken  mit  Bezug  auf  die  Zeichuergesammt- 
heit  nicht  ab,  bestimmen  aber  allgemein,  dass  die  vor  der 
Inkorporirung  der  Gesellschaft  in  deren  Namen  Handelnden 
persönlich  und  solidarisch^)  haften  sollen,  gleichgültig  ob  sie 
dolos  oder  redlich  handelten.^)  Ueber  die  Bedeutung  dieser 
Vorschrift  herrscht  Streit.'*)  Die  einen  '  erblicken  darin  eine 
handelspolitische  Straf  bestimmung,  welche  das  vorzeitige  Auf- 
treten eines  Organs  nach  aussen  unterdrücken  will,  lassen 
demgemäss  die  Bestimmung  auch  dann  Anwendung  finden, 
wenn  der  Gegenkontrahent  Kenntniss  von  derNichtinkorporirung 
der  Gesellschaft  hat.  Andere  sehen  in  ihr  nur  die  Anwendung 
des  allgemeinen  Prinzips  über  Rechtshandlungen  des  falsus  pro- 
curator.  Der  vor  Inkorporirung  Namens  der  Gesellschaft  Auf- 
tretende erwecke  dadurch  den  Anschein,  dass  er  eine  existirende 
Aktiengesellschaft  vertrete.  Wisse  der  Dritte  demnach  von  der 
Nichtexistenz,  so  falle  der  Satz  fort,  und  genehmige  die  Aktien- 

^)  Und  zwar  auf  Erfüllung  Renaud  394. 

3)  Deutschland  und  Oesterreich  211  Abs.  2  (R.D.H.G.ß.  §200 
Abs.  1),  Ungarn  160  Abs.  2,  Bosnien  163  Abs.  2,  Schweiz  623  Abs.  2, 
Schweden  2  Abs.  2,  auch  nord-  und  südamerikanische  Gesetzgebungen; 
Belgien  34  (Fassung  von  1886).  Niederlande  39,  Spanien  120,  Portugal 
165  sprechen  eine  Haftung  von  Vorständen  oder  Grründern  aus. 

3)  Vergl.  darüber  Renaud  S.  394 ff.,  Ring  281  flF.,  Behrend754ff. 
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gesellschaft  nach  der  Eintragung  die  Handlung,  so  werde  die 
persönliche  Haftung  beseitigt.  Indessen  geht  die  in  allen 
Gesetzgebungen  wiederkehrende  Fassung  der  Vorschrift  über 
den  letzten  Gedanken  hinaus.  Es  ist  schlechthin  persönliche 
und  solidarische  Haftung  der  vor  der  Inkorporirung  Handelnden 
angedroht,  ohne  dass  eine  Unterscheidung  zwischen  Wissen 
und  Nichtwissen  des  Dritten  gemacht  wird.  Soweit  demgemäss 
nicht  positiv  ein  anderes  bestimmt  ist,  würde  der  Namens  der  Ge- 
sellschaft vor  deren  Inkorporirung  handelnde  Vorstand,  Gründer 
•oder  Dritte  auch  dann  haften,  wenn  dem  Gegenkontrahenten 
die  Thatsache  der  Nichtinkorporirung  bekannt  war  und  die 
nachträgliche  Genehmigung  des  Aktes  seitens  der  eingetragenen 
Gesellschaft  würde  die  Befreiung  von  der  persönlichen  Haftung 
allein  noch  nicht  bewirken.^)  Selbstverständlich  ist  aber 
mangels  entgegenstehender  positiver  Satzung^)  eine  die  persön- 
liche Haftung  ausschliessende  Vereinbarung  zwischen  dem 
Handelnden  und  dem  Gegenkontrahenten  zulässig,  wie  eine 
solche  schon  durch  konkludente  Handlungen  erfolgen  könnte. 
Nicht  minder  zulässig  wäre  die  nachherige  Entlassung  des 
Haftenden,  wenn  die  Gesellschaft  die  Handlung  nach  ihrer 
p]ntstehung  ratihabirt. 

Ueberall  aber  bezieht  sich  der  Satz  nur  auf  solche  Hand- 
lungen, welche  der  Namens  der  Gesellschaft  Auftretende  als 
Vertreter  einer  bestehenden  Gesellschaft  vornimmt. 

Liegt  dagegen  der  Fall  so,  dass  der  Namens  der  Gesell- 
schaft Auftretende  die  zukünftige  Existenz  und  Ratihabition 
der  Gesellschaft  zur  Bedingung  des  Geschäftes  macht,  so  kann 
jener  Satz  nicht  Platz  greifen.^)  Hier  muss  sich  der  Gegen- 
kontrahent bewusst  sein,  dass  er  mit  einem  unfertigen  Gebilde 
verhandelt.  Der  Vertrag  ist  hier  als  ein  in  der  Schwebe 
befindlicher   gedacht.      Wird   die   Gesellschaft   nicht   existent, 


^)  A.A.B ehrend  755.  Vergl.  auch  Schweiz  623.  Denkschr.  zum 
Entw.  eines  bürgerl.  Gesetzb.  S.  15. 

^)  So  Belgien  art.  34  (Fassung  des  Gesetzes  von  1886):  malgre  toute 
stipulation  contraire. 

8)  Schweiz  623  Abs.  3.  Vergl.  auch  R.  G.  E.  Civ.  XXXn  S.  97, 
Ring  282,  Behrend  755  A.  4. 
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oder  erfolgt  die  Ratihäbition  nicht,  so  ist  er  als  nicht 
geschloss^en  zu  betrachten,  es  sei  denn,  dass  auch  für 
diesen  Fall  eine  persönliche  Haftung  des  Namens  der  Gesell- 
schaffe Kontrahirenden  gemeint  ist.  In  die  Kategorie  dieser 
Fälle  gehören  die  früher  besprochenen  Verträge,  die  mit  der 
in  Entstehung  begriffenen  Gesellschaft  behufs  Uebemahme  von 
Anlagen,  Gewährung  von  Gründungsbegünstigungen,  Ersatz  von 
Gründungsaufwendungen  eingegangen  und  von  der  konsti- 
tuirenden  Generalversammlung  approbirt  werden.^)  Aber  auch 
sonstige  Verträge,  die  sich  auf  den  Geschäftsbetrieb  der  zu- 
künftigen Aktiengesellschaft  beziehen,  wie  z.  B.  Miethe  eines 
Geschäftslokales,  Anschaffung  von  Waaren,  Engagiren  von 
Bediensteten,  können  bereits  im  Gründungsstadium  geschlossen 
werden.  Dabei  treten  Gründer  und  Vorstände  im  allgemeinen 
nur  als  Dritte  auf,  eine  Vollmacht  zum  Abschluss  haben  sie 
nicht. ^)  Auch  bedarf  es,  soweit  es  sich  um  Verpflichtungen 
handelt,  prinzipiell  einer  Ratihäbition  seitens  der  entstandenen 
Gesellschaft.'*)  Nur  für  diejenigen,  einen  Bestandtheil  des 
Gründungsherganges  bildenden  Verträge,  die  von  der  kon- 
stituirenden  Generalversammlung  zu  approbiren  sind,  genügt 
diese  Approbation,  die  entstandene  Gesellschaft  übernimmt  die 
Verpflichtungen  in  diesen  Fällen  ipso  jure,  einer  nachträglichen 
Genehmigung  bedarf  es  hierbei  nicht,  wie  umgekehrt  eine 
Rückgängigmachung  des  Vertrages  durch  die  entstandene 
Gesellschaft  unzulässig  ist.  Mit  Bezug  auf  derartige  Verträge 
können  dann  auch  bereits  im  Gründungsstadium  die  Vorstands- 
mitglieder eine  Vollmacht  erhalten,  weil  sie  mit  dem  Kreations- 
akt der  Gesellschaft  in  innerer  Beziehung  stehen.*)  Einzelne 
Gesetzgebungen  räumen  generalisirend  bereits  der  konsti- 
tuirenden  Generalversammlung  das  Genehmigungsrecht  für 
alle  von  den  Gründern  gemachten  Geschäfte  ein.^) 


1)  Siehe  oben  S.  373  ff. 

2)  R.G.  E.  in  Civ.  XXXII  Nr.  25,  Oierke  in  Iherings  Jahrbüchern 
XXXV  185. 

•)  Diese  kann  auch  stillschweigend  erfolgen.    SeuffertXXI  Nr.  145. 
^)  Vergl.  R.  a.  E.  in  Civ.  V  Nr.  6,  XXXU  Nr.  25. 
*)  Italien  138. 
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Mit  den  über  die  Rechtshandlungeu  Namens  der  Gesell- 
schaft vor  der  Inkorporirung  erörterten  Grundsätzen  hängt 
die  Spezialbestimmung  mehrerer  Gesetze  zusammen,  dass 
Aktien,  die  vor  der  Eintragung  ausgegeben  werden,  nichtig 
sind  und  dass  die  Ausgeber  den  Besitzern  für  den  durch  die 
Ausgabe  verursachten  Schaden  solidarisch  haften.*)  Denn 
wie  die  Ausgabe  von  Aktienurkunden  die  Existenz  des  Aktien- 
rechts, das  vor  der  Inkorporirung  unter  keinen  Umständen 
vorhanden  ist,  voraussetzt,  so  liegt  in  der  vorzeitigen  Ausgabe 
ein  Handeln  Namens  der  Aktiengesellschaft  vor  deren  In- 
korporirung, für  dessen  rechtliche  Folgen  die  Handelnden 
denn  auch  persönlich  und  solidarisch  verhaftet  sind.  Einzelne 
Gesetze  haben  den  Satz  auf  Interimsscheine  ausgedehnt.^)  Die 
Ausgebenden  haften  den  Besitzern  für  den  durch  die  Aus- 
gabe der  nichtigen  Aktien  entstehenden  Schaden,  Voraus- 
setzung der  Geltendmachung  des  Schadens  ist  demnach  der 
Besitz  der  nichtigen  Aktie.  ^)  Im  übrigen  sind  nicht  blos  die 
derzeitigen  Erwerber,  sondern  auch  ihre  Rechtsvorgänger, 
wenn  sie  die  nichtigen  Aktien  einlösen,  zur  Geltendmachung 
des  Schadens  berechtigt.  Der  Schade  umfasst  nicht  nur  die 
durch  den  Erwerb  verursachte  Vermögenseinbusse,  sondern 
auch  den  Verlust  an  Zinsen,  etwaige  Prozesskosten,  den  ent- 
gangenen Gewinn.  Die  Haftung  ist  eine  prinzipale,  auch 
ohne  den  Vormann  zu  belangen,  kann  der  derzeitige  Besitzer 
sich  an  die  Ausgebenden  halten.  Sein  Anspruch  gegen 
den  Vormann  richtet  sich  nach  dem  maassgebenden  bürger- 
lichen Recht.  ^) 

Bestritten    ist,    ob    die    nichtigen    Aktien    mit    der   In- 


1)  Deutschland  215  c  Abs.  2,  1  (R.  i).  H.G.  B.  §  209  Abs.  2),  Schweiz 
623  Abs.  1,  Ungarn  160  Abs.  1.  Anders  in  Frankreich,  wo  die  Emission 
schon  im  Oriindungsstadium  erfolgen  kann,  vergl.  oben  S.  200,  aber  auch 
in  Belgien  40,  Italien  137,  Portugal  169,  wo  nur  die  Negotiirbarkeit  dann 
beschränkt  ist.     Vergl.  B ehrend  757  A.  13a. 

2)  Deutschland  a.  a.  0.,  oben  S.  214. 

^)  Behrend  S.  758  A.  14  und  die  dort  citirten.  Nicht  wird  dies 
verlangt  in  Ungarn  160  Abs.  1. 

*)  Vergl.  über  aUes  Ring  371,  372,  Behrend  756  -758. 
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korporirung  ipso  jure  Gültigkeit  erlangen.^)  Richtiger  Ansicht 
nach  wird  dies  zu  verneinen  sein.  Da  der  Ausgabeatt  ein 
ungültiger  war,  bedarf  es  eines  neuen  Ausgabeaktes,  ^)  der 
sich  freilich  schon  in  der  in  Worten  oder  Handlungen  zu 
Tage  tretenden  Anerkennung  der  vorhandenen  Aktienurkunden 
seitens  der  Gesellschaft  manifestiren  kann.  So  lange  diese 
Anerkennung  nicht  geschehen  ist,  kann  demnach  die  nichtige 
Aktie  ihre  Werthpapierqualität  nicht  äussern,  die  von  der 
üebergabe  der  Aktie  abhängige  Uebertragung  des  Aktien- 
rechts ist  bis  dahin  nicht  möglich.  Eine  rückwirkende  Heilung 
tritt  auch  mit  der  Anerkennung  nicht  ein,  vielmehr  bleiben 
die  vorher  mit  der  nichtigen  Aktie  vorgenommenen  Rechtsakte 
trotzdem  ungültig.'^) 

11.   Die  Haftungen   aus   der  Gründung.^) 

§  41. 
Allgemeiner  UeberUick. 

Das  System  der  den  Gründungshergang  regelnden  Normen 
erfährt  seinen  Abschluss  durch  diejenigen  Vorschriften,  welche 
die  Haftungen   aus   der  Gründung   betreflfen.     Die  diesbezüg- 


1)  Vergl.  King  373,  B ehrend  757. 

^)  Es  handelt  sich  nicht  um  einen  Bestandtheil  des  Entstehungs- 
herganges, sondern  um  einen  Rechtsakt  der  Gresellschaft,  dessen  Gültigkeit 
oder  Ungültigkeit  von  der  Registrirung  unmittelbar  nicht  betroffen  wird. 
Unrichtig  R.  G.  E.  in  Civ.  X  S.  72. 

3)  Vergl.  Ring  373,  Behrend  757  A.  13a. 

*)  Litteratur:  Wiener  in  Z.  f.  H.  R.  XXIV  Iff.,  450 ff.,  XXV  Iff. 
(von  besonderer  Wichtigkeit) ;  Verhandlungen  des  deutschen  Juristentages. 
XI,  2  S.  71—136;  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  K.  G.  auf  Aktien 
und  die  Aktieng.  1883,  S.  183-200;  R.  Schmidt,  Die  zivilrechtliche 
Gründerverantwortlichkeit  nach  deutschem  Aktienrecht  1888,  Ring 
300-331,  472ff.;  Behrend  §§110-113;  Cosack  §98;  Kaiser,  Die 
civilrechtliche  Haftung  des  Vorstandes  und  Aufsichtsrathes  der  Aktien- 
gesellschaften und  Genossenschaften  1897  §§  1,  5;  Lyon-Caen  et 
Renault  II  Nr.  790—797,  Appendice  Nr.  44;  Houpin  Nr.  537 ff.; 
Berton,  De  la  responsabilite  des  fondateurs  et  administrateurs  des 
societes  anonymes  Paris  1882;  Flamarion,  Des  fondateurs  de  societes 
anonymes  1891;  Mouret,  De  la  responsabilite  des  fondateurs  et  ad- 
ministrateurs   de    societes    anonymes    1891    (Toulouse);     Larue,    De    la 
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liehen  Bestimmungen  sind  nach  Umfang  und  Inhalt  sehr  ver- 
schiedenartig, der  sie  beherrschende  Gesichtspunkt  ist  ein  in 
den  einzelnen  Gesetzgebungen  durchaus  wechselnder.  Vielfach 
mangelt  es  an  einer  Regelung  dieser  Materie  überhaupt,  so 
dass  lediglich  die  allgemeinen,  gewöhnlich  nicht  ausreichenden, 
Normen  des  bürgerlichen  Rechts  zur  Anwendung  gelangen. 
Andere  Länder  besitzen  nur  zerstreute  Sätze,  welche  über 
die  Tragweite  des  in  ihnen  niedergelegten  Prinzips  zweifel- 
haft lassen. 

Drei  Fragen  kommen  in  Betracht,  die  zunächst  vom 
allgemeinen  Standpunkt  zu  beantworten  sind,  einmal  die  Frage 
nach  denjenigen  Personen,  welche  möglicherweise  aus  Grün- 
dungen haftbar  gemacht  werden  können,  sodann  die  Frage 
nach  den  Voraussetzungen,  unter  denen  eine  Haftung  solcher 
Personen  denkbar  erscheint,  endlich  die  Frage,  wem  gegenüber 
die  Haftung  eintreten  kann. 

Was  die  erste  Frage  betriflft,  so  kann  naturgemäss  eine 
Verantwortlichkeit  für  die  Gründung  nur  solche  Personen 
treffen,  welche  an  der  Gründung  betheiligt  oder  im  Gründungs- 
hergange thätig  sind.  Alle  diejenigen,  welche  erst  nach  Ent- 
stehung der  Gesellschaft  zu  ihr  in  Beziehungen  treten,  sind 
selbstverständlich  von  einer  Haftung  aus  der  Gründung  aus- 
geschlossen. Demgemäss  können  die  nach  der  Entstehung  der 
Gesellschaft  gewählten  Organe,  die  durch  Erwerb  der  nach 
der  Entstehung  ausgegebenen  Aktien  Aktionäre  gewordenen, 
die  mit  der  entstandenen  Gesellschaft  kontrahirenden  Per- 
sonen aus  dem  Publikum  als  solche  unter  keinen  Umständen 
für  Gründungshergänge  verantwortlich  gemacht  werden.  Aber 
auch  diejenigen,  welche  bereits  im  Gründungsstadium  der 
Gesellschaft  zugehörten  oder  zu  ihr  in  Beziehungen  getreten 
waren,  kann  die  Haftung  aus  der  Gründung  nur  insoweit  treffen, 
als  es  sich  um  Bethätigung  dieser  ihrer  Eigenschaft,  nicht,  als 
es  sich  um  Rechtsakte  handelt,  die  in  die  Zeit  nach  der  Ent- 


responsabilite  des  fondateurs de  la   sooiete   anonyme  1883   (Paris); 

Buckley  p.  570ff.;  Morawetz  §  291ff.;  Spelling  §  832ff.,  660ff.; 
Cook  §§  705,  706,  157,  158,  651,  353,  354;  Taylor  §'72ff.;  Thompson 
§§  440—476. 
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stehung  der  Gesellschaft  fallen.  Der  erste  Vorstand  z.  B.  kann 
für  Gründungshergänge  nur  insoweit  haften,  als  es  sich  um 
seine  Thätigkeit  im  Gründungsstadium',  nicht  dagegen,  insoweit 
es  sich  um  seine  Handlungen  nach  Inkorporirung  der  Gesell- 
schaft handelt.  Insofern  die  nach  Entstehung  der  Gesellschaft 
vorgenommenen  Rechtsakte  freilich  eine  innere  Beziehung  zu 
Gründungsthätigkeiten  haben,  sei  es,  dass  sie  diese  nur  realisiren 
oder  dass  sie  die  Verschleierung  derselben  bezwecken,  wird 
die  gesetzliche  Norm,  welche  sich  auf  die  Gründungsakte  bezog, 
auf  sie  Anwendung  zu  finden  haben. 

In  abstracto  umfasst  der  Umkreis  der  an  der  Gründung 
betheiligten  oder  im  Gründungshergange  thätigen  Personen 
die  Gründer,  Gründergenossen,  Zeichner  und  ersten  Organe. 
Andere  können  nicht  in  Frage  kommen.  Der  Begriff  der 
Gründer  umfasst  vor  allem  die  Feststeller  des  Statuts,  sodann 
aber  auch  diejenigea,  die  kraft  positiver  Bestimmung  als 
Gründer  angesehen  werden.^)  unter  Gründergenossen  sind 
alle  diejenigen  verstanden,  welche,  ohne  formell  Gründer  zu 
sein,  materiell  an  der  Gründuiig  mitbetheiligt  sind,  sei  es  als 
Kontrahenten  der  entstehenden  Gesellschaft,  der  sie  Werthe 
überlassen,  sei  es  als  Emissionshäuser,  sei  es  als  eigentliche 
Hintermänner  aller  dieser,  die  den  ökonomischen  Ertrag  in  ihre 
Tasche  gleiten  lassen.  Unter  Zeichnern  sind  die  im 
Gründungsstadium  das  Grundkapital  durch  Baar-  oder  Sach- 
einlage übernehmenden  Primitivzeichner,  sowie  die  noch  im 
Gründungsstadium  an  ihre  Stelle  tretenden  Rechtsnachfolger 
zu  verstehen.  Unter  ersten  Organen  sind  die  im  Gründungs - 
Stadium  bereits  gewählten  Vorstands-,  Aufsichtsrathsmitglieder 
sowie  Revisoren  begriffen.  Wie  weit  in  concreto  eine  Haftung 
dieser  einzelnen  Klassen  eintritt,  ist  später  zu  erörtern.  Am 
stärksten  wird  sich  das  Bedürfniss  einer  solchen  für  Gründer 
und  erste  Organe,  am  schwächsten  für  die  Baareinlagen 
machenden  Zeichner  geltend  machen,  die  meist  eher  Betrogene 
als  Betrüger  sind.  Die  Gründergenossen  zu  treffen,  wird  die 
schwierigste  Aufgabe  sein,  da  sich  eine  feste  juristische  Formel 
für  Abgrenzung  des  Begriffes  kaum  finden  lassen  wird. 

1)  Siehe  oben  S.  319. 
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Die  Voraussetzungen,  welche  für  die  Haftung  aus  der 
Gründung  vorhanden  sein  müssen,  werden  durch  den  ihr 
zu  Grunde  liegenden  Zweckgedanken  umgrenzt.  Tritt  die 
Aktiengesellschaft  ohne  formelle  und  materielle  Mängel, 
ausgestattet  mit  allen  den  Eigenschaften,  welche  sie  nach 
dem  Statut  und  Prospekt  haben  soll,  ins  Leben,  so  ist  für 
eine  Griinderhaftung  kein  Kaum.  Was  geschehen  sollte,  ist 
geschehen,  Gründer,  Organe  und  Zeichner  haben  ihre  volle 
Schuldigkeit  gethan.  Das  weitere  ordnungsmässige  Fungiren 
und  Gedeihen  der  Aktiengesellschaft  muss  dieser  selbst  über- 
lassen bleiben,  höchstens  kann  es  sich  darum  handeln,  etwaige 
Nachwirkungen  der  Gründerthätigkeit  in  den  ersten  Jahren  des 
Bestandes  der  Gesellschaft  zu  verhüten.  Die  auf  die  sogenannte 
Nachgründung  bezüglichen  Vorschriften  haben  indessen  mit 
der  Haftung  aus  der  Gründung  unmittelbar  nichts  zu  thun,  und 
können  somit  hier  ausser  Betracht  bleiben.  Eine  Haftung  aus 
der  Gründung  kann  demnach  nur  dann  Platz  greifen,  wenn  die 
Gründung  der  Aktiengesellschaft  nicht  ordnungsmässig  erfolgt 
ist.  Die  sich  hier  bietenden  Möglichkeiten  lassen  sich  in  drei 
Gruppen  zerlegen.  Es  kann  sich  einmal  handeln  um  einen 
formellen  Mangel,  an  dem  der  Entstehungshergang  leidet, 
sei  es,  dass  das  Statut  nicht  den  legalen  Inhalt  besitzt  oder 
dass  die  Errichtungsbeschlüsse  nicht  in  der  nothwendigen 
Form  gefasst  sind  oder  dass  der  Inkorporirungsakt  nicht  in 
gesetzlicher  "Weise  erfolgt  ist.  Eine  Haftung  für  derartige 
Mängel  kommt  dann  in  Frage,  wenn  die  Gesellschaft  in  Folge 
des  Mangels  nicht  zur  rechtlichen  Existenz  gelangt.  Wird 
der  Mangel  durch  die  Inkorporirung  geheilt,  so  ist  ein  Raum 
für  eine  Gründerhaftung  nicht  mehr  übrig,  die  Sanirung  der 
kranken  Stelle  ist  erfolgt.  Anders  ausgedrückt,  die  Haftung 
für  formelle  Gründungsmängel  äussert  sich  in  der  Gestalt  der 
Haftung  für  die  Nichtigkeit  der  inkorporirten  Gesellschaft 
oder  der  Haftung  für  Handlungen  einer  noch  nicht  inkorpo- 
rirten Gesellschaft. 

Es  kann  sich  weiter  handeln  um  einen  materiellen 
Mangel  des  Entstehungsherganges.  Hierhin  gehört  Mangel  der 
Vollzeichnung,  sei  es,  dass  nicht  das  ganze  Grundkapital  ge- 


Die  Haftungen  aus  der  Gründung.  449 

zeichnet  wird,  sei  es,  dass  Zeichnungen  sich  als  ungültig  ergeben, 
Nichteinzahlung  der  gesetzlichen  Rate,  Nichterreichung  der 
Minimalzahl  von  Mitgliedern,  Nichtleistung  oder  nicht  gehörige 
Leistung  der  Sacheinlage,  Nichtabhaltung  der  konstituirenden 
Generalversammlung,  Nichtwahl  von  Organen.  Hier  kann 
eine  Haftung  auch  dann  in  Frage  kommen,  wenn  die  Gesell- 
schaft trotz  des  Mangels  in  die  rechtliche  Existenz  tritt. 
Denn  die  formelle  Sanirung  durch  den  Inkorporirungsakt  be- 
seitigt hier  nicht  stets  die  materielle  Schadhaftigkeit.  Wenn 
das  Grundkapital  nicht  voll  gezeichnet,  oder  wenn  minder- 
werthige  Sacheinlagen  inferirt  sind,  so  ist  eine  Gesellschaft 
mit  nicht  voll  aufgebrachtem  Grundkapital  entstanden,  Aktionäre 
wie  Gläubiger  leiden  darunter,  jene,  weil  die  Gesellschaft 
nicht  die  nöthigen  Mittel  besitzt,  die  sie  zum  Betriebe 
ihrer  Geschäfte  gebraucht,  diese,  weil  ihnen  in  Wahr- 
heit nicht  der  Kapitalsbetrag  als  Deckung  dient,  der  ihnen 
als  solcher  dienen  sollte.  Wenn  die  gesetzliche  Ersteinzahlung 
nicht  erfolgt  ist,  so  fehlt  es  an  derjenigen  Garantie  für  die 
Ernsthaftigkeit  der  Zeichnungen  und  für  die  ßealisirung  der 
gesellschaftlichen  Verpflichtungen,  welche  das  Gesetz  für  noth- 
wendig  erachtet.  Die  formal  entstandene  Gesellschaft  krankt 
an  einem  Uebel,  dessen  Folgen  sich  sehr  bald  fühlbar  machen 
können.  Das  Bedürfiiiss,  für  den  dadurch  entstehenden 
Schaden  die  Urheber  verantwortlich  zu  machen,  ist  unleugbar. 
Es  kann  sich  endlich  handeln  um  einen  sonstigen  rechts- 
widrigen Gründungsakt,  der  mit  dem  Entstehungshergang  der 
Gesellschaft  selbst  nichts  zu  thun  hat.  Hierher  gehören  die  sich 
auf  Uebernahmeverträge  oder  Gewährungen  von  Gründungs- 
aufwänden beziehenden  Gründungsakte.  Hier  ist  lediglich 
der  Gesichtspunkt  der  Verkürzung  des  Gesellschaftsvermögens 
maassgebend.  Denn  die  rechtliche  Entstehung  der  Gesell- 
schaft wird  durch  den  Abschluss  oder  Nichtabschluss  solcher 
Verträge  nicht  tangirt.  Die  Folge  der  Rechtswidrigkeit  kann 
hier  also  nur  darin  hervortreten,  dass  die  Gesellschaft  mit 
Verpflichtungen  belastet  entsteht,  die  ihre  Leistungsfähigkeit 
schmälern  oder  den  Gläubigem  das  Vermögenssubstrat,  auf 
das  sie  rechnen  durften,  entziehen. 

Lehmann,  Recht  der  AktiengeseUschaften.  29 
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Was  endlich  die  Personen,  denen  gegenüber  die  Gründungs- 
haftung bestehen  kann,  betrifft,  so  kommen  als  mögliche  in 
Frage  die  geschädigte  Gesellschaft,  die  geschädigten  Zeichner 
und  geschädigte  Dritte.  Es  kann  die  Haftung  bestehen  gegen- 
über der  Gesellschaft  in  ihrer  Totalität.  Dies  ist  nur  da 
möglich,  wo  die  Gesellschaft  zur  rechtlichen  Existenz  trotz 
des  Gründungsmangels  gelangt  ist.  Ist  die  Gesellschaft  in 
Folge  des  Gründungsmangels  nicht  entstanden,  so  ist  diese 
Möglichkeit  ausgeschlossen.  Es  kann  die  Haftung  femer  be- 
stehen gegenüber  den  einzelnen  Zeichnern.  Dies  ist  denkbar 
bei  Nichtexistenz  und  bei  Existenz  der  Gesellschaft.  Im 
letzteren  Falle  kann  möglicherweise  die  Haftung  gegenüber 
den  einzelnen  Zeichnern  eine  andere  und  kann  sie  dieselbe 
rechtliche  Basis  haben,  als  die  Haftung  gegenüber  der  Gesell- 
schaft. 

Es  kann  die  Haftung  endlich  bestehen  gegenüber  Dritten, 
die  nicht  Zeichner,  sondern  Gläubiger  der  wirklichen  Gesell- 
schaft oder  Scheingesellschaft  sind  oder  die  die  Mitgliedschaft 
nach  Entstehung  der  Gesellschaft  erworben  haben. 

Diese  Haftungen  können  nebeneinander  oder  für  einander 
bestehen.  Die  Haftenden  können  lediglich  der  Gesellschaft 
oder  lediglich  den  Zeichnern  oder  lediglich  Dritten,  sie  können 
aber  möglicherweise  sowohl  der  Gesellschaft  wie  den  Zeichnern 
oder  sowohl  der  Gesellschaft  wie  Dritten  oder  allen  Dreien 
gleichzeitig  haften. 

Stets  aber  handelt  es  sich  um  gesetzliche  Haftungen,  die 
an  Thatbestände  des  Gründungshergangs  geknüpft  sind,  also 
nicht  um  Haftungen  aus  einem  besonderen  Vertrage,  den  der 
Haftende  mit  dem  Zeichner  oder  Dritten  schloss.  Soweit 
der  einzelne  Gründer  beispielsweise  dem  einzelnen  Zeichner 
besondere  Zusicherungen  mit  Bezug  auf  die  Ertragsfähigkeit 
des  Unternehmens  oder  die  Ertheilung  von  Konzessionen 
machte,  haftet  er  zwar  aus  den  diesbezüglichen  Vereinbarungen, 
aber  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  Gründer,  sondern  als 
Gegenkontrahent  nach  den  Grundsätzen  des  Vertragsrechtes. 
Systematisch  gehört  die  Gründungshaftung  in  die  Lehre  von 
den  Obligationen  aus  Delikten  oder  Gesetzen. 
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Die  weitere  Betrachtung  wird  sich  am  zweckmässigsten 
nach  den  Personen  gliedern,  welche  aus  der  Gründung  haft- 
bar sind,  weil  die  Art  ihrer  Thätigkeit  für  den  Umfang  der 
Haftung,  theilweise  auch  für  die  Personen  der  Anspruchs- 
berechtigten entscheidend  ist. 

§  42. 
a)  Die  Verantwortlichkeit  der  Gründer. 

Der  im  vorigen  Paragraphen  erfolgten  Gruppirung  ent- 
sprechend sind  bei  der  Gründerverantwortlichkeit  zwei  Haupt- 
fälle zu  unterscheiden:  entweder  die  geplante  Gesellschaft  ist 
nicht  in  rechtliche  Existenz  getreten  oder  sie  ist  zwar  ent- 
standen, aber  mit  einem  Mangel  behaftet. 

Ist  die  geplante  Gesellschaft  nicht  in  rechtliche  Existenz 
getreten,  so  haben  die  Gründer  entweder  eine  Scheingesell- 
schaft ins  Leben  gesetzt  oder  sie  haben  die  Gründung  nicht 
durchgeführt,  indem  sie  vor  der  Inkorporirung  Halt  machten. 
Ob  die  eine  oder  die  andere  Möglichkeit  zutrifft,  soviel  steht 
fest,  dass  eine  Gesellschaft  nicht  da  ist,  eine  Verantwortlich- 
keit gegenüber  der  Gesellschaft  ist  hier  also  ausgeschlossen. 
Es  kann  sich  lediglich  fragen,  wie  weit  eine  solche  gegenüber 
den  Zeichnern  und  gegenüber  denjenigen  besteht,  die  in 
rechtliche  Beziehungen  zur  Scheingesellschaft  getreten  sind. 
Dabei  sind  beide  Fälle  zu  scheiden. 

1.  Ist  die  Gesellschaft  überhaupt  nicht  zur  Inkorporirung 
gelangt,  so  führt  sie  ein  lediglich  internes  Dasein,  gegenüber 
dem  Publikum  ist  auch  das  Bild  einer  Gesellschaft  nicht 
da.  Eine  Verantwortlichkeit  der  Gründer  gegenüber  dem 
Publikum  kann  deshalb  jedenfalls  so  lange  nicht  in  Frage 
kommen,  als  Namens  dieser  unfertigen  Gesellschaft  nicht  ge- 
handelt ist.  Haben  die  Gründer,  so  lange  sie  die  Inkorporirung 
nicht  vornahmen,  der  Gesellschaft  den  unfertigen  Zustand 
gewahrt,  so  hat  niemand  aus  dem  Publikum  den  Gründern 
gegenüber  die  rechtliche  Anwartschaft  darauf,  dass  sie  die 
Gründung  durchführen,  getäuschte  Hoffnungen  oder  Erwartungen 
des  Einzelnen  berechtigen  zu  keinem  Schadensersatzanspruch. 
Haben  die  Gründer  sich  freilich  einzelnen  gegenüber  anheischig 

29* 


452  Darstellung  des  geltenden  Aktienrechts. 

gemacht,  die  Gründung  durchzuführen,  oder  haben  sie  unter 
arglistigen  Vorspiegelungen  das  Publikum  zu  einem  bestimmten 
Verhalten  veranlasst,  so  haften  sie  nach  den  diesbezüglichen 
allgemeinen  Grundsätzen. 

Eine  Verhaftung  der  Gründer  andererseits  gegenüber 
den  Zeichnern  kann  in  Frage  kommen  mit  dem  Moment, 
wo  der  Errichtungsbeschluss  gefasst  ist.  Die  Gründer 
sind  verpflichtet,  den  Errichtungsbeschluss  durch  Erwirkung 
der  Inkorporirung  zu  vollziehen,  sofern  nicht  besondere 
Organe  zur  Durchführung  der  Inkorporirung  gewählt  sind. 
Die  schuldhafte  Unterlassung  der  ihnen  obliegenden  Pflicht, 
die  Inkorporirungshandlung  zu  erwirken,  verpflichtet  sie 
gegenüber  den  geschädigten  Zeichnern  zum  Schadensersatz. 
Unterbleibt  die  Inkorporirung  ohne  ihre  Schuld,  etwa  durch 
Nachlässigkeit  der  Registerbehörde,  so  würde  ein  Anspruch 
der  Zeichner  nicht  gegeben  sein. 

Vor  dem  Errichtungsbeschluss  existirt  dagegen  eine  gesetz- 
liche Verpflichtung  der  Gründer  zur  Durchführung  des  Unter- 
nehmens auch  gegenüber  den  Zeichnern  nicht.  Die  Gründer 
können  das  Unternehmen  fallen  lassen,  ohne  dass  sie  den 
Zeichnern  zum  Ersatz  des  ihnen  entstehenden  Schadens  ver- 
pflichtet sind.  Auch  die  Acceptation  der  Zeichnung  begründet 
nicht  nothwendig  die  Verpflichtung  zur  Durchführung  des 
Unternehmens.^) 

Wird  vor  der  Inkorporirung  Namens  der  Gesellschaft 
durch  die  Gründer  gehandelt,  so  haften  sie  als  Handelnde 
nach  den  früher  erörterten  Grundsätzen.  Handeln  andere, 
als  die  Gründer,  Namens  der  Gesellschaft,  so  ist  eine  Ver- 
antwortlichkeit der  Gründer  für  derartige  Handlungen  nur 
dann  gegeben,  wenn  sie  den  Handelnden  beauftragt  haben, 
und  zwar  dann  nur  gegenüber  dem  Beauftragten,  nicht  gegen- 
über dem  Publikum.  Das  blosse  wissentliche  Dulden  der 
Handlung  würde   die   Gründer   nicht   verantwortlich   machen. 


^)  Dass  eine  Verpflichtung  der  Gründer  besteht,  die  eingezahlten 
(relder  zurückzuzahlen,  versteht  sich  nach  civilrechtlichen  Grundsätzen 
von  selbst.  Das  Ungar.  H.  G.  B.  lässt  sie  hierfür  den  Zeichnern  und  deren 
Kechtsnachfolgern  solidarisch  verhaftet  sein,  bis  sie  dechargirt  sind,  §  152. 
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Weitergehend  lassen  indessen  einzelne  Gesetzgebungen  die 
Gründer  schlechthin  für  Handlungen  einstehen,  die  Namens 
der  Gesellschaft  vor  der  Inkorporirung  vorgenommen  sind.*) 
2.  Ist  die  Gesellschaft  trotz  Inkorporirung  nicht  zur 
rechtlichen  Existenz  gelangt,  weil  sie  an  einem  wesentlichen 
formellen  oder  materiellen  Mangel  leidet,  so  erhebt  sich  in 
Ermangelung  positiver  Bestimmungen  die  schwierige  Frage, 
wie  weit  die  Gründer  für  die  Handlungen  einer  solchen  Schein- 
gesellschaft und  für  die  in  Folge  der  Nichtigkeit  den  Inter- 
essenten erwachsenden  Schäden  einzustehen  haben.  Die  Be- 
antwortung dieser  Frage  ist  eine  verschiedene,  je  nach  dem 
Standpunkt,  den  das  maassgebende  Recht  einerseits  mit  Bezug 
auf  die  Pflichten  der  Gründer,  andererseits  mit  Bezug  auf 
die  Deliktshaftung  im  allgemeinen  einnimmt.  Wo,  wie  im 
gemeinen  Recht,  die  Deliktshaftung  auf  ein  damnum  corpori 
datum  beschränkt  ist,-)  wird  eine  Haftung  für  die  durch 
Nichtigkeit  der  Gesellschaft  entstehenden  Schäden  ausserhalb 
des  Falles  des  dolus  der  Gründer  schwer  zu  konstruiren  sein, 
wo  dagegen,  wie  in  den  neueren  Gesetzbüchern,'*)  eine  all- 
gemeine Haftung  für  durch  Fahrlässigkeit  widerrechtlich 
Anderen  zugefügten  Schaden  statuirt  ist,  wird  es  sich  um  die 
Untersuchung  handeln,  ob  eine  Pflichtwidrigkeit  der  Gründer 
die  Nichtigkeit  der  Gesellschaft  herbeigeführt  hat.  Hier  wird 
demnach  von  dem  gesetzlichen  Umfang  der  den  Gründern  f  ür 
das  Gründungsstadinm  zugewiesenen  Thätigkeit  die  Beant- 
wortung der  Frage  abhängen,  wie  weit  auf  sie  die  Folgen  der 
Nichtigkeit  zurückzuführen  sind.  Beschränkt  sich  ihre  pflicht- 
mässige  Thätigkeit  lediglich  auf  die  Statutsfeststellnng,  so 
werden  sie  in  Ermangelung  sonstiger  Handlungen  allein 
für  die  durch  Mängel  des  Statuts  entstehende  Nichtigkeit 
aufzukommen  haben,  haben  sie  die  Pflicht,  die  Vollzeichnung 
und  erste  Einzahlung   zu  verifiziren,   einen  Prospekt  mit   be- 


1)  So  Portugal  165. 

2)  Entsch.  des  R.  G.  in  Oivils.  IX  S.  163. 

3)  Vergl.  Motive  zum  Entw.  eines  Bürgerl.  Gresetzb.  11  724  ff.,  wo 
die  Standpunkte  der  einzelnen  Gesetze  aufgezählt  sind,  jetzt  auch  B.  G.  B. 
§  823.     Vergl.  auch  ß.G.  E.  Civ.  X  S.  73. 
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stimmtem  Inhalt  zu  erlassen,  die  gehörige  Konstituirung 
der  Gesellschaft  zu  vertreten,  die  Wahl  der  ersten  Organe 
herbeizuführen,  so  fallen  durch  Mängel  in  diesen  Akten 
entstehende  Nichtigkeitsfälle  auf  sie  zurück.  Aber  auch 
insoweit,  als  es  sich  nicht  um  pflichtgemässe  Akte, 
sondern  um  freiwillige  Handlungen  oder  Erklärungen  der 
Gründer  handelt,  wird  ein  schuldhaftes  Verhalten,  wenn  die 
Nichtigkeit  der  Gesellschaft  in  Kausalzusammenhang  mit  dem 
betreffenden  Verhalten  steht,  die  Gründer  haftbar  machen. 
Denn  die  ihnen  zukommende  bedeutsame  Stellung  im  Gründungs- 
hergange verpflichtet  sie,  wo  immer  sie  thätig  werden,  mit 
der  nöthigen  Sorgfalt  zu  handeln.  Die  Zeichnergesammtheit, 
sowohl  wie  das  Publikum,  darf  erwarten,  dass  die  von  den 
Gründern  vorgenommenen  Handlungen  und  abgegebenen  Er- 
klärungen nach  ernsthafter  Prüfling  und  gewissenhafter  Ueber- 
legung  erfolgt  sind.  Die  schuldhafte  VS^iderrechtlichkeit  besteht 
in  der  Unterlassung  dieser  den  Gründern  obliegenden  Pflicht. 

Andererseits  kann  diese  Haftung  der  Gründer  nur  gegen- 
über denjenigen  Platz  greifen,  die  von  dem  Nullitätsgrund 
keine  Kenntniss  haben.  Wer  den  durch  die  Gründer  ver- 
schuldeten Mangel  kannte  und  doch  mit  der  nichtigen  Gesell- 
schaft kontrahirte  oder  ihr  beitrat,  wird  einen  Anspruch  gegen 
die.  Gründer  nicht  erheben  können.  Wie  weit  schuldhafte 
Unkenntniss  den  Verletzten  vom  Ansprüche  ausschliesst,  hängt 
von  den  maassgebenden  Bestimmungen  des  bürgerlichen 
Rechtes  ab.^) 

Die  Haftung  der  Gründer  besteht  unter  den  obigen  Voraus- 
setzungen allen  gegenüber,  welche  in  Folge  der  Nichtigkeit  der 
Gesellschaft  Schaden  erleiden;  dahin  gehören  Zeichner  und 
Aktienerwerber  einerseits,  das  mit  der  Gesellschaft  in  recht- 
liche Beziehungen  tretende  Publikum  andererseits.  Die  Gründer 
haften  jedem  einzelnen  Verletzten  auf  Ersatz  des  ihm  in  Folge 
der  Nichtigkeit  entstehenden  Schadens  im  vollen  Umfange, 
also  nicht  blos  des  damnum  emergens,  sondern  auch  des 
lucrum  cessans. 


1)  Vergl.  B.  G.  B.  §  254   und   die  Motive  zum  Entw.   eines  B.  G.  B. 
n,  23. 
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Soweit  demnach  die  Gläubiger  der  Scheingesellschaft  in 
Folge  der  Nichtigkeit  mit  ihren  Ansprüchen  ausfallen,  und 
die  Zeichner  eine  Vermögenseinbusse  erleiden,  sind  die  Gründer 
schadensersatzpflichtig.  Dagegen  haften  die  Gründer  an  sich 
nicht  für  die  Schulden  der  Scheingesellschaft  persönlich.  Die 
Gläubiger  können  sie  also  nicht  aus  den  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten der  Scheingesellschaft,  sondern  nur  wegen  des 
ihnen  durch  die  Nichtigkeit  erwachsenen  Schadens  ex  delicto 
belangen.  —  Die  Haftung  der  Gründer  ist  eine  solidarische. 
Es  haften  nicht  blos  diejenigen  Gründer,  welche  die  die 
Nichtigkeit  herbeiführende  Thätigkeit  vorgenommen  haben, 
sondern  auch  die  übrigen,  soweit  sie  zur  Mitwirkung  verpflichtet 
waren  und  die  Mitwirkung  unterliessen.  Die  blosse  Nicht- 
theilnahme  befreit  dann  nicht  von  der  Haftpflicht, .  wenn  die 
Theilnahme  den  Gründern  oblag.  Dagegen  haften  bei  rein 
fakultativen  Akten  nur  die  sie  Vornehmenden. 

Mit  den  dargelegten  Grundsätzen  stimmen  indessen  die 
Normen  einzelner  wichtiger  Gesetzgebungen  keineswegs  überein. 
Vielmehr  statuiren  diese  Gesetzgebungen  eine  darüber  hinaus- 
gehende Haftung  der  Gründer  für  Handlungen  einer  nichtigen 
Gesellschaft  und  eine  Verantwortlichkeit  der  Gründer  für  die 
aus  der  Nichtigkeit  den  Interessenten  erwachsenden  Schäden. 
Nach  französischem  Recht  haften,  falls  die  Nichtigkeit  der 
Gesellschaft  ausgesprochen  ist,^)  die  Gründer,  welchen  die 
Nichtigkeit  zuzurechnen  ist,  unbeschadet  der  Rechte  der 
Aktionäre,^)  Dritten  gegenüber  solidarisch.  Gleichgültig  ist 
die  Ursache  der  Nichtigkeit,  ob  sie  die  Folge  der  Nicht- 
beobachtung  der  den  Gründern  auferlegten  Pflichtakte  oder 
auch  nur  die  Folge  ihrer  freiwilligen  Thätigkeit  ist.  Gleich- 
gültig ist  auch  das  Wissen  des  Dritten.  Es  kommt  lediglich 
darauf  an,  dass  die  Nichtigkeit  auf  das  Verhalten  der  Gründer 
zurückzuführen  ist,    ob  diese  durch  Handlungen   oder  Unter- 


^)  Nur  unter  dieser  Voraussetzung.  Ist  demnach  eine  „annullation" 
nicht  mehr  möglich,  so  cessirt  der  Anspruch. 

*)  d.  h.  insbesondere  der  den  Aktionären  nach  dem  Code  civil  zu- 
stehenden Schadensersatzansprüche  aus  unerlaubten  Handlungen.  Code 
ci\'il  art.  1382,  1383. 
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lassungen  die  Nichtigkeit  herbeigeführt  haben.  Nur  dann 
also,  wenn  die  Nichtigkeit  ihren  Grund  in  Thatsachen  hat, 
welche  den  Gründern  nicht  imputirt  werden  können,  sind  sie 
von  der  Verhaftung  frei.  Streitig  war  nach  dem  vor  der 
Novelle  von  1893  geltenden  Recht  der  Umfang  der  Gründer- 
haftung gegenüber  den  Gesellschaftsgläubigern.  Während  für 
die  Aktionäre  angenommen  wurde,  dass  sie  nur  den  ihnen 
durch  die  Nichtigkeit  erwachsenden  Schaden  einklagen  könnten, 
billigte  die  herrschende  Ansicht  den  Gesellschaftsgläubigern 
weitergehend  das  Recht  zu,  die  Gründer  schlechthin  laus  den 
Schulden  der  Scheingesellschaft  zu  belangen,  so  dass  sie  als 
eine  Art  offene  Handelsgesellschafter  als  „persönlich  Haftbare 
an  Stelle  des  vernichteten  Etre  moral"  traten.')  Die  Novelle 
von  1893  hat  diese  Härte  gemildert.  Nach  ihr  haften  die 
Gründer  sowohl  gegenüber  den  Aktionären  wie  gegenüber 
Dritten  nur  für  den  Schaden,  der  aus  der  Nichtigkeit  der 
Gesellschaft  resultirt,  nicht  dagegen  für  den  Schaden,  der  in 
anderen  Momenten  seine  Ursache  hat,  und  überhaupt  nicht, 
wenn  ein  Schade  durch  die  Nichtigkeit  gar  nicht  erwachsen 
ist.^)  Im  übrigen  kann  jeder  Aktionär,  ob  er  Primitivzeichner 
oder  späterer  Aktienerwerber  ist,  und  jeder  Gläubiger  selb- 
ständig seinen  Anspruch  geltend  machen.  Die  Verjährung 
des  Anspruches  regelt  sich  nach  der  herrschenden  Ansicht 
nach  allgemeinen  Grundsätzen,   ist   also  die   dreissigj ährige. ^) 

Nach  dem  belgischen  Gesetz  von  1886*)  haften  die 
Gründer  allen  Interessenten  solidarisch  und  ohne  Zulassung 
der  vertragsmässigen  Ausschliesung  dieser  Haftung  für  allen 
Schaden,  der  eine  unmittelbare  und  direkte  Folge  der  Nullität 
ist.  Indem  freilich  das  Gesetz  die  Zahl  der  Nullitätsfälle 
äusserst  einschränkt,  wird  diese  Haftung  wenig  praktisch 
werden. 

Das  revidirtedeutsche  Handelsgesetzbuch  schweigt 


1)  Art.  42  des  Gesetzes  von  1867,  vergl.  Wiener  in  Z.  f.  H.  R.  XXV, 
3;  Lyon-Caen  et  ßenault  11  Nr.  796. 
*)  Lyon-Caen,  Appendice  Nr.  34. 

*)  Lyon-Caen  et  Renault  U  Nr.  806,  Appendice  Nr.  34. 
*)  Art.  34  Nr.  4. 
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von  einer  besonderen  Haftung  der  Gründer  im  Falle  der 
Nullität.^)  Die  Gläubiger  sind  nach  ihm  dadurch  gedeckt,  dass 
die  mit  ihnen  abgeschlossenen  Rechtsgeschäfte  durch  die 
Nichtigkeit  nicht  berührt  werden  und  dass  die  Scheinaktionäre 
zur  Erfüllung  der  eingegangenen  Verbindlichkeiten  heran- 
gezogen werden  können*  Die  Haftung  der  Gründer  gegen- 
über Gläubigem  und  Scheinaktionären  richtet  sich  deshalb 
nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches. 

§  43. 
Fortsetzung. 

Von  grösserer  Wichtigkeit  als  der  soeben  erörterte  Fall 
ist  der  andere,  dass  die  Gesellschaft  formell  entsteht,  aber 
mit  einem  Mangel  behaftet  ist.  Mit  ihm  vornehmlich  befassen 
sich  diejenigen  Gesetzgebungen,  welche  die  Gründerverant- 
wortlichkeit regeln.  Das  diesen  Fall  von  den  vorigen  Abhebende 
ist,  dass  zu  den  zwei  Interessentenklassen,  welche  wir  bisher 
kennen  gelernt  haben,  Aktionären  und  Gläubigern,  als  dritte 
die  Gesellschaft  selbst  tritt,  ßiese  dritte  ist  dabei  in  höherem 
Grade  interessirt,  als  die  beiden  übrigen.  Denn  der  ihr  an- 
haftende Mangel  ist  unter  allen  Umständen  ein  sie  schädigendes 
Ereigniss.  Wieweit  er  zugleich  eine  Schädigung  der  Aktionäre 
oder  Gläubiger  ist,  ist  damit  noch  nicht  entschieden.  Auch 
ist  für  die  Gesellschaft  die  Frage,  ob  sie  den  Mangel  kannte 
oder  nicht,  gar  nicht  aufzuwerferi.  Denn  selbst,  wenn  es  sich 
um  den  reinsten  Fall  der  Simultangründung  handelt,  sind  die 
Gründer  nicht  identisch  mit  der  Gesellschaft,  schon  weil  diese 
auf  einen  wechselnden  Mitgliederbestand  eingerichtet  ist. 
Das  fraudulöse  Verhalten  aller  Gründer  begründet  noch  kein 
Wissen  der  Gesellschaft.  Die  Gesellschaft  ist  stets  das  un- 
schuldige Produkt  des  ordnungswidrigen  Gründungsherganges.-) 

^)  Die  ersten  Entwürfe  hatten  eine  solche  statuirt;  später  ist  sie 
gestrichen.  Aber  man  hätte  sie  besser  bestehen  lassen  sollen,  schon  für 
den  Fall,  dass  nicht  genügende  Zeichnungen  da  sind,  um  die  Gläubiger 
schadlos  zu  halten.    Und  wie,  wenn  aUe  Zeichnungen  unverbindlich  sind? 

^)  lieber  die  allgemeine  Zulässigkeit  eines  solchen  Anspruches  auch 
vor  der  Aktiennovelle   von   1884  R.  0.  E.  in  Civüs.  XVIII  71  ff.,  V  22  ff. 
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Die  der  Regelung  der  Gründerverantwortlichkeit  in  diesem 
Falle  erwachsende  Schwierigkeit  besteht  darin,  das  Verhältniss 
der  einzelnen  Interessentengruppen  zu  den  Gründern  gehörig 
abzugrenzen.  Macht  die  Gesellschaft  einen  Anspruch  gegen 
die  Gründer  geltend,  so  handelt  sie  freilich  als  ein  formell 
selbständiges,  von  den  einzelnen  Aktionären  getrenntes  Subjekt. 
Aber  es  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  damit  nur  ein 
juristischer  Ausdruck  für  die  Gesammtheit  der  Aktionäre 
gegeben  ist.  In  der  formellen  Einheit  der  Gesellschaft  sammeln 
sich  die  Interessen  der  Aktionäre,  und  so  zweifellos  es  ist, 
dass  das  Einzelinteresse  des  Aktionärs  sich  nicht  nothwendig 
mit  dem  Interesse  der  Gesammtheit  der  Aktionäre  zu  decken 
braucht,  so  fraglich  ist  es  andererseits,  wieweit  der  Einzel- 
aktionär, wenn  das  Interesse  der  Gesammtheit  seine  Befriedigung 
gefunden  hat,  darüber  hinausgehend  von  den  Gründern  für  sein 
Einzelinteresse  Befriedigung  erheischen  kann.  Selbständiger 
ist  freilich  die  Stellung  der  Gesellschaftsgläubiger,  aber  das 
bestehende  Lebewesen  schiebt  sich  auch  hier  zwischen  sie  und 
die  Gründer  ein.  Während  bei  Nichtigkeit  der  Gesellschaft 
die  Gläubiger  unmittelbar  von  den  Gründern  geschädigt  sind, 
ist  hier  die  unmittelbare  Schädigung  der  Gesellschaft  gegenüber 
erfolgt,  die  Gläubiger  werden  meist  nur  mittelbar  tangirt, 
weil  die  mangelhafte  Gesellschaft  ihnen  die  genügende  Sicher- 
heit nicht  zu  bieten  vermag.  Eine  derartige  mittelbare 
Schädigung  kann  für  die  Gläubiger  aber  auch  sonst  eintreten, 
z.  B.  weil  die  Gesellschaft  infolge  unkluger  Verwaltungsakte 
ihr  Vermögen  zum  Theil  einbüsst,  ohne  dass  sie  in  der  Lage 
sind,    die   Verwaltungsorgane    zur   Verantwortung    zu   ziehen. 

Steht  demnach  als  Hauptinteressentin  hier  die  Gesell- 
schaft im  Vordergrund,  so  hat  die  Betrachtung  sich  zunächst 
der  Frage  zuzuwenden,  wieweit  diese  Ansprüche  gegen  die 
Gründer  erheben  kann,  um  sodann  die  Stellung  der  einzelnen 
Aktionäre  sowie  der  Gläubiger  ins  Auge  zu  fassen. 

In  Ermangelung  positiver  Vorschriften  wird  hier  ein  ähn- 
licher Gesichtspunkt  zu  Grunde  zu  legen  sein,  wie  bei  der 
oben  geschilderten  Haftung  wegen  Nichtigkeit.  Die  Gründer 
jeden  die  Gesellschaft  schädigenden  Mangel  dieser  gegenüber 
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vertreten  zu  lassen,  wird  sich  aus  allgemeinen  Rechtsprinzipien 
nicht  rechtfertigen.  Handelt  es  sich  wie  hier  um  den  einer 
anderen  Rechtspersönlichkeit  zugefügten  Schaden,  so  kann  für 
solchen  in  Ermangelimg  abweichender  Normen  nur  von  dem 
Deliktsstandpunkt  aus  eine  Haftung  statuirt  werden.  Die 
blosse  Thatsache,  dass  die  Gesellschaft  mit  einem  Fehler  be- 
haftet zur  Welt  gelangt  ist,  stellt  aber  ein  Delikt  der  Gründer 
nicht  dar.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  der  Fehler  in  gänzlich 
ausserhalb  ihrer  Thätigkeit  liegenden  Momenten  seine  Ursache 
haben  kann,  z.  B.  in  Beschlüssen  der  konstituirenden  General- 
versammlung, in  Handlungen  des  ersten  Vorstandes,  wäre,  selbst 
wenn  der  ursächliche  Zusammenhang  zwischen  ihrer  Thätigkeit 
und  dem  Mangel  bestände,  ein  Delikt  doch  nur  dann  gegeben, 
wenn  die  Gründer  ein  Verschulden  in  ihrer  Handlungsweise 
träfe.  Haben  sie  mit  der  nöthigen  Sorgfalt  gehandelt,  so  kann 
nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  eine  Haftung  für  Gründungs- 
mängel der  Gesellschaft  gegenüber  ihnen  nicht  auferlegt  werden. 
Demnach  wird  auch  hier,  soweit  die  positive  Gesetzgebung 
das  allgemeine  Rechtsprinzip,  dass  man  für  den  durch  schuld- 
hafte Widerrechtlichkeit  Anderen  zugefügten  Schaden  auf- 
zukommen hat,  anerkennt,^)  zu  untersuchen  sein,  inwieweit  die 
Gründer  die  ihnen  vom  Gesetz  auferlegten  Pflichten  erfüllt 
haben.  Praktisch  wird  sich  diese  Frage  vor  Allem  mit  Bezug 
auf  die  Vollzeichnung,  die  Leistung  der  ersten  Einzahlung 
und  die  Thatbestände  der  qualifizirten  Gründung  (Sacheinlagen, 
Uebernahmen,  Gründungsaufwände)  erheben.  Die  unterschieds- 
lose Verantwortlichkeit  dafür,  dass  das  Grundkapital  voll 
gezeichnet  wird,  den  Gründern  aufzubürden,  lässt  sich  nicht 
rechtfertigen.  Die  Möglichkeit,  dass  die  eine  oder  die  andere 
Zeichnung  sich  wegen  Handlungsunfähigkeit  des  Zeichners 
oder  Irrthums  als  ungültig  erweist,  lässt  sich  auch  bei  der 
grössten  Sorgfalt  nicht  verhüten.  Noch  weniger  können  die 
Gründer  die  Zahlungsfähigkeit  der  einzelnen  Zeichner  vertreten, 
hier   soll  ja  gerade   die  Leistung   der   ersten  Einzahlung   die 


')  Eine  dem  Gebiete  des  gem.  Rechts   angehörige  Klage   aus   dolus 
betrifft  R.G.  E.  XVIH  S.  71. 


460  Darstellung  des  geltenden  Aktienrechts. 

gesetzliche  Garantie  bieten.  Vielmehr  wird  es  darauf  ankommen, 
wieweit  das  konkrete  Gesetz  die  Grenze  der  ihnen  im 
Gründungsstadium  obliegenden  Pflichten  gezogen  hat.  Haben 
sie  die  Verifizirung  der  VoUzeichnnng  vorzunehmen,  so  müssen 
sie  die  darauf  bezüglichen  Erklärungen  mit  der  nöthigen  Sorgfalt 
abgeben,  erweist  sich,  dass  sie  bei  gewissenhafter  Prüfung 
Bedenken  tragen  mussten,  die  Thatsache  der  Vollzeichnung 
zu  konstatiren,  so  trifft  sie  ein  Verschulden  und  demgemäss 
die  Haftung  für  den  der  Gesellschaft  dadurch  erwachsenden 
Schaden.  Noch  offenbarer  ist  ihr  Verschulden,  wenn  sie  die 
Thatsache  der  ersten  Einzahlung  bescheinigen,  ohne  sich  ver- 
gewissert zu  haben,  ob  diese  erfolgt  ist.  Bei  der  qualifizirten 
Gründung  wird  es  darauf  ankommen,  wie  w^eit  sie  nach  dem 
Standpunkt  der  konkreten  Gesetzgebung  über  den  Werth  der 
Sacheinlagen  und  Uebernahmegegenstände  sich  ein  Urtheil  zu 
schaffen  verpflichtet  waren.  Erweist  sich  nachträglich  die 
Sacheinlage  oder  die  übernommene  Anlage  als  minderwertliig, 
so  wird  es  sich  vor  Allem  fragen,  ob  die  Minderwerthigkeit 
in  einem  Sinken  des  Werthes  nach  Abschluss  des  Uebernahme- 
vertrages  ihren  Grund  hat,  oder  ob  sie  bereits  zur  Zeit  des 
Uebernahmevertrages  gegeben  war.  Ersterenfalls  wird  eine 
Haftung  der  Gründer  sich  nicht,  letzterenfalls  jedenfalls  dann 
statuiren  lassen,  wenn  die  Gründer  die  Minderwerthigkeit 
kannten  oder  hätten  kennen  müssen.  Verpflichtete  die  Gesetz- 
gebung sie  zu  einer  speziellen  Rechtfertigung  der  Preishöhe, 
so  wird  nicht  blos  jede  thatsächliche  Unrichtigkeit,  die  sich 
in  ihren  Bericht  einschleicht,  sondern  auch  jedes  sonst  schuld- 
hafte Verhalten,  welches  in  einer  Nichtberücksichtigung  zu 
berücksichtigender  Momente  oder  in  einer  falschen  Würdigung 
konkreter  Thatsachen  liegt,  zu  vertreten  sein.  Von  dieser 
Verantwortung  würde  sie  an  sich  auch  die  Thätigkeit  etwa 
zuzuziehender  Revisoren  sowie  eine  Nachprüfung  durch  den 
Vorstand  der  Gesellschaft  nicht  entbinden. 

Da  die  Gesellschaft  die  Geschädigte  ist,  so  würde  der 
Anspruch  von  der  Gesellschaft  erhoben  werden.  Es  bedürfte 
demgemäss  eines  Gesellschaftsaktes,  um  das  Vorgehen  gegen 
die   Gründer   einzuleiten.      Ertheilt  die    Generalversammlung 
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mit  der  erforderKchen  Majorität  trotz  des  Vorhandenseins  der 
Voraussetzungen  für  die  Gründerhaftung  den  Gründern  De- 
charge,  so  hat  die  Gesellschaft  durch  ihre  Organe  auf  ihre 
Rechte  verzichtet. 

Was  die  Stellung  der  einzelnen  Aktionäre  zu  den 
Gründern  betriift,  so  ist  einerseits  zu  erwägen,  dass  der 
einzelne  Aktionär  als  Mitglied  einer  Körperschaft  den  die 
Körperschaft  und  damit  mittelbar  auch  ihn  treffenden  Schaden 
nicht  selbständig  gegenüber  dem  Schädiger  geltend  machen, 
andererseits  einen  aus  gleichem  oder  besonderem  Rechtsgrunde 
ihn  treffenden  besonderen  Schaden  verfolgen  kann.^)  Die 
blosse  Thatsache  der  widerrechtlichen  Schädigung  der  Kor- 
poration seitens  der  Gründer  berechtigt  somit  den  Aktionär 
noch  nicht  zu  selbständigem  Vorgehen  gegen  die  Gründer. 
Dies  würde  selbst  dann  nicht  der  Fall  sein,  wenn  die  Gesell- 
schaft es  unterlässt  vorzugehen  oder  auf  ihren  Anspruch  ver- 
zichtet. Wohl  aber  kann  der  Aktionär,  sei  es  der  Primitiv- 
zeichner, sei  es  dessen  Rechtsnachfolger,  aus  besonderen  Rechts- 
gründen die  Gründer  haftbar  machen.  Haben  sie  ihn  arg- 
listig zum-  Beitritt  veranlasst,  haben  sie  ihm  Prospekte  über- 
sandt,  deren  Angaben  sie  nicht  vertreten  können,  so  haften 
sie  nach  allgemeinen  Gesichtspunkten  für  den  ihm  durch  jene 
Handlungen  erwachsenen  besonderen  Schaden.  Aber  auch 
aus  dem  gleichen  Rechtsgrunde,  wie  die  Gesellschaft,  kann  er 
sie  haftbar  machen,  soweit  es  sich  um  einen  ihn  besonders 
treffenden  Schaden,  nicht  um  die  in  Folge  des  Schadens  der 
Gesellschaft  mittelbar  auch  ihn  treffende  Vermögenseinbusse 
handelt.  Die  Voraussetzungen  einer  solchen  Haftung  sind 
wiederum  die  allgemeinen  civilrechtlichen,  darum  möglicherweise 
bei  Verschiedenheit  des  bürgerlichen  Rechts  innerhalb  des- 
selben Handelsrechtsgebietes  wechselnd. 

Die  Gesellschaftsgläubiger  endlich  unterfallen  zwar 
nicht  den  aus  der  mitgliedschaftlichen  Stellung  sich  ergebenden 
Bindungen.  Aber  ein  unmittelbares  rechtliches  Verhältnis» 
zwischen  ihnen  und  den  Gründern  besteht  an  sich  überhaupt 


^)  Für  das  Gebiet  des  prenss.  Landr.  R.  G.  E.  Civ.  X  Nr.  20. 


462  Darstellung  des  geltenden  Aktienrechts. 

nicht,  ßechtlich  geschädigt  ist  die  Gesellschaft.  So  wenig 
der  Gläubiger  einer  physischen  Person  denjenigen  unmittelbar 
angeben  kann,  der  seinen  Schuldner  um  einen  Theil  des  Ver- 
mögens durch  widerrechtliche  Handlungen  gebracht  hat,  eben- 
sowenig kann  der  Gläubiger  der  Aktiengesellschaft  ex  jure 
proprio  die  Gründer  angehen.  Wohl  aber  könnten,  wenn  es 
zum  Konkurse  der  Gesellschaft  kommt,  die  Gläubiger  die 
Forderungen  der  Gesellschaft  in  die  Aktivmasse  ziehen  und 
etwaige  Verzichte  der  Gesellschaft  auf  ihre  Forderungen 
gegenüber  den  Gründern  nach  allgemeinen  Grundsätzen  an- 
fechten. Sind  dagegen  die  Gläubiger  durch  betrügerische 
Vorspiegelungen  der  Gründer  zum  Kreditiren  veranlasst  worden, 
so  bleiben  ihnen  ihre  aus  derartigem  Verhalten  sich  ergebenden 
Rechtsbehelfe. 

Gegenüber  den  dargelegten  Grundsätzen,  welche  Platz 
zu  greifen  haben,  soweit  nicht  positive  Satzungen  ein  anderes 
bestimmen,^)  weisen  mehrere  wichtige  Gesetzgebungen  freilich 
erhebliche  Abweichungen  auf.  Nach  den  einen  wird  auch 
für  den  Fall,  dass  die  Gesellschaft  entstanden  ist,  eine  mehr 
oder  minder  weitgehende  Gründerverantwortlichkeit  allen 
Interessenten  gegenüber  statuirt.  Nach  den  anderen  wird 
umgekehrt  die  Verantwortlichkeit  der  Gründer  gegenüber  der 
Gesellschaft  in  bestimmtem  Maasse  umgrenzt.  Darüber  hinaus- 
gehend kann  die  Gesellschaft  trotz  erlittenen  Schadens  die 
Gründer  nicht  verantwortlich  machen.  Soweit  die  Gesellschaft 
geschädigt  ist,  soll  sie  auch  nur  allein*  vorgehen  dürfen.  Für 
die  Aktionäre  und  Gläubiger  soll  innerhalb  der  der  Gesell- 
schaft gewährten  Grenzen  die  Möglichkeit,  ihrerseits  klagbar 
zu  werden,  genommen  sein. 

Dritte  endhch  berühren  nur  das  Verhältniss  der  Gründer 
zu  den  Zeichnern. 

1.  Zu  der  ersteren  Gruppe  gehört  vor  allem  die  belgische 
Gesetzgebung.     Nach   dem  belgischen  Gesetz  von  1886    sind 


^)  An  einer  Regelung  dieser  Materie  fehlt  es  z.  B.  in  Italien, 
Spanien,  Portugal,  den  Niederlanden,  Oesterreich,  Ungarn,  Schweden, 
üeber  England  und  Nordamerika  später. 
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die  Gründer  kraft  absoluten  Rechtssatzes  allen  Interessenten 
gegenüber  solidarisch  verhaftet  für  alle  Verpflichtungen,  welche 
die  Gesellschaft  kontrahirt  hat,  bevor  sie  die  gesetzliche 
Minimalzahl  von  sieben  Mitgliedern  besitzt.  Die  Gesellschafts- 
gläubiger können  sie  danach  direkt  auf  die  Erfüllung  dieser 
Verpflichtungen  belangen.  Die  Gründer  haften  ferner  in  der 
gleichen  Weise  für  denjenigen  Theil  des  Grundkapitals,  der 
nicht  gültig  gezeichnet  ist.  Sie  gelten  formal  rechtlich  als 
Zeichner  dieses  Theiles.  Demnach  kann  die  Gesellschaft 
jeden  von  ihnen  zur  Liberirung  der  betreffenden  Aktien  heran- 
ziehen. Ebenso  haften  sie  für  Einzahlung  der  gesetzlichen 
Rate  von  10  Prozent.  Des  weiteren  ist  eine  Haftung  der 
Gründer  statuirt  für  den  Schaden,  der  den  Interessenten  er- 
w^ächst  durch  ünvoUständigkeit  oder  Unrichtigkeit  der  im 
Prospekt,  bezw.  den  Zeichnungsscheinen  vorgeschriebenen  An- 
gaben. Endlich  haften  sie  solidarisch  für  Verpflichtungen, 
welche  durch  Unfähige  eingegangen  sind.  Der  diesen  strengen 
Bestimmungen  zu  Grunde  liegende  Gesichtspunkt  ist,  dass 
die  Gründer  das  von  ihnen  geschaffene  Gebilde  voll  zu  ver- 
treten und  für  demselben  anhaftende  Mängel  schlechthin  auf- 
zukommen haben,  ohne  Rücksicht  darauf,  wie  weit  ihnen  ein 
Verschulden  beizumessen  ist.  Die  Aktiengesellschaft  soll  durch 
die  Gründer  unter  allen  Umständen  aufrecht  erhalten  werden, 
in  die  entstehenden  Lücken  treten  somit  diese  kraft  Gesetzes 
ein.  So  ist  der  Deliktsstandpunkt  überschritten  und  dafür 
eine  gesetzliche,  an  die  Gründereigenschaft  anknüpfende  Ver- 
antwortlichkeit statuirt.  Die  Verantwortlichkeit  der  Gründer 
ist  allen  Interessenten  gegenüber  gewährt.  Wer  Interessent 
ist,  bemisst  sich  von  fall  zu  Fall  verschieden.  In  dem  ersten 
der  genannten  Fälle  sind  es  die  Gesellschaftsgläubiger,  in  den 
folgenden  die  Gesellschaft,  bei  ÜnvoUständigkeit  oder  Un- 
richtigkeit des  Prospektes  die  Zeichner,  bezw.  Aktionäre. 
Eine  entgegenstehende  Vereinbarung  beseitigt  die  Verantwort- 
lichkeit nicht. 

Nicht  so  weit  geht  das  Schweizer  Obligationenrecht.  Es 
knüpft  die  Gründerhaftung  an  bestimmte  Thatbestände,  denen 
ein  wissentliches  Verhalten  der  Gründer  gemeinsam  ist.     Die 
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Gründer  sollen  für  Schadensersatz  haften,  wenn  sie  wissentlich 
unwahre  Angaben  in  Prospekten  oder  Cirkularen  gemacht 
oder  verbreitet,  wenn  sie  wissentlich  dabei  mitgewirkt  haben, 
dass  Sacheinlagen,  Uebernahmen  von  Vermögensstücken  oder 
Gründervortheile  in  den  Statuten  verschwiegen  oder  verschleiert 
worden  sind,  wenn  sie  wissentlich  dazu  beigetragen  haben, 
dass  die  Inkorporirung  der  Gesellschaft  auf  Grund  thatsächlich 
unwahre  Angaben  enthaltender  Urkunden  erfolgt  ist.  Damit 
ist  freilich  die  Gründerhaftung,  soweit  es  sich  um  das  subjektive 
Schuldmoment  handelt,  erheblich  eingeschränkt,  was  um  so 
auffälliger  ist,  als  das  Schweizer  Obligationenrecht  eine  all- 
gemeine Haftung  für  fahrlässige  Widerrechtlichkeit  statuirt 
(art.  50).  Nur  Wissentlichkeit  soll  die  Gründerhaftung  unter 
den  angegebenen  Voraussetzungen  begründen,  ohne  dass 
freilich  die  Absicht  der  Vermögensschädigung  erfordert  wird.^) 
Andererseits  sollen  die  Gründer  nicht  blos  der  Gesellschaft, 
sondern  auch  den  einzelnen  Aktionären  und  Gesellschafts- 
gläubigern haften.  Der  einzelne  Aktionär  kann  danach  seinen 
mittelbaren  Schaden  auch  unabhängig  geltend  machen,  nur 
braucht  selbstverständlich  der  Gründer  den  Schaden  nicht 
doppelt  zu  ersetzen.  Soweit  demnach  die  Gesellschaft  aus 
dem  gleichen  Rechtstitel  den  Schadensersatzanspruch  bereits 
durchgeführt  hat,  ist  er  dem  Aktionär  versagt.  Würde  dagegen 
die  Gesellschaft  nicht  vorgehen,  so  bliebe  es  dem  Aktionär 
unbenommen,  seinerseits  vorzugehen,  da  das  Gesetz  ihm  all- 
gemein den  Anspruch  einräumt.  Auch  ein  die  Gründer  von 
ihrer  Verantwortlichkeit  befreiender  Beschluss  der  General- 
versammlung präjudizirt  den  Rechten  des  einzelnen  Aktionärs 
noch  nicht,  es  sei  denn,  dass  er  dem  Beschlüsse  zugestimmt 
oder  erst  nach  der  Beschlussfassung  und  unter  Kenntniss  der- 
selben die  Aktien  erworben  hat.  Doch  muss  er  binnen  sechs 
Monaten  nach  erlangter  Kenntnigs  gegen  den  Beschluss  Ein- 
spruch erheben.  Die  Gesellschaftsgläubiger  sollen  nur  im 
Falle  Konkurses  der  Gesellschaft  selbständig  vorgehen  dürfen, 


^)  Art.  671,   vergl.  dazu  Urtheil  des  Schweizer  ßundesgerichts  vom 
7.  Juni  1895  bei  Holdheim  IV  295 ff. 
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es  sei  denn,  dass  es  sich  um  Forderungen  aus  Inhaberpapieren 
handelt.^) 

2.  Einen  anderen  Standpunkt  als  die  belgische  und 
Schweizer  Gesetzgebung  nimmt  die  deutsche  Gesetzgebung 
ein.^)  Sie  statuirt  eine  Verantwortlichkeit  aus  der  Gründung 
nur  gegenüber  der  Gesellschaft,  während  weder  der  einzelne 
Aktionär  noch  der  Gesellschaftsgläubiger  in  Fällen,  wo  die 
Gesellschaft  die  geschädigte  ist,  seinen  mittelbaren  Schaden 
geltend  machen  kann.  Gleichgültig  ist  dabei,  ob  die  Gesell- 
schaft ihren  Anspruch  geltend  macht  oder  nicht,  auch  bei 
Verzicht  seitens  der  Gesellschaft  würde  der  Einzelaktionär 
einen  Anspruch  nicht  erheben  können.  Ja  weitergehend  lässt 
sie  überhaupt,  selbst  wenn  die  geschädigte  Gesellschaft  nach 
dem  Gesetz  nicht  in  der  Lage  ist,  die  Gründer  verantwortlich 
zu  machen,  auch  den  Einzelaktionär  seinen  mittelbaren  Schaden 
nicht  einklagen.  Somit  bleibt  für  den  Einzelaktionär  und 
Gesellschaftsgläubiger  ein  Anspruch  aus  der  Gründung  als 
solcher  überhaupt  nicht  übrig,  höchstens  ein  solcher  aus  an- 
lässlich der  Gründung  ihm  gegenüber  begangenen  gewöhn- 
lichen Delikten  gegen  die  delinquirenden  Gründer.  Die  eigen- 
thümliche  Verantwortlichkeit  der  Gründer  aus  der  Gründung 
ist  somit  nach  deutscher  Auffassung  allein  eine  Verantwortlich- 
keit gegenüber  der  Gesellschaft. 

Diese  Verantwortlichkeit  gegenüber  der  Gesellschaft  ist 
vom  Gesetze  fest  umgrenzt.  Drei  Kategorien  von  That- 
beständen  kommen  in  Frage.  Die  Gründer  haften  der  Gesell- 
schaft einmal  für  die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der 
Angaben,  welche  sie  .rücksichtlich  der  Zeichnung  und  Ein- 
zahlung des  Grundkapitals,  sowie  rücksichtlich  der  bei  quali- 
fizirten  Gründungen  vorgesehenen  Festsetzungen  behufs  Ein- 
tragung des  Gesellschaftsvertrages  in  das  Handelsregister 
machen.  Sie  haften  ihr  ferner  für  bösliche  Schädigungen 
durch  Sacheinlagen  oder  üebernahme  von  Anlagen.    Sie  haften 


1)  Art.  675. 

-)  Art.  213  a — 213  e,  womit  im  wesentl.  übereinstimmt  Rev.D.H.G.  B. 
§  202—208.  Vergl.  dazu  Schmidt  S.  5—8,  11-40,  Behrend  §§  110, 
113  u.  die  oben  angeg.  Litteratur. 
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ihr  endlich  für  den  Ausfall,  der  der  Gesellschaft  durch  Zahlungs- 
unfähigkeit eines  Aktionärs  entsteht,  vorausgesetzt,  dass  sie 
die  Zahlungsunfähigkeit  hei  der  Anmeldung  kannten. 

a)  Was  die  erste  Kategorie  von  Thatheständen  betrifft, 
80  entspringt  die  Gründerverantwortlichkeit  hier  der  den  ge- 
sammten  Gründern  zugewiesenen  Aufgabe,  das  Statut  formell 
festzustellen,  die  Zeichnungen  entgegenzunehmen  und  zuzu- 
theilen,  die  Verifikationserklärung  der  Vollzeichnung  und  ersten 
Einzahlung,  sowie  die  Vorlage  der  auf  die  qualifizirte  Gründung 
bezüglichen  Verträge  der  Registerbehörde  zu  bewirken.  Für 
die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der  von  ihnen  mit  Bezug 
auf  Zeichnungen,  erste  Einzahlungen  und  Vorgänge  der 
qualifizirten  Gründung  gemachten  Angaben  der  Gesellschaft 
zu  haften  sind  sie  nach  der  ihnen  zugewiesenen  Aufgabe  völlig 
legitimirt.  Die  Kenntniss  der  diesbezüglichen  Thatbestände 
soll  ihnen  zustehen  und  obliegen.  Kommt  ihnen  die  Statuts- 
feststellung zu,  so  sollen  sie  die  in  das  Statut  aufzunehmenden 
Feststellungen  erst  nach  gewissenhafter  Prüfung  ihrer  Richtig- 
keit und  Vollständigkeit  dem  Statut  einverleiben.  Haben  sie 
der  Registerbehörde  bei  der  Anmeldung  der  Gesellschaft  zum 
Handelsregister  die  Belege  für  die  auf  Sacheinlagen,  Ueb er- 
nahmen und  Gründungsaufwände  bezüglichen  Feststellungen 
sowie  die  Duplikate  der  Zeichnungsscheine  und  eine  Zeichner- 
liste einzureichen  und  die  feierliche  Erklärung,  dass  die  erste 
Rate  eingezahlt  ist,  abzugeben,  so  ist  es  nur  angemessen,  dass 
sie  ein  Verschulden,  das  sie  bei  Abgabe  einer  dieser  Er- 
klärungen trifft,  der  Gesellschaft  zu  vertreten  haben.  In  welchem 
der  eingereichten  Schriftstücke  die  Unrichtigkeit  oder  UnvoU- 
ständigkeit  der  Angabe  enthalten  ist,  ist  indifferent.  Sie  kann 
ebensowohl  in  der  Anmeldung,  als  im  Statut,  der  Zeichner- 
liste, einem  Exemplar  der  Zeichnungsscheine,  der  Gründer- 
erklärung, Gründungsaufwandberechnung,  den  Uebemahme- 
verträgen  enthalten  sein.^)  Nur  muss  die  Unrichtigkeit  oder 
UnVollständigkeit  der  Angabe  sich  auf  einen  der  drei  Punkte : 


*)  Dagegen   fällt   eine  Angabe   in   einem  Prospekt  nicht   darunter, 
weil  dieser  nicht  behufs  Eintragung  eingereicht  wird. 
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Zeichnung,  erste  Einzahlung,  Thatbestände  der  qualifizirten 
Gründung,  beziehen.  Andere  Angaben  werden  nicht  betroffen, 
z.  B.  unrichtige  Angaben  über  die  ersten  Organe,  über  die 
Aussichten  des  Unternehmens  im  Ganzen,  über  den  Beginn 
der  Geschäftsbetriebes  u.  s.  w. 

Nur  für  verschuldete  Unrichtigkeit  oder  Unvollständig- 
keit  der  Angabe  stehen  die  Gründer  ein,  aber  ihr  Verschulden 
wird  präsumirt.  Nur  derjenige  Gründer  ist  befreit,  der  beweist, 
dass  er  die  Unrichtigkeit  oder  Unvollständigkeit  der  Angabe 
weder  gekannt  habe  noch  bei  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Ge- 
schäftsmannes habe  kennen  müssen.  Demnach  nimmt  das 
Gesetz  nicht  den  Standpunkt  der  belgischen  Gesetzgebung 
ein,  sondern  legt  eine  kulpose,  in  der  Unterlassung  der  ihnen 
obliegenden  Prüfung  liegende  Widerrechtlichkeit  der  Gründer 
seinen  Normen  zu  Grunde,  aber  durch  Auferlegung  des  Exkul- 
pationsbeweises verschiebt  es  praktisch  die  Sachlage  in  der 
Richtung  der  letzteren. 

Die  Gründer  haften  der  Gesellschaft  auf  vollen  Schadens- 
ersatz, insbesondere  sollen  sie  fehlende  Zeichnungen  über- 
nehmen, fehlende  Einzahlungen  leisten,  verschwiegene  Ver- 
gütungen, die  sie  an  andere  geleistet,  ersetzen.  Die  drei 
aufgezählten  Fälle  betreffen  nur  die  Hauptfälle,  auch  ausserhalb 
ihrer  sind  der  Gesellschaft  entstehende  Schäden  zu  ersetzen. 
Soweit  es  sich  um  die  Pflicht  der  Gründer,  fehlende  Zeich- 
nungen zu  übernehmen,  handelt,  kann  die  Gesellschaft  jeden 
von  ihnen  als  Zeichner  belangen.  Der  Belangte  hat  dann 
aber  auch  alle  Rechte  eines  Zeichners. 

b)  Die  Gründer  haften  der  Gesellschaft  ferner  für  bös- 
liche Schädigungen  seitens  der  Gründer  durch  Sacheinlagen 
oder  Uebernahme  von  Anlagen.  Hier  genügt  also  nicht  die 
Thatsache  der  Schädigung,  nicht  einmal  die  Thatsache  der 
verschuldeten  Schädigung.  Vielmehr  muss  die  Schädigung 
mindestens  von  einem  der  Gründer  böslich  erfolgt  sein.  Die 
Böslichkeit  mindestens  eines  der  Gründer  ist  demnach  Voraus- 
setzung der  Gründerhaftung.  Wäre  bei  der  Uebernahme  von 
Anlagen  der  dritte  Kontrahent,  aber  keiner  der  Gründer  bös- 
lich,   so   wäre    der  Thatbestand    der  Haftung    nicht    gegeben. 

30* 
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Dagegen  ist  nicht  nothwendig^  dass  alle  Gründer  eine  bösliche 
Handlungsweise  haben.  Wenn  sie  auch  nur  auf  Seite  eines 
von  ihnen  vorliegt^  haften  die  übrigen  mit.  Unter  böslicher 
Handlungsweise  ist  ausser  dem  dolus  luxuria  inbegrififen,  d.  h. 
„frevelhafter  Leichtsinn  und  Muthwille",  der  trotz  des  Be- 
wusstseins  von  der  mit  dem  Handeln  verbundenen  Gefahr  das 
Handeln  nicht  ändert. 

Auch  in  diesem  Falle  ist  das  Prinzip,  von  dem  das  Gesetz 
ausgeht,  das  Deliktsprinzip.  Denn  es  lässt  nur  diejenigen 
Gründer  haften,  welche  die  nöthige  Prüfung  ausser  Acht  ge- 
lassen haben.  Beweist  einer  der  Gründer,  dass  er  die  bösliche 
Schädigung  weder  gekannt  habe  noch  bei  Anwendung  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäftsmannes  habe  kennen  müssen, 
so  wird  er  von  der  Haftung  frei.  Die  Verschuldung  wird 
somit  auch  hier  präsumirt,  aber  der  Beweis  der  Exkulpation 
zugelassen. 

Die  schuldigen  Gründer  haften  auch  in  diesem  Falle  der 
Gesellschaft  auf  vollen  Schadensersatz. 

c)  Die  Gründer  haften  der  Gesellschaft  endlich  für  den 
Ausfall,  der  ihr  durch  Zahlungsunfähigkeit  eines  Aktionärs, 
sei  es  Mitgründers,  sei  es  Zeichners,  entsteht,  sofern  sie  die 
Zahlungsunfähigkeit  bei  der  Anmeldung  der  Gesellschaft  zum 
Handelsregister  kannten.  Hier  ist  die  subjektive  Begrenzung 
offenbar  die  engste.  Die  blosse  Thatsache  der  Zahlungs- 
unfähigkeit genügt  nicht,  ebenso  wenig  verschuldete  Unkenntniss 
der  Gründer.  Die  Gründer  sind  demnach  nicht  verpflichtet, 
über  die  Zahlungsfähigkeit  der  Zeichner  sich  zu  vergewissern, 
lediglich  ihr  Wissen  von  der  Zahlungsunfähigkeit  soll  sie  ab- 
halten, die  Gesellschaft  zur  Entstehung  zu  bringen,  und  lediglich 
diejenigen,  welchen  die  Zahlungsunfähigkeit  bekannt  ist,  sollen 
haftbar  werden,  die  Nichtwissenden  sind  ohne  weiteres  von 
der  Haftung  frei.  Auch  sind  die  Wissenden  nur  haftbar  für 
den  Ausfall,  der  der  Gesellschaft  in  Folge  der  Zahlungs- 
unfähigkeit entsteht.  Wenn  demnach  bei  erfolgter  Kaduzimng 
die  Gesellschaft  den  vollen  Betrag  der  Aktie  durch  Verkauf 
derselben  erzielt,  so  ist  die  Haftung  gegenstandslos,  desgleichen, 
wenn  sie  etwa  von  dem  Reclitsvorgänger  im  Wege  des  Regresses 
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Tolle  Befriedigung  erlangt.  Endlich  haften  die  wissenden 
Gründer  nur  dann,  wenn  die  Zahlungsunfähigkeit  zur  Zeit  der 
Anmeldung  bestand,  und  nur  dann,  wenn  sie  selbst  zur  Zeit  der 
Anmeldung  von  der  Zahlungsunfähigkeit  wussten.  Erfahren 
sie  erst  nach  der  Anmeldung  davon,  so  haften  sie  nicht.  ^)  Die 
wissenden  Gründer  haften  auch  diesenfalls  der  Gesellschaft 
auf  vollen  Ersatz  und  soUdarisch. 

Unter  den  genannten  drei  Voraussetzungen  kann  die 
Gesellschaft  gegen  die  Gründer  ihre  diesbezüglichen  Ansprüche 
geltend  machen,  eine  Verpflichtung  für  die  Gesellschaft  zur 
Geltendmachung  besteht  nicht.  Die  Geltendmachung  würde 
an  sich  durch  einen  Willensakt  der  zur  Vertretung  der  Gesell- 
schaft befugten  Organe,  also  des  Vorstandes,  im  Nothfalle  des 
Aufsichtsrathes  erfolgen.  Unterlässt  es  der  Vorstand,  den  An- 
spruch zu  erheben,  so  kann  die  Generalversammlung  über 
Erhebung  des  Anspruches  Beschluss  fassen.  Ein  solcher  Be- 
schluss  gilt  jedenfalls  als  gefasst,  wenn  die  Mehrheit  für  ihn 
ist,  aber  auch  dann,  wenn  eine  Minderheit,  welche  mindestens 
den  fünften  Theil  des  Grundkapitals  repräsentirt,  für  ihn  sich- 
ausspricht.^)  Unter  beiden  Voraussetzungen  hat  bei  Weigerung 
des  Vorstandes  der  Aufsichtsrath,  event.  ein  besonderer  Bevoll- 
mächtigter Namens  der  Gesellschaft  den  Anspi-uch  zu  erheben. 
Spricht  sich  nur  eine  Minderheit  für  Erhebung  des  Anspruches 
aus,  so  muss  der  Anspruch  binnen  drei  Monaten  seit  der 
Generalversammlung  erhoben  werden.  Die  Minderheit  kann 
diesenfalls,  falls  sie  Misstrauen  gegen  die  Bestellung  des  Be- 
vollmächtigten durch  die  Mehrheit  hegt,  die  Bestellung  besonderer 
Prozessbevollmächtigter  durch  das  Handelsgericht  durchsetzen, 
die  aber  Namens  der  Gesellschaft,  nicht  Namens  der  Minder- 
heit auftreten  würden.    Gegen  chikanöses  Vorgehen  der  Minder- 


1)  Das  Rev.  D.  H.  G.  B.  §  202  Abs.  3  hat  an  dem  geltenden  Rechts- 
zustand geändert,  insofern  es  den  Gründern  die  Haftung  für  den  letzteren 
Fall  nur  dann  auferlegt,  wenn  sie  die  Betheüigung  des  Aktionärs  in 
Kenntniss  seiner  Zahlungsunfähigkeit  angenommen  haben.  Vergl.  auch 
oben  S.  357. 

^)  Analoge  Bestimmungen  enthält  der  Entw.  zum  norweg.  Aktien- 
gesetz §§  70,  71. 
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Jieit  treffen  andere  Bestimmungen  Vorsorge,  wonach  sie  den 
fünften  Theil  dies  Grundkapitals  in  Aktien  der  Gesellschaft 
für  die  Dauer  des  Prozesses  gerichtlich  hinterlegen  und  dem 
Prozessgericht  glaubhaft  machen  muss,  dass  sie  dieselben  seit 
mindestens  6  Monaten,  von  der  Generalversammlung  zurück- 
gerechnet, besitzt.  Auch  hat  sie  auf  Verlangen  der  Beklagten 
Kaution  wegen  der  diesen  drohenden  Nachtheile  zu  leisten, 
bei  Nichtleistung  gilt  die  Klage  auf  Antrag  der  Beklagten  als 
zurückgenommen.  Die  der  Gesellschaft  auferlegten  Prozess- 
kosten hat  die  Minderheit  zu  tragen  und  für  den  durch  un- 
begründete Klage  den  Beklagten  entstehenden  Schaden  haften 
solidarisch  die  Aktionäre,  welchen  bei  Erhebung  des  Anspruchs 
eine  bösHche  Handlungsweise  'zur  Last  fällt. 

Ist  insoweit  Fürsorge  gegen  Vergewaltigung  seitens  der 
Majorität,  wie  Chikane  seitens  der  Minorität  getroffen,  so  wird 
zu  Gunsten  der  späteren  Aktionäre  und  der  Gläubiger  kraft 
absoluten  Rechtssatzes  bestimmt,  dass  Vergleiche  oder  Verzicht- 
leistungen, welche  die  Gesellschaft  mit  den  Gründern  betreffs 
«der  Ansprüche  aus  der  Gründung  schliesst,  erst  nach  Ablauf 
von  drei  Jahren  seit  der  Eintragung  zulässig  sein  sollen.  Solche 
Vergleiche  bedürfen  auch  der  Zustimmung  der  Generalver- 
sammlung, die  als  verweigert  gilt,  wenn  eine  Minderheit,  deren 
Antheile  den  fünften  Theil  des  Grundkapitals  darstellen,  Wider- 
spruch erhebt. 

Die  Ansprüche  der  Gesellschaft  gegen  die  Gründer  aus 
den  obigen  Handlungen  verjähren  in  fünf  Jahren  seit  Eintragung 
des  Statuts  in  das  Handelsregister. 

Dies  die  komplizirten  Sätze  der  deutschen  Gesetzgebung 
über  die  Gründerverantwortlichkeit.  Unterstützt  werden  sie 
durch  zwei  weitere  Satzungen,  von  denen  die  eine  einer  Minder- 
heit von  bestimmtem  Umfange  die  Befugniss  einräumt,  die 
Ernennung  von  Revisoren  behufs  Prüfung  des  Gründungs- 
herganges durch  das  Landgericht  zu  erwirken,  die  andere  die 
Uebernahme  von  höherwerthigen  Anlagen  seitens  der  Gesell- 
schaft in  den  ersten  zwei  Jahren  ihres  Bestehens  an  erschwerende 
Erfordernisse  knüpft.  Beide  Bestimmungen,  die  an  späterer 
Stelle  ausführlicher  zu  erörtern  sind,  seien  hier  nur  angedeutet. 
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3.  Während  die  deutsche  Gesetzgebung  grundsätzlich 
eine  Gründerverantwortlichkeit  nur  der  Gesellschaft  gegenüber 
anerkennt,  befasst  sich  umgekehrt  das  Ungarische  Handels- 
gesetzbuch mit  der  Verantwortlichkeit  gegenüber  den  Aktionären 
und  Dritten.  Die  Gründer  haften  für  die  Richtigkeit  der  im 
Prospekt  enthaltenen  Angaben  solidarisch,  gleichgültig,  ob  sie 
wissentlich  oder  unwissentlich,  mit  oder  ohne  Schuld  handeln.^) 
Hier  macht  demnach  jeder  einzelne  Geschädigte  seinen 
Individualanspruch  geltend.  Wie  weit  eine  Haftung  der  Gründer 
gegenüber  der  Gesellschaft  bestehen  soll,  erhellt  aus  dem  Ge- 
setze nicht. 

Werfen  wir  zum  Schlüsse  einen  Blick  auf  die  englisch- 
nordamerikan-ische  Gesetzgebung,  so  finden  sich  hier  nur 
vereinzelte  Sätze.  In  England  beschäftigte  sich  die  Companies 
Act  von  1867  *sect.  38^)  mit  dem  besonderen  Fall,  dass 
Gründer  Prospekte  erlassen,  in  denen  sie  Personen  zur  Zeich- 
nung auffordern.  Diesenfalls  sollte  der  Prospekt  die  Daten 
aller  mit  der  Kompagnie,  den  Gründern  oder  Vorständen 
abgeschlossenen  Kontrakte,  sowie  die  Namen  der  Kontrahenten 
enthalten,  bei  Unterlassung  sollte  der  Prospekt  als  „fraudulent" 
gegenüber  allen  Personen  gelten,  die  in  Unkenntniss  solcher 
Kontrakte  und  im  Vertrauen  auf  den  Prospekt  Aktien  er- 
werben. Eingehender  hat  dann  den  gleichen  Fall  die  „Directors 
Liability  Act"  von  1890  (53  und  54  Vict.  c.  64)  geordnet,  nach 
der  die  Gründer,  welche  durch  Prospekte  oder  Nachrichten 
Personen  zur  Zeichnung  auffordern,  allen  im  Vertrauen  auf 
die  Prospekte  Zeichnenden  für  den  durch  falsche  Behauptungen 
(untrue  Statement)  im  Prospekt  entstehenden  Schaden  auf- 
zukommen haben,  sofern  die  Behauptung  nicht  auf  die  Autorität 
eines  Experten  oder  einer  öffentlichen  Urkunde  oder  auf  das 
eingeholte  Gutachten,  bezw.  die  Schätzung  eines  Sachverständigen 
sich  stützen  kann.  Fraudulöse  Absicht  oder  gar  nur  wissent- 
liche Unrichtigkeit  wird  nicht  verlangt,  der  objektive  That- 
bestand  entscheidet.*^) 

')  §  150. 

2)  Dazu  Oppenheim  in  Z.  f.  H.  K  XXVII  417ff. 

^)  Litteratur  dazu:  Brower,  The  Directors  Liability  Act  1890. 
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Diese  Bestimmungen  statuiren  eine  Gründerverantwort- 
lichkeit nur  gegenüber  den  Aktionären,  das  Verhältniss  der 
Gründer  zur  Gesellschaft  betreffen  sie  nicht.  Mit  Bezug  auf 
letzteres  greifen  die  allgemeinen  Grundsätze  Platz.  Die  Gesell- 
schaft kann  sie  schädigende  Gründer  nur  belangen,  soweit  in 
der  schädigenden  Handlung  eine  „misrepresentation"  liegt. 

Dieser  letztere  Standpunkt  wird  allgemein  in  Nordamerika 
eingenommen.  Die  Praxis  erklärt  die  Gründer  gegenüber 
Zeichnern  für  haftbar  aus  durch  „fraudulent  representation" 
zugefügten  Schaden,  während  sie  der  Aktiengesellschaft  haften 
für  Bruch  der  ihnen  obliegenden  Pflichten.  Der  Gründer 
wird  als  „agent"  der  Korporation  betrachtet;  als  solcher  ist 
er  gehalten,  die  Interessen  der  Korporation  zu  fördern. 
Schädigt  er  die  Korporation  durch  eigennützige  Manipulationen, 
sei  es,  dass  er  nach  Beginn  seiner  GründerAätigkeit  Gegen- 
stände erwirbt,  um  sie  theurer  an  die  Korporation  abzusetzen, 
oder  dass  er  sich  von  Dritten,  die  Sachen  an  die  Korporation 
veräussern,  eine  Provision  dafür  bezahlen  lässt,  so  soll  dies 
als  Bruch  seiner  Pflichten  gelten.  Als  solcher  wird  es  schon 
betrachtet,  wenn  er  an  die  Korporation  eigene  Sachen  ver- 
äussert, ohne  anzugeben,  dass  er  Eigenthümer  ist. 

In  gleichem  Sinne  hat  der  neueste  Entwurf  des  englischen 
Aktiengesetzes  die  Verantwortlichkeit  geregelt.^) 

§  44. 
b)   Die  Verantwortlichkeit  der  Gründergenossen. 

Eine  besondere  Verantwortlichkeit  der  Gründergenossen 
für  Gründungshandlungen  lässt  sich  nur  da  aufstellen,  wo  die 
Unterscheidung  von  Gründern  und  Gründergenossen  durch  Um- 
grenzung des  Gründerbegriffes  ermöglicht  ist.  Wo,  wie  im 
englisch -nordamerikanischen  Recht,  der  Begriff  der  Gründer 
alle  diejenigen  umfasst,  die  irgend  bei  der  Gründung  mitthätig 
waren,  ist  die  Kategorie  der  Gründergenossen  unanwendbar. 
Von  den  Gründergenossen  spielen  eine  praktisch  besonders 
wichtige  Rolle  die  Emissionshäuser.  Aber  auch  ausser 
ihnen  können  andere  Personen,  ohne  formell  Gründer  zu  sein, 

1)  Gl.  9. 
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bei  der  Gründung  mitbetheiligt  sein,  indem  sie  als  Kom- 
plizen der  Gründer  oder  deren  Hintermänner  die  Gesellschaft 
schädigen;  sie  seien  als  Gründergenossen  im  engsten  Sinne 
des  Wortes  bezeichnet. 

Die  Thätigkeit  dieser  beiden  Klassen,  der  Emissions- 
häuser und  der  eigentlichen  Gründergenossen,  ist  ins  Auge  zu 
fassen,  bevor  an  die  ihre  Verantwortlichkeit  regelnden  Normen 
herangetreten  wird. 

Die  Emissionshäuser')  haben  die  Aufgabe,  die  Aktien 
des  gegründeten  Unternehmens  in  den  Verkehr  zu  bringen. 
Während  der  technisch-juristische  Begriff  der  Aktienemission 
sich  auf  die  Ausgabe  der  Aktienurkunde  an  den  Aktionär  be- 
zieht, ist  der  Begriff  der  Aktienemission  hier  der  weitere  einer 
Einführung  der  Aktien  in  den  Verkehr.  Dabei  kann  es  sich 
um  die  Aktien  einer  bestehenden  Gesellschaft  handeln,  die, 
bisher  nur  in  den  Händen  der  ersten  Aktionäre  befindlich  ge- 
wesen, weiteren  Kreisen  zugeführt  werden  sollen.^)  Es  kann 
sich  aber  auch  um  die  Aktien  einer  im  Gründungsstadium 
befindlichen  Gesellschaft  handeln  —  sei  es,  dass  diese  über- 
haupt erst  untergebracht  werden  sollen,  so  dass  die  Erwerber 
Primitivzeichner  werden,  oder  dass  sie  von  den  Gründern,  die 
sie  übernommen  haben,  weiter  übertragen  werden.  An  sich 
ist  auch  nicht  ausgeschlossen,  dass  das  Emissionshaus  die  von 
ihm  selbst  übernommenen  Aktien  weiter  ausbietet.  Für  den 
Begriff  des  Emissionshauses  ist  die  rechtliche  Stellung,  die  es 
zu  den  Ausstellern  oder  Eigenthümern  der  Aktien  oder  den 
Gründern  einnimmt,^)  ebenso  gleichgültig,  wie  diejenige,  in 
welche  es   zu  den  Erwerbern  der  Aktie  tritt.*)    Entscheidend 


1)  Vergl.  über  sie  Begründung  znr  zweiten  deutschen  Aktiennovelle 
19Bff.;  Schmidt  48ff.,  Ring  316ff.;  Behrend  765ff.;  über  Konsortial- 
verhältnisse,  die  diese  eingehen  und  die  ausserhalb  des  Aktienrechts 
stehen.     Sydow  in  Z.  f.  H.  R.  XIX  427 fif. 

*)  Daher  keine  Emission  die  öffentliche  Ankündigung  der  Auktion 
von  Aktien  seitens  des  Konkursverwalters. 

ä)  Es  kann  sich  hier  um  Auftrag,  Dienstvertrag,  Werkverdingung 
handeln,  oder  es  fehlt  an  jedem  Vertragsverhältniss. 

*)  Das  Emissionshaus  kann  sein  Stellvertreter,  Kommissionär,  Mäkler, 
Kontrahent  für  eigene  Rechnung. 
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ist  allein,  dass  die  Thätigkeit  des  Emissionshauses  auf  An- 
werbung eines  grösseren  Publikums  zu  dem  Unternehmen  ge- 
richtet ist. 

Diese  Anwerbung  geschiebt  durch  eine  öffentliche  An- 
kündigung, sei  es  in  Zeichnungen,  sei  es  durch  Zusendung  von 
Prospekten  an  das  Publikum,  sei  es  durch  öffentliche  Bekannt- 
machung, um  die  Aktien  an  der  Börse  einzuführen,  während 
der  blosse  Abschluss  von  Geschäften  auch  fiktiver  Art,  um 
dadurch  eine  Koursnotirung  zu  erzielen  oder  auch  nur,  um  die 
Aktien  weiteren  Kreisen  zugänglich  zu  machen,  ebenso  wenig 
unter  die  Emissionsthätigkeit  fällt  als  die  private  Mittheilung 
an  einzelne  Personen.  Der  die  Ankündigung  Vornehmende, 
sie  „Erlassende",-)  ob  es  eine  physische  Person,  eine  Korporation 
oder  eine  Handelsgesellschaft  ist,  ist  Emittent  in  diesem  Sinne.  ^) 

Durch  die  öffentliche  Ankündigung,  welche  gewöhnlich 
nähere  Angaben  über  die  Bedingungen  der  Emission  (Angabe 
des  Emissionspreises,  Zahl  der  Aktien,  Angabe  der  etwaigen 
Zeichnungsstellen,  der  zu  hinterlegenden  Kaution  u.  s.  w.)  ent- 
hält, ohne  dass  diese  gerade  wesentlich  für  den  Begriff  der 
Emission  sind,  wird  das  Publikum  darauf  hinge^viesen,  dass 
die  Aktien  des  betreffenden  Unternehmens  in  den  Verkehr 
gelangen  sollen.  Verbunden  ist  meist  mit  der  Ankündigung 
die  Aufforderung  an  das  Publikum,  die  Aktien  zeichnen  oder 
enverben  zu  wollen,  nebst  der  Erklärung,  selbst  oder  durch 
Zeichnungsstellen  Zeichnungen  entgegenzunehmen. 

An  sich  kann  der  eine  solche  Ankündigung  Vornehmende 
für  etwaige  Gründungsmängel  derjenigen  Gesellschaft,  deren 
Aktien  er  einführen  will,  nur  aus  dem  Gesichtspunkt  arg- 
listiger   Schädigung    von    demjenigen     belangt    werden,     der 


*)  Die  Ankündigung  ist  danach  wesentlich,  blosse  Zeichenstellen, 
welche  Zeichnungen  entgegennehmen  sollen,  fallen  nicht  unter  den  Begriff 
des  Emissionshauses. 

*)  Der  Name  Emissionshaus  wird  diesen  Personen  deshalb  gegeben, 
weil  es  Bankhäuser  sind,  denen  im  Leben  diese  Thätigkeit  obliegt;  dass 
andere  als  Bankiers  die  Emissionsthätigkeit  vornehmen,  ist  an  sich  nicht 
ausgeschlossen,  aber  praktisch  kaum  vorkommend. 
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in  Folge  jener  Mängel  Schaden  erleidet.  Denn  in  der  Vor- 
nahme der  Ankündigung  liegt  keinerlei  Garantieübernahme 
für  die  Legalität  des  Entstehungsherganges.  Fordert  der 
Emittent  das  Publikum  zur  Zeichnung  auf,  so  kann  darin  nicht 
mehr  als  ein  Rath  erblickt  werden,  für  den  er  in  Ermangelung 
weitergehender  Grundsätze  des  betr.  Gesetzes,^)  den  Zeichnern, 
beziehungsweise  Aktienerwerbern  nur  im  Falle  der  Arglist  haftet. 
Soweit  das  Emissionshaus  als  Verkäufer  der  Aktien  oder  als 
Mandatar  einer  Person  aus  dem  Pubhkum  auftritt,  bestimmt 
sich  seine  Haftung  für  etwaige  Mängel  in  den  Eigenschaften 
der  veräusserten  oder  ei-worbenen  Aktien  nach  den  das  betreffende 
Rechtsverhältniss  beherrschenden  Grundsätzen.  Umgekehrt 
könnte  ihn  die  Gesellschaft  nur  dann  belangen,  wenn  in  der 
Ankündigung  Angaben  enthalten  sind,  welche  ihren  Kredit 
zu  schädigen  geeignet  sind,  was  aus  natürlichen  Gründen  bei 
dem  Zwecke  der  Ankündigung  ausgeschlossen  ist,  oder  wenn 
die  Ankündigung  nicht  in  Gemässheit  des  mit  der  Gesellschaft 
etwa  geschlossenen  Vertrages  geschehen  ist.  Ein  rechtliches 
Fundament  für  einen  Anspruch  der  Gesellschaft  gegen  das 
Emissionshaus  aus  dem  Gesichtspunkt,  dass  das  Emissionshaus 
eine  Ankündigung  erlassen  habe,  ohne  sich  über  die  Ordnungs- 
mässigkeit  der  Gründung  gehörig  orientirt  zu  haben,  ist  an  sich 
nicht  auffindbar. 

Wenn  einzelne  Gesetzgebungen  eine  weitergehende  Haftung 
den  Emissionshäusern  auferlegen,  so  kann  dies  aus  einem 
doppelten  Grunde  geschehen.  Einmal  kann  die  Thätigkeit 
des  Emissionshauses  als  Prospektant  die  gesetzgeberische 
Norm  veranlassen.  Indem  das  Emissionshaus  durch  seine 
öffentliche  Ankündigung  weitere  Kreise  zur  Betheiligung  ver- 
anlasst, nimmt  es  einen  über  die  Grenzen  des  gewöhnlichen 
Rathes  hinausgehenden  Appell  zur  Eingehung  eines  Gefahren 
in  sich  bergenden  Rechtsgeschäftes  vor,  der  um  so  mehr  zur 
Statuirung  der  verschärften  Haftung  herausfordert,  als  der 
Emittent  fast  stets  ein  starkes  eigennütziges  Interesse  an 
der   Unterbringung  der  Aktien    haben    wird.     Eine    derartige 


0  Für  das  preuss.  Landr.  R  G.  E.  Civ.  XXXIX  247  ff. 
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Haftung ')  hat  an  sich  mit  der  Gründung  nichts  zu  thun,  sie  ist 
ebenso  für  den  Fall  des  Prospektes  bei  Gründungen  von 
Gesellschaften  wie  für  Prospekte,  die  sich  auf  bestehende 
Gesellschaften  beziehen,  gegeben,  sie  betrifft  ebenso  Prospekte 
bei  Aktienemissionen,  wie  solche  bei  Emissionen  von  Obliga- 
tionen. Sie  ist  umgrenzt  durch  den  Zweck  der  Norm,  das 
Publikum  vor  durch  unwahre  oder  unvollständige  Prospekte 
entstehenden  Schaden  zu  schützen.  Der  Prospektant  haftet 
demnach  für  unrichtige  Angaben  seines  Prospektes,  ja  möglicher- 
weise auch  für  UnvoUständigkeit  des  Prospektes  durch  Fort- 
lassung erheblicher  Thatumstände,  aber  diese  Haftung  hat  mit 
der  Gründung  eine  vielleicht  äussere,  aber  keine  innere 
Gemeinschaft.  Soweit  die  Unrichtigkeit  des  Prospektes  sich 
auf  Thatsachen  bezieht,  die  für  den  Gründungshergang  in 
Betracht  kommen,  z.  B.  die  Vollzeichnung  des  Grundkapitals, 
den  Werth  der  gemachten  Sacheinlagen  oder  übernommenen 
Vermögenswerthe,  die  gemacliten  Einzahlungen,  die  Ertheilung 
einer  Konzession,  oder  soweit  die  UnvoUständigkeit  des  Prospektes 
durch  die  Fortlassung  von  Thatsachen,  welche  dem  Gründungs- 
hergang angehören,  dargestellt  wird,  kann  der  Prospektant 
für  den  in  Folge  jener  Thatsachen,  also  in  Folge  des  Gründungs- 
mangels entstehenden  Schaden  verantwortlich  gemacht  werden, 
aber  lediglich  weil  er  es  unterliess,  den  Prospekt  jenen  That- 
sachen anzupassen.  Die  ordnungswidrige  Prospekterlassung, 
nicht  die  ordnungswidrige  Gründung  bildet  die  Basis  der 
Haftung,  welche  deshalb  bei  legaler  Entstehung  der  Gesellschaft 
gegeben,  bei  illegaler  nicht  gegeben  sein  kann.  So  weit 
eine  solche  Haftung  der  Prospektanten  anerkannt  ist,  betrifft 
sie  gleichmässig  Gründer,  wie  sonstige  Prospektanten,  ist  sie 
andererseits  gegenüber  denjenigen  statuirt,  die  in  Folge  des 
Prospektes    die    Aktien    oder    Obligationen    des    betreffenden 


^)  Statuirt  z.  B.  durch  das  deutsche  ßeichsbörsengesetz  vom  22.  Juni 
1896  §§  43 — 47,  aber  auch  durch  das  Schweizer  Obligationenrecht  672.  Auf 
diesem  Gedanken  beruht  auch  die  engl.  Directors  LiabUity  Act  von  1890. 
lieber  die  Haftbarkeit  der  Prospektanten  nach  französ.  Recht  Code  civü 
art.  1382,  1383,  Wiener  in  Z.  f.  H.  R.  XXV  7,  8. 
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Unternehmens   erworben  haben.     Die   Gesellschaft  selbst  hat 
gegen  die  Prospektanten  keinen  Anspruch. 

Das  Emissionshaus  kann  aber  auch  aus  einem  anderen ' 
Gesichtspunkt  einer  schärferen  Haftung  unterworfen  werden. 
Indem  derjenige,  welcher  die  Aktien  in  den  Verkehr  bringt, 
entweder  die  Primitivzeichner  für  das  Zustandekommen  der 
Gesellschaft  sammelt  oder  über  den  bisher  engen  Kreis  der 
ersten  Zeichner  hinaus  das  weitere  Publikum  zur  Betheiligung 
heranzieht,  ist  er  entweder  an  der  Gründung  der  Gesellschaft 
mitbetheiligt  oder  er  arbeitet  doch  den  Gründern  in  die  Hände, 
um  den  in  Folge  ihrer  unlauteren  Manipulationen  eintretenden 
gewinnbringenden  Erfolg  ihnen  zu  verschaffen,  bezw.  mit 
ihnen  zu  theilen.  Die  Gefahr,  dass  in  der  Thätigkeit  des 
Emissionshauses  die  eigentlich  die  Gesellschaft  schädigende 
Handlung,  in  der  Person  des  Emittenten  der  eigentliche  Gründer 
liegt,  ist  gegeben.  Das  Emissionhaus  könnte  als  formale 
Gründer  Strohmänner  vorschieben,  während  es  selbst,  sich  auf 
das  Einführen  der  Aktien  in  den  Verkehr  beschränkend,  frei 
ausginge. 

Das  Emissionshaus  kann  somit  als  Gründergenosse  einer 
ähnlichen  Haftung,  wie  der  eigentliche  Gründer  unterworfen 
werden.  Diese  Haftung,  betrifft  dann  nur  solche  Emissions- 
häuser, welche  nicht  zugleich  Gründer  im  formellen  Sinne  des 
Wortes  sind,  weil  bei  den  letzteren  ohnehin  die  Haftung  aus 
Gründuugshandlungen  wegen  ihrer  Gründereigenschaft  Platz 
greift.^)  Sie  bezieht  sich  andererseits  nur  auf  eigentliche 
Gründungswidrigkeiten,  nicht  auf  sonstige  Unrichtigkeiten  im 
Prospekte.  Und  sie  greift  endlich  gegenüber  der  Gesellschaft 
Platz,  weil  diese  durch  die  Thätigkeit  dieser  Gründergenossen 
geschädigt  ist. 

Den  letzteren  Gesichtspunkt  legt  die  deutsche  Gesetz- 
gebung zu  Grunde,  wenn  sie  die  Emissionshäuser  der  Gesell- 
schaft bei  Vorliegen  derjenigen  Voraussetzungen,  unter  denen 
die  Gründer   haftbar   sind,    neben    den  Gründern   für   haftbar 


1)  Wo  nach  der  Gesetzgebung  für  die  Gründung  ein  Prospekt- 
zwang existirt,  haftet  der  Prospektant  als  Gründer.  So  Ungarn  150 
Abs.  2  Nr.  6. 
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erklärt.^)  Sie  haften  der  Gesellschaft  als  präsumtive  Mit- 
gründer, ihre  Emissionsthätigkeit  begründet  die  Vennuthung, 
'  dass  sie  bei  der  Gründung  der  Gesellschaft  eine  Gründerrolle 
gespielt  haben.  AVenn  demnach  die  Gründer  rücksichtlich  der 
Zeichnung,  Einzahlung  des  Grundkapitals,  der  bei  qualifizirter 
Gründung  vom  Gesetz  vorgesehenen  Festsetzungen  unrichtige 
oder  unvollständige  Angaben  behufs  Eintragung  des  Statuts 
in  das  Handelsregister  gemacht  haben,  wenn  die  Gesell- 
schaft in  Folge  böslicher  Handlungen  auch  nur  eines 
Gründers  durch  Einlagen  oder  Uebernahmen  geschädigt  ist, 
so  haften  neben  den  Gründern  die  Emissionshäuser.  Sie 
haften  aber  nur  dann,  wenn  sie  ein  Delikt  begangen  haben. 
Die  Eigenschaft  als  Emittent  kann  ja  schon  deshalb  nicht  ohne 
weiteres  diese  Haftung  erzeugen,  weil  ja  nach  deutscher  Auf- 
fassung auch  die  Gründereigenschaft  nicht  eine  gesetzliche 
Verpflichtung,  für  Gründungsmängel  aufzukonmien,  mit  sich 
bringt.  Das  Delikt  soll  dann  vorliegen,  wenn  sie  vor  der 
Emission  es  unterliessen,  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Geschäftsmannes  zu  prüfen,  ob  die  Angaben  richtig  und  voll- 
ständig seien,  beziehungsweise  ob  eine  bösliche  Schädigung 
durch  Einlagen  oder  Uebernahmen  vorliege. 

Während  bei  den  Grändern  die  Culpa  präsumirt  wird, 
ist  sie  bei  dem  Emissionshause  nachzuweisen.  Die  Gesell- 
schaft, welche  das  Emissionshaus  auf  den  Ersatz  des  ihr  in 
Folge  des  Gründungsmangels  entstehenden  Schadens  belangt, 
hat  nachzuweisen,  dass  der  Emittent  „die  Unvollständigkeit 
oder  Unrichtigkeit  der  Angaben  oder  die  bösliche  Schädigung 
gekannt  hat  oder  bei  Anwendung  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Geschäftsmannes  hat  kennen  müssen".  Die  Haftimg  ergreift 
nicht  blos  diejenigen  Emissionshäuser,  welche  während  des 
Gründungsstadiimis,  sondern  auch  diejenigen,  welche  in  den 
ersten  zwei  Jahren  nach  Inkorporirung  der  Gesellschaft  thätig 
werden.  Später  erfolgende  Emissionen  unterliegen  dem  gesetz- 
lichen Verdachte  nicht.  Im  übrigen  gilt  für  die  Emissions- 
häuser durchaus  das  Gleiche,  wie  für  die  Haftung  der  Gründer. 


1)  Art.  213  b  e,  =  R.  D.  H.  G.  B.  §§  203,  206. 
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Insbesondere  ist  die  Haftung  mehrerer  Emittenten  eine 
solidarische. 

Auch  das  Schweizer  Obligationenrecht')  stellt  die 
Emissionshäuser  den  Gründern  zur  Seite,  wenn  es  unter  den  bei 
der.  Gründung  einer  Aktiengesellschaft  thätigen  Personen  haftbar 
macht  diejenigen,  welche  wissentlich  unwahre  Angaben  in  Pro- 
spekten oder  Cirkularen  gemacht  oder  verbreitet  haben.  Nur 
macht  es  die  Emissionshäuser  nicht  als  präsumtive  Mitgründer  für 
Delikte  der  Gründer  haftbar,  legt  ihnen  auch  nicht  eine 
Prüfuugspflicht  mit  Bezug  auf  die  Angaben  der  Gründer  auf, 
sondern  stellt  die  Voraussetzungen,  unter  denen  sie  den  Gründern 
zur  Seite  gestellt  werden,  selbständig  aus  der  eigenen  Thätig- 
keit  der  Emissionshäuser  fest.  Die  Haftung  entspringt  un- 
wahren Angaben  im  Prospekt  und  setzt  wissentliche  Unwahr- 
heit voraus. 

Lässt  sich  bei  den  Emissionshäusern  die  Thätigkeit  der 
haftbar  gemachten  Person  umschreiben,  so  ist  bei  den  eigent- 
lichen Gründergenossen  das  Gebiet  der  Anwendungsfälle  ein 
unbegrenztes.  Gründergenosse  kann  sein  der  als  Gegenkontrahent 
der  Gesellschaft  bei  den  Uebernahmeverträgen,  durch  welche 
sie  geschädigt  wird,  Auftretende,  kann  sein  eine  Person,  welche 
-den  Gründern  das  Geld  gegen  ein  besonders  hohes,  auf  Kosten 
der  Gesellschaft  zu  leistendes  Aequivalent  vorschiesst,  kann 
sein  der  Empfänger  von  Gründungsaufwänden,  der  Aktionär, 
.dem  besondere  Vortheile  zugebilligt  werden,  der  Notar,  der 
falsche  Beurkundungen  über  die  Vollzeichnung  macht,  der 
Zeitungsinhaber  oder  Redakteur,  der  für  die  Gesellschaft 
Reklame  macht,  u.  s.  w.  Eine  Aufzählung  ist  hier  bei  der 
Mannigfaltigkeit  des  Lebens  schlechterdings  unmöglich.  Wie 
weit  eine  Haftung  für  Gründungsmängel  diese  Personen  trifft, 
lässt  sich  allgemein  gar  nicht  entscheiden.-)  Demgemäss  haben 
sich  die  Gesetze,  soweit  sie  sich  mit  den  Giündergenossen  be- 


')  Art.  671  Nr.  1. 

2)  Die  französ.  Praxis  operirt  hier  bald  mit  dem  art.  55  des  Code 
penal,  indem  sie  nach  diesem  die  Komplizen  der  Gründer  wie  die  Gründer 
verantwortlich  macht,  bald  mit  dem  gem.  Recht  des  Code  civil,  Lyon- 
Caen  et  Renault  11  Nr.  797,  Houpin  Nr.  543. 
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schäftigt  haben,  darauf  beschränkt,  für  einzelne  Fälle  eine 
eigenthümliche  Haftung  von  Gründergenossen  aufzustellen, 
indem  sie  es  im  übrigen  von  der  Sachlage  abhängig  machen, 
wie  weit  und  wem  gegenüber  nach  allgemeinen  Grundsätzen 
eine  Haftung  derartiger  Personen  besteht. 

Nach  dem  schweizerischen  Obligationenrecht^) 
haften  alle,  die  bei  der  Gründung  einer  Aktiengesellschaft 
thätig  sind,  wenn  sie  wissentlich  dabei  mitwirken,  dass  eine 
Einlage  oder  die  Uebernahme  von  Vermögensstücken  oder 
Gründungsbegünstigungen,  bezw.  Gründungsaufwände  in  den 
Statuten  verschwiegen  oder  verschleiert  worden  sind, .  oder  wenn 
sie  wissentlich  dazu  beitragen,  dass  die  Inkorporirung  auf 
Grund  einer  thatsächlich  unwahre  Angaben  enthaltenden  Ur- 
kunde erfolgt  ist,  in  derselben  Weise  wie  die  Gründer.  Nach 
dem  deutschen  Handelsgesetzbuch^)  sind  zwei  Fälle  geordnet. 
Einerseits  ist  der  Empfänger  einer  Gründungsvergütung,  die 
nicht  in  dem  Statut  unter  den  Gründungsaufwand  aufgenommen 
ist,  wenn  er  zur  Zeit  des  Empfanges  wusste  oder  nach  den 
Umständen  annehmen  musste,  dass  die  Verheimlichung  be- 
absichtigt oder  erfolgt  war,  ausser  den  Gründern  der  Gesell- 
schaft zum  Schadensersatze  verpflichtet.  Hier  ist  demnach 
wissentliches  Verhalten  auf  Seite  des  Empfängers  nicht  er- 
fordert. Der  Empfänger  solcher  Vergütung  haftet  nicht  blos 
dann,  wenn  er  zur  Zeit  des  Empfanges  von  der  beabsichtigten 
oder  erfolgten  Verschleierung  wusste,  sondern  schon  dann,  wenn 
er  dies  den  Umständen  nach  annehmen  musste.  Damit  ist 
nicht  eine  Präsumtion  seines  Wissens,  ^)  die  doch  widerlegbar 
sein  musste,  sondern  eine  qualifizirte  Fahrlässigkeit  gemeint.*) 
In  dem  annehmen  Müssen,  welches  dem  Wissen  zur  Seite 
gestellt  wird,  ist  ein  hoher  Grad  von  culpa  zu  erblicken,  culpa 
levis  würde  somit  nicht  genügen,  grobe  Fahrlässigkeit  ist  bei 
ihm  erfordert.    Andererseits  ist  zum  objektiven  Thatbestand  ein 


1)  Art.  671  Nr.  2,  3. 

2)  Art.  213  a  Abs.  4  =  R.D.H.G.B.   §  202  Abs.  4.     Vergl.   dazu 
Schmidt  41-^8,  ßehrend  764,  765,  Ring  313ff. 

^)  So  R.a.E.  in  Strafs.  Vn,  85;  vergl.  Schmidt  S.  46  A.  87. 
■")  So  R.G.  E.  in  Strafs.  H,  140,  so  auch  Behrend  764  A.  28. 
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doloses  Handeln  auf  Seite  der  Gründer  oder  doch  des  ihm 
die  Vergütung  gewährenden  Gründers  erfordert,  diese  müssen 
die  Verheimlichung  beabsichtigt  haben.  Während  demnach 
auf  Seite  des  Empfängers  culpa  lata  genügt,  ist  auf  Seite  des 
die  Vergütung  gewährenden  dolus  erforderlich. 

Andererseits  haften  alle  diejenigen,  welche  wissentlich 
mitwirken  zur  Verheimlichung  von  Gründungsaufwänden  und 
zu  böslichen  Schädigungen  der  Gesellschaft  durch  Einlagen 
oder  Uebernahmen.  Diese  letztere  nach  dem  Vorbild  des 
Schweizer  Obligationenrechts  gebildete  Kategorie  umfasst  die 
eigentlichen  Komplizen  der  Gründer,  bei  ihnen  wird  Wissent- 
lichkeit verlangt,  blosse  culpa  genügt  nicht.  Sie  müssen  mit- 
wirken, d.  h.  mitthätig  sein  bei  den  betreffenden,  die  Gesell- 
schaft schädigenden  Handlungen,  dass  sie  eine  Vergütung  für 
ihre  Mitwirkung  erlangen,  ist  nicht  erforderlich. 

Während  das  Schweizer  Obligationenrecht  die  Haftung 
der  Gründergenossen  sowohl  der  Gesellschaft,  wie  den  Aktionären 
und  Gläubigern  gegenüber  eintreten  lässt,  statuirt  das  Deutsche 
Handelsgesetzbuch  für  das  von  ihm  geregelte  Gebiet  eine 
Haftung  der  Gründergenossen  nur  gegenüber  der  Gesellschaft. 
Auch  hier  gilt  im  übrigen  bezüglich  der  Haftung  dasselbe, 
wie  bei  der  Haftung  der  Gründer. 

§  45. 
c)  Die  Verantwortlichkeit  der  Zeiohner. 

Eine  Verantwortlichkeit  der  Zeichner  als  solcher  für 
•Gründungsmängel  lässt  sich  im  allgemeinen  nicht  begründen. 
Ist  die  Gesellschaft  nicht  zur  rechtlichen  Existenz  gelangt, 
sa  kann  zwar  die  Zeichnergesammtheit  als  eine  „de  facto" 
Gesellschaft  aufrecht  erhalten  werden,^)  aber  der  einzelne 
Zeichner  wird  den  durch  die  Nichtigkeit  der  Gesellschaft  Ge- 
schädigten für  den  ihnen  erwachsenen  Schaden  nicht  auf- 
zukommen haben.  Eine  Pflicht  der  Zeichner,  die  Legalität 
■der  Gründung  zu  prüfen,  lässt  sich  nicht  annehmen.  Auch 
übernimmt  der  Zeichner  durch   seinen  Beitritt   dem  Publikum 


^)  Siehe  oben  S.  433  ff. 
Lehmann,  Recht  der  AktiengeseUschaften.  31 
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gegenüber  keine  Garantie  für  die  Rechtsbeständigkeit  des 
Unternehmens.  In  Ermangelung  weiter  reichender  Sätze  haften 
somit  die  Zeichner  einer  nichtigen  Gesellschaft  nicht  über  den 
Betrag  ihrer  Einlagen  hinaus.  Haben  einzelne  Zeichner 
Dritte  arglistig  und  rechtswidrig  geschädigt,  so  haften  sie  nach 
allgemeinen  Grundsätzen.  *) 

Von  diesen  Sätzen  weichen  einzelne  Gesetzgebungen  ab, 
indem  sie  die  Zeichner  einer  nichtigen  Aktiengesellschaft  für 
persönlich  und  solidarisch  haftbar  erklären  wegen  aller  von 
der  Gesellschaft  eingegangenen  Rechtsgeschäfte.^)  Andere 
lassen  wenigstens  die  Sacheinleger  und  diejenigen  Aktionäre, 
denen  besondere  Vortheile  zugebilligt  sind,  für  den  durch  die 
Nichtigkeit  entstehenden  Schaden  haftbar  werden,  sofern  die 
Bestimmungen  über  Verifizirung  und  Approbation  der  Sach- 
einlagen und  besonderen  Vortheile  seitens  der  konstituirenden 
Generalversammlung  nicht  innegehalten  worden  sind.*)  Soweit 
die  Sacheinleger  für  Gründer  angesehen  werden,  greifen  ohnehin 
die  Bestimmungen  über  Gründer  für  sie  Platz. 

Ist  die  Gesellschaft  zur  rechtlichen  Existenz  gelangt,  aber 
mit  einem  Mangel  behaftet,  so  würden  die  Zeichner  als  solche 
für  den  ihr  durch  den  Gründungsmangel  entstehenden  Schaden 
nicht  aufzukommen  haben.  Dass  diejenigen  Zeichner,  welche 
Gründer  oder  Gründergenossen  sind,  in  dieser  ihrer  letzteren 
Eigenschaft  der  Gesellschaft,  den  Aktionären  oder  Dritten 
haftbar  werden,  hat  mit  der  Stellung  der  Zeichner  nichts  zu 
thun.     Auch   eine  Haftung   der   an  dem  Errichtungsbeschluss 

^)  Eine  andere,  nichts  mit  der  Verantwortlichkeit  für  die  Gründung  ge- 
mein habende  Frage  ist,  wie  weit  die  Zeichner  auf  Grrund  ihrer  in  Fortsetzung 
der  Gesellschaft  gefassten  Beschlüsse  zu  haften  haben,  unbestreitbar 
zieht  die  Theilnähme  an  körperschaftlichen  Handlungen  einer  Schein- 
gesellschaft Rechtsfolgen  nach  sich.  Die  Theilnehmer  bilden  damit  einen 
der  Rechtsfähigkeit  ermangelnden  -Verein,  für  dessen  Willenserklärungen 
die  Haftung  sich  nach  allgemeinen  Grundsätzen  ergeben  würde,  so  dass* 
nach  aussen  Parti al-  oder  Solidarhttft  der  Theilnehmer  eintreten  konnte. 
Hier  würde  §  54  des  deutschen  B. G.  B.  zur  Anwenduüg  gelangen;  vergl. 
auch  R.  G.  E.  CAy,  ^XXIX  S.  80:  .  ; 

»)  Siehe  oben  S.  432.   ,.      • :  •         ,       :.  ^  .      •■ 

^)  Frankreich  art.  42  des  Gesetzes  von  1867,  aber  nur  fakultativ, 
dazu  Lyon-Caen  et  Renault  II  Nr.  788,  796.  .  ;  ,    » 
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Theilnehmenden  aus  dem  Gesichtspunkte  mangelnder  Sorgfalt 
in  Prüfung  der  Errichtungshergänge  lässt  sich  nicht  recht- 
fertigen, da  eine  Prüfungspflicht  der  konstituirenden  General- 
versammlung nicht  obliegt.  Wie  weit  die  den  Errichtungs- 
beschluss  trotz  Kenntniss  illegaler  Hergänge  fassenden  Zeichner 
Dritten,  wie  unschuldigen  Zeichnern  für  den  dadurch  entstehenden 
Schaden  aufzukommen  haben,  ist  nach  allgemeinen  Gesichts- 
punkten zu  beantworten.  Insbesondere  werden  diejenigen,  die 
sich  einer  strafbaren  Handlung  schuldig  machen,  den  dadurch 
Geschädigten  ersatzpflichtig  werden. 

§  46. 
d)  Die  Verantwortlichkeit  der  im  Gründungsstadium  bestellten  Organe. 

Während  bei  den  Gründern,  Gründergenossen  und  Zeichnern, 
so  weit  nicht  positive  Gesetze  ein  Anderes  bestimmen,  die 
allgemeinen  Gesichtspunkte  der  Haftung  für  ausserkontrakt- 
liches  Verschulden  Platz  greifen,  ist  bei  den  im  Gründungs- 
stadium  bestellten  Organen  (Vorstand  und  Aufsichtsrath)  eine 
feste  Umgrenzung  der  Haftung  aus  den  ihnen  als  Gesellschafts- 
organen obliegenden  Pflichten  zu  gewinnen.  Wenngleich  im 
Gründungsstadium  von  einem  Gesellschaftsamt  deshalb  noch 
nicht  gesprochen  werden  kann,  weil  es  an  der  Existenz  der 
Gesellschaft  noch  gebricht,  so  äussert  doch  der  korporative 
Organismus  vor  der  Entstehung  bereits  gewisse  Wirkungen.^ 
Indem  die  Zeichnergesammtheit  die  Wahl  der  Organe  nach 
denjenigen  Grundsätzen  vornimmt,  welche  für  die  entstandene 
Gesellschaft  Platz  greifen,  indem  diese  Organe  durch  das  Gesetz 
oder  das  Statut  mit  der  Vornahme  aller  derjenigen  Maassregeln 
betraut  werden,  welche  nöthig  sind,  um  nicht  blos  die  recht- 
liche Existenz,  sondern  auch  die  fehlerfreie  Existenz  der  Gesell- 
schaft herbeizuführen,  wird  ihnen  zugleich  die  Pflicht  auferlegt, 
mit  demjenigen  Grad  von  Sorgfalt,  mit  dem  derartige  Organe 
für  die  Dauer  des  Bestehens  der  Gesellschaft  ihr  Amt  durch- 
zuführen haben,  jene  Maassregeln  vorzunehmen.  Ob  man 
ihr  Verhältniss  zu  den  Zeichnern  einstweilen  lediglich  auf 
ein  Mandat  zurückfuhrt  oder  nicht,  ändert  an  der  Zulässigkeit 
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der  analogen  Uebertragung  der  für  sie  nach  Existenz  der 
Gesellschaft  maassgebenden  Verschuldungsgrundsätze  nichts. 
Denn  der  Inhalt  des  Mandates  wird  ja  erst  näher  durch  die 
Art  der  von  ihnen  vorzunehmenden  Thätigkeit  bestimmt  und 
die  Stellung  dieser  Organe  auch  der  existenten  Gesellschaft 
gegenüber  hat  einen  dem  Mandate  analogen  Charakter.  Ihre 
Haftung  gegenüber  den  einzelnen  Zeichnern,  insbesondere  bei 
Nichtigkeit  der  Gesellschaft  aus  einer  Verletzung  der  ihnen 
obliegenden  Püichten  ist  somit  von  selbst  gegeben.  Aber  auch 
gegenüber  der  entstehenden,  aber  mit  einem  Gründungsmangel 
belasteten  oder  durch  Ordnungswidrigkeiten  geschädigten  Gesell- 
schaft haben  diese  Organe  aufzukonmien  für  denjenigen  Schaden, 
der  der  Gesellschaft  durch  ihre  Pflichtwidrigkeit  erwachsen  ist. 
Beginnt  formal  juristisch  nach  aussen  ihr  Amt  erst  mit  der 
rechtlichen  Existenz  der  Gesellschaft,  so  ist  es  mit  den  darin 
liegenden  Pflichten  ebenso  wie  der  Gesammtorganismus  der 
Gesellschaft  nach  innen  schon  im  Entstehungszustand  vorhanden 
gewesen.  Ihre  Haftung  gegenüber  der  Gesellschaft  können  sie 
nicht  aus  dem  Grunde  ablehnen,  weil  sie  vorher  gar  nicht 
Organe  der  Gesellschaft  gewesen  seien.  ^)  Denn  wie  ihre  Wahl 
schon  im  Gründungsstadium  erfolgt  ist,  so  haben  sie  als  Organe 
der  zur  Existenz  gelangen  sollenden  Gesellschaft  die  Publizitäts- 
akte herbeigeführt.  Nach  innen  ist  der  Inkorporirungsakt 
hinsichtlich  der  Haftung  bedeutungslos.  —  Was  endlich  ihre 
Haftung  gegenüber  den  Gläubigern  betrifft,  so  regelt  sie  sich 
nach  allgemeinen  Grundsätzen.  So  weit  sie  nach  aussen  vor 
der  Inkorporirung  handeln,  haften  sie,  wie  erörtert,  solidarisch. 
Treten  sie  Namens  einer  nichtigen  Gesellschaft  auf,  so  gilt 
das  Gleiche.  Im  übrigen  kommen  sie  für  Mängel  der  Gründung 
nur  insoweit  den  Gesellschaftsgläubigem  auf,  als  die  civil- 
rechtlichen  Voraussetzungen  einer  Haftung  aus  ausserkontrakt- 
lichen  Handlungen  vorliegen. 

Von  den  erörterten  Grundsätzen  weichen  indessen  zahlreiche 

Gesetzgebungen  nach  der  einen  (verschärfenden)  und  der  anderen 

(mildernden)  Richtung  ab.     Zu  jener  Gruppe  gehören  solche, 


*)  Vergl.  R.G.  E.  Civ.  V,  Nr.  0. 
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welche  den  ersten  Vorstand  für  allen  durch  die  Nichtigkeit  der 
Gesellschaft  den  Interessenten  entstehenden  Schaden  aufkommen 
lassen,  gleichgültig  ob  ein  Verschulden  vorliegt  oder  nicht.  So 
sollen  nach  französischem  Recht  bei  Nichtigkeitserklärung  die 
zur  Zeit  der  Nichtigkeitserklärung  fangirenden  Verwalter  un- 
beschadet der  Rechte  der  Aktionäre  *)  Dritten  gegenüher  soli- 
darisch haften.  ^)  Andere  machen  bis  zur  gesetzlichen  Konstituirung 
der  Gesellschaft  die  Verwalter  solidarisch  für  alle  Namens  der 
Gesellschaft  übernommenen  Verpflichtungen  verantwortlich,  ^) 
auch  wenn  diese  Verpflichtungen  nicht  von  den  Verwaltern 
selbst  übernommen  sind.  Dritte  spezialisiren  die  Fälle,  in 
denen  die  Verwalter  persönlich  den  Aktionären  und  Dritten 
haften.  So  haften  die  in  den  ersten  2  Jahren  der  Gesellschaft 
ftmktionirenden  Verwalter  nach  dem  Recht  von  Venezuela  für 
die  Vollzeichnung  und  die  erste  Einzahlung  Aktionären  und 
Dritten  gegenüber  persönlich.^) 

Umgekehrt  schräoken  andere  Gesetzgebungen  die  Ver- 
antwortlichkeit der  ersten  Organe  für  Giündungsmängel  auf 
bestimmte  Fälle  ein.  Hierhin  gehöi-t  vor  allem  das  Deutsche 
Handelsgesetzbuch,^)  nach  dem  Mitglieder  des  Vorstandes  und 
Aufsichtsrathes,*)  denen  nachgewiesen  wird,  dass  sie  bei  der 
ihnen  auferlegten  Prüfung  des  Gründungsherganges  die  Sorg- 
falt eines  ordentlichen  Geschäftsmannes  verletzt  haben,  der 
Gesellschaft  für  den  daraus  entstandenen  Schaden  insoweit 
solidarisch  haften,  als  der  Ersatz  von  Gründern  und  Gründer- 


1)  Code  civil  art.  1382,  1383. 

*)  Art.  42  des  Gesetzes  von  1867;  über  die  an  diesen  Artikel  sich 
knüpfenden  Streitfragen  Lyon-Caen  et  Renault  II  Nr.  794.  Von 
einer  Verantwortlichkeit  der  commissaires  de  surveillance  sagt  das  Gesetz 
nichts,  doch  scheint  auch  hier  die  Praxis  geneigt,  eine  solche  für  Pflicht- 
widrigkeiten anzunehmen.     Houpin  Nr.  542. 

3)  Italien  98,  vergl.  Japan  171. 

*)  201  Nr.  1. 

^)  Vergl.  dazu  Hergenhahn,  Vorstand  der  Aktiengesellschaft 
304—312,  Schmidt  60—73,  Behrend§  112,  Ring  322—327. 

*)  Revisoren  fallen  nicht  darunter,  diese  könnten  denmach  höchstens 
als  Gründergenossen  belangt  werden,     ß ehrend  729A.  2. 


486  Darstellung  des  geltenden  Aktienrechts. 

genossen  nicht  zu  erlangen  ist.^)  Indem  die  Haftung  hier  nur 
gegenüber  der  Gesellschaft  und  nicht  gegenüber  Aktionären, 
sowie  Gesellschaftsgläubigern,  ^)  indem  sie  weiter  nur  als  sub- 
sidiäre statuirt  wird,  wird  die  aus  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen 
sich  ergebende  Verantwortlichkeit  auf  bestimmte  Thatbestände 
beschränkt.  Die  Bestimmung  bezieht  sich  andererseits  nur  auf 
den  Fall,  dass  die  Gesellschaft  entsteht.  Ist  die  Gesellschaft 
nichtig,  so  muss  sich  nach  allgemeinen  Grundsätzen  entscheiden, 
wie  weit  eine  Haftung  des  Vorstandes  und  Aufsichtsrathes  gegen- 
über Zeichnern  und  Gesellschaftsgläubigern  besteht. 

Nach  englischem  Recht  haften  die  Direktoren  und 
sonstigen  Beamten  der  Gesellschaft  für  von  ihnen  ausgegebene 
Prospekte  in  derselben  Weise  wie  die  Gründer.^)  Im  übrigen 
kommt  hier,  wie  in  Nordamerika,  da  die  Inkorporirung  in 
den  Anfang  der  Gründung  fällt,  eine  besondere  Haftung  der 
Organe  für  Gründungsmängel  nicht  recht  in  Frage.*) 

1)  Art.  213  c  =  K  D.  H.  Li.  B.  §  204. 

*)  Diese  können  im  Falle  des  Konkurses  natürlich  den  Anspruch 
der  Gesellschaft  geltend  machen.     Co  sack  709. 

8)  Siehe  oben  S.  471,  472. 

*)  Der  neueste  Entwurf  des  engl.  Aktiengesetzes  lässt  die  Direktoren, 
die  heimlich  sich  Yergütungen  von  Gründern  oder  Gegenkontrahenten 
der  Gesellschaft  zusichern  lassen,  für  den  der  Gesellschaft  entstehenden 
Schaden  haften.     Ol.  10. 
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Avantages  particuliers  377. 

Azione  172;  a.  di  capitale  194;  di 
godimento  195;  di  premio  194; 
di  priorita  193;  industriali  194. 
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Azionario  188. 
Azionista  188. 

Baareinlage  217,  327  ff.,  333. 

Bauzinsen  64. 

Belgien,  Rechtszustand  73. 

Beneficii  particolari  377. 

BengaIischeHandlung8kompagnie76. 

Beschränkte  Haftung  2,  7,  16  f.,  26, 
28,  29,  54  ff.,  65,  132,  136,  137, 
215  ff. 

Besteuerung     von     Aktiengesell- 
schaften 244,  260. 

Bewinthebbers  56,  59,  62. 

Bezu^srechte  378. 

Bilanzbücher  307. 

Billet  d'action  65. 

Bolagsordning  314,  399. 

ßolivia,  Rechtszustand  74*. 

Books  of  bylaws  307. 

Bosnien  und  Herzegowina,  Rechts- 
zustand 82,  83. 

Brandenburgisch-afrikanische  Kom- 
pagnie 75. 

Brasilien,  Rechtszustand  90. 

British-Canada,    Rechtszustand    90. 

Bubble  Act  84. 

Bulletin  de  souscription  327. 

Bylaws  293«,  399. 

Capital  social,  capital  stock  158. 

Carati  57. 

Cartulario  43,  45,  210. 

Cedulas  de  fundador  195^. 

Centralisirungsprinzip  (bei  Register- 
behörden) 299  ff. 

Certificate  of  incorporation  313«, 
4131. 

Certificate  book  210. 

Charter  86*^,  404;  eh.  of  incorporation 
313«,  413^ 

Chile,  Rechtszustand  89. 

Civilaktiengesellschaften  100,  144, 
274  f. 

Code  dl  redenzione  49. 


Collegantia  26. 
Colonna  29—32. 
(Jolonnisti  31. 
Commenda  26—28,  59. 
Common  stock  193. 
Compera,  comperae  33  ff.,  43. 
Conductor  vectigalium  10  ff. 
Constitution  (costituzione)  381 ;  siehe 

Errichtung. 
Corporators  313«. 
Coupons  d'actions  184,  197. 

Dänemark,  Rechtszustand  89. 

Dänisch-ostindische  Kompagnie  60. 

Decentralisirungsprinzip  (bei  Re- 
gisterbehörden) 299  ff. 

Deliktsfähigkeit  der  A.-G.  256,  259. 

Deposition  bei  Register  behörden 
303  ff.,  405  ff. 

Depositionsprinzip  299,  405  ff. 

Deutschland,  Rechtszustand  75 — 82. 

Dienste,  als  Sacheinlagen  217,  bei 
Uebernahmeverträgen  375. 

Dividende  49,  50,  53,  62  ff. 

Dividendenrecht  191  ff. 

Dividendenscheine  50,  65. 

Einlage  63,  64;  siehe  Baareinlage, 
Sacheinlage. 

Einlagekapital  158. 

Einlage  Verpflichtungen  217  ff. 

Eintragung  in  Register  298  ff. 

Eintragungsprinzip  299,  405  ff. 

Emissionshäuser  331*;  Haftung  der 
447,  473  ff. 

England,  Rechtszustand  83 — 88. 

England,  Bank  von,  52,  83. 

Englisch-ostindische  Kompagnie  60, 
83. 

Errichtung  der  A.-G.  380—400. 

Errichtungsbeschluss  382  ff.,  397  f., 
427  f. 

Erste  Organe,  Wahl  der  398;  Haf- 
tung aus  der  Gründung  447, 483  ff. 

Erste  Rate,  Zahlung  der  358  ff.,  427. 
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Erwerbsbeschränkungen  der  A.-Q-. 

256  f. 
Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossen- 

schaften  277,  278. 

Feststellung      der     Vereinssatzung 

310  ff.,  423  ff. 
Feststellung  derVollzeichnung  363ff. 
Ficticious  stock  218*. 
Filing  der  articles  of  incorporation 

406«. 
Pinnland,  Rechtszustand  89. 
Firma  der  A.-G.  145—157. 
Föreningar  f  ör  ekonomisk  verksom- 

het  277. 
Fondateurs  317  ff. 
Fonds  perpetuel  63. 
Founders  shares  195^  196. 
Frankreich,   Rechtszustand   68 — 72. 
Frankreich,  Kompagnien  57,  60. 
Freiaktien  135. 
Fundadores  317  ff. 

Garantiefonds  der  Gegenseitigkeits- 
gesellschaft 281. 

Garantisten  281*. 

Gecharterte  A.-G.  274. 

Gegenseitigkeitsgesellschaft  280  — 
282. 

Gehöferschaft  22. 

Genehmigung,  staatliche  der  A.-G. 
400  ff.,  429. 

„General  capacity"  der  engl.  Kom- 
pagnien 256,  257. 

Generalversanmilung  62,  63;  kon- 
stituirende  385 ff.;  behufs  Wahl 
der  ersten  Organe  386,  398;  be- 
hufsFeststellung  derVollzeichnung 
363 ff.;  behufs  Approbation  der 
Sacheinlagen  366  ff. 

Genussscheine  195  f. 

Georgsbank  42  ff. 

Geschäftsbeginn  der  A.-G.  414. 


Gesellschaft  mit  beschränkter  Haf- 
tung 82,  278. 

Gesellschaftsordnung  313,  314,  398, 
399. 

Gewerkschaft  24—26,  161,  176, 
279,  280 ;  siehe  mining  companies. 

Gewohnheitsrecht  99,  103. 

Gilden  20,  23,  76. 

Gläubigerverbände  283  f. ;  siehe 
montes. 

Griechisches  Recht  5 — 9,  74. 

Gründer  121^  142S  3 12  ff.,  317  ff., 
447;  Mitwirkungsrecht  bei  der 
Zeichnung  353  ff. ;  Stimmberech- 
tigung in  der  konstituirenden 
G.-V.  394,  395. 

Gründerbericht  369  ff. 

Gründergenossen  447,  472  ff. 

Gründerkonsortien  323. 

Gründerlohn  377  ^ 

Gründerprovision  377. 

Gründersozietät  323. 

Gründerverantwortlichkeit  451  ff. 

Gründungsaufwände  376  ff. 

Gründungsbegünstigungen  376  ff. 

Gründungsbeschluss  310  ff.,  317  f., 
321  ff. 

Gründungshaftungen  445  ff. 

Gründungskosten  334. 

Gründungsmängel  415  ff. 

Gründungsprüfung  365  ff.,  427. 

Grundbedingungen  der  Verfassung 
der  A.-G.  313,  314,  399. 

Grundnormen  der  Entstehung  308  ff. 

Grundkapital  63,  132,  134ff.,  158ff., 
291,  220;  Festsetzung  der  Gr.  163; 
Höhe  des  Gr.  164,  165;  Auf- 
bringung des  Gr.  165, 166;  Prinzip 
des  festen  Gr.  167,  168;  der  Be- 
ständigkeit des  Gr.  168 ff.;  Er- 
höhung und  Herabsetzung  des 
Gr.  168—171. 

Guaranteed  shares  193. 

Guatemala,  Rechtszustand  89. 
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Haftungen  aus  der  Gründung  445  ff. ; 

siehe  beschränkte  Haftung. 
Haiti,  Rechtszustand  74. 
Handelsgesellschaft,   A.-G.   als   H. 

138,  143  ff. 
Handelskompagnien,  grosse  51  ff. 
Handlungsfähigkeit  der  A.-G.  123  ff., 

256  ff. 
Hansen  20. 

Hauptpartizipanten  62,  63. 
Heilbarkeit   der  Nichtigkeit  435  ff. 
Honduras,  Rechtszustand  89. 
Hudsonsbai-Kompagnie  60,  83. 

Incorporators  313«,  317  ff. 
Indossament  65;  siehe  Namensaktie. 
Inhaberaktie  50,  65,  179,  202  ff. 
Inkorporirungsakt       404  ff.,       425; 

Rechtshandlungen    Namens     der 

A.-G.   vor   der  Ink.   438  ff.,   452, 

453. 
Interet  und  action  196,  197. 
Interimsaktie  213. 
Interimsquittung  213. 
Interimsschein  213  ff.,  444. 
Italien,  Rechtszustand  73. 
Japan,  Rechtszustand  90. 
Joint-Stock  134, 173;  j.  st.  Company 

57,  85,  86,  136^ 
Jura  minorum  258. 
Juristische  Person  als  Mitglied  der 

A.-G.  134. 
Juxtabuch  210. 

Kaduzirung  der  Aktie  64. 
Kaufmannsqualität   der   A.-G.    144, 

145. 
Kleinaktie  178  ff. 
Koivujvtai  5. 
Kolonialgesellschaften     5,     82,    86, 

1061,  171 S  182S  271,  370. 
•Kommanditgesellschaft    auf  Aktien 

8,   18,   19,   27,   28,   75,  223,  276, 

277. 


Konstituirende  G.-V.  386  ff. 
Konsortien  58,  323. 
Konzessionssystem  287  ff.,  400  ff. 
Kooperativgesellschaften  171',  277. 
Kurbrandenburgische    Kompagnien 

60,  75. 
Kux  25,  26,  64. 

Landeswährung,  Angabe  des  Grund- 
kapitales in  161—163,  178. 

Landrecht,   allgem.  preuss.    66,  67. 

Leggi    der   Ambrosiusbank   50,  51; 
der  Georgsbank  46. 

Lex  censoria  10. 

Liberirung  der  Aktie  216. 

Libri  ä  matrice  210. 

Libro  dei  socii  210. 

Lichtenstein,  Fürstenthum,  Rechts- 
zustand 82. 

Limited  Company  86. 

Liquidationsquote,      Anrecht      auf 
190  ff. 

Locus  siehe  Luogho. 

Lott-sedel  65. 

Luogatario  43. 

Luogho  43  ff.,  48,  53,  177. 

Luxemburg ,     Grossherzogthum, 
Rechtszustand  73. 

Madera  y  mota  32 1. 

Magistri  (der  societas  Publicanorum) 

13. 
Manceps  12  ff. 
Maonae  33,  36  ff. 
Markgenossenschaft  21  f. 
Meistbetrag  der  Aktie  183. 
Memorandum    of   association    293*, 

313,  318,  32 P,  399. 
MsTey^ovTe;  7  ff. 
Meules  23. 

Mexiko,  Rechtszustand  90. 
Mindestnennbetrag   der  Aktie   114, 

178  ff. 
Mindestzahl  der  Gründer  142 ^  der 

Mtglieder  114,  141,  425. 
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Mining  companies  86*,  SSO*. 
Minute-book  3078. 
Mississippi-Gesellschaft  83. 
Mitgliederlisten  307. 
Mitgliedschaftliche       Rechte      und 

Pflichten  125  f.,  219,  220. 
Mitverwältungsrecht  des  Aktionärs 

191  ff. 
Mobbe  35. 
Mobiliarqualität  der  Aktie  64,  228, 

244. 
MonacOjFürstenthum,  Rechtszustand 

74. 
Montes  42,  75. 

Mühlengenossenschaften  22,  23. 
Multiplici  48—50. 

Nachgründung  448. 

Name  der  A.-G.  115,  122,  137  f., 
145-157. 

Namensaktie  50,  65,  181,  202  ff. 

Naturallieferungspflichten  von  Ak- 
tionären 224  ff. 

Nichtigkeit:  Gründe  418 ff.;  Folgen 
der  430 ff.;  Heilbarkeit  435 ff.; 
Haftungen  für  N.  453  ff.,  481  ff., 
485. 

Niederlande,  Rechtszustand  72,  73. 

Niederländische   Kompagnien   53  ff. 

Nominalbetrag  der  Aktie  178  ff. 

Nom  social  146,  147. 

Normativsystem  290  ff.,  416  ff. 

Norwegen,  Rechtszustand  89. 

Nullitätssystem  421. 

Obligation  65. 

Offene  Handelsgesellschaft   20;    als 

Mitgüed   einer  A.-G.  134;   A.-G. 

als  Mitglied   einer   offenen  H.-G. 

255. 
Oeffentüche  A.-G.  273. 
Oeffentliche      Verlautbarung      von 

Gesellschaftsakten  296—298. 
Oeffentlichrechtliche  Befugnisse  und 

Pflichten  der  A.-G.  260f. 


Offices  of  the  registration  298*. 

Oktroiirte  A.-G.,  Kompagnien  61, 
274,  286. 

Oktroisystem  285  ff.,  404,  416. 

Oprichters  317  ff. 

Ordonnance  sur  le  commerce  66. 

Orientalische  Kompagnie  75. 

Oesterreich,  cisleithan..  Rechts- 
zustand 82. 

Ostende,  Kompagnie  von  75. 

Paghe  46. 

Pairiers,  pariers  22. 

Pars,  der  Publikanen  18;   der  Mit- 

rheder  28,  29. 
Parts  beneficiaires  196;  a  fosse  26; 

de  fondateurs  195%  196,  378«. 
Particeps    societatis    Publicanorum 

16. 
Parteifähigkeit  der  A.-G.  259,  260. 
Partionarii  22—24,  28,  30,  31. 
Patronus  30. 
Personalstatut,  Herrschaft  desselben 

121  ff. 
Persönlichkeitsrechte      der      A.-G. 

122f. 
Pfandbücher  307. 
Portugal,  Rechtszustand  74. 
Portugies.-Ostind.  Kompagnie  60. 
Praedes  12. 
Preference  shares  193. 
Preferred  stock  193. 
Prioritätsaktien  193,  223. 
Privilegirte  A.-G.  272,  273. 
Promagistri     (der     societas     Publi- 
canorum) 13. 
Promesse  213. 
Promoters  317  ff. 
Promotori  317  ff. 
Prospekt  313  f.,  315. 
Prospekttheorie,     Prospektzwang 

331  f. 
Proventi  46. 
Prüfungsbericht  369  ö. 
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Prüfungsrecht  der  ßegisterbehörde 

302  ff.,  402,  410  ff. 
Publikanengesellschaften  8  ff. 
Publicite  permanente  307  ®. 
Publikation,  siehe  Verkündung. 
Publizität,    Grundsatz    der    292 ff.; 

Einrichtungen  der  296  ff. 

Quaüfizirte  Gründung  327,  366  ff. 
Quaratz  57. 
Quittung  213,  215. 
Quittungsbogen  213. 
quotenaktie  136,  161,  174ff. 

Bases  23. 

Kealgemeinden  22. 

Recapito  50. 

Rechtliche  Natur   der  A.-G.  227  ff. 

Rechtsfähigkeit    der    A.-G.    121  fi., 

254  ff. 
Recepisse  64. 

Record  298;  Record  book  307«. 
Redemptor  vectigalium  10  ff. 
Registerbehörden  298  ff. 
Register  book  210. 
Register    of   its    members   210;    of 

mortgages  307. 
Registres  de  la  societe  210. 
Registrirung  in  Büchern  der  Gesell- 
schaft 307. 
Regulirte  Kompagnien  20,  83. 
Reserve  liability  224. 
Reservefonds  64,  160. 
Revisoren  369. 
Rhederei   28,   29,    55  ff.,    159,    161, 

176,  278,  279. 
Ricevuta  50;    r.  nominativa  202. 
Römische  Publikanengesellschaften 

8  ff. 
Rübenlieferungspflicht  der  Aktionäre 

225—227. 
Rückwirkung    von    Aktiengesetzen 

108-118. 
Rumänien.  Rechtszustand  73*. 
Russland,  Rechtszustand  89. 


Saches  22. 

Sacheinlagen    135,    217,    218,    360, 

366  ff.,  371  ff. 
Sacheinleger  319,  333,  335,  427. 
Salvador,  Rechtszustand  89. 
Santo  Domingo,  Rechtszustand  74. 
Schweden,  Rechtszustand  83. 
Schweiz,  Rechtszustand  83. 
Seehandelsgesellschaften  53. 
Serbien,  Rechtszustand  74. 
Share  58,  132,  136,  172. 
Share  capital  158. 
Share  certificate  197. 
Share  Warrants  197;    to  bearer  87, 

202. 
Siegel  der  A.-G.  254. 
Simultangründung  325  ff.,  350. 
Societas  raaris  26. 
Societas    Publicanorum    8 ff.;    socii 

derselben  12  ff. 
Societe  anonyme  66,  281 ;  ä  capital 

variable  171  f.,  180,  281;  S.coope- 

rative   277;     S.  en    participation 

66. 
Souscription  330;   siehe  Zeichnung. 
South-Sea  Company  83. 
Spanien,  Rechtszustand  74. 
Staat,  Verhältniss  des  St.  zur  A.-G. 

62,  63,  284  ff.,  400  ff. 
Staatsangehörigkeit  der  A.-G.  260. 
Staatsanstalten  auf  Aktien  282  f. 
Staatsgläubigerverbände,     siehe 

Gläubigerverbände,  montes. 
Staatspächtergesellschaften  5  ff.,  19. 

33  ff. 
Stammaktien  193,  223. 
Stammbuch  210. 
Stammkapital  158. 
Stammregister  210. 
Statement  of  charter,  incorporation 

293«,  3132. 
Statuten,  siehe  Vereinssatzungen. 
Statutenbücher  307. 
Statutenkollision  119  ff. 
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Stiftarne  317  ff. 

Stiftelse-urkund  314,  399. 

Stille  Gesellschaft,  stille  Theilhaber 

8,  12,  27,  35,  59,  75. 
Stimmrecht  der  Aktionäre  191  ff. 
Stock  172,  188,  196. 
Stock  book  210. 
Stock  certificate  197. 
Strafrechtliche    Delikte    der   A.-(t. 

261. 
Successivgründung  64,  325  ff.,  352 ff. 
Summenaktie  136,  161,  174  ff. 
Syndici  societatis  Publicanorum  13. 

TeXwvai,  xeXwvdp^Tj;  7,  8. 

Titre    d'action    197,    T.    nominatif, 

au  porteur  202. 
Tractator  26,  27. 
Transfer  book  210. 
Transportbuch  211. 
Trusts   284. 
Türkei,  Kechtszustand  74. 

üchaux  22,  23. 
Uebernahmeverträge  373  ff. 
Ueberpariemission  der  Aktien  221, 

222,  334. 
Uebertragbarkeit  von  Antheilen  8, 

18,  23,  25,  27,  28,  65,  196. 
Ueberzeichnung  342  f. 
„Ultra  vires«   Theorie  259. 
Umschreibung   im   Aktienbuch  65, 

212. 
Umwandlung   von   Aktienurkunden 

206  ff. 
Ungarn,  Bechtszustand  82. 


Unlimited  Company,  having  a  capital 

divided  into  shares  86. 
Unter  pari  Zeichnungen  334. 

Venezuela,  Kechtszustand  90. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika, 
Rechtszustand  90. 

Vereinssatzung  310  ff. ;  als  Erkennt- 
nissmittel für  das  Aktienrecht  104. 

Verkündung,  öffentliche  306,  307, 
405  ff.,  413. 

Versement,  premier  359. 

Versicherungsgesellschaften  268 — 
270 ;  siehe  Assekuranzkompagnien. 

Vollzeichnung  425  f. 

Vorstand  63;    siehe  Erste   Organe. 

Watered  stock  218«. 

Zeichenstellen  64,  331*. 

Zeichneranwartschaft,  Uebertragung 
der  390  f. 

Zeichner,  Haftung  aus  der  Grün- 
dung 447,  481  ff. 

Zeichnung  64,  325 ff.;  Form  327 ff., 
426;  Inhalt  334 ff.;  rechtl.  Natur 
344 ff.;  siehe  Vollzeichnung. 

Zeichnungsbücher  (-bögen,  -listen) 
328. 

Zeichnungsschein  64,  327. 

Zeichnungsurkunde  328  ff. 

Zeitdauer  der  A.-G.  271,  272. 

Zubusspflicht  25,  28,  29. 

Zünfte  20. 

Zweigaktien  194. 

Zweigniederlassungen  der  A.-ö. 
2658,  4X4,  415. 
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Carl  Heymauus  Verlag,  Berlin  W. 

Rechts-  und  StaatstirissenschaftUcher  Verlag. 

Die  geschichtliche  Entwicklung 

des 

Aktienrechts 

bis  zum 

Code  de  Commerce. 

Von 
Dr.  Karl  Lehmann, 

ord.  Professor  der  Rechte  an  der  Universität  Rostock. 

Preis  M.  3,  bei  postfreier  Zusendung  M.  3,10. 

Das  Reichsgesetz 

betreffend  die 

Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 

und  die 

Aktiengesellschaften. 

Tom  18.  J«U  1884. 
Erläutert  yon 

Victor  Ring, 

Richter  am  Landgericht  I  in  Berlin. 

Zweite  völlig  umgearbeitete  Auflage. 

M.  20,  ge.b,  M.  22,50,  bei  postfreier  Zusendung  je  M.  0,50  mehr. 

Vorträge  und  Aufsätze 

aus  dem  ,  .  .       .  . 

Handels-  und  Wechselrecht 

Von 
Dr.  R.  Koch, 

Wirklichem  Geheimem  Rath,  Präsident  des  Reichshank-Direktoriums. 

Preis  M.  8,  geb.  M.  10,  bei  postfreier  Zusendung  M.  0,30,  bezw. 

M.  0,50  mehr. 


Carl  Heymanns  Verlag,  Berlin  W. 

Rechts-  und  StaatswissenschaftUcher  Verlag. 

Die  Aktiennovelle  vom  18.  Juli  1884. 

Ein  Versuch, 
die    Benutzung    des    Textes    des    Handelsgesetzbuches, 

betreffeud  die 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  die  Aktiengesellschaften 

durch  Gegenüberstellung  zu  erleichtern 
.  von 

Schlieckmann, 

Justizrath. 

Preis  M.  2,  bei  postfreier  Zusendung  M.  2,20. 

Die  Staatseinkommensteuer 

der 

Aktiengesellschaften,    Kommanditgesellschaften   anf 

Aktien,  Be'rggewerkschaften,  eingetragenen  Genossen^ 

Schäften  and  Konsnmyereine  in  Preassen 

nach  dem  Gesetz  vom  24.  Juni  1891 
systematisch  dargestellt  von 

Dr.  Herman  Veit  Simon, 

Rechtsanwalt  in  Berlin. 

Preis  gebunden  M.  8,  bei  postfreier  Zusendung  M.  8,30. 

Das  Reichsgesetz 

betreffend  die 

Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung 

vom  20.  April  1^92. 

Erläutert  von 

Dr.  Ernst  Neukamp, 

-    •  Landgerichteratli  iH  Göttingen.  '        =  "  ' 

=^  Taschen  -  Gesetzsammlung  Nr.  7.  =^ 
rPrejsIkartojpLjiirt;  M.\4,  bei.poStffeier  Züsehdn»g:M'.j4:,^.7'':i 


Carl  Heymanns  Verlag,  Berlin  W. 

Rechts-  und  Staatawlssenschaftlicher  Verlajg. 


Handelsgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich 

nebst  dem 

Einführungsgesetze. 

Text-Ausgabe  mit  ausführliclien  Registern. 

Zweite  Auflage 


Preis  M.  2,  geb.  M.  2,40,   bei  postfreier  Zusendung  M.  2,60. 

Materialien 

zum 

Handelsgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich 

und  dem 

Einführungsgesetze. 

Preis  M.  6,  bei  postfreier  Zusendung  M.  6,50. 

Monatsschrift 

für 

Handelsrecht  und  Bankwesen, 

Steuer-  und  Stempelfragen. 

(Neue  Folge  der  Monatsschrift  für  Aktienrecht  und  Bankwesen.) 

Herausgegeben  von 
Justizrath  Dr.  Faul  Holdheim  in  Frankfurt  a.  M. 


Preis  halbjährlich  M.  6,  bei  postfreier  Zusendung  M.  6,30. 
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